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Borwort. 


Die freundliche Aufnahme, welche die gegenwärtige Schrift 
ſchon nach ihrer vorläufigen Ankündigung zur Freude ded Vers 
faſſers auch bei anerkannten Praktikern im Fache der Gemeinde: 
verwaltungögefchäfte gefunden hat, beweist für die Verbreitung 
der Einfiht, daß zur richtigen Auffaffung und rechten Leitung 
derfelben die bloße Bekanntfhaft mit der ungeordneten Mafle 
von Einzelnheiten, die im beften Gedächtniſſe zufammengehaltene 
Kenntniß der zahllofen fpeziellen Normen nicht ausreicht; die 
Schrift kommt einem wiſſenſchaftlichen Streben entgegen, das 
auh hier an der Stelle des mechaniſch Angelernten ſich geltend 
maht und das fih 3. B. in den vielfachen Verſuchen einer 
Berbefferung des Rechnungsmwefend auf den Grund und mit dem 
Zweck einer Elareren Erkenntniß der wirtbfchaftlihen Verhältniffe 
felbft Fundgibt, fo daß ed zu wundern ift, wie nicht ſchon früher 
ein nennenswerther Verſuch der umfafjenden und woiffenfchaft: 
lihen Behandlung eines Stoffs gemacht wurde, der feit Jahr: 
hunderten unter den Händen und Federn von Sachverſtändigen 
ſich befindet. j 

Indeß hat der Verfaffer fogleich zu bekennen, daß ihm 
bei feiner Arbeit weit weniger dad Verdienſt vorfchwebte, zur 


Ausbildung von Gefchäftsfundigen im Rechnungs: und Steuer: 
wefen und etwa zur Erleichterung der Verwaltungödienftprüfungen 
beizutragen, ald die weit ſchwierigere Aufgabe einer aufflärenden 
Darftellung der materiellen Verwaltung felbft, für diejenigen, 
welche zu deren Führung und Leitung berufen find, wenn aud) 
diefelbe bei der großen Mehrzahl der leßtern nur langfam und 
nur durh dad Medium jener Gefchäftsmänner Eingang finden 
kann. Zur Löfung diefer Aufgabe etwas beizutragen, fchien dem 
Berfaffer wichtig genug zu einer Zeit, in der man aufs Neue 
erfahren hat, daß der politifche Bau mit der fichern Grund: 
lage einer aufgeklärten öffentlihen Meinung und patriotiſcher 
Gefinnung der Bürger nicht bloß von oben herab, fondern auch 
und vorzüglid” von unten ber, in der Vorſchule und in dem 
Vorbilde der Corporation, der Gemeinde, geführt werden muß, 
und daß in deren engerem Kreife felbft nody ungemein Biel zu 
thun ift zu Verbreitung richtiger Anfichten, zu Hebung des 
Gemeinfinnd, zu Weckung einer Eräftigeren Theilnahme an den 
öffentlichen Angelegenheiten, einer befleren Opferwilligkeit für 
höhere und allgemeine Zwede. 

Freilich müffen wir den Antrieb hiezu vorzüglid) von der 
Gefebgebung felbft erwarten, wenn aud) nicht in dem Sinne 
derer, die zu den nothmendigen Ergebniffen der neueften polis 
tifchen Vorgänge aud eine unbeflimmte Selbſtſtändigkeit der 
Gemeinden in ihrem Haushalte und in deren Hintergrund ein 
Preisgeben der dauernden Intereſſen der Corporation an die 
Gelüfte der Gegenwart rechneten. 

Es wäre großes Unrecht, zu verkennen, weldye bedeutende 
Verdienfte die Gefeßgebung von 1817 — 1821 um unfer 
Gemeindewefen hat, welch weſentlicher Fortfhritt von der frühern 


— VYy — 


mechaniſchen Tabellenherrſchaft geſchehen iſt, welche Keime zur 
Entwicklung in die Gemeinde ſelbſt gelegt wurden; ja, es ſind 
die meiſten Hauptgrundſätze derſelben noch heute die richtigen 
und es darf behauptet werden, daß die zunaͤchſt fühlbaren und 
übel empfundenen Mipftände großen Theils weniger in dem 
Geſetze felbft, als in deffen Vollziehung, in der Verkennung feiner 
Prinzipien bei Ertheilung detaillirter Worfchriften, bei Hands 
habung der Staatdauffiht im Einzelnen ihren Urfprung haben. 

Wenn wir troß biefer Handhabung des Gefeged neben 
manchen mufterhaften Verwaltungen, bei melden die Staatd- 
aufficht zur entbehrlichen und läſtigen Förmlichkeit wird, an 
vielen Orten hergebradhten Schlendrian und Gleichgültigkeit gegen 
die wichtigften Intereffen der Gemeinde treffen, wenn wir fehen, 
daß ftatt pflichtmäßiger Fürforge für dad Gemeinwefen mitunter 
nad) Eingebungen des Neided und der Partheifuht gehandelt 
wird, wenn wir fo oft unter dem Namen der Sparfamfeit eine 
Virthfchaftsführung finden, deren Stärke nur im Streichen und 
Herabfegen der Ausgaben befteht, wenn wir die nächftliegenden 
Interefien jo oft über die wahrhaften und dauernden fiegen 
fehen, fo zeigt fi doc all diefes Detail von Vorſchriften, al 
diefe Beaufſichtigung als unzureihend; wenn in einzelnen Punkten 
Heine Nachtheile abgewendet wurden, fo konnten andere größere 
nicht verhindert werden. 

Biel wichtiger und erfolgreicher für dad Ganze der Corpo— 
ration, als die Hinderung einzelner pefuniärer Werlufte, die ſich 
diefe Vorfchriften zc. vorzüglich zur Aufgabe machen, ift eine 
Richtung der Gefehgebung, die die Selbftbethätigung der Cor: 
porationsglieder und Borftände in der Verwaltung befördert, 
welche fi hütet, durch cine Vorforge, die doch nach dem praf: 
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tiſchen Ergebniß auf eine Bevormundung hinausläuft, dieſe freie 
und lebendige Thätigkeit zu lähmen, die aber auch mit gebühren- 
der Strenge die Pflichtvergeffenheit ahndet und verfchuldete Nach— 
theile durch die Schuldigen vergüten läßt. Diefe mehr repreffive 
Richtung, diefes erziehende Element, vermiffen wir nanıent- 
lich in folchen Punkten, bei welchen fi) die freie Selbftthätig- 
feit der Berwaltungsorgane, mit der in die Gemeinde felbft ge: 
legten Gontrole durch die Bürgerfchaft und deren Ausfchuß, in 
Anpaffung an die fo verfchiedenen örtlichen WVerhältniffe, ohne 
alle Gefahr für das Allgemeine und für die bleibenden Intereffen 
der Corporation zeigen Fann, wohin namentlidy dad von ber 
Gefeggebung immer fo forglich gepflegte Kapitel der Befoldungen, 
Zaggelder ⁊xc. gehört, worin ſchwerlich feit 30 Jahren ein Fall 
nachzumeifen feyn dürfte, in welchem die Auffichtsbehörde hin: 
reihenden Grund zur Aenderung des Gemeindebefchluffes ge: 
habt hätte. Befonderd aber fleht mit jener Richtung im Wider: 
ſpruche die Einrichtung der von Auffihtäwegen gefchehenden 
Revifion und Abhör der Rechnungen. Denn fo praftifh, vom 
Standpunkte der Gefchäftsvereinfahung und vielleicht der Er: 
fparniß aus, diefe Bereinigung der — den VBerwaltungsorganen 
der Gemeinde felbft obliegenden detaillirten Gontrole der Ver: 
waltung mit der von Staatdauffichtöwegen immerhin noth: 
wendigen Prüfung erfcheinen mag, fo iſt doch gewiß, daß hie— 
durch aud) bei taftvoller Behandlung eine Einmengung der Auf: 
fihtöbehörde in das ganze Detail der Verwaltung veranlaßt, 
daß hiedurch die eigentlichen Verwaltungsorgane daran gewöhnt 
werden, mit ihrer Thätigkeit namentlich bei fchwierigen und 
“ unangenehmen Fällen auf den Sporn von oben zu warten und 
leiht auch in ſolchen oft wichtigen Punkten unthätig zu ſeyn, 
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auf welche die Auffichtsbehörde durch die Rechnungen nicht 
geführt wird. 

Während dann bisher hauptfählid die Belaftung der 
Gorporationsfaflen mit Ausgaben auf eine oft ängftliche und 
den Sinn für eine liberale und rechte Sparſamkeit verderbende 
Weife überwacht wurde, wagte es andernfalls die Gefeßgebung 
nicht, die Celbftverwaltung der Gemeinden bei Vermögens» 
theilen, die dody einer befondern und fachverftändigen Pflege 
bedürfen und deren üble Behandlung auf fpäte Jahre nad): 
wirkt, wie die Waldungen, einer nähern und beftimmten Con: 
trole zu unterwerfen, jo daß hier Hunderte von Einnahmen 
verloren gehen Eönnen, während zu einigen Gulden der Aus: 
gabe die Staatögenehmigung eingeholt werden muß, 

Doch es ift hier nicht der Drt, diefe und andere Mängel 
weiter auszuführen; in der Schrift felbft hat fi) der Verfaſſer 
erlaubt, feine Anfichten über Einzelnes auszuſprechen; und wenn 
fie zu Löſung der oben geftelten Aufgabe felbft und unmittel: 
bar nur Weniges zu leiften vermag, fo hat fie doch vielleicht 
die gewünſchten Fortſchritte erleichtert, indem fie das ganze Ge: 
biet der Gemeindewirthſchaft mit ihren vielfachen und leben— 
digen Beziehungen überfichtlid darlegt und die Hemmniſſe freier 
Entwidlung, die Nothwendigkeit fortfchreitender Verbeflerung im 
Einzelnen aufweist. Auc hier Fann aber die Bemerkung nicht 
unterdrücdt werden, daß der Staat, indem er feine Sntereffen 
bei Beauffichtigung der Gorporationen wahrt und einen reich— 
lihen Theil der öffentlichen Aufgaben und Laften nicht bloß 
localer Art und Bedeutung in diefelben legt, auch eine materiell 
aushelfende Fürforge für die Eriftenz und Pflege der Gemeinden 
in ſolchen Fällen häufiger bethätigen follte, wo die fo ungleic) 
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vertheilten Mittel derſelben nicht hinreichen, dem Bürger ein 
allzudrückendes Maß an Gemeindelaſten, unter dem eine freu: 
dige Betheiligung am Gemeinmwefen nicht zu erwarten ift, zu 
erleichtern. — Auch hofft der Berfafler, indem er die Gemeinde: 
wirthichaft zunächft vom Standpunkte der bleibenden Corporation 
im Gegenfa; der Gefammtheit der dermaligen Bürger darzu: 
ftellen hatte, doc nicht vergefien zu haben, daß auch die Gegen: 
wart ihre Rechte hat und das ökonomiſche Wohlfeyn der Bürger 
mit dem Gedeihen der Corporation Hand in Hand geht. 


Göppingen, im Juni 1351. 
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Einleitung. 


I. Vorbegriffe. 


$. 1. 

Wirthſchaft ift im Allgemeinen die Bemühung um Beiſchaf— 
fung und die Behandlung beigefchaffter äußerer Dinge, Güter, 
welche entweder unmittelbar felbft zu menſchlichen Zweden dienen 
oder dur ihre Verwerthung und Austaufhung die Mittel biezu 
gewähren. Ohne folche Güter laffen fich die wenigften Zwede er- 
reihen, und je mehr die Verhältniffe der ftaatlichen und bürgerlichen 
Geſellſchaft entwidelt find, deſto weniger genügt ed, die wirthichaft- 
lihe Thätigkeit blos auf jeweiliged Gutdünken zu gründen, deſto 
nöthiger ift es, hiefür fich die befonderen SKenntniffe zuzueignen, 
welhe die auf genaue Beobachtung, auf Zufammenfaffung und Ent- 
wicklung gemadter Erfahrungen gegründete Wiſſenſchaft darbietet. 


$. 2. 


Eo wichtig aber ift, zunächft zu wiffen, wie die Wirthichaft an fich 
und fachlich am vortheilhafteften geführt wird, d. h. auf welche Weiſe 
die meiften Güter beigefchafft und wie die Zwede mit der wenigften 
Aufopferung folcher Güter erreicht werden können, fo ift doch zu 
einer vernünftigen Wirthichaft nod) weiter. das weſentlichſte Er- 
forderniß, daß die wirthſchaftliche Thätigfeit im Einklange bleibt mit 
den Zweden und Aufgaben, zu welchen jene die Mittel bieten foll, 
Nicht die einfeitige Erjtrebung und Anhäufung fachlicher Vortheile 
ift die Aufgabe einer folhen Wirthichaft, ihre Thätigfeit muß ger 
leitet jeyn durch ftete Beachtung der vernünftigen Lebenszwecke, der 
höheren und geiftigen Intereffen, zu deren Befriedigung die Mittel 
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beigeſchafft werben ſollen; die Art und Weiſe ihres Verfahrens wird 
daher durch diefe Rüdjichten befchränft und bedingt. 


$. 3. 


Dies findet ganz beſonders Anwendung auf die Wirthichaft der 
Eorporationen, der dauernden Vereinigungen für gemeinfame 
und bleibende Sinterefien, welche innerhalb des Staats und in Unter- 
ordnung unter denfelben beftehen. Diefelbe hat neben vielem Ge- 
meinfamen mit der Wirthichaft des Einzelnen, der Familie, zunächſt 
das aͤußerlich Unterſcheidende von dieſer, daß fie aufer den allge 
meinen Rechtögefegen, innerhalb deren fi Jeder im Staate zu bewer 
gen hat, noch durch befondere Staatsgeſetze bis auf ein gewiſſes 
Maß geregelt ijt, indem einestheild die Zwede und Aufgabe fol- 
cher Gemeinwefen mit denen ded Staats felbft weientlich zufammen- 
hängen, anderntheild die Corporation für fich felbft als blos er- 
dichtete Perfönlichfeit, nicht handeln fann, fondern gegenüber vom 
Staate fowohl ald gegen andere Perfonen im Staate vertreten 
feyn muß. 


II. Geſchichtliche Entwicklung. 


$. 4. 


In den Genoffenfhaften, die unter den erften Bildungen in 
unferer Landes- und Staatsgeſchichte erfcheinen, finden wir zunaͤchſt 
die Gemeinfamfeit der Benügung binfihilih des ungebauten 
Bodens (Allmande) wie des gebauten, wenn er bei der uralten 
deutfchen Dreifelderwirthichaft brach liegen blieb, und zwar durch die 
Beweidung und die lediglih vom Bedarf und Belieben abhängige 
Nugung der Waldungen. Gegenüber den andern Vereinigungen 
der Grundbefiger gleicher Art bildeten fih die Marfungen, welde 
da, wo große Streden ungebauten Feldes und Waldungen zuſam⸗ 
menhiengen, gewöhnlich mehreren, zuweilen ſehr vielen Dörfern oder 
Meilern, gemeinfchaftlih waren und häufig bis auf die neuere Zeit 
blieben.) Da die Weide von den einzelnen Gutsbefigern felbft ber 
fahren wurde und, was die Waldungen betrifft, das Holz noch 
feinen Verkehrswerth hatte, ſpaͤter aber die Lehre auffam, daß Die 
großen Waldungen im Obereigenthum des Landesherrn feyen, wor⸗ 
über den einzelnen Einwohnern der berechtigten Orte nur Behol- 
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zungsrechte nach ihrem Bedarf ald Nugung verblieben, ſo war hie- 
mit zu einer öffentlichen Wirthſchaft noch Fein Anlaß gegeben. 


41) Biele Beifpiele hievon finden fich in unferem Lande: der Altvorfer Wald, 
der Schönbuh, der Heuchelberg, tie Altenftaiger Kirchfpielgenofienfchaft, 
die erſt 1830 durch Theilung des Waldes aufhörte; im Oberamt Ehingen, 
Ulm ꝛc. die Halden, auch erft in ber neueren Zeit vertheill. 


$. 5. 


Im achten bis zehnten Jahrhundert machten fromme, von den 
Ideen des Ehriftenthums begeifterte Leute Echenfungen, Stiftungen 
an beftimmte Heilige, welchen Kirden geweiht waren, deren, 
Gründung durch die einzelnen Herren oder aus dem allgemeinen 
Kirhengute geſchah, das durh Scenfungen der Großen an ten 
Biſchof und befondersd durch die allgemeine Einführung ded Zehn- 
tens (jeit 779) als Firchliche Abgabe fich gebildet hatte. Alle Güter 
und Einfünfte der füämmtlihen Kirchen ftanven unter Verwaltung des 
Biſchofs, der hieraus nicht nur für den Unterhalt der fümmtlichen 
Kirhen und Geiftlihen zu forgen hatte, fondern aud die Pflicht 
der Armenunterftügung nah den Geboten der chriftlihen Lehre 
hatte. Bald wurden indeffen den einzelnen Kirchen, namentlih zum 
Unterhalt der Geiftlihen, beftimmte Güter und Zehntrechte in der 
Nähe beigelegt. Ginzelne Herren hatten durch die aus ihren Mits 
tein erfolgte Gründung einer Kirche und dur bejondere Verleihung 
(Batronat) das Recht, die Kirhengüter zu beauflichtigen, auch oft, 
fo weit nicht die Verpflichtung zum Unterhalt der Geijtlihen und des 
Kirchengebäudes die Einfünfte verzehrten, ſolche für fi zu beziehen. 


Seit dem dreizehnten Jahrhundert tritt die Berfaffung der Ge- 
meinden beftimmter hervor. Das Gericht, in den Städten unter 
dem Borfig des landesherrlihen Vogts, in Dörfern mit dem Schult- 
heiß oder Bürgermeifter, ‚vertritt die Gemeinde und hat neben der 
Gerichtsbarkeit die Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten. Seine 
Mitglieder werden zuerft auf verfchiedene Weile aus der Gemeinde 
gewählt, erlangen aber bald das Recht, fich felbit nad eigener 
Wahl zu ergänzen. In wichtigeren Angelegenheiten beruft das Ge— 
riht eine Anzahl von ihm beftimmter Männer aus der Gemeinde, 
den Rath, mit welhem ed den Magiftrat ausmacht. inzelne 
Berſuche, der Gemeinde felbft eine ftändige Mitwirkung zu verſchaf⸗ 

1 Li 


—— 


fen, blieben ohne allgemeinen Erfolg ;1) doc läßt der Magiſtrat die 
Gemeinde in fehr wichtigen Sachen zufammentreten, um mit ihr zu 
berathen.?2) — In den Städten forderte die Erhaltung der Mauern, 
die zu jener Zeit die öffentliche Sicherheit ftügten, öffentliche Mittel ; 3) 
von Märkten und Handel erhoben die Städte mit lantesherrlicher 
Bewilligung Abgaben. 3) — Für die Verwaltung der Einnahmen 
und Ausgaben wurden einer oder mehrere der Gemeindevorfteher, 
rechnende Bürgermeifter, beftellt. 5) 


1) Bol. Heyd, H. Ulrich I. 256. In Eulz waren vor Alters her die fog. 
„Bierer“ dem Magiftrate gegenüber die Gemeindeveputirten zur Mitwir- 
fung in wichtigeren Sachen. Köhler, Geſch. von Sul; €. 98. 

2) Die Landbesorbnungen feit 1521 nehmen viefen Ball immer von dem Ber 
bot der Berfammlungen aus. 


3) Zu der Befefligung der Städte follte nad) dem Vertrag zwifchen ven Grafen 
Gberharb und Ulrich v. 1361 das „Umgeld“ verwendet werben. ©. aud) 
K. Privil. dv. 22, Oct. 1555. Stuttgart Fam ſchon 1312 in defien Beſitz; 
Befigheim 1365. 

4) Den „Marktzoll” (Fleinen Zoll) erhielten durch Tandesh. Bewilligung 1454 
—56 Calw, Kirchheim, Stuttgart. Sattler, Geſch. d. Grafen If. 203. 
und Beil. Nr. 95. 96. Weozölle 1480 Marfgröningen, 1497 Stuttgart. 

5) Zunft erwähnt im Uracher Staptrecht von 1468. 
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Für den Schuß und ftatt des durch die Ritter geleifteten Kriegs— 
dienftes feifteten die gemeinen Landſaßen dem Landesherrn Abgaben 
(Beed, Schatzungen u. A.), die im Ganzen auf den Gemeinden, 
doch in ganz verfchiedener Art und Weife, zuweilen auch gleihmäßig 
auf den Gemeinten eines gewiffen Bezirkes als eine feſte und blei- 
bende Laft ruhten und womit die Gemeinden ihrerfeitd die in Ihrem 
Bann oder Marfung gelegenen Güter belegten.) Als bei gefteir 
gerten Staatöbedürfniffen die Verſuche der Landesheren, von einzel- 
nen Gemeinden Beifteuern zu erhalten, den entiprechenden Erfolg 
nicht hatten, beriefen jene die für beftimmte Bezirke, je eine Stadt 
mit einer Anzahl von Dörfern, beftellten Voͤgte, znweilen aud) (jpäter 
allein) Mitglieder der Stadtgerichte. Diefe verwilligten dann, jeder 
für feinen Bezirk einen beftimmten Betreff, Schagungen oder Steuern, 
die fofort nach Anhörung des Stadtgerihtd und mit anfangs wills 
führlicher Zuziehung einiger Dorfſchultheißen 2) auf die einzelnen Ge⸗ 
meinden des Bezirks vertheilt wurden. So bildete ſich ein wirth— 
ſchaftlicher Verband zwifchen der Bezirksſtadt und den zugetheilten 


— 


Dörfern. Stadt und Amt ſtand der Regierung als Ganzes ge— 
genüber, und dieſe hatte nicht weiter mit den einzelnen Gemeinden 
zu thun. Auf diefen Amtsverband wurden denn aud) andere Staats: 
(aften gelegt, wie namentlih die Bewachung und Beholzung herr: 
ſchaftlicher Schlöſſer, ) und bejonders die Stellung von Kriege: 
mannfchaft. Als nämlich in Folge der Erfindung des Schießpulvers 
die Kriegsdienfte der Ritter mehr und mehr ungenügend wurden, 
ward theild durch Landesaufgebot oder Auswahl die erforderliche 
Mannſchaft genommen, theils wurden Söldner, Soldaten vom Hands 
werk, angeworben. Die ausgehobene Mannſchaft, ftatt welcher die 
Aemter zuweilen auf eigene Koften Söldner ftellten, mußte bis zu 
ihrer Einreihung von Stadt und Amt erhalten werden; an Söld— 
nern aber hatte jedes Amt cine beitimmte Anzahl mit Fahnen, 
Bühfen und Harniſch über den Krieg zu halten, oder, wenn der 
Yanvesherr Die Mannſchaft im Ganzen geworben hatte, die Koften 
dafür zu tragen.*) Ohnehin blieb dem Stadt und Amte zu beftreiten, 
was an Botenlöhnen, an Kojten des Abgeorpneten zum Landtage?) 
und anderen Berwaltungsfoften in gemeinen Amtesangelegenheiten 6) 
aufgieng. — Wenn übrigens in Kriegen einzelne Aemter duch Ein- 
quartierung oder Lieferungen auffallend vor andern belaftet waren, 
jo warb durch eine Vergütung aus der Landſchaftskaſſe oder durd) 
eine den übrigen Aemtern gemachte Auflage daran eine Ausglei— 
hung — Landesvergleichung — bewirkt.) Leber das Berhältniß, 
nad welchem die einzelnen Gemeinden des Bezirfes an Landjteuern 
und Amtskoſten beitrugen, bildete fih ein Herfommen oder ward es 
durh außdrüdlichen Vertrag feitgefegt;®) die Gefepgebung verord« 
nete nur im Allgemeinen die Umlage der Landfteuer nah Bermö- 
gen, „nach gleicher Anzahl und aller Biligkeit."% Jede Gemeinde 
legte ihren Betreff auf eigene Koften zugleich mit dem allmählig her: 
vortretenden Erforderniß für Gemeindezwede!0) unter einer Summe 
um, bis eine Abjonderung zu dem Zwede vorgejchrieben wurde, daß 
Jeder feinen Antheil an den landſchaftlich verwilligten Steuern er- 
Iennen möge. 1) — Die Dorfgemeinde lieferte ihren Steuerbetreff 
an den Bürgermeifter der Amtsftadt, diefer das Ganze an die Lands 
ſchaftskaſſe. 12) | 


1) ©. übrigens $. 8. 

2) Dies geht aus ber Urkunde in Reyſchers Statutarredhte ©. 390 hervor, 
wonach als befondere Ausnahme im Amt Böblingen das Amt der Neuner 
befand, eine je auf 3 Jahre gewählte Deputation von Stadt und Amt 


zur Berathung ber Amtskörperfchaft, zu welcher in fehr wichtigen Dingen 
die Dorffchultheigen zugezogen wurben. 

3) Amtfh.Orbng. von 1489. Vergleich zwifchen Stadt und Amt Gannftadt 
wegen Beholzung des Schloffes Württ. von 1475. Reyſcher Etat.Rechte 
©. 634. — Amtsfchaden heißt in jener Ordnung überhaupt, was ben 
Unterthanen felbft unmittelbar zu leiften obliegt, ohne daß gerade hiemit 
die Beftreitung durch bie Amtsförperfchaft felbft ausgefprochen wäre; fo 
fagt die Land. Orbng. von 1495, die Wege follen auf Amtskoſten erhalten 
werben; der Gegenfag war ber Landſchaden, d. h. Leiftungen fürs 
Land, wofür aus der herrichaftl. Kaſſe eine Vergütung flattfand, tie bis 
zum Tübinger Bertrag wieder auf die Nemter umgelegt wurbe; namentlich 
Fuhren an den Hof, Verſchickungen in Landesfachen, Koften des Nachrichters. 

4) Amtefh.Ordng. von 1489. Bergl. Heyd, H. Ulrich I. 60. 120. 

5) Diefe erwähnt der Vergleih zwifchen Stadt und Amt Bradenheim von 
1535. Neyfcher ©. 534. Vergl. Heyd I, 382. 

6) eit. Amtsſch. Ordug. Auch die Koften der Stadtmauern werben mitunter 
von Stadt und Amt getragen, 3. B. „Amtsſchaden im Amt Winnenden“ 
1490. Heyd I. 298. Beſcheid von 1560 fürs Amt Böblingen, wo Ein: 
belfingen wegen Erhaltung feiner eigenen Mauer vom Beitrag freige: 
fprodhen wird. Im mehreren Aemtern genofien die Mitglieder des Stadt⸗ 
gerichts, als zugleich Appellationsgericht, Feine Befoldungen von Stabt 
und Amt. 

7) 3. B. 1552 wegen Verpflegung fpan. Kriegsvolfes im Amt Böblingen. 
Reyſcher ©. 396. Ferner im Jahr 1623, 1643. 

8) Bergleihe zwifchen Stadt und Amt Sulz von 1549 und 1555. Köhler, 
Geſch. S. 283, Ferner die angef. Bergl. von Sannftatt, Bradenheim. 

9) Gen Refer. vom 9. Sept. 1514. 

10) Senannt werden an foldhen Ausgaben: Zins und Gülten, Erhaltung ber 
Diener zu Wach und Pene, Bauen, Zehrung. Gen.Refer. vom 2. Zuli 
1554. 

11) Angef. Gen.Refer. von 1554. 

12) Gen.Refer. vom 9. Sept. 1514 
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Die Beftreitung diefer Amts- wie aud) der Gemeindefoften lag 
indeffen als gemeine Laft nur den Bürgern und Bauern ob. Die 
im Bezirke eined Amtes und einer Gemeinde gelegenen herricaft: 
lichen Güter (landesherrlihe Domänen) ſowohl als die Befigungen 
des Adels, der fih zu Ende des Löten Jahrhundertd auch von dem 
württ. Staatsverbande losriß, fodann das Eigenthum der Klöfter 
Pfarreien, Stiftungen durfte hiefür nicht mitbefteuert werden. Bei 
jenen beruhte dies auf den allgemeinen rechtlichen Borftellungen über 
die Vorzüge der höhern Stände, deren fi) in der Folge auch die 
höhern Beamten in diefer Beziehung erfreuten, bei dem Eirchlichen 


— T — 


GigentHum aber waren die Vorſchriften der geiſtlichen Rechtsbuͤcher 
maßgebend. Es lag daher im ntereffe der Gemeinden, wenigftens 
die Zunahme diefer befreiten Befigungen zu verhindern,t) wozu das 
Berbot des Verfaufd an die todte Hand, d. h. an Spitäler, Stif: 
tungen 2c. diente. 2) 


1) Schon aus dem 1dten Jahrhundert finden ſich Beitrebungen ber Gemeins 
den, die Steuerbarfeit der an Klöfter ꝛc. verkauften oder gefchenften Güter 
ihrer Markung zu erhalten. 3. B. Bertrag zwifchen Waiblingen und 
Adelterg von 1273 (Sattler I. 3.), zwifchen Zuffenhaujen und Maulbronn. 
Moſer, Ginleitung zur Sammlung der Steuergefege ©. 9. 


2) ©. das Verbot eines „in den Befchwerben gelegenen“ Guts an Klöfter in 
dem Geſetz vom 26. Febr. 1556. 
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Von der Mitte des A1dten bi8 Ende des 15ten Jahrhunderts 
bemerfen wir eine Richtung zu Gründung von Anftalten der öffent» 
lihen Wohlthätigfeit ; viele Kirchen, die meiften Spitäler !) entftehen 
um diefe Zeit. Der Beitand der Stiftungen jeded Orts wird ver- 
faffungsmäßig fichergeftellt. *) Bald ehrt fi auch die Geſetzgebung 
gegen das in Bettel und Mußiggang maffenweife umberziehende 
Gefindel, und erflärte jeden Ort zu Erhaltung feiner Armen vers 
bindlih, wozu die Mittel durch öffentliche Almofenfammlungen ge- 
wonnen werden, wobei die Stadt ihren zugetheilten Dörfern aushel- 
fen und vermöglichere Drte die ärmeren durch Spenden unterftügen 
ſollten.) Während fodann aus dem Vermögen der Klöfter bei der 
im Herzogthum durchgeführten Kirchenreformation das allgemeine 
Kirhengut der evangelifhen Landeskirche gebildet wurde, ward für 
jeden Ort die Errichtung eines „gemeinen Kaftens” aus örts 
lihem -Kirchenvermögen, aus den Erfparniffen durd; den vereinfachten 
Gottesdienft, aus öffentlihen Sammlungen bei jeder thunlichen Ges 
Iegenheit, zu Erhaltung von Kirchen, Schulen und Armen angeord- 
net; forgfame Vorfchriften wurden für die Sicherung dieſes Vermö— 
gend, die Verwaltung diejer Käften gegeben, für wel’ letztere aus 
dem Ortögeiftlihen, dem Schultheißen und Deputirten des Gerichts 
und der Gemeinde eine Behörde zu bilden war.4) Den Ortöbe- 
börden wurden auch jene Wohlthätigfeitsanftalten, die bisher nad 
Art geiftlicher Inftitute verwaltet wurden, übergeben.5) Als Theil 
der firhlihen Einrichtungen war die Verwaltung dieſer Käften von 
dem Kirchenrath aufs genauejte beauffichtigt. 6) 


Er 


1) Gegründet wurden bie Epitäler zu Kirchheim 1360. Göppingen 1401. 
Baihingen 1440. 1457 Bradenheim. 1470 Marbach, Waiblingen, Blau: 
beuren. 1480 zu Urach m. f. w. 

2) Regimentsorbnung vom 14. Juni 1498. 

3) Orbnung vom 27. März 1531. 

4) Erſte Kaftenorbnung von 1536. 

5) So bie Brüderfchafts:, Heiligen: und Epitalpflege zu Stuttgart laut Ur: 
funde bei Sattler, Gefch. der Herzoge IM. Beil. 40. ebenfo in Gannftabt, 
Urach, Kirchheim u. a. m. Von dem Spital zu Marfgröningen, f. bei 
Heyd, Seid. von Marfgröningen ©. 203. 

6) Viſitat. Ordng. vom 4. Mai 1547. 
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Die Verwaltung in den Gemeinden gefhah in den einfachften 
Formen, nah mündlichen Befprehungen; dem Rechner war das Jahr 
über faft Altes überlaffen; auf Naturalwirthſchaft, Selbftbewirthfchaf: 
tung der Güter, Frohnleiftung der Bürger, war noch Alles gegründet, 
namentlich hatten die Spitäler förmlihe Haushaltungen und machten 
manchen Gewinn durch Einfauf von Pfründnern, durch glüdliche Na— 
turalverfäufe. Hiezu famen die Fruchtverräthe, die von den Ges 
meinden (feit 1564) für den Fall der Theurung in fteter Bereitfehaft 
gehalten werden mußten. Hiemit zufammenhängend fpielten auch 
die Zehrungen eine Hauptrolle unter den Ausgaben, denn Eitte 
war ed, jeden öffentlihen Aft im Gemeindeweien, die Rechnungs— 
ablegung, den Steuerfag, Dienftbefegungen, Austheilung der Holi- 
gaben ıc. mit Zehen zu feiern, daher Keller und Küche in den 
Rathhäufern unentbehrlih, die Rathsſtuben zugleih Trinkſtuben 
waren.) Nur „unnöthige Zehrungen“ follten vermieden werden. ?) 
Wefentlihen Antheil nahmen hiebei au die Iandesherrlihen Be: 
amten, deren gefegliched Einkommen zum Theil aus ihren Gebühren 
von Vogtgerichten, aus Verehrungen der öffentlichen Kaſſen Bag ver⸗ 
ichiedenem Anlaß beftand, deren Aufzug in den Amtsfig von den 
Gemeinden zu beftreiten war; der Stadtſchreiber, der die ſchriftlichen 
Ausfertigungen des Amtes zu beforgen hatty war ohnehin von 
ihnen zu belohnen. | 

Mar die Rechnung abgefaßt, fo wurde fie, wenn es regelmäßig 
zugieng, vor Gericht und Rath, etwa auch vor der ganzen Gemeinde 
verfefen (gehört, abyehört) und der Rechner angehalten, das Re— 
manet baar vorzulegen, womit die Jahresverwaltung abgemacht war. 
Die Lanvesgefege beichränften fi) noch darauf, die Abfafjung der 
Jahresrechnung dur den Stadtfhreiber 3) und die Abhörung nebft 


Er 


Darlegung des Remanets zu befehlen, im Allgemeinen einen nuütz⸗ 
lihen Haushalt zu empfehlen, die Verzeichnung der Rechte und Ber: 
mögenstheile anzuordnen. *) In der Hauptfache geht bis dahin die 
Periode der vollen Autonomie der Gemeinden. 

1) Bon den 36 filbernen Bechern der Stadt Markgröningen x. ſ. Heyb, 
Geſch. — Hier iR au des Salzhandels zu erwähnen, ben die Amts: 
ſtadt für den Bezirk, etwa neben einer befonders dazu privilegirten Lands 
gemeinde hatte. Landesorbnung Tit. 62. 

2) Landesordnungen feit 1552. Sonft war es nur Eorge ber Geſetzgebung, 
daß bie Rathhäufer mindeftens unter der Predigt bes Zechens halb ges 
mieden werben (Viſit.O. v. 1559) und daß aud das Umgeld von foldem 
Ausichanf gegeben werde (Viſit. Inſtruktion von 1591). 

3) Befehl vom 25. Mai 1550. 

4) Raftenorbnung von 1536. Landesorbnungen ſeit 1552. Viſit.O. von 1559. 
Suftruftion vom 27. Mai 1591. Die in der Landesorbnung enthaltenen 
Gebote zu Einholung Tanvesherrliher Erlaubniß zu Schulbaufnahmen 
befchränften fih auf den Rall, wenn bie Gemeinde zu Unterflügung ber 
einzelnen ®emeindenofien ihren Grebit anwenden wollte, indem bie 
ES chuldaufnahme der Privaten ungemein erſchwert war. 

$. 11. 

Die ſchweren Bedrängniffe, welche im 30jährigen Kriege über das 
Land hereinbrachen, hatten natürlich ihre verderblihe Wirfung aud 
auf die Zuftände der Gemeindewirthſchaft; die Auflagen für Kriegs— 
bedürfniffe fteigerten fih ind Ungeheure, die Güter lagen öte und 
die Gefälle blicben aus; die Vorräthe der Gemeinden und Stiftunge- 
faffen wurden ald geswungenes Antehen (1631) von der Regierung 
eingezogen. In Ermanglung von Credit griff mande Gemeinde zu 
Mafregeln, die heute noch beklagt werden, zum Werfauf von 
Waldungen, der Schäferei ꝛc. Die gefteigerten Bedürfniffe erfor 
derten mehr Mittel an Geld; in den Spitälern hörte die Selbſtver⸗ 
waltung der Güter auf. In diefem Zuftande erfannte es die Res 
- gierung für geboten, den Haushalt der Gemeinden unter ftrengere 
Auffiht zu nehmen; ed wurde gegen die Zehrungen eingefchritten, 
ftatt derjelben die Ausfegung von Taggeldern für wirkliche 
Dienfte verlangt, es trat eine Ermäßigung und Feftftellung der bes 
reitö zur Klage gewordenen Schreibereiverdienfte ein, Amtleute 
und Ortöbehörden follten, wag ihres Amtes, auch ohne Anrechnung 
beforgen. 2) Die pünftlide Stellung und Abhörung der Rechnungen 
unter Berurfundung der Poften und mit fchriftlicher Abfaffung der 
dabei getroffenen Verfügungen (Rezeßbücher), fodann die Berichts 
erftattung an die Regierungscanzlei über das, was mangelhaft 
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erfunden und was zur Verbefferung angeordnet worben, 2) bald auch 
die Prüfung der Rechnungen vor der Abhör durch den Amt: 
mann oder einen Rechnungsverftändigen $) ward angeordnet. 

Schnell fam es damit zu einem Spftem der Bevormundung 
ter Gemeinden, welches die zweite Periode der gefchichtlichen Ent— 
widlung bezeichnet. Bei den Stiftungen zunächſt hatte die befondere 
Fürforge für ihre Erhaltung die Vorfchrift veranlaßt, daß ohne Ge— 
nehmigung fein Bauwefen unternommen, feine neue Ausgabe ge- 
leijtet werden darf.) Auf ähnlihe Weife ward denn aud den Ge— 
meinden die Einholung der Erlaubniß zu Hauptbauwefen und grö- 
feren Reparationen auferlegt; 3) zu allen Schuldaufnahmen wurde 
landesherrlihe Erlaubniß gefordert und Die Verwendung von Gapi- 
talien, der Verfauf von Gütern zu Ablöfung der alten Schulden 
angeordnet; 6) die Amtleute jollten überhaupt auf den ganzen Haus— 
halt einwirken, für die gehörige Bejorgung der Einnahmen, für 
Eintreibung der Ausftände — wobei freilich die Randesfaffe wegen 
der Steuerlieferung betheiligt war — Sorge tragen; in ihren Be— 
rihten an die Canzlei folten jie den Zuftand der ganzen Wirth: 
Ihaft darlegen; ?) überall follten 3 in ihrem Amte alljährlich wech— 
felnde Rechner beftellt werden, 8) welche die Vorjchriften für die lan« 
dedherrlihen Kafjenbeamten zu ihrer Richtſchnur nehmen follten. 9) 
Die Genüffe an Almand und Holz, die vormald den Gemeinde: 
beamten zum Voraus zugeftanden waren, reichten für ihre Beloh— 
nung nicht mehr aus; ihre Befoldungen und Taglöhne wurden von 
der Regierung feitgejegt. 19) 


1) Gen.Referipte vom 25. Eeptbr. 10. Nov. 1628, 15. Det. 1660. Am 
10. Auguft 1658 wurde das erfle Schreibverbienftregulativ erlaflen. 

2) Gen. Referipte vom 6. Novbr. 1628, 21. März 1642, 28. Aug. 1667, 
2. Sept. 1674. 

3) Gen.Refer. vom 15. Febr. 1647. 

4) Gen.Refer. vom 24. Juli 1620. Schon durch Dekret von 1587 und 1591 
war ber Verkauf ver Heiligengüter, fo weit fie nicht vertheilhaft verpachtet 
wären, angeorbnet. 

5) Gen.Refer. vom 26. Nov. 1694. 

6) Gen. Reſer. vom 3. Juli 1683, 

7) Gen. Berorbn. vom 2. Sept. 1674. 

8) Refeript vom 16. Det. 1699 befchränft am 1. Juni 1735. Es war wohl 
dabei die Hauptabfiht, die Rechner zu wirklicher Darlegung des Rema—⸗ 
nets vor dem Abtreten nach jedem Rechnungejahr zu veranlaflen. 

9) Rechnungsinfiruftion von 1679. 

10) Erlaf vom 16. Det. 1699. 


—— 


8. 12. 


Ihre volle Ausbildung erlangten dieſe Anordnungen durch die 
Generalverordnung vom 27. März 1702 „über das Landrechnungs⸗ 
und Defonomiewefen” mit einigen jpäteren Ergänzungen, woraus wir 
beionderd bemerken: 1) Die vollftändige Durchführung des fchrift- 
lihen Verfahrens, durch umfafiende Rechnungen, welhe alle Ges 
genftände der Verwaltung begreifen follen, mit urfundliden Belegen 
ftatt der fonft doch noch vorgekommenen Abrechnung mit der Kreide 
auf dem Tiſch. Der Stadt- oder Gerichtöfchreiber, auf dem Dorfe der 
Schulmeiſter follte dem fchreibunfundigen Rechner das Bud führen. 
Für die Rechnungen felbft ward ein allgemeiner Termin — Georgi — 
eingeführt und die NRednungsinftruftion für die Amtleute vom 
23. April 1714 — fo weit fie anichlage — für anwendbar erflärt. ?) 
2) Der Anfang eines Wirthſchaftsplanes mit dem Erforderniß der 
Regierungsgenehmigung zu allen darauf gegründeten Umlagen; bie 
Vorfhrift der vorgingigen Prüfung der Ausgabepoften vor ihrer 
Auszahlung, die gejeplichen Regeln über die Frohnen, durch welche 
die Bebauung der Gemeindegüter, die Unterhaltung der Wege ıc. 
der Regel nad) bejorgt wurde, 2) eine Erefutiondordnung zur Beis 
treibung der Ausftände. 3) Ein ausführliches Negulativ für die 
Gebühren, Taggelver der Etadts und Amtsfchreiber und der Ges 
meindediener, mit dem Verſuche jchügender Maßregeln gegen Webers 
forderungen, desgleichen die Abjtellung allzuauffallender Bezüge der 
Staatsbeamten. 3) 4) Die felbftftändigere Stellung der Stadtſchrei⸗ 
ber ald Rechnungsfteller, indem fie nur Erlaubted und Gefegliches 
in die Rechnungen bringen follten. 5) Das gefegliche Erforverniß 
einer öffentlichen Eontrole durch die Gemeinde, die durch Verlefung des 
Holgverfaufsregifterd, fpiter der ganzen Rechnung 4) bewirft werden 
wollte. 6) Die Vorfchrift einer genauen Prüfung der Rechnungen 
nah Form und Inhalt (Frobirung) durch einen Gehülfen des Amt: 
mannd auf Koften der Gemeinden.d) 7) Als Schlufftein endlich 
die Ginfegung einer eigenen Abtheilung der Regierungscanzlei, der 
tandrehnungsdeputation, zur Beauffihtigung des Ganzen, 
beionderd durch die von dem Amtmann alljährlich zu erftattenden 
Berichte. 


1) Durch Referivt vom 25. Sept. 1714. 
2) Gen.Refer. vom 30. Mai 1711. | 
3) So ber Gefchente zu Badkuren ac. Die Aufzugskoften, welche auch bie 


u 


Amtsärzte und Forflmeifter anfpradhen, wurben burch Verordnung von 
1694 und 1702 auf einiges Maaß zurüdgeführt. 


4) Gen. Reſer. vom 15. Sept. 1735. 
5) Gen.Refer. vom 29. März 1713. 
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Die Beforgung der Amtsförperfhaftsverwaltung war allmählig 
an die aus dem Ortsvorjteher und einigen Mitgliedern vom Gericht 
der Stadt und den VBorftehern aller Amtsorte zufammengefegte 
Amtöverfammlung, deren Beihidung um der Koften willen 
auf ein beftimmteds Maas befchränft wurde, in minder wichtigen 
Saden an einen Ausjhuß derjelben übergegangen. 1) Die Depus 
titten der Drte follten fich mit Inftruftion und Vollmacht von Seite 
der Gemeinde oder mindeftend des Gerichts und Raths mit Zuzie— 
bung einiger Deputirten von der Gemeinde, verjehen, hiernach 
ihre Abjtiimmung richten oder die Sache der Gemeinde zum weitern 
Beihluß hinterbringen. 2) Als Folge der landſtändiſchen Einrich— 
tungen hatte fih der Grundjag gebildet, Daß der font vorfigende 
Staatsöbeamte an den Berhandlungen wegen der Steuerbewillung 
und Umlage, überhaupt an den Verhandlungen zwifchen der Lands 
fhaft und den Umtsförperfchaften feinen Antheil nehmen durfte. 3) 
Die Verwaltungsvorjcriften für die Gemeinden ($. 12.) gelten auch 
hier. 4) Die Kafien- und Rehnungsführung hatte theild nod) der Red): 
ner der Stadt, theild hatten Amtleute und Stadtſchreiber fich ihrer 
bemächtigt; die Unordnung, welche jene in ihre doppelte Verwal: 
tung brachten, die Eigenmädhtigfeiten, welche dieſe ſich über die Kaffe 
erlaubten, führten zur Bejtellung bejonderer, von der Regierung zu 
beftätigender Redner aus dem Stande der Schreiber, Amtspfles 
ger,d) eine Anordnung, die indeß nicht vollftändig durchgeführt, viels 
mehr des Aufwandes wegen, bald verlaffen wurde, indem man auf 
die Bereinigung diefed Amtes mit andern, namentlid mit der Stadt- 
fchreiberei, von obenher drang. ®) 


4) Gin Refeript vom 29. Mai 1644 drang ſchon auf gehörige Vertretung 
des Amts gegenüber ber Stadt. Das Gen.Refer. vom 17. Mär; 1699 
und die Verordnung vom 27. März 1702 ſetzen die Zahl der Deputirten 
für die Stadt auf 4, für. die größeren Amtsorte auf 2 bis 3, für bie 
geringeren auf 1 feit, nur von ber ine follte ein Mitglied bes 
Rathes zugezogen werben. 

2) Gen.Refer. vom 30. Dec. 1725. In diefer Einrichtung lag bie vollftän: 
dige Durchführung bes Prinzips der alten landſtändiſchen Verfaflung ; bie 
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Schwerfaͤlligkeit ſolcher Berathungen aber hat nie eine pünftliche Durch⸗ 
führung derfelben auffommen lafien. Die Communordnung erwähnt dieſer 
Einrichtung wicht mehr. 

3) Die viesjallfigen Ausfchreiben giengen deshalb an Bürgermeifter und Ge: 
richt der Stadt. 


4) Zu der Amtfchadensumlage wurde fchon durch Refeript vom 26. Novbr. 
1694 landesh. Erlaubniß gefordert. 

5) Gen.Refer. vom 12. März 1697, 17. März 1699. 

6) Reſer. vom 1. Juni 1735, 12. Oct. 1739. 
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Die gleiche Anwendung fanden jene Vorfchriften auf die Stif- 
tungen;!) die Rechnungen derfelben wurden fogar auf der Kirchen- 
rathscanzlei probirt. Als Anhang des allgemeinen Kirchenguts und 
in weiterer Entwidlung der ſchon früher in Bezug auf gegenfeitige 
Armenunterftügung ausgeſprochenen Grundſätze ($. 9.) erachtete 
man die Stiftungen des Landes überhaupt bei größeren Ausgaben, 
namentlih für Kirchen: und Schulbauten, die einzelne Orte betrafen, 
zur wechjeljeitigen Aushülfe verbunden, in einer allgemeinen Vers 
brüderung ftehend. Der Kirchenrath legte in folchen Fällen jedem 
Amt nad) Berhältniß des Vermögens der in ihm gelegenen Stif- 
tungen einen Beitrag auf, der dann auf die einzelnen Stiftungen 
nah dem Bermögen vertheilt wurde. 2) Ald dann Anftalten zur 
Erziehung der Waifen, zur Pflege der Irren errichtet wurden, glaubte 
man die Etiftungen, denen ja hiemit Laften abgenommen oder er— 
lei&tert würden, theild zu jährlihen, theild zu einmaligen Beiträgen 
beiziehen zu fönnen.) Bon jelbft ergab fi aus jenen Berhältniffen 
und nad Analogie der Verbindung von Stadt und Amt in politi 
ihen Saden eine nody nähere Verbindung der Etiftungen eined 
Amtsbezirked unter fih, welche in mehreren Bezirken zur vollftän- 
digen Bereinigung der Gefälle und der Leiftungen in einer Berwals 
tung und Rehnung — Heiligenvogtei — führte. 4 

1) Gen.Refer. vom 21. Auguft 1702. 

2) Gen.Refer. vom 10. April 1689, 24. Nov. 1708, Laudſt. Berhandl. von 
1797. Br. 2. Auf größere Stiftungen, 3. B. den Spital Marfgrönins 
gen, wies bie Regierung in einzelnen Nothfällen, von Privaten oder Ge: 
meinden, ohne Weiteres Unterftügungen an. 

3) Nefer. vom 5. Mai 1712, 25. Mai 1746, 

4) Wie namentlich in den Aemtern Balingen, Tuttlingen, NRofenfeld. Die 
Inſtruktion für die Unteramtlente vom 19. Nov. 1762. $. 14. erwähnt 
erfimals dieſes Verhaͤltniſſes. 
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Schienen jene Anordnungen geeignet, für die Verwaltung der 
Gemeinden eine fihernde Controle zu gewähren und fo für die 
Wirthſchaft felbft müglic zu feyn, fo trat bei ihrer Ausführung ein 
ganz andered Ergebniß ein. Die Gemeinderechnungsgefchäfte über- 
ließen die Stadtjchreiber, wie andere Arbeiten, gegen beftimmten Ab- 
trag von jedem Gefchäfte angeftellten Gehülfen, dem Einfluß der Ge- 
meinderechner mehr oder weniger zugänglichen, in der Verwaltung 
jelbft gewöhnlich unerfahrenen Leuten, die es für ihre Hauptaufgabe 
erfannten, die Zahl der Tage und der Blätter, wonach ſich der Ver— 
dienft berechnete, thunfichft auszudehnen.!) Wie die Tare natürlich 
auf das Gutachten der Stadtfchreiber felbit fich ftügte, fo wußten fie 
jeder Aenderung zu ihrem Nachtheil zu begegnen. 2) Nach der häß— 
lihen Sitte der Zeit famen in das PVerwaltungss und Rechnungs: 
weſen eine Menge fremder Kunftwörter, die daffelbe vollends für 
den gewöhnlihen Mann zum Räthſel machten. 3) Insbeſondere 
dienten aber jene weitläufen Berichte, die von den Beamten an die 
Ganzlei zu erftatten waren, zur Verwicklung der Rechnungen, zur 
Störung der Verwaltung: die Rezeſſe follten der höheren Auf: 
fihtsbehörde zur Genehmigung, alle Mängel und VBergehungen, alle 
nah Taren ſich regelnden Anrehnungen zum Erfenntniß vorgelegt 
werben.4) Lag ed nun im Intereffe der Schreiber, eine Maffe uns 
erledigter Voften von einer Rechnung in die andere zu übertragen 
und folhe mit dem neuen Zuwachs ftetd dicleibiger werden zu laf- 
fen, fo fam es ihnen hierin fehr gelegen, wenn die Abhörberichte und 
die durch ewige Wiederholung allgemeiner Vorfchriften zu Bänden 
anmachfenden NRezeffe, namentlid in unruhigen Zeiten, 10 bis 20 
Jahre lang unerledigt in der Ganzlei lagen. Die Amtleute, in 
ihrem Auffihtsführen und Wirken befhränft und gehemmt, aud 
wenn fie, was nicht die Regel, in die Geheimniffe des Rechnungs— 
wefensd eingeweiht waren, mußten die Luft an der Sache verlieren; 
die Rechner verwirrten ſich oder benügten die Verwirrung zu Unred— 
lichkeiten, und die Körperfihaften geriethen in häufige Verlufte. Diefe 
Uebelflände waren zu ftarf, als daß nicht bald durch weſentliche Ein- 
fhränfung der Abhörberichte zu helfen gefucht worden wäre, 3) aber 
die Hülfe war ungenügend. Kriegsfoften, Duartierhaltungen und 
fpäter (feit 1730-40) Auflagen zum Bau von Kafernen, Unters 
haltung der Invaliden, Beiträge zu dem anfangenden Bau von 
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Kunftftraßen, Schugfoften mit geringem Erfolg gegen maßlofen 
Wildſchaden, mancherlei Auflagen, die unter meift abenteuerlichem 
Titel von dem erfinderifchen Eifer übler Rathgeber und Werkzeuge 
der Regierung gemacht wurden, 6) häuften daneben in dem erften 
Drittel des 18ten Jahrhunderts die Amtd- und Gemeindeumlagen. 


1) In diefem Einne war die Erfindung neben den Originalredhnungen noch 
Abſchriften im die Ortsregiftraturen zu fertigen, was erft 1702 rückſichtlich 
der Beilagen und 1735 bei den Dorfrechnungen abgefiellt wurde. 

Die Berichte, welche in dieſer Abſicht 1738 eingeforbert wurben, gewährs 

ten — wie ein Gen.Refer. vom 19. Dez. 1736 mit merfwärbiger Offen: 

heit erflärt — ein foldyes Durcheinander, daß die Reglerung ſich nicht 
anders zu helfen mußte, als gegen einen in Unterthänigfeit angebotenen 

Beitrag der Stadtfchreiber in die fürftl. Kammerkaſſe es beim Alten 

zu laflen. 

Es wimmelt in den Berichten und Rechnungen von Relation , Justifica- 

tion, Resolution, Liquidation, Restituenda , Bonificanda , Consigna- 

tion, Special-, General-, Marginal-Recesse etc. 

4) Eiche befonbers das Refcript vom 27. Yan. 1708. 

5) Man fam zunähft ins andere Ertrem und hob die Landrechnungsbepntation, 
die Probatoren, anf (1722), was bald wieder verlaffen wurde. Das Ne: 
feript vom 30. Oct. 1738 befhränft dagegen weſentlich die Relationen. 

6) Hicher gehören die Ludwigsburger Gartenbaugelver, aus „freiwilligen“ 
Beiträgen der Amtsverfammlungen erwachfen, die Wolfsgelder (feit 1640), 
die Spagengelder, eingeführt 1719 — 1736 Pulvergelder x. — fodann feit 
1730 vie Ganzleitaren für Genehmigungsdefrete in Gemeindeſachen. — 
Der beabfihtigte Ginzug aller Brüden: und Wegegelder — „um ber bie: 
berigen ſchlechten Adminiftration willen,“ dann ber Refte und Erfagpoften, 
„zur Erleichterung der Gemeinderechner“ sc., für die fürftliche Kammer kam 
nicht mehr zur Ausführung. 
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Die Regelung des Steuerwefens, was namentlich die Um- 
(age auf die Gemeinden des Amtes, auf die Einzelnen betrifft, blieb 
Sache der Amts- und Gemeindebehörden, welche dabei verjchiedene 
Grundfäge anwandten.!) Die Anlegung von Steuerbücern für 
Güter?) bildete für die Unteraustheilung eine Grundlage. Während 
Staats- und Gemeindediener auf Koften der übrigen Steuerpflichtigen 
gewöhnlih die Steuerfreiheit fir ihr BefigtHum oder einen Theil 
deffelben ald Bejoldungstheil, oft auch anmaßlich genoßen, bildete 
ſich dagegen gegenüber von anderen Befreiten ($. 8.) der Begriff 
von bürgerlich fteuerbaren Gütern, welche diefe Eigenſchaft auch beim 
Verkauf an folhe Befreite behalten follten. 3) Die durd die Ins 
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ftruftion vom 24. Januar 1713 angeordnete neue Steuereinfhägung 
mit Vermeſſung follte auch für die Unteraustheilung der Steuern die 
Grundlage geben. Da aber die Steueranfchläge der Aemter bei 
fpäterer Vergleihung gegen einander Abänderungen im Ganzen er: 
litten, ohne daß hienad) die Gemeindefteuerrollen geändert wurden, fo 
blieben die Grundlagen der Umlage auf die Aemter von denen für 
die Umlage auf die Einzelnen verfchieden. 4) Im Uebrigen hatte doch 
jene Inftruftion den Grundfag der Grtragsbefteurung, die Bes 
fteurung nad der Marfung (ftatt nad) dem Wohnorte des Befigers) 
aufgeftellt und aud die Gemeindegüter, die man bisher fteuerfrei 
gehalten, gegen den Staat für fteuerpflichtig erflärt. — Ueber die 
Beitragspflit zu Amts- und Gemeindeanlagen fehlte e8 fortwährend 
an gefeglichen Beftimmungen und Herfommen, Vergleiche 5) waren 
maßgebend; die Freilaffung der Staats: und Gemeindegüter, mit 
Ausnahme der auf die Memter fallenden Kriegsfoften, ward das 
gegen geſetzlich erfordert.6) Bon dem den Gemeinden bei jener 
Steuerrevifion?) eingeräumten Rechte, neben einer Bürgerfteuerd) 
die Capitale, Gefälle, den Wein- und Viehhandel in feſten Be— 
trägen (20 Fr. von 100 fl. fünfprogentigen verfiderten Capitals) zu 
befteuern, wurde im Intereſſe des Verkehrs und Credits der Gemeinde: 
angehörigen nur felten Gebrauch gemadıt. Die Gemeindeumlagen 
geihahen auf der Grundlage der Staats ſteuerbetreffe. 


1) Hierüber Moſers Einleitung zu den Steuergeſetzen ©. 111 fi. 

2) Neu angeordnet durch Reſcript vom 26. Oct. 1628. Die Steuereinfhäßung 
von 1629 auf 1652 betraf nur den Gefammtanfchlag der Aemter gegen 
einander. — Für den Steuerſatz gibt die Gen. DB. vom 27. März 1702 
erfimals nähere Vorſchriſften. 

3) Inſtr. vom 16. Jan. 1652 Pkt. 7. Gen.Refer. vom 6. Febr. 1652, 
13. Jan. 1662. 

4) Bergl. die Eteuereinfhägung im Oberamt Etuttgart — 1741. Steuers 
Geſetze 1. 511. 

5) 3. 3. Vergleich von 1527 zwifchen Stadt und Spital Marfgröningen über 
einen Beitrag tes leptern von 50 fl. auf 7 Jahre zu Grhaltung von 
Stabtmauern, Brunnen, Pflafter, Steeg ıc. — Vergleich von 10696, wor 
nach von dem herzoglichen Antheil an der Ealine zu Sulz jährlich 88 fl. 
Gemeindefchaden zu geben war. 

6) Gen.Refer. vom 30. Mai 1718. 

7) Inſtr. vom 19. April 1728 $. 12. 

8) Das Bürgerrecht follte mach der erſten Infiruftion mit einem gewiflen 
Gapital dem Gatafler einverleibt werden. 


a HE — 


$. 17. 


Das befannte Gefeg vom 1. Juni 1758, weldes fih unter 
dem Titel einer „Ordnung der Communen“ ald eine zeit- 
gemäße Verbeſſerung und Bervollftändigung der Geſetze über die 
Gemeinteverwaltung 1) anfündigt, hat wohl jein Hauptverdienft in 
der genaueren und überfichtlihen Seftfegung der erlaubten Gebühren 
und Bezüge der Drtöbehörden, Stadtfchreiber und landesherrlichen 
Beamten, mit Abftellung einer Menge hiebei vorgefommener Miß— 
bräude 2) und zwedmäßiger Bereinfahung mander ®efchäfte zu 
Koſtenerſparniß. Als neu find dann noch befonderd hervorzuheben: 
die Beitimmungen über die Beitragspflicht zu Amts- und Gemeinde: 
umlagen, die Vorfchriften über dad Verhalten der Gemeinden in Bezug 
auf Krieg« und Mititärwefen, die Einführung geprüfter, von der Ganzlei 
zu beftätigender und zu beeidigender Redinungsprobatoren mit einer 
gewiffen Selbitftändigfeit dem Beamten gegenüber, ?) ftrengere Straf: 
beftimmungen gegen Reſtſetzer. Dagegen läßt das Geſetz 1) wefent- 
liche Luücken wahrnehmen in Bezug auf die Stellung ter Ortsbehörben 
gegen einander, namentlih zwiſchen Gericht und Rath, zwifchen diefen 
und den ganz ohne Erwähnung gelaffenen Gemeindedeputirten 
($. 11.), deren Zuziehnng zu Berathſchlagungen über beträchtliche 
Ausgaben und Güterverleihungen früher angeordnet worden. 4) Die 
bald nachfolgende Aufjtellung der Unteramtleute an die Stelle 
der Dorffchuttheigen 5) war ein weiterer Schritt zur Aufhebung "er 
Seldftftändigfeit der Gemeinden, 2) Neben Wiederholung der bis— 
berigen Beftimmungen über bevormundende Gonfensertheilungen der 
Regierung fehlt e8 an Regeln über die Gränze des Einwirkungs— 
tete der Regierung und es wird die Kortdauer des in der Praris 
Eingeführten lediglich vorausgefegt. 6) 3) Die für die Verwaltung 
jelbR gegebenen Vorfchriften und Rathichläge find zwar zum Theil 
rihtige Folgerungen und zwedmäßig,*) zum Theil aber, namentlich 
wo Ältere Vorſchriften lediglich wiederholt werden, verftoßen fie gegen 
die richtigen Grundſätze; 8) ſodann wird den allgemeinen Borfchriften 
gegenüber, dem Herkommen und bejonderen landesherrlihen Bers 
fügungen eine nachtheilige Kraft eingeräumt, 9) was namentlich auch 
von den Beftimmungen über Bezüge der öffentlihen Diener aus 
Ortskaſſen gilt. 1%) 4) Die Aufgabe endlich, die nad früheren Zu— 
fagen gelöst werden follte, — eine gründliche Abftellung der Ge- 
drehen des Schreibereis und des Rechnungsweſens — ift nicht 
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erfüllt; die Verwendung von Gehülfen, die ausdehnbaren und ſchwer 
zu controlirenden Schreibverdienftanrechnungen, fowie die weitläufen, 
verfchleppenden Berichte an die Landrechnungsdeputation werten im 
Weſentlichen belaffen. 11) 


1) Erf das Gen.Refer. vom 10. Oct. 1781 dehnt die Vorſchriften ber 
Gomm.D. über Verwaltung und Nechnungsweien in der Hauptfache auch 
anf die Stiftungen aus, beren jene nicht erwähnt. 

2) Namentlih das Gevatierbitten von Stabt und Amt, die Bab- und Kind: 
bettgefchente, Abfchiebspräfente; die Bewirthungen (Auslofungen) auf 
öffentliche Koſten. — Auh Gaben an Hofbeamte werben verboten. — 
Freilich der für die Abftellung diefer Ungebühr angeführte Grnnd (VIII. 2. 
$. 2.), „daß hiedurch die Unterthanen zur Neichung anderer herr: und 
landſchaftlichen Abgaben untüchtig werben“ — war nicht geeignet, diefen 
Verbefierungen befonders freubige Aufnahme zu verfchaffen. 

3) Na einem Nefer. vom 27. Nov. 1784 follten fie auch von ber Land- 
rechnungsbeputation angeftellt und entlafien werben, was aber nicht zur 
Ausführung kam. 

4) Bergl. Weishaar, Handbuch des wärtt. Privatrehts. 1. Aufl. I. $. 279. 

5) Inſtr. vom 19. Nov. 1762. 

6) Außer den Grundſtocksveräußerungen (MI. 3. $. 2.) werben alle größeren 
unftändigen Ausgaben, Berleihungen von Gütern, Schafweiten, Ber: 
änderung ber Benügungsart, Berwilligung von Befoldungen und Be- 
Iohnungen aller Art, Nachläſſe ıc. als der höheren Genehmigung be: 
dürftig angeſehen. 

7) 3. B. kei Accorden und Verleihungen, Waldbewirthſchaftung. 

8) 3. B. wegen des Berfaufs ber Güter IT. 3. $. 2,, womit IH. 4. $. 4. 
im Widerſpruch ſteht; wegen Maßregeln zur Echulventilgung II. 3. 

9 B8. B. I. 1. 8. 5. 1. 4. 8. 3. 6. 103.87 ff. 

10) 3. B. Zulaſſung der Hochzeitgefchente an Beamte und deren Kinder. 
vim. 1. Ferner 1.1.9.6. 0.5.8.9 VII. 3. 8. 17. u. n. a. 
11) Accorde mit den Stadtſchreibern (Capitulationen) waren ſchon früher 
empfohlen, hier werden fie nun rückſichtlich der fogenannten Gentral- 
geſchaͤfte — bei Ausſchreiben ins Amt und Angelegenheiten von Etabt 

und Amt — befohlen. 
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Während auf dem Wege der Gefehgebung die Gemeindever- 
mwaltung geordnet werden follte, fehlte es nicht an Maßregeln der 
Staatsgewalt, wodurd die Rechte und die Einkünfte der Aemter und 
Gemeinden beeinträchtigt wurden. Neben gefegwidriger Belaftung der 
Gemeinden mit Verpflegung ftehenden Militärs, Weberweifung der 
Criminalgerichtsfoften auf die Amtskörperfchaften, fortvauernden Liefe- 
rungen und Fuhren zu Luftbauten ꝛc., willführlicer, durch Kauf- 
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gelder erwirfter Lostrennung mander Orte aus ihrem hergebrachten 
Amtsverbande Fam ed zu offener Beraubung der Körperſchaftskaſſen, 
der Gemeindewaldungen. 1) Erft tie unter dem Titel des Erbver— 
gleihd neu begründete Verfaffung (2. März 1770) verkündete die 
Abitelung ſolcher Mißbräuche und den theilweilen Erſatz des Ent- 
zogenen.?) Nach einigen Jahren kamen im Gefolge der franzöftichen 
Kriege neue Belaftungen, über deren gleichheitlihe Vertheilung auf 
dem Landtag von 1797 — 99 denfwürdige Verhandlungen geführt 
wurden. Die zunäcft zu Erleichterung der Gemeindefaffen während 
dieſer außerordentlichen Belaftung befchlofiene Einführung einer al- 
gemeinen Wohnfteuer ?) fonnte wenigftend den Landgemeinden 
nichts Erfledliches verſchaffen, Dagegen hatte ſich, jeit in dem legten 
Drittel des Jahrhunderts auf Anbau der Allmanden und bejiere 
Waldwirthihaft die Aufmerkfamfeit gerichtet war, der Vermögend- 
ertrag gehoben. 


1) Beihlagnahme der Etenerausftände, Fruchtvorräthe, Gapitalien, vergl. 
namentlich Pfifter, Geſchichte der Verfaſſung ©. 463. 

2) Durch Landtagsrezeß vom 10. Juni 1772 warb die Duartierlaft gemindert, 
durch Geſetz vom 21. Juni 1759 war einige Vergütung für Borfpann: 
leiftungen aus den Landesfaflen ansgefeht. 

3) Gen.Refer. vom 8. Jan. 1600. 


$. 19. 


Mit der alten Verfaffung ftürste zunächft dad, was fi in 
der Einrichtung der Amtsverfammlungen auf das Tandichaftliche 
Steuerweien bezog, 1) doch ward es für dienlich erachtet, den Einzug 
und die Lieferung der Steuern auch ferner auf Koften der Aemter 
und Gemeinden geſchehen zu lafien. Durh das Organiſations— 
manifet vom 18. März 1806 ward das Oberlandesökonomie— 
collegium, mit diefem der Kreishauptmann und Kreisfteuerrath, 
jeit 1811 auf 12 die Seftion der CEommunverwaltung im 
Departement des Innern als höhere Aufſichtsbehörde bejtellt. Durch 
die Aufitellung vom König ernannter Ocmeindes und Stiftungs- 
rehnungsrevijoren mit jelbftftändigen Amtöbefugnifien gegen 
Aren aus den Amtöpflegen und den Etiftungen zu beziehenden Ger 
halt?) fam ein neues Glied in die Organifation ded Gemeinde: 
weiend, in welder durch Entziehung der Gemeindewahlrechte auch 
der Schein der Selbftftändigfeit verfhwand. Als Einleitung zu einer 
Vereinigung des örtlichen Stiftungsvermögens, gleich dem allgemeinen 

2* 
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Kirchengut, mit dem Staatsgute folgte die Vereinigung der Ver⸗ 
waltung fämmtliher Stiftungen eined Amtöbezirfed in den Hän- 
den des Gameralverwalters, fpäter (1813) Stiftungsverwalters unter 
Aufficht des Finanzdepartements, 3) womit, ftatt der erwarteten Ber: 
einfahung und Ausgabenverminderung, vergrößerter Aufiwand, Ver: 
wendung der Einfünfte zu fremden Ausgaben und Schmälerung der 
ftiftungsmäßigen Reihungen, Entziehung herfömmlicher Aushülfe in 
Nothfällen an die Gemeindefaffen verbunden war. — Auf die Ges 
meinden der neuerworbenen Landestheile wurden fofort die Ver— 
waltungs⸗- und Rechnungsvorſchriften, fowie das Inftitut der Amts: 
förperfchaften?) ausgedehnt; die Auseinanderfegung mit den land- 
fhaftlihen und reihsftädtifhen Kaſſen derfelben bezüglich der Do— 
mänen und Schulden war erft der folgenden Regierung vorbehalten. 5) 


1) Gen.Refer. vom 31. Dec. 1805, 27. Febr. 1806. 

2) 8. Dekret vom 17. April 1811. Inſtr. vom 29. April 1811. Brbg. vom 
4. Juni 1812. 

3) K. Brdg. vom 9. Juli 1811. Die Ortsftiftungspfleger blieben hiebei als 
Theilrechner, Unterpfleger, und es mußte für jede Stiftung eine Rechnung 
geführt werben. 

4) Bergl. Gen.Refer. vom 22. Nov. 1810. 

5) Am 5. Mai 1816 wurde eine Gommiffion niedergefegt, am 20. März 1818 
eine Inftruftion zu ben mit den einzelnen Städten und Landfchaften zu 
eröffnenden Verhandlungen erlaffen. Durch die Gefege vom 14. März, 
29. Juni 1821 und 27. Zuli 1824 wurde eine Schuldenfumme von 
5,478,758 fl. von Reichoſtädten und Lanpfchaftsfaflen auf den Staat über: 
nommen. 


8. 20. 


Nachdem die Koften mehrerer neuer Randesanftalten, namentlich 
für öffentliche Sicherheit, 1) auf die Amtskörperfchaften und Gemeinden 
gelegt worden waren, und während Frohnleiftungen aller Art (Hof-, 
Jagd⸗, Militär: und Wegfrohnen, weld legtere aus der Staatskaſſe 
nicht mehr vergütet wurden) auch auf den Gemeindehaushalt nadı- 
theilig einwirften, Famen die Koften des Krieges 1811 — 15 und 
bald nachher eine unerhörte Theurung dazu. Die Folge davon 
mußte eine ungeheure Steigerung der Amts- und Gemeindeums 
kagen,?) eine furdtbare Anhäufung der Schulden, ?) die mitunter 
zu Zahlung der nicht mehr erhebbaren Etaatöfteuern gemacht werden 
mußten, und eine nothwendig mit vielem Verluſt der Amts- und 
Gemeindekaſſen verbundene Anfhwellung von Steuernädftänden 4) 
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ſeyn. Dad Rechnungsweſen getieth in Anordnung 5) und viele 
Kaffenrejte famen vor. 


1) Namentlich bes im Jahr 1809 errichteten Inftituts der Landdragoner, wel: 
chen bie Gemeinden gegen geringe Vergütung Quartier, Holz, Stall, Licht 
und. Fourage abzureichen hatten; ferner der im Jahr 1808 errichteten 
Zwangsarbeitshäufer. 

2) 1813 auf 14 wurden im Oberamt Schorndorf umgelegt a) Amtsfchaben 

13,793 fl., b) Kriege:, Borfpanns: und Jagensfoften 131,782 fl., im 

Oberamt Befigheim zufammen 240,000 fl. 1816 auf 17 follen vie Ge: 

meindefchadenumlagen 996,960 fl., die Amtscorporationsumlagen 952,263 fi. 

betragen haben, was offenbar zu nieder angegeben iſt. 

1817 Schulden der Gemeinden 18,703,202 fl., der Amtspflegen 6,787,671 fi. 

mit Einfluß der Zahlungsrüdjtände, verzinslihe Schulden allein der 

Gemeinden 11,681,000 fl., der Amtspflegen 3,293,015 fl. — Durch Dekret 

vom 14. Oct. 1811 hatte man die Schuldbücher der Gemeinden für ge: 

ſchloſſen erflärt! 

4) 1817 Stenerausflänte der Amtspflegen bei den Gemeinden 4,622,231 fl., 
ber Gemeinden bei den Ginzelnen 8,975,753 fl. Der Betrag ber Gin- 
zelnen gieng oft über 1000 fl. 

5) 1817 waren Amtspflegrecdänungen feit 8—12 Jahren nicht mehr abgehört, 
3670 Gemeinderechnungen im Rüdftande, Grfagpoften bei den Amtspflegen 
174,880 fl., bei den Gemeinden 292,021 fi. 
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8. 21. 


Der K. Verfaſſungsentwurf vom 3. März 1817 hatte für die 
Verwaltung der Gemeinden, Amtsförperfhaften und Stiftungen eine 
neue Periode mit dem Grundfag der Sicherung ihrer Rechte und der 
Selbititändigfeit ihrer Organe angekündigt. 1) Sofort erfolgte die 
Wiederbelebung des Inftitut6 der Gemeindedeputirten, als 
einer wohlorganijitten Vertretung der Gemeinden gegenüber dem 
Magiftrat und der Amtsverfammlung zu Anbringung von Wünfcen, 
Vorfchlägen und Beichwerden, mit bloß berathenvder Stimme zu 
wichtigen ®emeindebefhlüffen, „um durch Deffentlichfeit und Zu— 
fammenftcht in die innere Verwaltung der Gemeinden Vertrauen zu 
begründen und zu unterhalten.“2) Nachdem einzelne Mafregeln zu 
Bereinfahung der Verwaltung und des Schreibereimefend voraus- 
gegangen ?) und dur das Edict vom 18. Nov. 1817 die Kreis— 
regierungen ald oberfte Auffichtöbehörden beftelt waren, erfolgte 
durh das K. Edict vom 31. Dec. 1818 jene Neugeftaltung, die 
unfern heutigen Zuftänden zu Grunde liegt und wobei befonders 
berwortreten: 1) die Trennung der Verwaltung von der Juſtiz bei 


Br, 


den Bezirksämtern, mit vom Staate angeftellten und allein befoldeten 
Beamten.) 2) Die Selbftftändigerflärung der Ocmeinden und Zus 
rüdgabe der Stiftungen, 3) mit grundfäglicher Begränzung des Auf: 
fihtsrechts der Regierung. 6) 3) Die Entwidlung einer demgemäßen, 
den Zweck der Controle im fich ſelbſt erfüllenden Berfaffung der 
Gemeindebehören. Die weitere VBerwirflihung diefer dur die Ver: 
faffungsurfunde vom 25. Sept. 1819 mit neuer Gewähr beffeideten 
Grundlagen erfolgte nach landjtändifhen Berathungen 7) in dem 
Berwaltungsedicte vom 1. Miürz 1822, indem zugleich ftatt der 
in dem I. Edict von 1818 in Hoffnung auf die Selbftbefähigung der 
Gemeindebehörden nah etwa 5 Jahren berufenen ®erichtönotare 
eine eigene Claſſe von Hülfsbermten für die Rechnungsgefhäfte der 
Gemeinden (VBerwaltungsaftuare) zu vollftändiger Durch— 
führung der Theilung von Rechts- und VBerwaltungsgefhäften ge: 
ſchaffen wurde. 8) 


1) $. 77. — 84. — 91. — 118. I, Anhang, Nachtrag $. 1. — 7. 

2) 8. Brog. vom 7. Juni 1817. 

3) Vrtgn. vom 6. Aug., 20. Aug., 5. und 11. Sept. 1817. — Errichtung 
einer ftaatswirthichaftlichen Fakultät an der Landesuniverfität 22. Oct. 1817. 

4. Mit Averfalfummen zu Beftreitung der Ganzleifoften aus den Amtspfleg- 
kaſſen. Vrdg. vom 6. Mai 1819. Ferner Anfchaffung einer Amtswohnung 
für den zweiten Bezirfsteamten und Heizung der Gerichtsftube auf Koften 
der Amtspflege. V. Ediet 8. 37. 38. Abſtellung der Ganzleigebühren 
von Bearbeitung der Gemeindeverwaltungsfachen. Verf. vom 2. Mai 1818. 

5) Dur Verordnung vom 13. Nov. 1816 war bie Etiftungsverwaltung 
unter Aufficht einer Eeftion des Etiftungsweiens im Minifterium bes 
Kirchen: und Schulweſens gefegt worden. 

6) Eine Verordnung vom 12, April 1819 Hatte noch wegen Ciuholung ber 
Genehmigung zu Bauten Grleichterung gegeben. 

7) Comm.Ber. im 1. und 2. auferorbentlihen Beil.H. von 1820. Berathung 
5. IV. von 1821. — Landtageabfchieb, 30. Juni 1824 — namentlich im 
Berhältniß des Bürgerausfchuffes zum Gemeinderath und den Fällen ber 
Regierungsgenehmigung. 

8) Der Vollzug gefchah erft durch die K. Verordnung vom 17. April 1826. 


$. 22. 


Bon fpäteren Ausflüffen der Gefepgebung ift hier zunächſt noch 
zu erwähnen: 1) nad Anordnung einer PBarzellarvermeffung des 
Landes die proviſoriſche Einfhägnng der Oberämter und Gemein: 
den für die Befteuerung nah dem Geſetz vom 15. Juli 1821, 
die bezüglich der Gebäude und Gewerbe auch für die Einzeln- 
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beſteuerung maßgebend wurde. Auf die ſeit 1803 eingetretenen 
Staatsveränderungen war bezüglich der Unteraustheilung der nach 
allgemeinen Geſichtspunkten auf die Oberämter gelegten Steuern 
dem Uebereinlommen der Amts- und Gemeindebehörden Alles über: 
laffen geweien, während die Aufhebung der unter den früheren Ber: 
hältniffen beitandenen Steuerfreiheiten ) die Koncurrenz erweiterte. 
2) Die Maßnahmen zu Beleitigung der Eteuerrüdftände durch das 
Geſetz vom 17. Juli 1824. 2) 

Während die verfaffungsmiäßige Nebernahme allgemeiner Staats 
laften, die bisher den Amtscorporationen und Gemeinden obgelegen, 
auf den Etaat nah und nad vor ſich gieng 3) in Folge der befieren 
Bewirthihaftung, beſonders aber der Zunahme der Bevölkerung, die 
Einkünfte der Gemeinden ſich fteigerten, 4) das Gapitalvermögen der 
Körperſchaften durch die verbefferte Pfandgefepgebung größere Sicher: 
heit erlangte, fteigerten fih auch die Ausgaben in Folge der Er- 
weiterung und Entwidlung, welde in langen Friedensjahren die 
öffentliben Zwecke und Aufgaben der Gemeinden theild durch geſetz⸗ 
lihe Beftimmungen, theild in freimwilligem Erfenntniß der Gemeinde— 
behörden genommen hatten,3) aber auch in Folge der Erhöhung 
des Wertbes aller Leiftungen im Dienfte der Gemeinden, Erhöhung 
der Befoldungen, Taggelder u. |. w. Die allmähligen Wirkungen 
von all diefem ergeben fih aus folgender Ueberſicht: 


I. Amtspflegen. 


Schulden. Umlagen. 
1817 2202020202 6,787,671 fl. 932, 163 fl. 
183 2 222. 4954817 fl. 582,271 fi. 
1832... 202020. 1,052,417 fl. 414,164 fl. 
184 2. 2 2% 710,670 fl. 440,063 fl. 


1. Gemeinden. 


Schulden. Umlagen. 
18317... 0202020. 18,703,282 fl. 996,960 fl. 
1823... 2.0.0. 15,045,736 fl. 679,899 fl. 
18320222 2202 6,172,957 fl. 769,030 fl. 
134.222 0.20.20. 4,702,185 fl. 1,064,708 fl. 


4) KR. Dekrete vom 9. Jan. und 21. Mär; 1808. 
2) (Bergl. oben $. 20, Note 4) Es betrugen die Steuerausflände 
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1) ber Amtspflegen bei den Gemeinden: 


1823 . 334462,6801 fl. 

1832 > a ee a A 344,333 fl. 

1841 — 32,792 fl. 
2) der Gemeinden bei ven Ginzelnen: 

1823 . 83078, 663 |. 

1832 . ie 

1841 Na a ee ae 110,850 fl. 


3) Uebernommen mwurben 
pro 1823 auf 26 
Ganzleitoften der Oberamtsgerichte und 


Gerichtötubenheizung — 21,620 fl. 
Befoldungen ber Sanbvogteithlerärgte ’ 1,229 fi. 
Beſoldungen der Hochbaurathe — 5,000 fl. 
Koften der Kreisgefingnfe . .  . 31,580 fl. 
Koften der Gensdarmerie A ds 2 42,340 fl. 
Hauszinfe der Invalden . . 2. 3,063 fi. 
Gefangenentransportfoften er 14,500 fl. 
Befoldungen der Oberamtsärte . . 23,740 fl. 

1833 Medizinalvifitationsfoften . . 1,200 fl. 
Sportel von Frucdhtvorräthen als Belag 

zu den Waifenhausfoften . . 12,430 fl. 

1836 Banzleifoften der Oberämtrr . . . 32,000 fl. 

Nuggerichtsfoften —— 7,000 fl. 

1839 Schulviſitationskoſten ee 1,450 fl. 

197,152 fl. 


Daneben Beichränfung der Militärfrohnen und Grhöhung der Vers 
gütungen für Dnartier und Vorſpann. 
4) Namentlih auch in Folge des Steigens ver Holzpreife und der Bachtzinfe. 
5) Koften der Gemeinden für die Cinführung des Pfandgeſetzes 764,936 fl. — 
Sculbefoldungen, Straßenbauten ꝛc. pro 1832 auf 44 wurbe verwenbet 
a) für Grbauung neuer Gebäude zu öffentlichen Zwecken 2,801,559 fl., 
b) für Erkaufung von Gebäuden und Gefällen 2,209,404 fl., c) für Ab: 
löfung von Laſten 1,248,010 fl. 


Der neueften Zeit war es vorbehalten, die fo gerechte Bei- 
siehung der bisher befreiten Eigenthümer und Staatsbürger zu den 
Koften und Laſten des Bezirks und Gemeindeverbandes, deffen Bor: 
theile fie immer mitgenoßen, durch Ausdehnung des Befteuerungs- 
rechts der Amtskörperfchaften und Gemeinden auf alle bisher befteiten 
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Güter und Gebäude, ſowie auf Capitalien und Beſoldungen durch— 
zufegen. 

Hat die tiefe Bewegung diefer Zeit auch auf diefem Gebiete 
zu Aufftelung maßlofer und verderblicher Gruubfäge 3.3. in Bezug 
auf Befeitigung aller Staatsauffiht, Bertheilung der Gemeindes 
güter ıc. geführt, fo bleibt doch nicht zu verfennen, daß die Revifton 
der Gemeindeverwaltungsgefege im Sinne einer freieren Bewegung 
der Gemeinden und mit Befeitigung allzuängftliher Anwendung ihrer 
Hauptregeln gerechtfertigt und ohne Gefahr für das Allgemeine voll 
ziehbar ift.. 


III. Plan der Darftellung. 
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Die Darftellung der Wirthſchaft der Eorporationen zerfällt nad 
natürliher Gliederung in vier Theile. 

1) In den allgemeinen Theil, welder die allgemeine Stellung 
der Körperfchaften im Staate und ihre Organifation nad) der 
wirthſchaftlichen Seite zu entwideln hat. | 

2) In die Darftellung der wirthichaftlihen Thätigfeit, fofern fie 
fih an ihren einzelnen Objecten äußert, als 

a) der Vermögendverwaltung, 

b) der theild durch Geſetze auferlegten, theild aus dem Ber 
griffe der Körperfchaften fich ergebenden Zwede und Auf: 
gaben derſelben, 

c) des Steuerweſens. 

3) In die Darftellung der wirtfchaftlihen Thätigfeit im Ganzen 
und im Zufammenhange — des eigentlihen Wirthſchafts— 
betriebes. 

4) In die Darftellung der äußern Einrichtungen, welche die Siches 
rung ded Betriebes und die Controle deffelben zum Zwed 
haben, namentlid des Rechnungswefens. 
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Erfter Theil. 


Allgemeine Beftimmungen, 





I. Befland der ECorporationen. 
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Die Körperihaft, welche zunähft und am ausgedehnteften bier 
in Betracht fommt, ift die politifche cbürgerlihe) Gemeinde, 
die dem Staatöverein zu Grund liegende, auf der Gemeinjhaft 
des örtlihen Wohnſitzes beruhende, bleibende Vereinigung, in wel« 
her und durch welche alle öffentlichen Außeren Einrichtungen zur 
menfchlihen und bürgerlihen Entwidlung, die nicht der Staat jelbft 
(und die Kirche ald Geſammtheit) auf fih nimmt, gegründet und 
erhalten werden. Sie ift entweder eine einfache Gemeinde, wo 
fie nur einen einzigen geichloffenen Wohnort begreift, oder eine zu— 
fammengefegte, wenn fie aus mehreren geographiich getrennten 
Drten beftehbt. Während im erften Falle für die politiihe Gemeinde 
als ſolche überhaupt nur eine einzige wirthichaftlihe Verwaltung 
beſteht, wie Died in den bis jest beſtehenden Geſetzen allgemein 
vorausgefegt wird, iſt daffelbe auch bei zufammengefegten Gemein— 
den bejonderd dann gewöhnlich der Ball, wenn die Orte auf einer 
und derfelben Marfung liegen, oder wenn diefe lauter vereinzelte, 
zu bejonderen Gemeinwefen nit angewachfene Höfe find. Außer— 
dem aber fann 

4) eine wirthihaftliche Verwaltung für den ganzen zufammengefep- 
ten Gemeindeverband (Befammtgemeinde) beftehen, indem 
nah zufälligen gefchichtliben Vorgängen ein dem ganzen Ge— 
meindeverband gehörfges Vermögen vorhanden ift !) oder mins 
deſtens die demfelben gemeinfam obliegenden Leitungen uns 


2) 
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mittelbar durch eine gemeinfame Verwaltung (Befammtgemeindes 
kaſſe) bdeforgt werden. Dies ift jedoch keineswegs nothwendig, 
indem für die Gefammtgemeinde als ſolche oft eine befondere 
Kaffe gar nicht befteht, ſondern die aus dem Verband fließen» 
den Einnahmen, wie die gemeinfamen Leiftungen auf die in 
denfelben begriffenen Orte (Gemeindeparzellen) vertheilt find 
und unmittelbar von diefen beftritten werben; ?) 

neben der Oefammtgemeindefaffe oder ohne dieſe haben die in 
der Gefammtgemeinde begriffenen Parzellen, jede für fi 
oder mehrere mit einander, einen eigenen wirthfchaftlihen Bes 
ftand, indem 

a) in der einen oder andern oder in allen ein nur biefen 
Parzellen zuftehendes® Gemeindevermögen vorhans- 
den ift, wovon der Gefammtgemeinde oder den übrigen 
in ihr begriffenen Parzellen durch die veränderte Ges 
meindeverfafiung ein Antheil nicht eingeräumt werden 
wollte noch fonnte; 

b) neben diefem oder ohne ſolches Vermögen jedem Ort für 
ſich gewiſſe Leiftungen, die nach Geſetz oder nad) der 
Natur der Sache mit jeder befondern Marfung oder 
Drtdögemeinfhaft verfnüpft find, obliegen. 

Wo die Zahl der Ortöbewohner nur klein und ein Gemeindes 


vermögen nicht vorhanden ift, in Orten endlich, wo ein eigents 
liches Gemeinweſen ſich nicht bilden fonnte, find ed dann nur die 


einzelnen Güterbefiger 2c. unmittelbar, die der Oefammtgemeinde 
gegenüberftehen. 3) 


1) Welches id gewöhnlihd nur aus allmähliger Anfammlung von Webers 


fhüflen der Steuerverwaltung bildete. 


2) In diefem Falle befchränft fich der Verband der Parzellen unter ſich doch 


nicht, wie vormals, auf Gerichtsbarfeit und Polizei (Schultheißerei), in⸗ 
dem jedenfalls dem Gefammtgemeinderatb und Bürgerausfhuß ein Ber: 
waltungsrecht von gewiſſem Umfange zugefprochen werden muß. ©. $. 33. 


3) Der Gntwurf eines Bürgerrechtsgefeges (vergl. Erlaß des Minifteriums 


vom 27. April 1828) hatte Beftimmungen über die Verhältnifie der zus 
fammengefegten Gemeinden enthalten, welche zwar das Gemeindevermögen 
der einzelnen Parzellen als privatives Eigenthum ber legteren anerfanns 
ten, alle aus dev öffentlichen Einrichtung herrührende Bezüge und Leiſtun⸗ 
gen aber einer Gejammtgemeinvefafle zumiefen. Meitere Beftimmungen zu 
fünfliger gefeglicher Regelung biefer Verhältniffe enthält der Entwurf eines 
Zufapgefeges zum Verwaltungsedicte von 1839, wo eine kefondere Geſammt 
gemeinpefafle ebenfalls als nothwendig erklärt iſt und zwar zunächſt allein 


wegen ber ihr zugewiefenen Bürgeraufnahmsgebühren und Strafen. Ders 
gleiche über das Ganze noch den Abfchnitt über Theilung ber Laften zwis _ 
fhen Gefammtgemeinde und Parzellen im IM. Theil. $. 284 ff. 
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Der Gemeindeverband begreift 1) in dinglidher Beziehung 
alfe innerhalb der Marfung gelegenen Güter, Gebäude, Gefälle und 
Gewerbe. Die hierin früher beftandenen Ausnahmen find aufges 
hoben und e8 find alle Theile des Gemeindegebietes in Rechten und 
Pflichten gleihgeftellt. 1) 2) In perfönlidher Beziehung, die der 
Gemeinde mit dem Bürger» oder Heimathredht angehörenden Per: 
fonen. Doch ftehen auch die in der Gemeinde blos Wohnhaften 
zu ihr in einer (auch auf die wirtbfchaftlihen Verhältniffe der Ge— 
meinde einwirfenden) Berbindung, fofern die anderwärtd Bürger« 
lien unter gewiffen Beftimmungen in einer Gemeinte fih aufhal- 
ten und alle Wohlthaten des Gemeindeverbandes mitgenießen dürfen. 2) 


1) Geſetz vom 18. Juni 1829, Art. 2. 
2) Bürgerrechtsgeſetz Art. 11. 
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Die fämmtlihen, in einem Oberamtöbezirfe befindlichen bürger- 
lihen Gemeinden, ftehen fortan, wie von Alters her, mit einander 
im Berbande behufd gemeinſchaftlicher Tragung öffentlicher Laften 
und gemeinfchaftliher Verfolgung von Zweden, die allen gemein 
find, fie bilden eine erweiterte Gemeinde, die Amtsförperfchaft.!) 

Diefe Körperfchaft ift dergeftalt eine gejchloffene und fefte, daß 
eine Veränderung berfelben — durch Lostrennung oder Zutheilung 
von Drten oder Grundflähen — nur auf dem Wege der Geſetz⸗ 
gebung geſchehen Fann. 2) 

1) Verf. Urk. F. 64. Verw. Ediet $. 75. 

2) Verf.urk. $. 64. Durch das Geſetz vom 6. Juli 1842 iſt dies erſtmals 
in Anwendung gefommen. Uebrigens werben bloße Ausgleichungen der 
Markungsgrenzen zwifchen Gemeinden verſchiedener Oberämter hieher nicht 
bezogen. 


$. 28. 

Das in jeder Gemeinde vorhandene aus urfprünglicen Wid- 
mungen zur Kirche, für Schule und Arme ($. 5.) aus fpätern Bei 
trägen ($. 9.) erfammelte, und durch neuere freiwillige Gaben für dieſe 
oder ähnliche Zwede (z. B. für Pflege der Kunft und höhere gewerb⸗ 


liche Ausbildung 2c.) etwa hinzugefommene öffentliche Vermögen bildet 
als Stifung eine felbfiftändige, in dem Kreis der Gemeinde, für 
deren Inftitute oder Angehörige fie beftimmt ift, gelegene Verwal⸗ 
tung. In den meiften Orten ift der fo für verſchiedene kirchliche 
und wohlthätige Zwede angefammelte Bermögensftod in eine ein- 
ige Verwaltung unter dem allgemeinen Namen der Stiftungs- (Hei⸗ 
ligen-) Pflege vereinigt, oft aber hat fi) auch für jeden der genann- 
ten Zwede und felbft für Unterabtheilungen derfelben ein abgejon- 
verted Vermögen gebildet und erhalten, und es beftehen daher mehr 
sere Berwaltungen ald Kirchen, Armen: und Schulftiftungspflege, 
Spital: und Aimofenpflege. 

In denjelben Kreis und unter gleiche öffentliche Verwaltung 
gehören die in einer Gemeinde vorhandenen Etiftungen für die 
genannten Zwede, deren Ertrag entweder zunäcft oder aus— 
ſchließlich für Angehörige beftimmter Familien ald Lehritipendien, 
Almofen ꝛc. beftimmungsgemäß verwendet werden foll (Familienſtif⸗ 
tungen) oder welche fonft den Charakter einer Privatftiftung 
haben, infofern durch den Willen des Stifterd die öffentlihe Ein« 
wirfung, namentlih in Bezug auf Beftellung des Verwalter und 
auf die Verwendung der Stiftungseinfünfte, ganz oder theilmweife 
ausgefchloffen ift, Beide jedoch nur in dem Falle, wenn die Stifs 
ter feine befondere Verwaltungs: und Auffihtsbehörde G. B. einen 
Familienrath) benannt haben, welde diejenigen Befugniffe auszus 
üben hätte, die nad dem Gefege über Verwaltung der für folde 
öffentlihe Zwede beftehenden Stiftungen ausgeübt werden 
müffen; und nur fo weit diefe gefeglichen Vorfchriften durch den 
Willen des Stifters nicht ausgefchloffen find. 1) | 

Jede Bamilien- oder Privatftiftung bildet ihrer Natur nad eine 
befondere Berwaltung. Aber aud jede andere felbftftändige Stif- 
tung mit befonderem Zwede im Gegenſatz eines der öffentlichen 
(allgemeinen) Stiftungspflege des Ortes, wenn auch mit befondern 
Beftimmungen übermachten Vermögens, fol in der Regel abgefon- 
dert verwaltet werden. Die Bereinigung mehrerer folder Etif- 
tungen in eine gemeinfhaftlihe Verwaltung Fann nur ges 
ſchehen, wenn ein nad vorgängiger Ruͤckſprache mit dem Bürger- 
ausſchuſſe hierauf geftellter, von dem gemeinfchaftlichen Oberamte zu 
begutachtender Antrag des Stiftungsrathes von der Kreiregierung 
genehmigt wird, 2) und wird die Zuläffigfeit diefer zu Erfparung von 
Verwaltungsfoften dienlihen Vereinigung namentlih davon abhän« 
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gen, 1) daß nicht beſondere Verfuͤgungen des Stifters entgegen- 
ſtehen, 2) daß die Erfüllung des Willens jedes Stifters und die 
Erhaltung des Grundſtocks jeder Stiftung ungeachtet der Vereini— 
gung gewahrt bleibt. 

Die Gründung einer Etifung für öffentliche Zwede und die 
der legtern zufommende Gorporationdeigenfckaft bedarf übrigens nad) 
den geltenden Orundfägen feiner befondern Anerkennung der Staatd- 
regierung. 

1) Verw. Edict $. 120. Bergl. Min.Erlaß vom 12. Nov. 1829. 
2) Berw.Ghiet $. 125. Das Gefep hat hier, obſchon es fich in vieler All: 


gemeinheit ausbrüdt, zunächſt die abgefonderte Erhaltung der Spitäler, 
Kirchenſtiſtungen, Armenkäften ıc. ein Auge. cf. $. 124. baf. 


„Wo bisher unter mehreren oder fämmtlichen Stiftungen eines 
Dberamtöbezirtd für gemeinfcaftlihe Zwede und Laften (. B. für 
Unterridtsanftalten, Epidemiefoften, andere Armen-, Eur- und Er- 
haltungsfoften u. dergl.) eine rechtsgültige Cipezielle) Verbrüde— 
rung ftattgefunden hat ($. 14.), da iſt folhe bis auf weitere 
Anordnung auch fünftig aufreht zu erhalten, die Rechtstitel und 
Grundfäge derfelben, fo wie der bisherige Maßſtab zu Vertheilung 
der Koften find aber der Kreidregierung zur Prüfung und angemej- 
fener Verfügung vorzulegen.“ 1) 

Nah dem Begriff einer Verbrüderung follte es fi bier nur 
davon handeln, daß zu gewiffen, zunäcft einzelne Orte treffenden 
Ausgaben die Stiftungen anderer Orte des Bezirkes beigegogen wer: 
den. — Es ift aber ein dem Bezirfe gemeinfhaftliher Armenfond 
gemeint, wie er im Amtsoberamt Stuttgart in der Mitte des 18ten 
Sahrhunderts geftiftet wurde, und wie er für die Orte des vor: 
maligen Klofteroberamts Reichenbach, Oberamt Freudenftabt, bejteht, 
und theild durch Staatsmittel, theils durch Umlagen auf fämmtliche 
ehemalige Amtsorte unterhalten wird. — Es beftehen dagegen viele, 
zum Theil reich ausgeftattete Stiftungen, deren Einkünfte den Kir 
hen, Schulen oder Armen nicht blos einzelner Orte oder Gemein: 
den, fondern eined größeren Bezirkes gewidmet find und uns 
mittelbar dahin verwendet werden. 2) Auf diefe Stiftungen finden, 
fo weit nicht befondere Verfügungen der Stifter entgegenftehen, dieſel⸗ 
ben Berwaltungsvorfariften Anwendung, wie für die Ortöftiftungen. 

1) Verw. Edict $. 143. 
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2) Hieher gehören namentlich: a) die Earl v. Antekäbhtifhe Stiftung in 
Kleinbottwar zur Unterftügung von Wittwen ans dem Nedarkreis, armer 
Kranten aus den Oberämtern Marbach und Lubwigsburg, zu Stipendien und 
Schulhausbeiträgen für das ganze Land. Belanntm. vom 23. Oct. 1820 
und 15. Sept. 1827 im Reggébl. b) Der Hofpital in Gunpelsheim, 
Oberamt Nedarfulm, zur Armenunterſtühung für die Orte des vormals 
deuifchorbenfchen Nedaroberamis. c) Die Armenkafle für die vormalige 
Landſchaft Altshaufen. d) Der Spital zu Goldbach für die ehemalige 
Herrſchaft Ochfenhaufen. e) Die Spitale zu Kiflegg und Bärenweiler 
für die vormaligen Herrihaften Wolfegg und Wurzach. F) Die Zwiefal: 
tenfchen Armenhäufer zu Bach und Tigerfeld. g) Der Spital zu Schlier 
für die ehemalige Herrſchaft Weingarten. k) Der Shulfonde und ber 
Armenfonds für die ehemalige Graffchaft Wolfegg. i) Das Krantenhang 
für die vormalige Landfhaft Schuflenried. k) Die Montfortifhe Armen: 
fliftung für die ehemalige Herrichaft Tettnang. 1) Verſchiedene Armen: 
Riftungen für die vormalige geiftlihe Herrfchaft Ellwangen. 


$. 30. 

Unabhängig von dem Beftehen einer ihre Ausgaben dedenden 
Stiftung bildet die Bereinigung der Bewohner eines Orts oder 
mehrerer Orte von gleiher Eonfeffion zur öffentlichen Gottesver⸗ 
ehrung die Kirchengemeinde, eine Körperfhaft, die indeß 
nad den noch jegt gültigen Beftimmungen nur bei befonderer ftaat- 
liher Anerfennung öffentlih zu Recht befteht. 1) Sie fann in Ab- 
fiht auf Äußere Begrenzung mit der politifhen Gemeinde zuſam⸗ 
menfallen oder theild wegen der Eonfeffion, theild vermöge zufälliger 
geichichtlicher Vorgänge oder verjchiedener, den äußern Umfang ber 
beftimmender, Einflüffe größer oder Heiner feyn, als die politische 
Gemeinde, in welcher fie ihren Sig hat. Im letztern Falle beftcht 
für fie eine bejondere wirthichaftlihe Verwaltung (Kirchenpflege), 
wenn die Ausgaben derjelben nicht durch Etiftungen gededt find, 
oder auch ift die Verwaltung der andermweiten Einnahmen und Leis 
ftungen mit der Verwaltung der für die Kirchengemeinde beftehenden 
Stiftung vereinigt. 

1) Anger den proteftantifchen und Fatholifchen find auch die ifraelitifhen 
Kirchengemeinden als ſolche Eorporationen anerfannt. Die Darftellung 
ihrer Verfaffung und Verwaltung blieb bier weg, als auf ganz befon- 
deren Grunpfägen beruhend. Bergleihe darüber meine Sammlung der 
Geſetze über die öffentlichen Verhältniffe ver Zfraeliten. Tüb. 1847. 


$. 31. 


Obgleih die Volksſchule an fi als eine gejeglihe Aufgabe 
der politifhen Gemeinde erſcheint, fo bildete fi doc für fie eine 
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beſondere Corporation, die Schulgemeinde, wenn für eine Volks⸗ 
ſchule eine vom politiſchen Gemeindeverbande verſchiedene Vereinigung 
mehrerer Orte je nad der Bevoölkerung und Lage der letzteren, oder 
etwa auch nad dem Konfeffionsverhältniß der Einwohner zu Stande 
gefommen ift. Diefe Corporation hat entweder eine eigene wirth- 
fhaftlihe Verwaltung, oder es wird diefe in der Art beforgt, daß 
Einnahmen und Ausgaben derfelben unter die Gemeindepflegen der 
zur Schulgemeinde gehörigen Orte vertheilt find und etwa eine der 
legteren die Hauptverrehnung (Einzug der Betreffe der andern Par⸗ 
zellen, Ausbezahlung der Schulfoften aus einer Hand) übernimmt. — 
Während durch die Gemeindepflege oder durch eine foldhe befondere 
Schulpflege der äußere Beftand der Volksſchule erhalten wird, hat 
diefelbe fodann überall noch für fih felbit, d. h. für ihre inneren 
Zwede, eine befondere wirthichaftlidhe Verwaltung, den Schulfond. 
Vergl. hierüber II. Theil 2. Bud 3 Kap. 


II. Allgemeines Verhältniß der Eorporationen zum Staate. 
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Die Stellung, welche die Eorporationen dem Staate gegenüber 
einnehmen, drüdt fich in den drei Grundfägen aus: 
1) Siderftellung des Eigenthums zunädhft der Gemeinden 
und Amtsförperfchaften, in der Art, daß 

a) diefelben nicht (dur Verfügungen der Regierungsgewalt) 
mit Leiftungen und Ausgaben beſchwert werden dürfen, 
wozu fie nicht entweder vermöge der allgemeinen Gefege, 
oder kraft der Lagerbücher oder anderer befonderer Rechts⸗ 
titel verbunden find ; 1) 

b) daß felbft durch Geſetz dasjenige, was nicht auf örtliche 
Berärfniffe der Gemeinden oder Amtsförperfchaften, fon= 
dern zu Erfüllung allgemeiner Landesverbindlichkeiten zu 
verwenden ift, nicht auf jene allein gelegt, fontern nur 
auf das ganze Land vertheilt werden darf. 2) 

Eine Folge dieſes Grundfages ift die Zuficherung, daß dies 
jenigen Koften, welche durch Ausübung des Iandeöherrlihen 
Oberauffihtsrechtd über die Gemeindeverwaltung ohne aus— 
drüdliches Verlangen der Gemeinden oder Einzelner und ohne 
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eine hiezu Anlaß gebende Nerfhuldung derfelben entftehen, 
von der Staatsfaffe getragen werden. ?) 

Die gleihe Sicherftellung genießen die Etiftungen, intem 
jeder der drei im Königreiche beftehenden chriſtlichen Confefjtonen 
der volle Genuß ihrer Kirhen-, Schul: und Armenfonds 
zugefichert und jede fremdartige Belaftung derjelben geſetzlich 
verboten ift. 4) 

2) Selbitverwaltung der Gemeinden und Amtskörperichaften 
(hienach III.), fo namentlih, daß feine Staatsbehörde befugt 
it, über das Eigenthum derjelben mit Umgehung oter Hint- 
anjegung der Vorfteher zu verfügen;d) Verwaltung der ört- 
liben Stiftungen durch die geijtlihen und weltlihen Orts— 
vorfteher, 6) beides jedoch nur 

3) nad den gejeglihden Vorſchriften (IV.) und unter der 
Aufiicht der Staatsbehörden. ) (V.) 


1) Berf.Urfunde $. 67. Zu diefen kefondern Nechtstiteln gehören die Ders 
träge über Auseinanberfegung der Domänen und Schulden der ehemaligen 
Lanpfchaften und Reichsflänte. Geſetz vom 14. März 1821. $. 4. 

2) Verf. Urſunde $. 68. Zu weit gieng der Berf.Entw. $. 77., wenn er das 
Eigenthum der Gorporationen dem Privat eigenthum gleichftellt. — Die 
Entwidlung des Grundſatzes folgt im 2. Theil 2. Bud. 

3) Landtagsabſchied vom 30. Juni 1821 $. 28. 

4) Berf.Urfunve $. 70. Verw.Edict $. 127. 

5) Verf. Urkunde $. 65. 66. Verw. Edict $. 3. 

6) Verw. Edict $. 120. 

7) Verf. Urkunde $. 65. 


III. Die Organe der Verwaltung. 
1) Der politifhden Gemeinden. 


$. 33. 


Die politifche Gemeinde wird dur den Gemeinderath, ald 
Berwaltungsbehörde, vertreten. 1) Er befchließt unter denjelben Vor—⸗ 
fhriften und Formen, wie in andern Befugniffen, aud hier. Die Lei—⸗ 
tung diefer Berwaltung gebührt dem Ortsvporfteher, 2) der jedoch 
feinen Beſchluß für fich ſelbſt faffen, namentlich feine einfeitige Ders 
fügung über das Gemeindevermögen fi anmaßen, und felbft in 
Polizeifachen feine Anordnungen, befonders injofern fie mit Koften 
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für die Gemeinde verbunden find, ohne den Beſchluß des Gemeinde— 
raths treffen darf, mit Ausnahme der für den Augenblid erforder- 
lihen Borfehrungen in dringenden Fällen und unbeſchadet feiner 
Pflicht, die oberamtliche Entſcheidung einzuholen, wenn er fich bei 
einem die Polizei betreffenden Beichluffe des Gemeinderaths nicht 
beruhigen zu fönnen glaubt, 3) 

Died zunähft in einfachen Gemeinden ($. 25.) und bei zus 
fammengefegten bezüglih der Gefammtgemeindeverwaltung. Was 
dann aber die Gemeindeparzellen mit eigener Gemeindeverwaltung 
betrifft, jo ift eine gefeglihe Beftimmung hierin bis jegt nicht ge- 
geben.) Indefien haben fih mit Billigung des Minifteriumd des 
Innern) aud für diefe Parzellen Berwaltungsbehörben, Partikular- 
gemeinderäthe, überall da gebildet, wo die Zahl der Einwohner zu 
entiprechender Befegung derfelben und des gegenüberftehenden Bürger- 
ausſchuſſes ($. 35.) ausreiht. Für diefe ift aus den beftehenden 
gefeglihen Normen jedenfalld zu folgern: 1) daß auch hier eine 
collegialifhe, zum mindeften aus 3 Mitgliedern beftehende Ver—⸗ 
waltungsbehörbe zu beftehen hat. 2) Daß zunädft dem Anwalte, 
foweit aber deſſen untergeordnete polizeilihe Gewalt nicht ausreicht, 
dem Drtövorfteher der Gefammtgemeinde die obigen Befugnifje zus 
ftehen. 3) Daß der Gefammtgemeinderath nicht gehindert feyn kann, 
die dem Wefen und der Aufgabe des politischen Gemeindeverbandes 
entfprechenden Befchlüffe mit verbindender Kraft für die Parzellen 
auch dann zu faffen, wenn hieraus Leiftungen für dieſe erwad- 
fen. 6) — In kleineren Parzellen muß die Verwaltung der Gefammt- 
heit der Bürger zugeftanden werden. 


41) Berf.Urfunde $. 65. Verw. Edict $. 4. 9. 21. Geſetz vom 6. Juli 1849 
Art. 5. Die Wahl und Zufammenfehung sc. gehört zu einer Darflellung 
des allgemeinen Berfaflungsrechtes der Gemeinden. 

2) Berw.@dict $. 14. 

3) Berw.Epict $. 39 — 41. 

4) Der Entwurf des Zufaßgefebes zum Verwaltungsedict von 1839 will auch 
für diefe ganz allein den Gefammtgemeinderath als Verwaltungsbehörbe, 
wogegen fich die ftändifche Commiſſion mit gewiß überwiegenden Gründen 
erflärt hat. Ohne das Verwaltungsrecht ift das Eigenthum, bas bedh 
den Parzellen bleiben foll, fein wirfliches, umd dem Gefammtgemeinberath 
würde eine Funktion in einer für ihn fremden Angelegenheit übertragen. 

5) Erlaß des Minifteriums des Innern vom 20. Mai 1829 an die Regierung 
des Donaufreifes. 

6) Namentlich in Bezug auf polizeiliche Einrichtimgen; dies letztere erkennt 
auch die ftändifche Commiſſion a. a. D. als zu Recht befichend an; 
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hierin liegt Alles, was im Intereſſe bes politifchen Verbandes verlangt 
werben Fan. 


$. 34. 


Die Bürgerfhaft eines Drtes hat feinen unmittelbaren An— 
theil an der öffentlichen Verwaltung und darf nur auf Berufung 
ded Ortsvorſtehers fid, verfammeln.!) Dies fhließt jedoch nicht aus, 
dag die Verwaltungsbehörbe in ſehr wichtigen Bällen die Meinung 
der gefammten Bürgerichaft, nöthigenfalls im Durchgange, vernimmt 
und bierauf ihren Beſchluß faßt. 2) 

Ohnehin iſt es Pfliht und Recht jedes vollberechtigten Ge- 
meindebürgers, der Gemeindeverwaltungss- oder Aufiichtöbehörde wohl- 
erwogene und begründete Wünfhe und Beichwerden bezüglich der 
Gemeinveverwaltung vorzutragen, und die Obliegenheit der Iegtern, 
hierüber fih zu berathen und das Angemefjene zu beichließen. 9) 

1) Verw. Edict $. 47. 

2) Nach dem Berfafiungsentwurf von 1817 $. 113. follten die Fälle, wo bie 
einzelnen Mitglieder der Gemeinde um ihre Meinung zu befragen find, 
durch ein Geſetz beſtimmt werben. Der Antrag in der fländifchen Com: 
mifjion von 1820, die Fälle zu beftimmen, wo bie Gemeinde zu vers 
fammeln fey, wurde für verfaflungswidrig und unausführbar erflärt, wo⸗ 
gegen anerfaunt wurde, daß ben Ortsvorſtehern freiſtehe, wo fie es zweckmaͤßig 
finden, die Gemeinde um ihre Anficht zu vernehmen. Indeſſen follte diefer 
Antrag nad $. 26. des Landtagsabſchieds von 1821 im weitere Uebers 
legung gezogen werden. Der Minifterialerlaß vom 20. Spt. 1837 läßt 
diefe Bernehmung der Bürgerfchaft zu, bezüglich der Frage, wie Gemeinde: 
überfhüfle zu vertheilen feyen. 

3) Ju $. 96. des Berwaltungsebicts zunächft beim Ruggericht anerfannt. 
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Dagegen wird die Gemeinde gegenüber der Berwaltungsbehörbe 
durch eine zweite collegialifhe Behörde, den Bürgerausihuß, 
vertreten, deſſen Mitwirkung jene in verfchietener Weife bedarf: !) 

1) indem in bejtimmten in der Folge zu erwähnenden wichtigen 

Fillen deſſen Zuſtimmung zur Gültigkeit des Beſchluſſes 

überhaupt erfordert wird.?) 

In diefen Fällen hat der Gemeinderath den Bürgerausfhuß 
jedesmal vor Abfaffung des Befchluffes zur Berathung 
beizuziehen und über jeine Anfiht und Meinung mündlich zu 
hören. Dem Bürgerausihuß fteht im Anftandsfall frei, abzus 
treten und fi binnen einer angemefienen Bedenkzeit abgefundert 

3 fi 


— 


zu berathen. Er hat ſofort in voller Verſammlung dem Ges 

meinderath ſeinen Beſchluß, wenn derſelbe von der Anſicht des 

Gemeinderaths abweicht, mit den Gruͤnden zu weiterer Be— 

ſprechung vorzutragen. Kommt auch' hier eine Vereinigung 

nicht zu Stande, fo hat der Gemeinderath nad Entlaffung 
des Ausſchuſſes für fih weiter zu berathen und zu befchließen ; 
die Folge der Meinungsverfchiedenheit aber ift: 

a) wenn ed fi um neue Maßregeln handelt, daß die Sache 
in ihrem vorigen Zuftande bleibt, e8 wäre denn, daß 
hiebei eine (jey es öffentlichrechtliche, namentlich polizei= 
lihe, oder privatrechtliche) Verbindlichfeit der Gemeinde 
oder der Gemeindevorfteher gegen die Gemeinde unerfülft 
bleiben müßte, wo dann dad Oberamt zu verfügen hat. 

b) Wenn ed eine Abweichung von den gefeglihen Regeln 
der Berwaltung beträfe, daß dann immer das Belek 
anzuwendeu ift, wobei über die Frage: ob ein einzelner 
Fall unter die gefegliche Regel zu ftellen fey, jedem Theil 
die Berufung an das Oberamt vorbehalten bleibt. 3) 

2) Indem in andern hienady zu bezeichnenden Fällen das Gut: 
achten des Bürgerausfhufied vor Abfaffung des gemeindes 
räthlihen Beſchluſſes mündlih einzuholen ift. Der Gemeinde- 
rath ift an dieſes Gutachten jedoch nicht gebunden, hat vielmehr 
nad eigenem pflibtmäßigem Ermeſſen zu beſchließen und fo 
lange von Auffihtswegen nichts Anderes verfügt wird, fortzu— 
handeln. 9 

3) In allen andern Fällen ift der Gemeinderath und das Ober: 
amt berechtigt, aber nicht verpflichtet, den Ausfchuß, fo oft es 
räthlih oder förderlich fcheint, um feine Meinung zu hören 
und fih mit ihm über dad gemeine Befte gemeinfhaftlich zu 
berathen. 3) 

Der Bürgerausfhuß feinerfeits ift auch außer der Berufung 
durh den Gemeinderath für fich felbit in Berathung zu treten, 
Wünfhe, Borfchläge und Beſchwerden über den Zuftand des Ge— 
meindewejens vorzubringen, nicht nur berechtigt, fondern alljährlich 
mittelft und nad Durhfiht und Prüfung der Gemeinderehnung 
feine diesfallfigen Bemerfungen mitzutheilen verpflichtet; doch foll von 
einer Berufung außer diejer jährliben Zufammenfunft, fowie von 
dem Gegenftand der Verhandlung der Ortsvorfteher zuvor in Kennt— 
niß gejegt werden. In jedem Ball hat er jeine Anträge in mündlicer 
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Form zunächſt an den Gemeinderath und erſt wenn er dort das 
gewuͤnſchte Gehör nicht findet, an das Oberamt, erforderlichen Falls 
an die Kreisregierung in der vorgejchriebenen Form zu richten und 
son dieſer die Entſchließung zu erwarten, übrigens fih aller — die 
Gemeindekaffe befhwerenden — perfönlihen Betreibungen zu ent- 
halten. 6) 

In Gemeindeparzellen findet die Beſtellung von Bürgeraus- 
ſchüſſen in derſelben Weife Statt, wie die von Lofalgemeinderäthen 
($. 33.). Es iſt jedoch in feinen Orten, oder wo wenig oder fein 
Gemeindeeigenthum vorhanden it, auch zugelafien, daß die fonft 
dem Bürgerausihuffe zuftehenden Befugniffe unmittelbar durch die 
dem Lofalgemeinderath nit angeyörigen Bürger ausgeübt werden. 7) 

1) Berf.Urfunde $. 65. Verw. Ediet $. 47. 61. 

2) Verw. Edict $. 52. 

3) Berw.Gpict $. 54. 55. Jedes der beiden Gemeindecoflegien fpricht durch 
die Mehrheit feiner Mitglieder feine Meinung aus; der fländifche Antrag: 
in Faͤllen der Meinungsverfchiedenheit durch beide Gollegien durchzuzählen, 
warb abgelehnt. $. 1. des Abſch. von 1821. 

4) Verw. Edict $. 56. 

5) Verw. Edict $. 57. 

6) Verw. Edict $. 58— 63. 

7) Min.Grl. vem 20. Mai 1829. 
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Für die Verhandlungen des Gemeinderaths in Sachen der Ge- 
meindeverwaltung ijt die Borfchrift befonderd wichtig, daß, wenn der 
Gegenftand der Berathnng ein Mitglied des Gemeinderaths oder 
deffen Verwandte oder Schwäger bis zum zweiten Grade einfchließ- 
lich!) perfönlih angeht, dafjelbe fi der Theilnahme an der Ber 
rathbung und Beichlußfaffung zu enthalten habe. ?) 

Es kommt aber in vielen Gemeinden ded Landes vor, daß 
theils den Bürgern (nicht ald folden, fondern als Befigern gewiffer 
Häufer 2c.) befondere Rechte an dem Gemeindeeigenthum zuftehen, 
theil® auf dem Privatbefig der Bürger die befondere Verbindlichkeit 
zu Tragung öffentlicher Laften ruht. Die Intereffen der Gemeinde 
als folder ftehen Daher häufig denjenigen der in diefer Art befonders 
berechtigten oder verpflichteten Gemeindegenoffen gegenüber. Für diefe 
Säle it weiter vorgefchrieben:: 

„Wenn ein Gemeinderath oder der Bürgerausfhuß einer Ges 
meinde, oder auch beide Eollegien zufammen wegen entgegenftehender 
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Privatintereſſen einer ſolchen Anzahl von Mitgliedern, daß die uͤbrigen 

keinen guͤltigen Beſchluß mehr faſſen können, außer Stande ſind, in 

Gemeindeangelegenheiten die Gemeinde zu vertreten, ſo hat das 

Oberamt die Rechte und Pflichten des oder der verhinderten Ges 

meindecollegien nad) vorgängiger Nüdfprache mit den nicht betheiligten 

Gemeindegenofjen auszuiben.“ 3) 

1) Alſo in ven Berhältniffen von Bater und Sohn, Schwiegervater und 
Torhtermann, Großvater und Enkel, Großfchwiegervater und Enfelmann 
Bruder und Schwager ; nicht aber bei Ghemännern zweier Echweftern und 
allen entfernteren Verwandten. \ 

2) Verw. Edict $. 19. Gefeh vom 6. Juli 1849 Art. 17. 3. Satz. 

3) eit. Gefeg von 1849 Art. 20. Es kann diefe Beftimmung nad) den oben 
angeführten Motiven terfelben namentlih nicht bezogen werben auf bie 
Fälle, wo bie Mitgliever der Gollegien nicht vermöge privatrechtlicher Ver⸗ 
hältniffe, fondern 3. B. ale Hochs ober Geringbeftenerte oder wegen ans 
terer öffentlich = rechtlicher Verhältniſſe intereffirt find. 
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Dem Gemeinderath untergeordnet, unter deffen Auffiht und an 
defien Beihlüffe gebunden find zu Ausführung der legtern, zur uns 
mittelbaren Beforgung der Einnahmen und Ausgaben, zu Führung 
der Kaffe und Rechnung einzelne Männer — Redner, Pfleger — 
bejtellt, 1) worüber folgendes Nähere zu bemerfen ift: 

1) Die gefammten Einnahmen und Ausgaben einer Gemeinde 
müfen in einer Hauptverwaltung und Hauptrechnung ſich 
vereinigen. Für dieſe werden einer oder zwei Gemeindes 
pfleger gewählt, welde lepternfall8 in der Kaflen- und 
Rechnungsführung jährlih mit einander wechieln. ?) 

Es fünnen aber von dem emeinderathe für einzelne Ver— 
mögenstheile und Einkünfte, jedoch wegen der dadurch ent— 
ftehenden Geſchäfts- und Kojtenvermehrung nur bei wirflichem 
Bedürfniffe, 3) befondere Aufſeher, Rechner und Verwalter be- 
jtellt werden, 3. B. Steuereinbringer, 4) Waldmeiſter, Pförch— 
meijter, Fruchtvorrathöpfleger, Bauverwalter u. dergl. Diefe 
Theilrehner find aber nur als Unterpfleger des Haupt- 
rechners zu betrachten, 5) d. h. ihre Einnahmen und Ausgaben 
find wenigftend fummarifh in der Hauptrechnung vorzutragen 
und der Ueberſchuß ihrer Kinnahmen über die ihnen zur un» 
mittelbaren Beftreitung zugewiejenen Ausgaben ift an den Ges 
meindegfleger abzuliefern. 6) 


— — 


2) Zum Amte eines Haupt⸗ oder Theilrechners iſt Jeder befaͤhigt, 


3 


4 


— 
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dem überhaupt das gemeindebürgerliche Wählbarfeitsrecht zus 
fteht ”) und der nicht wegen Vergehen zu Wiederbekleidung 
eines öffentliben Amtes derzeit für unfähig erflärt ift.8) Bei 
der Wahl derfelben, die dem Gemeinderath zuiteht, ift derfelbe 
nicht mehr an die Gemeinderathsmitglieder gebunden; es darf 
vielmehr einem Gemeinderathsmitgliede ein ſolches Reben: 
amt nur mit Zujtimmung des Buͤrgerausſchuſſes übertragen 
werben. °) 

Der Ortsvorfteher, als Borftand des die Verwaltung be- 
aufjichtigenden ®emeinderathes, kann das Amt eines Rechners 
nicht zugleich verfchen ; 10) ebenfo darf der Rathsſchreiber nicht 
zugleih ®emeindepfleger ſeyn. 11) 

Endlich darf der Gemeindepfleger feine Wirthſchaft treiben. 12) 

Uebrigens ift über die Beitellung des Gemeindepflegers und 
des Steuereinbringerd (über die hiezu vorzüglih als befähigt 
zu erachtenden Bürger) jedenfalls das Gutachten des Bürger: 
ausſchuſſes zu hören. 13) 

Die Anftellung der Rechner gejchieht entweder auf Lebenszeit 
oder auf eine bejtimmte Anzahl von Jahren. 4) Zum erjtern 
it die Zuftimmung des Bürgerausfchuffes erforderlich, im letz— 
tern Ball darf fein fürzerer Zeitraum, ald von drei Jahren, 
beftimmt werben. *5) 

Die Wahl gefhieht unter dem Borfige des Ortsvorſtehers, 
mit Zuziehung des Rathöfchreibers. 16) Die Ernennung und 
Berpflihtung bedarf feiner Mitwirfung von Staatsbehörden. 17) 
Die leptere ift daher unter Benügung der vorgefchriebenen 
Eidesformel vom Drtövorfteher vorzunehmen. 


5) Die befonderen  Dienftobliegenheiten eines Rechners ergeben 


fh zunähft aus fpeziellen gejeplihen Beftimmungen hiers 
über (die in der Folge zu erwähnen find) und dann über- 
haupt aus ihrer im Eingange des $. bezeichneten Stellung. 
Im Uebrigen hängt die Frage, ob ſolche Dienftverrichtungen, 
die fih hieraus mit Beftimmtheit nicht gerade ald Obliegens 
heit der Rechner ergeben, wie z. ®. die Verwaltung des be- 
weglihen Eigenthums der Gemeinde, die befondere Obhut "über 
die Gemeindegüter, die Beauffihtigung der im Dienfte der 
Gemeinde angeftellten Xohnarbeiter u. A., Sache der Rechner 
feyen, 1%) von dem Herfommen, das ſich hierüber in einer 


1) 
2) 


3) 
N) 


5) 
6) 
7) 


u 


Gemeinde gebildet hat, oder von bejonderen Befchlüffen der 
Berwaltungscollegien ab, die aber ſchon bei Anftellung eines 
Rechners gefaßt worden ſeyn müffen, oder denen dieſer, wenn 
fie jpäter gefaßt wurden, fi unterworfen hat. 

Die Niederlegung der Stelle eined Rechners darf nah alls 
gemeinen Rechtöregeln nicht zur Unzeit geichehen, wie etwa 
mitten im Berwaltungsjahre ꝛc.; ift die Beftellung auf eine 
bejtimmte Zahl von Jahren erfolgt, jo wird der Angeitellte 
durh Annahme derjelben in der Regel auch zu Verſehung des 
Dienjted während diefer Zeit verpflichtet feyn. — Die unfreis 
willige Entlaffung eines ©emeindepflegers wegen Bergehen 
oder Unbrauchbarkeit kann nur von den Gerichten und ben 
höheren Staatsverwaltungsftellen verfügt werden, 19) wofern 
nicht etwa die Beitellung der Theilrechner nur widerruflich ges 
ſchehen wäre. 


Verw.Grict $. 21. 22— 24. 

Daſelbſt $. 22. Diefer jest wohl nirgends mehr praftifch befundene 
Mechfel zweier Nechner war bei dem früheren Mangel an Rechnungs: 
controle und anderen Sicherungsmaßregeln deshalb für nöthig erachtet, 
weil jedenfalls beim jährlichen Abtreten des einen Rechners das Remanet 
velltändig liquidirt und dargelegt werden mußte. Dies wurde für fo 
wichtig gehalten, daß felbit im Erbvergleihe von 1770 VI. El. $. 9. bie 
Abftellung der „beitändigen Rechner“, als durch melde den Gemeinden 
viel Schaden zugegangen fey, zugefichert ward. — Dagegen wurde das zu: 
weilen üblich geweſene Umwechſeln der Bürger in Berfehung der Gemeinde: 
rflege abgeftellt durch Nefeript vom 17. Mai 1809. 

Vergl. Comm.O. XIV. $. 5. 6. * 
Die K. Verordnung vem 10. Eept. 1817 T. c. hatte bie ——— 
Trennung der Steuerverwaltung von ber übrigen Gemeindeverwaltung an: 
geordnet, was in der K. Verordnung vom 21. Juni 1819 $. 1—4. für 
größere Gemeinden wiederholt wurde; auf den Antrag der Stände wurde 
die Vereinigung der Gemeindepflege mit der Steuereinbringerei nah Wahl 
der Gemeinden wieber zugelafien. Abſch. vom 30. Juni 1821 $. 20. — 
Durch die Trennung beider Aemter wird die Verwaltung des Gemeinde: 
vermögens auf ihre eigentlihen Zwede befchränft und die Etörung der 
legteren burch Verwendung der Ginfünfte zur Stenerlieferung vermieden ; 
dagegen entfteht dadurch eine doppelte Berwaltung und die Schenung, weldye 
bei der Vereinigung gegenüber den Stenercontribuenten zu Zeiten, wo bie 
Zahlung jchwer fällt, eintreten kann, fällt weg, oder wird doch erfchwert. 
Verw. Edict $. 23. 

Comm.O. XII. $. 6. & 

©. Gefeh vom 6. Juli 1849 Art. 1—3. Die allerdings an ſich wichs 
tige Vorfchrift der Communordnung XIII. $. 2., daß ein Rechner zu 
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leſen, zu ſchreiben und zum rechnen verſtehe, iſt wohl heutiges Tages nicht 
beſonders aufzuſtellen nöthig. 

8) Bergl. Strafgeſetzbuch Art. 30. 

9) Geſetz vom 6. Juli 1849. Art. 22. 

10) Bergl. Grlafle des Minifterium des Innern vom 14. Mai 1827 wegen ber 
Pförchmeifterfielle (mofern dieſe nicht blos in der polizeilichen Beaufſich⸗ 
tigung des Schäfereiwefens und etwa der befonderen Eontrole der Pfördhs 
einnahmen beficht, im welcher Befchränfung biefes Amt allerdings von 
dem SO rtsvorfteher bekleidet werben fann) vom 13. März 1820 wegen ber 
Steuereinbringer, vom 23. Juli 1840 wegen der Walbmeifter. 

11) Verw. Edict $. 20. dritter Satz. 

12) Daf. $. 22. letzter Sat. Bine Diſpenſation von biefem Berbote fann 
die Kreisregierung, jedoch nur bei ganz befondern Umfländen,, eriheilen. 
Gomm.D. ‚I. $. 7. Min.Erlaß vom 22. Jan. 1818. — Die Nusbehnung 
biefes Verbotes auf Theilrechner iſt mach einer Entfcheidung des K. Ge: 
heimenraths vom 4. Juni 1836 nicht begründet. 

13) Verw. Cdict $. 56. 

14) Daf. $. 22. 

15) Geſetz vom 6. Zuli 1849. Art. 22, 

16) Verw. Edict $. 22. zweiter Sag. 

17) cit. Geſetz von 1849. Art. 22. 

18) Bergl. Comm. I. 3. $. 1. 2. 

19) Comm.D. I. 10. Inftruftion für die KRreisregierungen von 1819. 8. 9. e. 
Verw. Edict $. 22. zweiter Satz. 


2) Der Amtsförperfhaft. 


$. 38. 


Die Amtsförperfchaft wird vertreten durch die Amtöverfamm- 
lung, H eine collegialifhe Behörde, welde unter dem Vorſitz Des 
Oberamtmanns aus Abgeordneten der Gemeinden des Bezirfes ges 
bildet wird, deren Anzahl — behufs einer genügenden Bertretung 
einerſeits, andererfeits zur Werhütung zu großer Echwerfälligfeit der 
Berathung — wmenigftens zwanzig, höchſtens dreißig betragen fol. 
Die Gemeinden beſchicken diefelbe nach der Amtfchadensmatrifel oder 
dem Steuerfuße (für Amtsförperfhaftsumlagen), alfo jedoch, daß 
feine Gemeinde mehr als ein Drittel fämmtliher Amtödeputirten 
beitellt, die Eleinften Gemeinden aber fih über einen gemeinfchafts 
lihen Abgeordneten oder über eine gewiffe Reihenfolge vergleichen. 
Der Ortsvorfteher ift von Rechtswegen der Amtsdeputirte feiner 
Gemeinde, die weiteren Abgeordneten werden von dem betreffenden 
Gemeinderath alljährlich aus feiner Mitte gewählt. ; 

Die Amtsdeputirten find als folche von den einzelnen Gemeinden 
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unabhängig und an feine Inſtruktion gebunden. Wenn es ſich da- 
gegen von dem Rechte einzelner Gemeinden gegenüber dem gefamm- 
ten Oberamte handelt und fie in folden Fällen ald Bevollmächtigte 
der erfteren erfcheinen, fo liegt ihnen ob, die ihnen deshalb ertheilten 
Aufträge und Anweifungen zu befolgen. In diefen Fälten fann auch 
Me Stimme diejer Deputirten bei den Beichlüffen der Amtskörper⸗ 
fhaftövertretung nicht mitzählen. — Auch in andern wichtigen Fäl- 
(en haben die Amtsdeputirten den Gemeinderat) und Bürgerausfhuß 
ihrer Gemeinde von den durch die Amtsverfammlung gefaßten Be: 
fhlüffen in Kenntniß zu ſetzen; zur perfönlichen Anwohnung in der 
Amtsverfammlung find Die Bürgerausichüffe oder einzelne Mitglieder 
derfelben nur auf befonderes Erfordern der Amtöverfammlung berech— 
tigt, 2) diefe mag zwar von denfelden Auskunft und Meinungeäußes 
rung verlangen, ohne jedoch in der jelbitftändigen Faſſung ihrer Ber 
fchlüffe damit gehemmt zu feyn. 

Alle wichtigeren Berwaltungsbeihlüffe find in voller Amtöver- 
fammlung zu berathen; dagegen können 1) in wirflih bringen 
den Füllen die Amtsdeputirten der Amtsftadt mit oberamtlicher 
Genehmigung handeln; doch ift der Amtöpfleger im Anftandsfalle 
berechtigt, die Einberufung der Amtsverfammlung zu verlangen und 
find derſelben folhe vorläufigen Beſchluͤſſe jedenfalls zur Prüfung 
und Genehmigung vorzulegen; 2) ift die Amtsverfammlung berech— 
tigt, für beftimmte Zwede, namentlich für Vorarbeiten, fo wie für 
Beforgung der laufenden Gejchäfte einen Ausfchuß oder eine Com: 
miffion zu beftelfen, jedoch längftens auf Jahresfrift.°) 


4) Verf. Urk. $. 65. Gingang zu den Edieten von 1818. I. Dem Antrag 
der Stände auf eine dem Inftitut der Bürgerausfchüffe analoge Vertre⸗ 
tung der Amtsangehörigen gegenüber der Amtsverfammlung erflärte ſich 
pie Regierung nicht abgeneigt ($. 32. Landt. Abſchied von 1821), ſetzte 
aber das Meitere bis jebt aus. — In der That flieht die bermalige Or⸗ 
ganifation der Amtskörperfchaft im Widerſpruche mit der repräfentativen 
(auf Vertretung der Betheiligten berubenden) Ginridhtung der Gemeinden 
und des Staats, zwifchen benen fie fteht und mit denen fie wefentlich zu: 
fammenhängt. Gine Bezirksverwaltung aus 7—9 Männern, mit einem 
nach Analogie des Bürgerausfchufles gebildeten Bezirksausfchuffe zur Seite, 
legtere auf freier Wahl ber befteuerten Bürger, erfiere auf ber durch be- 
fondere Wahlcollegien beruhend, würde wohl alle Garantiren darbieten, 
während eine Verfammlung aller Ortsvorfieher für andere abminifirative 
Zwecke vorbehalten werben Fönnte. 

2) Berw.E&bict $. 76. 

3) Verw. Edict $. 84. 
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In derfelben Art, wie in den Gemeinden ($. 37.) beftellt die 
Amtsverfammlung einen Rechner und mit Genehmigung der Kreis 
regierung etwa erforderliche Theilrechner; der Amtspfleger (Haupts 
rechner) it von der Kreisregierung zu beftätigen.?) Die Wählbars 
feit zu dieſer Stelle ift abhängig 1) von Erftehung der niederen 
Berwaltungsdienftprüfung oder der beiden höheren im Departement 
des Innern, letztenfalls in Verbindung mit günftigen Zeugniffen 
über eine wenigitend halbjährige praktiſche Uebung in den Red 
nungsgeihäften. ) 2) Bon gutem Praͤdikate und mindeftens der 
Fähigkeit zu Stellung der vorgeichriebenen Dienftcaution. 3) 3) Der 
Amtspfleger darf weder Oberamtsaftuar, noch Amtsverfammlungss 
actuar, noch Stadtpfleger zugleich fern.) 4) Er darf mit dem bes 
treffenden Dberamtmann nicht in einem folden Verwandtſchafts⸗ 
oder Schwägerſchaftsverhältniß ftehen, welches rüdfichtlih der dem 
Erften zuftehenden Aufliht und Eontrole Beforgniffe erweden Fönnte, 
worüber die Kreisregierung und im Zweifelöfalle das — 
erfennt.5) 5) Er darf feine Wirthſchaft treiben. 6) 

Der Amtspfleger hat feinen Wohnfig in der Amtsftadt zu neh— 
men; ed gebührt ihm von Amtswegen der Gig und eine berathende 
Stimme in der Amtsverfammlung. 7) 

1) Verw. Edict $. 78. 

2) Verw. Edict daf. K. Brong. vom 10. Febr. 1837. $. 7. 15. 

3) Eomm.D. 1. 6. $. 2. 4. 5. 

4) Berw. Edict $. 78. Die Uebertragung an den Stadtſchultheißen ber Amts⸗ 
ſtadt findet feinen Anftand, unter der Bebingung, daß die Controle bes 
Stadtpflegers auf Koften des Erſten Yon einem Dritten übernommen wird. 

5) Erlaß des Min. des Innern vom 3. Oct. 1836. 

6) Eomm.D. I. 6. $. 4. 

7) Berw. Ediet $. 78. 


3) Der Stiftungen. 


$. 40. 


AS Drgan für die Verwaltung der in einer Gemeinde vors 
handenen Stiftungen befteht zunäcft der aus dem Ortögeiftlichen 
und dem Gemeinderath (fo weit ed fi aber von Stiftungen blos 
für gottesdienftlihe Zwede handelt, nur aus den betreffen» 
den Geiftlihen und den Gemeinderathömitglievern der betreffenden 
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Eonfeffion 1)) zufammengefegte Stiftungsrath, deſſen Leitung 
gemeinfhaftlih dem erften DOrtögeiftlihen und Ortsvorfteher in der 
Art zufommt, daß diefer zugleich die erfte ordentliche Stimme führt 
(worauf tie übrigen Geiftlihen folgen), der erſte im Fall der 
Stimmengleihheit entſcheidet. Wo jedoch für einzelne Kirchen bes 
Orts bejondere Stiftungen bejtehen, gebührt nur dem bei der be— 
treffenden Kirche angeftellten Geiftlihen eine Stimme über die An—⸗ 
gelegenheiten derjelben, während ſolche den weltlichen Mitgliedern 
bei alten DOrtöfirchen ihrer Confeſſion zukommt. 2) 

Der Beihlußnahme des Stiftungsrath8 unterliegen alle wich— 
tigeren Berwaltungsmaßregeln, während mit ter vorläufigen Be 
rathung derjelben, hauptſächlich aber mit Beforgung der laufenden 
Geihäfte der Kirhenconvent als beftändiger Ausfchuß des Stif- 
tungsrathes beauftragt ift, deffen Mitglieder die Ortsgeiſtlichen, der 
Ortsvorfteher und der Stiftungspfleger von Amtswegen find, außer 
welchen 2— 3 weitere Mitglieder von dem Stiftungsrath aus feiner 
Mitte gewählt werben. 3) In Bezug auf Firchliche gelten 
diejelben Regeln, wie vorhin. | 

Die Verwaltungsbehörde für Stifungen, die fih in einzelnen 
Drten einer zufammengefegten Gemeinde befinden, ohne diefer (etwa 
als Kirchengemeinde) gemeinſchaftlich zu ſeyn, bildet ſich zunächſt 
uͤnter dem Geiſtlichen der betreffenden Kirche aus den dieſen Par— 
zellen angehörigen Mitgliedern des Gemeinderaths und iſt, wenn 
deren Anzahl zu collegialiſcher Berathung (3 bilden ein Collegium) 
nicht hinreicht, dur; Wahl der Bürger der betheiligten Orte mindes 
ſtens bis zu diefer Erforderniß zu ergänzen. Sofern diefe Anzahl 
die gefeglihe Zahl ver Mitglieder eines Kirchenconventd nicht über: 
fteigt, find in ſolchen Bartifularverwaltungsftellen die Befugniffe 
des Stiftungsrathed und Kirchenconvents vereinigt. *) OBergl. weiter 
$. 44.) 

Ueber die Theilnahme der Lokalwohlthaͤtigkeitsvereine an Ber: 
waltung der Armenfonds ift zu vergleihen das 4. Kapitel im 
2. Buch des 2. Theile. 

1) Wenn diefe nicht fo zahlreich find, um ein Collegium bilden zu Fönnen, 
fo müflen die Bürger der betreffenden Gonfeffion durch Wahl weiterer 
Stiftungsrathsmitgliever aus ihrer Mitte den Mangel ergänzen. 

2) Verw. Edict $. 121. 122. 

3) Berw.Epict $. 132. 134. Schluß. 
5) Min.Erlaß vom 7. März 1822 und 6. Sept. 1825. Auch hier will der 

Entwurf des Zufaßgefeges ben Stiftungsrath ber Geſammtgemeinde be: 


re 


rufen, was ber Verfchiedenheit der kirchlichen Giniheilung wegen oft zu 
weiteren Mifftänden führen würde. — Iſt der Sig eines folden Parti⸗ 
eularfiftungsraths nicht am Wohnfige des Schultheißen, fo iſt ſtatt deſſen 
ber Anwalt bes gedachten Sitzes Mitvorfland des Stiftungsraths fowchl 
als des Kirchenconvents. 
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Dem Bürgerausfhuffe der Gemeinde (analog, wie in 
$. 40. den Mitgliedern der betreffenden Confeſſion und bei Parzellen, 
den nöthigenfalld durch weitere Wahl zu vermehrenden Mitgliedern 
aus diefen Orten) ift eine Einwirfung auf die Verwaltung der 
Stiftungen in fo weit eingeräumt: 

1) daß derfelbe vom Stiftungsrath in wichtigen Fällen um fein 
Gutachten zu hören ift, 1) mit der in $. 35. Pkt. 2. bezeich« 
neten Wirfung. 

2) Ift die fonftige Vernehmung des Buͤrgerausſchuſſes, fowie die 
ſelbſtſtändige Berathichlagung des, legtern auch in Etiftungs- 
jahen (ald das Gemeindeweien mit betreffend) in der $. 35. 
Bet. 3. ausgeführten Weife auch hier zuläfftg und aus Anlaß 
der jährlihen Rehnungsprüfung felbft geboten. 2) | 


4) Verw.Edict $. 137. 
2) Berw.Gpict $. 139, 
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Das Berwaltungsorgan für die Stiftungsverbrüderung 
ift die Amtsverfammlung unter dem gemeinfchaftlichen Vorſitze des 
Dberamtmannd und des betreffenden Defans, mit Ausfchluß der 
Deputirten nicht betheiligter Gemeinden. Die hiebei berufenen Amts⸗ 
verfammlungsmitglieder haben fi wegen Bevollmäctigung und Ins 
ftruftion nad den $. 38. enthaltenen Orundfägen zu achten und ber 
Dekan hat hiebei insbefondere das gemeinfcaftlihe Intereffe der 
Stiftungen der Amtspflege gegenüber zu wahren. !) 

Die Verwaltung der für mehrere Gemeinden’ beftimmten Stifs 
tungen ($. 29.) fteht entweder 

1) dem Stiftungsrath, des Orts, wo die Stiftung ihren Si hat, 
kraft einer Beftimmung des Stifterd oder vermöge eines auf 

Herfommen fi ftügenden Verwaltungs rechtes zu; oder 

2) find durd den Stifter anderweitige Verfügungen hierin, in 
deren Ermanglung aber durch die Kreisregierung die der Natur 
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der Stiftung und ber früheren Verwaltungsweiſe entfprechen- 
den befonderen Anordnungen getroffen. 2) 


4) Verw.Edict $. 144. 


2) Ein Min.Erlaf vom 8. Mai 1828 erklärt zwar nad den Worten des 
Verw. Edicts $. 120 den Gtiftungsrath der Gemeinde, wo die Stiftung 
befindlih if, zur Berwaltung befugt, indeſſen hatte da, wo bie frühere 
Landesherrfchaft die Verwaltung ſelbſt Teitete, die Regierung freie Hand 
in Ausübung biefes Rechts, das deshalb häufig der Kreisregierung vor: 
behalten ift, während im Uebrigen bie Natur der Sache und bie Abſicht 
der Geſetzgebung (vergl. Verw. Edict $. 121. dritter Sag, $. 130.) gegen 
zeine Uebertragung au bie Behörde einer einzelnen Gemeinde ſpricht. — 
Den Standesherrn iſt das Berwaltungsreht, wo ihnen foldhes von den 
| Stiftern ausdrücklich übertragen wurde, vorbehalten. K. Vrdng. vom 
12. Zuni 1823. $. 42. 


$. 43. 


In derfelben Stellung und Unterordnung, wie die Gemeindepfles 
ger, gegenüber dem Gemeinderath, find die vom Stiftungsrath zu 
wählenden, vom gemeinfhaftlichen Oberamt zu beftätigenden und zu 
verpflihtenden Stiftungspfleger, welde entweder auf Lebens: 
zeit oder auf eine beftimmte Zeit, wenigftens aber auf die Zeit von 
drei Jahren beftellt werben follen. 1) Ihre Anzahl richtet ſich nad 
dem Beftande von Stiftungen mit je befonderer Verwaltung in der 
Gemeinde, ohne daß die Lebertragung mehrerer an Einen ausge— 
fhloffen wäre. Dem ÖDrtövorfteher und Rathefchreiber fann die 
Stiftungspflege nicht übertragen werben 2) und ift im Mebrigen zur 
Waͤhlbarkeit gutes Prädikat 3) erforderlich. 

Dem Stiftungspfleger gebührt von Amtswegen, wenn er aud 
nicht Oemeinderathsmitglied ift, Sig und Stimme im GStiftunge- 
rath, 4) weshalb er auch dann nicht mit den fibrigen Mitgliedern 
des Legtern in dem nad $. 6. des Verw. Edicts verbotenen Grade 
verwandt fenn darf. 5) 

Die etwa weiter erforderlihen Offigianten, 3. B. Kaftenfnechte, 
Küfer u. f. w. werden vom Stiftungdrath auf Wohlverhalten ger 
wählt und von dem Borftande defielben verpflichtet. 6) 


1) Verw.Edict $. 124. Der in ber Kaft.D. von 1615 Tit. von Zehrung, am 
Schluffe ausgeſprochene, no in der Verorbnung vom 9. April 1816 an: 
gedrohte Zwang zur Annahme bdiefer Stelle ift nach dem heutigen Begriffen 
wohl nicht mehr auwendbar. 


2) Verw.Edict $. 20. dritter Sah, $. 124. 


ur Bi: 


3) Kaflen-D. vom 2. Yan. 1615. 3. Kapitel. Gen. Refer. vom 8. Dechr. 
1721. (ev. 8.6.) 


4) Berw.Edirt $. 124. 


5) Min. Erlaß vom 3. Mai 1827. Doch iſt auch hier Difyenfation durch 
die Kreisregg. zuläffig. 


6) Verw. Edict $. 126. 


4) Verwaltungsorgane der Kirhen- und Schul— 
gemeinden. 


$. 44. 


Neber die Organifation der Kirchen» und Schulgemeinden als 
foiher fehlt e8 an gefeglihen Beftimmungen ?): 

1) die befonderen wirthfchaftlihen Angelegenheiten ter Kirchen 
gemeinde beforgt in der Regel der Stiftungsrath, wie er 
nach $. 40. zufammengefegt ift; doch wird wohl mit Recht und 
im Geifte der Gemeindegejepgebung zu unmittelbaren Umlagen 
auf die Kirchengenoffen die Zuftimmung des Bürgerausfchuffes 
erfordert. Die Theilnahme des Geiftlichen ift jedenfalls in 
feiner Stellung zur Kirchengemeinde auch da begründet, wo für 
die Kirchengemeinden feine Stiftungen beftehen und es befteht 
auch für eine folde Kirchengemeinde eine nad Analogie des 
Stiftungsraths gebildete Berwaitungsbehörde, 2) welche ebenfo 
die erforderlihen Rechner beftellt. 

2?) Das Berwaltungsorgan einer mit befonderer Verwaltung bes 
ftehenden Shulgemeinde ($. 31.) ift jedenfalls, da es fich 
um einen Theil der dem politiihen Gemeindeverband gefeglich 
zugewiefenen Aufgabe handelt, ganz nad den für die politifche 
Gemeinde beftehende Normen ($. 33 — 37.) einzuricditen. Es 
befteht daher eine aus den zur Schulgemeinde gehörigen Mitglie— 
dern ded (Geſammt-) Gemeinverath (die nöthigenfalls, wie in 
$. 40. bejtimmt durch weitere Wahl zu vermehren find) zufams 
mengefegte Bewaltungsbehörde (Schufgemeinderath) mit einem 
ebenfo gebildeten Bürgerausfchuffe, welchem in Bezug auf diefe 
Verwaltung dieſelben Befugniffe zuftehen, wie in den übrigen 
Zweigen der Gemeindeverwaltung. 

Die Verwaltungsbehörde für den Schulfond ift der Kirchen, 
sonvent ($. 40.) als Ortsſchulbehörde. 3) 


—— 


1) Die kirchliche Gemeindeverfaſſung iſt bekanntlich in ben letzten Jahren 
vielfacher Gegenſtand der oͤffentlichen Beſprechung geweſen, und es liegt 
der Entwurf einer evangel. Kirchenverfaſſung für Württemberg vor; vors 
läuflg find zwar durch die K. Verordnung vom 25. Janaar 1851 Neg.Bl. 
Nro. 2. in den Pfarrgemeinderäthen kefondere Organe für die Pei- 
tung bes kirchlichen Gemeindelebens in der evang. Kirche eingeführt, wel: 
hen jedoch bis zw anderweiter Feſtſetzung weder in Bezug auf die Ver: 
waltung der Stiftungen, noch wegen anderer Vermögensverhältnifie ber 
Pfarrgemeinde Befugniſſe zugeitanden find. Angef. Verorbnung $. 2. 30. 
Nur ift es als befondere Obliegenheit des Ortsgeiftlichen erklärt, bei der 
Verwaltung der Stiftungen bie kirchlichen Anfprüche und Bebürfnife 
zu wahren und geltend zu machen. 

2) So hat der K. Geheimenrath In einer Entſcheidung von 1835 für eine 
aus verfchiedenen Parzellen mehrerer bürgerlichen Gemeinden beſtehende 
Pfarrei (Schönenberg) das Beſtehen eines eigenen Etiftungsraths, wel⸗ 
chem auch die Verwaltung des Kirchenvermögens zufiehe, anerkannt. 

3) Sculgefeg vom 29. Eept. 1836. Art. 22. Schlußſatz. — Durch einen 
Erlaß vom 4. Aug. 1840 war ausgefprochen, daß der Geiftliche mit Ber: 
mwenbung ber in dem Etat für die einzelnen Zwecke ausgefegten Mittel zu 
beauftragen fey; nad einem Miniſt. Erlaß vom 9. März 1848 verficht es 
fi) aber dabei, daß der Geitliche die Verwendung gegen die gefammte 
Drtsfchulbehörde nachzumweifen und daß nur dieſe Behörbe bie eins - 
zelnen Ausgaben auf ven Fond zu vefretiren hat. 


5) Die Hülfsbeamten der Gemeindeverwaltunge®- 
behörden. 


$. 45. 


In der Erwartung, daß die Gemeinde und Stiftungsbehörden 
zur felbftftändigen Führung ihrer Verwaltungsgeihäfte allmählig ih 
befähigen werben, ?) geftattet die Geſetzgebung da, wo und in jo 
weit und fo lange diefe Befähigung nod nicht eingetreteten ift, die 
Aufftelung von Hülfsbeamten, Berwaltungsaftuaren,?) über 
deren BVerhältniffe und Stellung zu den Gemeinden hier Folgendes 
zu bemerfen ift. 

1) Die Befähigung zu diefem Amte ift durch Erftehung der Vers 
waltungsprüfung im Departement ded Innern (wie $. 39.) 
bedingt. 9) 

2) Kein VBerwaltungsaftuar foll mit dem Oberamtmann in ge: 
rader Linie oder bis zum zweiten Grad der GSeitenlinie römi- 
fher Berechnung verwandt oder verfchwägert feyn. 4) Solde, 
die jhon ein Amt befigen, haben zur Bewerbung um eine 
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Verwaltungsaktuarsſtelle die Genehmigung ihrer in jenem 
Amte vorgefegten Dienftbehörde nöthig, die Amtspfleger die 
befondere Genehmigung des Minifteriumsd des Innern. 5) 

3) Die Wahl fteht dem ©emeinderath und bezüglich der Stif— 
tungsrehnungsgeihäfte dem Stiftungsrath zu. Sie ift bis 
auf weitere Anordnung der Kreisregierung zur endlichen Vers 
fügung vorzulegen. 6) 

4) In einer und derjelben Gemeinde fönnen ohne Genehmigung 
der Kreidregierung nicht mehrere Verwaltungsaftuare angeftellt 
werden, dagegen kann einer und derfelbe Hülfsbeamte dieſe 
Stelle in mehreren Gemeinden defjelben Oberamtöbezirfes 
beffeiden, jedoch tritt die Befchränfung ein, daß einem Mann 
nicht mehr folder Gefchäfte übertragen werden können, als er 
(beziehungsweije neben feinem fonftigen Berufe) in eigener 
Perfon, allenfalls mit Beihülfe eines Dekopiſten, zur gefep- 
lihen Zeit zu beforgen im Stande if. Ob namentlich einem 
Schultheißen das Verwaltungsaktuariat in feiner eigenen oder 
auch in benadhbarten Gemeinden ohne Nachtheil für feinen 
Hauptberuf übertragen werden könne, bleibt zunächft dem 
pflihtmäßigen Ermefien des Oberamts überlaffen. Ebendaher 
bedarf ter Berwaltungsaftuar zur Mebernahme eines Neben: 
amted die Genehmigung des Dberamts, welhe davon ab» 
hängt, ob dieſes unbefchadet der durch das Berwaltungs- 
aftuariat übernommenen Verpflichtungen beforgt werden fünne, 
und nur unter der ausdrüdlihen Bedingung geichehen darf, 
daß die Verwaltungsaftuarsgefchäfte nad wie vor in eigener 
Verfon beforgt werden. Die Verwendung eines Verwaltungs: 
aktuars zu Oberamtsfanzleigefhäften fann nur mit Genehmi— 
gung der Kreisregierung geſchehen. 7) 

5) Die beftehende Eintheilung der Orte an verfchiedene Verwal⸗ 
tungsaftuare ift feine ſtehende organifche Einrichtung; es hängt 
Alled von den Dienftverträgen ab, die unter voranftehenden 
und nachfolgenden Vorfcriften von ven einzelnen Gemeinden 
abgefchloffen werden. Es ift aber jevem Verwaltungsaftuar, 
fo viel möglih in der Mitte feines Bezirkes, ein Wohnfig 
anzuweifen, den er nur mit Genehmigung des Dberamts 
verändern fann. An einem beitimmten Wocentag foll er in 
feinem Wohnort zu mündlihen Ausfunftsertheilungen bereit 
feyn. Seine Gefihäfte aber hat er in der Regel je in dem 
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betreffenden Orte vorzunehmen, und nur wo es ohne Nach—⸗ 
theil für die Sache und ohne Beläftigung für die Gemeinde- 
beamten geichehen fann, fann er aud in feinem MWohnorte 
einzelne Gefchäfte vorbereiten und theilmeife ausfertigen, hat 
dann aber alle hiedurch veranlaßten Botenlöhne und Trans: 
portfoften aus eigenen Mitteln zu beftreiten. ®) 


6) Der Berwaltungsaftuar fol die ihm übertragenen Gefchäfte 


in der Regel felbft beforgen und nicht durch Andere, nament⸗ 
ih niht durch Schreibgehülfen beforgen laſſen. Nur 
folche, welche von der Kreisregierung im Wege der Dijpenfation 
die ftetd widerruflihe Erlaubniß zur Haltung eines Gehülfen 
erhalten haben (die Erlaubniß zu mehreren wird nicht ertheilt), 
dürfen diefem die minder wichtigen Gefchäfte übertragen, weldhe 
der Verwaltungsaktuar aufs genauefte zu prüfen, und daß 
dies gefchehen, auf den Akten zu beurfunden hat, und melde 
er, fo wie die von ihm felbit gefertigten Geſchäfte zu vertreten 
und zu verantworten hat.) 


7) Der Berwaltungsaftuar hat jede dur ihn verfertigte Arbeit 


am Shluffe eigenhändig zu unterzeichnen und den Tag des 
Beginnd und der Vollendung des Geſchaͤfts gewiſſenhaft bei- 
zufegen. Seine Ausarbeitungen fanımt allen Aftenftüden find 
in der betreffenden Drtöregiftratur aufzubewahren, zu deren 
Drdnung der Berwaltungsaftuar durh Rath und That mit- 
zuwirfen hat. 30) 


8) Eeine Stellung ift gegenüber der Gemeindeverwaltungsbehörde 


9 
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zwar eine untergeordnete, daher er die geſetzlichen Weiſungen 
derſelben in ſeinem Amte zu befolgen hat, ) während er in 
allgemeiner dienſtlicher Hinſicht unter Aufſicht des Oberamts 
ſteht. Dagegen iſt er für die geſetzmaͤßige und gewiſſenhafte 
Ausarbeitung der einzelnen Gefhäfte fowohl als in feinem 
Amte überhaupt gleich jedem anderen öffentlichen Diener perſön— 
ih verantwortlich, 12) und es liegt ihm die Verpflichtung ob, 
Kaffenrefte und fonftige Unorbnungen im Rechnungsweſen oder 
in der Verwaltung, auf die er durd feine Dienftverrichtungen 
geleitet wird, dem Oberamt auf der Stelle anzuzeigen. 19) 

Die zwiſchen den Gemeinden und ihren Berwaltungsaftuaren 
abgeſchloſſenen Verträge find mit jedem neuen Verwaltungds 
jahre widerruflih, es muß aber die Auffündigung in den 
erften 6 Monaten des Verwaltungsjahres gefchehen, wobei 
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dem bisherigen VBerwaltungsaftuare die bid zum Schluſſe deſ⸗ 
jelben verfallenden Geſchaͤfte bleiben, namentlid Fertigung der 
Etatd, des Steuerfages, der Steuerumfage; dagegen hat der 
Verwaltungsaftuar, der durch anderweitige Anftellung oder 
fonftige Zufälle zum Austritt im Laufe des Rechnungsjahres 
veranlaßt ift, für den Reſt der in diefem Jahre verfallenden 
Geihäfte einen gefeplich befähigten Stellvertreter dem Oberamt 
zur Beitätigung vorzufchlagen. 14) 

Auch ohne vorgehende Auffündigung von der einen oder 
andern Eeite fann die Entlaffung des PVerwaltungsaftuars 
(neben dem Hal der gerichtlichen Entlaffung) wegen Un— 
brauchbarfeit, wegen Unfleißed oder fonftiger Pflichtverlegung 
durch die Kreisregierung verfügt werben. 15) 


1) ©. au 1. Edict vom 31. Decbr. 1818 und 8, Brong. vom 17. April 
1826. $. 9. 

2) Berw.Edict $. 33. 35. 138. 

3) Verw. Edict $. 38. K. Brong. vom 10. Febr. 1837. 

4) Gen.Refer. 19. März 1792. Min.Erl. vom 15. Juni 1837. 

5) Erlaf vom 26. Det. 1826. Nach Durchführung des Grundfages ber Tren- 
nung ber Rechts: und Berwaltungsgefchäfte follte nach $. 49. des Lotgsabſch. 
vom 30. Juni 1821 den damals angeftellten Etabt- und Amtesfchreibern 
mit @inwilligung des Juſtizminiſteriums geftattet feyn, auch legtere von den 
Gemeinden zu übernehmen. Später wurde es Grundfah, daß Notare, 
die Feine Berwaltungsbienftpräfung erftanden haben, eine Berwaltungss 
aftuarsftelle nur eiwa kraft der Difpenfation dur das Minifterium des 
Innern erlangen fünnen. (Erlaß vom 18. Juli 1836.) Dur das Not.⸗ 
Geſetz vom 14. Juni 1843. IV. Abfchn. wird nun jebenfalls das Erfor⸗ 
derniß der Grftehung einer Verwaltungsbienftprüfung aufgeftellt, und wird 
überdies in der Negel gefordert, daß der Notar dann einen im Notariate- 
und Berwaltungsfach geprüften Gehülfen halte, 

6) Erlaf vom 26. April 1826 und 29. Oct. 1826. 

7) Erlaſſe vom 26. April 1826 und vom 24. Inni 1826. $. 5. 7. und vom 
26. Oct. 1826. Motariatsgeje vom 14. Juni 1843. Art. 65. Satz 2. 
8) Erlaf vom 24. Juni 1826. $. 10 11. 13. Grlaß vom 26. Det. 1826. 
Die weitere Borfchrift in $. 12., daß der Verwaltungsaftuar ohne ober: 
amtlihe Erlaubniß feinen Bezirk nicht verlaflen und zu mehr als fünf: 
tägiger Entfernung Urlaub von ber Kreisregierung einholen foll — geht 

doch wohl zu weit. 

9) Eomm.Dd. 1. 5. $. 8. Die Gefchäfte, welche dem Gehülfen übertragen 
werben können, find geeigneten Orts bezeichnet. — Ueber gutes Präpifat 
der Gehülfen fell das Dberamt wachen. Minift.Erlaf vom 21. März 
1839. — Es iſt fehr wichtig, daß diefe Befchränfungen wahrgenommen 
werben, foll nicht der alte Schreiberunfug einreißen; auch ift hiedurch dem 
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In PH. 2. enthaltenen Grundſatze nicht Abbruch gethan, alſo bie Ueber: 
tragung des Berwaltungsaktuariats an Einen Mann wohl nur in fo vier 
len Orten zuläffig, daß berfelbe möglicherweife alle Gefchäfte in eigener 
Berfon beforgen fann. 

10) Erlaß vom 24. Juni 1826. $. 16. 18. 

11) Bergl. Comm. O. I. 5. $. 4. 

12) Strafgefegbuh Art. 399. PE. 4. Namentlich gilt dies von Geſchenk⸗ 
annahme mit Bezug auf das Rechnungsitellgefchäft. Art. 407. ef. Comm.⸗ 
Ordg. XIV. 1. $. 16. 17. 

13) Erlaf vom 24. Juni 1826. $. 17. 

14) Daf. $. 8. Diefe ausgebehnte Auffündbarkeit paßt nicht zu ber bem 
Berwaltungsaktuar nah PE. 8. angewiefenen Stellung. Die fiete Wi- 
derrufung des Auftrags follte nach dem urfprünglihen Sinne ver Geſetz⸗ 
gebumg zunächſt nur dann flattfinden Fönnen, wenn bie Gemeinvebeamten 
zur Gefchäftsbeforgung felbft befähigt find. 

15) Daf. $. 9. 


IV, Berwaltungsnormen. 


$. 46. 


Die Normen, an welhe die Verwaltungsbehörden der Eorpo- 
rationen gebunden find ($. 32.), find: 
1) einzelne poſitivrechtliche Verwaltungsvorfchriften, welche 
der Darftellung der befondern Berwaltungszweige angehören. 
Die Hauptquelle derfelben iſt das Berwaltung ds 
edict vom 1. März; 1822. Neben diefem beftehen jedoch 
viele "ältere Geſetze, deren fortdauernde verbindende Gültigkeit 
in fo weit befteht, als fie den in dem Verwaltungsedicte aus— 
gefprochenen Grundfäsen, insbefondere aljo dem Grundfage 
der Selbftverwaltung der Gemeinden (vergl. $. 32.) nicht 
widerftreiten. 1) Die Hauptftelle unter diefen ältern Gefepen 
nimmt die Gommunordnung?) vom 1. Juni 1758 an, 
welche ihrerfeitd einzelne im Landredt und in den Landes— 
und andern Ordnungen (umfaffenden Landeögefegen) enthals 
tenen Borfchriften, fo wie die Rehnungsinftruftion vom 
23. April 1714 als fortdauernd gültig erfennt,®) welde das 
gegen alle älteren über einzelne Materien der Verwaltung der 
politifhen Gemeinden und der Amtsförperfhafs 
ten ergangenen Verordnungen (Generalreferipte und Normale 
erlafje), jo weit die Gültigkeit der darin ertheilten Borfchriften 
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fortbeftehen fol, ihrem wefentliben Inhalt nad aufgenommen 
bat, mit der Wirfung, daß jede ältere Vorfchrift, welche im 
Widerfpruh mit dem Inhalt der Communordnung fteht oder 
die nicht im Wefentlichen in diefer felbft enthalten, als durch 
diefe aufgehoben zu betrachten ift. #) 

In Bezug auf Verwaltung der Stiftungen ift die Kaften- 
ordnung vom 2. Jan. 1615 ein in manden Beftimmuns 
gen, namentlich in Bezug auf die Armenpflege, noch gültiges 
Staatsgeſetz. 

Dieſe poſitiven Vorſchriften beruhen nun aber ihrem Grunde 
nach 

a) auf der nothwendig vom Staate ausgehenden Feſtſetzung 
und Begränzung des Zwedes, der Aufgaben und der 
Rechte der Körperjchaften gegenüber dem Staate einers 
feitö und den einzelnen Staatögenofjen nad) ihrem menſch⸗ 
lihen und bürgerlichen Dafeyn andererfeits ; 5) 
auf der zum eigenen Beitehen des Staats, deſſen Grund- 
lage die Gemeinden find, erforderlihen Sicherung des 
Fortbeftandes der Korporationen auch nad der materiel- 
fen Seite ihres Dafeyns ; 6) 
in der polizeilihen Aufgabe des Staates, Fraft 
welher namentlich um des allgemeinen Nutzens willen 
Beſchränkungen in Verwaltung des Gorporationsvermö- 
gens eintreten, die bei. dem Eigenthum der Privaten fi 
nicht rechtfertigen laffen, hier aber in der Beftimmung 
des Gorporationsvermögend für allgemeine Zwede ge: 
rechtfertigt find, 7) und welche ferner, fo weit es fi 
von Berhütung von Vergehen und Beihädigung han— 
delt, in dem Verhaͤltniß der Eorporation zu ihren Ver: 
tretern befondern Anlaß und Stoff findet. 8) 

Einer Abweihung von gefeglihen Verwaltungsvorſchriften 
fann nur wegen befonderer Verhältniffe in einzelnen Bällen 
von der Kreisregierung Statt gegeben werben. 9) 

Als eine befondere Art pofitiver bindender Verwaltungs— 
vorfohriften find endlich Verordnungen der Stifter zu be 

“ nennen, welche die Verwaltung von Stiftungen betreffen. In 
diefer Beziehung ift der Wille des Stifterd zunaͤchſt maßges 
bend 10) und bei deffen Ermittlung aus vorhandenen Stifs 
tungdurfunden muß nah den allgemeinen Regeln der Aus- 
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legung zunaͤchſt auf den Wortfinn gefehen, bei Unvollftändigfeit 
und Zweideutigfeit der Worte aber die muthmaßliche Abficht des 
Stifterd durch Bergleihung mit feinen Motiven und anderweiten 
Aeußerungen ꝛc. erforfcht werden. Indeſſen fann die Boll- 
zichung dieſes Willens bei veränderten Berhältnifen überhaupt 
unmöglich, oder e8 kann aus überwiegenden Gründen ded Ges 
meinwohls eine Aenderung nöthig geworden oder bei wejentlicher 
Vermehrung der Mittel eine Ausdehnung der Stiftungszwede 
geboten ſeyn. Da eine jolhe Aenvderung als eine Art gefeg- 
geberiiher Handlung, erfcheint, die nicht nnter die Befugniffe 
der Verwaltung und gewöhnlihen Auffiht fällt, jo kann eine 
folhe nur durd die oberfte Staatögewalt verfügt werden und 
find daher erheblich begründete Anträge diefer Art dem Mini: 
jterium des Innern vorzulegen. 11) 


1) Verw. Edict $. 150. — Die Auslegung diefes Gefepes, welches in Bezug 
auf Äußere Anordnung und Faſſung manche Gebrechen hat, muß nothwen: 
dig eine freiere, befonders dem Grund uud Zwed ter gejeglichen Bor: 
fchriften nachgehende feyn. 

2) Die Gommunordnung wird in biefer Schrift fo eitirt. 1. 2. $. 4., b. h. 
erites Kapitel, zweiter Abfchnitt 8. 4. 

3) XIV. 1. 8.8 Schluß $ 1. Das gleichfalls, fo weit nicht in ber 
Gomm.Ordg. anders verfügt, für noch gültig erklärte Gen. Refeript vom 
24. Mai 1663 enthält hauptſächlich Vorfehriften für die Verwaltung ber 
Bezirksbeamten. 

4) Daf. Schluß $. 2. — Auf bie Bitte der Stände von 1821 um Zuſam⸗ 
menfaflung aller die Gemeinbeverwaltung betreffenden Borfchriften in 
einem allgemeinen Gefeg erfolgte entfprechenne Zuficherung in 
$. 27. des Abſchieds vom 30. Juni 1821. Aber es ift auch die hier zus 
nächſt in Ausficht geftellte amtliche Heransgabe einer zwedmäßigen Samm⸗ 
lung ber betreffenden Geſetze nicht erfolgt. 

5) Hievon im 2. Buch des 2. Theils, in letzterer Hinfiht namentlich das 

Eteuerwejen. 

S. namentlih die geſetzlichen Borfhriften wegen Grhaltung des Grund— 

ſtocks. 

7) Dahin namentlich die Vorſchriſten über Waldbewirthſchaftung. 

8) Dahin in der Hauptſache die Vorſchriften über das Rechnungéweſen; ferner 

die Taren für die Taggelder, Schreibverbienfte ıc. 

Verw. Edict $. 134. Pt. 16. K. Brog. von il. März 1822. Schluß. — 

Diefer bedenkliche Vorbehalt greift natürlich befonders da nicht Platz, wo 

die Nechte Dritter zur Frage fommen. 

Verw. Edcit $. 129. nah Kap. 24. ber Cyn. eccl. follen die Etiftungen 

gehalten werben, „wofern ſie chriſtlich“ jenen. 

11) Erlaß des Minifterlum des Innern vom 21. Februar 1848. 
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2) Auch wo feine beftimmte gefeglihe Vorſchriften vorliegen oder 
die früher beitandenen nach $. 46. ald aufgehoben zu betrah- 
ten find, !) ift die Verwaltungsbehörde doch nit nad) ihrer 
Willführ zu handeln befugt; jie hat vielmehr die rechtliche 
Obliegenheit, die Verwaltung des ihr anvertrauten fremden 
Bermögend mit der Treue und Eorgfalt eined guten Haus— 
hälters, nach Gründen der Zwedmäßigfeit zu führen, 2) 
woraus fi) im Befondern ihre Pflicht ergibt, 

a) das Eigenthum und vie Einnahme der Körperfchaft in 
ihrem vollen rechtlichen und wirthichaftlih zu erftreben- 
den Umfange zu wahren, fo weit fie nicht auf gejeh- 
lihem Wege zu einer Berminderung, Nachlaß u. dergl- 
ermächtigt iſt; °) 

b) in der Verwendung der Einnahme die Regeln einer mit 
Abwägung aller in Betracht fommenden höheren Rüd- 
fiihten verfahrenden, zwedmäßigen Sparjamfeit zu beob- 
achten. 4) 

In beiden Beziehungen gibt aber namentlich die auf Beob- 
achtung der wirthſchaftlichen Vorgänge, ihre Urfachen und Wir- 
fungen gegründete bürgerliche und Staatswirthſchafts— 
lehre und deren Anwendung auf die Staatöfinanzverwaltung 
mehr oder weniger beftimmte Regeln an die Hand und erjcheint 
ſonach als eine Duelle der Berwaltungdnormen. 


1) Durch ihre Aufhebung als bindender Borfchriften ift nicht ausgeſchloſſen, 
dag diefelben als Rathichläge und Anhaltspunkte für eine gefegmäßige 
Verwaltung betrachtet werben. 

2) Berw.Epict $. 21. 24. 64. 90. (dritter Sag) 127. Comm.Dd. IV. 1, 
$. 4. 5. Kaftenordng. von 1815 „von Berwaltung ber Armenfaften“ ıc. 

3) Wer in Feilfegung, Erhebung oder Verwaltung öffentlicher Abgaben, Ge: 
fälle oder anderer Ginnahmen, das feinem Amte anvertraute Eigenthum 
einer Gemeinde, Stiftung (wiffentlich oder abſichtlich) verkürzt, foll mit 
Dienftentlaffung und, wo die Umftände zutreffen, mit der Strafe des Bes 
trugs belegt werben. Strafgefegbudh Art. 420. 

4) Hienach find dem Gelbfiverwaltungsrecht der Gemeinden gegenüber bie 
älteren Berbote von Zehen auf öffentlihe Koften (Commun. O. UI. 7, 
$. 19. IV. 1. $. 5.) rüdjichtli ihrer Gültigkeit zu beurtheilen. — Hie⸗ 
her gehört der allen Aufwand der Körperfihaften bei biſchöflichen Reis 
fen unterfagende Min.Erlaß vom 21. Mai 1828. — Gine für die Wirths 
ſchaft ver Gorporationen insbefondere burchgreifende wirthfchaftliche Regel 
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it: in Erfüllung von Aufgaben, in Herſtellung von Einrichtungen ꝛc. — 
lieber mehr auszugeben, um eiwas Solides und bem Bebürfnifle na dh: 
haltig Abhelfendes zu Stande zu bringen, aber den Aufwand unter 
Gegenwart und Nachkommenſchaft billig und fo zu vertheilen, daß jene 
darumter ſich nicht gedrückt fühlt. 


$. 48. 


Sowohl bei Beurtheilung der Rechte und Pflichten, welche die 
Gorporation gegen ihre Schuldner und Gläubiger und über: 
haupt in ihren Bermögendverhältniffen hat, als namentlich in 
Bezug auf die amtlihen Berbindlichkeiten ihrer Vertreter gegen 
fie kommen die Regeln des vaterländifhen und gemeinen 
Rechtes in Anwendung, deren wejentlihe Kenntniß für eine 
gute Verwaltung und für die Beurtheilung der in leßterer 
Beziehung entftehenden, nad der dermaligen Gefeggebung zur 
Entſcheidung der Berwaltungsbehörden zu bringenden Streitig⸗ 
keiten unentbehrlich iſt. 


3 


— 


V. Aufſicht der Staatsbehörden. 


8. 49. 


Das geſetzliche Aufſichtsrecht der Staatösbehörden ($. 32.) 
äußert ſich 

J. zunäct darin, daß dieſelben über das geſetzmäßige Verhalten 
der Körperfchaften und ihrer Vertreter im Allgemeinen, fodann 
insbeſondere über die Beobachtung der geſetzlichen Verwaltungs 
vorſchriften ($. 46.) zu wachen und die Verwaltungsbehörde 
biezu, fowie die Corporationen felbft zu Erfüllung ihrer 
im öffentlichen und PBrivatrechte begründeten Berbindlichkeiten, 
nöthigenfall® mit Zwang, anzuhalten haben. 

Insbeſondere find die Beamten und Diener der Gemeindes 
verwaltung rüdfichtlih ihrer allgemeinen und befondern Dienft- 
pfliditen von der Etaatöbehörde zu beauflichtigen, ihre Ver— 
gehen wider folhe von dieſer zu unterfuchen, zu beftrafen, 
oder zu höherer Beftrafung zu übergeben. ?) 

11. Außerdem führt die Staatsbehörde im Allgemeinen die Aufficht 
über die Verwaltung der Gorporationen, um ihr Eigenthum 
gegen jeden unrechtlihen Eingriff, gegen mögliche Mißbräuche, 
Verſäumniſſe und Verfchleuderungen zu fihern, ohne daß aber 


A 


hiedurh in die Selbftverwaltungsredhte der Gemeinde eins 
gegriffen werben darf.?2) Hienach hat nun 
1) die Auffictsbehörde zunächft das Recht und die Pflicht, 
von Amtswegen fowohl, als auf Erfuchen oder Klage 
von Allem, was die Körperichaftsverwaltung betrifft, 
Einfiht zu nehmen, von den Berwaltungsbehörden 
darüber Bericht und Auskunft zu verlangen, den Ber 
rathungen und Verhandlungen der Berwaltungsbehörde 
(jedoch mit Beachtung der dem ordentlihen Vorftande der 
Behörde gebührenden Leitung und ohne Störung der 
Freiheit der Berathung und ohne Beeinträchtigung des 
Stimmrehtd der Mitglieder) Behufs mündlicher Bes 
fprebung und Belehrung anzuwohnen, vorbehältlic 
der Rechtfertigung der hieraus erwachlenden Koften. 9) 
2) Hinfihtlich defien, was hiebei und namentlich beim Rug— 
gericht und bei Prüfung der Rechnungen an den Bes 
ſchlüſſen und Mapregeln der Berwaltungsbehörden im 
Hinblick auf die in $. 47. erwähnten allgemeinen Regeln 
einer guten Verwaltung mit Grund auszuſetzen ift, die 
geeignete Berfügung zu treffen, 4) wobei jevoh aus 
dem Prinzip des Selbftverwaltungsredhts der Körpers 
ihaften folgt, daß den Beichlüffen ter Verwaltungs— 
behörden nicht entgeyenzutreten ift, wo ter Zwed turd) 
diefe eben fo gut und auf gejeglide Weile zu erreichen 
ift, daß im Zweifel überhaupt die erfteren als richtig und 
gültig anzunehmen find und eine abändernde Verfügung 
daher in der Hauptſache nur da Platz greifen kann, wo 
nah unzweifelhaften Erfahrungen, nad überwiegender 
Wahrfcheinlichfeit und klarer Sachlage mit Beachtung 
aller Rüdfichten das wefentliche Befte der Körperfchaft 
ed erfordert. 

Die Gemeindevorfteher haben fich jeder Unterfuchung 
über Verwaltungsgegenftände, fowie der oberamtlichen 
Auffiht überhaupt mit Bereitwilligfeit zu fügen und bie 
von ihnen verlangten Berichte, Erklärungen und ſon⸗ 
ftigen Aufihlüffe pflihtmäßig abzugeben. 5) | 

HI. In den wichtigeren Ballen ift endlich diefe allgemeine Aufficht 
felbft nicht genügend, fondern es ift die Ausführung der bes 
treffenden Beichlüffe unzuläffig und ed kann irgend eine Bers 
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Bindlichfeit ver Körperſchaft felbft hieraus nicht erwachſen, ) - 
ohne daß und bevor diefelben von der Aufſichtobehoͤrde ge⸗ 
nehmigt ſind. 


1) Verw. Edict $. 98— 100. 104. — Den Gemeinderäathen ſteht vermöge 
ihres naͤchſten Auffichtsrechtes über die Mechner auch eine Strafgewalt 
innerhalb ihrer Befugnig zu, welche fih aber namentlih auf bie im 

⸗ Bolizeiftrafgefege Art. 85 — 87. benannten Vergehen nicht erſtreckt und mit 
welcher in allen Fällen bie oberamtlihe Strafbefugniß coneurrirt. 

2) Verw. Edict $. 64. zweiter Sag. Inſtr. für die Kreisregierungen vom 
21. Dec. 1819 $. 17. BE. 1. | 

3) Verw. Edict $. 38. 57. 64. dritter und vierter Sag. 114, 115. 147. — 
Bel Stiftungen nach $. 147. überhaupt nur, fofern es ohne Koſten für 
jene gefchehen mag. — Beim Abflug von Verträgen, Verkaufs, Ver: 
leihungss oder Aecorbsverhanblungen foll die perfönliche Mitwirkung des 
Dberamtmannd nicht ohne übereinftimmenbes Erfuchen des Gemeinderaths 
und Bürgerausſchuſſes geichehen. $. 91. 

4) Verw.Edict $. 64. dritter und vierter Satz. $. 94. 97. 

5) Berw. CEdict $. 64. letz'er Satz. 

6) Vergl Comm.O. I. 1. 8. 6. XVI. 5. 8. 2. 
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Das Benehmigungsrecht der Auffihtsbehörhe enthält eben 
fo wenig ald das Verwaltungsrecht der Körperichaftsbehörde die Be— 
fugniß zu willführlihen Verfügungen über das Körperfchaftsver- 
mögen, es begreift vielmehr feinem Wefen nah nur die Befugniß, 
die Befchlüffe der Berwaltungsbehörde mit fteter Beachtung des 
Selbſtverwaltungsrechts der Körperfchaften nach den beftehenden Ger 
fegen überhaupt, insbefondere aber nad den allgemeinen und be— 
fondern Werwaltungsnormen (IV.) zu prüfen und bei erfundenem 
Widerſtreite mit diefen zur Abänderung zurüdzugeben, wobei die in 
$. 49. Pkt. 2. entwidelten Grundfäge in fo weit Anwendung finden 
müffen, als es ſich nicht von fpeziellen und beftimmten Geſetzes— 
vorfhriften handelt. Nur da, wo es fih um die Bermilligung 
eines der Körperfchaft an fich nicht zuftehenden Rechtes, um eine 
Verleihung, handelt, muß die Auffichtöbehörde freiere Befugniß 
haben; biebei tritt namentlich die weitere Rüdficht auf allgemeine 
polizeiliche Grundſaͤtze, auf die Verhältniffe gegen andere Gemeinden 
und Staatsangehörige ein. !) 

Die Genehmigung der Staatöbehörde ift nun aber im Al- 
gemeinen erforderlih, wenn das Intereffe der Körperfhaft und 
ihrer Berwalter, oder das Intereffe der gegenwärtigen Körpers 
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fhaftsgenofjen und der Fünftigen Mitglieder, oder das Intereſſe 
der einzelnen Körperfhaften und der übrigen Staatögenofien ges 
theilt ift. 2) 

Die unter diefe Regeln fallenden einzelnen Bälle follten im 
Geſetze nicht erfhöpfend angegeben werben. 3) 

Außer den hiernach in der Darftellung der befonderen Ders 
waltungszweige angegebenen einzelnen Fällen ft aber die Genehmi⸗ 
gung der Staatöbehörde überhaupt erforderlich: 

1) wenn der Oberamtmgnn, ein Gehülfe deffelben, oder ein anderer 
Staatöbeamter, ein Kirchen» oder ein Gorporationddiener bei 
der Sache perfönlich (mittelbar oder unmittelbar) interejfirt ift. %) 

2) Wenn ed fib um eine Berwilligung oder Begünftigung für 
irgend ein Mitglied der VBerwaltungsbehörde, überhaupt um 
die perfönliche Betheiligung eines ſolchen handelt. 9) 

3) Wenn eine Körperfhaft auf Koften Anderer fih neue Eins 
nahmsquellen eröffnen oder die bereits beftehenden erweitern 
will. ©) 

Bei der Verwaltung der Stiftungen tritt fodann das 
Genehmigungsreht der Staatöbehörde mit Rüdfiht auf bie 
bejondere Natur derfelben in fehr erweitertem Maße ein, fo 
daß die Genehmigung im Allgemeinen noch weiter erfordert 
wird, wenn es fi 

4) von einer neuen — jährlich wiederfehrenden Ausgabe, von 
einer außerorbentlühen Verehrung, von einem Nachlaſſe oder 
fonftiger Begünftigung handelt, wodurch die Mittel der Stif- 
tung für ihre Zwede eine Schmälerung erleiden. ?) 

5) Wenn ohne richterlihe® Erfenntniß irgend ein Recht der Stif- 
tung aufgegeben oder ein beftrittener Anfpruh an biefeldbe an⸗ 
erkannt, ®) 

6) wenn eine wefentliche Veränderung in der Verwaltung oder 
Benügung des Stiftungsvermögens getroffen, überhaupt der 
ordentliche Etat verändert werden fol.) 


I) Verw. Ediet $. 67. zweiter Sag. $. 90. dritter Sag. Das Leptere z. B. bei 
Erhöhung ber Bürgeranfnahmgebühren, Einführung eines Brüdengeldes x. 
2) Berw. Edict $. 65. Gingang. Die Anwendbarkeit diefer allgemeinen aus: 
brüdlich nur für die politifchen Gemeinden ausgefprochenen Grundfäge auf 
die Amtskörverſchaften folgt theils aus den einzelnen Fällen, in welchen 
auch für biefe die höhere Genehmigung ausdrücklich verlangt wirb, theils 
ans der allgemeinen Stellung biefer Rörperfchaften, als erweiterter Gemein⸗ 
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ben. So iſt 3.9. nie baran gezweifelt worden, daß aud vie Amtslörper: 
[haft Brüdengelver nur mit Staatsgenehmigung einführen fann. 

3) Wie aus dem Worte „namentlich“ dafelbft hervorgeht. 

4) Berw. Edict $. 65. Pt. a., $. 89. Pkt. a., $. 148. Pl. 2. Das 
1. Ediet $. 80. hatte nur Staatsbeamte. Auf den bei ver ftänbifchen Bes 
rathung gefellten Antrag, benfelben die „Reviforen, Amtspfleger, Stabts 
fchreiber, Aerzte, Pfarrer“ gleichzufenen, erfolgte ohne weitere Erklärungen 
bie in dem Gefeg aufgenommene Faflung: Kirchen: und Gorporations- 
biener. Ständ. Verh. 1821. H. IV. ©. 377. — Daß nun unter biefer 
Bezeichnung nicht auch niedere Corporationsdiener, wie fie $. 44. des Der: 
waltungsebicts bezeichnet, begriffen werben fünnen, anerkennt ſchon ein 
Minifterialerlaf vom 26. Juni 1823 8.4. — Sodann gehören hicher nicht 
Mejenigen Diener, welche unter PEt. 2. fallen, was indeß zunächft nur für 
die Competenz des Oberamts gegenüber der Kreisregierung von Belang 
if. Min.Erl. vom 10. Aug. 1829. Erg. Bd. ©. 241. Der allgemeinen 
Faſſung des Berwaltungsedictse gemäß ift unter obigen Dienern audy ber 
Schullehrer und fogar der Lehrgehülfe begriffen worden durch Minifterial: 
Erlaſſe vom 23. April 1844 und 5. Nov. 1845. — Uebrigens ift hier 
nur von befonderen Befchlüffen, nit von bloßer Anmweifung ſolcher Ans 
rechnungen, die fich ihrem Grunde und ihrem Belrage nah auf geſetzliche 
Borfchriften gründen, die Rebe. ©. II. Theil 2. Abth. II. 1. — Dem 
Bezirksbeamten ift fireng unterfagt, die Uebernahme irgend einer zu ihrem 
Vorteile abzielenden Ausgabe den Amtspflegen ohne erfolgte und nachzu—⸗ 
weifende Genehmigung der vorgefegten Kreistellen anzufinnen. Min. Verf. 
vom 29. April 1825. Rgbl. ©. 337. 

5) Verw. Edict $. 65. b., $. 89®b., 134. PIt. 3. 4. 6. vergl. mit $. 146. 
1. und 2. Daß ber Ausprud des $. 89. „irgend ein Dffiziant ber Amts: 
körperfchaft” nichts weiteres befagen will und namentlich nicht auf niedere 
für Amtsförperfchaftszwede beftellte Diener, Aufwärter sc., gebt, folgt aus 
dem Grunde und Zwede diefer Vorſchrift und aus dem von jeher ftatt- 
gehabten Gebrauche ver Bezeichnung „Dffigiant”. S. Eomm.Dd. I. 2. $. 1. 

6) Verw. Edict $. 65. Pit. 1. ©. Note 2. — Hierunter find zu begreifen: 
Abgaben von öffentlichen Einrichtungen und Anftalten, überhanpt bie Fälle, 
wo nicht bie Körperfchaftsgenofien als folche oder das im Gemeindeverband 
begriffene Vermögen beigezogen werben follen, d. h. wo es fidh nit um 
Befteurung hanbelt. 

7) Verw. Edict $. 134. Pt. 3. 4. 

8) Daſelbſt BEL. 8. 

9) Daſelbſt PH. 15. 
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Die Auffichtsbehörde ift 
1) bei politifhen Gemeinden zunädft das Dberamt. Die 
Handhabung diefer Aufficht ift eine der wefentlichiten und 
wichtigſten Obliegenheiten des Oberamtmanns, welcher er fi 
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mit unverdroffener Thätigfeit, mit Treue und Ernſt zu wid⸗ 
men bat.) 

Gegen die Verfügungen des Oberamts fteht den Betheiligten 
ein allgemeined Beſchwerderecht bei der Kreisregierung, gegen 
dieſe bei dem Minifterium des Innern, fowie endlich, wo es fi 
um die Frage, ob einzelne Fälle unter die gefeglihen Normen 
fallen, oder überhaupt um rechtfihe Fragen handelt, an den 
Geyeimenrath zu. 

Dem Oberamt fommt e8 auch zu, das Genehmigungés— 
recht in einzelnen Fällen auszuüben, wobei: ihm jedoch un- 
benommen ift, in zweifelhaften Faͤllen die Kreidregierung um 
Belehrung und Beicheid zu bitten; doc foll dadurch der Ges 
ihäftsgang nicht unnöthig erſchwert werden. 2) 

In den wichtigeren Fällen ift dagegen tie Ausübung des 
Genehmigungsrechtes der Kreisregierung vorbehalten, wels 
cher die Befchlüffe vom Oberamt nad) vorheriger Prüfung mit 
gutaͤchtlichem Berichte vorzulegen find, 3) und es führt dieſe 
Behörde überhaupt — Oberaufſicht uͤber die Verwaltung und 
nimmt deshalb namentlich von den Rechnungen und Defekt⸗ 
protofolfen Einfiht fo oft es nad ihrem Ermeſſen raͤthlich 
oder nothwendig fcheint. 4) 

2) In Bezug auf die Amtskörperſchaft ift den Oberamte, 
neben feiner Theilnahme an der Verwaltung ($. 35.) aud 
die nächſte Aufficht über ſolche anvertraut,5) dagegen wird 
das Genehmigungsreht durchaus von der Kreißregierung aud- 
geübt. $) 

3) Bei den Stiftungen übt zunäcdft der Oberamtmanır mit 
dem Dekan, in deffen Sprengel die Stiftung gelegen ift, als 
gemeinihaftlihes Oberamt die Staatsaufficht; die 
Verhandlungen und Berfügungen deffelben gefhehen im Eins 
verftändniffe beider Beamten. Nur, wo der perfönlihe Zus 
fammentritt nothwendig würde, kann für den Defan ein anderer 
Geiftlicher der betreffenden Confeſſion fubftituirt werben, oder 
fann das Oberamt, wie auch in Fällen, wo Gefahr auf dem 
Berzug ift, beide Beamte, vorerft für fi allein handeln. ”) 

In dem Falle, wo der Oberamtmann und der Dekan in 
ihren Anfichten nicht übereinftimmen, fowie in allen wichtigeren 
Fällen wird das Genehmigungsrecht von der Kreisregierung 
ausgeübt. 8) 
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. 4) Nach gleichen Beftimmungen (wie zu 3.) findet Die Staatsauf- 
fit über die befondere Verwaltung einzelner Kirchengemeinden 
Statt, während dieſelbe bei Schulgemeinden ganz in derfelben 
Art, wie bei der Verwaltung der politifhen Gemeinden über: 
haupt (Pkt. 1. oben), zu handhaben if. Dagegen wird die 
Verwaltung der Schulfonds, ald einer geſetzlichen Anftalt für 
Schuljwede, von dem gemeinfhaftlichen Oberamte und fodann 
in höherer Inftanz von der Oberfchulbehörde (vom Eonfiftorium 
oder Fatholiihen Kirchenrath) beaufjichtigt. 9) 


4) Berw. Edict $. 38. 64. 69. c. 

2) Berw. Edict 6. 87. 

3) Berw.@blet $. 68. 90. 

4) Inſtt. von 1819. $. 8. 9. 17. BE. 7. 

5) Verw. Edict $. 69. e. 

6) Verw. Edict $. 89. 

7) Verw. Edict $. 145. 141. Min. Berf. vom 23. Aug. 1825. 
8) Verw. Edict $. 148. 

9) Grlaf des Minifteriums des Innern vom 9. März 1848. 
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Zweiter Theil. 
Die Gegenftände der wirthichaftlichen Ihätigfeit im 
Einzelnen. 


— 


Erftes Buch. 
Das Bermögen der Körperfchaften. 


J. Arten des Vermögens. 
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Zum Vermögen im weiteren Sinne als der Gefammtheit aller 
fachlichen Güter, welche ein Subject in rechtlicher Gewalt hat, 
gehört Alles, was fi zur Zeit einer Aufnahme und Berechnung 
herausftellt, nach Abzug der zu eben diefer Zeit darauf haftenden 
Berbindlichfeiten. Hierunter find dann zwei wirthfchaftlich zunächft 
verſchiedene Beftandtheile enthalten: 1) Bermögenstheile, welde 
geeignet find, im feiten Befige zu bleiben und unmittelbar zu irgend 
einem Gebrauche zu dienen, oder bei der Ueberlaſſung an Andere 
einen wirtbfhaftlihen Nugen zu gewähren, alfo unbeweglihe Saden, 
nugbare Rechte an folhen, Geldcapitalien, Fahrnißſtuͤcke?Verbindung 
diefer verfchiedenen Güter zu gewerblichen Anlagen und Einrichtungen. 
2) Bermögenstheile, welche fih aus der Wirthfchaftsführäng ers 
geben, die, ihrer Natur nad wecfelnd und vorübergehend, zum 
Berbrauche oder zur anderweitigen Verwendung beftimmt find, 
3. B. Vorräthe, Ausftände. — Nur von der erften Ekaffe, dem Ver⸗ 
mögen im engeren Sinne, ift bier die Rebe. 
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Auch in diefem Bermögen im engeren Einne find wieder zweierlei 
wirthſchaftlich ſehr verſchiedene Hauptgattungen von Beftandtheilen 
enthalten: , 

1) folhe, welde auf die Ergebniffe der Wirthſchaft fortdauernd 
auf nutzbare Art einwirfen, indem fie 

a) unter Feithaltung ihrer Subftanz in gewiffen Zeitab- 
fhnitten neue Guͤter hervorbringen, welche von dem 
Eigenthümer felbft bezogen oder gegen Vergütung Andern 
zum Bezug überlaffen werden, namentlih Güter, nutz⸗ 
bare Rechte an fremden Gütern, wie Beholzungs», 
Weiderechte. 

b) Oder indem fie geeignet find, als Hülfsmittel zu Her: 
vorbringung neuer Güter in Berbindung mit Andern, 
z. B. Arbeit, zu dienen und deshalb gegen eine Ber- 
gütung (Zins) von Andern gefucht zu werden pflegen — 
Geldcapitalien, gewerbliche Borrichtungen. 

e)_Dder indem fie unmittelbar zum Gebrauch für gewiſſe 
nothwendige Zwede dienen nnd hiedurch einen Aufwand 
eriparen, der bei dem Mangel derfelben gemacht werden 
müßte, 3. B. durch Miethung einer einem Andern ger 
hörigen Sache diefer Art. 

2) Sole Bermögenstheile, welche fih zwar auch in feftem Ber 
fige befinden, jedody unmittelbar zu einem Gebrauch dienen, 
vermöge deſſen fie aus dem Kreife der einen Verkehrswert 
habenden Güter getreten find, wie Straßenflähen. — 

Nur die erfte Gattung wird zu dem Vermögen gerechnet. 

Bon diefem Bermögen ift aber wieder zu unterfcheiden der 
Grundftod, zu welchem einerfeits nicht alle Vermoͤgenstheile ge- 
rechnet werden fönnen, und zu dem andererſeits wieder Rechte ger 
hören, die man nicht ald Vermögen zu bezeihnen pflegt, namentlich 
foweit fie ihren Urfprung in dem öffentlihen Rechte, 3. B. in der 
Befteuerung, haben. Hievon wird daher erft im dritten Theile zus 
fammenhängend die Rede feyn. 


$. 54. 


Diefem Vermögen können aber auch Laſten und Verbind- 
lichkeiten gegenüberftehen. Auch diefe find verfchiedener Art: 


1) Sole, die ald das Ergebniß des Wirthfchaftsbetriebes er- 
jheinen, durd die Erfüllung gefegliher oder an fih nad) der 
Aufgabe der Körperihaft nothwendiger Leiftungen veranlaßt 
werden — Zahlungsrüdftäinde, Schulden. 

2) Solche, die ih auf befondere Recdtstitel fügen, blei- 
bende, namentlih die auf einzelnen im Befige ter Körper- 
haft befindlichen Vermoͤgensſtheilen, insbefontere Gütern, als 
Reallaft haften, wie gutöherrliche Gefälle, Weider, Be- 
bolzungsrechte Dritter u. dergl. 

Nur diefe zweite Gattung von Berbindlichfeiten, fofern und 
foweit durch fie ein Theil der aus den Mermögenstheilen erfter 
Battung ($. 54.) fi ergebenden Einkünfte aufgezehrt oder Erträg- 
niffe daraus, die ohne folde Laft der Wirthihaft zufließen würden, 
weggenommen werden, fommt bier in Betracht; erft nad Abzug 
ihres Werthed von dem Werthe aller Vermögenötheile ftellt fid) das 
wirflibe Vermögen einer Körperichaft dar. 


$. 5. 


Daß die Körperfhaften im Befige eines rentirenden Vermögens 
ſeyen, ift für jene felbft fowohl, als für den Staat und die Ge 
meindegenofien von hohem Werth, und zwar 1) zunädft für die 
politifhe Gemeinde, weil ihre gefeglisbe und natürlihe Aufgabe um 
fo volljtändiger, fiherer und leichter zu erreihen ift, je 
weniger fie hierwegen in die Wirthichaft der Einzeinen durch Steuer: 
auflagen eingreifen muß, weil für außerordentliche Zeiten und Nöthen 
die Mittel jelbft oder der zu Anſchaffung foldher erforderlibe Eredit 
vorhanden iſt, um das Gemeinwejen und die Einzelnen zu erhalten, 
um die Reihungen an den Staat zu vertreten. 2) Das gleiche, 
wenn auc minder dringende Intereffe ift bei der Amtskörperfchaft, 
welche fi auf die einzelnen im Amte verbuntenen Gemeinden ftügt, 
die aber eben, wenn mehrere Gemeinden folder Mittel entbehren, 
um fo eher ihrer auf wechjelfeitige Erhaltung und Unterſtuͤtzung 
ihrer Glieder gerichteten Aufgabe genügen kann; dagegen hängt 
3) das Dafeyn einer Stiftung, welche für beftimmte Zwede gemadt 
ift, feibft von dem Vorhandenſeyn des zu Erfüllung ter legtern bes 
ftimmten Vermögens ab, während die Widmung von Vermögen für 
wohlthätige und fromme Zwede überhaupt das Gute bewirkt, daß 
folde in der Regel reichliher und im befferer Art erfüllt werden, 
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ald wenn ihre Erfüllung lediglich auf der rechtlichen Obliegenheit 
der Gemeinde felbft beruht. 


$. 56. 


Die Feithaltung und Verwendung ded Vermögens einer poli- 
tifhen Gemeinde für ihre öffentlihen Zwede als folde it, an 
fih und außer den nachbemerften Fällen, die natürlihe und redht- 
liche Beftimmung vdeffelben, indem es theil® fchon zu den Zeiten, als 
ſich die Gemeinde als öffentliche Körperfchaft entwidelte, unter alle 
feitiger Zuftimmung hiefür überlaffen wurde und fo zum feften, 
durch Jahrhunderte unangefochtenen Eigenthume diefer Körperſchaft, 
als ewig fortlebender rechtliher Perfon, geworden ift, 1) theil® aber 
auch vielfach erft unter der wirthfchaftlihen Verwaltung der Ge- 
meinde, fomit von diefer felbft aus, ſich gebildet hat und in beiden 
Fällen die nothwendige Unterlage iſt für ihre Erhaltung und Weiter 
bildung, fomit für die wefentlichite Lebensbedingung der in der Ger 
meinde lebenden Bürger felbt. 2) 

Indefien können einzelne Vermögenstheile der Gemeinde Gegen- 
ftand bürgerliher Nutzungen feyn, d. 5. ſolcher Vortheife, 
welche den Gemeindegenoffen, unabhängig von ihrem Güterbelige und 
ihrer Steuerquote, aus dem Eigenthum der Gemeinde durd Webers 
laffung ihres Nießbrauches oder durch Austheilung ihres Ertrages 
zufließen. 9) Dieſe Ueberlaffung der Gemeindegüter an die einzelnen 
Semeindegenofien erfcheint zunächft foweit äußerlich gerechtfertigt, als 
fi jene Nugungen aus dem urfprünglihen Berhältniffe mander 
Gemeindegüter ($. 4.) gegenüber der allmähligen Entwidlung der 
eigentlihen Gemeindewirthichaft erhalten haben; fie it aber auch 
begründet in dem nahen Verhältniffe der Gemeinde als Einheit zu 
den einzelnen Gemeindegenofien, deren wirthſchaftliches Gedeihen für 
jene felbft wieder von großem Belange ift, und die hierin, 3. B. 
wenn der Umfang der Privatgüter im Verhältniß zur Bevölkerung 
zu Hein ift, wefentlich befördert werden fünnen; fodann auch, wo 
die Erträgniffe der Gemeindegüter mehr find, als das volle Be— 
dürfnig der unmittelbaren Oemeindewirthfchaft fordert, in dem volfs- 
wirthfchaftlichen Antereffe, daß auch diefe Viehrerträge, an welde 
außer der Gemeinde Niemand rechtlichen Anfprucd hat, auf nügliche 
Weife gebraucht werden, ftatt etwa zu einer minder nüglichen, außer 
halb des Verkehrs ftehenden Vermögensmaffe angehäuft zu werben. 4) 
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Bei Vertheilungen von Gemeindeguͤtern liegt es der Ge— 
meindebehoͤrde ob, ſolche den Forderungen einer zweckmäßigen Be— 
wirthſchaftung anzupaſſen, namentlich die nöthigen Riume zu Wegen, 
durch welche jeder Beſitzer auf feinen Theit unmittelbar gelangen 
fann, vorzubehalten. Auch geben folhe Theilungen Anlaß und 
Gelegenheit, die Allmandtheile der einzelnen Bürger, wenn fie in 
mehreren Heinen, von einander entlegenen Etüden beftehen, mittelft 
Austaufh und Ausgleihung angemefjen zu vereinigen und zu— 
fammenzulegen, wodurch eine beſſere Bewirthihaftung und viele 
Zeiterjparniß bewirft wird. | 

Uebrigens iſt die Leberlafjung einzelner Bermögenstheile zum 
Niepbraud der Gemeindegenofien, oder die Austheilung des Ertrages 
derfelben bald ganz abgabenfrei, bald aber gegen eine an die Ge- 
meindefaffe zu reichende (dem wahren Werth der Nugung nicht 
gleichfommende) Geldleiftung (Grundabgabe), 3) für die Ueberlaffung 
baubarer Grundſtücke — Allmandzinje, für den Weidegenuß — 
Weidegelder, für ausgetheilte Holzgaben — Holjtheitzinfe ıc. erfolgt. 


1) Diefe Entwidlung wurbe in den altwürttembergifchen Landgemeinden wahr« 
ſcheinlich fehr befördert durch die altlandftändifhe Steuerverfaflung, welche 
an die Nemter und Gemeinden die Steuern im Ganzen forderte und bei 
biefen parate Mittel im den Händen des Steuereinbringers erforderte und 
durch die frühe eingetretene, durch eben dieſe Sieuerverfaflung mitveran- 
laßte Führung öffentlicher Rechnungen und NRegierungsaufficht. Im man: 
hen Theilen der veuwürttembergifchen Lande, wo diefe Ginwirkungen 
fehlten, hat die Sache dagegen den umgelchrten Gang genommen, indem 
aus dem Gemeinheitseigenthum nach und nach Privateigentkum wurbe, 
oder doch die Nupung der Gemeindegüter zu einer privatrechtlichen Zu⸗ 
bebör altbefichenver größerer Güter oder Häufer, deren Inhaber urſprüng⸗ 
liche Genoflen der Gemeinde waren, und mit welchen forann jene Nutzung 
vererbt, verkauft x. wurbe, geworben iſt. 


2) Dies entjpricht auch dem urfprünglichen Verhältniſſe dieſes Gemeingntes. 
Denn bald waren, bei noch geringer Bevölferung und ungetheilten 
Bauernhöfen, ‚die Gemeindegenoffen gleich berechtigt, aber auch gleich 
verpflichtet zu ben gemeinen Laften, die in Natur, durch Frohn x. 
noch geleiftet wurden; bald nahmen, wenn die Gemeindegenoſſen in un- 
gleichen Vermögensverhältniffen waren, biefelben eben auch in ungleichem 
Maße Theil an der Nutzung tes gemeinen Gute, weil natärli der 
Meidegenuß bei größerem Viehſtand größer war, ber Holzverbrauch und 
Genuß fid) nah dem Umfang des Gehöftes richtete u. |. w., und es war 
auch die Verbindlichkeit zu Leitungen verfihieden. Das Verlangen einer 
gleichheitlichen Bertheilung bes Gemeindegutes, während jept bie Laſt der 
allen Genoſſen ungefähr gleich nützlichen Gemeindeeinrichtungen auf ben 
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Höherbefteuerten ruht und die Armen einen Theil der Gemeindeelnkünfte 
oder bas Ganze vorweg nehmen; dies Berlangen hat daher auch von da 
aus feinen Boden und ift nichts, als ein Ausflug abftrafter Theorieen, ein 
Theil des modernen Raub fufteme. 

3) Bürgerrechtsgeſetz Art. 48. 

4) In andern deutſchen Ländern geſchehen ſolche Gemeindetheilungen nicht in 
abſolut gleichen Theilen für alle Bürger, ſondern nah tem Maßſtab des 
Güterbefiges oder der feitherigen Benügung. Durch dem gefeglichen Grund⸗ 
fag der abfolut gleichen Theilung iſt der ewige Widerſtreit ber Interefien 
der Höherbefteuerten und ber Unbegüterten hervorgerufen. Während jene 
durch jeden Berluft an Gemeinbeeinfünften, 3. B. in Folge der Aufhebung 
der Schafweide, betroffen werben, haben für fie die ihnen zufallenden 
Theile um fo weniger Werth, je größer ihr Gutsbeſitz ohnedem ift, und 
für die Anbern werben folche Gemeindetheile mitunter der Anlaß zu leicht: 
finnigen Niederlafiungen; ja es ift micht felten wahrzunehmen, daß gerade 
die unbemittelten Bürger, auf deren Anregung bie Theilung geſchah, ihre 
Theile unbebaut liegen liegen. — Wo ſolche Mißftände zu befergen find, 
verbient daher die Berpachtung der Gemeindegründe an gut präbizirte, 
nicht oder wenig begüterte Bürger unter billigen Bebingungen vor ber 
Theilung den Vorzug. 

5) So werben diefe Einzüge im uneigentlihen Einne genannt. Verw. Edict 
$. 65. k. Vergl. $. 58. Note 2. 


II. Veränderungen im Vermögen. 


$. 57. 


Aus den eben ($. 55.) angeführten Gründen ergiebt ſich zu— 
nädhft die wirthbihaftlidhe Aufgabe der Erhaltung und wo 
möglihb Bermehrung des Bermögensftammes im Ganzen; !) es 
iſt eine wirthihaftliche Hauptregel, daß die Zwede erreicht werden, 
ohne auf das Bermögen fo einzuwirfen, daß die hieraus fließenden 
Mittel für künftige Zwede verringert werden, daß die Wirthfchaft 
nadhaltig fey, fowie die Körperfhaft fortbefteht und ihre Zwede 
und Aufgaben forthin zu erreihen hat. Hiemit ergiebt fih fodann 
aud die rechtliche Forderung an die gegenwärtigen ©lieder der 
Gemeinde, dad Vermögen möglichft ungefchmälert der Nadıfommens 
haft zu überliefern, die Forderungen der Gegenwart zu befriedigen, 
ohne die fpäteren Gemeindeglieder bei vielleicht noch größeren Auf: 
gaben hinfichtlich der verfügbaren Gemeindemittel in fchlimmere Lage 
zu verfegen. Dies gilt aber überhaupt vom Grundftod und wird 
daher im IH. Theil $. 303. ff. feine weitere Ausführung finden. 

1) Eomm.Dd. IV. 1. $. 4. 
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$. 58. 


Es handelt fi hiebei um eine bleibende Verminderung des 
Vermögens im Ganzen, nicht bloß von einem Wechjel der Beftand- 
theile deffelben, durch welchen dem Vermögen dasjenige, was ihm 
unter dem einen Titel entzogen, unter dem andern wieder erfegt 
wird. Eine folde Verminderung fann aber eintreten: 

1) indem fich eines der in $. 52. sub 1. benannten Vermögend- 
theile entäußert wird. Insbeſondere gehört hieher auch der 

Fall einer Vertheilung von Gemeindegütern mit dem Eigen- 

thumsrechte unter die Oemeindeglieder, 1) eine Vertheilung, die 

aber nur gegen billige Vergütung des der Gemeindekaſſe ent: 

gehenden Ertrages gejtattet ift. 2) 

2) Durch Uebernahme einer neuen Werbindlichfeit von der in 
$. 54. Pkt. 2. bezeichneten Art. 


1) Verw. Edict $. 66, Nro. 3. Das in ber Gen. Vrdg. vom 4. Nov. 1808 
ausgefprochene Verbot einer Vertheilung folcher Art if zwar durch bas 
Berwaltungsediet ebenfo aufgehoben, wie bie andern präzebtiven Beflim- 
mungen biefer Berorbnung, als dem Grundfag des Eelbfiverwaltungsrechts 
der Gemeinden widerfprechend, als ſolche aufgehoben find; allein bie 
jegigen Bellimmungen fommen nad ber folgenden Note ebenfalls auf ein 
Verbot hinaus. 

2) Daß biefe in Art. 48. Eab 2. des Vürgerrechtegefepes zunächſt bei ben 
eigentlidhen Gemeindenugungen, alfo bei bloß nugnießlicher Ueberlaffung ans- 
geſprochene Beitimmung auch bier Platz greifen muß, folgt aus der Gleichs 
beit des Grundes; denn was für bie Bertheilung zur Nutznießung, alfo 
das Wenigere, gilt, muß auch für die eigenthümliche Ueberlafinng, das 
Mehrere, :gelten. — Während aber bei jener die Auflegung einer jähr- 

lichen Reichung ($. 60.) an bie Gemeindekaſſe Statt finden fann, fteht 
biefer bei der eigenthümlichen Ueberlaffung von Gütern das gefegliche 
Verbot der Auflegung nener Grunblaften, was folde Reichungen bier im 
wahren Sinne wären, entgegen. Die der Gemeindekaſſe zu leiftende Ber: 
gütung fann daher, außer dem Kalle eines Taufches, nur in einem ent: 
fprechenten Kaufſchilling beftehen. 


$. 59. 


Auch außer ter Verminderung des Vermögens felbft fann aber 
eine Veränderung in den Beftandtheilen veffelben, 3. B. die 
Berwendung von apitalien zum Anfauf von Gütern, oder um— 
gefchrt, bei dem verſchiedenen wirthſchaftlichen Werthe ver Bermögens- 
theile und im Hinblid auf die Zwede einer Körperfchaft, auf die 
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Lage einer Gemeinde überhaupt ꝛc. für die Wirthſchaft von weſent— 
liken Folgen ſeyn. Deshalb ift 

1) in der Wirthichaft der politiihen Gemeinden 

a) auch zu jeder folchen Aenderung die Zuftimmung Des 
Bürgerausichuffes !) und 

b) bei allen VBeräußerungen und Läftigen Erwerbungen die 
Staatdgenehmigung, 2) befonderd aber die Genchmigung 
der Kreisregierung zu Veräußerung von Grundſtücken 
oder Realrediten von größerem Gapitalwerth, als 1000, 
500 oder 250 fl., je nad der Elaffe ter Gemeinde, ?) 

2) bei den Amtskörperjchaften die Berathung in voller Amts— 
verfammlung 4) und bei Veräußerung eines Grundftüdes 
oder irgend eined Realrechtes, defien Gapitalwerth die Summe 
von Eintaufend Gulden überfteigt, die Genehmigung ter Kreis: 
regierung , 5) 

3) bei jeder Veränderung in den Bermögenstheilen der Stif 
tungen ein nad gutächtliher Vernchmung des Buͤrgeraus— 
ſchuſſes gefaßter Beihluß des Etiftungsrathesd) und jeden 
falls die Genehmigung der Staatöbehörde, gewöhnlid der 
Kreisregierung , ?) erforderlich. 

1) Verw. Edict $. 52. Nee. 7. $. 53. — Es tritt hier ftets eine bleibende 
Beränderung des Gemeindeetats ein. 

2) Verw. Edict $. 65. lit. d. „bei jeder Veräußerung von nutzbarem Gigen: 
thum; f. bei jeder Ablöfung, d. h. Nichtwiederanlegung, von Activcapitalien ; 
lit. h. bei Läftigen Grwerbungen.“ — Zu andern Grwerbungen an fi 
bedarf c# ber Staatsgenehmigung nicht. 

3) Verw. Ediet $. 66. Nro. 4. 

4) Verw.Edict $. 84. 87. 

5) VBerm.Gdict $. 89. c. 

6) Perw.Grict $. 134. 137. 

7) Verw. Ediet $. 146. 148. Nro. 5. 8. 


s. 60. 


Non weientlihem Einfluß auf tie Wirthſchaft der Gemeinden 
ift natürliey jede Aenderung in dem Beftand der bürgerliden 
Nupungen!) ($. 56.). 

1) Eine Erhöhung derſelben oder die Einführung neuer mit- 
teljt Verwendung weiterer, bisher für andere Zwede bejtimmter 
Nermögenstheile der Gemeinden fann 

a) nur mit Zuftimmung des Bürgerausjchuffes und mit 
Genehmigung ded Dberamts, fofern ed ſich aber von 
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nutznießlicher Ueberlaſſung von Grund eigenthum han— 
delt, der Kreisregierung, ) ſodann aber 

b) nur gegen billige Vergütung des der Gemeindekaſſe 
entgehenden Ertrages gefchehen. 3) Dieſe Vergütung iſt 
nach dem bisherigen durchſchnittlichen Ertrage, abzüglich 
der Verwaltungskoſten, zu ermitteln. Ein Nachlaß hieran 
wird im Wege der Diſpenſation ($. 46. Note 9.) er: 
folgen fönnen. *) 

2) Einer folhen Erhöhung ftcht der Wirfung nach die Ber: 
minderung oder Aufhebung bisheriger Gegenleiftungen an 
die Gemeinde ($. 56.) gleih, daher auch diefe nur mit Zu— 
ftimmung des Bürgerausfchuffed und Genehmigung des Obers 
amts 5) und unter der sub Nro. 1. b. angeführten Beichränfung, 
bei welcher namentlih der etwa früher zur Gemeindekaſſe be> 
jogene Ertrag in Erwägung fommen wird, ®) geſchehen kann. 

3) Die Shmälerung oter Aufbebung der bürgerlichen 
Nugungen, oder die neue Auflegung oder Erhöhung von 
Gegenleiftungen zur ®emeindefaffe gefchieht mit Zuftimmung 
des DBürgerausihuffes. 7) 

41) Wo die Bürgernugungen nad bisheriger Einrichtung von veränderlicher 
Größe waren, 3. B. die Holzgaben je nah dem Grtrag eines Schlags, 
fommt es bei diefer Frage darauf an, in welchem Berhältniffe die Bezüge 
der Gemeindefafle zu dem Gefammtbetrage ber bürgerlichen Nugungen 
kisher fanden? Diefes Berhältnig follte jedenfalls beftimmt feyn. — 
Daß aber als Marimum. der nachhaltige Ertrag des Gemeindewaldes 
gelten muß, ergiebt fi aus ben Beflimmungen für bie Waldwirthſchaft. 
S. Comm O. ıu. 7. $. 15. 

2) Verw. Edict $. 53. 65. Fit. i. $. 66. Nro. 3. 

3) Bürgerrechtsgefeh Art. 48. Satz 2. Dieſe gefeßliche Beſtimmung beraubt 
auf der Annahme, daß bie Gemeindeungungen im Wiberfpruche mit ber 
natürlichen Beſtimmung bes Gemeintevermögens feyen und neue nament: 
lich nicht zum Nachtheil der Steuerpflichtigen eingeführt werben follen. 
Gomm.Ber. 1. Beil.H. zu den Verh. von 1828 ©. 40. Jenes aber wirb 
ſich nicht ſchlechthin behaupten laſſen ($. 56.) und dieſes trifft nicht zu, 
wo die Gemeindewirthſchaft einen jährlichen Ueberfchuß darbietet. 

4) Man pflegt es hier in der Praris nicht fireng zu nehmen. 

5) Verw.Edict $. 53. 65. lit, k. 

6) Turd den Nachlaß folder Segenleiftungen erhöht fich wie im Falle Nro. 1. 
bie bürgerliche Nugung und wird der Gemeindefaffe ein Vermögenstheil 
(Ginfommen) entzogen. Ohne dieſe Befchränkung hätte aber die zu 2. b. 
angeführte Geſetzesbeſtimmung Feinen Werth, weil dann bie auferlegte Ber: 
gülung an die Gemeindefafle fofort wieder erlafien werden könnte. 

7) Verw. Edict $. 53. 
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II. Veſtandtheile des Vermögens. 


$. 61. 


Bei den möglicherweije bei jeder Körperfchaft vorfommenden 
Nermögensbeftandtheilen ift 

1) ihr wirthfchaftlider Werth zu betrachten, der inöbejondere bei 
der Frage von Veräußerung oder neuer Erwerbung neben an— 
dern, aus den Zweden und der befondern Lage einer Körper: 
ihaft entipringenden Rüdfichten maßgebend feyn muß. 

2) Die wirthſchaftliche Aufgabe bei den einzelnen Vermoͤgens— 
theilen iſt fodann zunähft die Siherung und Erhaltung 
ihred Beftandes gegen zufällige oder durch Unrecht leicht zuzu— 
fügende Verluſte. 

3) Eind die möglichen Arten der Benügung und dieſe felbft 
nach den bejtehenten Vorſchriften und allgemeinen wirthicaft- 
lichen Regeln darzuftellen, wobei im Allgemeinen auf $. 47. 
a. zu verweilen ift. 


1) Gebäude. 


$. 62. 


Bei Gebäuden find die Koften und Gefahr ihrer Unterhaltung 
und ihrer allmihligen Abnügung in der Regel höher, als ihr Ge— 
brauhsmwerth und Ertrag; daher fie im Allgemeinen als Vermögens— 
theite nicht zu empfehlen find. Dagegen fünnen fie in Berbindung 
mit andern Vermögenstheilen, 3. B. mit einer Weide ald Schäferei— 
einrichtung, zu den nugbringenden VBermögenstheilen gehören; !) an- 
tere find für den Gebrauch zu öffentlichen Zweden nothwendig, 
indem überwiegende KRüdjichten für diefe gewöhnlich die Herjtellung 
und Erhaltung bejonderer, diefen Zweden gemäß eingerichteter, 
Gebaäude fortern; Beſtandtheile der legtern, die zu jenen Zweden 
nicht jelbft auch dienen, fönnen daneben einen Ertrag abwerfen, 
z. B. Keller, Speicher. 

1) Dahin auch nah Umſtänden öffentliche Backhäuſer, Waſchhäuſer. 


8. 63. 


Zur Erhaltung des Gebäudebeſtandes dienen neben den all— 
gemeinen bau= und feuerpolizeilichen Vorſchriften folgende Maßregeln: 
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1) &8 iſt befohlen, zu allen Neubauten und größeren Reparationen 
den Beirath von Sahverftändigen einzuziehen, worüber im 
dritten Theile das Weitere enthalten ift. 2) In Bezug auf Feuer: 
befhädigungen befteht auch für die Gebäude der Körperfchaften die 
allgemeine Zwangspfliht zur Theilnahme an der Brandvers 
ſiherungsanſtalt,!) welche fih auch auf die mit dem Gebäude 
für beftändig müt und nagelfeft verbundenen Gegenftande erftredt. 2) 
Bei Neubauten oder Erweiterungen und Berbefjerungen ift daher 
tie entiprehende Einſchätzung oder Erhöhung des Anfchlagsd zu bes 
werfitelligen. Soweit die Feftftellung der Schägungsfumme vom 
Gigenthümer abhängt, hat hierüber die ordentlihe Verwaltungs: 
behörde zu erfennen, deren Pfliht es ift, auf gehörige Verfiherung 
w sehen. — Weiter ijt dringend empfohlen, die den Körperſchaften 
gehörigen Gebäude, welche bejonderd durch ihr Hervorragen dem 
Blitze ausgefegt und oft an den Spigem mit einem vom Blige gerne 
aufgefuchten Körper, ald Wetterfahnen ꝛc., befteidet find, mit 
Bligableitern zu verfehen. 3) '— 3) Um die Verbindlichkeit Sol— 
her, welche ein Gebäude bewohnen oder benügen, zu Leiftung vers 
ihuldeten Schadens überall hin zu wahren, ift die urfundliche 
lebergabe der Gebäude mit der nöthigen Beſchreibung an Solche 
dienlih. 4) Im Allgemeinen führt die öftere Befichtigung von Ge— 
däuden, die in der Amtspflicht zunächſt des Nechners liegt, 4) zur 
jitigen Kenntnißnahme vorliegender Gebrechen, welden im wirth- 
haftlihen Intereffe zu Verhütung größeren Schadens und Koſtens 
immer gleihbald abgeholfen werden. follte. 5) 


1) Brandichadensverficherungserbnung vom 17. Der. 1807 $. 3. Geſetz vom 
25. März 1828 Art. 1. Ausgeſchloſſen find von diefer Anftalt wm. A.: 
mnbenügte Thürme, Comödienhäuſer, Flache- und Hanftörrhütten. Da 
es dem Gigenthümer freifteht, die fenerfeiten Beſtandthelle ven der Ber: 
fiherung auszunehmen, fo fann dies füglich bei Kirchengebäuben in Bezug 
auf das Mauerwerk von ſolchen Steinen, die dem Feuer widerſtehen, ges 
ſchehen; es ift aber darauf zu fehen, daß bie ausgenommenen Theile im 
Gatafter genau vorgemerkt werben. 


2) Darunter namentlich Kelterbäume, laufendes Gefchirr in Mühlen, Uhren 
und Gloden auf Thürmen und Rathhäufern, feft angemachte Kirhenftühle, 
Altäre und Canzeln, Emporbühnen. Handansgabe der Brandverficherungss 
ordnung $. 3. — Befonders ift die Verficherung diefer Theile nicht außer 
Acht zu laflen, wenn etwa die Bauverbindlichkeit am Hauptgebäude einem 

- Dritten obliegt. 


3) Min.Berf. vom 21. Juli 1834. Rgbl. ©. 461. Dagegen ift gemäß ber 


— 


Min. Verf. vom 4. Mai 1827 auf die Beſchaffenheit ver Blitzableiter und 
Abhülfe vorhandener Defekte aufzumerken. 

4) Comm. O. 1. 3. $. 2. 

5) Comm.D. II. 2. $. 9. Lanbesorbnung Tit. 110. $. 14. 


$. 64. 


In Bezug auf die Unterhaltung der Gebäude und ihrer Be: 
ſtandtheile ift fodann ter Verbindlichkeiten zu erwähnen, welche hierin 
denjenigen, welche Körperſchaftsgebaͤude vermöge beftehenver Ein- 
rihtungen zu benügen haben (namentlih Pfarrer- und Scullehrer: 
wohnungen), obliegen,!) und melde zu WBereinfahung der Ber: 
waltung auch Miethern 2c. einbedungen werden follten. 

1) Eolhe Nupnießer dürfen Feine eigenmächtige Neränderung 
vornehmen, widrigenfalld fie den Aufwand felbft zu leiden 
und nad Umftänden das Gebäude auf ihre Koften in den 
vorigen Stand herftellen zu laſſen hätten. Eie haben begrüns 
dete Anträge auf Aenderungen an die Verwaltungsbehörde zu 
bringen. ?) 

2) Sie haben während der Zeit des Befiges alle Fleinen Repa— 
rationen und alle fogenannte Flickarbeit auf ihre Koften 
zu beforgen. 9) 

Dieſes bezieht fih aber nur auf die zur Privatbenügung, 
nidt auf die zu amtlihem Gebrauch beftimmten Theile des 
Haufe, in wel letzteren die baupflichtige Kaffe auch jene 
Unterhaltung zu beforgen hat. 4) 

3) Ferner liegt dem Nutznießer die Anſchaffung Fleiner Haus: 
geräthe ganz ob. 5) 

4) Der Nutznießer haftet für allen durd feine Nachläßigfeit ent- 
ftandenen Schaden; er hat daher namentlich auf gehörige Be— 
fhliegung und Anlegung ter Läden, Fenſter ꝛc., auf die 
Feuerwerfftätten zu fehen und Berrihtungen in Küchen, Schr: 
nen und auf Kellergewölben, vie das Gebäude erfchüttern 
und befhädigen, au unterlaffen; er hat darauf zu fehen, daß 
durch Wafferausguß fein Schaden gefhieht, daß die Fenjter 
reinfh gehalten und das Abftehen derjelben verhütet werde, 
daß die Ablaufrinnen und Kanäle von Zeit zu Zeit, befonders 
des Winters, fleißig gereinigt und vom Eiſe befreit werden. 6) 

1) Nach den durch die Min Verf. vom 30. Gert. 1822 nnd 21. Mai 1823 
auch hieher für anwendbar erklärten nachbenannten PVerorbnungen des 
Finangdepartements, die fi anf ältere Geſchze ſtützen. — Nur auf bie 
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bierin gegebenen rechtlichen Normen, nicht aber auf die mitaufgeführten 
Berwaltungsworfchriften ift diefe Ausnehmung zu beziehen. — Bei Pfarr: 
bäufern, namentlich Fatholifchen, fommt es oft vor, daß dem Pfarrer 
die Verbindlichkeit auferlegt if, eine gewifle Summe jährlich entweder 
ſelbſt auf Reparaturen zu verwenden, oder an bie baupflidtige Kaffe zu 
zahlen, fogenannten Baufhilling. Dies Berhältnig jchließt aber in 
der Regel obige Leitungen nicht aus, wofern micht jene Meichung als 
Eurrogat ber legtern nah Herfommen ober Vertrag anzufehen If. Ver⸗ 
fügung bes f. Kirchenraths vom 4. Juni 1822. Rgbl. ©. 405. 


2) Vrdg. vom 2. Oct. 1817 $. 1. 


3) a. a. ©. $. 2. und Berf. vom 28. Nov. 1820, wonach hieher gehören: 
a) Neparationen an den Schlöflern, Anfchaffung von Schlüſſeln, Bes 
fefigung des Beichläges, Anfchaffung neuer Kloben und Borreiber 
n. a. Befefligung, in Folge deſſen auch ber durch mangelnde Unter: 
haltung dieſer Theile verurfachte Nbgang an Jaloufieen, Feuſter⸗ 
lüden, Tbüren, Thoren, Vorfaminen, Ofenthüren und deren Befchläg 

und Schloöſſern (nicht aber außerdem die Erhaltung der Thüren). 

b) Herftellung zerbrochener Kenfterfcheiben und des dabei ſchadhaſt ge: 
worbenen Dieis, auch kei Hagel, wenn Läden vorhanden find, Er⸗ 
baltung der Anfchlagleifien, Blendleiſten und Edftäbe (nicht aber 
Erneuerung fonft in Abgang gelommenen Bleis und Erhaltung des 
durch Länge ber Zeit fchadhaft gewordenen Rahmenwerfes). 

c) Erhaltung und Herftellung ber Brettchen zu Jaloufieen (nicht aber 
des faul geworbenen Rahmenwerfes), Unterhaltung ber Dachläaden, 
foweit fie nicht durdy Fäulniß abgeben. 

d) Ausfpänen alter Böden, bei unbedeutender Beſchaͤdigung auch Her: 
ftellung derſelben. 

e) Reparirung jchadhafter Tapeten, fo lang jene angeht. Die Gr: 
neuerung kann nicht verlangt werben, ſondern nur bas gewöhnliche 
Ipfen und Weißnen. 

f) Weißnen in den Zimmern, Fluren (Ochrnen), Gängen und Treppen: 
gehänfen, Anftrihe der Küchen, fammt den damit in Verbindung 
fiehenden Fleinen Reparationen des Beſtichs oder der Veripfung 
(nicht aber das Weißnen der Amts- und Ganzleijimmer und ber 
allein dazu führenden Gänge). Das Weißnen und Reinigen geht 
ben einziehenden Nutznießer an. 

£) Säubern und Putzen der Defen. 

h) Bel Bieh-, Schwein⸗ und Geflügelftallungen anfer dem, was zum 
Bisherigen gehört, noch Ausbeſſerung der Böden und des Pflaflers, 
der dielenen ober breiternen Wandungen, Grhaltung ber Krippen, 
Tröge und Rauffen, nach fechsjühriger Nupniefung ſogar neue Hers 
ftellung alles deſſen. 

i) Kleine Revarationen an ben Badöfen, Küchen und Waſchleſſeln, 
Heerben und Gußfteinröhren. 

k) Reinigen ver Kamine und Sänbern der Winfel. 


4) ©. Fin.Min.Berf. vom 5. Juli 1836. Robl. ©. 274. 
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5) Berf. von 1817 8. 2. Namentlich der Keſſel, Wafler- und Dfenhäfen, 
ber fogenannten Schifflein, der hölzernen Waflerbänfe, der Hansgloden 
und ber Faßliegerlinge, Einrichtungen für Branntweinbrennereien und zum 
Opftdörren. 


6) Verf. von 1817 $. 3. Auch das Aufftellen vom Geflügelftälfen in ben 
Wohngebäuden ift als dieſen fchählich verboten. 


$. 65. 


Soweit die Gebäude nicht zn unmittelbarem öffentlichem Ge: 
brauche beftimmt find, oder wit Gütern verpachtet werden, findet 
ihre zeitweife Vermiethung Statt, wobei die hienach bei Ber: 
pashtung von Gütern angeführten Bedingungen, foweit fie zutreffen, 
Anwendung finden fünnen. — Für den Gebrauch öffentlicher Ge— 
bäude, als Bad, Walhhiufer 2c., Kann die Verwaltungsbehörde 
eine Gebühr feftfegen, deren Bezug von den Einzelnen zu Ab— 
ſchneidung von Umſtändlichkeit für die Verwaltung an einen Dritten 
gegen eine in die Kaffe zu zahlende Summe übertragen wird, wobei 
zu weiterer Vereinfachung die Anſchaffung der nöthigen Geräthe ıc. 
einbedungen werben kann. 


2) Güter. 


$. 66. 


Im Belige der Körperfchaften befinden ſich theild größere ge— 
fchloffene Guͤtercomplexe von verjhiedenartigen Beſtandtheilen, theils 
einzelne Orundftüde an Aedern, Wiefen, Gärten, Waldungen, 
Fiſchwaſſern. Im Allgemeinen jind alle nicht ind Eigenthum Dritter 
erweislich übergegangenen Theile der Markung als „Allmande* für 
dad Eigenthum der Gemeinde anzufprehen, jo namentlich in der 
Regel die zwilchen Privatgütern gelegenen Feldraine. 1) 

Güter haben für die Wirthſchaft den Werth vorzüglich fiherer 
Einfommensquellen; namentlich find für den Befig der Eorporationen 
Waldungen geeignet, deren wirtbichaftlihe Nutzung von Einzelnen 
weniger zu erwarten iſt. 

Zur Veräußerung eignen ſich befonders einzelne Stüde, die im 
Verhaͤltniß zu dem bisherigen geringen Pachtgeld gut zu verkaufen find 
oder deren Bewirthihaftung wegen Entlegenheit, wegen Schwierig- 
feit des Schuges ꝛc. unverhältnigmäßig Foftfpielig it. Außerdem 
kann beachtet werden, ob bei geringem Gutsbeſitze der Einzelnen 
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eine Ueberlaſſung in Privathaͤnde nicht mehr im oͤffentlichen Intereſſe 
gelegen. ?) 

Eine Erwerbung ift bejonderd winfchenswerth, wo die vor- 
handenen Güter, namentlih Waldungen, einer Abrundung fähig 
und bedürftig find. 


1) Earwey, Monaiſchriſt I. 27. 

2) Frühere Gefege (Ben. Refer. vom 31. Dec. 1591 und vom 3. Juli 1683. 
Gomm.D. IM. 3, $. 2.) wollten den Berfanf aller Güter namentlich 
wegen der bei der Selbfiverwaltung leicht möglichen Unorbnungen. Am 
wenigfien eignen fi natürlih Weinberge in ben Beſitz von Corpo⸗ 
tationen, deren Berfauf daher die Berorbnung vom 2. Mai 1812 anorbnet. 


$. 67. 


ALS Vorfchriften zur Sicherung des Vermögensftandes der Cor: 
porationen an Gütern (wozu auch die um Gebäude liegenden Flaͤ⸗ 
hen gehören) find 'anzuführen: 1) die hinfichtlich der Erhaltung der 
Grenz: und Markfteine im Allgemeinen beftehenden Borfcriften, ?) 
fowie die biemit in Verbindung ftehende Einrichtung der Flurkarten 
und Primärcatafter. — 2) Alles Grundeigenthum der Corporationen 
muß in die Güterbücer eingetragen feyn, worüber in Bezug auf 
neue Erwerbungen die nädhfte Rechnung Nachweis zu geben hat. 2) 


1) Befonders auch bei den Waldungen wichtig, — Leider waren viele Ges 
meinbebehörben bei der Aufnahme des Primärcatafters nicht forgfam genug 
und trotz ben Bermeflungsmarfen kommt es leicht vor, daß Güterbefiger 
ihre Grenze über einen. Theil anftoßender Allmandpläge und Wege auss 
dehnen. 


2) Comm.O. II. 3. $. 6. ©. 76. — Min.Erl. vom 8. Nov. 1842. 


a) Feldgäter. 
$. 68. 

Bei Feldgütern ift die Aufgabe der Wirthfchaft zunächft die Er— 
haltung und Berbefferung ihrer Ertragsfähigfeit, namentlich 
a) Eultivirung bisher ganz nutzlos liegender oder nur zur 
Weide benügter Gründe, wo foldhe irgend einen Ertrag ver: 
ſprechen (ſ. $.91.). Zu diefem Behufe können ſolche Gründe vor- 

erft unter die Bürger zur Benügung ausgetheilt werden, oder 
mindeftens Einzelnen gegen die Eultivirung der Genuß auf eine 
Reihe von Jahren überlaffen werden. Auf Allmanden, die zu 
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weit von den Ortſchaften entfernt, könnten wohl eigene Höfe 
gegründet werden. Bei folder Vertheilung wird aber nad Um— 
ftänden ein Theil für unmittelbaren Gebraud der Gemeinde, 
für Weidepläge ıc. zwedmäßig zurüdbehalten. Minder cultur- 
fühige Gründe, befonders foldhe, die an Waldungen anftoßen, 
werden zwedmäßig auch hiezu angelegt.1) Solche ultivirung 
wird, wo das Zehntreht dem Staate gehört, durch mehr: 
jährige Zehntfreiheit begünjtigt. 

b) Zum Behuf einer Beinupung und zugleich zu Erhaltung der 

Gründe und ihrer Nugbarfeit dient das Bepflanzen der (vor: 

her gehörig abzuböfchenden) Ufer, wo Güter an Flüffe und 

Baͤche angrenzen, mit geeigneten Pflanzen, namentlid Wei: 

den, Felben, Erlen, fowie das Ausfegen folder Pflanzen in 

öten, naffen und fumpfigen Gründen und Altlachen. Hieher 
gehört dann noch die Verwahrung folcher Pflanzungen vor dem 

Viehfaß, Wegſchaffung von Kiesrüden, Schlamm und ande: 

ren Anfüllungen in Bächen ꝛ⁊c. zu Vermeidung fchädlihen Aus— 

trittd.2) Das periodische Ausfchlagen der Bäche .und Gräben 
gewährt ohnehin ein trefflihes Mittel zur Verbeſſerung des 

Bodens. 

Beſonders dringend empfohlen iſt die Anpflanzung mit Obft- 

bäumen,?) deren Setzung an funftmäßig gebauten Etraßen 

jevenfalld aus polizeilichen Gründen vorgefchrieben ijt. Zum 

Behufe deſſen beftand früher die Vorfchrift, 4) daß jeder neu 

angehende oder aufgenommene Bürger zwei oder mehrere Obſt⸗ 
bäume auf die Allmanden und an Etraßen auf jeine Koften 
zu ſetzen und fortzupflanzen habe, gegen den lebenslänglichen 
Genuß, eine Vorſchrift, die erft durch neuere Geſetzgebung 3) 
wohl in dem Betraht aufgehoben wurde, daß planmäßiger von 
Gemeindewegen für folbe Pflanzungen geforgt werde. — Es 
muß aber aud für gehörige Pflege der jüngeren Bäume 
geforgt werben. 6) 

4) Vergl. Comm.D. II. 4. $. 4. Gen. Reſer. vom 8. Nov. 1766 und vom 
23. Aug. 1798. Gen. Dekret vom 4. Nov. 1808. Rgbl. ©. 581. — 
Daß in manden Gegenden hierin noch viel zu thun iſt, baranf ift man 
bei der Theurung 1846 anf 47 wieher aufmerffam geworben. Tie Größe 
der Allmanden in Württemberg wurde 1818 zu 344,000 Morgen berechnet, 
wovon unangebaut waren. 

2) Bergl. Gen.Refer. vom 11. Det. 1745. Comm.O. IH. 4. $. 5. 6. 
Gen.Refer. vom 20. Februar 1792. Berorbnung vom 5. Juni 1811, 
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Robl. ©. 277. und vom 16. Juni 1814. Rgbl. ©. 243. Berf. vom 
29. Sept. 1824. Rgbl. S. 769. Erlaß vom 19. Mai 1825, in welch 
legterer Berorbnung auf die Benugbarkeit ber Rinden von Weinen und 
Pappeln zur Gerberei hingewiefen if. — Berichte über nützliche Anlagen 
diefer Art in Eßlingen. Landw. Correſp. Bl. 1840. I. 88. 1841. I. 157. 
Heilbronn 1841. I. 204. 


3) S. Eomm.D. IM. 4. $. 5. Prdg. vom 23. Juni 1808. Rgbl. ©. 347. 
4) Erſtmals in dem Gen.Refer. vom 24. Juli 1620, ſodann erneuert Gomm.D. 


IN. 4. $. 8. 9. 


5) Durch Bürgerrechtsgeſez vom April 1828. Bon dem Beltrage neuer 


Bürger zur Bepflanzung der Allmand f. im 2, Buch 1. Kap. 


6) In Hchenheim wird alljährlich ein populärer Unterricht für Obfibaulehr- 


linge ertheilt, deſſen Koften nicht über 15 fl. fommen und wozu bie Ans 
meldung bis 15. Febr. erfolgen muß. 


$. 69. 
Grundftüde finden ſich theils in ganz freier, theils in befchränfter 


Nugung der Eorporationen. Namentlich find zu erwähnen: 
1) die den öffentlihen Dienern zum Genuß als Befoldungstheile 


eingeräumten Grundftüde. In diefer Beziehung ift namentlich an 
die ſolchen Nugnießern (wie in $. 64. hinfihtlih der Gebäude) 
gefeglich obliegenden Verbindlichkeiten zu erinnern, wozu gehören: 

a) das Ausfchlagen der Gräben; 

b) /, des Koftenaufiwantes neuer Zäune und der Repa- 
ratur von folhen (nicht aber von Mauern und fteiners 
nen Zaunfäulen; 

e) das Nachſetzen, Umgraben und Säubern der Bäume. 1) 


2) Häufig werden uncultivirte Allmandftüde (Theile von Plaͤtzen, 
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Wegen ꝛ⁊c.) an Bürger zur Anlage von Dungftätten, Werf- 
ftätten ıc. gegen eine geringe jährlihe Abgabe eingeräumt, 
welche Abgabe die Natur eined Recognitionszinfes hat, und 
in welchem Berhältniffe die Gemeinde dad Stüd ıc. dereinft 
wieder an fi nehmen kann.?) Es ift nöthig, dieſes rechtliche 
Verhältniß durch Anerkennung des Nupnießers in einem öffent. 
lihen Protokolle feitzuftellen. 

Dei den den Bürgern zur Benützung überlaffenen Gütern 
($. 56.) erftredt fi die Nugung für die Kaffe auf die etwa 
dabei vorbehaltenen Allmandzinfe (Pachtgelder). Wenn nicht 
alle Bürger im gleichen Genuffe find, ift es nöthig, ein Ver: 
zeihniß diefer Abgaben jedes Jahr nad dem neueſten Stande 
anzufertigen. 


—— 


4) Brdg. vom 2. Oct. 1817 $. 6. Vrdg vom 28. Nov. 1820 3. 3. und 4. 
Min.Erl. vom 21. Mai 1823. Erg.Br. ©. 143. Fin. Min.Berf. vom 
2. Zuli 1846. Daf. ©. 418. 


2) Früher war dies auch bei Gebäuden üblich und jeßt werben wohl befler im 
neuen Fällen die Baupläge fürmlich verkauft. Der in ſolchen Fällen üblich 
geweſene Bezug eines Zinfes (Canons) wurbe, wohl in Verwechslung 
mit den polizeilichen und grundherrlichen Goncelfionsabgaben, durch $. 1. 
IHM, 4. der Gomm.D. den Gemeinden, mit Belafiung der ſchon vor 1663 
angefegten, abgefprochen und für die F. Nentfammer allein angeſprochen. 
Das Ben. Refer. vom 24. Mai 1663 wurde memlich dahin ausgelegt, 
daß die Auflegung von Grundbeſchwerden auf neue Häufer allein ber Herr- 
ſchaft zuftehe. Befehl vom 14. Aug. 1706. — Jept wird das Gigen- 
thumsrecht an der Area eines Haufes, wofür jene Abgaben bisher bezahlt 
wurben, fehwerlich mehr von der Gemeinde geltend gemacht werben fönnen, 
da das volle Eigenthum des Beſitzers in der Negel in öffentlichen Bü— 
chern »c. laͤngſt beurfundet iſt. Diefe Abgabe fällt daher unter die ablös- 
baren Gefälle. Geſetz vom 24. Aug. 1849 Art. 3. 6. 


$. 70. 


Die Selbftverwaltung der Güter ift für die Wirthſchaft der 
Gorporationen in der Regel nicht paffend, weil hiefür ein vermehrtes 
Betriebscapital nöthig, die Bebauung Foftfpieliger ift, von den Ver: 
waltern nicht derjenige Eifer erwartet werden darf, der auf den 
höchft möglihen Nugen geht, die Auffiht und Controle fehr ſchwer, 
au das Einfommen aus dem felbftverwalteten Gute unbeftimmt 
ift. Nur ausnahmsweife, wenn bloß ein unverhältnißmäßig geringes 
Pachtgeld erzielt wird, oder zum Zwede von Verbefferungen, aud 
im Intereſſe der Beihäftigung von Armen, kann die Selbſtver⸗ 
waltung am Plage feyn.1) Für die hienach die Regel bildende 
Berpahtung®) gelten folgende wirthfhaftlihe Regeln: 1) Bei 
arrondirten größeren Befigen follten bloß Solche ald Pächter zus 
gelaffen werden, die fich über Kenntniffe und Vermögen zu einem 
fhwunghaften Betriebe ausweifen können. 2) Bei einzelnen Gütern 
fann durch Verpachtung in Heineren Parthieen häufig ein höheres 
Pachtgeld erzielt werden. 3) Für Meß und Güte kann die Ber: 
waltung feine Gewähr übernehmen. 4) Die Afterpadhtung wird 
nicht zugelaffen. 5) Eben fo wenig eigenmädhtige Veränderungen 
des Anbaues. 6) Für das etwa mit übergebene Inventar und für 
den Pachtſchillung muß Sicherheit durch Unterpfand oder Bürgihaft 
verlangt werten. 7) Die Auflöfnng des Pachtes ift der Verwaltung 
vorzubehalten bei Säumniß mit der Bezahlung des Pachſſchillings, 
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Gant oder Tod des Päcters. 8) Eine längere Pachtzeit ift ge- 
wöhnlich deshalb vorzuziehen, weil der Pächter dann mehr beftrebt 
ift, das Gut gehörig zu bewirthichaften. 9) Bei Meiereigütern 
fommen noch andere die gute Bewirthihaftung fihernte Bedingungen 
hinzu, als 3. B. Haltung eines Viehſtandes von dem Gute an- 
gemefjenem Umfang. 10) Bei großen Gütern ift die Feftiegung tes 
Pachtgeldes in Naturalien wegen des großen Wechſels der Preiſe 
und deshalb zu befürchtender Vernachtheiligung des einen oder andern 
Theiles zwedmäßig. 11) Ein Nachlaß am Pachtgeld wird nicht zu— 
gefagt, außer bei feindlicher Fouragirung oder Hagelihaden, wenn der 
Schaden eine nicht zu geringe Duote des Rohertrags ausmadt.?) — 
Eine bejondere Auffiht über die verpadteten Güter, namentlich 
größere, ift dienlih, um fih der Einhaltung der Bedingungen, 
namentlid der Erhaltung der Nugbarfeit des Gutes, zu verfichern. 
1) Von einer nüglihen Selbftverwaltung diefer Art, bei dem Spitalgut zu 
Bärenweiler, berichtet das lanw. Gorrefp. Bl. 1839. II. 151. 1840. I. 68. 
2) Comm.O. IM. 3. $. 3. Vrdg. vom 2. März 1812. 
3) Echr zu empfehlen ift es, wenn die Berwaltung den Pachtſchilling bei 
der Hagelfchadensverjicherung verfichern läßt und dem Pächter bebingt, ben 
übrigen Rohertrag zu verfichern. 


b) Waldungen. 
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Die im übten Jahrhundert auffommenden Forftorbnungen gehen 
von ter Nothwendigfeit der Etaatöfürforge für Befriedigung des 
allgemeinen Bedürfnifies an Holz aus und enthalten die naͤchſt— 
liegenden Regeln für pfleglihe Behandlung ter Waldungen und 
Verhinderung ihres Abgangs, fuchen den früher ungemeffenen Holz- 
verbrauch zu befchränfen, dagegen für die Befriedigung der verſchieden— 
artigen Betürfniffe an Holz zu forgen und ftellen Etrafbeftimmungen 
auf für Beibädigungen und Entwendungen, alles dieſes aus dem 
angeführten polizeilihen Grunde auch für die Waltungen der Cor— 
porationen, auf welde die Fürftl. Forftbeamten gleich wie auf die 
herrſchaftlichen ſehen follten.*) Die Maßregeln, welche hienach zu 
Erhaltung eines wirthſchaftlichen Waldzuſtandes von den Forſt⸗ 
beamten getroffen wurden, fanden indeß Widerſtand?) und es trat 
ein gewiffes Schwanfen in die viesfalljige Geſetzgebung, die nament- 
ich in Abſicht auf fhärliche Nebennugungen den Gemeinden zu viel 
eingeräumt zu haben fcheint, und nur den unbeftimmten Grundjag 

6 


u 


aufzuftellen wagt, daß man doch den Gemeinden nicht fo ganz freie 
Hand laſſen fönne. 9) 

Erft die neuere Geſetzgebung griff hier wieder etwas Fräftiger 
ein, und die feit der Mitte des vorigen Jahrhunterts auffommenden 
geläuterten Beriffe einer planmäßigen Waldwirthichaft wurden wenig- 
ftend im Allgemeinen auch auf die Gorporationswaldungen zur Ans 
wendung gebradit. ®) 


1) Forftorbnung von 1614. Tit. „ver Gemeind.“ Gen. Reſer. vom 24. Zuli 1620. 

2) ©. insbefondere Gen.Refer. vom 20. April 1652. Landtagsabſchied von 
1639. 

3) Vorſchrift vom 25. Juni 1733, 18. April 1739 und 15. Det. 1744. 
$. XI. XVII. Comm. O. I. 7. $. 1. 2. 4. 9. 

4) Bon 1,841,665 Morgen Waldungen im Lande gehören den Gemeinden 
589,181, den Stiftungen 54,961 Morgen. Die gehörige Bewirtbfchaftung 
diefer Gorporationswaldungen ift deshalb von hohem Belange für bie 
Volkswirthſchaft. — Nah einer K. Gntfchliefung vom 8. Januar 1828 
ift für Gemeindebeamte, die ſich hierin durch verfländigen Gifer und Uns 
eigennüßigfeit auszeichnen, öffentlihe Anerkennung und Auszeichnung in 
Ausficht geſtellt. — Die Staatebrauffihtigung und die Fürforge für eine 
geregelte Waldwirtbfchaft ift aber bei den Gemeinden beſonders wichtig, 
da in ber Art der Nutzung das Intereſſe der jegigen Bürger mit dem ber 
Nachkommen wefentlich collivirt. 
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Bezüglich der Waldungen der Corporationen ift demnach das 
Befondere, daß deren Bewirthſchaftung vermöge der Staatsforftpolizei 
durch gewiſſe Vorfchriften geregelt ift und nicht nur unter befonderer 
Auffiht der Forftbeamten (Therförfter, Revierförfter) fteht, fondern 
von diejen in Gemäßheit jener Geſetze unmittelbar geleitet wird. 1) 
Diefe Befd;ränfung der Selbftverwaltung der Corporationen bezicht 
fi aber nicht auf das, was mit jenen forftpolizeilihen Gründen 
nicht zufammenhängt und fo weit irgend die allgemeinen wirthichaft- 
lichen Intereffen der Eorporation dabei berührt find, muß die Mit- 
wirkung der allgemeinen Auffichtsbehörden eintreten. — Die Forft- 
ämter haben im Allgemeinen über wirtbfchaftlihe Behandlung der 
Gorporationswaldungen zu wadhen, und Unordnung und Nach— 
läffigfeiten unter Rüdjprade mit dem Oberamt abzuftellen und zu 
ahnden. 2) Uebrigens find die Verrichtungen der Forſtbeamten, fo 
weit ed die hienach aufgeführten ordentlichen Geſchäͤfte betrifft, 
durchaus unentgeldlid. 3) 
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1) Eomm.D. IH. 7. $. 1. 8. Berorbuung vom 7. Juni 1818. $. 2. 5. 
und 1. Dct. 1827. $. 1. 


2) Fin. Min. Frlaß vom 22. Mai 1838. Erlaß des Minitterium des Innern 
vom 10. Dec. 1838. 


3) Brong. vom 24. Mai 1828. Neg.Dl. ©. 289. Früher beftanden, wie in 
der übrigen Semeindeverwaltung, mancherlei durch bie Gejege fanctionirte 
Anrechnungen und Berehrungen vergl. Comm.Dd. II. 7. $. 5. 6. 12. 
Bergl. unten $. 88. 


$. 73. 


Die Nugung der Waldungen fann natürlih nur im Wege der 
Eelbftverwaltung geſchehen. igenthümlih ift hier, daß dieſelbe 
Fläche nicht einen jährlich wiederfehrenden Ertrag abwirft, fondern 
daß zu einer vortheilhaften Benugung ein längerer Zeitraum (Um— 
triebögeit) erfortert wird, welder zunädft von der Natur der vor- 
fommenden Holzarten und ihrer Haubarfeitsreife abhängt, jodann 
aber auch nad der Betriebsart ſich richtet, indem die Verjüngung 
der Waldbäume theild durch Eamen, theild durch Stod: und Wurs- 
zelausihlag geihieht, in weldem legteren Falle das erzeugte Holz 
in fürzeren Perioden gefällt werden fann und muß. Sodann fann 
aber der ganze Wald je nah Ablauf jenes Zeitraums auf einmal 
abgeholzt werden, oder es wird dieſe Nutzung durd Abtheilung des 
Waldes (in Schläge) auf fürzere Perioden oder auf alle innerhalb 
jenes Zeitraums liegenden Jahre vertheilt. Das leptere, wobei die 
jedesmal abyeholzte Fläche wieder einen haubaren Holjvorrath er: 
gibt, wenn die Reihe des Hiebs an fie kommt und ſonach für jedes 
Jahr eine Nugung ſich darftellt, ift befonders das wirthicaftlid 
Wünfhenswerthe, indem nur bier ein dem fortlaufenden Bedürfnifie 
der Wirthſchaft entfprechenter, fortlaufender Ertrag gewährt wird. 
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Die Aufgabe der Verwaltung in Beziehung auf die Waldun- 
gen ift theild eine techniihöfonomijche, theild eine allgemeine admi- 
niftrative. Beiderlei Rüdfichten gehen durch alle Theile der Ber: 
waltung hindurch, welche fich folgendermaßen eintheilen: 

I. Allgemeine planmäßige Ginrichtung der Waldwirthichaft nach 
der Beichaffenheit des Waldbejiges und den hierauf nad den 
Grundfügen der Forftwiffenihaft anwendbaren Regeln. 

HM. Wirthfchaftliche Pflege des Waldes, 
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III. Ausführung der ökonomiſchen techniſchen Benutzung nad der 
ad I. gegebenen Norm. 
IV. Eorge für Erhaltung und Beſchützung des Waldes gegen uns 
rechtmäßige Eingriffe und gegen natürliche Zufälfe. 
V. Verwerthung der Erzeugnifle. 
In Bezug auf die forftlihe Behandlung der Waldungen fann 
natürlid hier nur das erwartet werden, was mit dem Adminiftra- 
tiven zufammenhängt. 
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I. Die Corporationswaldungen follen im Allgemeinen behufs 
der Nachhaltigkeit. planmäßig wirthichaftlich verwaltet werden. Diefer 
Plan wird durch die Staatsforftbehörden vorgezgeihnet. Zu dem 
Ende ift verordnet: 

1) bei den Forftämtern iſt eine Leberficht aller in dem Bezirke 
vorhandenen orporationswaldungen, nah ihren einzelnen 
Stüdfen und mit Abtheilung der beftodten und öden Flächen. ?) 

2 Eine Verzeihnung der Waldftüide nah der Gleichnamigkeit 
ihrer Beftände (Glaffififationsregifter) mit Abtheilung in Hoch— 
und Niederwald und gemijchte Beitände mit Rüdjicht auf die 
vorhandenen Holzarten. 2) 

Für jede Beftandesflaffe ift nach forftlihen Negeln eine Zeit 
feftgefegt,, in welcher die Nutzung mittelft Holzfällung eintritt 
(Umtriebszeit). Hiernach ift in cin Regifter eingetragen, wie 
viele Morgen jeder Beftanveöflaffe in gewiffen Perioden und 
danach in jedem einzelnen Jahre (periodifche, jährliche Nutzungs— 
plane) zu nugen find. 3) 

Nach Letzterem wird nun die Größe der Echläge, ihre Anlage 
und Etellung beftimmt, der Revierförfter von dem Oberförfter danach 
inftruirt und von jenem die Schlagfläde geftellt. *) 

4) Inftr. für die Nevierförfter $. 3., für die Oberförfter $. 6. 7. 

2) Oberf. Inſtr. $. 7. 8. 

3) Daf. $. 4. 12. 15. 

4) Daf. $. 16. Revierf. Inſtr. $. 5. 
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Dieſe von Aufſichtswegen erfolgende Feſtſtellung tes Wirth— 
ſchaftsplanes geſchieht nur im Allgemeinen nad ten wirthſchaftlichen 
Regeln, welche für die betreffenden Beſtandesklaſſen überhaupt und 


nad 
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den Berhältniffen der Gegend angenommen find. Der Ber: 


waltungsbehörde bleibt noch ein weites Feld, nad den fpeziellen 
Berhältniffen auf den Wirthihnftsplan einzuwirfen und hienach 
Anträge an die Aufiihtöbehörden zu ftellen und mit deren Geneh— 
migung Anordnungen zu treffen: 

1) die Wahl der Betriebsmethode, d. h. die Bejtimmung darüber, 


ob Hoch⸗, Mittels oder reiner Niederwaldbetrieb ftattfinden ſoll, 
kann durch bejondere Beſchaffenheit des Bodens ⁊c., oder durch 
adminijtrative Ruͤckſichten mitbedingt jeyn, teren Geltendmas 
hung den Berwaltungsbehörden heimgegeben ijt. 1) 


2) Diejelben Rüdfichten können eine veränderte Anpflanzung durd) 


‚andere, befier geeignete Baumarten nöthig machen. 


3) Für die Gemeinden ift der möglichft gleiche jährlihe Ertrag 


4) 


zur Befefiigung ihred Haushalts wiünfchenswertb und die 
dringenden Bedürfniffe einer Corporation, bejondere Verhält— 
niffe, 3. B. ein das Wahsthum befördernder Boden, machen 
oft die Feitfegung einer Fürzeren Umtriebszeit Caljo größerer 
Schläge) thunlich und wünſchenswerth, ald in jenem allge: 
meinen Nugungsplan angenommen und vielleicht für den 
ausgedehnten Waldbeſitz ded Staats paſſend ift. 

Jedenfalls bleibt übrig, Auf die Theilung des Waldes in 
verfchiedene Barzellen je nah deren Beſchafſenheit bei dem 
Nugungsplan fpezielle Rüdficht zu nehmen. 


Nach diefen Rüdjihten tritt dann die Nothwendigfeit eines vie 


Waldbewirthſchaftung regelnden fpeziellen Wirthſchaftsplans her- 
vor,?) defien Entwerfung der Corporation auf ihre Koften über- 
laffen it und welcher von dem Oberförfter von Amtswegen zu 
prüfen ift.3) 


1) In letzterer Beziehung kann es befonders abgefchen feyn auf Erzeugung 


des möthigen Bauholzes für ausgedehnte Bauwerke der Corporation oder 
auf Nutzholz zur Förderung des Gewerbebetriebes, wodurch der Hochwald— 
betrieb nöthig wird. Im Allgemeinen aber ift wohl der Mittelwaldbetrieb 
am meiften für den geringeren Waldbeſitz der Gemeinden geeignet, wos 
durch theils die für jene Zwecke erforderlichen Stämme erzeugt werben, 
theils aber eine öftere Nutzung und größerer Gelvertrag erzielt wird, 
während bie Gemeinden nicht in der Lage find, den zum Hochwaldbetrieb 
erforderlichen großen Borrath im Walte überzuhalten und fchon die Rück— 
fit auf die fortdauernden Bedürfniffe und die gegenwärtige Generation 
ten Uebergang in Hochwald, wobei die Nugung viele Jahre auszjufegen 
wäre, unmöglih macht. Landw. Gorrefp.Blatt 1835. II. 124. Cher 


Fe 


kann ſich biefer Betrieb für reiche Stiftungen eignen, deren Wirkhfchaft 
weniger durch den Wechfel von Ereignifien berührt if. 


2) €. Gorrefp. Blatt a. a. D. 
3) Fin. Min.Erlaß vom 9. März 1841. 
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HM. Die Sorge für eine angemeffene Erziehung der Waldpflan- 


zen und für möglihft ausgedehnte Holzerzeugung betreffend, fo ijt 
1) empfohlen, geeignete Allmanden und öde Pläge mit Eichen, 


Buchen oder anderm geeigneten Holz zu bepflanzen. !) 


2) Das Ausreuten oder der Umbruch von Waldboden zu ander: 


3 


4 


— 


waͤrtiger Benutzung darf ohne beſondere Erlaubniß nicht ge— 
icheben. 2) 

Zunge Waldungen (Schläge) werden von Forftauffihtöwegen 
mittelft Anbringung gewifler Zeichen in jo lange als geichügt 
gegen Weide und andere fchädlihe Nugungen erflärt (ver: 
hängt), bis diefe dem Wachsthum der Baͤume nicht mehr 
ſchaden, und die Webertretung dieſes Verbots ijt mit befondern 
Strafen bedroht. 3) Auch follen diefelben, namentlih an den 
Grenzen, mittelft Gräbenaufwerfen für Buhrwerfe unzugäng— 
lich gemacht, entbehrliche Abfuhrwege follen abgetrieben, auch 


gegen Berderbniß durch Waffer die erforderlichen Abzugsgräben 


— 


gemacht werden.9) 

Die Geſetze ſchreiben endlich vor, daß in abgeholzten und 
leeren Plätzen in den Waldungen mittelſt der nöthigen Be— 
arbeitung wieder Waldpflanzen herangezogen werden ſollen. 5) 

Bei der MWichtigfeit dieſes Geſchaͤfts find dafiir folgende 
nähere Borfchriften erteilt: 

a) Zur Ueberſicht deſſen, was zu gefchehen hat, find bei 
den Forftämtern Regiſter über die nicht beftocten Wald— 
flächen mit Unterfcheidung deſſen, was für Feuerbahnen 
und Wege vorbehalten ift, geführt. 

Um den Wuchs der jungen Pflanzen planmäßiy gegen 
den Schaden, der bei Hieb und Abfuhr in den um: 
gebenden Beftänden entjtehen müßte, au ſichern, werden 
von den Staatöforftbehörden in Verbindung mit den 
Nugungsplanen entiprehende Gulturplane (periodis 
ſche und jährliche) gefertigt, wofür die nöthigen Notizen 
von Ten Berwaltern zu geben find; und ebenfo müſſen 


b 
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Nachweiſungen über das, was hierin geſchehen iſt, ge 
geben werben. 

Dem Revierförfter iſt die Eultur aller bolzlofen Pläge ins- 
befondere empfohlen; 5) er hat die Verwalter von den in den 
Waldungen vorzunehmenden @ulturen in Kenntniß zu fegen 
und über deren Bollziehung zu wachen. 6) 

9) Bei Wahrnehmung von Waldverheerung durch Inſekten oder 
Mäufe erlaffen die K. Forjtbeamten Aufforderung zu den nös 
thigen Vorfehrungen. 7) 

Der Gorporationsverwaltungsbehörde liegt ob, die Anord- 
nungen und Bemühungen der Staatsforftbehörde hiebei ent- 
fprechend zu befördern. In dieſem Kreiſe fann namentlich 
noch diejer Zweck gefördert werden 

6) durch Sorge für Beiihaffung guten Samens, 

7) durch Anlegung von Pflanzichuten bei größerem Bedarf, 

8) durch Sorge für erfahrene Arbeiter, auch Anfchaffung der nös 
thigen Werkzeuge. 8) 

1) Forſt-O. Tit. „von Eichenholz.“ Gen.Refer. vom 24. Juli 1620. Bei 
geeignetem Boden empfiehlt ſich noch mehr die Anpflanzung mit fhnell: 
wachſenden zum Kopfholzbetrieb geeigneten Bäumen, 3. B. Weiden, Bay: 
peln x., wodurch zugleich der Graowuchs befördert wird. Beifpiele fehr 
vortheilhafter Anlagen der Art ſ. Wocenbl. f. Landwirthfchaft von. 1834. 
Nro. 19. 1838. Mro. 6. Gorrefp.Bl. 1841. I. 204. 

2) Forſt-O. Tit. „gemeine Artikel.“ Gen.Refer. vom 21. Juni 1798. 

3) Foerſt-⸗O. Tit. „von Hayung.“ Revierf. Inſtr. $. 13. 

4) Gen. Refer. vom 24. Juli 1620 und vom 24. Mai 1663. $. 48. mtr. 
für die Revierförfter $. 24. 

5) Forſt⸗O. Tit. „gemeine Artikel.“ cit. Gen.Refer. von 1620 und 1663. 

6) Inſtr. für die Nevierförfter $. 22—25., für die Oberförfter $. 25—28. 

?) Imftr. für die Nevierförfter $. 35. 

8) Namentlich des Pilanzenbohrers zum Verfegen mit Ballen. Wochenbl. 1848. 
Mro. 24. 
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IH. Die unmittelbare Erhebung der Waldprodufte bezieht fich 
theils auf das Holz, theild auf die Nebennugungen. Bezüglich 
jener Hauptnugung ift nun Folgendes vorgefchrieben: 

1) Die Schlagflähe nah dem Jahrednugungsplan ift durch auf: 
merfjame Abfchreitung vom Revierförfter zu beftimmen, wird 
aber gewöhnlich beſſer durch einen Geometer abgemefjen. Sit 
die Mefjung einmal gefchehen, jo können die Schläge mit 


ee 


Steinen vermarft und auf Charten gezeichnet werden, da mes 
nigftend bei Mittel- und Niederwaldungen die Nußung der 
Flaͤche nad geſchieht und nicht nad dem gefhägten Holz: 
quantum, fo daß nah Ablauf der Umtriebszeit immer wieder 
diefelbe Fläche zum Hieb fommt, der dann bereits feſt be= 
ftimmt ift. Sodann werden, was Stimme betrifft, die zu 
hauenden vom Revierförfter mit dem Waldhanımer bezeichnet. 1) 
2) Für die Schlagführung und Räumung der Schläge find im 
Intereffe des neuen Wuchſes Termine beftimmt, deren Einhals 
tung der Revierförfter zu überwachen hat. 2) 
3) Außerordentlihe Holzvorräthe, die fih durch Gewäfler, Schnee: 
brüche und Windwürfe ergeben, find mit Vorwiſſen des Forſt— 
amts ſchleunig aufjuarbeiten, und wo die Abfuhr unmittelbar 
ohne Schaden nicht geihehen fann, auf die nächſten Abführ- 
wege zu tragen. 3) In Bejtänden, wo viel unterdrüdted Hol; 
it oder ein Theil unterdrüdt zu werden beginnt, jind rechts 
zeitig und zwedmäßig Durdforftungen vorzunehmen, um 
das Wahsthum zu befördern und fonft verloren gehendes Hol; 
zu gewinnen; doch follte der Ertrag die Kojten überjteigen. — 
Stöcke und Wurzeln find jo weit zu benugen, als nicht durch 
Ausgraben dem vorhandenen Anwachs verhältnismäßig mehr 
geichadet wird. 4) 
Ueber das jührlih gefüllte Holz hat fich der Revierförſter von 
den Werwaltern eine Lleberficht geben zu laſſen und darüber 
zur Vergleihung mit dem Nugungsplan und Verhütung von 
Heberjchreitungen Fällungsnachweiſungen zu geben.5) Eine 
Gontrolitung des Schlags an Ort umd Stelle liegt demjelben 
nicht ob. Ä 
Eine außer diefem regelmäßigen Gange der Waldnugung 
und ten dahin zu rechnenden Nachhieben und Durchforſtungen 
erfolgende Holzfällung, außerordentlier Holzſchlag, darf jeven- 
falls auch nur nad erfolgter Zuläfftgerflärung von Seiten der 
Forſtbehörde erfolgen. 6) (Bergl. $. 302.) 


4 
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1) Forſt-⸗O. Tit. „ans unſern Wäldern.“ Inſir. für die Revierſörſter $. 5. 6. 
2) Forſt-O. Tit. „von Hauung“ x. cit. Inſtr. $. 7. 

3) Forſt-O. Tit. „von Windfällen.“ cit. Inſtr. $. 8. Oberf. Inſtr. $. 16. 
4) Fin. Min.Erlaß vom 22. Mai 1838. 

5) eit. Infr. $. 12. Fin. Min. Erlaß vom 24. Juli 1838. 

6) Borfchrift vom 28. Der. 1809. Reg.Bl. ©. 513. 
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Neben der eigenen Beihülfe der Berwaltungsbehörde zu diefen 
Anordnungen bleibt derjelben insbefondere übrig: Die Sorge für 
zwedmäßigen Holzhieb, eine Arbeit, die nad den allgemeinen 
Beftimmungen im Accord oder Lohn zu vollziehen it. Den dafür 
beitellten Leuten find die nöthigen Vorjchriften zu geben, deren Er- 
füllung ihnen zweckmäßig dur eine Gonventionalftrafe eingefhärft 
wird. In adminijtrativer Beziehung ift Daraus hervorzuheben: 
a) Sorge für möglichften Schuß des zum Lleberhalten bejtimmten 
Holzes und des Nachwuchſes.) b) Möglichft vortheilhafte Aus— 
nugung durch niederes Abhauen. c) Beachtung der befondern Bes 
fimmung einzelner Stämme für Werk: und Nutzholz. d) Vorſchrift— 
mäßiged Aufiegen des Klafterholzes. I) e) Rechtzeitige, fchnelle 
Beförderung des Geihäfts. Die Wahrung diefer Rüdfichten erfor 
dert eine gehörige Aufficht über die Holzhauer. Zum Behuf eines 
vortheilhafteren Verfaufs und zu Erjparung von Waltboden it die 
gehörige Herftelung von Abfuhrwegen unerläßlid. #) 


1) Forſt.O. Tit. „Buchenholz.“ 

2) dorſt-O. Tit. „von Längen und Meß.“ 

3) Nah der Minift. Verf. vom 9. März 1815 fell alles Brennholz fo bes 
reitet werten, daß das Klafter 6 Schuh hoch und weit und 4 Schuh tief, 
die Welle oder die Reifahbüfchel 4 Schuh lang und von 1 Schuh Durch⸗ 
mefler oder 3 Schuh Die im Umfang if. Doc kann von der Länge nur 
die Hälfte genommen werben. — Das Holz in ber Dide von 4 Zoll und 
weniger wird zu ben Prügeln genommen. Reiſig, befien Aufbereitung 
verhältnigmäßig zu viel foften würde, wird in Mahdern geſetzt. 

4) Namentlich follten vor Gintritt des Winters die Fahrleiſe eingeebnet, bie 
Löcher ausgefchlagen, die Seitengräben geöffnet und für den Abflug bes 
Waſſers Sorge getragen werben. 
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Was dann die Nebennugungen betrifft, fo ift Grundfaß, 
daß folhe nur mit denjenigen Beichränfungen, welde die Holzzucht 
und die Natur der Sache fordert und nah Maßgabe vorliegender 
Rerordnungen geftattet werben 9): 

1) Die Erndteweidenabgabe ift auf die Fälle befchränft, wo 
feine Gelegenheit zum Binden der Garben mit Stroh vorhan- 
den ift. Sodann find die nöthigen Weiden möglichſt bei den 
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. Holzihlägen zu gewinnen, für die nächfte Erndte aufzuheben, 
erforderlihen Falles aber feine Samenftämmchen noch Wipfel, 
jondern in Bufchwaldungen von Stod- und Wurzelausfchlä- 
gen der geeigneten weichen Holzarten, in Hochwaldungen nur 
in den zum nächften, Hiebe beftimmten Schlägen durd die 
Weidhape zu fchneiden. Auch muß dieſes durch Holzhauer 
unter befonderer Aufiicht geichehen. 2) 

2) Das Laubrehen, Streurechen iſt ald eine dem Gedeihen des 
Holzes fehr hinderlihe Nugung befonders erſchwert. Es ift 
namentlib in jungen Häuen und in älteren furz vor dem 
Abholzen nicht zugulafien, fonjt aber nur in periodiſchen Zwi- 
ihenriumen (von mindeitend 5 Jahren) erlaubt. Die wirfs 
lihe Ausübung dieſer Nugung darf nur je mit befonderer 
Gognition des Forftamts geichehen; ed ift das Gejuh jährlich 
auf den 15. März beim Revierförfter einzureichen, der darüber 
die erforberlihen Regiſter aufzunehmen hat, worauf der Bes 
iheid abzuwarten ift. 3) 

3) In gleicher Weile ift es mit der Einholung der Erlaubniß 
zum Aeckerich oder der Waldwaide, 4) 

4) und zu dem Grafen im Walde zu halten,5) weldes in jun- 
gen Beſtänden theild ganz abzuftellen ift, theils wenigftend 
auf Ausrupfen mit der Hand befhränft werden follte. 6) 

5) Ebenfo mit dem Harzreißen, worüber der Revierförjter jährlich 
auf den 15. April Regijter einzujenden hat. ©) 

6) Daß Steinbrühe, Lehmgruben ıc. in den Waldungen jo viel 
möglih unfhädlih für den Holzwuchs eröffnet werden, dar: 
über hat der Revierförfter zu wachen. 7) 

Zu Wahrung alles Schadens ift bei Ausübung folder Neben: 

nugungen beftändige ftrenge Aufiicht jehr nothwendig. 


1) Oberf. Inſtr. $. 35. 

2) Forſt⸗O. Tit. „vom MWeidenfchneiden.“ Verordnung vom 16. Juni 1814. 
Reg. Bl. ©. 243. Fin.Min.Berf. vom 22. Mai 1838. 

3) Berf. von 8. Juli 1774. Inſtr. f. Revierförfter $. 13. 

4) Angef. Juſtr. 

5) eod. Comm.O. III. 7. $. 8. 

6) eod. $. 15. 

7) eod. $. 14. Bekannte Waldfrevler follten zu Arbeiten daſelbſt nicht zu— 
gelaflen werben. Die Steinbrüdhe find bis zw gehöriger Tiefe auszubre— 
chen und der ausgebrochene Plap ift mit dem Abraum wieder auszufüllen. 
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IV. Jede Corporation ift fhuldig, das nöthige Shugper- 
fonal für ihre Waldungen aufzuflellen. Indefien hat auch das 
Staatsforftihußperfonatl die in den Eorporationswaldungen entdedten 
Frevel zu rügen.1) Bei kleinem Walpbefig fönnen gemeinichaftliche 
Waldſchützen beftellt werden, die aufgeftellten Waldſchützen müflen 
vom Forftamt beeidigt werden. 2) Die nächite Aufſicht über folche 
Schugdiener führt der Revierföriter. 

Hinfichtlih der für die entdeckten Frevel, fofern ſolche zum 
Rachtheil der Holzeultur gereihen, angefegten Strafen gilt der eigen- 
thümliche Grundfag, daß folhe, wenn fie von dem Forſtamte er- 
fannt werden, ven Waldbefigern, nad Abzug eines Drittels 
für den Anbringer, zufallen; alſo insbefondere auch den Gorporas 
tionen für die in ihren Waldungen beygangenen Frevel, wofern nicht 
der Bezug vermöge eines bejonderen Rechtstiteld einem Dritten zus 
fteht; daneben wird auf Erfag des Schadens erfannt. 3) Der Ein- 
zug diejer Strafen und der daneben anzuſetzenden Nugtagsiportei ift 
Sache der Gorporation, welche dagegen einen verhäftnifmäßigen 
Antheil an den Rugtagsfoften an das K. Cameralamt zu bezah- 
len hat. #) 

Die Zahlung ter Anbringgebühr ſoll zu Erhaltung des Dienft- 
eiferd der Waldſchützen bei Zahlungsfühigen binnen 4 Wochen nad) 
Vebergabe der Strafe vorfhußmweile aus der Eorporationdfaffe, bei 
Andern aus den nad eingetretener Zahlungsfähigfeit wenigſtens 
theilweis beizutreibenden Strafen zunächſt entrichtet werden.5) Die 
gleihe Einrihtung in Bezug auf Anbringgebühren befteht nach all: 
gemeiner Praris in Abfiht auf die den Gemeinderäthen zur Beitras 
fung angezeigten Vergehen. 


1) Berorbnung vom 7. Juni 1818. $. 4— 6. 

2) Dienftinfir. für Waldfhügen $. 8., für Nevierförfter $. 2. 

3) Forfl:D. Tit. „gemeine Artifel” und „ber Gemeinde.“ Borfchriften vom 
15. Oct. 1744. Gomm.Dd. VI. 2. $. 1. 2. Inſtr. für die Oberförfter 
$. 4.5. 

4) Fin.Min.Grlaß vom 20. April 1822. Erg.Bb. ©. 138. Doc zieht oft 
das Gameralamt die Rugtagsfiportel ſelbſt ein, wonach feine Rugtags⸗ 
foften zu zahlen find. 

5) Verordnung vom 7. Oct. 1812, 
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V. Der jährlih zur Nupung gelangende Ertrag der Wal- 
dung, ergibt fih, was die Hauptnugung betrifft, theil8 aus ven 
ſchlagmäßigen Hieben und Nachhieben, theild aus Durchforſtungen 
in einzelnen Beftänden, theild aus außerorbentlihen Faͤllungen, 
3. B. von mißrathenen Bejtänden und aus Unfällen, 3. B. Schnee: 
brüde ꝛc. Aus diefen Erträgniffen werden nun 

a) das eigene Beduͤrfniß der Eorporation an Holz; 
b) etwaige privatrechtliche Beholzungsabgaben beftritten; 
c) jodann findet bei Gemeinden häufig eine Vertheilung an bie 

Bürger ftatt; fo daß 

d) hier nur der Reſt, anderwärtd das, was zu a und b bevor- 
bleibt, zum Verkauf fommt. 
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Die Berwaltungsbehörde hat durch beauftragte Sachverftändige 
nach pflihtmäßiger Auswahl bejtimmen zu laffen, welches tauglice 
Holz nah Gattung und Umfang für die eigenen Zwede der 
Gorporation vorzubehalten it, a) ald Bauholz zu Neubauten oder 
Reparationen an den Gebäuden, deren Unterhaltung der Gorporas 
tion obliegt; b) als Werk- und Rutzholz zu mancherlei Gebrauch, 
3. B. zu Uferbauten; c) als Brennholz zur Beheitzung der öffent: 
lichen Lofale und zur Abgabe an die Beamten und Diener der Ger 
meinde, wo es foldhen audgefegt ift. Die Beifuhr kann im Wege 
der Frohn oder mitteljt Veraccordirung oder Taglohns gejchehen, 
wo folhe nicht, wie es beim Bejoldungsholz vorfommt, aber nicht 
die Regel ift, den Empfängern herfömmlich oder nad) befonverer 
Beitimmung obliegt; die Verwahrung erfolgt mit VBerantwortlichfeit 
des Verwalterd in Magazinen ⁊c. 
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Als privatrechtliche Laft fommt vor: die Abreihung jährlicher 
beftimmter Holzquantititen an gewiſſe Hausbefiger, beſonders aber 
die Abgabe von Bauholz zu gewiffen Gebäuden, Mühlen ıc. 
Hier ift dann von Eeiten der Verwaltungsbehörde zu verlangen, 
daß das Bedürfniß, wofern nicht die Verwaltungsbehörde es augen 
fheintih findet , die fi jedenfalld von der Nothwentigfeit eines 
Baues und von der polizeilihen Erlaubniß hiezu jelbjt überzeugen 
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follte, durch technifches Gutachten unzweifelhaft nadhgewiefen, daß 
das Abgegebene zu rechter Zeit zum beabfichtigten Zwed verwendet, 
der Werth des anderwärtd Werwendeten erfegt, daß die laufende 
Unterhaltung gut beforgt werde, damit nicht der Schaden immer 
größer werde. Endlich kann ſich die Gemeinte gegen den Berluft 
durch die nothwendige Abgabe folhes Gerechtigkeitsholzes nah Brand 
fällen durch Aufnahme des Werths diefer Baubeiträge in der Ger 
bäudes Brandverfiderungsanftalt ficher ftelen. (S. Berf. 
vom 13. Nov. 1837. Reg.Bt. S. 569.) 
$. 85. 

Unter den allgemeinen Regeln ($. 56.) beftehen in den Ges 
meinden Nutzungen der Gemeindegenoſſen aus den Waldun— 
gen an Brenn: und Bauholz und. Werkfholz, theild gegen gewiſſe 
Reiftungen zur Gemeindefaffe (Holztheilzinfe) , theild ohne ſolche. 

Die Nugungen von Bauholz find hiebei unter den zu $. 84. 
angeführten controfirenden und jeder Holzverfhiwendung begegnenden 
Beſtimmungen abzureihen, 1) und es ijt bei Zutheilung der Siamme 
mit ſtrenger Unpartheilichkeit zu Werke zu gehen. 2) 

Die Brennholzabgabe iſt oft feſt beſtimmt durch ein ges 
wiffes Maß dem Klafter nad) ꝛc., theil richtet fie ſich nach dem 
Ertrag der jeweiligen Hiebe. Auch im erften Falle fann nur fo 
viel abgegeben werden, als nad Befriedigung vorgehender Bedürf- 
niffe und nad) den vorfhriftmäßig ($. 78.) geführten Schlägen ver: 
wendbar wird. 3) 

Das zu folhen Bürgergaben beftimmte Holz ift, nachdem bie 
Auszeihnung (Schlagftellung) durd den Revierförſter ftattgehabt, 
in der Regel glei dem für andere Zwede durch Holzmacher hauen 
und aufmachen zu laffen, wogegen der Betreff an den Koiten von 
jedem Empfünger baar an die Gemeindefaffe zu erfegen ift. Uebri— 
gend werden ald Holzhauer alle Gemeindeangehörige zugelaffen, 
welhe die hiezu erforderlihe Tüchtigfeit befigen und fich für diefes 
Gefhäft in Pflichten nehmen laffen, und weiter find die Forftämter 
befugt, ausnahmsweife auch den fämmtlichen Gabholzempfängern die 
Theilnahme an der Aufbereitung des gefüllten Holzes zu geftatten. 
Der Vorrath ift fofort in fo viele Theile, als bezugsberechtigte Ger 
meindegenofien vorhanden find, zu zerlegen und diefe Theile find 
dann zu verlofen. %) 

4) Forſt⸗O. Tit, „von Hänfern“ und „von Gichenholz.“ 
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2) Comm.O. IH. 7. $. 18. 

3) a. a. O. $. 15. 

4) a. a. D. $. 16. 17. Fin. Min.Erlafie vom 3. Juli 1838 und 26. Jul; 
1840. Die Anweifung der Holzgaben auf ben Etamm foll hienacdh nur 
in befondern Ausnahmefällen vom Forſtamt geftattet werden. Kerner in 
Dezug auf die Holzaufbereltung: Fin. Min.Berf. vom 18. Februar 1850. 
NReg.Bl. ©. 53. 
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Bor dem Verkauf des entbehrlichen Holzes an Stämmen, Klaf- 
iern, Wellen oder einzelnen Nugholzftüden 1) find die Vorräthe be- 
hufs der verfchiedenen Bedürfniffe und möglichft vortheilhaften Abſatzes 
nad ihrer verſchiedenen Brauchbarfeit zu fortiren. 2) Insbeſondere 
gewährt Wortheile der abgeſonderte Berfauf der Eichenrinden für 
Gerber, 3) wofern die Eichen im Saft gefällt worden wären. Wenn 
es die Umftände erlauben, follen im Intereffe des Rothgerbergewerbes 
alles eichene Holz, jo wie, wo es an Eichen fehlt, die Fichten und 
Saalweiden ıc. in der Schälzeit gefällt und in den Bufchhölzern 
alle eihene Stangen und Ausfchläge, welche nicht übergehalten wer: 
den, für die Lohbenugung bejtimmt werden. 4) 

Zu Verhütung von Entwendung und Verderbniß muß der Vers 
Fauf baldmöglih und zu Erzielung befferer Preiſe in Hleineren Bars 
thieen vorgenommen werden. 


1) Die früher in der Staatswalbungen beflandene Einrichtung, wonach ber 
Berfauf nah Voraus von der Verwaltungsbehörbe feitgefepten Preifen 
geſchah, fand aud in den Gorporationswaltungen Statt (Gomm.D. IH. 7. 
$. 21.), mußte aber fchom bälder der natürlichen Regel, des öffentlichen 
freien Berfaufs, die jede Begünftigung ıc. verhindert, weichen. Folgende 
Uebericht der burchfchnittlichen Preife eines Klafters buchen Brennholz 
wird von Snterefie ſeyn: 


1700 . . 43 ke. 
1740... 1f. 29, 
1800 ..3 „3, 
1820... 7 „ 19. 


2) Forſt⸗O. Tit. „Buchenholz.* | 

3) Forft:D. Til. „vom Baumfchälen.“ Gen.Refer. vom 19. Dechr. 1750. 
Beifpiele eines Grlöfes von 4— 6000 fl., während chne die Eortirung 
kaum 1500 fl. zu erzielen gewefen wären und Empfehlung der Schaͤlwal⸗ 
dungen: Landw. Wochenblatt von 1836. Nre. 7. 8. 16. 

4) Dekret der K. Sektion der Kronforften vom 1. Eept. 1812. Bei gefchälten 
Stämmen muß mit der Aufbereitung bis zur NAustrodnung bes Holzes 
gewartet werben. — ©. fernere Grlafle des Minifterium des Innern vom 
19. März 1831 und Der. 1848. — Nah Fin.Min.Berf. vom 2. Jan. 
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1850 ſoll übrigens das Fällen der Eichen außer der Saftzeit geſtatiet 
werben, wenn nachzuweiſen if, daß aus ber Rinde der Werth des Holzes 
nicht erlöst werben kann. 
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Gleich verfchiedenartige Verwendungen können bei den Neben- 
nugungen eintreten, deren Nugbarmahung für die Corporation 
jelbft indeß gewöhnlicd mit zu vielen Umſtaͤnden verknüpft ift, daher 
fie meiftens den Bürgern gegen Heine Abträge zur Corporationdfaffe 
oder ohne ſolche überlaffen ift, wie namentlih die Nugung ver 
Maft, von welder übrigens zu eigenem Bedarf für Ausfaat ein 
beftimmted Duantum vorzubehalten wäre. 1) 

Die Einfammlung des abfallenden dürren Leſeholzes ohne fchnei- 
dende Werkzeuge wird, wie in den Staatswaldungen, den Armen 
überlaffen, wofür uͤbrigens beftimmte Tage zu bezeichnen find. 

1) Weniger um einen weiteren Erlös zu erzielen, als um vie fchäbliche 


Laubmugung zu befchränfen, ift die Anſetzung angemeflener PBreife ber 
Laſt nach x. zweckmaͤßig. 


$. 88, 
Schlußbemerkungen. 


Aus dieſer Darſtellung ergiebt ſich, und die Erfahrung lehrt es, 
daß die techniſchen Wirthſchaftsregeln, welche eine gute Waldbewirth- 
ſchaftung bedingen, bei den Corporationswaldungen durch die Staatd- 
forfibeamten neben ihrem eigentlihen Beruf nicht genugfam gewahrt 
werden, 1) daß daher die Aufftellung befonderer techniſch gebilde- 
ter Wald meiſter bei jedem etwas größeren Waltbefige von hohem 
Werthe ift.2) In Ermanglung folder follten wenigftens den Staats⸗ 
forfibeamten die wichtigeren, techniiche Kenntnifje erfordernden Wald» 
wirtbichaftsgeichäfte gegen Belohnung für Die einzelnen Fälle oder 
in Averjen und jährlihen Honoraren übertragen werden.) Gin 
Beſchluß in legter Richtung bedarf der Genehmigung der Kreis— 
regierung und die Uebertragung darf nur widerruflich gefchehen. 4) 

1) Schr wichtig ift namentlich und nur bei tehnifchen Kenntniffen auszu⸗ 
führen: a) die Beachtung der Fälle von außerordentlichen Holzjällungen 

4. B. bei ſchlechten Beftänden; b) Wahrnehmung der fpezielleren Rüds 

fichten bei der Schlagführung; c) Aufſicht bei der Fällung und Aufs 

arbeitung; d) Fürforge für den Nachwuchs; e) Leitung der Nachhiebe 
und Durchforftungen ; f) Aufficht bei ven Nebennupungen. 
.2) Hiezu fordert der Min. Erlaß vom 12. Jan. 1844 auf. 
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3) Namentlich gehört hieher, was nicht in der Amtsbefugniß ber Etäatsforft: 
beamten liegt: a) befondere Waldaugenfcheine; b) beſondere Aufficht über 
Meg: und Guliurarbeiten; c) Anwohnung bei Holzverfinfen; d) Gin- 
fhägung von Oemeindewaldungen und Entwerfung von Nupunge: und 
Eulturplanen. Bin. Min. Verfügung vom 5. Eept. 1825 und Erlaß vom 
14. Juni 1831. 

4) a. a. O. 


c) Fiſchwaſſer x. 
6. 89, 


Die früher beftandenen Ordnungen über Pflege und Nutzung der 
Fifcherei find veraltet. Doc kann es von Werth feyn, gegen Waffer- 
entziehung, Ufereinhauen die Fiſcherei zu fhügen und die Ausübung 
des Fiſchens mit Ruͤckſicht auf die Nachzucht bei der Verpachtung, die 
auch bier die zweckmäßigſte Weife der Verwaltung ift, anzubedingen. 

Eteinbrüde, Sand, Lehm, Mergelgruben ıc. werden entweder 
zu Befriedigung eines gemeinen Bedürfnifjes der Ortseinwohner ge- 
halten, oder kann aud für den Bezug der Fuhre nad} ⁊c. ein gewiſſer 
Betrag feftgejegt, oder fann die Nugung verpachtet feyn. 


3) Weideredt, Shäferei. 
$. 90. 


Im Befige der Gemeinden, gewöhnlich auf die im Eingange 
des $. 56. dargeftellte Weiſe entftanden, 1) mitunter aber auch durch 
privatrechtliche Titel erworben, befintet ſich häufig ein Schafweide- 
recht, womit gewöhnlih eine Wohnung für den Schäfer, nebft 
Stallungen und Einrichtungen für den Pförch verbunden find. Die 
Weide geht ald Sommerweide auf das unangebaute Bradıfeld, auf 
Allmandpläge, abgeleerte Felder; die Winterweide auf Aeder und 
Miefen innerhalb eines durch Ortsherkommen beftimmten oter be- 
fonder® feftgefegten Termines. — Eeit der fünften Landesordnung 
yon 1552 waren die Schäfereien vielfacher Gegenftand gefeglicher 
Beftimmungen; genaue Vorfchriften über die Anzahl der auf eine 
Weide zu fchlagenden Schafe, ausgedehnte fremde Weiderechte, nament- 
lich der herrfhaftlihen Schäfereien, auf einzelnen Domänen mit dem 
Nechte, die umliegenden Marfungen eines beftimmten Bezirkes um— 
herziehend zu beweiden (jogenanntes Xandgefärth), welche Rechte zwar 
in Bezug auf Zahl und Zeit allmählich eingefhränft, durch das 
Gefeg vom 9. April 1828 aber erft aufgehoben wurten, endlich die 


a 


hiedurch ebenfalls aufgehobenen Befchränfungen im Verpachten zu 
Gunſten inländiiher Schäfer vom Handwerfe ſchmälerten die Nutzung. 
Mit dem über frühere Weidepläge und namentlich über die Brache 
ſich erftredenden Anbau kamen die Weiden in Eonflikt, 2) obſchon fie 
durd Einführung der Stallfütterung beim Rindvieh den Schafheerden 
allein überlaffen blieben. — Einerſeits läßt fi die Weide, wo nur 
noch wenige unangebaute Flächen vorhanden find, auf den in der 
Marfung zerjtreuten leeren Plägen, Rainen ꝛc. nicht ohne große 
Beihädigung der angebauten Felder und vielfadhe Streitigkeiten 
ausüben; andererſeits ift die Schäferei je nad) den landwirtbichaft- 
lihen und Bodenverhältniffen dur Gewährung von Dünger, Feit- 
treten ded Bodens durd die Schafe von vielem Vortheil für die 
landwirthichaftlihe Eultur. Durch Beihränfung der Schafzahl, Auf- 
hebung der Sommmerweide oder Zugabe von ©emeindegütern zum 
Anbau des Sommerfutterd lafjen fih jene Nachtheile mitunter aus- 
gleichen oder mindern. 3) Diejen Erwägungen jteht aber immer die 
Rückſicht auf die Bedürfniffe ter Gemeindekaſſe gegenüber, deren 
Haupteinfünfte oft aus der Schäferei fliehen. 4) 

1) Dabei fam der Umftand hinzu, daß die Echafhaltung doch nicht von allen 
Gemeindegenoſſen getrieben wurde und werben fonnte und durch Wer: 
pachtung der Weide auf den brachliegenden Privatgütern den Beſitzern 
fein Schaden, der Gemeinde aber, je mehr das Echäfergewerbe ſich aus— 
breitete, Gewinn zugeführt wurbe. 

2) Noch ein Gen. Refer. vom 2. Oct. 1747 tritt gegen den Bracheinbau im 
Intereſſe der Schäferei auf. 

3) Grörterungen über biefe Fragen im landw. Gorrefp.Bl. XT. 160. 271., 
landw. Wochenblatt 1840. Nro. 24. Hier ift 3. B. von Pleidele— 
heim der Vortheil der Aufhebung der Schafweide in Folgendem berechnet: 

Pachtgeld und Pförderlös.. . . .» . 770 fl. 
Davon Reparationen am Schaf— 
haus jährlich durchſchnittlich . 15 fl. 
Zins aus dem Gapital viefes 
Hauſe6b ff. 
Nebennutzungen des Schäferse . 10 fl. 





85 fl. 
— 688 |. 
Dagegen müflen nah Nufhebung ber 
Weide die Miefen weniger gebüngt 
werben, was bei 250 Morgen auf eine 
jährlihe Erſparniß berechnet wird von 1333 fl. 
Ferner bei Kleefeldern von . » » . 800 fl. 
Werth des vermehrten Bracheinbaus . 800 fl. 
2933 fl. 
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In andern Orten hat ber Zins aus dem Capital des verkauften Schaf⸗ 
haufes und das Pactgeld aus verpadteten Allmanven, die früher zur 
Weide dienten, auch die Gemeindekaſſe ganz oder nahezu ſchadlos gehalten. 

4) Bon welcher Bedeutung biefe find, erhellt daraus, daß z. B. im Jahr 1822 
die Ginnahme der Stadt Münfingen aus ihrer Schäferei 20,037 fi., 
die der Stadt Blaubeuren 11,114 fl. beirug. 


$. 91. 


Die Errichtung einer Schäferei ift von befonderer Bewilligung 
der Staatsbehörde nicht mehr abhängig; es bedarf zu derfelben einer 
bloßen Anzeige bei dem Bezirfdamte. 1) Soweit mit derfelben eine 
Beeinträchtigung der Privatgüter durch Weiden der Schafe verbunden 
ift, kann die Errichtung nur mit Zuftimmung der einzelnen Güter: 
befiger geichehen. 2) — Der Beftand der Schafweiderechte ift auf Ber: 
langen der Beläftigten gejeglih einer Aenderung unterworfen durch 
die Ablösbarfeit a) befonderer alff privatrechtlichem Titel beruhender 
Beichränfungen der Cultur, b) ter Weideberechtigungen auf fremder 
Markung (Mebertricbsrechte), c) desgleichen folder auf geichloffenen 
Gütern, d) und der Weiderechte, die einem gefchloffenen Gut auf 
der übrigen Marfung gegenfeitig zuſtehen.) — Soweit der Weider 
bezirf mit dem Markungsbezirfe nicht zufammentrifft, ift jener durch 
Grenzbezeihnungen und Beichreibungen ficher zu ftellen.d) — Die 
zur Weide dienenden unangebauten Flächen fönnen zum Nugen der 
erftern unter Umftänden durch Bewäfferung oder Entwäflerung, durch 
Reinigung von Steinen und Unfraut, durch Anpflanzen von Bäus 
men, die das Austrodnen hindern, durd Ausbreitung des gefallenen 
Düngerd verbeffert werden. 

1) Geſetz vom 9. April 1828. Art. 1. 

2) Obwohl hiedurch eine eigentliche Dienftbarfeit nicht beftellt wird, fofern 
die Güterbefiger Hier zugleih als Markungsgenofien erfcheinen, die ſich 
über gemeinfhaftlihe Weidenugung auf ihren Gütern vereinigen. Bon 
jener Erforderniß der Zuftimmang geht auch der Erlaß des Oberlandes: 
öconomiecollegiums vom 6. Februar 1809 aus, der zu Grrichtung von 
Schäfereien in den Gemeinden der neuen Landestheile auffordert. — Eben: 
daher fann auch die Ginftellung der Schäferei, wofern fie nicht von dem 
Gemeinden unter läftigem Titel erworben wurde, nicht als Grunpftods:- 
angriff angefehen werben. 

3) Angef. Gefeg Art. 5— 9. Die Ablöfung von Uebertrieben ift für bie 
belafteten Gemeinden befonders erwünfht, um Graefien der Schäfer eher 
begegnen zu fönnen. 

4) Landesorbnung Tit. 82. $. 2. Comm. O. I. 2. 8. 1. Das Gen.Refer. 
vom 27. Zuli 4711 hatte zu Anlegung folder Weidebeſchreibungen alls 
gemein aufgefordert. 
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Die Nugung der Weide gefchieht zuweilen durch die Gemeinde: 
bürger ſelbſt und ift dann wenigjtens in Bezug auf die zur Weide 
benügten Allmanden als Gemeindenugung anzufehen, und zwar 
gegenüber der Gemeindefaffe ganz unentgeldlih, oder gegen Ent- 
rihtung eined Weidgelded. Ueber die Zahl der von jedem Bürger 
aufzutreibenden Schafe entjcheidet ein örtlihes Herfommen oder ftatt 
defien der Steuerfuß mit billiger Berückſichtigung des Güterbefiges. 1) 
Darauf, daß Jeder die ihm beftimmte Zahl nicht überfchreitet, ift 
namentlih durh den Schäfer Auffiht haben zu laffen. 9) Gewöhn- 
lich ift gegen ein mäpßiges.Weidgeld den Bürgern die Haltung wei- 
terer Schafe geftattet und dem Schäfer ftatt der Beſoldung die Hal- 
tung einer Anzahl von Schafen eingeräumt; außerdem follen, da 
die Aufjtellung der Schäfer hier nicht im allgemeinen Intereffe ge: 
ſchieht, zu Beftreitung der Schäferöbefoldung von den Schafhaltern 
entfprechende Anſaͤtze eingezogen werden. 3) 

1) Gen.Refer. vom 27. Zuli 1711 und 7. Nov. 1733. $. 6. Gomm.D. 
it, 6. $. 7. Die Drisgeiftlichen find hiebei gleich den vermöglichen 
Bürgern zu halten nach dem Gen.Refer. vom 7. Aug. 1748. 

2) Landesordnung Til. 82. 

3) Comm.O. II. 6. $. 14. 
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Wo die Weide verpactet wird, giebt die Gemeinde in der 
Regel eine Scäfereiwohnung mit den nöthigen Stallungen und 
Sceuern nebft einigen Güterftüden und Antheil an den bürger- 
lichen Nugungen in den Pacht, ferner die zur Aufftellung des Pför- 
ches nöthigen Geräthe (Pförchkärren, Hurden, Salztröge). Folgende 
Beftimmungen find für die Verpachtung geeignet:!) 1) Verpachtung 
auf mehrere, gewöhnlich drei Jahre. 2) Beſtimmung einer gewiſſen 
aufzutreibenden Anzahl von Schafen, welche mit möglichit weniger 
Beeinträchtigung der landwirthichaftliken Eultur auf der Marfung 
gehalten werden fann. Diefe Zahl muß beim Antritt des Pachtes 
und periodisch während defjelben controlirt werden. Dabei find die 
„Freiſchafe“ zu berüdfichtigen, welde den Bürgern nad $. 92., oder 
fraft befonderer Rechte 3. B. dem Drtövorfteher, Drtögeiftlihen alg 
Einfommenstheil in beftimmter Zahl zu halten erlaubt jind.2) 3) Feſt— 
fegung eined angemefjenen Hüterlohnd für Bürger und Weideberech— 
tigte und Beftfegung eines Aequivalents für den Fall, daß von Seite 

7 * 
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der Bürger weniger Schafe gehalten werden, ald angenommen ift. 
4) Beitimmung des Weidbezirkes nad) Vorbehalt befonderer Weide: 
pläge für Pferde, Schweine ꝛc. 5) Feftfegung des Termins der Wiefen» 
beweidung und des Berhältniffes zu etwaiger Rindviehbeweidung. 
6) Berbindlichfeiten des Beftinders zu Unterhaltung der Wohn- 
gelaffe ıc. nach den für Nußnießer beftehenden Bedingungen und zu 
Erhaltung fonftiger Geräthfchaften. Hierüber folte daher urfund- 
liche Mebergabe und Uebernahme nad dem Abtreten vom Pacht Statt 
finden. 7) Borbehalt des Pfördyes und Scafftallpüngers für die 
Gemeinde. 8) Beftimmung des Pförcherlohnd. 9) Uebernahme 
etwaiger Berleihungsfoften auf die Gemeindefaffe. 10) Ausfchluß 
eined Nachlaſſes am Padhtgeld. 11) Sicherheitsleiftung für folches 
durh Vorauszahlung, Caution oder Bürgihaft. 12) Vertrags: 
mäßige Erfagleiftung für den durch Collufion beim Aufftreih ver 
Gemeinde zugehehenden Schaden. 13) Bei der Winterweide mäßige 
Ausübung der Wieſenbeweidung zur Zeit der Näffe. 3) 
1) Bergl. Comm. O. II, 6. $.2. Brbg. vom 8. Juni 1809. Rgbl. ©. 234. 
2) Nach dem Gen.Refer. vom 7. Aug. 1748 muß den Geiftlichen auch bei 
Verleihung der Schafweide, wo ihnen Freifchafe als beſtimmter Gin- 
fommenstheil zugeftanden find und fie nicht durch Befik eigener Güter an 
den Bortheilen der Verleihung Theil nehmen, eine verhältnigmäßige Zahl 
von Schafen gelaffen werben, welche jedoch im feinem Falle größer ſeyn 
fann, als der höchfibeftenerte Bürger fonft halten durfte. Vrdg. vom 
8. Juni 1809. Ptt. 4. 
3) Comm.D. IT. 6. $. 16. 
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Mag nun die Heerde eine von Bürgersfchafen aufammengefegte 
oder eine von den Scafweidebeftänvern gehaltene ſeyn, fo bejteht 
in dem Pförch eine weitere, meift fehr werthvolle Nutzung. Auch 
diefe kann den Bürgern ganz oder theilweife zuftehen, oder ganz für 
die Gemeindefaffe verwerthet werden. 

Im erften Kalle entfcheivet über dad Maß der Nutzung der 
einzelnen Bürger ein örtliches Herfommen, oder ftatt deſſen (welches 
jedenfalls der gefeglichen Gleichheit entiprehen muß) der Steuerfuß 
oder der Umfang des Aderfeldes;!) ed wird die Ordnung gewöhn- 
lid) dur Das Loos beſtimmt. Die Bezahlung des Schäfers für 
feine Bemühungen wird dem Empfänger nad einer vom Gemeinde- 
rath feftgefesten Tare überlaffen und überdies zu Beftreitung der 
Pfördhgerätheunterhaltung ein entſprechender Anfag für jede Pfoͤrch— 
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nacht eder nah Anzahl ter Schafe eingezogen. 2) Nicht felten be- 
ftehen aber auch in Bezug auf Genuß einer bejtimmten Zahl von 
Pförchnächten auf befonderem Titel beruhende Rechte. 

Die Nugung des Pförhs für die Gemeindekaffe gefhieht mittelft 
periodischer Verfteigerung des Hurdenſchlages. Hiebei wird 1) wegen 
des Pförcherlohnes die fhon erwähnte Beſtimmung getroffen, 2) die 
Friſt tes Aufftreihe fo regulirt, daß der Pförch an alle größeren Guts— 
befiger fommen fann und jederzeit eine angemeffene Goncurrenz Statt 
findet. Die Verwerthung des im Schafftalle erzeugten Düngerd ge— 
schicht im öffentlichen Aufitreih. Zur Aufſicht über den Schäfer und 
zur Gontrole der Nugung wird ein Pförchmeifter beftellt. 

1) eit. Gen.Refer. von 1711 und 1733. Comm. O. II. 6. $. 9. 

2) Gomm.D. IM, 6. $. 10. 14. Nach dem Gen.Refer. vom 7. Aug. 1748 
follen die Befoldungsgüter der Geiſtlichen unentgeldlich gepförcht werben, 
was aber nach einem Erlaſſe des Minifteriums des Innern vom 25. Oct. 1824 
nicht als allgemein bindende Norm anzuerkennen ift, 


4) Jagdrecht. 
$. 9. 

Ungeachtet der ftrengen Anwendung des Jagdregald hatten fich 
die Gemeinden mehrerer Aemter am Nedar und Schwarzwald die 
Jagd als freie Pürfh, wie es jcheint, käuflich erworben. Dieſes 
Jagdrecht durfte von den Bürgern nad weidmännifhen Regeln nad) 
einer gewiſſen Ordnung ausgeübt, der Ertrag mußte um gewiffe 
Taxen öffentlid) feilgeboten werden.) in gleiches Recht hatten die 
Gemeinden in vielen der neuerworbenen Sandestheile; dafjelbe wurde 
jedoch aus Rüdfichten der öffentlihen Ordnung und Sicherheit durch 
das Nejcript vom 5. Juli 18062) aufgehoben und theild angeord- 
net, daß die hohe Jagd für die Gemeindefaffen durd die K. Forft- 
beamten ausgeübt, die übrige Jagd aber verpachtet werde, theild 
aber das Jagdrecht für den Staat eingezogen. Die Zurüdgabe diefer 
Rechte erfolgte in Gemäßheit des K. Berfaffungsentwurfs von 
1817.3) Das Geſetz vom 17. Auguft 1849 hat aber das Jagd: 
recht als ein befonderes Realreht aufgehoben und als einen Aus- 
fluß des Eigenthums an Grund und Boden erflärt. Die Jagd 
fteht daher allen Corporationen 1) auf ihrem Grundeigenthum, 
namentiih in ihren Waldungen, zu. 2) Die Ausübung der Jagd 
auf der ganzen Gemeindemarfung fteht der Gemeinde dann und fo 
lange zu, ald ihr jene durch die Befiger von zwei Drittheilen der 
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Markung überlaffen wird, vorbehältlih des Anſpruchs der Befiger 
eines zufammenhängenden Grunpbefiged von mehr ald 50 Morgen 
und abgeichloffener eingefriedigter Grundftüde auf bejondere Aus— 
übung ded Jagdrechts hierin.4) 3) Diejenige Gemeinde, auf deren 
Markung ein Staatsjagdbezirf ganz oder zum größeren Theil liegt, 
hat, wenn fie die Staatsjagd pachten will, vor andern Liebhabern 
um den gebotenen Preis das Borredt. 5) 

1) Pürfhorbnung vom 20. Febr. 1737. Forſtg. ©. 605. 

2) Rgbl. ©. 98. 

3) Erlaß des Minifteriums des Innern vom 7. Juni 1819. 

4) Geſetz vom 17. Ang. 1849. Art. 3. 

5) Dafelbt Art. 9. Zu einer Erflärung hierüber ift ben Gemeinden noch 

ein breitägiger Termin nad ber Jagbverpadhtungsverhandlung eingeräumt. 


Die Lenugung der Jagd 1) auf den eigenen Gütern einer 
Gorporation kann mittelft Selbftverwaltung, die aber oft mit Ge— 
fahr von Unterfchleifen und mit Schwierigfeiten bezüglid der Ver— 
werthung des Ertrags verfnüpft ift, oder mittelft Verpachtung ges 
ihehen. Im legten Falle find folgende befondere Bedingungen zu 
empfehlen: a) Ausſchluß von übelprädizirten Perjonen und von 
befannten Waldfrevfern. b) Pachtzeit höchſtens 3 Jahre. c) Aus— 
ſchluß des Afterpachts und einer zu großen Anzahl von Theil: 
nehmern, welche bei der Einſetzung in den Pacht zu benennen find. 
d) Ausschluß eined Pachtgeldnachlaſſes auch für den Fall der obrig- 
feitlihen Anordnung von Treibjagden, wie im Fall der Ausftodung 
eined Waldſtückes. — Auf die Anzeige, daß bei Verwaltung oder 
Pachtung der Jagd dur die Drtsvorftcher gegründete Wild- 
ſchadensklagen leicht unterdrüdt werden, ift verordnet worden, daß 
diesfalliige Befchlüffe der Gemeindebehörden nicht mehr genehmigt 
werden folfen.!) — Wenn die Gemeinde 2) eine Jagd auf die in 
$. 95. Plt. 2. und 3. angeführte Weife erwirbt, jo muß fie diefelbe 
durd die erforderliche Anzahl rechtlicher, zuverläßiger Männer aus— 
üben laſſen, im zweiten Falle für Rechnung der Gefammtheit der 
Grundbefiger. Eine Verpachtung derfelben, beziehungsweife After: 
verpachtung, ift nicht zuläffig. 2) 

1) Erlaf des Minifteriums des Innern vom 26. Nov. 1846. 
2) Geſetz vom 17. Aug. 1849. Art. 3. und 9. S. Erlaß des Minifteriums 


des Innern vom 26. Nov. 1849 in Bezug auf Ausfchluß der Verpachtung 
im zweiten Falle. 
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5) Gewerbliche Anſtalten. 
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Der Betrieb von gewerblichen Anflalten eignet fi in der Regel 
nicht für die Wirthſchaft der Gorporationen, indem alle die Nach— 
theile, welche die Selbftbewirthihaftung der Güter darbietet ($. 70.), 
hier in noch höherem Maße eintreten. Die früher im Befige mans 
her Gemeinden gewefenen Mühlen wurden deshalb wohl überall 
verfauft. Andere Einrichtungen find dagegen durch die Rüdficht 
auf Befriedigung eines gemeinen Bedürfniffes gerechtfertigt, wie die 
Keltern und Einrichtungen zur Obftmoftbereitung. Für die Bes 
nügung der erjtern wird gewöhnlich unter Gontrole der Kelters 
bedienten eine herkömmliche Abgabe bezogen, die in einer Quote des 
Erzeugniffes jeder Sorte (Vorlaß, Drud) befteht, welche aber zu 
Bewirfung einer gleihmäßigen Rente und zu Abſchneidung der Koften 
und Nachtheile einer Naturalienverwaltung beffer in eine nach mehr: 
jährigem Durchſchnitt berechnete Geldabgabe verwandelt wirt. — 
Bon den auch hieher zu zählenden Bad» und Wafhhäufern 
war ſchon oben ($. 65.) die Rede. 


6) Gefälle 
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Gefälle, d. 5. privatrechtliche wiederkehrende Bezüge aus frem- 
dem Eigenthum, befanden fi häufig im Befig der Gorporationen. 
Nahdem aber ſchon das II. Evict vom 18. Nov. 1817 und dann 
die Gefege vom 27. auf den 29. Det. 1836 den Reihungspflichtigen 
dad Recht, die Ablöfung mander Arten von Gefällen unter gewiffen 
Beſtimmungen zu verlangen, eingeräumt hatten, ift die Ablösbarfeit 
vollends allgemein und mit größerer Erleichterung für die Pflichtigen 
durh die Gejepe vom 14. April 1848, 17. Juni, 24. Auguft 1849 
ausgefprochen worden. Während nad allen dieſen Gefegen theils 
einzelne Arten von Abgaben, zumal die von früheren öffentlichen 
Einrihtungen herrührten, unentgeldlich aufgehoben worden find, theils 
bei andern die Ablöſung zunädft von den Pflichtigen verlangt werden 
fann, haben die erwähnten neuen Gefege zugleich aber auch den Gefälls 
berechtigten das Recht eingeräumt, die Ablöfung zu verlangen. 
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Da die Gefälle an fih und unter den in $. 99. bemerften 
fiherftellenden Maßregeln ein fichered Einfommen gewähren, welches 
durch die Ablöfung nad) dem neueren Ablöfungsmaßftabe in der 
Regel weientlich vermindert wirde, fo ift es für die Gefällberechtigten 
im Allgemeinen nicht nüglih, von diefem Rechte der Ablöfung Ges 
brauch zu machen. Doc ift dies dann zu empfehlen, wenn fid es 
um unfjtindige Gefälle handelt, die nur in längern und ungewifien 
Zeitfriften anfallen, wie die Laudemien, da ſolche durch die Ablöfung 
in eine regelmäßige und beitimmte Einnahme verwandelt werden, 
oder wenn bei den aus einem Drte zu beziehenden Gefällen von 
einem Theil der Pflichtigen die Ablöfung verlangt wird und die 
Forterhebung der Betreffe derjenigen, welche nicht ablöfen wollen, 
unverhältnigmäßig Läftig würde, 

Da auch von Seiten. der Pflihtigen bis jegt nicht überall von 
dem Rechte der Ablöfung Gebrauch gemacht wurde, fo ijt hier theile 
eine gedrängte Darftellung der wirthfchaftlihen Regeln für die Vers 
waltung der Gefille, theils aber eine Anleitung für das Verfahren 
im Falle ihrer Ablöfung zu geben. 
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Zur Siherung ded Beftandes an Gefällen befteht 1) im 
Allgemeinen die Vorfchrift, daß ſolche, als reale Laſten Der bes 
treffenden Güter, in die Güterbücher eingetragen ſeyn follen. 1) 
2) Als Grundlage diejed Eintrags und der Verwaltung und Ver: 
rechnung derjelben bejtehen die Lagerbücher, Heifhbücher, worin die 
Sefülle bejihrieben find. 2) Ferner find Zchntbeichreibungen vor- 
handen, während da, wo die Zehntgrenze mit der Marfungsgrenze 
nicht zufammenfällt, jene auch noch befonders vermarft (mit Zehnt: 
fteinen bezeichnet) iſt. Diefe Befihreibungen find ſtets auf dem 
Laufenden zu erhalten und es müffen namentlih von Zeit zu Zeit 
die Berinderungen im Befige der belafteten Güter nachgetragen 
werden, wozu der jährliche Gefälleinzug Gelegenheit giebt. 3) 3) Bei 
Lehengütern, Falllehen (Erblehen find durch das Edict von 1817 
in freie Zinsgüter verwandelt worden) find vorfommende Aenderungs— 
fülle wahrzunehmen und ift das oberlchensherrliche Recht durch neue 
Belehnungen zu wahren, wobei jedoch die Falllehen den im Befige 
befindlihen Bamilien nicht entzogen und bei neuen Belehnungen 
nicht mit läjtigeren Abgaben belegt werden dürfen. 4) 4) Bei Zer- 
theilung früher gefchloffener Güter ift in der Regel ein Träger 
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beftellt worden, der die auf Koften der Pflichtigen auf die einzelnen 
Theile ausgefchlagenen Gefälle von den einzelnen Befigern einzus 
ziehen und auf den Berfalltermin aus einer Hand an den Gefäll 
berechtigten abzuliefern hat. Diejelbe Einrichtung muß getroffen wers 
den, wenn foldhe Zertrennungen eines biöher gejdlofienen Gutes 
jegt noch vorfommen, wovon der Gefaͤllberechtigte benachrichtigt wers 
den muß. 5) 
1) Gomm.Dd. VI. 1. $. 2. Grlaß des Minifteriums bes Innern vom 
8. Nov. 1842. Solche ans dem Lehen: und Grundherrlichfeitsnerband 
entjprungene Abgaben, welche nicht im Güter: ober Unterpfandsbuch eins 


getragen find, mußten zu ihrer Sicherung mach Art. 7. des Geſetzes vom 
24. Aug. 1849. Rgbl. ©. 485. angemeldet werben. 


2) Landeserdnung Tit. VII. $. 2. Comm.O. VI. 1. $. 5. 
3) Recdhnungsinftruftion von 1714. Art. X. 
4) U. Ediet vom 18. Nov. 1817. A. 


5) K. Vrog. vom 13. Sept. 1818. $. 16. Min.Berf. vom 22. Aug. 1849. 
Rgbl. ©. 596. Wenn auch Einzelne aus einer Trägerei ablöfen, fo bes 
fteht diefe für die Mebrigen fort. 
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In Bezug auf die Nugung der Gefälle find zunähft die Zehn- 
ten befonders zu betrachten und zwar nad Verſchiedenheit der Pros 
dukte, woran fie nad Lagerbuh, Drtöherfommen oder allgemeinen 
Gejegen einer Gorporation zuftehen fönnen. 

I. Bei den Fruchtzehnten fann 

1) Selbfteinzug auf den Feldern Statt finden. Ein folder ift 
wegen der Umſtändlichkeiten und des vielfachen Anlaffes zu 
Unterfchleifen feineswegd und höchſtens dann zu empfehlen, 
wenn befondere Umftände Feine der hienach berührten Bezugs- 
weifen räthlich machen. Vorkommenden Falls find zur Eon 
trole eigene Perſonen, Zehntknechte, aufzuftellen und vom Bes 
zirfsamt beeidigen zu laffen. Das Einbringen, Ausdrefchen 
und die Lieferung der Frucht auf den Kaſten kann accorbweife 
oder nad den vrtsüblihen Taglöhnen gefchehen. Beſitz oder 
Miethung der erforderlichen Scheuern, Speicher ift dabei nöthig. 

2) Die befjere Art der Benügung ift die Verpachtung, 1) und zwar 
kann dieſe geichehen 

a) entwerer altjährlih nad dem Stande der Feldbebauung. 
Der Gang hiebei ift zwedgemäß folgender: 


“) 


ß) 


y) 


d) 


€) 


d) 
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Es wird erhoben, wie groß bie Fläche ift, welche 
in dem Zehntdiftrift mit jeder zehntbaren Frucht 
angebaut ift. Die ganze zehntbare Fläche muß 
hiebei nah Beadytung der Brache liquidirt werden. 
Sodann wird der Stand der Felder in Bezug auf 
Reichhaltigkeit und Güte mit erfahrenen Urkunds— 
perfonen befichtigt und der Ertrag hienach veran— 
ſchlagt. 

Auf den Grund deſſen wird der Zehntertrag mit— 
telft öffentlihen Aufſtreichs verliehen. 

Das Pachtgeld wird auf ein gewiffed Quantum 
von Früchten jeder im Zehnten begriffenen Gattung 
gefegt neben einer bejondern Entſchädigung für 
Scheuer, Speicher ıe., die dem Pächter überlaffen 
werden. Diejer Pachtſchilling ift in wohl gefäuberter 
Waare von der Dualität, wie fie in dem Zehnts 
biftrift erzeugt wird, zu verlangen. Bei Zehnten 
von Zutterfräutern und feinen Zehnten eignet fich 
beffer ein Geldlocar. Als Zahlungstermin eignet 
fih am beften die Zeit zwifhen Martini und Licht: 
meß und dem Pächter kann zur Vereinfahung der 
Verwaltung die Entrihtung des Locard in Geld 
nad den zwifchen diefen Terminen geltenden mitts 
leren Preiſen freigeftellt werben, 

Bon dem Pächter wird Sicherheit mittelft guter 
Bürgihaft verlangt. Die Schäger müffen von der 
Goncurrenz ausgejchloffen werden. Dagegen dürfen 
befonder® bei umfangreicheren Zehnten eine an- 
gemeffene Zahl von im Protokoll zu benennen- 
den Theilnehmern zugelaffen werben. Gtwaige 
Schägungs: und VBerpachtungsfoften werben dem 
Pächter einbedungen. 

Ein Nachlaß wäre zu gewähren am Fructlocar 
bei Schaden durh Hagel, Blig oder feindliche 
Fouragirung nah Berhältnig des durch urkund— 
lichen Augenschein zu ermittelnden Schadens, wes⸗ 
halb von dem Pächter aldbaldige Anzeige bei Ver— 
luſt des Nachlaffes zu machen ift. Die Größe des 
Schadens wäre dann im Verhältnig zum ganzen 
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Ertrag zu ſchätzen, um fo für den verhäftniß- 
mäßigen Nachlaß Anhalspunfte zu gewinnen. 


b) Oder auf mehrere Jahre, was fih durch Erjparnig an 


Koften und größere Ständigfeit des Ertrags empfichlt, 
und befonderd beim Zehnten von einzelnen Höfen, wo 
eine Concurrenz von Pachtliebhabern nicht zu erwarten 
ift. Die Grundlage hiebei bilden mehrjährige Durchs 
fchnittsertragsberechnungen und im Uebrigen können die 
Pachtbedingungen wie bei der zu a. erwähnten einjährigen 
Berpachtung feitgefept werden. Statt ded Aufftreihe 
wird aber gewöhnlich der Weg freier Unterhandlung ein- 
geichlagen werden müffen. 


3) Während bei diefer Verpachtung des Zehntertragd an einen 
oder mehrere Einzelne die Zehntpflichtigen in demſelben Ber: 
hältniffe bleiben, wie beim Selbſteinzuge, kann endlich der 
Zehnten nod auf eine andere Weije benügt werben, welche 
die Pladereien ded Einzugs auf dem Felde befeitigt und den 
Zehntpflichtigen die wünfchenswerthe Freiheit in Benuͤtzung 
ihrer Felder gewährt, indem nemlich mit den Zehntpflichtigen 
jelbft auf beftimmte Zeit oder auf Widerruf eine Uebereinkunft 
über die Entrihtung des Zehntend in der Art getroffen wird, 
daß entweder 

a) alljährlih nad dem Stande der Eultur der Zehntertrag 


b 
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geſchätzt und auf den Grund dieſer Schätzung im Weg 
freier Unterhandlung ein Quantum von Frucht für den 
ganzen Zehntdiftrift feftgefegt und jofort nach dem Flächen 
gehalt auf alle Befiger der zehntpflichtigen Güter repartirt 
wird, oder 

auch durchſchnittlichen Ertragsberehnungen von voraus— 
gegangenen Jahren auf eine Reihe von Jahren ein glei— 
ches Quantum feftgefegt und in diefer Weife auf die zehnt⸗ 
pflihtigen Diftrifte entweder je nach dem Stande der jähr- 
lihen Anblümung, oder ohne Rüdfiht auf diefe nad) der 
Morgenzahl des ganzen zehntpflichtigen Feldes, mithin mit 
Einrehnung der fonft brach gelegenen Flur, umgelegt wird. 


Diefe Benügungsweife empfiehlt fih namentlich bei Gemein- 
den, die auf ihrer eigenen Markung das Zehntrecht haben und 
in defien Ausübung die Interefien des landwirthſchaftlichen 
Betriebs nicht uͤberſehen dürfen. 
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NM. Der Weinzehnten fann ebenfalls 

1) mittelft Selbfteinzugs bewerfjtelligt werden, welcher fih aber 
wegen der Koften nur bei größeren Zchntdiftriften und bei 
größerem Ertrag lohnt. Die zebntberedhtigte Verwaltung ift 
befugt, bei Feftfegung des Zeitpunfts der Leſe (Herbſtſatz) mit: 
zuwirfen. Es müffen ſodann die nöthigen Geſchirre gerichtet 
und verpflichtete Perfonen zum Einzug beftellt werden. Es 
fommt dann darauf an, ob nad dem beftehenden namentlid) 
auf Herfommen fih gründenden Rechtsverhältniß die Ver— 
schntung nad Rauem in den Weinbergen oder vom gefelterten 
Ertrage Statt zu finden hat. Ueberall liegt viel daran, eine 
ftrenge Mufficht zu führen, daß das Zehntgefäll nicht durch Weg— 
ihaffung eines Theild vom Nohertrag, durch Vermiſchung ıc. 
beeinträchtigt werde. Diefes it aber in verbältnißmäßigem 
Theil von Drud und Vorlaß zu erheben. 

Mittelft Verpachtung, welche auf ein oder mehrere Jahre er: 
folgen fann, und wobei die zu. I. 2. benannten Säße ihre 
analoge Anwendung finden. Ein Geldlocar ift hier weit zwed- 
mäßiger. 

3) Mittelft Erhebung eines vereinbarten Surrogats in Geld von 
den Befigern der pflichtigen Weinberge. 

IH. Heu: und Oehmdzehnten. Diefer eignet ſich 

1) zum Selbfteinzug am wenigften wegen der immer unverhältnißs 
mäßigen Kojten. 

2) Dagegen fann eine Verpachtung deſſelben mit analoger Anz 
wendung der zu I. 2. angeführten Säge entweder alljährlich 
oder auf mehrere Jahre Statt finden. Ein Nachlaßgrund ift 
bier nur bei Schaden durch Ueberſchwemmung. 

3) Die durch Webereinfunft mit den Wiefenbefigern gemachte Feft- 
fegung eined Geldfurrogats nad dem durchſchnittlichen Preiſe 
ift das Einfachfte und Kürzefte. 

IV. Die Nugung von Obft und der Blutzehnten findet zwed- 
mäßig allein durch Verpachtung oder Anfak eined Geldjurrogats 
Statt. 


2 
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1) Diefe war in ber Generalverordnung vom 20. Juni 1808. Rgbl. S. 329. 
befchlen. So wenig diefe Anorbnung jegt noch mit rechtlihem Bwang 
befteht, fo wenig hat auch die dort gemachte Hinwelfung auf die Zehnt: 
erbnung von 1618 und die fpäteren VBerorbnungen über Verleihung finanz: 
fammerliher Zehnten eine zwingende Kraft. 
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8. 101. 


Andere Gefälle werden im Wege der Selbftwerwaltung ein- 
gezogen auf die rechtlich beftehenden Berfalltermine. Bon weſent— 
lihem Einfluß ift hiebei auf die mit dem Einzug verbundenen Koften, 
ob die Gefällpflihtigen an den Sig der Verwaltung abzuliefern 
haben, oder ob folche zu eigener Abholung verpflichtet if. Zu Ab: 
Ihneidung folcher und anderer Koften fann den Pflichtigen bei 
Naturalgefällen die Zahlung in Geld in den laufenden Preifen ge: 
ftattet werden. Ueber das Vorkommen von Fällen, weldhe zum 
Bezug von Laudemien berechtigen, ift fi von den betreffenden 
Ortsbehörden urkundliche Nachricht zu erbitten, und wo der Hand» 
lohn von Schägungen der Bermögenstheile abhängt, auf Billigfeit 
der legtern zu achten. 1) - 


1) IR von den Gnuisinhabern der Zehnten auf einem Falllehen abgelöst 
worben, fo darf der dadurch entflandene Werthézuwachs nicht mitberechnet 
werben. Zehntablöfungsgefeb Art. 26. 


8. 102. 


Die in frühern Gefegen (II. Edict von 1817) den Berechtigten 
theilweife auferlegte Berwandlung von Gefällen gewiffer Art in 
eine für den Pflichtigen minder läftige Reihung ift bei der nunmehr 
weientlich erleichterten Ablöfung kaum mehr praftifd. 

Ueber die Ablöfung aber ift Folgendes zu bemerken: 

1) Die Ablöfung der Gefälle kann fowohl von den Pflichtigen 
ald von den Berechtigten verlangt werben. 1) 

Bei Gütern, welche in einem Trägereiverband ſtehen, ift es 
jedem einzelnen Befiger geftattet, das auf fein Gut rechts— 
gültig repartirte Gefäll für fich allein abzulöfen. ?) 

Dem Verlangen der Ablöfung von Zehnten ift erſt dann 
Statt zu geben, wenn die Befiger des nach dem Flächengehalt 
berechneten größeren Theild der zehntpflichtigen Srundftüde 
eined Zehntbezirfes dafür fih ausgefprohen haben. 3) 

Der Beichluß der Berwaltungsbehörde einer gefällberechtigten 
Corporation, die Ablöfung ihrerfeitS zu verlangen, unterliegt 
ſchon an fich Cabgefehen von der Genehmigung des Ablöfungs- 
vertrags felbft), da es fih um Veräußerung eines Realrechts 
handelt, den in $. 59. bemerkten Beftimmungen, 
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2) Mit der Anmeldung zur Ablöfung, welche in beiderlei Fällen 
bei dem Oberamt zu gefhehen hat und auf die zu 1. be- 
merkte Weife berechtigt feyn muß, hört der Lehend- und Grund— 
herrlichfeitöverband und das Gefällt felbft auf. 

Dod find die Pflihtigen fchuldig, die in der Zwiſchenzeit 
von da bis zur endgültigen Feftftelung des Ablöfungscapitals 
verfallenden Leiftungen in der bisherigen Weife auf Abrechnung 
an der Ablöfungsihuld fortzureidhen. 4) 

3) Den Pflitigen und der Verwaltungsbehörde der berechtigten 
Corporation fteht ed zu, entweder im gütlihen Wege oder 
etwa durch fihiedsrichterlihe Entſcheidung die Ablöfung zu 
bereinigen, oder aber die amtlihe Mitwirkung dabei anzu— 
rufen. 

Sind beide Theile für den erftien Weg, fo wird hiezu vom 
DOberamt eine Frift anberaumt. Die über die Ablöfung aufzu— 
nehmende Urfunde muß dem Oberamt zur Wahrung der Rechte 
Dritter und inholung des gerichtlichen Erfenntniffes vor- 
gelegt werben. 

Die amtlihe Mitwirfung ift bei dem Oberamt oder bei dem 
etwa aufgeftellten Ablöfungscommiffär nachzuſuchen, welcher 
fofort das Weitere beforgt. Diefe amtliche Mitwirkung, welche 
jedoch bloß die Feftiegung des Ablöfungscapitald und der Art 
der Abzahlung begreift, gefhieht auf Koften der Staatskaſſeꝰ9) 
und tritt in jedem Falle bei Anrufung der Ablöfungsfaffe 
(4. A.) und bei Berfäumung der vorhin erwähnten Frift zur 
gütlihen Erledigung ein. 

4) Die berechtigte Verwaltung kann 

A. die Vermittlung der im Namen und auf Koften des 

Staats befiehenden Gefäll-, besiehungsweife Zehnt- 
ablöfungsfaffe anrufen, d. h. die dur tie Ab- 
löfung entftandene Forderung an die Pflichtigen an jene 
Kaffe abtreten und fih von dieſer theild mit vier- 
prozentigen Obligationen, die allmählig abbezahlt wer: 
den, theil® mit Baarem, fofern es fih um Summen 
unter 100 fl. handelt, abfinden laffen. *) 

a) Diefe Anrufung muß in Bezug auf die Zehnt- 
ablöfungsfaffe binnen 90 Tagen vom Tage der 
amtlich eröffneten Ablöfungsanmeldung der Pflich- 
tigen, oder, wenn bie berechtigte Verwaltung bie 
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Ablöfunng anmeldet, vom Tage dieſer Anmeldung 
an geichehen. 

b) Sie erfordert vorgängige Genehmigung der Auf 
fichtöbehörde, 7) d. h. bei Gemeinden des Ober— 
amtes, bei Stiftungen des gemeinſchaftlichen Ober: 
amtes. 

Während durch diefe Anrufung den Verwaltungen bie 
Laft des Ablöfungsgeihäfts und des Einzugs der Ab 
löfungsgelder abgenommen wird und fie dafür verfäufs 
liche Werthpapiere erhalten, tragen fie dagegen an den 
Berluften mit, welde bei diefer Kaffe durch abgängige 
Gefüllablöfungsgelter entftehen. Deshalb wird diefe An- 
rufung namentlih dann in der Regel nicht im Intereſſe. 
der Körperfhaften feyn, wenn fie des fichern Einzugs 
der Ablöfungscapitalien verfichert feyn dürfen und Die 
Anlegung legterer zum Grundſtock auch beim Selbſt⸗ 
einzug leicht möglich ift.9) Letzteres ift namentlich bei 
fleineren Ablöfungszielern nicht leiht thunlich und 
daher die Anrufung der Ablöfungsfaffe um jo mehr zu 
empfehlen, als bei der Sicherheit der ihr gehörenden 
Zeitrenten größere Verluſte nicht leicht zu bejorgen find. 

e) If die Anrufung der Ablöfungsfaffe mit Genehmigung 
erfolgt, fo hat die Verwaltungsbehörde der Körperfchaft 
(außer den an dem Zeitpunfte der Anmeldung fchon ver- 
fallenen 2eiftungen) nichts mehr von den Pflichtigen zu 
erheben, namentlih find auch die nach Pft. 2. oben bis 
zur Feftftellung des Ablöfungscapitald von den Pflich— 
tigen auf Abrechnung fortzureichenden Gefälle von dem 
Eameralamte für die Ablöfungsfaffe zu erheben, welchem 
daher die betreffenden Verzeichniſſe zuauftellen find. 9) 

Dagegen hat die früher gefälfberechtigte Körperfchaft, 
wenn vor Feftjegung des Ablöfungscapitald der Zins 
termin des legtern ablauft und wenn von den Pflich— 
tigen Zahlungen an die Ablöfungsfaffe gemacht find, das 
Recht, von den Ablöfungsbeamten Anweifungen auf Bes 
zahlung des Zinſes zu verlangen, foweit die bemerkte 
Einnahme reiht und foweit fi ſolche mit Sicherheit 
berechnen läßt, auf welche Anweifungen die Bezahlung 
durh dad Cameralamt erfolgt. 19) 
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B. Wird das Ablöfungscapital durch die gefüllberechtigte 
Verwaltung felbit unmittelbar von den Pflichtigen be- 
zogen, fo ift 

a) von denfelben zunächft dasjenige zu erheben, was 
bis zur definitiven Feitftelung des Ablöfungscapi- 
tals verfällt und von den Pflichtigen auf Abredy- 
nung an diefem nach Pft. 2. oben zu bezahlen ift. 

a) Findet in diefem Falle beim Zehnten die 
Naturalreihung Statt, fo ijt ſolche fammt 
den Bezugsfoften urfundlih aufzunehmen, 
damit der Betrag derfelben bei der Abred)- 
nung zweifellos ift. Um die hiemit verbun- 
denen Umſtände abzufchneiden, fann ſich mit 
den Pflichtigen über ein Geldſurrogat oder 
über eine andere fefte Reihung verftändigt 
werden, worüber eine Urkunde aufzunehmen 
if. Kommt eine folhe Bereinigung nicht zu 
Stande, fo kann ſowohl von den Pflihtigen 
ald von der berechtigten Verwaltung die Ent- 
rihtung in Geld auf den Grund des einzu— 
ſchätzenden Rohertrags nah den Preiſen des 
Ablöfungsgejeges verlangt werden, 11) 

P) Bei andern Gefällen kann, wenn folde in 
Naturalien bejtehen, zu Abjchneidung von 
Weiterungen den Pflichtigen die Entrichtung 
in Geld nad den Ablöfungspreifen gejtattet 
werden, wenn die Pflichtigen dies nicht wol: 
fen, fo ift der Erlös aus diejen Naturalien, 
deren Verfauf abgejondert, aber fonjt nad 
den beitehenden Borfchriften zu behandeln iſt, 
als Abfhlagszahlung der Pflichtigen zu bes 
handeln. 

b) Es fteht den Betheiligten frei, fich über die Feſt— 
ftellung des Ablöfungscapitald gütlic zu verftän- 
digen, was namentlich bei Größen, die durd 
Schägungen ermittelt werden müßten, zu Abftnei- 
dung von Koften und Aufenthalt dient. 

e) Daffelbe gilt von der Art der Abbezahlung 
des Ablöfungscapitald und fönnen, wenn die Pflid- 
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tigen nicht zu baarer Bezahlung deffelben fich nicht 
verftehen, folgende verſchiedene Beitimmungen hiers 
über getroffen werben: 

“) Die dur das Geſetz ald Regel erklärte und 


ß 


— 


bei amtlicher Vermittlung feſtzuſetzende Art 
der Abzahlung iſt durd Zeitrenten, in 
welchen das Capital ſammt dem bis zur 
Zeit der Abzahlung verfallenden Zins enthal- 
ten ift. Wenn die Pflichtigen nicht zu einer 
fürzeren Tilgungszeit fich verftehen, fo wird 
diefe zu 25 Jahren angenommen und fomit 
das Capital ſammt Zins in 25 Raten zer 
theilt. Es fteht jedoch den Pflichtigen frei, 
nah drei Monate zuvor gejchehener Ankuͤn— 
digung Zuzahlungen zu der verfallenen Rente 
zu machen, welde aber bei Zehntablöfungs- 
[dulden nicht weniger als 500 Gulden oder 
den Reit der Geſammtſchuld des Zahlenden 
ausmachen dürfen. 12) Durch folhe Zuzah⸗ 
lungen fann der Betrag der fünftigen Rente 
vermindert oder auch die Tilgungszeit abges 
fürzt werden, und ed muß fofort eine neue 
Berehnung der Renten ftattfinden. 

Dieſe Zeitrenten find von dem jeweiligen 
Befiger des früher verpflichteten Guts zu 
zalen und es genießen die laufenden, fo wie 
die von den zwei nädft vorangegangenen 
Jahren rüdftändigen Renten ein unbeding- 
tes Vorzugsrecht erſter Claffe; es ift daher 
von den vorgehenden Befigveränderungen 
dur den Gemeinderath periodiſch Nachricht 
zu geben. 1?) Aus allen nid;t rechtzeitig ent⸗ 
richteten Zeitrenten haben die Rentenfchuldner 
Berzugszinfe zu 4 Prozent zu zahlen. 
Wenn auf diefe Art die Abzahlung des Abs 
löfungscapitald vorzugsweife ficher geftellt ift, 
fo macht die Trennung des Capitald und 
Zinfes und die Wiederanlegung des erftern 
Schwierigkeiten und wenn zu den feftgefepten 
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Zeitrenten weitere Zahlungen ſtattfinden, 
manchfache Umſtaͤnde und Koſten. Dies wird 
vermieden durch Feſtſetzung einfacher zu 4 °%, 
verzinslicher Zieler, für deren Sicherheit dann 
durch Pfantbeftellung geforgt werden muß. 14) 

In beiden Fällen («. und 2.) ift die Zehnt- 
ablöfungsfchuld der Verwaltung an dem 
früheren Zehnteinzugsort foftenfrei und aus 
einer Hand zu leiften, zu weldem Ende 
Träger von den Pflichtigen aufzuftellen find, 
wenn nicht die Gemeinde die Ablöjung über: 
nommen hat. 15) 

y) Eine für die Pflichtigen vorzugsweife erleich- 
terte und daher für die auf den eigenen 
Markungen der Eorporationen haftenden Ge— 
fälle zu empfehlende Art der Abtragung ift 
die Fortentrichtung der bisherigen Gefälle, 
bis durch die jährlihen Zahlungen, welde 
zunächſt an den Zinfen abgefchrieben werden, 
das Ablöfungscapital fammt Zinfen getilgt 
it. Hiebei können dann weitere Verein— 
fahungen, namentlib durch Zulafjung der 
Entrihtung in Geld, zugegeben, dagegen muß 
beftimmt werben, wie es mit Bezahlung des 
reftlihen Betreffö eines Guts im Falle einer 
Befigveränderung zu halten ift, wad am 
beften dahin fejtgefegt wird, daß dem Nach— 
folger im Befige die Fortentrichtung des Ge— 
falls auf die übrige Zeit obliegen fol. 

5) In allen gäffen unterliegt der Vertag über die Ablöfung felbft 
den in $. 59. enthaltenen Beſtimmungen. 


1) Gefeh vom 14. April 1848. Art, 8. Zehntablöfungsgefeh vom 17. Juni 1849. 
Art. 2, 

2) Gefeh vom 24. Ang. 1849. Art. 6. 

3) Zehutablöfungsgefeg Art. 6. Ausnahmen davon Art. 3. und 4. 

4) Geſetz von 1848. Art. 8. Zehntablöfungsgefeg Art. 20. 

5) Gefep vom 13. Juni 1849. Art. 6. 7. Zehntablöfungsgefeh Art. 45. 58. 

6) eit. Geſetz von 1848. Art. 4 — 6. Behntablöfungsgefep Art. 21. 

7) eod. Art. 8. bez. 21. 

3) Miniiterialerlaß vom 6, Juli 1848, 
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9) Min.Berf. vom 25. Mai 1848. $. 2. 

10) Inftr. vom 23. Oct. 1848. $. 56. 65., vom 22. März 1850. $. 59. 

11) Zehntablöfungsgefeh Art. 20. 44. 60. und insbefondere das Geſetz vom 
27. Juli 1849. Reg.Bl. S. 313, wo über die Schigung bes Rohertrags 
nähere Beſtimmungen gegeben find. 

12) Geſetz von 1848. Art. 2. Behntablöfungsgefeg Art. 15. Inftruftion vom 
23. Det. 1848. $. 9., wo auch die Anleitung zum Berfchlagen der Ab⸗ 
löfungsfhuld in Zeitrenten enthalten if. 

13) Ebendaſ. und Zehntablöfungsgefek Art. 19. Min.Berf. vom 22. Auguft 
1849. Reg.Bl. €. 596. 

14) Die auf Art. 45. des Pfandgefehes gegründete Bedingung des Aufſchube 
der wirklichen Auflöfung des Gefällverbands bis zu vollfommener Berichs 
tigung der Bertragsforberungen fann nad) ben zu 2 oben angeführten Ge—⸗ 
jegesbeftimmungen nicht mehr Plag greifen. 

15) Zehntablöfungsgefeg Art. 18. 


7) Beldcapitalien. 
$. 103. 


Geldcapitalien find zwar minder fichere Bermögenstheile, haben 
aber im Beſitze der Körperichaften den Votheil, daß fie leicht zu 
verwalten find und von volfswirthichaftliher Seite den Vorzug, 
daß fie nicht, wie ed bei Gefällen und Gütern der Fall ift, einen 
Theil des nicht ausdehnbaren Befiged oder des Ertrags der Pro: 
duftion dem Privatbetriebe entziehen, daß fie vielmehr Mittel zur 
Förderung der Privatwirthfchaften darbieten. — Eine befondere Gat- 
tung von Gapitalien bilden die, welche in Folge des Gejeged vom _ 
17. Zuti 1824 durch Verwandlung aus alten Steuerreften entitan- 
den find; ferner die durh Verweifung auf Schuldner des erften 
Schuldners entftehenden COTDHORN, endlich die Ablöfungs- und 
die Kaufichillinge. 


a) Baare Anlchen. 
$. 104. 


In Bezug auf Sicherung des Eapitalbeftandes find fol 
gende Vorfchriften gegeben: 

1) Die gefegliche Regel ift, daß Anlehen an PBrivatperfonen 
nur gegen Berfiberung mit öffentlichen Unterpfändern im 
dreifahen Betrag der Hauptihuld gemacht werden dürfen. 1) 
Es iſt aber nicht nur den Berwaltungsbehörden überlaflen 
worden, wenn und fo lange hiezu Feine Gelegenheit vorhanden 

8 * 
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ſey, die Rechner im Allgemeinen zu ermächtigen, bie Gelder 
gegen zweifache Verfiherung anzulehnen, 2) fondern es ift 
diefes Maß der Verfiherung bei der Sicherheit, weldhe die 
dermalige Pfandgefepgebung gewährt, längft zur Regel ges 
worden, von welcher dann felbft wieder nachftehende Aus— 
nahmen zugelaffen find: 

a) Die Gemeinde- und Stiftungsräthe können in Ueberein— 
fiimmung mit den Bürgerausjhüffen einzelnen An- 
gehörigen ihrer Gemeinden auch gegen geringere Si— 
herheit, jedoch nicht unter dem anderthalbfachen Betrage 
der Hauptihuld, Anlehen geben. 3) 

b) Aus den zur Armenunterjtügung geftifteten oder hiezu 
fonft beftimmten Fonds können mit Genehmigung des 
Stiftungs» (beziehungsweiſe Gemeinde) Raths Anlehen 
(wenn zu Zahlung anderer Schulden und auf furze Zeit 
und bi zur Flüffigwerdung einer Einnahme des Ilnters 
ftügten — Vorſchüſſe genannt) an einzelne Gemeindes 
angehörige gegen noch geringere oder auch ohne Sicher— 
heit gegeben werden. 4) 

Anlehen an öffentlihe Kaſſen dürfen ohne Pfand— 
fiherheit gegeben werden, die Pflicht der Verwaltung ift 
es aber, die Ereditverhältniffe einer anleihefuchenten Ge— 
meinde 2c. zu erforfchen und zu erwägen. 

2) In Bezug auf die Pfandobjecte ift zu bemerfen, daß (außer dem 
zu 1.5 bemerften Falle) bloße Nachhypotheken nur nah Abzug 
des dreifachen Betragd der darauf haftenden Vorhypothek an- 
‚genommen werden dürfen und daß nur in einzelnen Bällen 
durch befondern Beihluß der Verwaltungsbehörte auf zweis 
fahen, bei Gemeindeangehörigen fogar auf anderthalbfad;en 
Abzug herabgegangen werden fann. 5) 

Zur Beräußerung eines der Kaffe verpfändeten Guts kann 
der Rechner nur unter der Bedingung zuftimmen, daß ent- 
weder die Forderung, für welche daffelbe haftet, vollftändig 
bezahlt oder ein anderes Unterpfand von gleihem Werthe ein- 
gefegt wird. 9) 

Gebäude fünnen mit Sicherheit nur im Brandverfiherungs« 
anſchlage, wenn diefer nicht den örtlichen Kaufswerth über: 
feigt, ald Pfandobject angenommen werden; bei Weinbergen 
und Waldungen muß darauf gefehen werden, daß der vers 


3) 
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aͤnderliche Stand ihrer Anpflanzung in Rechnung genoms 
men ift. 

Die Anlehnungen fünnen nur auf gerihtlide Schuld» und 
Pfandſcheine gemacht werden, die wenigftens von fünf Mit- 
gliedern der Unterpfandsbehörde (wozu auch der Hülfsbeamte 
zählt) unterfchrieben find, in welden eine vollftändige, dies 
jelben Unterſchriften enthaltende Abjhrift des Eintrags im Un— 
terpfandsbuche angehängt it, woraus zugleich hervorgeht, daß 
die PBfandbeftellung bei verfammelter Unterpfandsbehörbe be= 
fhloffen und daß in dem Unterpfandbuche die Namen des Ber- 
pfänders und Schuldners, ter Namen des Gläubigerd, das 
Unterpfand und die verficherte Summe bemerft find. ?) 

Für Anlehen ohne Pfandficherheit müffen wenigftens 
Schuldverfhreibungen gefordert werben, in welchen zu 
Bewirfung eined Vorzugsrechts in IV. Elaffe beim ante des 
Schuldners eine Beurkundung durch den Drtövorfteher oder 
durch zwei Zeugen mit dem Beiſatz, daß der Schuldner in 
diefe Beurfundung eingewilligt habe und daß derfelbe jener 
obrigfeitlichen ‘Berfon oder den zwei Zeugen befannt fey, er- 
forderlih ift. ($. 326.) 

Bei Erwerbung einer Gapitalfhuld durch Eeffion muß 
vor Allem der Eintrag der Gefjion in dem Unterpfandsbuch 
vollzogen und darüber ein beglaubigter Auszug aus diefem 
Buch zur Schuldverfchreibung beigebracht feyn, ehe die Aus— 
bezahlung des Kapitals erfolgen darf. 

Die erfolgte Ausbezahlung eined Anlehens ift durd die 
Unterfchrift des Schuldners befonders befcheinigen zu laſſen. 8) 
Bei Beobachtung diefer Vorfchriften ift den Rechnern der politi- 
hen Gorporationen die Abjchließung der Anlehensverträge aus 
den dazu beftimmten Geldern überlaffen, während zu größerer 
Sicherheit der Stiftungsfonds beftimmt ift, daß jedes neue 
Anlehen von dem Kirchenconvent genehmigt werden muß. 9) 

Dagegen ift der Rechner ftrafbar, wenn er ohne dieſe Vor- 
ausfegungen Gelder feiner Verwaltung ausleiht. 19) 


5) Die früheren (namentlih in der Redhnungsinftruftion $. X. 


vorgefchriebenen) Eapitalienregifter mit [pezieller Verzeichnung 
ter gegebenen Sicherheit ıc. (Gültftaat), find zwar nicht mehr 
vorgefchrieben, dagegen ift in den gewöhnlichen Berzeichniffen 
die Stelle des Unterpfandbuchs, in welcher die Verſicherung 


x 
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vorkommt, zu allegiren, 11) und es ift bei Echufdpapieren, 
die auf den Inhaber lauten, eine Verzeichnung berfelben mit 
Rummer und Buchftaben, nebft forgfültiger Verwahrung, uns 
entbehrlich. 


1) Verfügung vom 19. Jan. 1813. Brong. vom 6. Auguſt 1817. Reg. Bl. 
©. 382. Min.Erlaß vom 22. Auguft 1825. 

2) Min. Erlaß vom 16, März 1829. GErg.Br. ©. 228. 

3) Min.Grlaß vom 17. Dec. 1825. 

4) Vroͤng. vom 6. Aug. 1817. Verw.Ebict $. 135. Cab 4., wonach bie 
Genehmigung des Stiftungsraths nicht erforderlich iſt, wenn der Vorſchuß 
aus der zur Armenunterſtützung beflimmten (laufenden) Eumme geidiebt. 
Diefe Vorfchriften enthalten zu viele und unzweckmäßige Befchränfungen 
der Verwaltungsbehörben,, fojern fie gehindert ſind, Gelder ohne Piands 
ficherheit an ihnen wohlbefannte vermöglihe Privatperfonen, gegen fichere 
Dürgfchaft, anzuleihen, während die Gelegenheit zu guter Unterbringung 
von Geldern gegen Pfandficherheit je nad dem Berhältniffe des Geld: 
marktes, der Ortsbürger ıc. oft mangelt und Pfandſchuldner häufig ſchlechte 
Binszähler find, auch die Sicherheit der Hypotheken beim Einfen ber 
Güterpreife, bei Häufern x. verliert. 

5) Min.Erlaß vom 16. März 1829. Erg. Bd. ©. 228 und vom 5. Nov. 
1835. 

6) Verf. vom 22. Aug. 1825. $. 5. 

7) Comm.O. IV. 2. $. 2., woſelbſt die Forderung förmliher Pfandſcheine 
bei Anlehen von 10 fl. und weniger nachgelaſſen if. Verf. vom 19. Jan. 
1813 und vom 22. Ang. 1825. $. 1. Bergl. das Gefeh vom 21. Mai 
1828. Art. 28— 32. 

8) Angef. Verf, von 1825. $. 1. 2. 

9) Vrong. vom 6. Aug. 1817. Verw.Ediet $. 133. 

10) Polizeiftrafgefep von 1839. Art. 87. 

11) Grlaß des Min. des Innern vom 29. Dec. 1836. Ueber die Verwahrung 
der Gapitalbriefe f. im 3. Theil 2. Abth. 3. Kap. 2. Abſch. 


$. 105. 


In Bezug auf den Zinsfuß ift zwar 
$) bei Anlehen von Privatperfonen im Allgemeinen vorgeichries 
ben, daß ſolche nicht unter den Sandläufigen Zinfen von 5 % 
ftehen follen, !) während 
2) der Verwaltungsbehörde geftattet ift, bei Anlchen, die an Ger 
meinder oder andere inländifhe Kaſſen gemacht werden, eine ges 
ringere Berzinfung, nämlich zu 4'/, oder zu 4%, , zugegeben. ?) 
Indefien verfteht ſich von ſelbſt, daß hiebei die allgemeinen, 
den Zindfuß beftimmenvden, Berhältniffe jeweilig zu beachten find; 
wie ed denn aud als in den gefeglihen Befugniffen der Berwals 
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tungsbehörde gelegen anzufehen ift, Hierin auf die befonderen Bers 
bältniffe, 3. B. auf vorzügtiche Sicherheit und regelmäßige, zeitige 
Verzinfung eined angelegten Capitals — Rüdficht zu nehmen. 

1) Verfügung vom 4. Nov. 1807. Reg. Bl. ©. 553. 

2) Grlaß des Min. bes Junern vom 16. März 1829. 


b) Andere Gapitalien. 
$. 106. 
Andere apitalien als durch baare Anlchen find 


I) in Gapitalien verwandelte Steuer: und andere Reſte, 


2 


— 


welche ein Anlehen nur in anderer Form enthalten und daher 
ganz nach den zu $. 104. 105. erwähnten Regeln zu behan— 
dein find. 

Verweisſchulden. Tie Annahme von Activforderungen an 
Zahlungsjtatt hängt von der Berwaltungsbehörde ab, welche 
zu prüfen hat, ob jene gehörig gefichert find. Sie müſſen 
aber angenommen werden, a) wenn in Folge der angeitellten 
Klage das der Gorporation verpfündete Gut auf verzinsliche 
Zieler verkauft wird; fo weit jedoch die Zieler über den Zeits 
raum von drei Jahren hinausgehen, kann Deren Verwerthung 
auf Koften des Schuldners verlangt, und jedenfalls fann ges 
fordert werden, daß die Zieler aus einer Hand und an einem 
Termin bezahlt werden; ) b) in Folge einer gerichtlichen 
Schuldenverweifung. — So weit ed fi hier von angewiefenen 
Kaufichillingen handelt, trifft Das zu 4 Bemerfte hier zu. 2) 


3) In Bezug auf Ablöfungscapitalien ift das Nöthige in 


4 


) 


$. 102. bemerft. 

Bei Veräußerung von Liegenfhaften it, wenn nicht baare 
Zahlung des Kauffdillings oder Aufhebung des Kauf: 
contraftd bedungen ift, nad Erwägung der befonderen Ums 
ftänte des einzelnen Falles entweder zureihende Sicherheit 
durch Beftellung von Unterpfändern für den Betrag des Kaufs 
fhillings oder doch der Vorbehalt eines Unterpfandrechts auf 
den verkauften Sachen zu bedingen. 3) Leber den Bollzug 
deffelben ijt Nachweis beizubringen und es ift auf Einhaltung 
der Zieler wenigftens bis dahin zu dringen, als das Unter- 
pfandsrecht nicht Doppelte Sicherheit gewährt. *) _ 


1) Exec. Geſetz von 1825. Art. 56. 
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2) Comm.O. XIV. 1. 8. 9. BE. 5. 
3) Min.Erlaß vom 22. Aug. 1825. Pet. 3. 
4) Comm.O. a. a. D. Pkt. 4. 


8 Fahrniß. 
$. 107. 


Theils zum Gebrauche für die bei der Körperfchaft felbft vor- 
fommenden Geſchäfte und BVerrihtungen, theild zum gemeinfibaft- 
lihen Gebraude der Ortseinwohner werden mancherlei Kahrnißftüde 
gehalten und für die Benugung einzelner I) die von der Verwal—⸗ 
tungsbehörde feftgefegten Gebühren bezogen. Diefe Vermögenstheile 
werden in einem bejonderen fortlaufenden Inventar verzeidnet, 
worin diejenigen, welche fie in Verwahrung haben, Veſcheinigungen 
dafür niederlegen. 2) 

1) 3. B. Vlodwagen, Waagen, Rammen u. bergl. 


2) Comm.D. IV. 8. $. 1—3. K. Prong. vom 10. Septbr. 1817. II. b. 
Das hier in Ausficht geftellie Mufter wurde nicht gegeben. 


Von den Berbindlidfeiten der Gorporationen. 


$. 108. 


Hier ift von ſolchen Berbindlichfeiten die Rede, welhe (aus 
privatretlihen Titeln) auf Wermögenstheilen einer Corporation 
haften, namentlich Beholzungs- und Waidrechte in Waldungen, auf 
Gefällen ruhende Leiftungen. 

Die Befeitigung folder Berbindlichfeiten durch Abfindung der 
Berechtigten ift fowohl zur WVereinfahung der Verwaltung und zum 
Behuf einer unbefhränften Verfügung über die Nugung der Ver— 
mögenstheile dienlih, als in manchen Fällen bei ſich darbietender 
Gelegenheit zu vortheilhaften Abfindungsverträgen für die Körper- 
haft unmittelbar gewinnbringend. 

Mas die auf Gefällen, namentlich Zehnten ruhenden Leiſtungen 
betrifft, fo ift deren Ablöfung nach demfelben mäßigen Maßſtabe, 
wie die der Gefälle ſelbſt, wenn diefe zur Ablöfung kommen, gefep- 
lich zuläſſig. Es ift daher von Werth, den Nachweis zu bringen, 
daß folhe Leiftungen auf den zur Ablöfung kommenden Gefällen 
ruhen. Uebrigens können biejelben überhaupt nur geltend gemacht 
werden, wenn fie in den öffentlihen Büchern eingetragen oder in 
Bolge des Gefeges vom 24. Aug. 1849, Art. 7. angemeldet worden 
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den find. — Die Abfindung kann durch Webereinfunft oder amtlich 
nad den Beftimmungen des Geſetzes feftgefegt werden und erfolgt 
vermittelft Zufceidung eines verhältnißmäßigen Theild des Ablös 
ſungscapitals an die Leiftungsberechtigten. 1) 

1) Vergl. Zehntablöfungsgefehp Art. 27— 41. Eine Anleitung zu Berechnung 
bes Ablöfungscapitals für Bauholz berechtigungen if vom K. Finanz⸗ 
minifterium vom 6. Aug. 1840 erlaflen worben und in ber Reyfcherfchen 
Sammlung Gameralamtsgefege II, Abthlg. S. 928 abgebrudt. 


Zweites Buch. 
Die Zwede und Aufgaben der Körperfchaften. 
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Erſtes Kapitel. 


Wirthſchaftliche Verhältniſſe der Körperſchaftsverfaſſung 
überhaupt. 


I. Gemeindemarkungen. 
8. 109. 


Jede politiſche Gemeinde hat ihre beſtimmte Markung,!) 
d. h. einen durch äußere Kennzeichen Markungsſteine 2)] abgegrenz⸗ 
ten, bald ganz geſchloſſenen, bald durch Theile anderer Markungen 
unterbrochenen Grundflaͤchendiſtrilkt, auf und in welchem die Ge— 
meinde ihre Exiſtenz und Wirkſamkeit hat. Dieſe Wirkſamkeit er— 
fredt ſich auf alle innerhalb der Marfungsgrenzen gelegene, durch 
Privatmarffteine gegen einanter abgegrenzte einzelne Grundftüde 
(Butsparzellen). Die Gemeindemarkung ift aber entweder eine eins 
ige und ungetheilte, wenn der in ihr gelegene Ort ald Stadt, 
Marftfleden, Dorf oder Weiler für fich felbft eine Gemeinde bildet, 
wobei noch einzelne Wohnfige Höfe) auf der Marfung zerftreut feyn 
fönnen; oder es ift eine zufammengefegte Marfung, wenn mehrere 
Weiler oder im Befige des Staats, der Hofdomainenfammer und 
einzelner Privaten fi befindende Höfe, die je für fih nad Her- 
fommen oder Bertrag eine eigene Marfung (Parzellar⸗ oder Theil- 
marfung) bilden, zu einer Gemeinde vereinigt find. 9) Im lepteren 
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Falle bilden dieſe Parzellarmarkungen zuſammen eine Geſammtmar—⸗ 
kung, die indeß als ſolche nicht beſonders mit Steinen bezeichnet 
zu ſeyn pflegt, und es iſt hier die öffentliche Befugniß und Wirk 
famfeit, welde auf einer Gemeindemarfung auszuüben ift ($. 110.), 
zwiſchen der Gemeinde (Gejammtgemeinde) und zwiſchen den In— 
habern der Einzelnmarkungen (MWeilergemeinde oder Hofbefiger) fo 
getheift, daß die erftere ihren Antheil an dieſer Wirkſamkeit über 
fümmtlihe Theilmarfungen äußert, Ießtere aber die entfprechenden 
Befugniffe und Laften zunächſt nur je für ihre Theilmarfung zu 
üben haben. (Vergl. $. 284.) 

1) Berw.Epict $. 3. Min.Grlaffe vom 26. April 1829 und 14. Dct. 1839. 
In Oberfchwaben fehlte es bis zur Randesvermefiung in vielen Gegenden 
an fetten Markfungsgrenzen. Zumellen finden fich gefchloffene Markungen 
mit Feldgütern ohne Wohnfige, weil dieſe im dreißigjährigen Kriege oder 
noch früher verheert wurden. Nach dem Erlaß von 1829 follte auf voll: 
fländige Ginverleibung ſolcher Marfungen zu anftoßenden Gemeindemar: 
lungen hbingewirft werben, Kerner haben größere Waldflächen bisher oſft 
eigene Markungen gebildet. Nach Art. 1. des Geſetzes vom 18. Juni 
1849 ift aber die Vereinigung aller unbewohnten Staats, Hofr und 
Adelsgüter, die bisher eigene Marfungen gebildet, mit anſteßenden Ge: 
meinbemarfungen gebeten, und werben als bewohnte Marfungen foldye 
Maldungen nicht angefehen, in welchen bios ein einzelner Wohnſitz, 3. B. 
ein Jagdſchloß, ein Förflerhaus oder Köhlerhütten fich befinden. 

2) Diefe fönnen gemeinfchaftlich für beide Angrenzer feyn und werben dann 
von den beiderfeitigen Untergängern gemeinfchaftlich verzeugt ober es 
können auf beiden Grenzen Gegenfteine gefeßt werben. 

3) Angef. Erlaß von 1829. 


$. 110. 

Der Beſtand und Umfang der Gemeindemarfung ift in wirth- 
fhaftliher Beziehung von großer Wichtigkeit, fowohl im Hinblid 
auf einzelne nach derfelben ſich regelnde, unmittelbare VBermögens- 
rechte, wie 3. B. in der Regel die Waide ($. 91.) und öffentliche 
Rechte, wozu namentlich die Befteurung gehört, 1) als auf die damit 
gefeglich verfnüpften Laften, wovon in den nachfolgenden Kapiteln. 

Sichergeftellt ift diefer Beftand nunmehr in Folge der Landes- 
vermefiung, wobei die über die Grenzen beftandenen Ungewißheiten 
durch Verhandlungen befeitigt wurden. Es ijt hienah der Inhalt 
jeder Markung mit allen ihren einzelnen Grundftüden und fomit 
ihr Umfang geometrifh aufgenommen, in Eharten dargeftellt und 
dem Flächengehalt nach (in den Primärfataftern) verzeichnet. Ger 
wöhnlich find für jede Ortsmarkung befondere Charten und Katafter 
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angelegt. Die Grenzen der Markung find befonders folorirt, bie 
mehreren Eharten, welde zufammen die Marfung enthalten, bejons 
derd mumerirt, am Eingang des Primärfatafters ein Marfungscon- 
fpect, am Schluſſe eine probmäßige Liquidation ded geſammten * 
chengehaltes ter Markung gegeben. 2) 

Die in frühern Gejegen 3) enthaltene Borfchrift eines — 
ſchen, gewöhnlich nach drei Jahren ſich wiederholenden, mit Zuzie⸗ 
bung einzelner Bürger und der Jugend vorzunehmenden Mars 
fungsumgangs wurde in Folge diefer neuen Einrichtung zwar 
aufgehoben, dagegen haben die Gemeindebehörden die Markſteine 
ter Drtsmarfungen in beftimmten, durch gemeinderäthliden Beſchluß 
feftgefegten Zeitriumen durch den Felduntergang unterſuchen und 
über den Befund ein Protokoll aufnehmen zu laffen, auch fofort 
für unverweilte Ergänzung und Wiederherftelung abgehenter Mars 
fungszeihen Sokge zu tragen. 4) 


1) Ueber die Abweichungen der Markungs- von den Steuergrenzen f. im dritten 
Buche $. 211. 

2) Brimärfatajterinftruftion vom 28. Juli 1830. $. 1. 5—7. 80. 

3) Sen. Referipte vom 2. Juli 1603 und 16. Nov. 1735. Commun. Ordng. 
u. 15. $. 1. 

4) KR. Verordnung vom 3. Nov. 1841. Neg.Bl. ©. 529. 


I. Das Gemeindebürgerredt. 
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Bon jeher und ſchon mit Anerfenntniß der älteren Gelege !) 
mußte derjenige, welcher von auswärts her die Angehörigfeit 
in einer Gemeinde erlangte, biefür an die ®emeindefaffe eine 
Gebühr entrichten, die gerechtfertigt”ift, theild weil der neu Gintres 
tende in den Mitgenuß des Vermögend diefer Gemeinde tritt, woran 
andere Gemeinden und ihre Angehörigen zunächſt feinen Theil 
haben, theils jedenfalls, weil er forthin an ten auf Koften diefer 
Gemeinde und mit Beiträgen ihrer früheren Angehörigen gemachten, 
öffentlichen Einrichtungen Antheil nimmt. "Der Betrag war früher 
der Selbftbeftimmung der Gemeinde überlaffen, es mußte aber zur 
Herbeiführung einer Gleichförmigfeit, namentlih in den neumwürttems 
bergiſchen Orten mit den altwürttembergijhen, der Tarif einer Nes 
vifion unterworfen werden. 2) In neuwuͤrttembergiſchen Gemeinden 
war häufig neben der Gemeinde die Grundherrfihaft zu einem Bes 
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zuge berechtigt, der neben der Gebühr, welche für die Aufnahme 
ins Untertbanenrecht zu bezahlen war, beftand; in den vormaligen 
württembergiihen Kammerorten, wo feine Gemeindeverfafjung be- 
ftund, floß aud die ganze Annahmgebühr der herzoglihen Kammer 
zu. 3) Diefe Bezüge find aufgehoben und es ift, wo der grund» 
herrliche Bezug in einer Duote der von der Gemeinde erhobenen 
Gebühren beftund, diefe Duote der Gemeinde zugewachfen, vorbe— 
hältlich der durch nene gejeglihe Regulirung diefer Abgabe eingetre: 
tenen Aenderung des Betrags. 4) 


41) Land. D. Tit. 2. „gebe fein Bürgerrecht.“ Commun.D. IV. 1. $. 2. 

2) K. Berorbnung vom 9, April 1813. NReg.Bl. ©. 145. 

3) Inftruftion vom 2. Oct. 1807. Berorbnung vom 2. Dez. 1810. Reg.Bl. 
S. 539. 

4) Geſetz vom 24. Aug. 1849. Reg.Bl. ©. 482. Art. 3. 4. 
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Ueber die Größe diefer Gebühren beftehen folgende gefegliche 
Beitimmungen: 

1) Zur Grundlage und zum Mapftab dient die für die Auf: 
nahme eines felbftftändigen Mannes zum Bürger zu 
entrichtende Gebühr, deren Betrag zunächſt von dem recht: 
mäßigen (im Jahr 1828 allgemein unterfucdten) Herkom— 
men abhängt, jedoch wenn fie bei einer Gemeinde erfter Claſſe 
ſchon mindeitens die Summe von 120 fl., in der zweiten Elaffe 
die Summe von 50 fl., in der dritten Claſſe von 25 fl. be- 
trägt, niht weiter erhöht werden darf. 1) 

2) Bon den hienad; feftgefegten Bürgerannahmsgebühren hat in 
der Regel zu entrichten: 

a) eine Krauensperfon, auch in dem Falle, wenn fie einen 
Ortöbürger ohne gefeglihed Hinderniß heirathet oder 
mit ihrem Manne überfiedelnd, Feiner befondern Auf: 
nahme bedarf — die Hälfte; 2) 

b) ein Kind männlichen oder weiblihen Geſchlechts, das 
mit dem Water oder der Mutter überfiedelt — den vierten 
Theil. 3) 

3) Die Gebühr für die Aufnahme in das Beiſizrecht, welde 
jest, nachdem die Aufnahme neuer Beifiger durch das Gefeg 
vom 6. Juli 1849. Art. 4. unterfagt ift, nur nod bei den 

durch polizeilihe Zutheilung in den Befig des Heimath- 


— SE — 


rechts Gelangenden Platz greift, darf die Hälfte der ad 1. 
und 2. beftimmten Gebühren nicht überfteigen, und ein in das 
Bürgerrecht derfelden Gemeinde aufgenommener Beifiger darf 
an der Bürgeraufnahmsgebühr den Betrag der Beifigerauf- 
nahmegebühr in Abzug bringen. 4) Bei den polizeilic Zuges 
heilten ift die Echuldigfeit zu diefer Gebühr davon abhängig, 
daß fie fih zur Zeit der Zutheilung in der Lage befinden, 
das Annahmegeld, ohne ſich oder den Ihrigen den nothdürf- 
tigen Lebensunterhalt zu verfümmern, bezahlen zu fönnen. 5) 

Außer dem zu 2.* bemerften Falle des Eintritts ohne fürms- 
liche Aufnahme ift bei dem durd die Wahl in den Gemeinde: 
rath oder Bürgerausihuß von felbit erfolgenden Eintritt in 
das Bürgerreht die Aufnahmegebühr zu entrichten. $) Das 
gegen findet ter Anfag derſelben nicht Etatt bei unehelichen 
Kindern, die durch nachfolgende Ehe der Eltern von felbft im 
dad Bürgerrecht des Vaters eintreten. 7) 


1) Bürgerrechtsgefeb vom 4. Dezbr. 1833. Art. 29. 31. — Daß bei Feſt⸗ 
ftellung der Aufnahmegebühr in zufammengefegten Gemeinden auch ber 
etwa für die beireffende Gemeindeparzelle vorbehaltene Antheil (Eintritts- 
geld) einzurechnen, mithin im Ganzen nicht weiter erhoben werben darf, 
wird in einem Min.Erlaß vom 5. Febr. 1836 noch ausdrücklich beftimmt. 
Diefes Gintrittsgeld, nicht aber die fonflige Gebühr, muß dann beim 
Umzug von einer Parzelle deſſelben Gemeindeverbands in die andere, fos 
fern es auch für dieſe befteht, wieber entrichtet werben. 

2) Daf.. Art. 30. K. Verordnung vom 9. April 1813.. 8. 7.. 


3) cit. Berorbnung von 1813. $. 7. Erlaß des Minift. des Innern vom 
3. Juli 1843. Diefer Erlaß gibt dem Sag der Verorbnung den leptern 
Zufag. Wenn aber hier angeführt ift, daß jede nicht mehr in elterlicher 
Gewalt befindliche, felbfiftändig überfiedelnde Perfon den ad 1 und 2.8 
feitgefegten Betrag zu entrichten habe, fo fcheint dies micht nur in Abſicht 
anf elterlofe Kinder (kis zur Mündigkeit), fondern überhaupt auf uns 
ſelbſtſtändig lebende, nicht richtig, es fcheint vielmehr, daß biefer 
felten praktifche Fall gar nicht vorgefehen fey, und es ſich um eine weis 
tere Abftufung, jedenfalls unter dem genannten Betrag, handeln würde, 
ba die Gebühr ad 1. nur von einem felbfiffändigen Bürger im 
inne des Bürgerrechtegefepes zu entrichten ift. (Vergl. Art. 31. Satz 2. 
Art. 55.) 

4) DBrong. vom 12. Dez. 1812. Reg.Bl. ©. 617. Bürg.R.Gef. Art. 29. 30. 

5) Bürg.R.Gef. Art. 41. ; 

6) Geſetz vom 6, Jali 1849. Art. 3. 

7) Erlaß des Minifterium des Iunern vom 15. Mai 1834, 
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5. 113. 


Im Allgemeinen iſt hieruͤber noch anzuführen: 

1) Eine Verminderung dieſer Gebuͤhren kann jederzeit durch 
den Gemeinderath, mit Zuſtimmung des Buͤrgerausſchuſſes, 
verfügt werden. 1) 

2) Die Erhöhung aber iſt an beſondere Genehmigung ver zu— 
ftändigen Kreidregierung gebunden und jedenfalls nur bie zu 

den Beträgen ad 1. $. 112. zuläffig. 2) 

Dei diefen Beichlüffen find nad der Abficht des Geſetzes 3) die 
jedem Bürger im Drte zufommenden bürgerfihen Nugungen neben 
etwaigen eigenthümlichen LXocalwerhältniffen, namentlih Bevölkerung 
und Gewerbſamkeit, in Betracht zu ziehen; es foll das gefegliche 
Marimum für die beiden legten Claſſen zugleih als das Minimum 
der Aufnahmegebühr für die zunächft höhere Elaffe betrachtet werden. *) 


1) Verw. Edict $. 52. 53. 

2) Berw.Epict & 68. Bürgerrechtsgeſetz Art. 31. 

3) Brog. vom: 12. Dee. 1812. $. 2. und vom 9. Aprif 1813. $. 6. 
4) Erlaß des Min: des Innern vom 24. April 1828. 


5. 114. 


Jede Gemeinde ift außerdem!) noch berechtigt, von denjenigen, 
feyen ed eingeborene oder von auswärts aufgenommene Genoſſen, 
welche in den Stand der Gelbftftändigfeit, fomit in wirkliche Aus⸗— 
übung der Genoſſenſchaftsrechte (actives Bürgerrecht) eintreten, Beis 
träge für zweierlei Anftalten zu fordern: 

1) zur Allmandbepflanzung, zu welder Entrichtung aber die 

Beifiger nicht verpflichtet werden können; 

2) zu den örtlihen Feuerlöſchgeräthſchaften, für welche die 

Beifiger nicht höher al& die Bürger angelegt werden fönnen. ?) 

Die Einführung, Erhöhung, oder die Herabfegung und Auf: 
hebung folcher Beiträge erfordert. die Zuftimmung des Buͤrgeraus— 
ſchuſſes, Erfteres die Genehmigung ded Oberamts. 3) 


1) Alfo auch, wenn das in $. 112. bemerkte Marimum ber Aufnahmegebühr 
fetgefegt ift: Erlaß des Minifteriums des Innern vom 8. Novbr. 1830. 

2) Bürgerrechtsgefe Art. 62., wodurch die unmittelbaren Leiftungen für dieſe 
Zwede aufgehoben wurden. Früher waren auch Raturalbeiträge zu den 
Sruchtvorräthen zu geben. Vrdg. von 1813. $. 7. 

3) Daf. und Verw. Edict $. 53. 65. 


Pi, 
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Auch beim Wegzug aus einer Gemeinde war im früheren 
Zeiten mit gejeglicher Billigung !) eine Gebühr, Bürgerauffagegeld, 
zu entrichten, welche indeß in neuerer Zeit, ald unvereinbar mit den 
Grundfägen des freien Zugs, allgemein abgeftellt wurde. ?) 

Durch befondere Privilegien hatten einige altwürttembergifche 
Gemeinden dad Recht des Abzugs von Erbſchaften erlangt, die 
ins Ausland oder auch nur im andere inländijche Gegenden giengen. 9 
In letzterer Beziehung ift jedoch jedes Recht diefer Art aufgehoben, 4) 
während vermöge der abgeichloffenen Staatöverträge der Bezug auch 
dem Ausland gegenüber nur noch ausnahmsweile vorfommt, Wo 
ein Abzugsfall eintritt, wird derfelbe vom Oberamt behandelt, die 
Abzugsgebühr vom Cameralamt eingezogen und der berechtigten. Ge- 
meinde, foweit ihr zufommt, binausbezahlt. 5) 

- 4) Landesorbnung Tit. 2. $. 7. Gomm.d. IV. 1. $. 2. Bergl. Bleyer 
Elem. juris pub]. wurtt. L. I. Cap. V. Pit, XV, $. 328. 
2) Berorbnung vom 28. Januar 1819. Rgbl. ©. 58. 
3) Bleyer I. c. $. 331. 
4) Refeript vom 30. Auguft 1806. Rgbl. ©. 115. 
5) Juſtr. vom 12. Jull 1823. $. 12. Rgbl. ©. 538. 


11. Einrichtungen für den öffentlihen Dienfl. 
1) Sadlide Einrichtungen. 


Zum allgemeinen öffentlichen Dienfte bedarf ed 1) zunaͤchſt eines 
öffentlichen Gebäudes, Rathhaufes, das überall einen Saal für 
die Berfammlung der Gemeinde und etwa zugleich auch für die 
Sigungen der verfchiedenen Gollegien, fodann aber ein Heineres 
Zimmer für ‚die gewöhnlihen Amtsgefchäfte des Ortsvorſtehers, 
nebft einem Parthieen- oder Wartezimmer enthalten follte. In klei⸗ 
neren und unbemittelten Gemeinden wird fich freilich mit einem ge» 
mietheten Lokale begnügt; für die Berathungen der Amtskörperichaft 
wird ein Saal des Rathhaufes der Oberamtöftadt gemiethet.t) Die 
Zimmer find mit den nöthigen Mobilien, namentlih den erforders 
lihen verfhließbaren Schränfen zu Aufbewahrung ter Gemeinde: 
regifttatur ,2) zu verjehen; ſodann ift Beleuchtung und Beheizung 
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zu beftreiten. — 2) Für die Gefhäftsführung felbft find die erforders 
lihen Materialien, namentlich Protofollbücher ꝛc., anzufchaffen. Die 
offizielle Gefegesfammlung, das Regierungsblatt (nebft den dazu 
gehörigen Rectserfenntniffen), hat jede Gemeinde für ihren Ge- 
brauch anzufchaffen, wie auch dafjelbe jedem Dekan und Pfarrer 
aus der Stiftungsfaffe anzufchaffen iſt; diefe, wie bei der Gemeinde 
der Ortövorfteher, find für gehörige Sammlung und Aufbewahrung 
verantwortlih.3) — Die Anfhaffung von Privatfammflungen und 
wiffenfhaftlihen Hülfsmitteln hängt von dem Befchluffe der Ver: 
waltungsbehörde ab. 


4) Mitunter if das Rathhaus der Oberamtsftabt Gigenthum ber Amtes 
eorporation. 

2) Erlaß des Minifleriums des Innern vom 17. Dec. 1833, 

3) K. Brdg. vom 22. Jan. 1807. 


2) Belohnung der Körperfhaftsbeamten und Diener. 


$. 117. 


Die für den allgemeinen Dienft der Gemeinde ıc. beftellten Be- 
amten und Diener werben auf verſchiedene Weife belohnt: 

1) durch Befoldungen,!) deren Ausfegung für manche Aemter 
vorgeſchrieben, für andere deshalb pafjend ift, weil dadurch 
die Eontrole der für einzelne Verrichtungen zu machenden An- 
rechnungen wegfällt. Dagegen taugen Befoldungen nicht, wo 
die Gefahr vorliegt, daß die dadurch befohnten einzelnen 
Verrichtungen nicht oder nicht vollftändig beforgt werten. — 
Die Befoldungen der Gemeindebeamten fönnen bei kleineren 
Gemeinden gegenüber denjenigen der Staatödiener mäßig feyn, 
weil die Gefchäfte derfelben weder eine höhere Worbereitung 
erfordern, noch fie hindern, ihrem ortentlihem Erwerbe nachzu— 
gehen. — Die Befoldung fol in der Regel in baarem Gelbe 
beftehen; Naturalien müfjen jedenfalls in beftimmten Quan- 
titäten ausgefegt und zu beftimmten Geldanfägen in die Ber 
foldung eingerechnet werden, Nebenbezüge aber, wie Freiſchafe, 
Pförhnäcte, Steuerfreiheiten ıc., find auch als Gehaltstheile 
unzuläffig erflärt. Cine neue Regulirung der Befoldung foll 
in der Regel nur während der Erledigung des Dienftes bei 
befonderem Anlaffe vorgenommen werben. 2) Uebrigens bedarf 
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es zur Ausfegung neuer oder erhöhter Befoldungen 1) aus 

Gemeindefafien der Zuftimmung ded Bürgerausfchuffes und 

wenn ed einem Corporationsdiener oder Gemeinderath gilt, 

der Kreisregierungs⸗, bei einem Mitglied ded Bürgerausfchuffes 
der oberamtlichen Genehmigung ; 3) 2) aus Amtspflegen des 

Beichluffes der vollen Amtsverſammlung und in den Fällen 

des $. 50. der Genehmigung der Kreidregierung; 4) 3) aus 

Stiftungsfaffen des nad gutächtlicher Vernehmung des Bürger: 

ausfchuffes zu fafienden: Beichluffes des Stiftungsrathes und 

in allen Fällen der Genehmigung der Kreisregierung. 9) 

Die Befoldungen find vom Tage des wirkliden Dienft- 
antritte® an bis zum Tage ded Abtretens vom Dienfte zu 
berehnen. Ihre Auszahlung fann in angemeflenen Raten, 
foweit dieſe verfallen find, verlangt werden. — Amtsver— 
wefer beziehen bei nieder bejoldeten Gemeindedienften in der 
Regel den ganzen Gehalt für die Dienftftelle, wofern nicht 
etwas Anderes ausdrüdlich beichloffen und vereinbart ift. Wenn 
ein Gemeindediener durd Krankheit, Abweſenheit, vorläufige 
Amtsenthebung 6) an Berfehung des Dienftes gehindert ift, fo 
muß derjelbe dem Amtsverwefer einen entiprechenden Theil der 
Jahresbefoldung abtreten; in ftreitigen Fällen hätte die Ver— 
waltungsbehörde und weiterhin das Oberamt nad den be— 
fonderen Verhältniffen, namentlih nad dem Verhältniß der 
ausgejegten Bejoldung zu den während der Amtsverweferei 
vorgefommenen Bemühungen, zu entjcheiden. 

2) Durh Taggelder für den Zeit: und Arbeitsaufwand in 
einzelnen Gejhäften und Verrichtungen, verbunden bei amt: 
lihen Berriktungen außerhalb des Gemeindebezirks oder der 
Barzellargemeinde, in welcher ein Diener feine Wohnung hat, 
mit Vergütung der ihm durch feinen auswärtigen Aufenthalt 
verurfadhten Koften.?) 

3) Durh Gebühren, die nicht nad dem Zeitaufmwande, fon= 
dern nad dem Gehalte einzelner Verrihtungen, nad der damit 
in der Regel verbundenen Mühe und Berantwortlichkeit ber 
meffen find. 

Ueber alle diefe Bezüge find die nachfolgenden gefeglichen Vor: 
[öriften gegeben, durch weldye nicht ausgejchloffen ijt, daß die Ver: 
waltungsbehörden folhe unter dem vorgeichriebenen Maße durd) 
defondere Befchlüffe feftfegen, die jedoch auf die ſchon früher unter 

9 
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den allgemein beftehenden Vorſchriften angeftellten oder beauftragten, 
oder nicht von der Wahl der Gemeindevorfteher abhängigen Gemeinde- 
beamten 3c. ohne deren Zuftimmung nicht anwendbar find und die 
überdies dur die Erwägung beftimmt feyn müflen, daß die amt- 
lihen Geſchäfte auch bei der geringeren Belohnung vollftändig und 
gut beforgt werben fünnen. 8) 

Weiter ald das Genehmigte oder fonft gejeglich Zuläffige unter 
irgend welchem Titel zu beziehen, namentlich auch bei einzelnen 
Anläffen auf ®emeindefoften zu zehren, ift verboten, und es findet 
neben dem Erfage des ungebührlich Bezogenen Disciplinarrüge, oder, 
wenn ed ſich zugleih um Betrug oder faliche Koftenreihnungen han 
delt, gerichtliche Beftrafung Statt. 9) 


1) Beſoldung und Gehalt wird gleichbeventend genommen; letzterer Aus- 
druck wird fonft mehr im Bezug auf Privatdienfte gebraudht. Den Ber 
foldungen find in den nachbenannten Gefepesftellen Wart gelder gleich— 
geſetzt, worunter fländige Bezüge zu verfichen find, die einem Diener 
neben ben für einzelne Berrichtungen zuläffigen Anrechnungen ausgefegt 
werben, um ihn bei Ungemwißheit oder Unzureichenheit der letztern zur fort: 
dauernden Beforgung jener zu befiimmen. — Wirthſchaftlich gleich, aber 
vechilich verfchieden find hievon Averfalbelohnungen, welde andern 
als den im $. benannten Dienern für niedere Dienfte ſtatt der einzeln 
anzurechnenden Taglühne oder Gebühren ausgeſetzt werben; namentlich 
bedarf es hiezu Teiner Staatsgenehmigung. 


2) Inſtr. vom 20. Febr. 1841, worin zwar nicht birefte Vorfchriften gegeben 
find, aber die erforderliche Genehmigung von Einhaltung obiger Regeln 
abhängig gemacht ift. 

3) Verw. Ediet $. 53. 65. b. 66, Nro. 1. 2. 

4) Verw. Edici $. 84. 89. a. b. 

5) Verw. Ediet $. 134. Nro. 3. $. 137. 148. Nro. 4 


6) Hier nur, wenn fie durch die Gerichte felbft verfügt wird; gefchieht die 
Sufpenfion wegen eines gerichtlichen Bergehens von ber vorgefegten Ber: 
waltungsbehörbe, fo hat das Gericht darüber zw erfennen, ob und wie 
weit der Angefchulbigte den Aufwand für die Amtsverweferei zu erflatten 
habe. rt. 454. ber Strafprogeforbnung. 


7) 8. Vrdg. vom 22. Febr. 1841. $. 1. 

8) Die machftehenden PVorfchriften über Feffeßung der Gehalte und Tag- 
gelber x. gehen zu weit, indem fie ber Erwägung örtlicher BVerhältnifie 
feinen Raum laſſen, fo daß die hienach feftgefepten Bezüge bald zu reich» 
ch, bald unbillig gering ausfallen. 


9) Comm.O. IL, 1. 8. 6. I 2. 8. 7. I. 7. $. 22. Strafgeſetzbuch 
Art. 419. Ä 
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Die Feftfegung allgemeiner Normen über Benfionirung der 
Beamten einer Gemeinde und Unterftügung ihrer Hinterbliebenen, 
mit Einlagen von Eeite jener, wird von Auffichtöwegen in der Be— 
fürhtung unvorzuſehender Beläftigung der Gemeindefaffe nicht zus 
gelaffen,?) wogegen in einzelnen Fällen nach Maßgabe der perfön- 
lihen Berdienfte eined Diener und der öconomiſchen VBerhältnifie 
feiner Hinterbliebenen Beichlüffe in derfelben Art, wie bei Be- 
foldungen, gefaßt werden fönnen, die bei Stiftungen unbedingt, bei 
Gemeinden und Amtsförperfchaften aber nur, wenn fie den in $. 117. 
erwähnten Dienern felbft gelten, der Staatsgenehmigung bedürfen. 2) 


41) Erlaß des Minifteriums des Innern vom 23, Nov. 1829. 
2) Verw. Edict SS. wie Note 3— 5 zu $. 117. 


a) Befoldungen. 


$. 119. 


Der DOrtsvorfteher erhält aus der Gemeindefaffe eine den 
Kräften derfelben und dem Umfange feiner Geſchäfte angemeffene 
Befoldung, wogegen er alle und jede Dienftverrichtungen in Ge— 
meindefachen, fofern fie ihm als Schultheiß und nicht vermöge eines 
befondern Nebenamted, 3. B. als Gteuerfäger, Untergänger, 
Feuerfchauer, obliegen, innerhalb des Gemeindebezirfed ohne -weitere 
Anrechnung zu beforgen bat.1) Jede Erhöhung der bisher be- 
ſtandenen Schultheißenbeſoldung muß zunähft nad) der Zahl der 
Einwohner, fodann mit Berüdfichtigung der gewerblichen und öfo- 
nomifhen Verhältniffe der ®emeindeangehörigen, der Lage des Ortes 
an mehr oder minder frequenten Straßen, des Umfanges der Ge— 
meindemarfung, der mehr oder minder vorgefhrittenen Theilung des 
Grundeigenthums, des Vorhandenfeynd von Gemeindeparzellen, des 
Permögensftandes der Gemeindecorporation und der Stiftungen fich 
begründeu laffen und wird mit Beachtung diefer Momente in der 
Regel nur innerhalb gewiffer Grenzen genehmigt.) — Für Schreib: 
materiafien erhält der Schultheiß eine bejondere, nad dem wirf- 
lihen Aufwande zu bemefjende Averfalvergütung. Die in Neben- 
orten beftellten polizeilichen Vorftände (Anwälte) beziehen einen ihrem 
beihränften und untergeordneten Wiefungsfreije entfprechenden Gehalt. 

1) Verw. Ediect $. 13. Comm.Dd. I, 3. $. 3. 
9 * 
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2) Inſtr. vom 20. Febr. 1841. Die Skala ber Beſoldungen iſt hier folgender: 
maßen normirt : | 
. Bei Gemeinden unter 300 Einwohnern 30 bis 60 fl. 
von 3 bis 600 pr 40 „ 90. 
601 „ 1000 * 60 „ 150 fl. 
1001 „ 1500 » 100 „ 240 fl. 
' 4501 „ 2000 „ 150 „ 320 fi. 
2001 „ 3000 Pr 20 „ 500 fl. 
3001 „ 5000 — 300 „ 800 fl. 
Bei Gemeinden erfter Claſſe 600 „1500 fl. 

Die Marimumsfäge -follen nur da anzuwenden feyn, wo ein Zufammen: 
flug außergewöhnlicher Verhältniffe die Gefchäfte vermehrt oder erfchwert. 
Zu einer Ueberfchreitung des betreffenden Marimumsfages muß bie Ge- 
nehmigung des Minifteriums eingeholt werben. — Nach einer Berorbnung 
vom 21. Oct. 1811 follte der Befoldungsgröße in der Regel die Seelen: 
zahl, und zwar auf den Kopf 4%, fr. gerechnet (per 100 — 7 fl. 30 fr.), 
zum Anhaltspunft dienen. Diefer Mafftab warb jedoch ſchon durch dem 
Erlaß des Minifteriums vom 5. Nov. 1821 für unzulänglich erklärt. 


8. 120. 


Eine Befoldung bezieht ferner der Gemeinderathsfchreiber, 
welcher dafür auch alle im Namen des Gemeinderaths zu fertigenden 
Berichte, Verzeihniffe, Umlagen, Berechnungen und ähnlihe Aus— 
fertigungen ohne befondere Belohnung zu beforgen hat.) Der Gehalt 
des Rathsſchreibers foll in der Regel den dritten Theil der Befoldung 
des Ortsvorſtehers betragen, auch erhält er wie der Echultheiß eine 
Averfalvergütung für den Aufwand an Screibmaterialien.?) — 
Die Gemeinderäthe genießen als ſolche feinen Gehalt.) — 
Der Altuar der Amtsverfammlung erhält eine dem Umfang 
feiner Dienftleiftungen angemefjene fire Belohnung, welche von der 
Amtsverfammlung unter Genehmigung . der Kreißregierung feitgefegt 
wird und unter Zugrundlegung eines Taggelds von 1 fl. 30 fr. 
höcftens auf 80 fl. mit Einfluß des Schreibmaterialienaverfums 
beftimmt werden foll. 4) 


1) Verw. Edict $. 20., fofern fie nicht zu den in $. 126. benannien Ge: 
ſchäften gehören. 

2) Inſtr. vom 20, Febr. 1841. $. 7. 

3) Verw. Edict $. 8. Den ſchon vor dem J. Ediet von 1818 im Genuß 
eines Gehaltes geftandenen Mitgliedern wurde folder vorbehalten durch 
$. 1. der Verordnung vom 11. März 1822. 


4) Verw. Edict $. 77. Angef. Jnſtr. 8. 4. 
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| $. 121. 

Der Gemeindepfleger bezieht (neben ver in $. 125. er- 
wähnten Gebühr) einen den Kräften der Gemeindefafje angemeffenen, 
mit Rüdfiht auf den Umfang der Bermögensverwaltung zu bes 
ſtimmenden Gehalt, ) was auch auf Theilrehner, fofern ihre Vers’ 
rihtung nicht bloß in Einzug und Ablieferung befteht, Anwendung 
findet. — Dem Amtspfleger ift (neben der in $. 125. erwähnten 
Gebühr) mit Rüdfiht auf die Zahl der Gemeinden, das Bermögent 
der Amtsförperfchaft, auf den Betrag der von ihm auszuzahlenden 
Anweifungen für Straßenfojten 2c., für die VBerwaltungs- und 
Rehnungsgeihäfte mit Einfluß der Rechnungsſtellung, fodann für 
die etwa ihm übertragenen Amtsſchadensumlagen eine fire Belohnung 
von 250 fl. bis höchſtens 350 fl. auszufegen, für welche er alle 
Berrihtungen innerhalb des Oberamtsbezirfed zu beforgen hat. So⸗ 
dann erhält er für den amtlichen Bedarf an Schreibmaterialien, Pads 
papier 2c. eine angemefjene Entihädigung. 2) — Die Stiftungs- 
pfleger beziehen einen, in Rüdfiht auf die Beftimmung der 
Stiftungseinnahmen für kirchliche und wohlthätige Zwede, wonach 
die Verwaltung derfelben mehr ald Ehrenfahe betrachtet werden 
muß, möglichft nieder zu beftimmenden Gehalt. 3) 

4) Verw. Edict $. 22. Berf. vom 20. Febr. 1841. $. 8. 

2) Angef. Berf. $. 3. 0 

3) Koftenorbnung von 1615. Tit. von Zehrung: Generalverordnung vom 
9. April 1816. | | 


b) Taggelbder. 
$. 122. 


Taggelver können nicht angerechnet werben !): 

1) von befoldeten Gemeindedienern für alfe mit ihren Wemtern 
ordentlidyerweife verbundenen amtlichen Verrihtungen inner: 
halb des Gemeindebezirfs.2) Dagegen ift die Anrechnung 
gegenüber den Ortöfaffen zuläffig bei amtlihen Verrichtungen 
außerhalb des Gemeindebezirfs und bei Verrihtungen, die nur 
in Folge eines befondern Nebenamts gefhehen. | 

2) Bon den Mitgliedern des Gemeinderaths, Stiftungsraths, 
Kirchenconvents und Bürgerausschuffes für Verrichtungen in 
den Sigungen. diefer Collegien, oder den zur Vorberathung 
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dahin gehöriger Gegenftinde niedergejegten Commiffionen. 9) 
Dagegen dürfen diefelben Taggelder anrechnen für einzelne 
Verrihtungen außerhalb genannter Sigungen, die fie fraft 
befonderen oder beitändigen Auftrags zu bejorgen hatten. 

Bei den Dienern, welche gleichzeitig mehrere Stellen befteiden, 
fommt c8 bezüglich der Taggeldsanrechnung darauf an, in welder 
amtlichen Eigenſchaft fie den Dienft geleiftet hatten. Amtsverweſer 
und Stellverteter eined Dieners erhalten daffelbe, wie die auf dem 
Amte wirklich Angeftellten. Wohnt ein Diener aber in doppelter 
amtlicher Eigenfhaft, 3. B. ald Drtsvorfteher und Rathöfchreiber, 
an, jo darf er den Zeitaufwand nur einfach, übrigens wenn das 
Taggeld für das eine Amt höher ift, in der Eigenſchaft des letztern 
anrechnen. #) 


1) R. Verorbnung vom 22. Febr. 1841. $. 2. 4. 6. 8. 9. 

2) Wozu namentlich die Kirchen: und Schulvifitationen und Pfarrinveſtituren. 
3) Wozu Rechnungsabhören, Ruggerichte, Aemtererſetzungen. 

4) Angef. Verordnung 8. 2. 5. 
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Die Taggelder werden nad Maßgabe der auf ein Gefhäft und 
die dafür etwa gemachte Reife wirklich aufgewendeten Zeit berechnet. 
Acht volle Stunden oder mehr an einem Tag gelten für einen 
ganzen Tag, mehr als vier Stunden werben für ’/,, mehr ald zwei 
für %,, zwei Etunden oder weniger Zeitaufwand für '/, Tag be- 
rechnet; wobei aber der an einem Tag für zwei oder mehrere Ges 
ſchäfte gemachte Zeitaufwand zufammenberechnet werden muß, fo daß 
nie mehr ald das ganze Taggeld für einen Tag in Berechnung 
fommt. Das Taggeld für einen Tag ift ohne Unterfchied zwiſchen 
Eonn- und Werktag für Ortövorfteher ein Gulden, für Mitglieder 
der Gemeinderäthe, Bürgerausfchüffe, Rathsfchreiber, Etadt-, Ge: 
meindes und GStiftungspfleger, Ausftandsfaffiere, Steuereinbringer, 
Fruchtvorrathspfleger, Waldmeifter, Pförchmeifter, Bauverwalter und 
andere jogenannte Nebenämter, fodann für die Parzellenanwälte 
48 fr.; für Aufwärter, fo lange und foweit die Dienfte nicht in 
den Gehalt eingerechnet find, was gefchehen fol, 24 fr. Für andere 
Diener ift die Feftfegung ded Taggeldes der betreffenden Verwaltungs⸗ 
behörde überlaffen. 1) 


4) K. Verordnung vom 22. Febr. 1841. $. 10 — 12. 
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c) Diäten und Reiſekoſten. 


g. 124. 


Zu den Reifefoftenvergütungen gehört zunäcft 
1) die auf 24 fr. für den Tag feftgefegte Zehrungsvergütung 

a) für die in Nebenorten wohnenden Gemeinderäthe von 
Sipungen im Hauptorte, wenn die Entfernung nicht 
unter. einer halben Etunde ijt, und wenn bie noth— 
wendige Abwefenheit von Haus vier Stunden oder dar: 
über dauert; !) 

b) für die Dtrövorftcher und Gemeinderäthe bei Berrich- 
tungen, für welche Taggelver paſſirlich find, wenn die- 
felben außerhalb des Wohnorts, aber innerhalb 
des Gemeindebezirfd vorgenommen werden und die Ent- 
fernung des Orts der amtlichen Verhandlung nicht unter 
einer halben Stunde beträgt, auch die nothwendige 

" Abwefenheit von Haus zum wenigften ſechs Stunden 
| dauert. ?) | 
2) In andern Fällen erhalten die Ortsvorfteher und andere in 
$. 123. benannte Gemeindediener neben dem Taggeld °): 
a) bei nur zweiftündiger oder Fürzerer Abwejenheit vom 
MWohnorte nichts weiter; dagegen 
b) bei mehr ald zwei Stunden Abwejenheit: 
«) bei einer nicht über ſechs Stunden gehenden Ent- 
fernung vom Wohnorte, 
aa) wenn nidt auswärts übernachtet werden 
muß, das Doppelte, 
bb) wenn auswärts übernachtet werden muß, 
dad Dreifache des Betreffed an Taggeld 
‚für das bezüglihe Geſchaͤft; 

ß) bei einer über ſechs Stunden betragenden Ent- 
fernung, mit dem oben angeführten Unterſchiede, 
der einfache oder doppelte Betrag des betreffenden 
Taggeldes ald Diäten, fodann an Reifefoften auf 
Eijenbahnrouten die doppelte Tare für eine Perſon 
in der zweiten Wagenklaffe, auf Eilwagenrouten 
die doppelte Tare für einen Platz, wo und foweit 
aber diefe Bahrgelegenheiten fehlen, oder die Reife 
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ohne Nachtheil für ihren Zweck den Fahrtenplanen 
nicht angepaßt werden kann, das Doppelte der 
jedesmaligen Extrapoſttaxe auf ein Pferd je auf 
vier Poſtſtunden, ſo daß, wenn zwei bis vier 
Gemeindediener nach demſelben Orte zugleich ver: 
ſendet werden, denſelben mit einander nur das Dop⸗ 
pelte der Ertrapofttare auf zwei Pferde paſſirt.) 
Wenn die hier beitimmte Entihädigung in einzelnen 
Füllen wegen außerordentlihen Umftänden offenbar unzus 
länglich wäre, kann durch gefegmäßigen Beſchluß ($. 50.) 
eine angemeffene Aufbefjerung bewilligt werden, wie durch 
jolhen Beſchluß auch die Reifefoftenvergütung anderer 
Gemeindediener feftzufegen ift. 
Obige Antechnungen find au für das Anwohnen bei 
ven Amtsöverfammlungen zuläffig. 9 
3) Amtspfleger haben gegenüber der Amtspflege für Verrichtungen 
innerhalb des Oberamtsbezirks Fein Taggeld, wohl aber Diäten 
und Reijefoften gleich einem Ortsvorſteher, bei Verrichtungen 
außerhalb des Oberamtsbezirks dad dem Drtövorfteher ger 
bübrende Taggeld nebft Disiten und Reifefoften anzurechnen. ®) 
Im Allgemeinen find unnöthige Reilen und Verſendungen zu 
vermeiden; jede nicht in beftehenden Borjchriften begründete Der: 
Ihidung eines Amtskörperſchafts- und Gemeindedieners darf nur auf 
Beihluß der Verwaltungsbehörde oder auf gejegliche Verfügung der 
Auffihtsbehörde geihehen, außer etwa in dringenden Fällen, und 
hat die Aufjichtsbehörde gegen jeded Uebermaß unter den in $. 49. 
angeführten allgemeinen Bejtimmungen einzufchreiten. ?) 


1) 8. Berorbnung vom 22. Febr. 1841. $. 13. 

2) Min.Berf. vom 2, Febr. 1847. Rgbl. ©. 54. 

3) a. a. O. 8. 14. 15. 

4) Da die letztere Beſtimmuug auf analoger Anwendung des Staatsdiener— 
biätenregulatives vom 17. Juni 1822 beruht, fo findet auch die Abänderung 
des letztern durch Verordnung vom 2. Juli 1848. Rgbl. ©. 310. hier 
Anwendung. 

5) Verw. Edict $. 76. Sap 4. Angef. Verorbnung $. 8. — Die Amts: 
verfammlungen follen fyarfam abgehalten werben. Comm. O. IL 3. $. 1. 

6) Angef. Verorbnung $. 3. 6. 

7) Comm.O. I, 4. $&. 1 — 4. 17. 
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d) Gebühren. 


$. 125. 


Bei Gegenftänden der Privatrechtöpflege, wo die Gemeinde als 
Parthie auftritt, haben die Gemeindebeamten diefelben Gebühren zu 
beziehen, welche überhaupt feitgeiegt find.1) Gebühren für Vers 
tihtungen in Gemeindeverwaltungsfachen fommen nicht vor, außer 
der Einzugsgebühr, welde 

1) die Gemeindepfleger anzufprehen haben von demjenigen 

Betrag, der an ordentlicher direfter Staatsfteuer, an Amtd« 

förperfchafts- und Gemeindeumlagen (worunter jedoch perfön- 

liche Abgaben der Gemeindegenofien, wie die Bürger und 

Beifigfteuer, Frohmdienfterfaggelder ze. nicht begriffen find), 

an den in Friedenggeiten zur Umlage kommenden Amtövers 

gleihungsfoften, fowie an den Ausftänden von dieſen Ab» 
gaben von den Steuerpflidhtigen unmittelbar (ohne Dazwiſchen⸗ 

funft eines Theilrechners) baar zum Einzug gebracht wird. 2) 

Die Größe der Einzugsgebühr wird durch beſondere Bes 
ſchlüſſe mit Rüdficht auf die den Einzug erſchwerenden oder 
etleichternden Umftände fejtgejegt und fann betragen: 

auf die erften 3000 fl. 1 fr. bis 1 fr. 3 hl., 
von 3001 bis 6000 fl. 3 hi. bie 1 fr., 
von 6001 und darüber 2 bis 3 Hi. von jedem Gulden. 

Die Einzüge an den verfchiedenen Anlagen werden hiebei 
in jedem Etatsjahre zufamengerechnet. Unter den Einzug» 
gebühren ift zugleich die Entihädigung des Dieners für Siegel: 
lad und Papier begriffen. Für Schreibmaterialien ift dem 
felben eine Averfalentihädigung auszufegen. Iſt neben dem 

Gemeindepfleger ein eigener Steuereinbringer aufgeftellt, 

jo befteht deffen Belohnung ganz in in der beftimmten Einzugs- 

gebührt. Hat dieſer Einbringer oder die in Parzellen aufs 
geitellten Eteuereinbringer die Steuergelder zur weiteren Bes 
jorgung an den Oemeindepfleger abzuliefern, jo gebührt dieſem 
der dritte Theil und die übrigen ?/, der Einzugsgebühr ges 
hören den mit der unmittelbaren Erhebung bemühten Ein— 
bdringern und Theifrechnefn. 9) | 

2) Der Amtöpfleger bezicht eine Einzugsgebühr von der direkten 
Staatöfteuer, den Amtsförperfhaftsumlagen und den Amts- 
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vergleihungstoften in Frietenszeiten, beftehend in ?/, Prozent 
des einzuziehenden Betrages: (40 Fr. von 100 fl.). 4) 


1) Vergl. Min.Erlaß vom 26. Febr. 1827, betreffend die Sporteln von 
Pfandbeftellungen ber Gemeinden. 

2) Alfo auch von dem nicht, was mittelft Abrehnumg erhoben wird; fos 
dann. nicht von denjenigen Stenern, die etwa durch Grefution mit bes 
fonderen Koften beigetrieben werben. Comm. O. V. 10. $. 9. Erſteres 
iſt indeſſen micht Teicht auczuſcheiden, zumal bei der jegigen Behandlung 
ber Abrechnungspoſten. 

3) Min.Berf. vom 20. Febr. 1841. $. 8— 11. Bon ben Einzugsgebühren 
für Gapitalftener x. f. im 3. Bud. Nah der K. Verorbnung vom 
21. Juni 1818. $. 4. jollte unter der Ginzugsgebühr auch die Gebühr für 
die Ablieferung an die Amtspflege enthalten feyn, was aber hier nicht 
ausgebrüdt, folglih von dem Befchluffe der Gemeindebehörde abhängig ift. 

4) Berf. vom 20. Febr. 1841. $. 3. 


e) Ehreibverdienfie, namentlih Belohnung ber 
VDerwaltungsaftuare. 


$. 126. 
Ein Theil der in der Gemeindeverwaltung vorkommenden Schrei⸗ 


bereis und Rechnungsgefchäfte, namentlih ſolche, welche befondere 
Kenntniffe und Fertigkeiten erfordern, ift in der Regel nicht unter 
denjenigen Verrichtungen begriffen, welche der Ortövorfteher, Ges 


meindepfleger um feinen Gehalt zu beforgen hat, 1) fondern es find 
dafür dem betreffenden Gemeindebeamten oder dem dafür aufgeftellten 
Berwaltungsaftuar befondere Anrechnungen. erlaubt, worüber Fols 


gendes zu bemerken ift. 


1) Damit die Gemeinden von dem ihnen zuftehenden Rechte des 
theilweifen Widerruf ded mit einem VBerwaltungsaktuar ges 
fchloffenen Vertrages und Selbftübernahme einzelner Geſchäfte 
ohne Schwierigkeit Gebrauch machen fönnen, ift für jedes 
einzelne, regelmäßig. in jevem Jahre vorfommende Ge— 
fchäft folcher Art, alfo namentlich immer Steuerfag (foweit 
diefer nicht von. den Notaren um ihre Befoldung aus der 
Staatsfaffe zu beforgen ift), Steuerumlagen, Steuerabrechnung, 
Rehnungsftellung 2) — fammt den mit jedem derfelben vers 
bundenen Rebenverrihtungen, eine fefte Summe ald Bes 
lohnung ausgefegt. Die Beftfegung dieſer Summe geſchieht 
duch Beſchluß der a ie und mit Genehmigung 
der Kreidregierung. 9) 
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2) Bei Beftimmung der Größe diefer Belohnungen kommt in Bes 


3 


— 


4 


— 


tracht, daß der Verdienſt nicht mehr, wie ftuͤher, zwiſchen dem 
Arbeiter und dem Prinzipal getheilt werden darf, daß die 
Geſchaͤfte innerhalb der beſtehenden Vorſchriften manchfach ab⸗ 
gekürzt werden können und daß die Feſtſetzung nur für den 
gewöhnlichen Umfang der vorliegenden Geſchaͤfte gefchieht, mit⸗ 
bin für den Fall einer ungewöhnlihen Ausdehnung derjelben 
durch Kriegsereigniffe 2c., ſowie überhaupt für jeden aufers 
ordentlichen Geſchaͤftszuwachs eine nachträgliche Uebereinkunft 
vorbehalten ift. In jedem Falle ift unter einer ſolchen Bes 
lohnung die Vergütung für nothwendigen Reifeaufwand, Ma- 
terinlien und die Belohnung für alle Nebenverrichtungen, z. B. 
unter der Rechnungsftellung die Nachrechnung und der Kaſſen⸗ 
fturz, die Beantwortung der Defekte u. ſ. w., zu begreifen, 
fofern nicht angemefjen wäre, einzelne diefer Nebenverrichtungen 
in dem Dienftvertrag audzunehmen oder den Gemeindebeamten 
zur Selbftbeforguing vorzubehalten. 4) Hienach wurden die Bes 
lohnungen auf der Grundlage der früheren Anrechnungen mit 
anjehnlicher Ermäßigung im Ganzen feftgefegt.) Wenn da- 
gegen im Fortgange der Verwaltung z. B. durch das Weg: 
fallen von Ausftänden, Selbftabminiftrationen ıc. eine wejents 
fihe Abkürzung oder Bereinfahung des Rechnungsweſens 
herbeigeführt wird, jo find die arcordirten Belohnungen einer 
verhältnißmäßigen Herabjegung zu unterwerfen.6) Für geringe 
Rebenverrichtungen, 3. B. Fertigung von Auszügen, Durch⸗ 
ſchnittsberechnungen, Berichten ıc., kann eine Averfalbelohnung 
von einigen Gulden in die Accorde aufgenommen werben. ?) 
Die Belohnung wird je nad geleifteter Arbeit auf gemeinde: 
oder ftiftungsräthliche Anweifung aus der betreffenden Kaffe 
bezahlt. Die Anweifung erfolgt für die Rechnungsftellung, 
fobald die Rechnung. mit Beilagen zur oberamtlichen Revifion 
übergeben ift, bei den übrigen Gefchäften auf ein Zeugniß des 
Schultheißenamts, daß das betreffende Gefhäft zur Zufrieden- 
heit des Ortövorftandes beendigt fey. Worfchüffe und Ab» 
Ihlagszahlungen find unter feinem Vorwande geftattet. 8) 

Außer den zu Nro. 1. erwähnten ordentlichen Geſchäften follen 
dem VBerwaltungsaftuar ohne vorgängige befondere Genehmi⸗ 
gung der Kreisregierung feine Gemeindegefchäfte übertragen, 
noch weniger irgend eine Nebenbelohnung aus den öffentlichen 
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Kaſſen gereicht werden;9) doch kann der Verwaltungsaftuar, 
wo der Redner die Rechnung nicht felbft ftellt, zur Rechnungs: 
abhör beigezogen und außerdem kann derfelbe zur Protofoll- 
führung bei Ruggerichten und Schultheißenwahlen verwendet 
werden. 10) Für dieſe Gefchäfte ift eine Taggebühr von 1 fl. 
im Wohnort, von 2 fl. 48 fr. außerhalb des Wohnorts und 
eine Zulage von 1 fl. 12 fr. für jeden Reiſetag paffirlich. 11) 
Bei andern ihm mit höherer Genehmigung übertragenen außer: 
ordentlihen Geſchaͤften kann im Wohnort eine Taggebühr von 
1 fl. 20 fr. und außerhalb deffelben von 2 fl. und an Reife 
oſten, ohne Rückſicht auf die Dauer des Gejhäfts, nur die 
Ancehnung einer Hinreife und einer Rüdreife mit je 1 fl. 
12 fr., bei Gejchäften aber, die nicht über Einen Tag erfordern, 
diefelbe Anrehnung wie bei Rechnungsabhören ıc. paffirt wer: 
den.12) Die volle Taggebühr kann nur bei einem Zeitaufwand 
von wenigftens acht Stunden, und eine Anrehnung für Sonn 
tage 2c. in der Regel nicht gemacht werben. 3) — Diefe Ber 
lohnungen werden von dem Oberamt angewiejen, nachdem die 
Kreiregierung die Bornahme des Gefhäfts genehmigt hat und 
nachdem das Geihäft von der zuftändigen Behörde geprüft 
und richtig erfunden worden ift. Bei Taggeldsanrehnungen 
ift zu prüfen, ob das Geſchaͤft nicht ungebührlich ausgedehnt 
wurde und ob der angerechnete Zeitaufwand glaubwürdig fey.14) 


1) Es kann auch die Belohnung für dieſe Gefchäfte, foweis fie ein Ortsvorfteher 
und Gemeindepfleger zur Selbftbeforgung übernimmt, im die fire Befoldung 
aufgenommen werben. Erlaß vom 24. Juni 1826. $. 25. 

2) Andere hieher gehörige Gefchäfte find z. B. Zehntumlagen, Zehntrechnungs: 
ftellungen ꝛc., ferner auch bie Etats, wo folche von den Ortsvorſtehern 
nicht verfertigt werben können. 


3) Berw. Edict $. 34. Erlaß vom 26. April 1826. 
4) Erlaß vom 26. April 1826 und vom 24. Juni 1826. 8. 20. 21. 


5) Die früher beſtandene, hiebei zunaͤchſt in Betracht gefommene Tare war 
I, beim Steuerfag, Steuerbuhanlegung, Stenerumlage, Abrechnung das 
Taggeld von 45 Fr. im Wohnorte, 1 fl. 20 fr. auf dem Lande. 
Bom Abrechnungsbuch müſſen täglich wenigftens 6 Eerterne angelegt 
werden. Kür Etenerzeitel per Stüd 2 Er. Dabei find zu rechnen: 

a) Dei ben Aendernugen im fummarifchen Stenerregiiter 
80 Gontribuenten auf 1 Tag. 

b) Für Berechnung a. 
fammt Probe . . . 60 — „Y 
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c) Bei neuer Anlegung eines fummarifchen Regifters 
60 Eontribuenten auf 1 Tag. 
Fürs Regifter dazu . . . 300 e irn 
d) Für Gataftrirung neuer Ges 
werbe x 2... die wahre Zeitverfäummiß. 
e) Für Regiſter zum Abrechuungsbud 
300 Eontribwenten auf 1 Tag. 
Und Capitulirung defielben 72 Pr Pi Sup 
f) Uebertrag der Ausitände da⸗ 
ſelbſt, mit Ginrechnung 
derjenigen, bie feine Muss 


ftände haben . . » » . 400 — —— 
8) Eintrag der Bürgerfieuerr . 480 5 5 
h) Eintrag des Steueranſchlags 320 " — — 
i) Für eine neu zu machende 
NRefolvirung . -» - Yan 
k) Berechnung ber Umlage für 
Sc » 0 0 0 0 0. 20 — — Sp 
Wenn ſie aber einer der vor⸗ 
herigen gleich it.. 0 : u 
I) Bei neu einzutragenden Arten 
von Anlagen weiter . . 400 . —W 


m) Bei eigentlicher Abrechnung 
mit den Bürgern . . .„ 30 Contribuenten und 45 Aus« 
- gefeffene auf 1 Tag. 
Gommunorbnung V. 9. $..13. XIV, 1. $. 3. Regulativ vom 
13, Oet. 1801. 


HU. Bon Rechnungsftellungen 
a) flatt der Zehrung 40 fr. taͤglich; 
; b) Blattgeld von jedem Blatt des Eoncepts 4 fr. ; 
‘ wogegen für Berechnung der Beilagen und ber Rechnung ſelbſt 
nichts paſſirt. Comm.O. XIV. 1. $. 20. Sodann noch 
für das Rapiat ein überfchrieben Blatt 2, ein bloß rubrizirtes 1 Fr. ; 
für Sammlung der Urkunden und Vorbereitung der Rechnungs; 
ftellung %, — 1, Tag; 
für die Reftsliquidation % Tag; 
für die Nachrechnung die wahre Zeltverfäumnig. Reſceript vom 
26. Oct. 1796. 

Nach $. 45. des I. Edicts vom 31. Dee. 1818 follte die in Ausſicht 
geftellte Nechnungsinftruftion auch vie Belohnung für bie Nedhnungs: 
geſchaͤfte feftitellen, und follte die einftweilen feftzufegende Belohnung in 
feinem Fall %, der bisherigen Koften überfleigen. : Dies auch bei ben 
Steuerfapgefhäften. — Bei der im Jahr 1826 erfolgten Regulirmg 
wurbe gefunden, daß, mach Bevölferung berechnet, eine Belohnung von 
5 fr. für den Kopf für die Beforgung ber fümmtlichen Berwaltungs- 
geihäfte genüge. — Bei Belohnung der Ortsvorficher und Gemeinde⸗ 
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pfleger Für ſolche Befchäfte war auf das Wegfallen von Reiſekoſten und 
die durch Die fonftigen Amtsverrichtungen begründete Gefchäftserleichterung 
Mückſicht zu nehmen. Der Gefammtanfwand fiellte ih gegen früher im der 
Regel um mehr als ’/, niederer. Inzwifchen fanden in Folge von Ber: 
einfadyung, auch in Folge der Concurrenz von Gefchäftsmännern meitere 
Ermäßigungen Statt, fo daß die Belohnung nicht felten dürftig if. — 
Ueber die Belohnung für die Stellung der Schulfonderechnung f. $. 152. 
am Schluß. 

6) Erlaß vom 24. Juni 1826. $. 23. 

7) Daf. $. 24. 

8) Verw. Edict $. 34. Erlaß vom 24. Jumi 1826. $. 19. Min.Berf. vom 
30. D:ct. 1848. VI. 2. 

9) Erlaß vom 24. Juni 1826. $. 4. Min. Berf. vom 6. Febr. 1834. 

40) K. Berorbnung vom 17. April 1826. Nro. 13. 14. 

11) Erlaß vom 17. April 1826. Die Tagsgebühr ift nach der Zeitverfäumnig 
zu berechnen, vie Neifefoftenvergütung aber ift auch bei einer nicht einen 
vollen Tag erforbernden Reife paſſirlich, dech darf im Ganzen für einen 
Tag nie mehr als 4 fl. angerechnet werden, wenn auch die Reife im 
mehrere Orte gebt. Grlaß vom 13. Juni 1839. 

42) Min. Verf. vom 6. Febr. 1834 und it. Erlaß von 1839. 

13) Comm.D. II. 23. $. 2 — 4. 

44)’ Min.Berf. vom 30. Det. 1848. VE. 2. 


f) Aufſichtskoſten. 
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Die Koften der Aufficht über die Gemeindeverwaltung beftehen, 
nachdem der Hauptiheil derfelben auf die Staatsfaffe übernommen 
ift, und abgefehen von den Gebühren der biebei zur Protofoll- 
führung zugezogenen Hülfsbeamten ($. 126.), nur noch 1) in den 
gefeglihen Diäten des Oberamtmanns, auf deren möglichfte Ver— 
minderung Bedacht zu nehmen demfelben ftrenge eingefhärft iſt;!) 
2) in Sporteln für die Staatöfaffe, die nach dem Geje vom 
23. Juni 1828 bei einzelnen Anläffen anzufegen find. 2) 

1) V. Ebict vom 31. Dec. 1818. $. 15 — 20. Mintfterialverfügung vom 

6. Febr. 1834. 

2) Dieſelben haben hauptſächlich ven rein finanziellen Grund, eine Abgabe zu 
erheben, wo fich eine neue Einnahme ber Gorporationen ergiebt, und find 


folgende: 
Allmanden. Für die Erlaubniß, ſie verteilen zu dürfen, je von 
1 Morgenn. V u ER; 


Der Umbruch von Allmanden iſt frei. 
Ansfoden von Walvungen und Holzegarten. Für die Gr: 
laubniß Hiezu je von 1 Magen . oo un nn. EM 
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* Bürgerannahmegelder ſ. Gemeinberaihsbefchlüfe. 
Grhöhung der Einkünfte einer Gemeinde ſ. daf. 
Gemeinderathsbefchläffe. Für die Genehmigung foldyer, wodurch einer 
Gemeinde eine neue größere Ginnahme, 3. B. mittelt Erhöhung 
der Bürgerannahmegelder, verfchafft wird, ift je von 100 fl. bes 
muthmaßlichen Durchfchnitisertrags der eröffneten Ginnahmsquelle 
eine Sportel von . . . . + BE 
zu entrichten, welche übrigens nicht 1 fl. be⸗ 
tragen barf. 
Jahrmarktserrichtung. Für die Erlaubniß zu ber: 
felben,, 
1) wenn fein Viehmarkt damit verbunden if, 
a) in Gemeinden I. und I, Elafe . . . 235 fl. 
b) in Gemeinden HI. Elfe. . 2... 15. 
2) wenn ein Viehmarkt dabei if, 
a) in Gemeinden I. und I, Elafe . -» .„ 371. OK. 
b) in Gemeinden HI. Elfe . - - =» 22 1. 30 fr: 
Sahrmarktsveränderumg, beſtaͤndige. Für ihre Si. . 
migung : s 
a) in Gemeinden I. und U. Elafe - - x » . 101. ’ 
b) in Gemeinden IH. Elfe . x» : 2 ee. 5. 
Rehnungen Für die Prüfung und Abhörung der 
Gemeinde⸗, Kirchen: und Helligenpfleg:, Hoſpital⸗, 
Armenverwaltungs⸗ und Stiftungsrechnungen findet 
ein Sportelanfag Statt, ber bei jever Rechnung im 
Durchſchnitt des in den legten 3 Jahren vor Gr: 
laflung bes. gegenwärtigen Tarifs bezahlten Stempel: 
furrogates befteht. Bei neuentitandenen Rechnungen 
biefer Art wird mit Nüdficht anf den Umfang ähn— 
licher: älterer Rechnungen der Sportelanfag beftimmt. 
Berkäufe von Gebäuden, Gütern, Waldungen, Stein, 
Erb: und Leimengruben, Wafler, oder mugbarer Rechte 
und Dienftbarkeiten. Bei Verkäufen von Gemeinden 
und Körperfchaften in Fällen, wo bie Genehmigung 


der Staatsbehörde erforderlich ift, ’ 
a) wenn der Kauffchilling über 100 fl. und unter es 
1000 fl. beträgt, je von 100 f.. . . » 36 fr, 

h) wenn er über 1000 fl. beträgt, von jebem 
weiteren 100 fl. . 18 fr. 


welche in ber Regel bie "verlaufende Gemeinde 
zu bezahlen hat. 
Deim Berfauf von Gebäuden auf den Abbruch ohne | 
Grund und Boden - 2 2 2 0 2 0 00. Nidie, 
Berleihungen bes Grunbeigenthums, — — 
je von 100 fl. Pachtſchilling.... 10 fr, 
Wochenmarktéoerrichtung. Für bie Miarbaiß dazu 
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a) in Gemeinden I, und IM. Glafe . x » 2. Bf. 
b) in Gemeinden It. Elfe . » . . . 10 fl. 
Behntverleifungen. Je von 10 Scheffein Früchten ar 
en BE a BE Wr a Ga EN 3 fr. 


Zweites Rapitel. 
Die Kirhenpflege 
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Auch die Außere Gemeinſchaft für religiöfes Leben und religiöfe 
Bildung, welche zunaͤchſt und hauptſaͤchlich wieder die Gemeinde ift, 
während der Randesfiche im Ganzen nur gewifie allgemeine Ein- 
richtungen bevorbleiben, bedarf der wirthſchaftlichen Mittel, wobei 
aber das Befondere eintritt, daß die wirthſchaftliche Erhaltung der 
tirhlihen Einrichtungen in der Regel zum wenigften Theil eine 
fortlaufende Aufgabe der Gemeinde ift, fondern daß theild befondere 
Mittel hiefür bleibend (als Stiftung) ausgefchicden und fomit von 
der Gemeinde nicht erft darzubieten find, theild daß die Verpflich- 
tung zu Herftellung und Erhaltung einzelner kirchlicher Einrichtun- 
gen vermöge befonderer, durch den geſchichtlichen Gang der firdlichen 
Einrihtungen begründeter Rechtstitel Dritten obliegt. Wie weit 
in beiden Beziehungen die nöthigen Mittel wenigftend Gegenftand 
der Berwaltung der Gemeindebehörden find, ergibt fih aus dem 
Folgenden; nad; dem Geifte der evangeliihen Kirchenverfaſſung aber 
erfcheinen die Mittel al8 ein mit der befonderen Beftimmung für 
die Zwede der kirchlichen Gemeinſchaft anvertrautes oder erworbenes 
Gemeindeeigenthum, während in der fatholiihen Kirche den Ges 
meinden jedenfalld eine Mitwirkung bei Verwaltung des örtlichen 
Kirhenvermögens eingeräumt ift. Doc hat fih dies Berhältniß an 
vielen Drten in Folge der Ablöſung folder Rechte, auf welchen 
jene Obliegenheiten, namentlich die Baulaft an kirchlichen Gebäuden, 
Anſch affung fonftiger Kirchenrequifiten, ruhten, indbefondere der Zehn: 
ten wefentlich geändert. In Faͤllen der Ablöjung von Zehnten und 
Gefällen ift nämlich hiefür eine Abfindung aus dem Ablöfungscapi- 
tale zu entrichten und diefer Anfpruch von dem Berwaltungsorgane 
der Kirchengemeinde zu vertreten. Die Beitfegung der Abfindungs- 
ſumme ſelbſt und der Art ihrer Abzahlung bleibt zunädhft dem güts 
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lichen Uebereinfommen ver Betheiligten unter Genehmigung der Auf: 
fihtöbehörde überlaffen, in defien Ermanglung aber wird Beides 
nad Maßgabe des Geſetzes amtlich fetgeitellt. Die Abfindungsfunme 
wird der Kirchengemeinde zugewiejen und bildet dann ein zu den 
erwähnten Zweden fortan gewidmetes, örtliches Kirchenvermögen. ?) 


1) Ueber die Abfindung ſolcher Berbinblichkeiten, die nicht allein auf den 
Zehnten, fonvern zugleich auf anderem Gigenthum ruhen, ift erft ein 
Gefep zu erwarten. Zehntablöf.Gefeg Art. 41. 

2) Zehntablöf.Gejeg Art. 27 —41. 


1) Sadlide Einrihtungen. 


Als erſtes Erforderniß erfcheint ein zur Verſammlung der Ge- 
meinde zum Zweck gemeinfchaftlicher Gottesverehrung geeignetes Haus, 
die Kirche. Ihre Erhaltung ruht überall zunächft auf dem für 
die firhlihen Bedürfniffe der Gemeinde etwa geftifteten Vermögen 
Kirhenfabrif). Bei Ermanglung eines foldhen haben ſodann im 
evangeliſchen Altwürttemberg in der Regel die Gemeinden die weitere 
Baulaft, während anderwärtd je nach den geſchichtlichen Vorgängen 
die Baulaft an dem ganzen Kirchengebäude oder einzelnen Theilen 
defielben (häufig ift der Thurm mit Uhr hierunter nicht begriffen) dem 
Befiger ded vormals der Kirche zum Behuf ihrer Bedürfniffe zuge: 
theilt geweſenen Zehntens ($. 5.) obliegt, 1) vorbehältlid der von 
den ©emeindegenofien nah gewöhnlihem Herfommen bei Bauten 
zu leiftenden Hand» und Fuhrdienfte. Neben der Kirche wird überall 
für den oder die Geiftlihen eine mit den nöthigen ©elaffen für 
häusliche Zwede eingerichtete Wohnung, Pfarrhaus, gefordert, 
wegen deſſen Herftellung und Erhaltung ebenfalls verfihiedene Rechts— 
verhältniffe beftehen; indeß liegt diefelbe in altwürttembergifchen, 
evangelifchen Gemeinden nah Beftimmungen der evangelifchen Kir- 
chenordnung in der Regel dem Staate, ald Inhaber des Kirchen- 
gutes, ob. Gegenüber den baupflichtigen Gemeinden haben die an- 
geitellten Geijtlichen hiebei gewiffe VBerbindlichkeiten zu tragen. ($. 64.) 
Bor jeder neuen Herftellung oder wefentlihen Erneuerung einer 
« Kirche oder eined Pfarrhaufes muß der Plan rüdjichtlich feiner Ans 
gemeſſenheit von der kirchlichen DOberbehörde geprüft und genehmigt 
werden. 2) Sowohl als Inhaber des evangelijchen allgemeinen Kir- 
chengutes, als vermöge der allgemeinen Pflicht des Staates zu 
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Aufrechthaltung der kirchlichen Einrichtungen gibt derſelbe Bei- 
träge zum Neubau von Kirchen an unvermögende Gemeinden. 3) 


1), Nach dem Zehntablöfungsgefes Art. 36. foll bei Streitigfeiten über vie 
Baulaft an dem Grundfage feftgehalten werden, wonach im Zweifelsfalle 
für die Firchliche Natur des Zehntens zu vermuthen ift, unbefchabet ver 

| durch befondere Berhältniffe gerechtfertigten Ausnahmen. Die nähere Ents 

wicklung biefes Grundfages — der namentlich gegenüber dem Zehntbeflg 
dee Staats, auch ohne daß die Ablöſung angemeldet wird, ſür gültig 
erklaͤrt iſt — wurde indeß einem weiteren Geſetz vorbehalten. 

2) Min. Verf. vom 21. Mai 1823. Nah Conſ. Erlaß vom 15. März 1844 
it dabei die Seelenzahl der Gingepfarrten und ber Gang der Bevöl- 
ferung während ber letzten 20 Jahre anzugeben. 

3) Für Beiträge zu Kirchen, Pfarr: und Schulhansbauten find jährlich über- 
haupt 12,000 fl. in das Staatsbubget aufgenommen. — Gefuche um ſolche 
Beiträge follen alsbald nach der Ausführung des Baumwefens eingereicht 
werben. Min.Erlaß vom 8. San. 1845. — Die Gefuche find von ben 
DOberämtern unmittelbar an das Minifterium des Kirchen: und Schulwe⸗ 
fens vorzulegen, mit einer Flaren und gebrängten Nachweifung nebſt be: 
grändetem Uriheil über vie öfonomifche Lage der bittenden Gemeinde, 
unter Angabe der Bevölferung, des Markungsumfangs, tes Vermögens— 
ftandes der Gemeinde, ber Stauts:, Amtsförperfchafts: und Gemeinde: 
abgaben nad fechsjährigem Durchſchnitt, ferner mit allgemeiner Schilde: 
rung ber Erwerbs: und Nahrungsverhältniffe ver Einwohner. Min. Erlaß 
vom 20. Auguft 1849. — An dem ber Beitragsbewilligung zu Grunde 
liegenden Koftenüberfchlag wird der Werth ber von den Pfarrgenoſſen beim 
Bauweſen zu leiftenden Frohnen abgezogen. — In feltenen Fällen außer: 
orbentlicher Bebürftigfeit wird von ber Kirchen: und Staatsbehörbe die 
Beranftaltung eine Kirchencolleste geftattet und angeorbnet. 
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Weiter find für den kirchlichen Gebrauch Gloden, Orgel, Kir- 
chenſtuͤhle erforderlich, deren Beihaffung und Unterhaltung demjeni- 
‚gen, der die privatrechtlihe Baulaſt an der Kirche hat, deshalb 
nicht auch ſchon obliegt. Im der evangelifhen Kirche trifft man 
nicht felten eine wirthfchaftlihe Benugung der Kirhenftühle, die 
zwar den kirchlichen Ideen nicht angemeffen, aber dur langes Her⸗ 
fommen und durch jeweilige Rechte Einzelner aufrechtgehalten ift. 1) 
Gewöhnlich werden die Stühle um fefte, je nad der Lage verſchie— 
dene Preife oder auch im Aufſtreich 2) an felbftftändige Gemeinde- 
genoffen auf ihre Lebenszeit oder bis zu ihrem Wegzuge vergeben, 
foweit nicht einzelne für beftimmte Claſſen von Perſonen oder für 
gewiffe Familien fraft eines diefen zuftehenden Privatrechtes vorbe— 
halten find, Seltener find die Kirchenftühle ein vererbliches Privat- 
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eigenthum, aber häufig ift den Kindern oder Verwandten bed erften 
Inhabers ein Borzugsrecht gegen Erlegung eines geringeren Preiſes 
eingeräumt. — Für den gotteödienftlihen Gebrauch iſt je nad der 
Confeſſion eine Ausftattung der Kirche mit Büchern, Abendmahls- 
und Meßfelhen, PBatenen, Gewändern, Monftramen, Tabernafel, 
Heiligenbildern — ®eräthen zur Taufe x. erforderlid. 

1) „Weil die Stühle in der Kirche zur Bequemlichfeit der Zuhörer erbaut und 
erhalten werben, fo iſt es nicht unbillig, daß von demen, bie fie rubig 
befigen wollen, der Kirche Gtwas zur Grienntlichleit dafür gereicht werde: 
seu in recognitionem dominü vel quasi.“ Stuttg. Kirchenſtuhlordnung 
von 1733. 

2) Dies jedenfalls höchſt unangemeflen und ein in ben Kirchengefepen vers 
pönter Handel — Simonie. 
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Mit der Kirhe und ihren inrihtungen zufammenhängend, 
obwohl an fich eine polizeiliche Anftakt, it der Begräbnißplag, 
auf welchem an Samilien oder für einzelne Perfonen eigenthümliche 
oder ſolche Pläge, die bei der Wiederumgrabung ein ‚oder zweimal 
übergangen "werden, gegen Preiſe abgegeben zu werden pflegen, welce 
wohl eine Vergütung theild für den Platz ſelbſt, theils für den 
vermehrten Aufwand an Ummaurung enthalten dürfen. 1) Für den 
Gebrauch der zur Leichenbeftattung erforderlihen, auf Koften der 
Stiftungspflege unterhaltenen Geräthe, ald Leichenwagen, Bahrtuch, 
Kreuz 2c., ſodann fürs Läuten der Gloden werden ortsherkömmliche 
oder durch Beichlüffe des Stiftungsraths feftgejegte Taren erhoben. 2) 

1) Eine weiter gehende Abgabe Fame einer bier unziemlichen und ungerechten 
Lurnsfteuer gleich. 

2) Für die Relidenzftäbte wurden hierüber lanbesherrlihe Tarorbnungen er: 
lafien, bie neueite vom 24. April 1784, deren Beſtimmungen auch ans 
deren Ortsbehörben zum Maßſtab dienen ſollten, während ſolche Taren 
jest als Gegenftand örtliher Statuten zu betrachten find. 


2) Einfommen der Kirhendiener. 
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Aus den der Kirche gefchenften Gütern, welche urfprünglich die 
gemeinſchaftliche Beftimmung zu Erhaltung der Geiftlihen, der Kir- 
hengebände und Gottesdienfte und der Armen hatten, wurde all- 
mählig ein beftimmter Antheil ausgefchieren, der ald ein für ſich 
ſelbſt beſtehendes Gut (dos, dotation) aus liegenden Gründen, 
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Gefaͤllen, Capitalien beſtehend, dem jeweiligen Geiſtlichen jeder Ge— 
meinde zum Genuß eingeräumt wurde (Pfründe). Bei der Refor— 
mation in Altwürttemberg wurden aber außer den Gütern der Klöfter 
und Stifte aud die Dotationen der Drtöpfarreien zu einem gemein- 
Ihaftlihen Landesfirchengut vereinigt, aus welchem den Pfarrern 
und Diafonen (öfters neben Ueberlaſſung einzelner Güterftüde) be- 
ftimmte Befoldungen an Geld und Naturalien ausgejegt wurden. 1) 
Zu diefem aus dem urfprünglichen Kirchengute fließenden und von 
der Gemeindeverwaltung durchaus unabhängigen Einfommen traten 
jedoh auch Zuflüffe aus örtlichen Gemeindemitteln, wie aus Nach— 
ftehendem näher erhellt. Es befteht nämlid das Einfommen der 
Geiſtlichen je nad) der urſprünglichen Dotation und in der Folge durch 
Verträge, Verfügungen der Kirchenbehörden ꝛc. eingetretenen Verän— 
derungen 1) in gewifjen feftbejtimmten jährlichen Bezügen an Geld, 
Früchten, Wein, Holz (Competenzbefoldung), in der Regel aus der 
Staatöfaffe, ald Inhaberin des evang. Kirchengutes, oder vermöge 
der bei der Särularifation der kath. Klöfter 2c. übernommenen Ver— 
pflihtung, oft aber auch aus örtlichen Stiftungen und Gemeindefaffen, 
‚entweder vermöge der Beftimmung des Stifterd gewiffer Vermögens» 
theile der DOrtöftiftungspflege, oder vermöge Uebernahme durch gejeg- 
mäßige Beichlüffe der Berwaltungscollegien, wozu jegt immer Staats— 
genehmigung erforderlich ift, 2) oder auch vermöge bejonderen Rechts - 
titels, 3. B. ald Zehntgegenleiftung. 2) In unmittelbarem Genuß 
von Gütern (Wittumgüter), Gefällen, Capitalien, bezüglid, deren 
das Ebengefagte gleichfalls gilt, wobei dad Eigenthum diefer Güter 
und die damit verbundenen Leiftungen G. B. für Steinfaß f. $. 69.) 
bei evangelifhen Gemeinden, bald als dem Staate, als Inhaber 
des Kirchenguts, bald ald den Gemeinden zuftehend angefehen wird, 
während bei fatholifhen Pfarrgütern und bei evangelifhen Patro- 
natspfarreien in der Regel die Pfründe ſelbſt ald Eigenthümerin zu 
behandeln ift. 3) In Folge eines ſchon durd die evangeliſche Kir- 
chenordnung fanctionirten Herkommens und jegt unzweifelhaften ge- 
feglihen Rechtstitels fteht jedem Ortsgeiftlichen als folhem ein — 
dem der berechtigten Gemeindebürger gleicher Antheil an den Ges 
meindenugungen ($. 56.) zu, der als Theil des Einfommens ihrer 
Stelle jo lange fortzureichen ift, al® die Nugung der Gemeindeglieder 
ſelbſt befteht. 3) A) In gewiflen firen Emolumenten aus Ortskaſſen, 
Gebühren, wie Neujahrsgeld, für Abendmahlhaltung oder Mefie- 
fefen, Kirchweihpredigt, für Schulvifitationen, Aemtererfegung, ) 
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welhe Bezüge, wenn auch urfprünglich befondere Belohnungen für 
Berrihtungen, die jeßt ohnehin amtlich obliegen oder nicht mehr vor—⸗ 
fommen, dennoch als einmal fetgewordene Beftandtheile des Einkom— 
mens fortzureihen find. 5) In ungewiß anfallenden Emolumenten 
für die zu Gunſten Einzelner vorzunchmenden kirchlichen Berrichtungen, 
wofür ortöherfömmliche oder auch durch biſchöfliche Verordnung feit- 
gefegte oder vertragsmäßig mit ter Gemeinde beftimmte Tarife be— 
ftehen (Stolgebühren), die aber den Armen nad allgemeinem Kir: 
hengefeg zu erlaffen find. 6) Im fog. Weeidenzien (freiwilligen 
Beihenten). — Veränderungen in diefem Einfommen dur die Ge: 
meindeorgane unterliegen unter allen Umſtänden zu ihrer rechtlichen 
Geltung über die Zeit der Anjtellung der vermaligen Geiſtlichen 
hinaus, dem Gutheißen der oberen Kirchenbehörden. 

1) Herzog Chriſtophs Bifitationsordnung vom 26. Mai 1553. N 
nungen von 1559. ©. 109. 255. 

2) Verw.Edict $. 65a $. 148. Pt. 2. u. 4. 

3) Bürgerrechtsgefep Art. 52. Vergl. oben $. 92. 93. wegen Weide: und 
Tförchnugungen. Häufig iſt aber der Antheil des Pfarrers auch nad) 
Aufhebung der Nutzung der Bürger fortbeftanden und fo durch Herfommen 
und wiederholte Anerfennung zu einem feſten Beſoldungstheil oder einer 
Reallaft auf dem Gemeinde-Eigenthum geworben. 

4) Nah der Gommunordnung I. 2. $. 5. hängt zunächft ber Betrag vom 
Srtsherfommen ab, in defien Grmanglung die Gebühr feitgefept ift: in 
Etädten für den Defan 45 fr., Stabtpfarrer, Helfer, Präzeptor 30 kr.; 
auf dem Lande dem Pfarrer und Helfer 30 fr. — Bei kath. Geiftlichen 
fommen bergleidhen Gebühren für Prozeffionen, nicht geftiftete Meflen, 
fodann Bezüge vom Opfergeld an gewiflen Feften und bei Bafnalfällen vor. 
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Während ed im Allgemeinen ein Firchenrechtliher Grundſatz ift, 
daß diefe zum Einfommen einer geiftlihen Stelle gehörigen Bezüge 
und Genüffe auch während der Erledigung diefer Stelle für kirch— 
lihe Zwede (ſ. $. 139.) fortfliegen müffen, und während insbefon- 
dere nach den evangeliihen Kirchengejegen ded Landes nah dem 
Tode eined Drtögeiftlihen, wenn er eine Wittwe oder Kinder hin» 
terläßt, diefe noch ein Vierteljahr nad dem Tode das Pfarreinkom— 
men zu genießen haben, ohne folhe Hinterbliebene aber dieſes 
Quartal von der geiftlihen Wittwenkaſſe zu beziehen ift, fo ift zu— 
gleihh den Gemeinden die Verbindlichkeit auferlegt, während dieſer 
Zeit ven beftellten Pfarrverwefer zu befolden. !) 


1) Nachrichten vom fiscus charitativus von 1739. Gen.Refer. vom 22. März 
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1788 und Verorduung vom 17. März 1798. Comm.O. VII. 2. 8. 1. 
Die Befoldung bes Pfarrverwefers beſteht jegt gewöhnlich in 1 fl. täglich 
eber 8 fl. pr. Woche. 
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Ebenfo eigenthümlich ift der evangelifhen Landesfiche die alte 
Einrichtung, daß beim Amtsantritt der Geiftlihen den Gemein- 
den gerwiffe Reichungen obliegen, welche urſprünglich eine freiwillige 
Dienjtteiftung jegt auf gefeglicher Verbindlichkeit beruhen. Die jegige 
Einrichtung ijt folgende !): 

1) Statt der Leiftung von uhren, die nur bei bejonderem Be- 
fchluffe des Gemeinderaths geleiftet zu werben brauchen und 
deren Umfang geſetzlich normirt ift, 2) in der Regel eine, zu> 
gleih die zu gebende Mahlzeit am Tage der Ankunft mitbes 
greifende, 9) ®eldvergütung, die jedoch nie weiter, als auf die 
Entfernung einer Tagreife von 8 Stunden zu berechnen ift, 
und die beträgt: 

a) Für einen auf eine Defansftelle ernannten Geiftlichen 

«#«) bei einer nur 2 Stunden oder weniger betragenden 
Entfernung des bisherigen Wohnorts vom Orte 
des neuen Amtsfiges 50 fl. 

5) Für jede weitere Stunde bis zu 8 Stunden 10 fi., 
mithin bei achtftündiger oder größerer Entfernung 
den höchſten Betrag mit 110 fl.; 

b) Kür einen auf eine Pfarr oder Helfersjtelle ernannten 
Geiſtlichen ad a. 40 fl., ad 4. 8fl., fomit bei achtſtün⸗ 
diger Entfernung im Ganzen 88 fl. 

e) Ein Geiftliher Tedigen Standes hat nur ?/, diejer Be— 
trüge anzuſprechen. %) 

d) Für einen Geiftlihen, der an dem Orte feines bisheri— 
gen Amtsſitzes auf eine antere Kirchenftelle verfegt wird 
und in defien Folge feine Wohnung verändern muß, ift 
eine Umzugsvergütung von 10 fl. feſtgeſetzt. 

Indeſſen fegt der unbedingte Bezug diefer Vergütungen 
voraus, daß der Beiftlihe eine gewiſſe Zeit das ange— 
tretene Amt bekleidet, und es hat dagegen jeder Geiſt— 
lihe, der auf Anfuchen befördert oder in Folge feiner 
Verſchuldung verfegt wird, der Gemeinde feines bisherigen 
Dienftorted den vorftehenden Aufwand a) wenn er nicht 
einmal 2 Jahre auf der Stelle zubradıte, ganz; b) wenn 
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er 2, aber nicht volle 4 Jahre die Stelle befleivete, zu 
2,5 €) wenn dies zwar 4, aber nicht volle 6 Jahre 
dauerte, zu '/, zu erftatten. 5) 

2) Die Inveftitur darf mit einer Mahlzeit gefeiert werden, für 
die jedoh bei einem Defan nit mehr als 20 fl., und bei 
einem Pfarrer und Heifer nicht mehr als 15 fl. aufgewendet 
werden darf. Der frühere Bezug von Taggeldern bei diefem 
Anlaffe dur Kirchen: und Schuldiener und befoldete Gemeinde: 
Diener 6) ded Orts, auch Staatöbeamte, ift abgeftellt, ed ges 
bührt aber den ald Zeugen functionirenden, auswärtigen Geiſt— 
lichen, ohne Unterjchied, ob jene Mahlzeit gehalten wird oder 
nit, ein Taggeld von je L fl. Endlich hat die Gemeinde 
dem die Invejtitur außerhalb feines Wohnfiges vornehmenden 
Defan außer der altherfömmlihen Verehrung ?/, der ihm ge— 
bührenden Diäten und Reijefoften zu bezahlen.) Aller weis 
tere Aufwand ſoll unterbleiben. 


1) Eomm.D. VII. 1. Abfchn. K. Verordnung vom 12. April 1843. Rgbl. 
©. 280. 

2) Gine Kutiche mit 4 Pferden und bei einem Dekan in größeren Aemtern 5, 
in Eleineren Aemtern und bei Stabtpfarrern 4, bei Landpfarrern und Hel— 
fern 3 vierfpännige Wagen, vorausgeſetzt, daß fo viele bei gehöriger Be: 
labung zur Beibringung der Hausgeräthe nöthig find. 

3) Wo die nachbenannte Geldvergütung nicht geleiftet wird, ſoll dem Geift- 
lihen am Tage feiner Ankunft eine Mahlzeit aus dem Wirthshauſe ge: 
geben werben, wofür jedoch im der Amtsflabt nicht mehr ale 3—4 fl, 
in Amtsorten nicht über 2—3 fl. aufjuwenden find. 

4) Wobei es ſich auch im Falle fpäterer Verehelichung fein Bewenden haben 
fol. Min. Erlaß vom 15. April 1843. Gin als Amtsverwefer ſchon 
bisher im Orte functionirender Geiftliher hat rechtlich eine ſolche Ber: 
gütung überhaupt nicht anzufprechen, doch if den Gemeindebehörben un: 
benommen, aus Billigfeitsgründen mit höherer Genehmigung eine folche zu 
verwilligen. Min.Erlaß vom 31. Juli 1845. 

5) Berfügung vom 26. Nov. 1826. Rgbl. ©. 488. 

6) KR. Verordnung vom 22. Febr. 1841. $. 4. Den ſchon 1843 am Drte 
angeitellt gewefenen Geiftlichen und Lehrern iſt der Bezug vorbehalten für 
ibre Dienfizeit in diefem Orte. Min. Erlaß vom 15. April 1843. 

7) Min. Berf. vom 26. Aug. 1828. Rgbl. ©. 692. 
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Weitere Kirchendiener find 1) der Mefner, in der Regel 
ebenfo mit altherfömmlichen Einfommenstheilen, wie der Geiftliche, 
worunter namentlich eine Art von Naturalabgaben, fogenannte Me $- 
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nergarben, Meßnerlaibe, die ſich nach dem Guͤterbeſitz oder z. B. 
nach dem Beſitze eines Anſpanns, Führung eines Pflugs, richtet 
(vergl. übrigens $. 147.); zuweilen indeß auch die Natur einer auf 
beitimmten Gütern unveränderlih haftenten und nad dem Geſetze 
vom 24. Aug. 1849, Art. 1. ablösbaren Reallaft angenommen hat, 
und in diefem Fall, fo wie dann, wenn fie fi nicht an beftimmte 
firhliche Nerrihtungen des andern Confeſſionstheils knüpft, auch 
herfömmlicherweife von den Diffentirenden zu entrichten ift,1) fodann 
die gleiherweife, wie die Stolgebühren des Geiftlihen feitgefegten 
Vezüge von Einzelnen aus Anlaß kirchlicher Berrihtungen, als 
Taufen, Leihen ıc. 2) Der Cantor und Drganift, 3) Der Mufif- 
Dirigent mit Mufifern, die gewöhnlich mit firen Beſoldungen ange» 
jtellt find. 4) Die Todtengräber, die außerdem nach örtlicher Taxe 
von den Betheiligten zu belohnen find. 


1) KR. Verordnung vom 12. Sept. 1818. Vergl. Erlaß des Minifterium bes 
Innern vom 12. März 1835. 


3) Kirchliche Inftitute. 
6. 136. 


1) Für die in der evangelifhen Kirche jegt alle 2 Jahre durch 
den Dekan vorzunehmende Viſitation des Drtöfirchenzuftandes 
find Die Gemeinden ſchuldig, Das altherkömmliche, jährliche Honorar, 
aud in Dem Jahre, in welhem nicht vifitirt wird und weiter ?/, der 
(an die Stelle früherer Mahlzeiten ꝛc. getretenen) Diäten und Reife: 
fojten tes Dekans zu bezahlen. ?) Die hiebei früher üblich gewes 
jenen Bezüge der Staats- und Gemeindebeamten ?) find aufgeho— 
ben, wogegen die Gebühren der Kirchen und Schuldiener als Bes 
ſtandtheile ihtes Einkommens fortdauern. 3) 2) Für Vornahme der 
Kirdienconvente in Silialorten gebührt den Geiſtlichen eine Entſchä— 
digung. 4) 


1) Coemm. Ordg. IM. 6. Gonftft.Grlaß vom 10. Juli 1818. Min.Berf. vom 
24. Aug. 1828. Rgbl. 692. Bei der kath. Dekanatsvifttation zahlt die 
Staatsfaffe das Ganze. 

2) K. Verordnung vom 22. Febr. 1841. 8. 4. 

3) Comm. O. U. 6. $. 3. 4. In der Amtsftadt ber Helfer, Präzeptor und 
Schulmeiſter je 30 fr., der Provifor 20 Fr., in Amtsorten der Pfarrer 
30 fr. , der Schulmeijter 15 fr. 

4) Kür evang. Geiſtliche beftimmt durch Min.Erlaß vom 30. Oct. 1837 auf 

4) Roeßlohn nad) gemeinderäthl. Tare auf Einen Tag mit Fütterung und 
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Stalltrinfgeld, wenn eine befondere Reiſe erforderlich war, das Fillal we⸗ 
nigftens eine Stunde vom Wohnort des Pfarrers entfernt ift und nicht vom 
Filial ein Pferd geftellt oder für feine amtlichen Verrichtungen im Filial 
überhaupt eine NAverfalvergütung ausgeſetzt iſt; ferner 2) eine Zehrung 
bis zu 30 fr., wenn die Berhandlung über die Zeit des Mittageflens 
dauert. — Bei der bifchöflihen Firmung follen die Gemeinden nichts 
aufzuwenden haben, als das Taggeld des bie Gonfirmanden begleitenden 
Schullehrers. Erlaß des Kirchenrathse vom 18. Juni 1818. 
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Bon weiteren Einrichtungen berühren die örtliche Kirchenpflege 
in der Regel I) die Beihaffung von Wein und Hoftien zum Abends 
mahl, jo wie in Fatholifihen Kirchen von Weihraub, Delıc. Doc 
ift die Beftreitung ſolcher Eultfoften nicht felten Obliegenheit Dritter, 
namentlih ded Staats vermöge der auf eingezogenen Kirchengütern 
ruhenden Verbindlichkeit. 1) 2) Die Anfchaffung der zum Gottes» 
dienfte erforderlihen Hülfsmittel an Büchern, Choralbuch, Mifs 
fale 20.2), 3) Die zu den Kirhenbüdern, welche der Geiftliche 
übrigend als Beauftragter des Staats zu führen hat, erforderlichen 
Materialien. I) Für die aus denjelben zu fertigende Bevölferungstifte 
ift eine Gebühr feftgefegt, 4) welche indeß die politiſche Gemeinde 
angeht. 


1) Für diefe Reihung an fath. Gemeinden ift denn auch ein Negulativ von 
der Etaatsfinanzverwaltung aufgeftellt, wonach an Mefwein für jeden 
Geiftlihen 24 Maß guten alten Weins und von Gommunifantenwein, wo 
befien Abreichung eingeführt it, 12—18 — 24 Maß, je nad) Größe des 
Pfarrfprengele — an Wachs für einen Geiftlihen 20 Pfund und für 
jeden weitern Geiftlihen 10 Pfund weiter — Del zum ewigen Licht, zum 
Schmieren der Gloden und Uhren, in reinem guten Brennöl 52 Pfund 
für einen oder zwei Geiftlichen 1 Pfd. guten Weihrauch, für drei Geifl: 
lichen 1', bis 4 Pfd., für Hoftien bei einem oder zwei Geiſtlichen 6 |l., 
bei drei Geiftlichen 7 fl., für Kichenwäfhe 8— 12 — 16 fl., für Feine 
Berürfnifie dem Mefiner 4 fl., Anderes je nach dem jährlichen Bebarf in 
Verrechnung kommen dürfen. Grlaffe vom 20. Dec. 1811, 12. Mai 1815, _ 
21. Aug. 1819. — Eo mie dieſes Regulativ überhaupt nicht durchaus 
maßgebend ift, fondern Weiteres, was das nachgewiejene Bedürfniß er⸗ 
heiſcht, nicht ausschließt, fo bildet es für die örtliche Kirchenpflege nur 
etwa einen ungefähren Maßftab. 

2) Gen.Reier. vom 20. Ian. 1791. Conf.Erlaß vom 21. Jan. 1828. Bei 
den zu Förderung des evang. Kirchengefangs veranftalteten Eingvereinen 
der Schulmeifter wird in Folge einer Empfehlung durch Syn.Erlaß vom 
7. Decbr. 1831 gewöhnlidy eine Neifeentfchädigung von 24 fr. an bie: 
felben bezahlt. Die benannten Bücher sc. haben die Geiſtlichen gehörig 


— 1A — 


zw ſchouen und zu verwahren, Inventare barüber zu führem und ihrem 
Nachfolger zu übergeben. 

3) a) Kirchenregiſter als Geburtss, Tanf-, Ehen: und Todtenregifter, b) Fa⸗ 
miliensegifter. Gen.Refer. vom 15. Novbr. 1807. Rgbl. ©. 577. Die 
Kirchenbücher find doppelt zu. führen, und bas eine Eremplar in einem 
eigenen. von. ber Kirchenpflege anzuſchaffenden Kaſten in Pfarrhaus, das 
andere in ber Safriftei oder einem. andern geeigneten Orte aufzubewahren. 
Min. Verf. vom 22. Nov. 1810. Rgbl. ©. 508. 

4) Je anf 300 Seelen paffirt ein Tag und als Taggeld einem Stabipfarrer 
45 fr., einem Dorfpfarrer und Helfer 30 fr. neben ber erweislichen And: 
lage für gebrudte Tabellen und Schreibmaterialien. Erlaß der Section 
ber Gommunyerwaltung vom 20. Mai 1812, 


4) Befondere Mittel der Kirdhenpflege. 
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Hier find zu erwähnen 1) die in den Kirchen von der erften 
Zeit her gebräuchlihen Opfer, deren Beftimmung jegt aber in der 
Regel für die Armen iſt.) 2) Die fortvauernde Zuwendung neuer 
Mittel durch Stiftungen, wobei die Kirchen (wie die Armen- 
und Schul) Pflege bezüglich, der gejeglihen Teftamentsform begün- 


figt ift; namentlich in der atholifchen Kirche durch Stiftungen von. 


Seelenmefjen und Engelämtern. Stiftungen legterer Art unterliegen 
der kirchlichen Beftätigung,; welche nur dann ertheilt wird, wenn 
a) für eine ftille Meffe wenigftens 30 Gulden, b) für ein Seelen— 
amt wenigftens 50 Gulten ausgefegt werden, von deren Ertrag dem 
Geiſtlichen ad a. eine Gebühr von 24 bis 30 fr., ad b. von 36 bis 
48 fr., dem Meßner 6, bezsiehungsweife 10 fr., dem Drganiften 
15 fr. und dem Orgeftreter 6 fr. aus der Kirchenpflege bezahlt wer— 
den, welcher dann der Ueberſchuß des Ertrags verbleibt. Bei Ein- 
haltung diefer Bedingungen ift der Uebernahme ſolcher Jahrtags- 
ftiftungen auf die örtliche Kirchenpflege durch das gemeinihaftliche 
Dberamt die nach Verw.Edict $. 134. Bft. 2. $. 146. erforderliche 
Genehmigung zu ertheilen. 2) — Ferner ift zu erwähnen die dem 
amtlich fchriftlihen Verkehr unter fämmtlichen Staats- und Kir- 
henämtern in SKirchenfachen, ferner die den Kirchenpflegen und 
Fonds für Kirchen für die von dem Verwalter der Stiftungen aus 
gehenden und an denjelben anfommenden Briefe und Pakete, wenn 
fie als Stiftungsfache gehörig bezeichnet find, zuftehende Portos 
freiheit. 3) 
1) ©, im 4. Kapitel. 
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2) Erlaf des Minifterium des Innern vom 12. Febr. 1846. 
3) Belanntmahung vom 2. Auguft 1822. 
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Für die einzelnen Ortöfirdden, als Glieder der Gefammtlanded- 
firche, find auch die allgemeinen Kirchengüter, unter beftimmten Bers 
hältniffen, zugänglid. 

1. Evangelifhe Kirche. 1) Das aus dem Bermögen der 
bei der Reformation aufgehobenen Stifte und Klöfter ıc. gegründete, 
von Herzog Ehriftoph der Kirche zur GSelbftverwaltung für ihre 
Zwede überlaffene, 1806 aber unbefchadet den darauf haftenden 
Schulden und Obliegenheiten mit dem Staatögut vereinigte Kirchen- 
gut, deſſen gefonverte Wiederherftellung die Verfaffung von 1819 
verfpricht, hat zu feiner fliftungsmäßigen Beitimmung außer dem 
allgemeinen Aufwand für die Landeskirche und den beiondern darauf 
gegründeten Reihungen an Ortöfirhen tie aushülfsweife Unters 
ſtützung bedürftiger Ortöficchenpflegen in Aufbringung der Mittel 
für nothwendige, Firchlihe Zwede, wie namentlich zu Beiträgen an 
neugegründete Kirchengemeinden für Abhaltung von Gottesdien⸗ 
ften 20.1) 2) Zu erwähnen find noch a) die geiftlihe Wittwenfaffe 
für IUnterftügung der Wittwen und Waifen der Geiftlichen. b) Der 
geiftlihe Unterftügungsfond für außerordentliche, vorübergehende Be— 
drängniffe und Unglüdsfülle der Geiſtlichen und ihrer Angehörigen. 
e) Der Bejoldungsverbefferungsfond, durch welchen aus Abzügen am 
Einfommen der reichlicher dotirten Pfarreien Die geringeren aufge: 
beffert werden; 2) beide leßteren blos für Pfarreien Iandesherrlichen 
Patronats. 

II. In der katholiſchen Kirche dient der feit 1808 gegründete 
Intercalarfond zur Aufbefferung der SKirchenftellen, zur Dotirung 
neugegründeter Pfarreien in Ermanglung örtliher Kirchenfonds und 
Gemeindevermögens. 3) Außerdem fichert die Berfaffung der Fatho> 
liſchen Kirche zu Beftreitung derjenigen Kirchenbebürfniffe, wozu feine 
örtlichen Fonds vorhanden find, die Zufcheidung eines eigenen Kir- 
dengutes zu, bis zu deren Bollzug die Staatskaſſe vorläufig die 
allgemeinen Bedürfniffe dedt. 


4) Gleiche Kirhengüter befiehen in vormaligen Reichsterritorien, wie in Hos 
henlohe. 

2) Conſ. Verfügung vom 20. Auguſt 1822. 

3) Verfügung vom 10. Nov. 1621. Rgbl. ©. 818. 
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9) Bon Bildung und Trennung der Kirhengemeinden. 
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Wo bei zunehmender Bevölkerung die Veränderung von Pfarr: 
fprengeln, namentlich die Errihtung einer neuen Pfarrei in Frage 
fommt und es fi fomit um Ausfcheidung einzelner Orte oder Orts— 
theile von ihrem bisherigen Pfarrverbande handelt, find für die 
öfonomijche Auseinanderfegung mit diefem folgende Grundjäge maß— 
gebend: 1) Alle Accivenzien und Gebühren, die der Pfarrer des 
feitherigen Mutterortd von den Einwohnern oder öffentlihen Kaffen 
des ſich trennenden Filials zu beziehen gehabt, gehen an den Pfarrer 
des neuen Mutterorts über. 2) Güter und Gefälle bleiben nur 
dann dem erfteren, wenn folche erweislich zur Dotation diejer Pfarr— 
ftelle gehören und nicht vom Filial aus wegen deffen Verbindung 
mit dem Mutterorte der Pfarrei des letzteren zugetheilt worden find: 
Ob von der Dotation der legeren weiter genommen werden fann, 
hängt zunächft von der nad kirchlichen Grundfägen fich beftimmenden 
Entichließung der oberen Kirchenbehörden ab. 3) Die losgetrennten 
Filialien tragen zur Kirchenbaulaft des Mutterorts nichts mehr bei!) 
und können die zurüdbleibenten Orte des legteren wegen verminderter 
Concurrenz hiezu Feine Entihädigung anfprehen. 4) Zugetheilte 
Filialien treten in die Rechte und PBerbindlichkeiten ihrer neuen 
Muttergemeinde rüdfichtlih der Baulaft ein.2) Ob fie aber an 
dem geftifteten Vermögen der neuen Kirchengemeinde Antheil neh— 
men, hängt von der Zuftimmung diefer leteren ab. Dagegen haben 
diefelben eine nad dem feitherigen Goncurrenzfuß bemeffene Abfin— 
dung, welche die Eigenjchaft eines Stiftungsgutes behält, daher den 
diesfallfigen Verwaltungsvorſchriften unterliegt, für ihren Antheil 
an dem Kirchenvermögen ihres feitherigen Mutterorts wenigftens in 
fo weit anzufprehen, als die Verbindlichfeiten und Ausgaben der 
zurüdbleibenden Theile diefer Gemeinde, welche aus diefem Vermö— 
gen herfömmlich beftritten werden, eine Minderung durch jenen Aus— 
tritt erleiden, wie tenn auch da, wo durch den Hinzutritt neuer 
Filialien für fih Koften verurfacht werden, z. B. durch Baumelen, 
diefe von jenen Filialien ausfchließlih zu tragen find, Seine be⸗ 
ſonderen Localſtiftungen nimmt das Filial mit ſich. 

In der Regel gehen ſolche Veränderungen, um Entſchaͤdigungs— 
anfprühen der angeftellten Kirchendiener für entgehendes Einkommen 
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auszureichen, während der Bacatur der Pfarrftellen vor, wobei dann 
durh vorläufige Anſtellung blofer Pfarrverwefer (bei Katholiten 
erfurrente oder localifirte Vicare) ein. Ueberſchuß des Pfarreinkom— 
mens gewonnen wird, der fih zu einem Fond für das Pfarrhaus: 
bauwefen anfammelt, und nad vorliegender Nothdurft durch Beiträge 
des Bejoldungsverbefferungsfonds oder des Staats ald Kirchenguts— 
inhabers, bei Katholifen des Intercalarfonds unterftügt wird. 


1) Bergl. K. Refeript vom 22. Sept. 1817. 
2) 8. Berorbnung vom 12. Sept. 1818. VIM. 


Drittes Rapitel. 
Die Schulpflege. 


I. Die Wolksfchule. 


8. 141. 


Als eine dur die Gemeinde zu erfüllende Aufgabe ift die 
Beibringung der fürs Leben nothwendigften allgemeinen Kenntniffe 
und Fertigkeiten in der Volksſchule erflärt. In diefer follen zum 
wenigften folgende Gegenftände des Unterrichts feyn: Religions» und 
Sittenlehre, Xefen, Schreiben, deutihe Sprache, Rechnen und Singen. 
Sie ift zunädhft die Werktagsſchule, welche in der Regel von 
allen Kindern, die nicht in höhere Lehranftalten fommen, vom 6ten 
bis ind 14te Lebensjahr befucht werden muß. 1) Der Unterricht muß 
jegt von jedem Lehrer 1) in evangeliſchen Schulen täglich wenigftens 
4 Stunden (in Dörfern während der Sommerszeit auh nur an 
4 Wocentagen). 2) 2) In Fatholifchen Schulen im Winter täglidy 
Bormittags und an 4 Wochentagen auch Nachmittags 3 Stunden, 
im Sommer wenigftend 4 Stunden lang (oder jeder Abtheilung 
2 Stunden) 3) gegeben werden. — Eine Fortjegung dieſes Unter: 
richte ift die Sonntagsfhule, ein an jevem Sonntage Nach— 
mittagg 1—1'), Stunden lang vom Schulmeifter zu ertheilenden 
Unterriht in den für das bürgerliche Leben vorzugsweije müglichen 
Gegenftänden, welcher von allen aus der Volfsfchule Entlaffenen 
bis zum 18ten Jahre zu befuchen ift. Im ihr foll namentlich die 
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männliche Jugend vom fittlich religiöſen Standpunkt aus mit den 
allgemeinen Bürgerpflichten befannt gemacht werden. 4) 


1) Schulgefeh vom 29. Sept. 1836. Art. 2. 4. 5. 
2) Gen. Syn.Refer. vom 5. Mai 1814. $. 12. 


3) Verordnung vom 10. Sept. 1808. $. 6, und Verfügung vom 26. April 
1831. Rgbl. 218. — Für beide Gonfeffionen gleich ift die Veorfchrift in 
Art. 29. des Schulgefeges, daß, wo in Abiheilungen unterrichtet wird, 
die älteren Schüler wenigfiens 4, die jüngeren wenigftens 3 Stunden täg« 
lich Unterricht erhalten follen, ‘was aber unausführbar und daher auf bie 
Winterfchule und täglich 6 Stunden im Ganzen befchräuft if. Erlaß des 
kath. Kirchenraths vom 21. Juli 1838. 

Gen. Syn.Refer. vom 3. Dee. 1801 und 17. Dez. 1822. K. Verordnung 
vom 10. Sept. 1808. Berfügung des fath. Kirchenraths vom 3. Januar 
1824. Schulgefeb Art. 3. u. 6. 
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Jeder Drt, der für ſich eine (politifche) Gemeinde bildet (wenn 
auch nur Filial einer Pfarrkirche) muß eine, und wenn die folgenden 
Beftimmungen zutreffen, mehrere Vollsſchulen unterhalten. Auch in 
jedem nur einen Theil einer Gemeinde bildenden Drt (Parzelle) hat, 
wenn berfelbe zum wenigften 30 Bamilien begreift, in der Regel eine 
Volksſchule zu beftehen, und ed wird die Vereinigung eines ſolchen 
Orts mit einem benachbarten zu einer gemeinfhaftlichen (Besirks-) 
Schule nur dann zugelafien, wenn die Entfernung zwifchen beiden 
Drten nicht über eine Stunde beträgt. Dagegen ift eine ſolche Ber- 
einigung für weniger bewölferte Orte zuläffig, fo lange die Einwohs 
ner nicht freiwillig eine eigene Schule erhalten wollen. Doch fann 
bei einer Entfernung von mehr als 1 Stunde oder bei einem für 
Leben oder Gefundheit der Schüter gefährlichen Wege ſogar ‘bei 
15 Familien die Errichtung einer eigenen Schule angeordnet werden. 
In Rüdfiht auf die Eonfeffionsverfchiedenheit fteht ed 1) den An- 
gehörigen der Eonfeffion der Minvderzahl eines Drtes frei, eine 
Schule für Kinder ihrer Eonfeffion entweder für ſich allein oder in 
Verbindung mit den Eonfeffionsverwandten benacbarter Drte nad 
den gefeglihen Beftimmungen zu unterhalten; 2) find aber dieſe 
Gonfeffionsangehörige eines Orts wenigftend 60 Familien ftark, Die 
an dem perfönlichen oder dingliden Gemeindeverband Theil nehmen 
(die entweder das Heimathrecht in der Gemeinde haben oder als 
Grundbeſitzer oder Gewerbtreibende, jet wohl auch ald Einkommens⸗ 
oder Eapitalienbefiger, befteuert find), fo fünnen fie, wenn die 


4 
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Mehrheit der betheiligten Familienväter es wünfcht, die Errichtung 
und Unterhaltung einer eigenen Bolfsfchule ihrer Confeſſton auß 
örtlichen Mitteln anſprechen; 3) wenn die Schule im Drt ift, find 
bie fchulpflichtigen Kinder an die Schule ihrer Gonfeffion gebunden. 
Einwohner verfchiedener Gonfeffionen eines Orts, wo feine Schule 
it, find mit benachbarten Schulen ihrer Gonfeffion in Berband zu 
fegen. Wenn aber die nächſte Bolfsfihule der einen Confeſſion 
über eine Stunde entfernt ift, find fämmtliche Ortseinwohner dem 
Berbande der näher gelegenen Schule der andern Confeſſion einzu: 
verleiben. !) 

Jede Aenderung in diejen Eintheilungen, fo weit fie gejeglich 
zugelafjen ift, beruht auf Anordnung oder Genehmigung der. Ober 
khulbehörde. 

4) Schulgefeg Art. 11 — 15. 


1) Die Lehrer und ihre Belohnung. 
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Während die Kirche den Drtsgeiftlihen neben der von 
ihnen in Gemeinſchaft mit den übrigen Kirchenronventömitglievern 
zu führenden und von ihnen befonders durch wöchentliche Befuche 
der Vollsſchule auszuuͤbenden Aufficht eine thätige Theilnahme am 
dem Schulunterricht durch Ertheilung des Religionsunterrichts im 
wöchentlih 2 — 3 Stunden aufträgt,*) find dagegen für die eigent- 
liche Schulhaltung befondere Lehrer, in der Regel einer je für 
90 Kinder beftimmt. An jeder Volkoſchule muß mindeftens ein 
felbftftändiger Hauptlehrer, Schulmeifter, ſeyn; bei mehr ats 
90 Kindern muß neben dem Schulmeifter mindeſtens ein unter Leis 
. tung und Berantwortiichfeit deſſelben lehrender Gehülfe, bei mehr 
als 180 Kindern noch weiter ein und bei mehr ald 270 müflen 
zwei jelbftftändige, aber widerruflich angeftellte Unterlehrer ſeyn; 
endlich bei größerer Kinderzahl müffen wenigftens zwei Schulmeifter 
und ein Unterlehrer neben zwei Lehrgehülfen die Schule beforgen. — 
Bei diefer durch die verfchieven beftimmte Belohnung beteutfamen 
Abftufung der Lehrer ift aber noch zu bemerken: 1) eine Bermindes 
rung der an einer Bolfsfchule einmal beftehenden Schulmeiftersftelfen 
it nur mit Genehmigung der Oberfhulbehörde zuläſſig. 2) Bon 
dem Beichluffe der Gemeindebehörde hängt ed ab, durch Ausjepen 
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der erforderlichen Mittel die geringere Lehrſtelle zur höheren zu ers 
heben.?2) — 3) Nur wenn die Erhöhung der Schülerzahl nicht bloß 
vorübergehend, fondern -vermöge der Zahl der im Schulverbande 
ftehenden Bamilien ald dauernd anzufehen ift, kann in deren Folge 
die Aufftellung eines weitern Lehrers verlangt werden. 4) Aus- 
nahmsweile und widerruflich Fann jedoch in Ruͤckſicht auf die öfo- 
nomiſchen BVerhältniffe einer Gemeinde geftattet werden, daß ein 
hiezu für tüchtig etflärter Schulmeifter auch mehr als 90, jedoch nicht 
über 120 Kinder unterrichtet, was dann in Abtheilungen ($. 141. 
Note 3.) zu gefchehen hat. 3) 

4) Bifhöfl, Verordnung vom 5. Januar 1803. Gen. Vroͤng. vom 26. Dee. 

1810. $. 38. Schulgeſetz Art. 2. 


2) Früher waren einzelne Schulen durch Proviforen verfehen. Für die Für: 
derung des Unterrichts find felbfiftändige, geprüfte Lehrer ohne häufigen 
Dienfimechfel weſentlich. 


3) Schulgefeg Art. 27— 29. 
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Der Gehalt eines Schulmeifters muß jedenfalls dem durch 
das Gefeg je nad der Größe der Gemeinden verfchieden beftimmten 
Mindefibetrag gleihfommen, fo daß derfelbe neben freier Wohnung 
für ihn und feine Familie (über deren Herftellung das in $. 149. 
Erwähnte gilt und an welder ihm die in $. 64. erwähnten Nuß- 
nießeröleiftungen obliegen) oder einer entfprechenden Entichädigung 
für Hausmiethe 1) in Orten von mehr als 4000 Einwohnern die 
Summe von 350 Gulden, 2) in Orten oder Schulgemeinden von 
weniger als 4000 und mehr ald 2000 Einwohnern die Summe 
von 300 Gulden, 3) in andern Drten oder Schulgemeinden, wo 
die Zahl der die Volksſchule befuchenden Kinder mehr als 60 beträgt, 
vie Summe von 250 Gulden, außerdem von 200 Gulden zum 
wenigften erreihen muß.) ine nad diefem Maßſtabe vorzu- 
nehmende Revifion des Schulmeiftergehaltes muß bei jeder Wieder: 
befegung einer Schufftelle eintreten. Beträgt aber das Einfommen 
einer Sculftelle mehr als den gefeglihen Mindeftbetrag, fo kann 
eine Berminderung nur unbefchadet der bereitö erworbenen Ans 
fprühe eines LXehrerd und mit Genehmigung der Kreisregierung 
und ber Oberfchulbehörde nur zum Beten anderer Zwede der 
öetlihen Volfsfchule, für weldhe die Ausgaben nicht ohnehin 
gejeplich der Drtöfaffe obliegen, geſchehen. Nur dann, wenn wegen 
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vermehrter Schülerzahl eine weitere Lehrftelle zu errichten ift ($. 143.), 
muß jeder Schulichrer, unter deſſen Gehalt das Einfommen von 
mehr ald 90 Schülern begriffen ift, diefen Mehrbetrag des Scul- 
gelded abtreten, wenn und foweit ihm das gefeglihe Minimum 
bleibt. 2) 

Ein Unterlehrer oder Schulamtöverwejer erhält neben einem 
heizbaren Zimmer oder einer Entihädigung dafür einen jährlichen 
Gehalt von wenigftens 150 Gulden. 3) Einem Lehrgehülfen 
find zum wenigften jährlih 120 Gulden zu reichen, welde theils 
ihm felbft, theild dem Schulmeifter, der ihm freie Koft und Woh— 
nung zu reihen bat, zufommen. Wo eine Wohnung nicht vor: 
handen ift, erhält der Gehülfe eine Geldentihädigung dafür. %) 


1) Durdy ftändifche Verwilliguug von 1846 ift diefe lebte Claſſe durch einen 
Staatszufhuß überall auf 250 fl. geftellt. Gine weitere Erhöhung ver 
Gehalte aus Staatsmitteln ift wiederholt von der Ständeverfammlung 
beantragt worben. 

2) Schulgeſetz Art. 30 — 32. 36. Nah der Verordnung von 1810 betrug 
das Minimum noch 150 fl. und nicht viel weiter zurüd liegt die Zeit, wo 
die Echulmeifter an manden Orten umgeäzt wurden. Nach einer Auf: 
nahme von 1843 ift bie Zahl der Schulmeiſterſtellen 

evangelifche Fathelifche 


mit einem Gehalt von 200 fl... . . 244, 165, 
von 200 — 249 fl... . » 6i, 85, 

von 250 f.. . . 428, 200, 

von 30 — 29... . 296, 194, 

von 300 f.. . . , 26, 7, 

über 300 fl... . . 400, 219. 


3) Im diefen Tonnen nach einem Minifterialerlaß vom 31. Januar 1837 die 
Emolumente von Tanfen ꝛc. eingerechnet werden, wie aud beim Unter: 
lehrer; doch darf er wegen der NMebenvienite des Meßners feine Aus: 
gaben tragen. Erlaß des k. Kirchenraths vom 26. März 1844. Der 
Ortsſchulbehörde fleht es zu, durch befenderen Beſchluß dem Schulamte: 
verwefer diefe Emolumente neben dem ordentlichen Gehalte zu überlaflen, 
ober fonft eine Aufbefierung auf Rechnung der dem Schulfond zufließenden 
Mittel auszufegen, worüber im Mebrigen auf $. 152. Note 7. zu ver: 
weifen ift. 

4) Schulgefeh a. a. O. 


$. 145. 


Das Einfommen einer Schulftelle ift nun aber je nad 
dem Gange ihrer Errichtung und Ausftattung auf verſchiedene Weife 
jufammengefegt. Es kann nemlich 

11 
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1. zunähft in dem Einfommen der Meßner- oder Kantor: und 
Drganiftenftelle ($. 135.) beftehen, wenn dieſe Stellen mit 
dem Schulamte für immer ald Nebenämter vereinigt find. 
Wie die meiften Sculftellen ihre erfte Austattung „in Er- 
manglung anderer Fonds durch die Vereinigung des Schul- 
amted mit der Mefnerei erlangten, !) jo ift auch jest jenes 
Einfommen in den gefeglih erforderten Schulgehalt einzu: 
rechnen. Da die Beforgung der Schule als Hauptface durch 
Verjehung der Meßnereivienite niemals leiden darf,2) fo fann, 
wenn dies nicht fhon geichehen, die Haltung eines Meßnerei- 
gehülfen von der Oberjchulbehörde verfügt werden, defien Be— 
lohnung von jenem infommen in Abzug Fommt, aber von 
den örtlihen Kaffen zu erfegen ift, wenn und foweit durch diefen 
Abzug die Schulbefoldung unter den gefeglichen Mindeftbetrag 
berabfinft. 3) 

IH. Die felbftftändigen Einfommenstheile der Schulſtelle können 
ſeyn: 

1) Genuß von Gütern, Gefällen, Capitalien (dieſe nament- 
(ih in Folge von Gefällablöſungen), ald deren Eigen- 
thümer die Schulgemeinde anzufehen ift. Der Werth 
diefer Einfommenstheile ift nach dem Durchfchnitte des 
Pachtgeldes oder des Reinertrags nah den örtlichen 

- Breifen bei der Selbftverwaltung in den Gehalt ein- 
gerechnet. 4) 

2) Bezüge an Naturalien (Frucht, Holz), die in beftimmter 
Duantität für die Echulftelle ausgefegt find. Sie wer: 
den nad den im Sportelgeiepe beftimmten Preiſen, oder 
wo dies nicht Ziel und Maß giebt, nad örtlichen Durch— 
Ihnittöpreifen in den Gehalt eingerechnet. 5) 

3) Geldbezüge, als fire Befoldungstheile entweder 

a) wahre Befoldungen oder Zulagen, wie fie in Folge 
des Schulgefeged oder nah dem Gefege vom 
14. Aug. 1849. Art. 5. zum Erfaß des durch Ab- 
löfung von Gefällen der Schufftelle herbeigeführten 
Ausfalld am Gefammteinfommensbetrag ausgejegt 
werden mußten, oder 

b) ald Belohnungen für beftimmte amtliche Verrich— 
tungen im Schuldienfte, wie fie in früherer Zeit 
bei dem Anwacjen der Dienfigeichäfte dur Er— 
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weiterung des Unterrichts nach und nach ausgeſetzt 
und ſpäter als bleibende Einkommenstheile, auch 
bei Wiederaufhebung einzelner Dienſte, belaſſen 
wurden, z. B. für die Sonntagsſchule,“) oder als 
Entfhbädigung für entgangene Nutzung aus ber: 
fömmlihen Werrichtungen, wie z. B. der Weih— 
nachtögefang, und die nunmehr auch in den Ge- 
halt einzurechnen find. ?) 

Diefe Theile des Einkommens (2. und 3.) ruhen bald 
auf der Ortskaſſe, bald liegt ihre Reihung theilweile 
vermöge privatrechtlicher Verbindlichkeit einer Guts- oder 
Patronats herrſchaft, 8) oder auch vermöge urſpüng— 
licher Ausſtattung dem Staate als Inhaber allgemeiner 
Kirdengüter 9) ob; oder auch wird ein Theil von der 
Staatöfaffe auf den Grund gejeglicher Beftimmungen 
getragen, wonad theild denjenigen Orten, welcde den 
für ihre Bolfsfchule ihnen auferlegten Aufwand nicht 
vollftändig aufzubringen vermögen, angemefiene Staats— 
beiträge zu geben find, 10) theils der durch Ablöfung von 
Gefällen einer Schulftelle entftcehende Einfommensausfall 
nur bis zum Betrage des gefeglihen Gehaltes ($. 144.) 
durch die Gemeinde, von da an aber bis zur faſſions— 
mäßigen Höhe von der Staatsfaffe zu ergänzen ijt. 11) 

Endlih waren früher die einzelnen Einwohner 
eined Drted zu Abreihung von Befoldungstheilen ver- 
pflichtet, wozu außer den zum Meßnereieinfommen ges 
hörigen Bezügen ($. 135.) das Schulgeld gehört, das 
für Arme aus der Armenfaffe bezahlt werden mußte 12) 
und die erite Zulage zum Meßnereieinfommen bildete. 
Dieſe Einfommenstheile mußten oder müffen fpäteftend im 
nächſten Erledigungsfalle dergeftalt auf die Gemeinde— 
pflege übernommen werden, daß folde fortan als Ein- 
nahmepoften der legtern zu betrachten find ($. 151.) und 
die Schulftelle dagegen aus jener eine (nach dem durd- 
Ichnittlihen Ertrage der legten Jahre ausgemittelte) ents 
fprechende feite Entihädigung, welche vierteljährig abzu— 
reihen ift, erhält. 13) 

Neben diefen eigentlihen ©ehaltstheilen gehören zum 
Einfommen des Schulmeifterd 
7 
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a) die ſogenannten Accidenzien, zufällige, auf 
Schenfung beruhente Bezüge, wie fie an manchen 
Drten herkömmlich find, aber ohne Entſchädigungs— 
anfpruch abgeftellt werden fönnen, daher auch nicht 
in den Gehalt einzurechnen find; 
der dem Schulmeifter von jeher zugefommene Anz 
theil an den Gemeindenugungen ($. 56.), 
welchen er ohne Rüdficht auf den Betrag feines 
Gehalted und auf feine etwaige Theilnahme als 
Drtöbürger vermöge feines Dienfted gleich einem 
im Genuffe ftehenden Ortsbürger anzuiprechen hat. 
Der Werth diefer Nupung wird bei denjenigen 
Schulmeiftern, deren Gehalt fih auf ten geſetz— 
lihen Betrag befchränft, in diefen eingerechnet, und 
muß daher auh, wenn die Gemeindenugungen 
ganz oder theilweile wegfallen, durd Zulagen aus 
der Ortöfaffe erfegt werden, was bei Schulgehalten, 
die den gefeglihen Betrag auch außerdem erreichen, 
nicht nöthig ift. 14) 
Borübergehend hat ein Schulmeifter eine außerordent- 

liche jährliche Zulage von 50 Gulden anzujprechen, wenn 

und fo lange der Abtheilungsunterricht ($. 141. Note 3.) 

gegeben wird. 15) 

Auf dem fo gebildeten Einkommen einer Schuljtelle hafteten 
früher öfter6 einzelne Ausgaben für Schulzwede, namentlich die 
Nerbindlichkeit zu Haltung eines Lehrgehülfen, die bei genügend er— 
fundenem Einfommen früher auferlegt wurde. 16) Solche Ausgaben 
müßten oder müffen fpäteftend im nächften Erledigungsfalle gegen 
Ausiheidung eines verhältnißmäßigen Theil vom Ginfommen der 
Schulſtelle auf die örtliche Kaffe überwiefen werden. 17) 


1) Große Kirchenorbnung von 1559 „von den Schulen.“ — Die Bereinigung 
anderer Dienfte wie des Felpihügen: sc. mit dem Schultienfte war in 
älteren Zeiten eine weitere Auskunft für fparfame Gemeinden, wurde aber 
unterfagt, fobald das deutfhe Schulweſen überhaupt Gegenſtand der Staats— 
fürforge wurde. Die nur mit Genehmigung der Oberfchulbehörbe zuläffige 
Verfehung von Gemeindeämtern durch den Schulmeifter hat auf deſſen 
Befoldung als Lehrer Feinen Ginfluf, da dieſe Uebertragung jedenfalls 
nur für die Perfon gejchehen Kann. 

2) Griaß des f. Kirchenraths vom 23. Mai 1842. 

3) Schulgefep Art, 34. 35. Die Schulproviſoren find unter beftimmter Bor: 


b 
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ansfehung zur Aushülfe in der Meßnerei und im Organiſtendienſte vers 
pflichtet. Syn.Erla vom 17. December 1822. Kirchenrathserlaß vom 
20. Auguft 1824. 

4) Conſ. Erlaß vom 23. Febr. 1848. 

5) Schulgefeg Art. 34. Diefe Breife find per Scheffel Kernen 9 fl. 36 fr. ; 
Waizen, Erben, Linfen, Welſchkorn 8 fl. ; Mühlkorn 7 fl. 12 fr.; Roggen, 
Aderbohnen 6 fl. 24 fr. ; Gerite und gemifchtes Korn 5 fl. 36 fr.; Miden 
4. 48 Ir.; Dinkel 4 fil.; Ginforn, Emer 3 fl. 12 fr.; Haber 2 A. 
24 fe. — 1 Wanne Heu 8 fl. 48 fr.; 1 Puder Stroh 8 fl.; 1 Gimer 
Mein 16 — 48 fl. nach 5 Claſſen. 

6) Die Fatholifhe Echulorbnung von 1808 fest hiefür 12 fl. aus, während 
in der evangelifchen Feine Belchnung dafür geboten ift. 

7) Schulgeſetz Art. 34. Auch die in ver Communordnung ansgefegte und 
noch pafjirlihe Gebühr der Echulmeifter für die Nemtererfegung, wo foldhe 
als herfümmliche Verehrung befteht, ift hieher zu rechnen. Min. Erlaſſe 
vom 7. April und 6. Juni 1831. 

8) Wegen der auf Gefällen, namentlich auf Zehnten, haftenden Einkommens⸗ 
theile von Schulmeiſtern (Meßnern) ift im Falle der Ablöfung jener ganz 
nah den in $. 128. erwähnten Beitimmungen zu verfahren. 


Als von den Klöflern und der Geiftlichkeit überhaupt noch aller Unterricht 
ausgieng, fo waren hiefür aus dem Ginfommen jener Belohnungen aus: 
gefegt, die kei Bildung des altwürttembergifchen evangelifchen Kirchenguts 
auf diefes als dauernde Laft übergiengen. Die Beſtimmuug beffelben war 
überhaupt and auf das Schulmefen ansgevehnt; es wurde auch fpäter 
noch einzelnen Schulſtellen damit aufgebeflert. Kirchenordnung von 1559. 
Eifenlohr, Einleitung in die Schulgefegefammlung $. 1. 2. Stänpijche 
Berb. von 1816. Kap. XXI. 


10) Schulgefeg Art. 23. Schon feit 1826 mwurben folche Beiträge in eins 
zelnen Fällen gegeben. Im neueſten Staatsbudget find hiefür 28,400 fl. 
jährlich aufgenommen. — Die dieefallfigen Gefuche find an die Oberſchul⸗ 
behörbe unter Beifügung folgender Notizen zu bringen: 1) Umfang ber 
Schulgemeinde mit Bezeichnung der einzelnen Orte und ihrer politifchen 
Giniheilung. 2) Zahl ber in ber Schulgemeinde und in jedem Orte ber: 
felben befindlichen, bie betreffende Schule befuchenven Kinder, fowie Seelen: 
und Bamilienzahl der einzelnen Orte und der ganzen Schulgemeinbe. 
3) Jetziger Echulgehaltsbetrag — nach der anzufchliegenden Einkommens— 
faffton, die vom Stiftungsrath und vom gemeinfchaftlichen Oberamt beurs 
fundet feyn muß, mit Angabe ber etwaigen neueren Zulagen aus Orte: 
fafien und der außerdem zu dem gefeglichen Gehalt noch fehlenden Summe ; 
ferner ob eine Wohnung für den Schulmeifter vorhanden ober eine Mieth- 
entſchädignug ausgeſetzt ſey. 4) Verbindlichkeit Dritter zu den Schulfoften 
und dem Lehrersgehalt. 5) Schulftiftungen in der Gemeinde, Vermögens— 
Rand, jährlihe Ginnahmen und Ausgaben nach fechsjährigem Durchfchnitt 
mit Weglaſſung außerordentlicher Ausgaben, Hinderniffe gegen Verwendung 
des Ueberſchuſſes zu ber Gchaltsergänzung ; ebenfo von andern Stiftungen 
in der Schulgemeinde. 6) Betrag des Echulgelves früher und jept in 
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Folge etwaiger neuer Beſchlüſſe. 7) Was nach Abzug folder Mittel 
(4 — 6) von der Schulgemeinde zu Dedung fraglichen Aufivandes noch 
aufzubringen fey und Antheil jedes Orts der Schulgemeinde hieran — nad) 
dem gefeßlichen oder anf befonderem Mechtstitel beruhenden Boncurrenzfuß. 
8) Beitand des Activ: und Paſſivvermögens der Schulgemeinbe (bezichunge- 
weife der einzelnen Orte), Berechnung der Ginnahmen und Ausgaben wie 
ad 5., Umlage für Gemeindeverbands⸗ oder beſondere Ortsjwede nad) 
dem Durchſchnitt diefer 6 Jahre. 9) Ebenfo ber Amtoſchadensbetreffe. 
10) Staatsfteuer. 11) Grundbefig und Nahrungs: und Vermögensitand 
ver Schulgemeindeangehörigen im Allgemeinen, grundherrliche Laften. Er: 
laffe der Oberſchulbehörde vom 5. auf den 8. Januar 1838. — Tiefe 
Motizen find von dem gemeinfchaftlichen Oberamt zu prüfen und bie Durch 
fchnitteberechnungen ad 5. und 8. find beizulegen. Zu jedem Gefuche if 
von demfelben ein Antrag zu ftellen. Conſ. Erlaß vom 5. Oct. 1838. — 

"Gin Beitrag wird je nah dem Vermögensſtande der Ortskaſſe und ber 
Ginwohner verwilligt, es muß aber das Schulgeld auf wenigftens 1 fl. 
12 fr. gejegt feyn, wenn nicht nachgewiefen werben kann, daß die Familien— 
väter folches wegen befonders ungünftiger örtlicher Berhältnifle nicht aufzus 
bringen im Stande find. Min.Erlaf vom 7. wa 1839. 

11) Gefep vom 14, Aug. 1849. Rgbl. ©. 383. Art, 

12) Syn.Grlaß vom 1. Dee. 1711. Gonf.Erlag vom * Nov. 1800. Die 
katholiſche Schulordnung verordnete in 8. 28. ein Schulgeld, als Be: 
ſoldung aus örtlichen Kaſſen, nicht von den Einzelnen. 

13) Schulgeſetz Art. 37. 

14) Daſ. Art. 40. Der Schulmeiſter hat hienach auch alle auf der bürger— 
lihen Nutzung ruhende Leiftungen zu erfüllen, foweit er nicht nach be: 
jonderem Nechtstitel befreit ift, wozu die Beſtimmung der Fathelifchen 
Schulordnung von 1818. $. 28. nicht gehört. 

15) Daf. Art. 29. Tiefe Belohnung kommt zutreffenden Falle auch dem 

Amtsverweſer und Unterlehrer zu. Conſ. Erlaß vom 23. Mai 1837. 

Seit der Verordnung vom 26. Dec. 1810. 8. 32. war dies fürs Künftige 

verboten und die frühere Uebernahme nur in Bezug auf Koſt und Woh— 

nung bes Proviſors bei einem Schuleinkommen von wenigſtens 250 fl. 
für fortdauernd gültig erklärt. 

Schulgeſetz Art. 38. — Zur Ueberficht über die Echuleinfommenstheile 

und zum Beweife für die rechtliche Begründung derfelben dienen die 1812 

für die evangelifhen Schulftellen und die aus Anlaß der Vollziehung des 

Schulgeſetzes für alle aufgenommenen Beſchreibungen, Competenzen. 


16 


— 


17 


— 


$. 146. 


Waͤhrend der Staat für die Bildung von Schullchrern forgt, 
foweit nicht örtliche Stiftungen hiefür beftehen, haben die Gemeinden 
einigen Aufwand für die Kortbildung der bei ihnen im Dienfte 
ſtehenden Lehrer, und zwar 1) foll jeder Lehrer aus der örtlichen 
Kaffe eine Reiſekoſtensentſchädigung für den Befud) der wechfelsweife 
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in 12 Bezirken abzuhaltenden Lehrcurſe erhalten, wogegen ber 
weitere Aufwand auf die Staatskaſſe übernommen iſt;!) 2) ebenfo 
für den Bejuc der ftändigen, des Jahrs viermal vorzunehmenden 
Shullehrerconferenzenz;?) 3) jede evangelifche Gemeinde hat 
jährlich 1 Gulden zu Unterhaltung der Lefegefellfhaften beizu- 
tragen, welche die Schulmeifter einer jeden Diözefe oder jedes Con— 
ferengbezirfed bilden follen. 9) 

1) Schulgefeß Art. 46. Die Gebühr ift durch Min.Erlaf vom 19. Febr. 1846 
für jeden nicht Im Orte ber Zufammenfunft wohnenden Lehrer folgender: 
maßen jeftgefegt: 1) für Zehrung a) ein Schulmeifter 20 fr., b) ein Unter: 
lehrer oder Lehrgehülje 15 fr. ; 2) für Neifefoften Jedem für jede Stunde 
der Entfernung, wenn ſolche wenigftens eine Stunde beträgt, 10 fr. 

2) Daf. Die Entſchädigung beträgt nah Min.Erlaß vom 2. Oct. 1822 
für einen Schuliehrer 40 fr., Lehrgehülfen 30 fr. Taggeld und 10 Fr. 
Reifekoftensentichädigung für jede Stunde Entfernung. — Den Lehrern 
vom Orte der Gonferenz gebührt nichts von Rechtswegen, wohl aber ift 
der Ortebehörde die Ausſetzung des Taggeldes, wie vorhin, empfohlen. 
Min. Erlaß vom 1. März 1848. 

3) Generalverorbnung vom 26. Dec. 1810. $. 20. Schulgeſetz Art. 46. 


$. 147. 


Für die Unterftügung dienjtuntüchtig gewordener Lehrer (im 
Falle bloß geſchwächter Dienſttuͤchtigkeit durch Beigebung eines Hülfs- 
lehters auf Rechnung der nachbenannten Kaffe mit einem Beitrage 
von dem Dienfteinfommen des Schulmeifterd) !) und ihrer Hinter: 
bliebenen ift durch Errichtung einer allgemeinen Penſione- und 
Wittwenfaffe aus Staatdmitteln und Beiträgen der Lehrer geforgt; 
hiebei ift nur eine Mitwirkung der Oberamts- nnd Gemeindepfleger 
infoweit vorgejchrieben, daß die zu leiftenden Unterftügungen von 
den Oberamtöpflegen und ©emeindepflegen auf Abrehnung an der 
iu liefernden Staatsjteuer ausbezahlt, die von den Lehrern zu leiften- 
den Beiträge aber durch Abzug an den aus der Ortöfaffe zu ber 
chenden Gehaltötheilen erhoben und fogleih an die Verwaltung 
jener Kaffe eingefandt werden müljfen. 2) 

1) Schulgeſetz Art. 52. 53. 
2) Min. Berf. vom 2. Mai 1837. Rgbl. ©. 197. 


$. 148. 


Die LKeiftungen der Lehrer und der Zuftand der Schule über: 
haupt werden durch periovifhe Viſitationen geprüft, für welche 
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der Bezirksſchulaufſeher jetzt aus der Staatskaſſe entſchädigt wird,) 
der Ortsgeiſtliche aber wie $. 132. Note 4. zu belohnen ift.2) Die 
hiezu berufenen Mitgliever des Kirchenconvents beziehen das geleh- 
lihe Taggeld eined Gemeinderaths, welches aber dem Drtövorfteher, 
Gemeindes und Stiftungspfleger nicht zufommt.3) — Für die ges 
wöhnlihe Bifttation der Filialſchulen durch die Geiftlihen haben 
diefe außer Tem Taggeld auch Reijefoften anzuſprechen.) — Endlich 
werben hiebei nach alfgemeiner Sitte Geſchenke in Brod an die 
jämmtliden Schulkinder auf Rechnung der DOrtöfaffe abgegeben. 


1) Schulgeſetz Art. 77. 

2) Gomm.D. IL, 8. 

3) Min.Berf. vom 20. Febr. 1841. $. 8. K. Vrdg. vom 22. Febr. 1841. 
$. 4. 8. Die Gebühren der Schulmeifter für das Anwohnen dabei und 
für Fertigung der Scuitabellen find dagegen für alle feit 1836 ans 
geitellten Lehrer aufgehoben. Schulgefeg Art. 39. 

4) Nah Min.Erlaß vom 22. Juni 1826 bei einer Entfernung von einer 
Etunde oder mehr 30 fr. Zehrung und das ortsüblihe Reßlohn fammt 
Kütterung und Trinfgelb. 


2) Sachliche Erforderniffe. 


8. 199. 


Das nücite Erfordernig find die entiprehenden Locale. Jede 
Vollsſchule, und wo mehrere Lehrer angeftellt find, jede Abtheilung 
derjelben erfordert ein beſonderes, feiner Beftimmung gemäß ein— 
gerictetes und für die vorhandene Zahl von Schulfindern gehörig 
geräumiged Zimmer!) Die Herftellung von Schulzimmern mit ge— 
höriger Höhe und Helle und mit Vorrichtung zur Lufterneuerung ijt 
ein für Geſundheit und Unterricht wejentliched Erforderniß.2) Alle 
Neubauten und bedeutende Veränderungen an Schulgebäuven unter: 
liegen daher der Genehmigung der Oberfhulbehörde. 3) Zu dem 
diesfallſigen Koftendaufwante der Gemeinden werden nad Lim: 
ftänden Etnatsbeiträge bewilligt. *) | 

Tie Zimmer müffen mit den nöthigen Mobilien (Bänfen und 
Tiſchen, beſſer Subjellien, erhöhtem Eig für den Lehrer) ausgerüftet 
jeyn. Simmtlide Schulzimmer müffen geheizt werden. Das hiezu 
erforderlihe Hol muß, wo nicht ein befonderes Rechtsverhältniß 
anders bejtimmt, auf Gemeindekoſten angeſchafft, beigeführt, gefägt 
und geipalten werden. Die Beforgung des Einheizens liegt, wenn 
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der Schullehrer im Schulgebäude felbft wohnt, diefem, andernfalls 
der Gemeinde auf ihre Koften ob.>) 


1) Schulgefeg Art. 16. 

2) Nach einem mit Erlaß der Oberfchulbehörde vom 2. April 1850 mit- 
getheilten Gutachten des Medizinalcollegiums ift durchfchnittlich ein Raum 
von 8 Duadratjuß für jedes Kind mit Ginrechnung des Raums für Gänge, 
Defen und Mobilien und eine Zimmerhöhe von 12 Fuß, mindeftens von 
10 Fuß als nöthig anzunehmen, und Formen zur NReinhaltung der Luft im 
Minter mit Dedeln verſchließbare Deffnungen an den Fenftern ober ber 
Wand angebracht, oder ein Schieber zum Aufflappen gerichtet werben; 
am bienlichften aber find dazu die im Zimmer heizbaren Defen; allzu: 
ftarfes Ginheizen (über 16 Grad) ift ſchädlich; Reinigung des Locals jede 
Woche zweimal, Weißnen alle Jahre wenigftiens 8 Tage vor Schluß ver 
Eommerjerien, Abzugeröhren für bie unreinen Dünfte des Abtritts ıc. find 
weitere Erforderniſſe. — Für den Anſtrich der Edjullocale ift eine ben 
Augen zuträgliche Farbe, blaßgrün (aber von arfeniffreien Karbarten) oder 
hellgrau, zu wählen. 

3) Gen.Brdg. vom 26, Dec. 1810. K. Vrog. vom 10. Sept. 1808. $. 22. 
Nah Conſ. Erlaß vom 15. März 1844 ift mit Vorlegung der Riffe und 
Ueberfähläge jedesmal die Schülerzahl von jedem ber letzten 6 Jahre, fowie 
die muthmaßliche Zahl der nächften 6 Zahee anzugeben, aud über ven 
Plan die Aeuferung des Pfarramts einzuholen. — Den Gemeinden follen 
feine Iururiöfe Bauten zugemuthet werben. Min.Erlaß vom 28. Febr. 1849. 

4) Hierüber ift ganz auf das in $. 129. Note 3. Gefagte, als auch Hicher 
gültig, zu verweilen. Staatsbeiträge werben neuerdings im Betrage von 
10 — 25 Prozenten des Kofteneüberfchlags gegeben. 


5) Schulgefeh Art. 16. 


$. 150. 


Den örtlichen Kaffen liegt weiter die Anfchaffung unmittelbarer 
Lehrmittel, ald Lehr» und Unterrichtsbücher ıc., ob. 1) 

Die Schulbibliothek ift zur Bildung der Lehrer und Erleichtes 
tung des Unterrichts beftimmt und follte zugleich für die Ortöbürger 
ein Bildungsmittel abgeben, wofür jährlid 6 — 12 fl. verwendet 
werden follen.2) — Für Hinter armer Eltern find auch die in die 
Hände der Schüler gehörigen Bücher anzufhaffen. I; — Aufmunte— 
rungsmittel, wie Prämien, find auszufegen empfohlen. 


1) Schulgefeg Art. 17. Evang. Schulordnung von 1810. $. 34. 
2) K. Berorpnug vom 10. Sept. 1808. $. 17. Kirchenrathserlafle vom 
19. Jan. und 8. Juni 1831. 


3) Schulgefeg Art. 17. 
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3) Befondere Mittel der Schulpflege. 
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Die Gemeinden find befugt, als Beitrag zu den Koften ver 
Schule für jedes die Schule befuchende Kind von den Eltern deffelben 
oder deren Stellvertretern ein Schulgeld zu erheben, deffen Größe 
zunächft nach dem hergebrachten Betrage ſich richtet, das aber durch 
Beichluß des Gemeinderaths mit Zuftimmung des Bürgerausfchuffes 
unbejchadet des Einfommens der Schuljtelle vermindert oder auf 
gehoben und mit Genehmigung der Kreisregierung neu eingeführt 
oder erhöht werden kann. Bon der Entrichtung des Schulgelds find 
die Kinder unbemittelter Eltern nach Firchenconventlihem Ermeſſen 
ganz oder theilweife freisulaffen. ) Der Bejuh der Schule zu An 
fang des Viertel oder Halbjahrs, für welches jedesmal das Echul- 
geld eingezogen zu werden pflegt, enticheidet für die Pflichtigfeit zu 
deffen Entrichtung, von welcher auch die Haltung eines Privat: 
lehrers nicht befreit.2) — Dem Schulmeifter liegt ob, jedesmal ein 
Verzeihniß der Schüler und ihrer Väter ꝛc. zum Zwed des Einzugs 
zu übergeben. 


1) Schulgefeg Art. 21.. Die grundrechtliche Aufhebung des Schulgelds ift 
noch nicht durchgeführt. Man geht zu weit, wenn man bie Entrichtung 
eines Schulgelds, fo lange den Gemeinden die Unterhaltung der Schule 
obliegt, als eine ungerechte Steuer erklärt; wohl aber ift zu behaupten, 
daß mur ein mäßiger Anfap mit den Korberungen der KHumanität ſich 
verträgt. 


2) Min.Erlaß vom 2. Oct. 1840. 
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Weiter find den Vollsſchulen jeden Orts folgende befondere 
Einnahmen zugewiefen:!) 1) ein jährlicher Beitrag aus den ört— 
lihen Kaffen von wenigftend 6 fr. für jeden die Werktags- oder 
Sonntagsfchule befuchenden Schüier;?) 2) der Ertrag des Rirchen- 
opferd am Gonfirmationstage der Kinder evangeliſcher Confeſſion, 
und wo es beiteht, am Tage der erften Communion der Kinder 
fatholifcher Confeſſion; 3) die Strafgelder von Schulverfäumniffen ; 
und 4) dasjenige, was von dem Einfommen eines Schulmeifters, 
foweit e8 aus örtlihen Mitteln fließt, und weldes während der 
Erledigung einer Schulmeiftersftelle unverfürzt fortzureichen ift, nad) 
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Beftreitung der Amtöverwefereifoften 3) übrig bleibt. In lepter Ber 
siehung ift weiter zu bemerfen: a) daß zu Beftreitung der Amte- 
veriveferöbefoldung zunädit derjenigen Theile des Schuleinfommeng, 
welche von Dritten, wie von der Staatsfafje oder ehemaligen Grund« 
herren, vermöge Herfommensd oder anderer Rechtstitel zu reichen 
find, fodann, ſoweit diefe nicht reihen, die aus örtlichen Mitteln 
fließenden Gehattstheile zu verwenden find, und nur, wenn auch 
dieje nicht zureihen follten, der zum Gehalt des Schulmeiiterd ver: 
willigte Staatöbeitrag für das Fehlende beigesogen werden darf. 
Diejer darf jo wenig als jene auf befonderem Rechtstitel beruhenden 
Reihungen Dritter zum Schulfond gezogen werden.) b) Um bie 
hienach der Schule zufommenden Theile des Einkommens der Schuls . 
ftelle während ihrer Erledigung auszumitteln, iſt eine Berechnung 
mit dem abgegangenen und neu angeftellten Schulmeifter (Ab> 
furung) nöthig, für welde, da die Gehaltstheile in der Negel an 
verjchiedenen Terminen gereicht werden, die folgenden befonderen 
Regeln aufzuftellen find. Da das ganze Schuleinfommen eine Bes 
lohnung des Lehrers für die Dienftzeit eines Jahres darftellt, 
fo muß überhaupt darauf gejehen werden, daß dafjelbe nach tem 
auf die Dienftzeit des alten Lehrers, auf die Zeit der Erledigung 
der Stelle und auf die Dienftzeit des neuen Lehrerd fommenden 
Theile ded Jahres vertheilt wird und daß dem abgehenden Schul: 
meijter hienach nicht weiter zufommt, als ihm nach der Zeit ſeines 
Dienſtes auf diefer Stelle im Ganzen gebührt, und daß der neue 
Schulmeijter in die Bezüge nicht früher eintritt, als fie ihm rechtlich 
nach jeiner Dienftzeit auf diefer Stelle zukommen. Hat daher der 
abgehende Lehrer Gchaltötheile vor dem Ablauf eines Dienftjahres 
ganz bezugen, fo hat er die der Zeit von feinem Abgange bis zum 
Ablaufe des Dienftjahres entſprechende Rate zu erfegen, wie er um: 
gefehrt die von der legten Reihung an bis zu feinem Abgange zu 
berechnende Rate ſolcher Gehaltstheile anzuſprechen hat, die erft 
jpäter wieder fällig werden. Der neue Lehrer tritt zwar vom Tage 
feines Dienftantrittd an in den Bezug des Schuleinfommens ein, 
er hat aber, wenn er für ein ganzes Jahr abgereichte Gehaltstheile 
vor dem Ablaufe eines Dienftjahres bezieht, diejenige Rate hievon 
zu erfegen, welche der zum Dienftjahre fehlenden Zeit entfpricht. 5) 

Diefe Mittel und die von früheren Einnahmeüberfhüffen ans 
gelegten Gelder bilden den von den andern örtlichen Kaſſen getrennten, 
abgejonderten Schulfond, mit welchem nicht felten geftiftete 
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Mittel für Schulgwede verbunden find, ®) und deſſen Verwaltung 
im Allgemeinen nad denſelben gefeglihen Beftimmungen fich regelt, 
wie die Verwaltung anderen Gorporationsvermögend. Die Bes 
fimmung des Schulfonds ift nad dem Sculgejege die Anfhaffung 
von „Lehrmitteln und anderen Erforderniffen der Schule,“ wozu nicht 
fowohl die Bedürfniffe für den äußern Beftand der Schule, bie 
ohnehin gejeglih den Gemeindekaſſen obliegen, jondern haupfſächlich 
die inneren Schulbedürfniffe, wie Bücher für die Hand und zur 
Weiterbildung des Lehrers, und für arme Schüler, Geräthidaften für 
die Schulhaltung gehören; aud ift die Ausfegung von aufßerordent- 
lihen Belohnungen und Zulagen für die Xehrer aus demjelben mit 
Genehmigung der vorgejegten Behörde zugelaflen.  — Auch für 
die Rehnungsführung und Stellung finden die allgemeinen Bor: 
ichriften Anwendung. 8) 

In Schulſachen jind der amtliche jchriftliche Verkehr unter fämmts 
liben Etnatd- und Kirchenämtern, fodann für die Schulfonde 
und Schulſtiftungen Caud der Penſions- und Wittwenfond der 
Schullehrer) die von den Verwaltern und Ginnehmern ausgehenden 
und am diefelben ankommenden Briefe und PBadete, wenn fie ale 
Stiftungs- (Schulfonds-) Sache gehörig bezeichnet, brief und fahre 
pojtfrei.?) 

1) Schulgeſetz Art. 22. 

2) Ohne Rückſicht auf die Semeindeangehörigfeit oder Nidhtangehörigfeit der 
Kinder. Min.Erlaß vom 29. Mai 1840. 

3) Bergl. oben $. 144. Rote 2. und hienach Note 7. 

4) In dieſer Weife fprechen fich neuere Minifterialentfcheidungen (vergl. Süe— 
Hnd, Handausgabe des Schulgefepes,) aus, womit bie frühere und aller: 
dings nicht zu rechtfertigende Anſicht, daß die Amtsverwefereifoften auf 
jeden der Gechaltsrflihtigen (mit Ausnahme der Etaatsbeiträge) nach 
Verhältnif ihres zur Schulmeifterbefoldung beizutragenden Antheils zu 
repartiren ſeyen, zurücdgenommen ift. 

5) Zur Grlänterung Folgendes: Uuter dem Ginfommen if ein auf Martini 
fälliger Fruchtbezug von 5 Scheffeln Dinkel, welde der am 11. Auguft 
eingetretene Lehrer fogleich in demfelben Jahre bezieht. Ta er aber erſt 
den Gehalt von 3 Monaten anzufprechen hat, fo muß er 3 Biertheile 
dieſes Bezugs in Natur oder in dem laufenden Preife am die Schul— 
einfommensverwaltung erfegen, wie umgefehrt dem am 11. März ab» 
gegangenen vorigen Schulmeiiter, der von dieſem Gehaltstheile feit Martini 
des vorigen Jahrs nichts mehr bezogen hat, für die Zeit von da bis zu 
feinem Abgange bie Hälfte defielben zufommt. Da letzterer das Recht 
hat, bei feinem Abgange für bie Dienftleifiungen auf der bieherigen Etelle 
befriedigt zu werden, fo hat die Schuleinfommeneverwaltung ihn feinen 
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Betreff in Natur oder in dem laufenden Preife vorſchußweiſe zu bezahlen. 
Hat aber der etwa am 15. Dec. abgegangene Lehrer 3. B. das im Früh: 
jahr für das ganze Jahr abgereichte Holz bezogen, fo hat er den dem 
Neſte des Jahres bis zur nächſten ordentlichen Holzbezugszeit entfprechenben 
Theil defielben in Natur oder Geld zu erfegen, wobei eine billige Ber: 
theilung des Holzes für die Bebürfniffe des Winters und Sommers vor: 
auszugehen hat. Das zur Schulheizung beflimmte Holz if in dieſem 
Falle nah den Wintermonaten zu berechnen, fo daß hieran mur der Be- 
darf für 2’, Monate dem abgegangenen Lehrer zugefchrieben werben 
kann. — Die Abrechnung hat bienach, wenn wicht frühere Abfurungen 
bezüglich des Abrechnungstermins etwas feſtſetzen, den Tag des Dienfl- 
antritts des vorigen Lehrers zum Ausgangspunft zu nehmen, fo daß von 
da am das Dienftjahr beginnt, für welches das ganze Schuleinkommen 
beftimmt it. Iſt ber frühere Lehrer hienach befriedigt, fo fann zur Gr: 
leihterung ber Abrechnung für alle fünftige Abfurungen ein bleibender 
Termin feftgefept werben, als von welchem an laufend das Ginfommen 
angenommen wird. Eey dies z. DB. ber 1. Juli, und der alte Lehrer 
am 1. Nov. 1850 abs, der neue am 1. März 1851 eingetreten, fo umfaßt 
die Abkurung die Zeit vom 1. Juli 1850 bis 30. Juni 1851 und begreift 
das ganze Dienjteinfommen eines Jahre, welches, foweit es in Naturalien 
befteht, nach dem wirklichen oder gefchästen Bezugsguantum und nad ben 
zwifchen den Betheiligten vereinbarten oder nach ben wirklich erzielten ober 
nach ben laufenden Preifen berechnet wird. Würde fich hienach der Geld: 
beirag auf 300 fl. ftellen, fo würde hievon dem alten Lehrer, dem Schuls 
fond und dem neuen Lehrer je der Betrag von 100 fl. zufommen unb bie 
Abrechnung würde 1) mit dem vorigen Lehrer dahin zu treffen feyn, daß 
diejenigen Ginfommenstheile, welche er-in der Zeit vom 1. Juli bis 
1. Nov. bezogen hat, ermittelt und ihm als Empfang anfgerechnet werben, 
fo daß er das über 100 fl. Mehrbezogene herauszuzahlen, das Weniger- 
empfangene aber von der Schuleinfommensverwaltung zu fordern hat. 
2) Diefe bezieht vom 1. Nov. an die etwa von früher rüdfländigen mb 
die während der Erledigung der Stelle fälligen Ginfommenstheile, ſowie 
den etwaigen Mehrempfang des vorigen und neuen Lehrers, und weist 
hievon dem Schulfond den Betrag von 100 fl. zu, während fie das Uebrige 
dem alten ober neuen Lehrer zur Nusgleichung des Wenigerempfanges am: 
unmittelbaren Ginfommen hinausbezahlt. 3) Dem neuen Lehrer endlich 
werben die vom 1. Febr. bis zu Ende bes Rechnungsjahrs noch fälligem 
Ginfommenstheile ganz oder wenigftens fo weit überwiefen, als fie feinem, 
Betreffe von 100 fl. verausfichtlich gleichlommen ; das Weniger hat er ver: 
der Schuleinfommensverwaltung zu empfangen, das Mehr im erftern Falle 
dahin zu erfegen. Zur Bereinfachung bient es, wenn bie örtlichen Ko.fen 
die ihnen obliegenden Gehaltstheile auch während der Erledigung bes 
Schuldienſtes an den Schulfendrechner fortreihen, welchem füglic, zugleich 
die Schuleinfommensverwaltung übertragen wird. 


6) Eine in Verwaltung des evang. Eonfiftoriums befindliche Stiftung bes 
Brälaten Ele$ für Schulbücher und Unterſtützung von Schullehrern erſtreckt 
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ſich anf 147 Gemeinden des vormaligen Generafats Adelberg in ven Ober: 
ämtern des mitileren und Unterlandes. Conſ. Erlaß vom 29. Nev. 1823. 

7) Gen. Brdg. vom 26. Dec. 1810. $. 41. Syn. Reſer. vom 13. Mai 1815. 
Conſ. Erlaß vom 11. Dec. 1840. Die gemeinfchaftlichen Oberimter find er- 
mäctigt, Beſchlüſſe der Ortsfchulbehörbe, durch welche dem Lehrerperfonal 
folge Berwilligungen gemacht werden, bis zum Betrage von hödftens 
50 fl. im Namen der Oberfchulbehörbe zu genehmigen, wenn fein Be— 
dürfniß vorliegt, die gefeplichen Ginnahmen des Scdulfonde volltändig 
für Lehrmittel umd andere Erforderniſſe der Schule zu verwenden, ober 
fein befonderer Grund vorhanden ift, die Ueberſchüſſe zu einem Fonds anzu= 
fammeln. Ebenſo fann eine den nothwendigen Bedarf nicht überfteigenbe 
Gutfhädigung für Schreibmaterialien ausgeſetzt und genehmigt werben. 
In Auſtandofällen ift an die Oberſchulbehörde mit motivirtem Antrag zu 
berichten. Conſ. Erlaß vom 4. Juni 1850 und Kirchenrathoerlaß vom 
21. Zuni 1850. 

8) Die gemeinfchaftlichen Oberämter find zur Genehmigung der Belohnungen 
ber Redner und Rechnungsfteller, wenn ſie folgende Säge nicht über: 
fteigen und fonft fein Anftand obwaltet, ermächtigt: a) der Rechner Yu 
der jährlichen Ianfenden Ginnahmen des Schulfonds; b) der Rechnungs: 
ſteller bei alljährlicher Nechnungsftellung '/,., bei zweijähriger Rechnungs- 
zeit "yo, bei breijähriger ’/,, diefer Ginnahmen; c) bei Vereinigung beider 
Sunchionen in einer Perfon, für die Nechnungsftellung die Hälfte der 
ad b. benannten Eäße. Bei höheren Belohnungen muß die Genehmigung 
der Oberfchulbehörde eingeholt werben. Conſ. Erlaß vom 17. März 1848. 


9) Bekanntmachung vom 2. Auguſt 1822. 


U. Erweiterungen der Wolhsfdule. 
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Eine weiter gehende Bildung der Jugend, ald welche die Volks— 
fchule gewährt, ift zunächft und außer den höheren Lehranftalten 
durch folgende Einrichtungen zu erreichen, die den Gemeindebehörden 
dringend empfohlen find, und die zwar ohne gefeglihen Zwang, doc 
für die Jugend dur ihre Einwirkung auf Sittlichfeit und Erwerbs— 
befähigung derſelben ebenfo für vernünftige Eltern und Kinder er: 
wünſcht, als für die Gemeinde als ſolche, die im Gedeihen ihrer 
Angehörigen ihre fitiliche und öfonomifche Stuͤtze hat, erfprießlich 
und den dafür gemadten Aufwand rechtfertigend und [ohnend find. 

1) Arbeits- oder Induftriefhulen, die in Ergänzung der 
elterlihen Erziehung durch gemeinfchaftlihe Unterrichtung in 
für das Leben nützlichen Arbeiten, Fleiß und Aufmerkſam— 
feit, Reinlichfeit und Ordnungsliebe der Jugend weden, gund 
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fördern. 1) Der Aufwand hiefür, wozu namentlich die wohl- 

thätige Anfchaffung von Arbeitömateriaf für ärmere Kinder ge— 

hört, wird durch Beiträge der Eentralleitung des Wohlthätig- 
feitövereind überall unterftügt, wo nicht reichliche örtliche Mittel 
vorliegen. 

Für den Unterricht in weiteren Gegenftänden, als geſetzlich die 

Volksſchule umfaßt, wohin namentlich der Unterricht im Zeidh- 

nen und in den Elementen der Naturlehre für die männliche 

Jugend gehört, kann durch Belohnung hiezu ſich findender 

Lchrer und Anfhaffung von Lehrmitteln geforgt und der Volks— 

fchulunterricht felbft durch Ermöglihung weiterer, als vor- 

gefchriebener, Abtheilungen nad) Glaffen und Gefchlechtern für- 
dernder und weiterdringend gemacht und dieſer dadurch in 

Städten und größern Dörfern den vermehrten Bildungsbedürf- 

niffen (Bürgerfchule) angenähert werben. 

3) Fortbildungsſchulen für die männliche Jugend an paflen- 
den Werktagsftunden, namentlich des Winterd,2) und Sonn- 
tagsgewerbeſchulen für junge Angehörige des Hand- 
werferftandes 3) erhalten und erweitern die in der Schule 
erworbenen Kenntniffe und Fertigkeiten. 


1) R. Brdog. vom 10, Sept. 1808. $. 24. Gen.Brdg. vom 26. Dec. 1810. 
$. 2. Der hierin ausgefprochene Zwang zum Befuche viefer Schulen 
wird jegt nur noch gegenüber von Armenfindern unter Umfländen für zu: 
läffig gehalten. Grlaß der Armencommiffion vom 3. März 1835. 

2) Syn. Erlaß vom 6. Dec. 1836. 

3) Erlaß des Stupienraths vom 14. Sept. 1825. 


2 
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II. Höhere ehranſtalten. 


5. 154. 


Nicht auf geſetzlichen Vorſchriften, ſondern auf dem Anerkennt⸗ 
niſſe des hiezu vorliegenden Bedürfniſſes, theilweiſe dabei auch auf 
dem Vorhandenſeyn hiezu geſtifteter Mittel beruhen die in größeren 
Gemeinden beſtehenden höheren Lehranftalten, durch welche eine 
höhere allgemeine Bildung in zweierlei verfchiedenen Richtungen und 
je nad ihrer Ausdehnung auf das gewöhnliche Schulalter oder auf 
die Ältere Jugend in verſchiedenen Abftufungen erftrebt wird: 1) jeit 
älterer Zeit (und zum Theil vor den Volksjchulen dur Vermittlung 
der Klöfter ıc.) auf der Grundfage der alten Sprachen — lateinifche 
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(Trivial-) Schulen, Lyceen, Gymnaſien; 2) feit einigen Jahr- 
zehnten auf der Grundlage der fürs Leben unmittelbar dienlichen 
höhern Kenntniffe — Realihulen, Oberrealclaffen. Doc find diefe 
beiverfei Richtungen nicht durchweg getrennt, fondern jede Gattung 
nimmt Beftandtheile der andern in verfchiedener Milhung je nad 
örtlihen Berhältniffen und Berürfniffen in ſich auf; namentlich gilt 
Died von der lateiniihen Schule gegenüber der Realſchule, deren 
Unterrichtöfächer jedenfalls deutſche und franzöfifhe Sprade, Arith- 
metif und Geometrie, Zeichnen, Geihichte und Geographie nebft 
Schreibübungen find.!) Nicht jelten ift e8 zwedmäßig erfunden wor- 
den, für beide Anftalten eine Vorbereitungsfchule (Elementarclaſſe, 
Gollaboraturclafie), die zwifhen jenen und der Volksſchule ihren 
Platz hat, zu gründen. 

Diefe Lehranftalten find hienach für jeden Ort jowohl in Bezug 
auf ihre innere Einrichtung, als auf die Zahl und Belohnung der 
Lehrer mittelſt Verhandlungen zwiſchen der Drtsbehörde und dem 
Studienrath organifirt, deffen Cognition jede veränderte Einrichtung 
unterliegt. Die in der Regel mit der Staatöfaffe gemeinfame Be— 
theiligung der Ortöfaffe bei dem Aufwande für jene Anftalten ift 
bei diefen Verhandlungen je befonders feftgefegt worden. 

4) Die Gymuafif iſt ein Beſtandtheil des öffentlichen Unterrichts der ges 
Ichrten und Realſchulen vom zehnten Jahre an, zum Zwed ber körper 
lichen Ausbildung, Gefundheit, Kraft und Gewanbtheit und ebenbamit 
geiftiger Frifche und Tüchtigfeit, ohne Anwentung von Zwang. Die Lei: 
fung des Unterrichts ift Sache der Lehrer der betreffenden Echulanftalten, 
fofern fie dazu fähig find, im andern Falle ift ein befonderer Turnlehrer 
lehrer zu beftellen. Herftellung des Platzes und der Turngeräthe ift u. 
der Ortskaſſen. Stubtenrathserlaß vom 1. März 1845. 
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Die fahlihen Erforterniffe, deren Anfhaffung regelmäßig den 
Gemeinden obliegt, find bei diefen Lehranftalten diefelben, wie bei 
der Volksſchule ($. 149. 150.), dabei aber namentlih in Bezug auf 
Lehrmittel ausgedehnter, wozu bei den Nealfhulen Injtrumente, 
Sammlungen, Modelle ꝛc. gehören. Für die Lehrmittel der Real- 
fhulen haben die Gemeinten eine gewifie Summe jährlid) zu vers 
wenten ſich verpflichtet, zu welcher dann ein Staatsbeitrag gegeben 
wird. Die Anfhaffungen gefchehen nah den vom Stiftungsrath zu 
prüfenden und vom Studienrath zu genehmigenden Vorſchlägen des 
Lehrers, der für die fihere und orbnungsmäßige Aufbewahrung 
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verantwortlich iſt und dem obliegt, die Koſtensrechnung nebſt der 
vollſtaͤndigen und richtigen Ablieferung, mit Hinweiſung auf das 
Inventar, in welchem er das AAngefchaffte einzutragen bat, zu ber 
urfunden. !) 


1) Grlaß des Etubienrathbs vom 12. Juli 1844. Der Koſtensaufwand der 
Gemeinden biefür ift 50 — 300 fl. 


$. 156. 

Bon der Bejoldung der Lehrer (Hauptlehrer, Neben- oder Fach— 
lehrer) gilt insbefondere das in $. 154 am Schluß Gefagte und 
ift im Einzelnen zu bemerfen: 1) Häufig find die lateiniſchen 
Zehrftellen (PBräzeptor, Gollaborator) mit Kirchendienften vereinigt, 
deren Einfommen zum größten Theil zugleih die Belohnung des 
Lehrers bildet; in andern Orten wird die in Geld und Naturalien 
bejtehende Beſoldung diejer Lehrer theild aus der Staatskaſſe als 
Inhaberin des zu Dotirung folher Stellen mitbeftimmten evange- 
liſchen Kirchenguts 1) und vormals katholiſcher Kirchengüter, theils 
aus örtlihen Mitteln, namentlih Stiftungen, geidöpft, und es ge- 
hören zu ihrem Einfommen namentlih aud Belohnungen für ein— 
zelne Berrichtungen oder Entfhädigung für frühere Bezüge, ale 
Schulgeld zc., aus den Ortöfaffen. Sodann haben diefe Präzeptoren, 
wie die Schulmeifter Antheil an den bürgerlichen Nugungen. 2) Zur 
Aufbefferung aller PBräzeptoratsgehalte auf den Mindejtbetrag von 
600 fl. und Gollaboratordgehalte auf 450 fl. gibt der Staat jeit 
1845 Beiträge an die zunäcft bejoldungspflichtigen Gemeinden, mit 
Rüdficht auf ihre ökonomischen Verhältniffe. 2) Einem Reallehrer 
an gewöhnlichen Realſchulen find gewöhnlich 600 fl. neben freier 
Wohnung ausgejegt. Diefe Schulen werden ald Sache der Gemeinde 
angejehen, jo daß der Staat je nach ‘den öfonomifhen Verhältniſſen 
einer Gemeinde nur Beiträge gibt, während die Unterhaltung von 
Oberrealclaffen ordentlicherweife zur Hälfte aus Staatsfoften ge: 
ſchieht. 3) 

1) Große Kirchenorbnung von 1559. ©. 138. Zwei Drittel der Prägeptorats- 
befoldungen werben aus örtlichen Mitteln, meift Stiftungen, beftritten. 

2) Daſelbſt. 

3) Min.Grlaß vom 16. Nov. 1835. 
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In befonderer Weife find die örtlichen Kaſſen noch in Anſpruch 
genommen: 
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1) Wo es von jeher uͤblich war, nicht aber ſonſt, iſt den la- 
teinifhen Präzeptoren ald Vergütung der Aufzugsfoften 
eben dafjelbe zu reihen, was einem evangeliihen Helfer zu— 
fommtt) ($. 134). Candidaten des Lehramts, welche ald 
Amtsverwefer, Stellvertreter oder Hülfslehrer von Amtswegen 
(ohne Berfhuldung) verfendet werden, haben aus berjelben 
Kaffe, welche fie befoldet, eine Entihädigung von 40 fr. für 
jede Boftftunde der Entfernung ihres bisherigen Aufenthaltsorts 
im Lande nad ftudienräthlicher Genehmigung anzufprechen. 2) 

2) Die Borftände der Gymnaſien, Lyceen und höhern Realfhulen 
und die Hauptlehrer an dieſen Anftalten, welde für den 
Unterriht an den höhern, für Schüler über 14 Jahren be- 
flimmten Abtheilungen angeftellt find, desgleichen die hiebei 
angeftellten Neben: und Fachlehrer, Gehülfen ıc. haben in 
Krankheitsfälen über 4 Wochen von dem VBerfluß der vierten 
Woche an zu Beftreitung der Stellvertretungsfoften, wenn es 
erforderlich iſt, bis zum vierten Theil ihred Dienfteinfommens 
beizutragen, doch fo, daß dem Borftand und dem Hauptlehrer 
jedenfalls der Betrag des ihnen im Falle völliger Dienft- 
untüchtigfeit zu gewährenden Ruhegehalts übrig bleiben muß. 
Den übrigen. Betrag der Stellvertretungsfoften hat die ſal a— 
rirende Kaffe zu beftreiten.?) Dagegen find von den 
Hauptlehrern an den mittlern und untern Abtheilungen der 
Gymnafien, Lyceen und Realanftalten, fowie von den Vor— 
fänden und Hauptlehrern, dann den Elementarlehrern (Collas 
boratoren) an den lateiniſchen und Realfchulen die Koften des 
zu beftellenden Amtsverwejerd während der erften 4 Wochen 
ganz zu leiden, für die weitere Dauer aber haben fie den 
vierten Theil ihres Dienfteinfommens beizutragen, während 
der etwaige Mehrbetrag der Koften von der Gemeinde, wels 
cher die Lehranftalt angehört, zu beitreiten ift, fofern nicht 
Dritte privatrechtlich hiezu verpflichtet find. 4) 


1) Cemm.O. VII. 1. $. 16. Geſetz vom 6. Juli 1842. Art. 16. Abſatz 5. 

2) Etudienrathserlaß vom 2, Mai 1844. Bel Stellvertretungen wegen Krank⸗ 
heit gebören diefe Neifefoften zu den nach Pt 2. zu behandelnden Amte- 
verwefereifoflen, fo daß unter den hier gegebenen Beitimmungen ſolche dem 
vertretenen Lehrer pro rata zur Laſt fallen. 

3) Gefeb vom 6. Juli 1842. Art. 6. 


4) Daf. Art, 32. Bei bloß theilweifer Befchränfung eines Lehrers in feiner 
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Dienftfähigfeit wird ihm nach Art. 17. ohne Beiziehung der Oxtsfaffen 
ein Hülfslcehrer beigegeben. 
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Den Kreisichulinfpeftoren ift für die jährliche (bei Schulen von 
weniger als 25 Schülern alle 2 Jahre) vorzuncehmende Viſitation 
der lateinifhen und Realichulen je ein Honorar von 3, 4 oder 5 fl. 
je nachdem die Zahl der Lehrer eins, zwei oder drei ift, und ald 
Diät für jede Mahlzeit ein Gulden aus Ortskaſſen abzureichen, 
wihrend die Reifefojten deffelben, foweit nicht einzelne Städte hiezu 
durch bejondere Rechtstitel verpflichtet find, jet von der Staats— 
fafie ganz getragen werden.1) — Bezüglich des Taggelds anderer zu 
diefen Bifitationen zugezogenen Berfonen gilt das in $. 148. Gefagte. 


1) Gomm.D. I. 7. Min.Berf. vom 30. Nov. 1848. 
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Zu theilweifer Dedung des Aufwandes für höhere Lehranitalten 
ift 1) auch bei diefen ein Schulgeld (in niederen Realjchulen 
3— 6 fl.) gewöhnlich, wegen defien Einführung, oder Vermehrung, 
Berminderung oder Aufhebung auf den $. 151. zu verweilen ift. 
Ferner wird ortöherfömmlich 2) zum Beften der Schulbibliothef ein 
Eintrittögeld und auch ein jührliher Beitrag von ven Schülern be- 
jogen, wie auch das Dpfer von der Gonfirmation der Schüler 
folder Anftalten dahin verwendet. 3) Werden die aus der Staats: 
fafje fließenden Bejoldungsmittel der vorübergehend erledigten Lehr: 
ftellen zu Anſchaffung von Lehrmitteln für die betreffenden Anftalten 
in dem Falle überlafjen, wenn die aus örtliben Mitteln fliegenden 
Intercalargefälle zu gleichen Zweden von den Drtöbehörben beftimmt 
werden, ohne daß die ordentlichen Leiftungen von der Ortskaſſe für 
Lehrmittel dadurd eine Schmälerung erleiden.) Den Einzug diefer 
Intercalargefälle bejorgt das Cameralamt. Die Verwendung oder 
auch Anlegung derfelben zu einem Bond erfolgt mit Gutheißen des 
Studienraths. Die Verwaltung diefer Fonds, in welche dann auch 
die zu 2. erwähnten Einnahmen und fonftigen Beiträge für Lehr: 
mittel und andere unmittelbare Bedürfniffe der Anftalt fließen, hat 
bei Gymnaſien und Lyceen der Vorftand zu bejorgen, bei den übrigen 
Anftalten, wenn nidt die Einnahmen alöbald verwendet werden, 
ein örtlicher Rechner, oder wenn diejer nicht dazu bereit wäre, der 
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Vorſtand der Anftalt oder der Ortsfchulbehörde. Die Rechnung ift 
gegen den Studienrath abzulegen. 2) 


1) Min.Erlaß vom 1. Sept. 1843. 
2) Min.Erlaß vom 1. Sept. 1844. 


Viertes Kapitel. 
Die Armenpflege 
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Bon jeher war der vorzüglichfte Theil der Armenunterftügung 
in den Kreid der Gemeinde gelegt. Zuerft wurden die Mittel hiefür 
nur herbeigefhafft durch die auf religiöfe Motive geftügte Aufforde- 
rung an die Milpthätigkeit, und die Behörde befchränfte fich bei 
diefem Almojenfammeln darauf, Mißbräuche zu hindern; fpäter wurde 
dieſes Sammeln freiwilliger Beiträge von Obrigfeitöwegen veran- 
ftaltet und das Gefammelte ebenfo an die Berürftigen vertheilt, um 
fo eine beffere Ordnung „des heiligen Almoſens wegen” zu maden. 
Weitere Mittel wußte die Kaftenordnung von 1536 auch in dem, 
was von drtlichem Kirchenvermögen nad eingeführter Reformation 
nicht, mehr nöthig war, zu finden. Als aber die Aufmerkffamfeit auf 
polizeiliche Ordnung und Sicherheit im Lande gieng und auf Reichs— 
und Kreidtagen Maßnahmen verabredet wurden gegen jenes zahl- 
reiche Gefindel, das noch im fpäteren Mittelalter die Länder durch— 
fhwärmte, wie auch durd landesherrlihe Verordnungen gegen Bettler 
und Landftreiher, die für würdige Arme nichts übrig ließen, an— 
gefämpft wurde, fo mußte fih als nothwendige Ergänzung diefer 
Mittel aufdrängen, daß eine beftimmte Verbindlichkeit jeder Gemeinde 
zu Unterhaltung ihrer Armen — „mit Hülfe des Armenfaftens! — 
ausgeſprochen werde.1) Indeſſen hatte fih aus der erſten Bes 
flimmung des Kirchenguted ($. 5.) einige Beihülfe der Klöfter und 
firchlihen Inftitute erhalten, die auch auf das bei der Reformation 
gebildete evangeliſche Kirchengut und auf die vom Staat feit 1803 
erworbenen Güter katholiſcher Klöfter 2c. in der Form von ftändigen 
Almofen als dinglicher Laſten deſſelben übergieng,. Sodann hatte 
die Gründung und Ausftattung wohlthätiger Anftalten ($. 7.) die 
Gemeinden oft aller. weiteren Opfer überhoben, wie auch die ſchoͤne 
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Sitte, über einen Theil der Verlaffenfhaft zu Gunften der Armuth 
zu verfügen, und durch jeweilige Bertheilung ded Ertrags daraus 
fih ein Andenken in der Gemeinde zu wahren, bald fich verbreitete. 
Was dann no den Gemeinden zu thun übrig blieb, war jedoch 
noch lange nicht Gegenftand öffentlicher Zürforge auf Rechnung der 
Drtöfaffe, fondern wurde noch bis in die neuere Zeit von den 
Gemeindegliedern unmittelbar (durch Umäzen 1c.) geleiftet. Während 
an die Stelle diefer oft rohen und ungenügenden, auch fittlih nach— 
theiligen Unterftügungsweije allmählig jene öffentliche Verforgung trat, 
wurde auch die Nothwendigfeit einer befondern Leitung des Armen» 
weiens?) und die Gründung von Anftalten, die über den Kreis einer 
Gemeinde hinausgehen, namentlich im Intereffe der Verhinderung der 
Armuth, jodann insbejondere die Wiederanregung der Privatwohl— 
thätigfeit und ihre zweckmäßige Verbindung mit der öffentlichen Fürs 
forge anerkannt. So wenig dieſe und die ihr entfprechende Rechts— 
verbindlichfeit der Gemeinde jemals durch die freiwillige Armenpflege 
in Abficht auf die eigentliche- Armenunterftägung entbehrlih gemacht 
werden wird, wenn öffentlihe Ordnung und Sitte beftehen foll, fo 
fann Diejelbe doch, wie es auch die Erfahrung der neueren Zeit zeigt, 
zur ungerechten und drüdenden Laſt und zur Duelle fittlicher” Ver⸗ 
jhledhterung werden, wenn den Gemeinden in Folge übertriebener 
Verehrung der Freiheit des Individuums die natürlihen und vers 
nünftigen Mittel genommen find, fich der anwachjenden Armuth und 
des Zudrangs Unwürdiger zu erwehren und dagegen rechtzeitige und 
wirffame Vorfehr, namentlih durch Bezwingung der Liederlichkeit, zu 
. treffen. Aber aud mit diefen Schugmaßregeln wird je nad den 
Berhältniffen einer Gemeinde, namentlich nad dem Maße der den 
einzelnen Bürgern für Gemeindezwede obliegenden Leiſtungen, die 
Laft der Armenunterhaltung für fie eine allzubrüdende und darum fo 
lange ungerecht feyn, ald nicht die Staatögefellichaft, die jedenfalls 
felbft die aushülfsweile Verbindlichkeit zur Armenunterftügung bat, 
ihr thatkräftig unter die Arme greift. 


1) Gen.Refer. vom 1. Mai 1551. 2. Kaflenorbnung von 1552. Verordnung 
vom 17. Febr. 1562. und Mandat vom 16. Zuli 1590, worin namentlich 
die Verbindlichkeit der Gemeinde, abgefehen vom Armenkaſten, hervor: 
gehoben if. 


2) Die in einem NRefeript vom 14. April 1790 in Ausficht geitellte „Landes: 
armenorbnung“, um den Armenanftalten mehr Gleichförmigteit und Wirk: 
famfeit zu geben, ift nicht erfchienen. 
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I. Allgemeine Beflimmungen. 
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Feder Arme hat unter den nacftehenden Borausfegungen recht. 
liben Anfpruch auf Unterftügung durch diejenige Gemeinde, der 
er als Bürger, Beifiger oder mit Heimathreht Zugetheilter an— 
gehört t): 1) Es muß ein Fall der Noth vorliegen, d. b. es muß 
dem Armen an den Mitteln zur Befriedigung der gewöhnlichen und 
unentbehrlihen Bedürfniffe ded Lebens, auf welche allein jener 
Rechtsanſpruch fich beziehen kann, nicht bloß unmittelbar fehlen, 
ſondern ed muß auch die, wenn auch jelbft werfchufdete, Unfähigkeit 
defielben vorliegen, fich diefe Nothwendigfeiten dur erlaubte Mittel, 
namentlich durd Arbeit, zu verfhaffen.2) 2) Die Gemeinde 
tritt erjt dann und infoweit ein, als nicht eine privatrechtliche Ver— 
binvlichfeit zu Gewährung des nothwendigen Unterhaltd beftcht, wie 
fie namentlih nad den Gefegen wechjelfeitig den Eltern und Kin— 
dern obliegt, 3) oder durch Vergehen begründet wird. 4) 

Der Aufwand für folhe Arme, welche feit dem Gejete vom 
15. Aprit 1828 einer Gemeinde als vorher heimathlos zugetbeilt 
wurden und werden, ift aber je nad dem Titel diefer Zutheilung 
ganz oder zu zwei Drittheilen von dem Oberamtsbezirk zu 
erjegen (vergl. $. 283.), was aber auf die erft nach der Zutheilung 
geborenen Kinder, da jolde ein durd Geburt erworbened Heimath- 
recht befigen, feine Anwentung findet.5) Bis die envlide Zus 
theilung eines Heimathlofen erfolgt ift, kann das Oberamt nad) 
Maßgabe Der bereits erhobenen Thatjachen die einftweilige Zuweiſung 
an die eine oder andere Gemeinde verfügen und für den noths 
dürftigen Unterhalt deffelben vorläufige Anordnung treffen. 6) 


4) Bürgerrechtsgefep Art. 2. 3. Verw.Edict $. 136. 

2) Sen. Brbg. vom 11. Sert. 1807. $. 16. dritter Satz — Kaſtenordnung 
an mehreren Orten. Bürgerrechtsgejep Art. 38. 40. „nothdürſtiger Unter: 
halt, Nothſtand.“ — 

3) Landrecht IV. it. 14. Jedem umnehelichen Kinde ift der Vater (ober 
deffen Erben) fo lange natürliche Alimente zm reichen ſchuldig, bis ih 
daſſelbe ſelbſt ernähren kann, weranf ber obrigfeitlich zu beftellende Pfleger 
zu Hagen hat und wobei der vormmundfchaftlichen Behörde für die Eicher: 
heit, daß bie bezahlten Gelber zu jenem Zwede verwendet werben, zu 
forgen obliegt. Im Kalle der Unvermögenheit des Baters geht biefe Ber: 
bindlichkeit auf die Mutter, und wenn and biefe umvermögend iſt, auf 
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beren Gliern über. Geſetz vom 5. Sept. 1839. Art. 28. — Im Falle 
eine ſolche privatrechtliche Verbindlichkeit nicht fofort anerfannt wird, oder 
ber Berpflichtete nicht fofert leiftungsfähig ift, hat die Armenfafle vor: 
ſchußweiſe einzutreten. Sie hat aber auch ein gerichtlihes Klage: 
recht nicht bloß auf Erfag des gemachten Nufwanbes , fondern auch wes 
gen Fünftiger Erhaltung des Armen. Bolley in Sarwey's Monatfhrift 

VE. 209. 

4) Vergl. eit. Gefeh von 1839. Art. 13. u. 14. 

5) Bürgerrechtsgefeb Art. 40. 

6) Daf. Art. 38. Auch bei diefen Koften findet natürlicherweife die vorhin 
erwähnte Grfaßverbinblichkeit der Amtscorporation Statt, während folche 
rechtlich nicht angefprochen werben fann, in Bezug auf Arme, bei welchen 
eine ſolche proviforifche Verfügung nicht getroffen ift, weil die Drisbe- 
börde unterlaffen hat, die Unterfuchung ber Heimathsverhältniffe und eine 
ſolche Anordnung einzuleiten, doch fpricht auch hier in der Regel bie Bil: 
ligfeit für den Erſatz. 

$. 162. 

Außer der durch dieſe gefeglihen Anfprüche Einzelner beyrün- 
deten Fürforge ift ed die Aufgabe der Gemeindearmenpflege 1) die 
für Armenzwede gewidmeten Stiftungen des Ortes den Beftimmun- 
gen des Stifter gemäß, und in fo weit diefe nicht maßgebend find, 
nach allgemeinen Gefegen und Regeln der Zwedmäßigfeit zu vers 
walten und auszuführen. ($. 47.) 2) Auf den in den Gejegen 
dargebotenen und fonft zuläffigen Wegen die Bermehrung der Mittel 
zu einer ausreihenden Armenfürforge zu erftreben und ſich nament- 
lih mit den wohlthätigen Beftrebungen von Privaten und Vereinen 
in Verbindung zu fegen. 3) Insbeſondere auch fo viel möglich dem 
Entftehen der Armuth und der Noth dur rechtzeitige Hülfe vor: 
zubeugen und dadurd neben dem fittlihen Gewinn leicht auch 
wirthichaftliche Wortheile durd Abwendung eines ohne diefe Abwehr 
vorausfichtlich eintretenden größeren Aufwandes zu erreichen. 

Weſentlich gefördert wird diefe Aufgabe der Gemeinde durch 
zweckmäßige Drganifation der Armenverwaltung (II. Thl. 1. Abth. 
1. Kap.), und jedenfalld ift in der diesfallfigen Thätigfeit der or- 
dentlihen Berwaltungsbehörde da, wo ein die Armenpflege übers 
haupt fi zur Aufgabe machender Wohlthätigfeitsverein be 
fteht, den leitenden Mitgliedern deffelben eine Mitwirkung geſetzlich 
eingeräumt, ?) die in der Weile näher beftimmt ift, daß 1) denſel— 
ben bei Verwendung von geftifteten (oder aus dem Gemeindever- 
mögen fließenden) Mitteln jedenfalls eine berathende, wenn es aber 
die ordentliche Verwaltungsbehörde bejchließt, auch eine mitentfcheis 


— 184 — 


dende Stimme gebührt, und daß ihnen dieſe 2) auch ohne ſolchen 
Beſchluß dann zukommt, wenn es ſich von Verwendung der Gaben 
freiwilliger Wohlthätigkeit oder Benutzung der Dienſtleiſtungen von 
Mitgliedern des Wohlthätigkeitsvereins handelt, oder über ſolche 
Armenanftalten, welche allein den Localleitungen ihre Exiſtenz ver: 
danken, zu bejchließen ift, oder wenn die zu 1. angeführten Mittel 
mit freiwilligen Beiträgen zu gemeinfamer Verwendung vereinigt oder 
Armenanftalten durch das gemeinfame Zufammenwirfen der freiwil- 
ligen Wohlthätigfeit mit den Stiftungs- und Gemeindebehörden ge: 
gründet find, oder überhaupt, wo es fi nicht ausichließlich von 
Betheiligung der amtlihen Armenfürforge handelt. 2) Jedenfalls 
fommt, wo die öffentlihen Mittel für Arme nicht aus Stiftungen 
oder mit Ddiejen vereinigten Bonds fließen, dem Kirhenconvent 
nad feiner Aufgabe als Sittenpolizeibehörde eine Aufficht auf die 
Armen und Antrag auf die geeignete Bürforge bei der Gemeinde: 
verwaltungsbehörde zu, und es ift, wo die Verwaltung jener Mittel 
dem Kirchenconvente nicht übertragen ift, dieſer Behörde freigeftellt 
und empfohlen, Pen durch feinen Beruf zur Thätigfeit im Armen: 
weſen bejonderd verpflichteten Drtsgeiftlihen um feine Theil: 
nahme bei den Berathungen über Armenfachen anzugehen. 9 

1) Verw. Ediet $. 135. zweiter Gap. 

2) Grlaß des Min. des Innern vom 25. Januar 1847: 

3) Erlaß des Min. des Innere vom 14. Zuli 1845. 


I. Die amtlihe Armenpflege im Einzelnen, 
$. 163. 


Die nächſte und dringendfte Aufgabe der Armenpflege ift Die 
Durreihung der Mittel zu den nothwendigften Lebensbedürfniſſen 
an Alle, welche jolcher entbehren. Dies Fann 1) zunächſt und ganz 
zweckmäßig bei Allen, welche nur Durch vorübergehende und außer: 
ordentliche Bedrängniffe in dieſe Entbehrung verfegt find, und bei 
weiten die Ausficht auf WVermögenserwerb, 3. B. durch eine Erb: 
Ihaft, vorliegt, durch Vorſchüſſe und Antehen ($. 104.), welde 
ſie ſich anderwärts nicht leicht verfihaffen Fönnen, gejchehen. I) Die: 
jelben künnen unmittelbar in Geld oder in Naturalien, welche jehon 
von Gefällen 2. vorräthig find, oder im Ganzen für eine größere 
Zahl von VBedürftigen angekauft werden, beftehen. Bei größerem 
Bedürfnis kann es jelbft nothwendig werden, daß die Körperjchaften 
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das erforderfihe Geld hiezu für fih aufnehmen. — Um die dadurch 
entjtehende Störung des ordentlichen Gorporationshaushalts zu vers 
meiden, und die Art diefer Unterftügung beſſer den Bedürfniffen 
anzupafien, find bejondere Leihkaſſen für einzelne Gemeinden 
oder ganze Bezirke nöthig, aus welchen die zum Fortfommen nöthigen 
Anlehen auf fürzere Zeit gegen geringere, ald gewöhnliche Sicherheit 
erlangt werden fünnen und bei welchen die Heimjahlung in Raten 
und ohne Auffündigungsfrift zugelaffen wird,2) welche Bortheile die 
Kaffe durd höhere Verzinfung der Anleihen gegenüber ihren hiezu 
aufgenommenen Schulden gewähren kann. Sofern für die hiezu von 
dersLeihkaffenverwaltung aufgenommenen Anlehen eine Garantie und 
Verbindlichkeit der Corporation jtattfindet, müffen die Statuten von 
der Staatöbehörde genehmigt werden, wie aud ihre Verwaltung, 
ald einer Gemeindeanftalt, der gewöhnlichen Staatsaufficht unter: 
worfen ift. 


1) Kaſtenordnung Tit. „Hausarmen.” K. Refeript vom 15. April 1817. — 
Auch die nicht in der Form von Anlehen gegebenen Unterſtützungen können 
bei unerwartet eingetretener Zahlungsfähigfeit des Unterftügten, von bie: 
fem zurüdverlangt werben, indem fie nur auf den Grund einer fubfiviären 
Verbindlichkeit undihrer Natur nad) als Precarium gegeben worden. Diefer 
Grfap wird aber natürlich nicht gefordert werden, wenn bie Unterflüßunge: 
bepürftigfeit dadurch aufs Neue einträte, oder auch nur, wenn Gefahr 
wäre, daß der Arme dadurch entmuthigt würde, ſich felbit durch Arbeit ıc. 
zu unterhalten. Nach einem Refeript vom 27. Anguft 1717 fell die Vers 
laſſenſchaft von unterftügten Arınen, wenn fie fümmerlich erfpart und ges 
ring ſey, nicht für den Erſatz angefprochen werben; wobei die Anficht 
ausgebrüct ift, daß jene das Almoſen tanguam donationem pleno jure 
erwarben. — Für jene feltenen Fälle kann jeder rechtliche Zweifel durch 
ein oͤrtliches Statut bejeitigt werden, nad welchem die Unterftüßungen 
überhaupt unter der Bedingung des Grfages im Fall eines unerwarteten 
Vermögensanfalls gegeben werden. 

Empfohlen wurden durch Min.Verf. vom 25. April 1823 Bichleihkaflen 
zum Schutz der Kanbleute gegen die wucherlichen Anforberungen ber Vieh— 
verfteller und um fie zum Ankauf eigenen Viehes in Stand zu fegen 
ſ. die Statuten einer Vichleihfaffe im landw. Mocenblatt von 1850. 
Nr. 23. Ferner durh Min.Erlaß vom 4. Nov. 1824 allgemeine Leih-⸗ 
faflen zu Belänpfung der Grebitlofigfeit des Randmannes bei dem damals 
gefunfenen Güterwertb. — Da indeflen die von einzelnen Amtscorporas 
tionen gegründeten Leihfaflen eine folche Ausdehnung erhielten, daß auch 
gewöhnliche Anlehen, Spefulation durch Erwerbung von Güterzielern und 
andere Geldgeſchäfte durch fie gemacht wurben, fo daß die Gefahr bes 
Verluftes durch Untreue der Verwalter, durch Sinken ver Güterpreife ıc. 
fh ungemein fteigerte, fo fehritt die Regierung hiegegen ein und veran- 
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lafte bedeutende Reductionen biefer Leihfaflen. — Durch bie legte Theus 
rung wurde das Wohlthätige folcher Anftalten aufs Neue ins Licht ge- 
ftellt umd fie namentlich aud) in Bezug auf die Glaffe der Handwerker in 
den Städten, unter obigen Ginfchränfungen wieder empfehlen durch Mini: 
flerialverfügung vom 11. Zuni 1847. Rgbl. ©. 248. 
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Eine gleich zwedmäßige und fittlich wohlthätige Unterftügungs- 
art ift 2) die Darbietung von Gelegenheit zum Arbeits 
verdienft, 1) welche ſich zunächſt an öffentlibem Eigenthum, an 
Straßen, Ufern, in Waldungen ıc., 2) wobei angemeffene Tag: 
löhne ausgefegt find; ferner durch inräumung von unbebauten 
Gemeindegütern zum Anpflanzen, endlich für Arme, die zu gewöhns 
lihen und anftrengenden Arbeiten unfähig find, oder zur härteren 
Jahreszeit durch Verſchaffung von Arbeitsmaterial zum Spinnen, 
Striden ꝛc. und Abnehmen der Fabrifate. 3) 

Hiemit hängt die Nothwendigfeit zufammen, den Unbemittelten 
eine Gelegenheit zu verfchaffen, ihre Erübrigungen fidher und vor— 
theilhaft anzulegen, wodurd der Trieb zur Arbeit erhalten und ge: 
fteigert und für Nothfälle ein eigened DBermögen gefammelt und be- 
wahrt wird. Dies wird durch Sparfaffen erreiht, in welde 
auch kleinere Einlagen, wie fie fih aus Erfparnifjen einer Woche 
oder mehrere Wochen bilden, in Berzinfung angenommen, aud) 
durch Zufchreibung unerhobener Zinfe zum Capital vermehrt und bei 
eingetretenem Bedarf ohne Schwierigfeit und Aufſchub zurüdbezahlt 
werden. Da die in Stuttgart für das ganze Land bejtehende Spar: 
kaſſe nicht für Alle zugänglih ift, überhaupt aber folder Gelegen— 
heiten zu Anlegung von Erfparniffen nicht genug feyn können, fo 
find Bezirks- und Ortsfparfaffen, welche zwedmäßig mit den Leih— 
faffen ($. 163.) verknüpft werden fünnen, um fo wohlthätiger, je 
mehr die Statuten den Intereffen der Einleger entgegenfommen. 

Fuͤr Arme, die bei Eräftigem Körper unter den Berhältniffen, 
die bei allzugroßer Anzahl von Taglöhnern, Heinen Handwerkern ꝛc. 
an einem Orte bejtehen oder in die fih durch Vergehen gebracht 
haben, fich hinreihende Nahrung durch Arbeit nicht zu verſchaffen 
wiffen, ift im Intereffe der Gemeinde und ihrer felbjt die Unters 
fügung zur Auswanderung in Weltgegenden, die für Hand» 
arbeiter reichliche Unterkunft bieten, der gerathenfte Ausweg. — Diefe 
Leute find dann aber nicht nur mit den Mitteln zur Reife felbft, 
fondern auch zu dem nothwendigen Aufenthalte unterwegs und zur 
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Weilerteiſe nad) der Anfunft in überfeeifchen Häfen auszuftatten, 
um nicht fofort dem Elend zu verfallen; auch ift über den Trans: 
port zu Schiff ein zuverläffiger Accord abzufchließen. 4) 


1) Kaftenorbnung Tit. „Hausarme.” Erlaß der Gentralleitung des Mohlthäs 


tigfeitövereins vom 5. Mai 1818. 


23) Dekret der Section der Comm. Verw. vom 20. Febr. 1817. 
3) &. hierüber die belehrenden Abfchnitte der Nechenfchaftsberichte ver Gens 


tralleitung 1817— 41. ©. 34 ff. 1841 —44. ©. 17. Gen. Reſcipt vom 
10. April 1790. 


4) Erlaß des Min. des Innern vom Mai 1847. 
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In den meiften und gewöhnlichen Fällen Fann nur die 3) uns 


mittelbare Darbietung der erforderlichen Unterftüpung Platz greifen. 
Die Berwilligung von Armenunterftügungen fol immer nad reife 
liher Erwägung durch Beſchluß der betreffenden Verwaltungsbehörde 
geichehen und wenn fie nicht blos eine vorübergehende ift, von Zeit 
zu Zeit einer wiederholten Prüfung unterworfen werden, um bei 
vermindertem oder aufgehobenem Nothftande das Verwilligte zeitig 
vermindern oder zurüdziehen zu können. 1) 

1) Die für die Verwaltung einfachjte und dem Unterftüsten oft 


2) 


allein dienliche Art dieſer Unterftüßung iſt durch Geld. Iſt 
jedoch eine zweckgemäße und ſparſame Verwendung des letzteren, 
auch wenn daſſelbe nur in kleinen Portionen und bei jedesmal 
klar vorliegendem Bedarfe verabreicht wird, nicht zu erwarten 
oder kann das Fehlende durch Vermittlung der Armenpflege mit 
geringerem Aufwande und gleich ausreihend verſchafft werden, 
ift Das Leptere vorzuziehen und darüber im Einzelnen zu be- 
merfen: 

Tchlende Wohnung kann durch Miethbung von Gelaffen 
durch die Armenpflege oder durh inräumung in einem der 
Armenpflege gehörigen Gebäude, Armenhaufe, gefchehen. 
Da das Zufammenwohnen von Armen verfdiedenen Alters 
und Geſchlechts in der Regel mit Gefahren für die Sittlichfeit 
verbunden ift, jo kann das Leptere nur räthlich erfcheinen, 
wenn ed an miethbaren Privatwohnungen fehlt und unter 
Beſtellung gehöriger Aufſicht, aud mit der nöthigen Eintich— 
tung zu Abjonderung der Familien und Geſchlechter.?) 


— 18 — 


3) Unterftügung zur Nahrung kann durch Darreihung von 
Früchten, Mehl ꝛc. gefchehen. Deffentlide Speiſean— 
ftalten, durd welche in Selbjtverwaltung der Armenpflege 
oder durch Verleihung an Privatperfonen entiprechende Speifen 
bereitet und dargeboten werben, und bei dem Anfauf und bei 
der Bereitung im Großen an den Ankaufspreifen, am Holz ıc. 
Griparniffe erzielt und fo die Koften der einzelnen. Portionen 
verringert werden, empfehlen fih namentlich zu Zeiten allges 
meiner Noth und bei einer zahlreichen Arbeiterbevölferung. Es 
ift dabei auf Bejorgung des Gejhäfts durch gewiffenhafte und 
nicht unbemittelte Perſonen, auf gute und reinlihe Bereitung 
und angemeffene Abwechslung in den Speifen zu fehen und 
die gehörige Aufſicht hierüber und zu Verhütung von Unter— 
ſchleifen zu bejtelfen. 3) 

4) Handelt es fih um gänzlihe Beköftigung ginzelner Armen und 
oft zugleih um fonftige Verpflegung, auch Bekleidung ıc., fo 
fann dieſe durch Veraccordirung an Privaten, wobei die eben 
berührten Rüdfichten eintreten, am einfachften gefhehen. 

In manden Gemeinden ijt hiefür vurh Spitäler gejorgt, 
auf welche zunächft das in Nr. 2 Geſagte Anwendung findet. 
Die Aufnahme in diejelben ift zunächſt nad etwa vorliegenden 
Stiftungsvorfhriften, fodann nah dem Bedürfniffe und der 
Noth des Einzelnen, namentlich bei Arbeitsunfühigfeit in Folge 
vor Alter und Krankheit, zu bemeffen und für die Einriditung 
und die Lebensweife im Innern eine angemeffene Hausordnung 
aufzuftellen. %) Die Koftgebung geihieht am ausreichend» 
ften für die Armen durd) unmittelbare Berwaltung, wofür ein 
Hausvater oder eine Hausmutter beitellt wird. Wird diefelbe 
durch Accord einem Privaten übertragen, jo find hiefür folgende 
befondere Regeln zu empfehlen: 1) Die Auffündigungsfrift 
muß auf eine längere Zeit (von 2 bi 3 Monaten) feitgefegt, 
alsbaldige Auffündigung aber bei gegründeten Beihwerden für 
die Verwaltung vorbehalten werden. 2) Eine Afterverpachtung 
ift zu verbieten. 3) Die Art der Koft, für die verfchiedenen 
Tageszeiten und in etwaigen Abjtufungen für verichiedene 
Glaffen von Hofpitaliten, für Kranke; die Stärfe der Por— 
tionen für Einzelne, die Art der Abwechslung in Epeifen, die 
Duantität der zu einer beftimmten Zahl von ‘Portionen zu vers 
wendenden Bejtandtheile jeder Speife, muß feftgefegt werden. 
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4) Gute Zubereitung wird bedungen. 5) Der Koſtpreis wird 
am angemeſſenſten im Berhältniß zu dem Fleiſch- und Brod- 
preife am Anfang jeves Monats feitgefegt I) und eine Zulage 
für Krankenkoſt verabredet. 6) Die Uebergabe der Küchens 
geräthfchaften, welde in das Eigenthum des Pächters über: 
gehen und von diefem beim Abtreten von dem Accorde in glei- 
cher Zahl und Beihaffenheit zurüdzugeben find, erfolgt urfund- 
lih 7) die von den Hausbewohnern zu leiftenden Arbeiten an 
Wafjertragen, Reinigen ꝛc. werden. feftgefegt. 8) Holz und 
Licht hat der Pächter anzufhaffen. 9) Er hat eine Caution 
zu leiſten. 

In frühern Zeiten, als es namentlih an fonftiger Gelegen— 
heit fehlte, fih die Mittel zum Unterhalt für das fpätere 
Leben zu fihern, war der Einfauf in ein Hofpital in der Art, - 
"daß demjelben ein beſtimmtes DBermögen gegen lebenslängliche 
Unterfunft und Verpflegung (Pfründe) übergeben wurde, fehr 
gebräuchlich, ift aber in fo fern ald ein Mißbrauch zu erflä- 
ren, 6) als folhe Pfründner in der Regel ein müßiges Leben 
führen und wahrhaft Berürftigen den Plag wegnehmen fünnen. 

5) Die Befriedigung des Beduͤrfniſſes an Holz wird erleichtert 
und zugleih dem Holjfrevel einigermaßen gefteuert durch Holz. 
magazine, durch welche mit einem den Ortsfaffen entnoms 
menen Betriebscapitale geeignete Duantitäten erfauft und fofort 
in feinen Portionen an Aermere zu möglichft niederem Preiſe 
abgegeben werden. ) Die Zaylung. des legteren erfolgt beim 
Empfange und die Abgabe von Holz findet an beftimmten 
Wocentagen und unter Controle einer Urfundsperfon Statt. 
Bon Seite.ded Staats wird hierin dadurch Beihülfe geleiftet, 
daß Brennholz an Gemeinden, denen es eigenen Waldungen 

‚ oder an näherer Gelegenheit zur Beholzung fehlt, im Ganzen 
gegen Zahlungshaftung der Gemeindepflege für den von der 
höheren Forfibehörde zu beftimmenden Preis zur Bertheilung 
unter ihre unbemittelten Angehörigen um dieſen Preis übers 
laffen wird. Hiezu ift dem Revierförfter ein Verzeichniß der 
Unbemittelten und ihres Bedarfs zu übergeben. Denjenigen 
Gemeinden, welde das Holz zur Abgabe. für den Winter aufs 
bewahren, wird zur Bezahlung Borgfrift bis Georgii des 
naͤchſten Jahres bewilligt und es bleibt ihnen dann die Bes 
fimmung des Preiſes für die Einzelnen überlaffen. 8) 
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1) Kaſtenordnung „wie die Nothdürftigen —“ 

2) Daſ. zweites Kapitel. Die hierin angedeuteten Uebelſtände kommen leider 

ſehr Häufig vor und es laden die betreffenden Gemeindebehörden dadurch 
doppelte Verantwortung auf ſich, wenn ſtatt der Wohlthat die Gelegenheit 
zu Verbrechen und zu ſittlichem Verderbniß geboten wird. 

3) Eine gebrudte Anleitung zur Einrichtung und zum Betrieb folder Speife- 
anftalten wurbe von ber Gentralleitung des Woblthätigfeitsvereinsd am 
18. Novbr. 1845 ausgegeben ; die Portionen werben theils unentgeldlich, 
theils gegen den vollen oder gegen ermäßigten Preis abgegeben, felbit 
bei höheren Fruchtpreiſen fommt die Portion nicht über 2—3 fr. zu ftehen. 
Das Local findet ih im Nathhaufe, Schulhaufe, Gemeindebadhaufe ıc. 
leicht; zur Aufficht werben ſich Frauen des Orts erbieten; emblich wird 
die Privatwohlthätigfeit überhaupt gerne unterftüßend mitwirken. Erlaſſe 
ver Gentralleitung vom 18. Auguſt 1846 und 11. Mai 1847. 

4) Kaftenorbnung „von der Zucht in den Spitälern.* 

5) 3. B. wenn 6 Pd. Brod 18 fr. Foften, fo wäre der Preis der Portion 
7 fr. 4 bir. und bei dem Steigen des Brodpreifes um je 1 fr. um 1 Hlr. 
höher. Brod, eiwa 1 Pfb. täglich für jeden Hausbewohner, müßte die 
Anftalt nebenbei abgeben oder Fünnte foldhes miteinbebungen werben. 

6) Kaftenorbnung a. a. O. Grlaf des Min. des Innern vom Febr. 1823. 

7) Beifpiele folder Anftalten aus Gemeinden auf den Fildern f. landw. 
Mochenblatt von 1837. Nr. 8. 39. 42. 

8) Finanzminifterialverfügungen vom 30. Nov. 1836 und 1. Febr. 1845. 
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Die Fürforge für Nahrungsmittel muß im Falle einer Theu- 
rung außerorbentlicherweife erweitert werben. Schon in der erften 
Hälfte des 16ten Jahrhundertd war von der Regierung als vor- 
beugendes und aushelfennes Mittel die Aufipeiherung von Frucht— 
vorräthen auch durch jedes Stadt: und Amt anbefohlen, fpäter 
wurde jedem Amtsbezirk die Haltung eines bejtimmten Vorraths (im 
ganzen Zande 10,000 Scheffel, für jedes Amt 100— 120 Sceffel) 
auferlegt, und wenn der Amtscorporationsbezirf nicht ſelbſt unmit- 
telbar den Borrath hielt, deren Betreff auf die Gemeinden des Amts 
ausgefchlagen; e8 war über deſſen Verwaltung durd den Vorraths— 
pfleger abgefonderte Rechnung abzulegen. Im Ball der Borrath 
wegen anfangender Verderbniß weggegeben werden mußte, war er 
baldmöglich wieder zu erjegen; es konnten aber an Bedürftige, zur 
Saat oder zur Nahrung, Anleihen in Frucht je bis Martini ge: 
macht werden, wobei ein Naturalzins (j. Ueberſauf) dur Orts— 
berfommen oder Beſchluß der Drtöbehörde feitgefegt war, jedoch 
jährlih 1 Simri vom Sceffel nicht überfteigen durfte. Durch jähr- 
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fiche Berichte überzeugte fich die Regierung von der wirflihen Hal- 
tung des Borraths. !) 

Diefe Anftalt der Fruchtvorräthe war in den neuen Landestheilen 
nicht eingeführt und hatte oftmals in den Gemeinden des alten 
Landes aufgehört; objhon dann bei ver Theurung tes Jahres 1817 
aufs Neue verfucht wurde, fie wieder ins Leben zu rufen, fo wurde 
doch fpäter nicht mehr auf einer Einrichtung beftanden, die ebenfo 
käftig und mit Verluften aller Art verfnüpft, ald auch bei geringerem 
Rothftande unzureichend war. 2) 


1) Berorbnungen vom 31. Auguft 1564 und 5. März 1619. Comm. Ordng. 
Kay. 11. 
2) Erlaß des Min. des Innern vom Dec. 1820. 
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Die beiondere Fürforge der Armenpflege muß franfen Armen 
zugewendet werden.1) Neben der allgemeinen Unterftügung, welche 
ihnen bei mangelndem Erwerbe zu reichen ift, wird 

1) unentgeldlihe Arztlihe Hülfe entweder durch befondere für 
die Gemeinden beftellten Armenärzte, die für unentgeldliche 

Berathung Armer ein Wartgeld aus öffentlihen Kaſſen bes 

ziehen, oder aber in deren Ermanglung jedenfalls durch den 
Dberamtsarzt geleiftet, weldhem gegen den aus Corporations- 
faffen fließenden Theil feiner Befoldung die Beforgung der 

Hausarmen jowohl (worunter nit blos in öffentlichem Almofen 

ftehende Arme, jondern Alle verftanden werden, die mit den 

erforderlihen Zahlungsmitten nicht verfehen find), als der 

Armen in Hofpitälern und Armenhäufern ohne befondere Ber 

lohnung und nur mit Vergütung der Reifekoften obliegt. 2) 

2) Die Arzneien müflen für arme Kranfe aus der Armenfaffe 
Ä bezahlt werden und der Apotheker, der unter Umftänden zu 
deren Abreihung verpflichtet ift, kann die Ortskaſſe dafuͤr in 

Anfprud nehmen, a) wenn das Rezept vor der Bereitung der 

Arznei von einem hiezu ermächtigten Mitglieve der Verwal- 

tungsbehörde in der Abficht beurfundet worden ift, Damit die 

Besahlung aus den Ortskaſſen zu verfichern. b) Wenn nach— 

gewiejenermaßen der Kranfe fchon zur Zeit der Krankheit 

zablungsunfähig und von feiner zu feiner Ernährung ver: 

: pflichteten, zahlungsfähigen Berfon hierin zu vertreten gewejen 

it. Der Nachweis hiefür ift jedenfalls als beigebracht zu 
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erkennen, wenn ber Kranfe oder die Eltern kranker Kinder 
unter die Zahl der aus öffentlichen Kaſſen zu unterftügenden 
Armen aufgenommen find, oder dann, wenn eine gegen den 
Kranfen oder defien Eltern fpäteftens innerhalb 3 Monaten 
nad erfolgter Abgabe einer Arznei eingeleitete Klage auf Be— 
zahlung erfolglos geblieben if. — Ohne diefen Nachweis hat 
der Apotheker feinen rechtlichen Anfpruch auf Bezahlung aus 
den Drtöfaffen, dagegen wird von der Menfchlichfeit und Klug- 
heit der Gemeindebehörden erwartet, daß fie auch in Fällen, 
wo feine gänzlihe Zahlungsunfähigfeit nachgewiejen ift, mit 
Rüdfiht auf die Familien» und Bermögensverhältniffe des 
Kranken und die Schmälerung des Erwerbs durch die Kranf- 
heit die Bezahlung übernehmen. 3) 

Bei größeren Zahlungen für Arzneilieferung auf Rechnung 
öffentlicher Kaflen, welde wenigftend 50 fl, betragen, findet 
unter Borausfegung baarer Zahlung der Abzug des zehnten 
Theils der gejeglihen Anrehnung Statt. %) 

Wenn eine Krankheit mit der Gefahr der Anſteckung 
verfnüpft ift oder durch ihre Ausbreitung im Orte eine 
Störung des täglichen Erwerbed und einen größeren Bedarf 
der ärztlichen und arzneilihen Hülfe mit ſich führt, fo daß die 
Fürforge ded Staats auf die deshalb zu machende Anzeige 
vom Medicinalcollegium für begründet erfannt wird, fo tritt 
die Theilnahme ded Staats an den Koften in fo weit ein, 
daß nicht ‚nur 1) ohne Rüdfiht auf die Zahlungsfähigfeit der 
einzelnen Kranken ſämmtliche Reifefoften der aufgeftellten erste, 
die Belohnung des die Krankheit leitenden Arztes und des 
ihn während feiner Abwejenheit vertretenden Wundarztes, die 
Koften der zum allgemeinen Gebrauche für medizinifchpoligei= 
liche Zwede (Ruftreinigung 2c.) vorgefchriebenen Mittel, fo wie 
die nach den Umftänden zur Vertheilung an mehrere Kranken 
den Wundärzten zugeftellten Arzneien, der Aufwand für die 
polizeilihe infperrung eines wuthverdächtigen Thiered und 
für Deffnung feines Leichnams, um die Behandlung der von 
demfelben verlegten Menjchen demnach bemefjen zu fönnen, 
fondern auch 2) für Zahlungsunfähige, zu welden nicht 
blos die ganz Mittellofen, fondern auch diejenigen zu zählen 
find, welche bei eingetretener Erwerblofigfeit, in Bergleihung 
mit ihrem Bermögenszuftand und ihren übrigen Hülfsquellen, 
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jo wie mit dem Betrage der in Frage ftehenden Koften die 
Bezahlung Außerft ſchwer fallen würde: a) die Belohnung 
für ftattgehabte befondere chirurgiihe Verrihtungen, die mit 
der befragten Krankheit im Zufammenhang ftehen, b) die 
Koften der für Einzelne verfchriebenen Arzneien, c) die Koften 
der bejonderd ärztlich verordneten Nahrungsmittel und Ger 
tränfe zu zwei Drittheilen von der Staatdfaffe getragen 
werden, jo daß nur das legte Drittheil und dann der öffent- 
lie Aufwand auf weitere polizeilibe Maßregeln, 3. B. Boten- 
ginge, Kranfenwärter ıc. auf die Eorporationsfaffen fällt. 5) 

3) Die ärztlihe und arzneilihe Hülfe ſowohl als die nicht min- 
der nöthige, anderweite Verpflegung und Unterkunft bieten 
Kranfenhäufer, als welhe in der Regel au die Spi- 
täfer dienen und bei welchen die nöthigen Aerzte, Wärter und 
Wärterinnen angeftellt find. Sie beftehen in gewiffen Rich— 
tungen mit Fürforge ded Staats, 6) namentlih zu Heilung 
und Berwahrung Geifteöfranfer, fo daß die Aufnahme von 
armen Kranfen an diefelben gegen ermäßigte Gebühr von den 
Gemeinden bewirkt werden fann,?) und namentlich bei Srren, 
außer den Fällen, in welchen eine ſolche Unterfunft polizeilich 
verfügt wird, vermöge der allgemeinen Chliegenheit der Ges 
meinden bewirkt werden joll.8) Für andere Fülle find die in 
einzelnen Gemeinden oder Bezirken gegründeten Kranfenhäufer 
fowohl für die der nöthigen Pflege ermangelnden Kranfen, als 
namentlich bei anftedenden Krankheiten für die übrigen Orts- 
einwohner und damit für die Gemeinde felbft hoͤchſt wohl: 
thaͤtig. 9) 

1) Kaftenorbuung „wie es mit den Sieh und Platternhäufern.“ 

2) Verordnung vom 14. März 1814. $. 5. Grlaß des Min. des Innern 
vom 17. Mai 1819. Bergl. hienach $. 191. — Die ärztliche Berathung 
ber Armen bedarf in fo fern einer befieren Organifation, als es eines: 
theils dem Oberamtsarzt unmöglich ift, die Armen im ganzen Bezirke zu 
berathen und die Reiſekoſten defielben bei entfernteren Gemeinden bedeutend 
feyn können, während die Hülfe oft näher zw erlangen ift, anberntheils 
aber die in die Willführ der Armen gelegte Berufung beliebiger Aerzte, 
welchen zwar nad dem eit. Erlaß von 1819 auch feine Belohnung aus 
den öffentlichen Kaſſen, fondern ebenfalls nur Reiſekoſten bezahlt werben 
follen, deren "aber oft Mehrere an einem Orte zufammen kommen, bie 
Ortsfaffen unnöthig befchwert. Die Armen follten daher jedenfalls an 
einen beflimmten Arzt gewiefen und die Bezahlung anderer, außer in 
Nothfällen, Tönnte dann verweigert werben, 


13 


— 194 — 


3) Erlaß des Min. des Innern vom 24. Nov. 1834. Ergbd. ©. 279. 

4) Min.Berf. vom 23. Juli 1831. Rgbl. S. 305. — Nach einer Spezial: 
enticheidung des Minifteriums ift es den Apothefern nicht geftattet, um 
biefem Abzug zu entgehen, die Rechnung zu vertheilen sc., fondern es 
wird dabei der ganze Aufwand, der eine Armenfaffe für die von einem 
Apotheker abgegebenen Arzneien im Laufe eines Berwaltungsjahrs 
trifft, zufammengerechnet. 

5) Min. Verf. vom 14. Octbr. 1830. $. 304 ff. Rgbl. ©. 495. Die Zahs 
lungen erfolgen an bie Berechtigten durch die Oberamtspflege, theils auf 
Rechnung der Staatsfafle für obige Theile, theils gegen Wiedereinzug 
des Andern von den betreffenden Gemeinden, twofern nicht diefer Antheil 
auf die Amtskörperfchaften übernommen zu werben pflegt. Um Anſtände 
bei dieſem Wiedereinzug zu vermeiden, werben bie Koftenrechnungen vor 
der Borlegung an das Medizinalcollegium ber Ortsbehörbe zur Ginfiht 
and Beifügung ihres Anerfenntniffes oder ihrer Einwendungen mitgetheilt. 


6) 1. Das aus gefammelten Beiträgen geftiftete Katharinenhofpital in 
Stuttgart nimmt als Heilanſtalt Kranfe vom Lande, die in Stuttgart 
erkrankt find, nur nad) Zulaffung des von dortangehörigen Kranfen nicht 
angefprochenen Raumes und nur für die Zeit fpezieller Kunſthülfe oder 
zu Benützung befonderer im Rranfenhaufe vorhandenen Vorrichtungen (mit 
Ausnahme von Geiftesfranfen und Unheilbaren) zur Heilung auf. Die Ge: 
meinden, welde einen Armen in die Anftalt bringen laſſen, haben einen 
ermäßigten Koftenerfaß (täglich 24 fr.) zu leiften für allen Aufwand, aufer 
ber Einlieferung, Abjührung oder Beerdigung. Die Aufnahme ift bei 
dem Stiftungerath in Stuttgart, vorbehältlich des Rekurſes an das Staht- 
oberamt und Regierung, mit Beifchluß eines ärztlichen Zeugniſſes und mit 
der gemeinberäthlichen Zuflcherung des Koftenerfages nachzuſuchen. — In 
die dafelbft vorhandene Gebäranftalt hat die Aufnahme jede Schwan 
gere nad Zulaffung des von Stuttgart nicht angefprochenen Raumes ans 
zufprechen; der bie Gemeinde treffende Koftenerfag beträgt täglich 10 Fr. 
Die Schwangere hat ſich mit Heimathfchein und gemeinderäthlidher Kor 
fenzuficherung im Spital zu melden. — Bekanntmachung vom 9. Januar 
und 31. Dee. 1828. Rgbl. ©. 11. 

U, Beiderlei Hülfe gewährt das Elinilum in Tübingen, indem bier 
ohne alle Anrechnung arme Schwangere gegen oberamtlich beurfundetes 
Zeugniß über Armuth und über Abholung des Kindes, wenn die Mutter 
fürbe, aud mit Heimathſchein (Min. Verf. vom 20. März 1848) aufge: 
nommen werben, wo fobann arme Kranfe mit Armuthszeugniß des ges 
meinfhaftlihen Amts, ärztliche Berathung und Arzneien erlangen Fünnen, 
und in welches endlich Kranfe zu größeren chirurgifchen Operationen 
(andere Kranfe nur in feltenen Ausnahmefällen) auf vorherige Anfrage 
gegen 24 fr. täglicher Koftenerfag, oder auch, wenn die Ortsfaflen nach 
vorzulegendem Zeugnifle erfchöpft find, unentgeltlich aufgenommen werben, 
jedoch mit Zuficherung der Gemeinde, die Hin- und Herbringung bes Kran: 
ten «zu beforgen. Berfügung vom 6. Nov. 1823 und 12. April 1825. 
Rgbl. ©. 188 fi. 
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II. Zu Heilung von Berfrümmungen bes Körpers werden Arme auf 
Staatsfoften oder mit Staatsbeiträgen in die orthopädische Anftalten zu 
Stuttgart und Gannftatt aufgenommen, welche Aufnahme mit ärzlichen und 
gemeinberäthlichen Zeugnifien bei ver Medarfreieregierung nachzufuchen ift; 
folche, die für Rechnung der Ortsfafien, gang oder theilweife, dahingebracht 
werden, haben jährlich 275 fl. (resp. 225 fl.) für Wohnung, Pflege und 
Behandlung zu zahlen. Min. Berf. vom 23. Mai 1834. Rgbl. ©. 396., 
vom 18. Januar 1840. S. 43, und von 1842. Rgbl. S 285. 

IV. In die Heilbäder des Staats, namentlih zu Wildbad und 
Boll, werden arme Kranfe aus allen Theilen des Landes mit ganz uns 
entgeltliher DBerpflegung oder mit theilweifer Nebernahme der KRoften auf 
bie hiezu geflifteten Mittel aufgenommen. Das Katharinenftift zu Wild: 
bad nimmt jegt während der Badezeit in 4 Zeitabfchnitten zufammen 176 
Plleglinge auf (ftatt früher 63) der Regel nad je auf 27 Tage. Die 
Geſuche find vor dem 1, April jedes Jahrs fchriftlich an die Badauflichte: 
behörde in Wildbad mit der Bezeichnung „Armenfache” einzureichen, be: 
legt mit einem ärztlichen Gutachten über das Grforderniß des Wildbades 
zu Heilung des näher zu bezeichnenden Uchels, fowie mit einer von ber 
Heimatbsbehörde ausgeftellten Urkunde über Unterflübungswürdigfeit und 
über die Dedung der Neifekoiten, nöthigenfalls aus Ortskaſſen. Finanz: 
minifterialverfügung vom 24. Febr. 1850. 

V. Sn die beiden Staatsanftalten für Geittesfranfe in Winnenden 
und Zwiefalten (diefe mehr für wahrfcheinlich Unheilbare) werben Kranfe, 
wenn der Koiten ganz oder zum größeren Theile von öffentlichen Kaflen 
und Privatbeiträgen beftritten wird, gegen ein ermäßigtes jührliches Ber: 
vflegungsgeld von 100 fl. aufgenommen, wenn die Aufnahme zur Heilung 
rechtzeitig nachgefucht, und zugefichert wird, daß bem Kranfen, wenn er 
ein eigenes Bermögen von 200 fl. oder mehr beſitzt, jedenfalls der Be: 
frag von 200 fl. belafien und nichts als die Zinfen zur Beflreitung der 
Koften verwendet werden. Bekanntmachung vom 5. Nuguft 1842. Rgbl. 
©. 455. Außerdem beträgt das VBerpflegungsgeld 150 fl. (resp. 136 fl.) 
in der dritten Glaffe. 

8) Kaſtenordnung a. a. ©. Statut für die Anftalt Winnenthal vom 20. Nov. 
1833. $. 23. Rgbl. ©. 387. und für die Pflegeanftalt Zwiefalten vom 
16. April 1846. $. 20. Rgbl. ©. 216. Hier iſt als unbeftrittene That: 
fache angeführt, daß nur in wohleingerichteten Anftalten eine folche Pflege 
möglich ſey, die ein weiteres Derfinfen des Kranken bindere, vor Miß— 
handlungen ſchütze 2c.; ferner auf das uterefle der Körperfchaften hin: 
gewiefen, durch die fehr oft mögliche Heilung die Laft einer lebensläng- 
lichen Unterfügung zu vermeiden und fortdauernden Etörungen ber öffent: 
lichen Ordnung und Sicherheit vorzubeugen. — Die Beihülfe ver Amts: 
förperfchaft ift namentlich in folden Fällen ganz am Platze. 

9) Die Kaflenordnung a. a. D. hatte einige auf Staatsfoften zu errichtende 
Krantenhäufer, je für einen gewiſſen Diftriet, im Ausficht geftellt. — Die 
in einzelnen Städten befiehenden Kranfenhäufer find in der Negel auch 
für Kranfe vom Lande gegen Koftenerfap offen. 

13 * 
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$. 168, 


Eine fehr dringlihe Aufgabe der Armenpflege, worin die Dar: 
bietung unmittelbarer Unterftügung mit der fittlih und wirthſchaft— 
(ih nüglihen Fürforge für fünftiges Bortfommen der Unterjtügten 
ſich verfnüpft, betrifft die.arme Jugend, ?) fo weit diejelbe nicht 
in den Staatserziehungsanftalten untergebracht wird. ?) Diefe Auf: 
gabe geht auf 1) Unterbringung der der Schule noch nicht angehö- 
rigen Kinder während der Zeit, da ihre Erziehung und Pflege durch 
die Erwerbsbefhäftigung der Eltern verwahrlost ift, in Kleinkinder: 
bewahranftalten. 3) 2) Auf gänzliche Unterbringung elternlofer, ver- 
wahrloster, verlaffener Kinder bei geordneten Familien, 4) oder in 
Bezirks- oder Privatrettungshäufern.5) 3) Auf Unterftügung der 
der Schule entwadjenen Jugend behufs der Erlernung von Hand- 
werfen oder Unterkunft in Knechts- und Magddieniten. 6) 


1) Kaftenorbnung „armer und vaterlofer Waiſen.“ Grlaß des Minifteriums 
bes Innern vom Februar 1823, 

2) In diefelben werden Soldatenkinder und elternlofe Kinder überhaupt vom 
7. Jahre an aufgenommen. Für jedes aufgenommene Kind jind bei Un: 
vermögenheit beffelben von der Armenkaſſe 15 fl. Kleidergeld zum Gintritt zu 
entrichten. Gen. Vrdg. vom 11. Febr. 1810. $. 14. Das Waifenhaus in 
Weingarten ift zur Aufnahme einer Anzahl von Zöglingen aus der Glafie 
der Baganten eingerichtet, für deren fichere Ginlieferung die Gemeinden zu 
forgen haben. S. Inftruftion vom 15. Auguft 1826. Die Aufnahme im 
die Walfenhäufer aus den einzelnen Bezirken gefchieht nah dem Maßſtab 
des Staatsfteuerfußes und ber Bevölferung. Gefammtzahl der Aufnahmes 
findenden 550 außer ven Bagantenfindern. Der Antheil jedes Oberamts 
ift im Rgbl. von 1833. S. 300, befannt gemacht. Nach ber Gen. Vrdg. 
von 1808 foll das Defizit diefer Anftalt auf die pin carpora bes Landes 
umgelegt werben, auch mußte von den Bommunfruchtvorräthen eine Ab- 
gabe dorthin entrichtet werben. Geit 1816 wird das Defijit von ber 
Staatsfaffe getragen und ift im Sinne des $. 68. der Verf.Urf. auch für 
fünftig als allgemeine Landeslaft erflärt. Min.Berf. vom 18. Aug. 1821. 

3) Hiezu giebt die Gentralleitung des Wohlthätigkeitsvereins bei bürftigen 
Umftänden Beiträge. 

4) Nach Min. Verf. vom 30. Juli 1839. Rgbl. S. 518. follen ſolche Kinder 
in Spitälern und Armenhäufern nur dann untergebracht werben, wenn bas 
felbR zu Sicherung einer guten Grzichung Vorforge getroffen ift; zu Uns 
terbringung in Privathänfern können zwar möglichft billige Verpflegungs— 
accorde nöthigenfalls nach öffentlicher Bekanntmachung abgefchloflen wers 
den; es foll aber die Verpflegung nicht im Abſtreich vergeben, fondern es 
fol auf rechtfchaffene Familien und Grfüllung der vertragsmäßigen Be: 
dingungen, wovon die Bezahlung des Koftgelde abhängig zu machen if, 


— 117 — 


gefehen werben. — ©. insbeſondere auch die Min. Berf. vum 31. Dec. 
1826. Rgbl. ©. 5. von 1827 wegen der Kinder von Gefangenen. 

5) An folchen Anftalten ift unfer Land bekanntlich außerorbentlih reih. ©. 
darüber die Rechenfchaftsberichte der Bentralleitung von 1817 auf 41. 
S. 86, von 1841 auf 43. ©. 73. Im Jahr 1839 waren 2000 Kinder 
auf Koften der Amtsförperfchaften und Gemeinden in Rettungshänfern 
untergebracht. 

6) Lehrlinge, deren Lehrgeld aus öffentlichen Kaflen bezahlt wird, find zwar 
nicht von der gewöhnlichen Ein- und Ausfchreibgebühr, wohl aber von dem 
etwa feitgefegten Beitrag ber Lehrlinge zum den Roften der Unterflügung 
der Wandergefellen befreit. Gewerbeorbnung Art. 91. 92. 


$. 169. 


Die Pflichten der Menſchlichkeit find endlich auch gegenüber von 
Drtsfremden, die fi in der Noth befinden, zur rechtlihen Ber- - 
bindlichfeit der Gemeinden erflärtt. Es follen bedrängte Reijende, 
ftatt fie betteln zu laffen, mit einer Beifteuer aus den Armenfaffen 
bedacht, 1) Die, welde, wegen Schwachheit und Krankheit nicht weiter 
fommen fönnen, am Gemeindewegen auf dem näcften Wege ihrer 
Heimath zu von Drt zu Drt (oder beffer, nad) den zwifchen den 
Bezirken verabredeten Stationen) geführt, ſolche aber, deren Krank— 
heitsumftände den Transport nicht zulaffen, oder die an anftedenden 
Krankheiten leiden, am Orte der Grfranfung auf öffentliche Koften 
verpflegt und geheilt werden. 2) Zwiſchen den inländiſchen Gemein— 
ten befteht hierin bezüglich ihrer Angehörigen, jofern folche die Koften 
nicht aus eigenen Mitteln bezahlen können, gegenfeitig die Verbindlich- 
feit zum Erſatz aus der Armenkaffe des Heimathortd. Dagegen findet 
nad einem völferrechtlichen und durch Staatöverträge mit einigen aus— 
wärtigen Staaten noch befonders verabredeten Grundfage eine ſolche 
Erfagbindlichfeit der betreffenden Gemeinden gegenfeitig nicht Statt. 3) 


1) Zu den öffentlich zu unterſtützenden Neifenden gehören namentlih von 
alten Zeiten her Handwerfsburfche, welche jedoch biefe Unterflübung zus 
nächft aus den Zunftfaflen ihres Gewerbes, möthigenfalls aber auch aus 
den Armenkaflen zu empfangen haben. Gen.Refer. vom 16. Nov. 1784. 
Gewerbeordnung Art. 29. Inftruftion hiezu $. 36. 

2) Kaftenorbnung „wie e8 mit den Fremden.“ Berorbnung vom 28. Novbr. 
1626. Verordnung vom 11. Sept. 1807. $.9. Berfügung vom 22. Jan. 
1827. Rgbl. ©. 41. — Zu ben hienach zu behandelnden Ortsfremden 
gehören namentlich Dienftboten. — Auch außer ven Fällen, wo nach den 
eitirten Geſetzen die Unterbringung am Orte der Erfranfung geboten ift, 
findet diefelbe nad allgemeinem, wohlgerechtfertigtem Gebrauche wenig: 
ſtens dann Statt, wenn bie Krankheit vorausfichtlich von fürzerer Dauer 


3 
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und die Heimath des Fremden entfernter iſt, es muß dann aber der be— 
treffenden Heimathsbehörde alsbald Nachricht gegeben werden. Die gaͤnz⸗ 
liche oder theilweife Verweigerung des Koftenerfaßes in einem Falle legterer 
Art könnte nur etwa dann gerechtfertigt feyn, wenn bie Heimathgemeinde 
im Stande gewefen wäre, die Behandlung des Kranken, der, wie er: 
wähnt, unentgeldlid in feine Heimat zu bringen it, mit feinen ober 
weniger Koften zu beforgen. Für biefen Fall it der Heimathbehörde von 
der erfolgten Grfranfung eines armen Angehörigen Nachricht zu geben. — 
Zu Unterflügung wandernder oder in Arbeit am Orte ftehender Gewerbe: 
gehülfen, in Kranfheitss oder ähnlichen Nothfällen, haben wieder zu: 
nächft die Zunftkaffen einzutreten, doch unter Theilnabme ver Armentaflen, 
worüber ſich die beiderlei Behörden zu vereinbaren haben. In Grmang: 
lung einer ſolchen Webereinfunft fell als Anhaltspunft genommen werben, 
daß die Zunftkaſſe das Zweifache. deſſen zu leiften hat, was fie zu dem 
bemerften Zwede von Beiträgen der im Orte in Arbeit fiehenden Gefellen 
erhebt cder erheben fonnte. Gew. Ordg. a. a. DO. und Inſtr. $. 37. — 
Megen Unterbringung erfranfter Soldaten f. $. 196. 

Solche Staatsverträge beſtehen nah Min. Bekauntm. vom 30. Dec. 1824, 
2. April und 1. Oct. 1822, 11. Oct. 1830, 21. April 1832, Jan. 1842 
und 21. Mai 1850 mit Baden, Deftreich, beiden Heflen, beiden Hchen- 
zollern, Naſſau, Sahjen: Weimar. 


3) Befondere Mittel der Armenpflege. 


$. 170. 
Außer den für Armenzwecke gewidmeten Stiftungen (bezüge 


lich deren Verwendung in paritätifhen Drten ſ. $. 289.) und 
außer der schon in Vorjtehendem erwähnten Beihülfe des Staats 
und anterer Kaffen findet die Armenpflege zu Beftreitung ihrer Aus: 
gaben bejondere Mittel 

t) in freiwilligen Spenden zur öffentlihen Armenkaſſe, 


namentlich 

a) an ſonn- und feittäglichen Kirchenopfern, ferner an 
Opfern von Hochzeiten und Leichen. 1) 

b) Als Ertrag periodiiher Sammlungen im Orte bei be> 
mittelten Einwohnern, 2) oder ald Ertrag von öffentlichen 
Aufrufen an die Wohlthätigfeit in weiteren Kreifen, oder 
von öffentlihen Sammlungen in der Kirche oder von 
Haus zu Haus (Collecte), zu deren Veranftaltung nur 
in außerordentlihen Nothfällen für einen Oberamtöbezirf 
bei dem Oberamt, für einen Kreis bei der Kreisregie— 
rung, für das ganze Land von dem Minifterium des 
Innern Erlaubniß einzuholen ift. 
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ec) Durch Vermächtniſſe, wozu Teftamentirende, welche wohl: 


habend find und Feine arme Erben haben, ermuntert 
werden follen. 3) 


2) Manche gejeglihe Einnahmen der Gorporationdfaffen find zur 
Verwendung für die Armenpflege gefeglich beftimmt, namentlich 


a) 
b) 


c) 


d) 


die Gebühr für das üblihe Sterbgeläute. 4) 

Die Strafen, «) weldhe überhaupt vom Kirdienconvent 
wegen firchens und fittenpolizeiticher Erzeffe erfannt wer: 
den.5) 8) Das durd unerlaubtes Collectiren Geſam— 
melte und deshalb Gonfiscirte, desgleihen die Confis— 
cationen von verbotenen Epielen, ferner dad im Falle der 
Bejtehung übergebene Geſchenk, im Falle der Geſchenk— 
annahme in Partheiſachen oder von Amtsuntergebenen 
das angenommene Geſchenk.s) 7) Die nach Abzug der 
Anbringgebühr zu berehnende Hälfte der nicht über Afl. 
betragenden Strafen fir Uebertretungen der Mühlord- 
nung °) und d) der dritte Theil der Strafen für Leber: 
tretungen des Wirthfchaftsabgabengefeged. 8) +) Die in 
die Amtspflege fallenden Geldjtrafen für einfache Uns 
zuchtvergehen find über Abzug der Arreftfoften unbemit— 
telter Unguchtjtrafgefangener zu wohlthätigen Zweden, 
vorzugsweiſe zu Erziehung der dem Bezirke mit Heimath- 
recht angehörigen, den öffentlichen Kaſſen zur Laſt fals 
lenden, uncheliden Kinder zu verwenden. °) 

Die Hälfte des Ertrags der Hundeauflagen im Ger 
meindebezirf. 19) 

Endlich wird bei gewiffen VBerwandtfchaftspifpenfationen 
zum Zwed der Heirath eine Sportel von 1 fl. 30 fr. zu 
Gunjten der Armenkaſſe angefegt. 1!) 


3) Die weitere Beihülfe des Staats zeigt ſich zunächſt in den 
jährlichen Beiträgen an die Kaffe der Gentralleitung ded Wohl: 
thätigfeitövereing, die ihrerjeitö jedoch nur zu einzelnen Gemein— 
dearmenanftalten Beiträge verwilligt. 12) In ausgedehnterer Art 
tritt die Staatshülfe, nach der Verbindlichfeit des Staats als 
Inhaber allgemeiner Kirchengüter und vermöge der Pflichten der 
Staatsgefeltihaft ſelbſt, zu Zeiten außerordentlicher Noth durch 
Iheurung, Krankheiten, Brand und Hageljihaden oder andern 
Unglüdsfällen ein. Geſuche um foldye auferordentlihe Unter: 
ftügung in Früchten find an die Finanzbehörde, in Geld aber 
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durd; das gemeinfchaftlihe Dberamt der Gentrafleitung zur 
begutachtenden Borlegung an das Minifterium einzufenden, 
wobei Nahweifung zu geben ift über die Eeclenzahl der Ge— 
meinde, befondere Urſachen und Grad ihres Nothſtandes, Zahl 
der hülfsbedürftigen Familien (und ihre Kopfzahl) und einzeln- 
ftehenten Perfonen (mit Namendverzeichnifien),, Borfchläge zur 
Abhülfe, welde durch das Geld geleitet werden foll (wobei 
Darbietung von Beichäftigung und Errichtung von Speiſe— 
anftalten vorangehen, und wenn der Vorſchlag hierauf nicht 
geht, die Hinderungsgründe angegeben find), Dedungsmittel 
von den einzelnen Ortdangehörigen (Erfagleiftungen, Beiträge) 
von Grundherrſchaften, Stiftungen, Gemeinde- und Amtscor- 
porationsfaffen (mit Angab der durchſchnittlichen und der laus 
fenden Umlagen, Paſſivſtand, bewegliches und unbewegliches 
Vermögen und jährliher Ertrag der Einfünfte diefer Kaſſen), 
wornach endlich Der nach Anficht der Orts- und der Bezirks— 
behörde vom Etaate zu erbittende Beitrag zu bemeffen und 
u bezeichnen iſt. 13) 


Berüglid der Theilnahme anderer Corporationskaſſen, 


als der bejondern Armenfafien, an dem Aufiwande für die Armen: 
pflege ift auf den 3. Thl. 1 Abth. 1. Kap. zu verweilen. (Vergl. 
auch $. 313.) 


In Armenfahen ift der gegenfeitige, Schriftliche Verkehr der 


Staats und Kirhbenämter, nicht aber der Gemeinderäthe, fo- 
dann für die von den Verwaltern von Armenftiftungen ausgehenden 
und an diejelben anfommenden Briefe und Pakete, wenn fie ale 
Stiftungsfahe gehörig bezeichnet find, Brief und Fahrpoſt frei. 14) 


1) Raflenerdnung 1. Kay. Cynosura eccl. von 1687. Rap. XXIV. Das 


2 
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Opfer von den monatlichen Buß- und Bettagen cder vom erſten Sonntag 
jeden Monats, auch von Taufen, ift dem Waiſenhaus vorbehalten. Das 
Opfer ift von Zeit zu Zeit ans den verfchloffenen Opferbeden zu nehmen 
und durch den Pfarrer in Gegenwart des Mefners oder Heiligenpflegers 
zu zählen und dieſem fofort urkundlich zur Verrechnung zu übergeben, auch, 
wenn ein Theil des Opfers als Befoldungstheil einem Lehrer ıc. zutommt, 
diefer dann in Ausgabe zu ſetzen. Grlaß des Minift. des Innern vom 
9. April 1835. Ergbo. ©. 345. Gen. Syn.Refer. vom 8. Mai 1695. 

Raftenorbnung 1. Kap. Die bier gegebenen Borfchriften zu Sammlungen 
verfchiedener Art find freilich zum größten Theil durch veränderte Anfichten 
außer Wirkung gefommen. — Der Zwang, welder nach ältern Gefegen, 
namentlich nad dem Mandat vom 20. Dec. 1614 zu Zeiten der Theurung 
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gegen Bemittelte, die fich nicht zum entfprechenden Gaben freiwillig herbeis 
ließen, angewandt werben follte und auch noch durch das K. Reſcript vom 
13. April 1817 in Anwendung zu bringen gefucht wurde, war immer mur 
als anßerorbentliches und äußerſtes Ausfunftsmittel angefchen, und wirb 
felbft fo mit den jegigen Nechtsbegriffen, namentlich feit Aufhebung ber 
Steuerprivilegien,, für unvereinbar zu halten jeyn. 

3) Auch hier concurrirt das Maifenhaus. 

4) Kaftenorbnung a. a. D. 

5) Daf. und Amtefchrift vom 29. Oct. 1824. $. 25. Das ausgebehntere 
Strafbezugsrecht, das den Armenfaflen nah der Landesorbnung Art. 120. 
zuftand, ift dagegen burch die neuere Gefehgebung aufgehoben. Ebenſo 
it der frühere Bezug von Handwerksftrafen duch Art. 91. 95. ber Ge— 
werbeorbnung eingeftellt. 

6) Polizeiftrafgefeb Art. 22. 84. Strafgeſetzbuch Art. 412. 

7) Mühlordnung von 1729. BE. 84. Min.Erlaf vom 7. Febr. 1842. 

8) Beleg vom 9. Juli 1827. Art. 47. 

9) Geſetz vom 22. Juli 1836. Art. 9. 

10) Geſetz vom 3. Juli 1842. Art. 6. 

11) Ehegerichisorbnung vom 1687. I. 8. $. 4. 

12) Nur 20 gang verarmte und mittellofe Gemeinden, Bettlercolonien, erfreuen 
fich einer ansgebehnteren Unterſtützung zur Armenbefchäftigung, zur Unter: 
bringung junger Leute x. Erlaß des Minifteriums des Innern vom 
29. Jan. 1824 und Rechenfchaftsberichte der Gentralleitung. Die General- 
Verordnung vom 11. Sept. 1807. $. 16. hatte vorbehalten, an Orten, 
wo bie Batrimonialherrichaft ihr gehabtes Echugrecht durch Annahme vieler 
Armen und gewerblofen Schugverwandten zum Nachtheil der ihr unter: 
gebenen Gemeinden mißbraudt hat diefelbe bei Vertheilung der Armen: 
unierflügungsfoften für foldhe Arme vorzüglih in die Mitleidenfchaft zu 
ziehen. Diefe Beſtimmung fonnte indefien nie in Anwendung gebracht 
werden, ba der Beweis, daß ein Mißbrauch nah den vormaligen Bers 
hältniffen vorgefommen und dabei die Kolgen vorauszufehen waren, welche 
bie Schugaufnahme nad den fpäteren württembergifchen Berfaflungsein- 
richtungen hatte, nicht zu liefern war. 

13) Griaß der Gentralleitung vom 20. März 1847. 

14) Belauntm. vom 2. Aug. 1822, 
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Fünftes Rapitel. 


Andere öffentliche, namentlich polizeiliche Anftalten und 
Einrichtungen. 


1) Allgemeine Ortsbedürfniſſe. 


8. 171. 


Die Gemeinfamfeit des Aufenthalts, Das Zuſammenwohnen 
Mehrerer in einem Orte, welches die Grreihung der menfchlichen 
Zwede bedingt oder weſentlich erleichtert, erfordert theild wieder fir 
ſich ſelbſt manche Vorkehrungen, um dieſe Gemeinfamfeit des Wohn— 
ſitzes thunlich und erſprießlich zu machen, theils werden dadurch 
Einrichtungen, die ſonſt jeder Einzelne für ſich zu machen hätte, zum 
gemeinen, öffentlichen Beduͤrfniſſe, zur Aufgabe des Gemeinweſens. 
Dieſe Vorkehrungen innerhalb des Bezirkes von Wohngebäuden 
(Etter) betreffen zunaͤchſt die allgemeinſten (elementariſchen) Beduͤrf— 
niſſe des Lebens und Zuſammenlebens, Waſſer, Luft, Ortswege ıc. 

In früheren Zeiten war es zur Sicherung gegen Raub und 
Ueberfälle für die, vorzugsweiſe mit fahrender Habe verſehenen Ein— 
wohner der größeren Ortihaften Bedürfniß, daß jolhe mit Mauern 
und Gräben umgeben, mit Thürmen und Thoren verfehen waren, 
deren forglihe Erhaltung den Gemeinden auferlegt war. 1) Die 
veränderte Kriegführung, die Entwidlung fonftiger Sicherheits: und 
Drdnungsmaßregeln haben diefe Foftfpieligen Einridtungen entbehr- 
ih gemadt und ihre Entfernung war durch Nüdfichten der Gefund: 
heit und zu Erfparung nuglofen Aufwandes, fowie durd die Aug: 
dehnung der Ortfchaften geboten. — Die für das Deffnen der Thore 
zur Nachtzeit üblih gewejenen Gebühren, Thorfperrgelder, 
wurden durch Staatsverträge über Erleichterung des Verkehrs auf: 
gehoben. 2) — Der Anfang des Etterd an Staats: und Bizinal- 
ftraßen ift dur eine Drtstafel mit dem Namen des Bezirfed und 
Ortes bezeichnet. 3) 

1) Landesorbnung Tit. 110. $. 14. Verordnung vom 28. Aug. 1673. 

2) Bekanntm. vom 6. Dec. 1836. Rgbl. ©. 648. 

3) Nähere BVorfchriften für diefe, fowie für die von der Amtspflege zu 
unterhaltenden Oberamtsgrenzftöcde find durch einen Minifterialerlaf vom 

9. Erpt. 1825 gegeben, wonach im Mejentlichen die Stöde und Tafeln 


— 13 — 


von Eichenholz, ſauber abgehobelt, in gehöriger Höhe anzulegen, jene mit 
fchwarzer und rother Farbe anzuftreichen, diefe mit ſchwarzer Schrift auf 
weißem Grunde zu überjchreiben find, 
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Für größere Orte find öffentlihe Plätze zu Zweden des 
Verfehrd und ald Mittel zur Luftreinigung Bedürfniß; überall aber 
find möglichft gut angelegte und erhaltene DOrtsftraßen von ges 
höriger Breite, je nach der Bedeutung des ſich hindurch bewegenden 
Verkehrs, erforderlih. Neu anzulegende (Haupt) Straßen follen 
eine Breite von wenigſtens 50 Fuß haben und ältere, welche enger 
als 40 Fuß find, dürfen nicht verengt werden. Dagegen find 
Gaffen oder Nebenftraßen, wo fie allzu eng find, nach Gelegenheit 
und Thunlichkeit jo viel möglih auf mehr als 25 Fuß Breite zu 
erweitern; eine nad örtlichen WBerhältniffen begründete, bei der 
Regierungsbehörde einzuholende Difpenfation von diefen Vorfchriften 
wird jedenfalld nur bis zu einer Breite von 25, beziehungsweiſe 
18 — 20 Fuß ertheilt.1) Indem hienach die Errichtung oder Um— 
geftaltung von Gebäuden an den Straßen befchränft ift, Fommt cd 
der Gemeinde zu, den zur Straße ſelbſt erforderlihen Raum zu er: 
werben, durch Aufſtellung eines von der Staatsbehörde zu genehmi— 
genden Ortsbauplanes die Erreibung und Erhaltung jener Bors 
jhriften zu fihern und chva auch die Erwerbung der aus diejen 
Nüdfichten geeignetiten Baupläge zu vermitteln. 

Die Herftellung und Unterhaltung der Ortsjtraßen liegt den 
Gemeinden aud da ob, wo folhe die Kortfegung einer Staatsjtraße 
bilden, und es ift im Intereffe des Verkehrs für dieſe Ortsftraßen- 
ftreden Folgendes vorgefchrieben: 1) Die Fahrbahn zwiſchen den 
Straßenfandeln ift nad) Zulaffung der Ortsverhältniffe auf eine Breite 
von wenigftens 24 Fuß zu bringen. 2) An beiden Eeiten der Straße 
müffen 3 Schub breite, muldenförmig gepflafterte Candeln angebracht 
jeyn. 3) Statt der quer über die Fahrbahn Laufenden Gandeln 
müffen Dohlen, oder, wo diefe nad) der Dertlichfeit nicht ausführ— 
bar find, gepflafterte Candeln winfelreht nach der Fahrbahn und 
funftgerecht profilirt angelegt werden. 4) Die Fahrbahn Fann ge: 
pfläftert jeyn (wodurch die Intereffen der Reinlichkeit und Geſund— 
heit gefördert werden und was auf naffem Grunde unerläßlic, 
wobei aber eine fortwährend gute Unterhaltung des Pflaſters nöthig 
ift); außerdem muß fie mit zwedentiprechendem Material, das immer 
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im Borrath und auf von der Fahıbahn entfernten Lagerplägen zu 
halten und rechtzeitig aufzuführen ift, unterhalten werden. 5) Die 
Reinigung der Etraßen von Waffer, Moraft, Staub hat regelmäßig 
zu geihehen, entjtandene Geleiſe und andere Gebrechen find als— 
bald zu bejeitigen ?2) (vergl. $. 180.). 

Diefe VBorfchriften find Anhaltspunkte für das, was aud an 
andern Ortöftraßen, je nad) ihrer Bedeutung, zu geichehen hat. 

1) Bauordnung Tit. ven Kreuz: und Abgaflen sc. Lanbesorbnung Tit. 87. 
$. 3. Gen. Brdg. vom 13. Npril 1808. A. IE. Grlaß des Minifteriums 
bes Innern vom 30. Juni 1846. Strafen, im Gegenfage von Gaflen, 
find hienach biejenigen, die für den größeren Landes, Nahbarfchafte- und 
örtlichen Verkehr beitimmt find. 

2) Min.Berf. vom 25. Mai 1837. Rgbl. ©. 231. 
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Die Reinigung der Straßen und läge follte jedenfalls 
wöchentlih einmal und bei naſſer Witterung öfter gefchehen; im 
Winter muß für Offenhaltung der Fahr: und Gehbahnen und bei 
Glatteis für Beihüttung mit Sand ıc., im Sommer bei großer 
Trodenheit für Benegung der Straße mit Waffer geforgt werden. — 
Durch örtlibe Statuten können in Ddiefer Beziehung den Haus: 
bewohnern an den Straßen beftimmte Verbindlichkeiten auferlegt 
werden, da fie zunäcft die Vortheile hievon genießen. ?) — Der 
abgeführte Etrafenfoth ꝛc. kann oft mit Vortheil als Dungmittel ıc. 
verwerthet werden. — In geichloffenen Wohnbezirten fann die An— 
häufig von Unrath ohne Gefahr für die Gefundheit nicht geftattet 
werden, daher zu veffen Abführung von Gemeindewegen unterirdijche 
Hauptcanäle (Dohlen) anzulegen find, in welche die von den Haus: 
eigenthümern anzulegenden und zu erhaltenden Zweigdohlen ein: 
münden. %) In Orten, wo au bei Naht ein lebhafter Verkehr 
Statt findet, ift die Beleuchtung der Strafen Berürfnif. 

1) Man vergleiche über all diefes die Etraßenpoligeiorbnung für die Reſidenz— 

ftädte Stuttgart und Ludwigsburg vom 6. Ang. 1811. Rgbl. ©. 453, 


deren Vorfchriften für andere Drte zum Muſter dienen fönnen. 
2) Bauordnung ©. 62. 
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Für die Benügung der Ortöftraßen durd Fremde, bezüglich 
deren nicht befonvere Verträge beftehen, find manche Gemeinden 
durh ältere und neuere Regierungsverorbnungen berechtigt, eine 
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Gebühr, Pflaftergeld, zu erheben, welcher Bezug unter Zur 
grundlegung des öffentlich anzufchlagenden?) Tarifs verpachtet wird. 
Durch Staatöverträge mit den zollvereinten Staaten ift feftgefekt, 
daß die Beibehaltung oder neue Einführung folder Gebühren, zu 
welch legterer und zu jeder Erhöhung die Genehmigung der Kreis: 
regierung erforderlih ift,2) nur in dem Betrage geichehen foll, wie 
folder den gewöhnlichen Herſtellungs- und Erhaltungsfoften ent- 
fpriht.3) — Geſetzlich befreit find von Entrichtung der örtlichen 
Pflaſtergelder: 1) die Reiſen und Fuhren für Bedürfniffe der Wai- 
fen, Zucht» und Irrenhäufer;4) 2) Militärs, wenn mit Dienft« 
pferden oder wenn mit einem Commando marfchirt wird, fowie bei 
Reifetransporten mit Vorſpann- und Trainpferden;3) 3) Poſtwaͤgen 
und Poftpferde. 6) 


1) Berf. vom 20. März 1815. 

2) Verw. Edict $. 65. lit. 1. 

3) Zollvertrag vom 4. Dec. 1833. Rgbl. ©. 420. 

4) Gen.Brbg. vom 11. Febr. 1810. $. 19. 

5) Allg. Kriegsdienftorbnung abminiftrativer Theil 2. Hauptabfchnitt $. 234. 
Auch die aus Urlaub zum Regiment einberufenen Soldaten auf dem Wege 
dahin. Min.Erlaß vom 13. April 1837. 

6) K. Verordnung vom 28. Oct. 1807. Rgbl. ©. 517. Weitere Befreiungen 
werden nach Analogie der Ehauffeegelvorbnung vom 13. April 1808 all- 
gemein den Fürfl. und Köngl. Hoffuhren, den Feuerwägen und feuer: 
reitern zugeſtanden. , 
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Ein wichtiges Erfordernig zur Nahrung, zur Reinigung und 
indbefondere auch zum Feuerlöfchen ift das Waffer. Das Brunnen- 
waffer wird aus gemauerten Wafjerbehältern, Brunnenftuben, zu 
den Brunnen geleitet, wobei hölzerne Teichel dem Zwede am wenig- 
ſten entiprehen, thönerne Röhren zwar haltbarer und reinhaltend, 
aber nicht drudfeft und gegen Temperatureinwirfungen gefichert find, 
welche Bortheile mit den andern durch die allerdings Foftjpieligen 
eifernen Röhren erreicht werden. Die Röhren find in gehöriger Tiefe 
und mit dem nöthigen Fall einzulegen; an denfelben können leicht 
VBorrihtungen zum Wafferausftrömen von Stelle zu Stelle, Behufs 
der Berwendung bei Beueröbrünften, angebracht, und was zu Spei— 
fung öffentlicher Brunnen nicht erforderlich, gegen beftimmte Taren 
für Privatbrunnen abgegeben werden. — Die Erhaltung der öffent- 
lihen Brunnen, Verwahrung im Winter ıc., die Herjtellung faus= 


— 206 — 


fender Brunnen flatt anderer, oder jedenfalld die Verwandlung der 
Zugbrunnen in Gumpbrunnen, im Notbfall die Anlegung von 
Eijternen, ift zunächft im feuerpolizeilihen Intereſſe befohlen. !) 


1) Feuerlöfchorbnung von 1808, $. 17. 18. 


2) Berbindungswege. 
$. 176. 


Die Unterhaltung von Berbindungswegen zwilchen den Ort— 
fchaften, wozu in der Regel Feld- und Waldwege benugt wurden, 
war immer eine WBerbindlichfeit der Gemeinden, als Marfungs- 
genofienfchaften, wofern nicht der Staat ald Inhaber von Domänen 
oder vermöge Herfommend zum Bau oder zur Beihülfe, 3. B. durch 
Abgabe von Hölzern, womit die Straßen überbrüdt wurden, ver— 
pflihtet war. In Mitte ded vorigen Jahrhunderts begann man 
von Reichs- und Kreidtagswegen, auf eine fünftlihere Weganlage 
und Unterhaltung Bedacht zu nehmen. Bei den alten Hauptlandes- 
ftraßen mußten zu jener die Beifuhren und gemeinen Arbeiten von 
den Gemeinden nad dem Maßſtabe der Steuer geleiftet werben, 
während ihnen die fernere Unterhaltung ohnehin oblag.!) Erft nad) 
20 Jahren ward auf ftändiihen Antrag dieſe Landeslaſt auf die 
herrfchaftlihe und landſchaftliche Straßenkaſſe übernommen; doch 
blieb immer noch für den Ball, daß die Regierung geeignete Inter: 
nehmer nicht finde, den Gemeinden die Verbindlichkeit, die Beifuhren 
und gewöhnlichen Arbeiten gegen eine für jeden Drt feitgefegte Ver— 
gütung au leiften.?) Daffelbe beftimmte die neuefte Wegordnung 
vom 20. Dct. 1808, jedob mit dem Zufag, daß die Gemeinden, 
über deren Markung die Staatöftraße geht, Unterhaltungsbeiträge 
in Geld zu Beftreitung einer ihnen fonft obgelegenen Laft zu leiften 
hatten, die zufammen 34,000 fl. betrugen. Diefe wurden zwar ſchon 
zwei Jahre fpäter wieder erlaffen, die Gemeinden aber doch wieder 
zur Unterhaltung der Straßen felbft infoweit beigegogen, daß fie 
folche gegen mäßige Bergütungen, die die Regierung feſtſetzte, be- 
forgen mußten. 3) Erſt durch K. Verordnung vom 19. Juni 1818 
ward endlich die Anterhaltung der Etaatsftraßen als unmittelbare 
Dbliegenheit des Staats erfannt, foweit nicht einzelne Verpflich— 
tungen ($. 178.) den Gemeinden befonders rechtlich auferlegt waren. 


41) Erfte Wegorbiumg vom 18. Aug. 1752, 
2) Zweite Wegordnung vom 18. San. 1772. Zu der Anlegung von Kunſt⸗ 
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firaßen gaben mandje Aemter Beiträge, und ftatt der fonftigen Verbindlich. 
feiten der Gemeinden wurbe ſich auf Geldbeiträge verglichen, die 1798 
fih auf 8000 fl. beliefen; bis dahin waren 101,259 Ruthen Staats: 
flraßen gebaut. Landſt. Verb. 1798. H. 5. ©. 115. 

3) Ordnung für die Strafenbanabgaben vom 9. September 1810. $. 2. 
K. Nefeript vom 1. April 1810. 


$. 177. 


Während früher nur einzelne Hauptverfehrsftraßen in Unter: 
haltung des Staats waren, ift zwar die fehtere für die Poſt- und 
Commerzialftraßen des Landes überhaupt zugefichert, 1) dieſes 
jedoch keineswegs durchgeführt, vielmehr die Uebernahme auf den 
Staat, außer dem Falle einer der jegigen oder frühern Randesherr- 
ihaft obgelegenen befonderen Verbindlichkeit, fange Zeit auf die felte- 
nen Fälle befchränft gewejen, wo die Regierung die außerordentliche 
Beveutung einer vorherigen VBizinalftraße für den größeren Verkehr 
anerfannte. Erft feit 1833 iſt hierin eine gerechtere Gleichſtellung 
der verſchiedenen Randestheile angejtrebt worben?) und feit Errichtung 
der Staatseifenbahn ift es geſetzlich ausgeſprochen, daß für die er: 
feichterte Verbindung der von der Eiſenbahn entlegenen Bezirke 
theils unter fih, theils mit der Eifenbahn durch Kunftftraßen ger 
forgt und daß diejenigen diefer Verbindungsftraßen, welde einen 
größeren von mehreren andern Straßen oder mehreren Bezirken zu— 
fammentreffenden Verkehr zu fördern oder mit der Eifenbahn zu vers 
mitteln geeignet find, in die Verwaltung des Staats übernommen 
oder auf Staatöfoften gebaut werden ſollen.) — Diefer Ueber— 
nahme einer Straße in Staatserhaltung fteht die von der Regierung 
immer behauptete und ausgeübte Befugniß gegenüber, die Unter— 
haltung folder Straßen, deren Bedeutung durch veränderte Verkehrs— 
verhältniffe, concurrirende Straßen, wejentlic abgenommen hat, von 
Staatöwegen aufzugeben und den Gemeinden zu überweijen. 

Alle anderen Verbindungswege, ald namentliih folde, welche 
dem inneren, näheren und fleineren, Berfehr der Drtichaften und 
Besirfe dienen und bezüglich welcher nicht die Unterhaltungstaft 
fraft fpezieller Rechtötitel einem Andern obliegt, hat jede Gemeinde 
auf ihrer Marfung zu unterhalten, ohne rechtlichen Anſpruch auf 
Beiträge der Staatsfaffe.d) Doch werden für Unterhaltung be: 
deutenderer Bizinalftraßen, denen gleichwohl nicht der Rang einer 
Staatöftraße von der Regierung zuerfannt wird, an belaftete, mit 
Staatöftraßen fonft nicht bedachte Bezirfe und Gemeinden Staats 
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beiträge bewilligt, 5) deren Bezahlung von ftets guter Unterhaltnng 
der Straße bedingt ift und bei hierin befundenen Mängeln, die nicht 
noch innerhalb des Etatsjahrs befeitigt werden, zurüdbehalten wird. 6) 

1) Wegorbnung $. 1. $. 4. im Gingang. 

2) Eine Bitte um Revifion der Grundfäße, nach welchen Straßen vom Staat 
unterhalten oder den Gemeinden überwiefen werben follen, warb in ber 
Abgeorbuetenfammer von 1843. Sitzung 137. beſchloſſen. Man zählte 
damals 610 Stunden Staates: und 1853 Stunden Vizinalſtraßen (worunter 
124 Stunden Poſtſtraßen). 

3) Geſetz über Gifenbahnen vom 25. April 1843. Art. 2. 

4) Landesorbuung Tit. 87. $. 1. Wegorbnung von 1808. $. 1 —3. 

5) Hiefür waren in dem Staatsfinanzetat von 1845 auf 48 je 10,662 fl. auf: 
genommen. 

6) Erlaß des Minifteriums des Innern vom 21. Juli 1849. 


8. 178. 


An den in Staatsunterhaltung befindlihen Straßen haben 
gleihwohl die Gemeinden, über deren Markung fie gehen, jede auf 
die Strede ihrer Marfung, außer der Unterhaltung des durd den 
Etter führenten Straßentheild ($. 172.) und außer der der Ge- 
meinde, wie jedem Befiger eines Guts an der Straße, auf ihren 
angrenzenden Gütern obliegenden Baumfegung, einzelne auf vers 
fchiedenen Gründen beruhende Verbindlichkeiten: 

1) Bei dem Umftande, daß ſolche ſchon vor Anlegung der Ehauffee 
zum eigenen Nuten einer Gemeinde von diefer unterhalten wor- 
den, die Unterhaltung derjenigen Brüden, die nicht befons 
ders in Staatsunterhaltung übernommen wurden. 1) 

Diefe Baulaft (an Brüden in und außerhalb Etters) wird 
aber auf Verlangen der Pflichtigen auf die Staatskaſſe über- 

- nommen gegen eine von ihnen zu leijtende billige Entſchädigung, 

welche fih nah dem fortan zu machenden Aufwande für bie 

Brüde, als einer bloß auf einen Nahbarfhaftsweg berech— 

neten, bemißt, indem theild die etwa jept ſchon nothiwendige 

neue Herftellung oder Inftandftellung, theild die Fünftige Unter: 
haltung dabei berechnet wird, für welch letztere ald Averjal- 
entfchädigung der einfache Betrag des für die neue Herftellung 
hölzerner Fahrbahn und Brüftungen erforderlihen Aufwandes 
feitgefegt ift. Der jährliche Reinertrag des Brüdengeldes (wel- 
ches vom Staat nicht bezogen wird) wird im zwanzigfachen 
Betrage von der Entjhädigungsfumme abgezogen, wogegen 
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ein Ueberſchuß des erſteren nicht verguͤtet wird. Die Ent- 
ſchädigungsſumme wird in Ermanglung gütlicher Uebereinkunft 
durch ſchiedsgerichtliches Erlenntniß feſtgeſetzt und iſt in höch— 
ſtens 5 unverzinslichen Jahreszielern, wovon das erſte binnen 
Jahresfriſt vom Tag der Uebereinkunft oder des ſchiedsgericht— 
lichen Erfenntnifjeds an fällig wird, an die Staatskaſſe zu 
entrichten. 2) 

2) Auf dem Nachbarſchaftsverhältniß der anftogenden Güterbefiger, 
welche zugleich Bortheil davon ziehen, die Ausichlagung der 
Straßengräben mit Ausnahme der Streden, welde fid 
über berrichaftlide Güter und Waldungen ziehen. Dieſes regels 
mäßig zweimal im Jahr, im Frühjahr und Epätjahr, und auf 
Erfordern außerordentlicherweije vorzunehmenvde Geichäft, wel: 
ches urfprünglich den Qutöbefigern obliegt, foll aber zu befferer 
Erreihung des Zwedes von Gemeindewegen dergeftalt beforgt 
werden, daß dafjelbe entweder dem Staatswegknecht gegen eine 
beftimmte Vergütung übertragen, oder an einen eigenen fleißigen 
und tücdhtigen Mann veraccordirt wird. 3) 

3) Auf der ortspolizeilihen Aufgabe der Gemeinden 4: 

a) die Reinigung der Dohlen Lin gleicher Weife, wie die 

der Gräben); 

b) die Anlegung und Erhaltung der zur Weberfahrt ver 
Güterbefiger oder zu Seitenwegen erforderlichen, zu Scho— 
nung der Straßen vorgefchriebenen Seitenbrüdden 
oder Dohlen; 
die Verſehung gefährlicher Stellen an den Straßen und 
den Brüden ıc. mit Siherheitsfhranfen, an lep- 
teren nur, foweit die Brüden von den ®emeinden unters 
halten werden, oder wofern die Echranfen oder Brüjtun- 
gen bei vom Staat unterhaltenen Brüden und Dohlen 
nicht als Theile der legtern oder als bloß der letztern 
wegen errichtet anzufehen find. 5) Statt der Schranfen 
werden an geeigneten Stellen, namentlih an Steigen, 
Erddämme zugelafien,®) mitunter auch Anpflanzung 
von Pappeln oder andern Bäumen. 

d) Das Schneebahnen, wenn der öffentlihe Verkehr auf 
der Straße durch eine Maſſe gefallenen Schneed ge: 
hemmt wird. 7) 

e) Die Segung von Wegzeigern an Kreusftraßen. 8) 

14 
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4) Durch befondere Auflage find die Gemeinden verbunden, die 
zur Erleichterung der Eontrofe rc. erforderfihen Nummer: 
feine, gegen eine Vergütung & 6 fr. bei der erjten An- 
ſchaffung, anzufhaffen und zu erhalten. ®) 

5) Ald eine Staatsfrohn endlich ift der Transport der zur 
Uebernahme des aldi le ea erforderliben Etein- 
waage erflärt. 10) 

Die Erfüllung diefer Verbindlichteiten der Gemeinden wird von 
ven Staatöftraßenbeamten überwadt. 


3) Wegordnung $. 4. b. Die erfie Wegordnung hatte von der allgemeinen 
Unterhaltungspflicht der Gemeinden die zu jener Zeit bei erſter Chauffirung 
der Straßen nen angelegten Brüden und Dohlen ausgenommen, 
wohl allein, weil hiedurch den Gemeinden etwas weſentlich Neues über ihre 
Kräfte Gehendes auferlegt worden wäre. — Gonfequenter hatte fobann bie 
zweite Wegorbnung von 1772 mit der Unterhaltung der Landitraßen auch 
die dazu gehörigen Brüden, außer foldhen, wovon die Gemeinden Brüden- 
gelder beziehen, übernommen, und außer ber innerhalb Etters ſchon be: 
ſtehen den Brüden. — Daher gibt es auch Brücken innerhalb Etters in 
Stantsunterhaltung; am manchen andern lag der Fürſtl. Kammer und 
liegt jetzt dem Staate die Unterhaltung vermöge Bertrags und amberer 
Rechtstitel ch, und dies auch an Bizinalmegen. 

2) Gefeß vom 11. Dec. 1833. Rgbl. ©. 495. 

3) Zweite Wegordnung Art. 3. Dritte Wegorbnung $. 4. c. $. 6. 7. 
Defret vom 6. Juni 1812 und 12. Wehr. 1816. 

4) Zweite Wegorbnung Art. 3. Dritte Wegorbnuung $.4. d—g. $. 9— 12. 

5) Min.Erlaf vom 22. Oct. 1837. 

6) Erlaß der Straßenbaufertion vom 22. April 1812. 

7) Geheimenrathsentfcheivung vom 20. Mai 1833. Generalrefcript vom 
3. Febr. 1784. 

8) Comm.D. IV. 1. $. 7. Min.Verf. vom 23. Juni 1809. 

9) Wegorbnung $. 13. 

10) a, a. ©. $. 15. 


8. 179. 


In Beziehung auf das von Staatöwegen nicht befriedigte Be— 
dürfniß von Verbindungswegen fliegt ed in ber Aufgabe der Ge— 
meinden: 

1) fehlende Verbindungsftraßen anzulegen, oder fehlerhaft an- 
gelente durch Verlegung auf andere Linien, durch Abgrabungen, 
Auffüllungen ꝛc. zu werbefiern. Wegen der hiefür nöthigen 
Erwerbungen von Privateigenthum fteht den Gemeinden, wie 
für andere öffentliche Zwede, das Recht auf zwangsweife Ab⸗ 


J 
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tretung unter den Vorausſetzungen des 8. 30. der Verfaffungs- 
urfunde zu. — Für die Anlage ergeben ſich aud dem Zwede 
derfelben und aus einzelnen Borjchriften folgente Regeln: 
a) Die Ausftekung der Linie hat mit fornfältiger Beachtung 
der Terrainverhältniffe, mit möglichjter Vermeidung hoher Stei- 
gungen, Sümpfe 2c., zu gefchehen. b) Eine Breite von 16 
bis 24 Schuhen zwiſchen den Gräben, je nach dem Berfehre 
auf der Straße; die Gräben follten oben 4 Schuh weit feyn, mit 
gehöriger Abböfchung. ec) Es ift zwar gejeglich im Allgemeinen 
nur eine folhe Herftellung gefordert, daß ver Weg ſtets und 
zu jeder Jahreszeit brauchbar und fahrbar ijt, wozu jedenfalls 
gute Planirung, Anlegung der erforderlihen Gräben, Brüden 
und Dohlen gehört.) Indeſſen ift jenes Erforderniß wohl 
überall und jedenfalls bei ſchwerem, naſſem Boden nur ge- 
fichert, wenn auf dem planirten Grund eine Eteinlage, zuerft 
von großen an einander gefügten, ſodann von klein gefchlager 
nen Steinen fommt (vergl. $. 339.). 

Bei Bauten von Brüden, größeren Dohlen, Ufermauern 
joll, um Fünftige Beſchädigungen leicht entdeden und befeitigen 
zu fönnen und zu dem Ende immer die natürliche oder künſtliche 
Gründung zu fennen, ein Bauprotokoll geführt werten; 
worin die Art der Gründung, die Struktur des Mauerwerfs 
und andere für die fünftige Beobahtung und Behandlung des 
Bauwerfs wichtigen Umftände zu bejihreiben find und das von 
dem DOrtövorftande aufzubewahren ift. 2) 

Die Unterhaltung der Straße hat jedenfalls den in Pit. 1. c. 
bemerften Borfchriften zu genügen. Die Güte derfelben ift aber 
inöbejondere davon abhängig, daß a) die Straße in beftän- 
diger Aufficht jey, damit entſtandene Gebreten aldbald und 
in noch fleiner Ausdehnung entdeckt und befeitigt werden fün- 
nen; b) der Moraft und allzu dichte Staub zu geeigneter Zeit 
abgeführt, ce) dem Waſſer der Ablauf offen erhalten, d) Ge- 
leife und Löcher ausgefüllt, e) gutes Material zu gehöriger 
Zeit aufgeführt, Fein geichlagen und eingeworfen, f) ®räben 
und Dohlen gereinigt werden. 3) — Alle dieje Leiftungen kön— 
nen einem einzigen Unternehmer übertragen, oder ed fünnen 


zwedmäßiger für die ordentliche Pflege der Straßen befondere 


Leute, Wegfnechte, beftellt, die Anſchaffung oder neue Beifuhr 
des Materials aber befonderd veraccordirt werden. — Für 
14 * 
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letzteres find folgende Vorſchriften geeignet: a) Der Unter— 
nehmer hat diejenige Quantität von Steinen 10. je in 4 
bis 6 Wochen nadı der von der Ortsbehörde erhaltenen Wei: 
fung in Haufen von beftimmter Größe aufzuführen, ſolche am 
außerften Rand der Etraße regelmäßig aufjufegen. b) Für 
die Mehrlieferung über ein beftimmted Webergewicht 2c. wird 
nichtd bezahlt; es darf aber von tem Aufgeführten nichts mehr 
weggenommen werden. e) Die ihm angewiefenen Steinbrüce 
und Kiedgruben hat er offen zu erhalten, die Felfen bis auf 
den Grund auszubrechen, mit dem Abraum die ausgebrocdhenen 
Vertiefungen wieder zu ebnen, Steine von jehledhter Gattung 
abzufondern; der Kied muß rein, von allen Erbtheilen befreit 
feyn. Schlechtes Material wird auf des Unternehmers Koften 
von der Straße entfernt und nicht vergütet. d) Demfelben 
fann die gelegentlihe Abfuhr des Moraftd einbedungen wer- 
den. — Bezügli der Schranfen und Wegzeiger ıc. findet 
das in $. 178. Gefagte au hier Anwendung. 

Da an der guten Interhaltung der Straßen jeder Marfung 
jedenfalls auch den benachbarten Gemeinden gelegen ift, fo ift eine 
periodiſche Unterfuhung, je im Frühjahr und Herbft, durd einen 
von der Amtsförperfchaft beftellten Sachkundigen und die Bereitichaft 
eines folhen auch zur Berathung in andern fchwierigeren Straßen- 
gefhäften dringendes Bedürfniß. 

Außer den Rahrwegen ift auch gangbaren Fußwegen im 
Interefie des Publikums einige Fürforge zuzuwenden, was leider 
nur felten noch gefchieht. 

41) Dekret vom 5. Febr. und 4. Tee. 1811. Min.Berf. vom 14. Juni 1828. 
$. 2. Nach den beiden erjtangeführten Verordnungen follte zunächſt auf 
Chauſſirung der Wege von Landftadt zu Landftadt und auf Poſt- und 
Hanbelöftraßen gebrungen werben. 


2) Min.Berf. vom 17. Dec. 1824. Robl. ©. 981. 
3) Wegordnung $. 2. Inſtruktion vom 23. April 1808. 
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Die früher manchen Gemeinden zugeftandenen Bezüge von Weg— 
geldern find gegen Entfchädigung aus der Staatskaſſe aufgehoben 
worden.) — Dagegen beftehen noch häufig Brüdengelder, be 
züglich welcher im Allgemeinen die bei dım Pflaftergelve ($. 174.) 
angeführten Beftimmungen, namentlih aud wegen gefeglicher Be— 
freiung des Militärs, gleichfalls gelten; die Tarife der von älterer 
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Zeit beftehenden Brüdengelver find im Jahr 1822 einer Revifion 
unterworfen worden und für neue Bewilligungen ift der Grundfag 


aufgejtellt, 


daß folhe nur in dem Maße eines Beitrags zu der Baus 


laft in auferordentlihen Fällen, namentlich bei einem die Kraft einer 
Gemeinde überfteigenden Brüdenbau, und aud da nur widerruflic 
und auf eine beftimmte Zeitdauer von höchſtens 10 Jahren ertheilt 


werden. 2) 


1) Gefeg vom 28. Juni 1821. Die jährlichen Entſchädigungen betrugen gegen 
30,000 fl., wurben aber allmählig abgelöst. 


2) Erlaß 


des Minifleriums des Innern vom 20. Aug. 1822. 


3) Anftalten zur Förderung der Landwirthſchaft. 
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Wo die Hauptnahrung der Einwohner auf dem landwirthichaft- 
liben Betriebe beruht, wie bei uns die Regel iſt, hat die Gemeinde 
für verfchiedene Aufgaben mit ihren Mitteln einzutreten: 

1) Mit Vorkehrungen zu Abwentung von Beihädigungen durch 
natürliche Greigniffe und Frevel: 


a) 


b) 
c) 


Aufjtellung von Leuten zur Bekämpfung Khädlicher Thiere, 
Maulwurffünger, Slugfhügen; Ausjegung von Prämien 
für Bertilgung ſchädlicher Inferten; Anfhaffung von 
Werkzeugen und Materialien hiezu;!) Pachtung von 
Jagden in nahen Staatswaldungen ($. 95.) und An- 
ordnung von außerordrntlichen Jagden zum Schuße der 
Cultur gegen Wildfihaden auf Koften der Gemeinde, der 
dagegen das erlegte Wild zufällt; 2) Errichtung von 
Gänſegärten und Beftellung von Hirten. 

Beitellung eines ausreihenten Feldichuges durch Wächter. 
Befeftigung der Ufer am Flüffen, was zwar in der 
Regel Sache der anftoßenden Gutsbefiger ift, aber durch 
Darbietung von Werkzeugen, Materialien, Auffehern ıc. 
erleichtert werden kann. An jchiffe und flößbaren Waſ— 
fern, fowie bei außerordentlichen, die Eriftenz einer 
Gemeinde bedrohenden Uferbefhädigungen werden in der 
Vorausſetzung, daß die Uferbauten nad den von Staats— 
wegen geprüften Planen und unter geböriger Aufficht 
geihehen, Staatöbeiträge bewilligt. 9) 
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2) Vermittlung des Schadenserſatzes. Der Gemeinderath kann 
mit Zuſtimmung des Bücrgerausſchuſſes die Feldfrüchte der 
ganzen Markung auf Rechnung oder unter Vermittlung der 
Gemeindekaſſe gegen Hagelſchaden verſichern laſſen, womit 
nicht nur Koſtenerſparniß bezüglich der Aufnahmen, ſondern 
auch der Vortheil längerer Anborgung der Verſicherungsbeiträge 
verfnüpft ift. #) 

3) Vermittlung der Befreiung der Feldgüter von Läftigen Rechten: 

a) Ablöfung von Echafweiveübertriebörehten ($. 91.). 

b) Uebernahme der Entſchädigung Dritter für fämmtliche auf 
der Markung haftenden Grundlaften und abzuloöſen— 
den Zehnten auf die Gemeindefafje, welde dagegen den 
einzelnen Pflichtigen gegenüber in die Entichädigungs- 
forderung des Berechtigten eintritt. Dieſes Eintreten der 
Gemeinde ift beim Blutzehnten, wenn folder nicht bloß 
auf einzelnen Hofgütern ruht, fowie bei den perfönlichen 
Frohnen gejeglich geboten, im Uebrigen aber von einem 
Beichluffe des Gemeinderathd und der Zuftimmung des 
Buͤrgerausſchuſſes abhängig.d) Hiedurch ift eö den Ge— 
meinden möglich, die Ablöfung den einzelnen SPflichtigen 
auf jede, den befondern Berhältniffen angemeſſene Weife, 
z. B. durch Naturalerhebung, zu erleichtern; es ift jedoch, 
wenn nicht das Ablöfungscapital ſelbſt auf die einzelnen 
Pflichtigen repartirt wird, zu einer andern Erhebungs— 
weife die Zuftimmung derjelben, beim Zchnten ins 
befondere, zu fortgejegter Einfammlung des abgelösdten 
Zehntens oder einer in deren Stelle tretenden Natural: 
abgabe, die nöthigenfalls nad) den Normen des Zehnt: 
ablöfungsgefeges zu ermitteln ift, ein mit der Mehrheit 
von zwei Drittheilen gefaßter Beichluß der gemeinjchaft- 
lich Ablöſenden erforderlih. 6) Bei Zchnten, die nicht 
zur Ablöfung fommen, kann wenigftens eine erleichterte 
Entrihtung dadurch vermittelt werden, daß die Gemeinde 
jolhe Zehnten pachtet, wozu die Staatöfinanzverwaltung 
die Hand bietet. . 

Bei allen diefen Unternehmungen ift es den Gemeinden vor: 

behalten, von den einzelnen Pflichtigen Schadloshaltung für 
alle damit verbundenen Koften zu verlangen, wie auch ſich 
für Schljahre, in welden die Entrihtung der Abgabe der 
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Einzelnen nicht zu bewirfen wäre, während die Gemeinde den 
Berechtigten zu befriedigen hat, dur Anfammlung eines Re: 
ſervefonds ficher zu ftellen. ?) 


1) S. Minifterialverfügungen von 1837. Rgbl. ©. 192. und von 1842. 
Rgbl. S. 493. wegen der Maifäfer, Felpmänfe. 

2) Geſetz vom 17. Aug. 1849. Art. 7 — 11. 

3) Die Staatsbeiträge werden zu — Y%, bes Koflenaufwands am Nedar 
und an Floßftraßen gegeben. Der Entwurf einer Alufbanorbuung, ber 
die Markungsinhaber zum Uferbau an ſolchen Waflerftraßen verpflichtete, 
gieng nicht dur. Verh. 1830. 2. 9. 

4) Grlaß des Minifleriums des Innern vom 27. Aug. 1835. 

5) Orundlaftenablöfungsgefeg vom 14. April 1848. Art. 3. und Inſtruktion 
$. 6. Zehntablöfungsgejep Art. 6. 7. Geſetz vom 28. October 1836. 
Art. 25. 

6) Zehntablöfungsgefep Art. 17. 

7) Bergl. in Bezug auf Zehntpachtungen durch Gemeinden bie Grlafle des 
Minifteriums des Innern vom 4. September 1820, 18. Auguft 184°, 
26. Yan. 1843. Nach einer Minifterialentfcheidung vom 6. Aug. 1832 
find Ansmärfer bei foldhen Unternehmungen der Gemeinden im Interefie 
der einzelnen Gutsbefiger der Marlung den Ingefefienen gleich zu bes 
handeln, und es iſt zu einer andern Behandlungsweife die Genehmigung 
der Auffichtsbehörve nöthig. 
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Hilfsmittel für den unmittelbaren landwirthichaftlihen Betrieb 
felbft bietet die Gemeinde: 1) in Werfzeugen, deren Anfchaffung 
für den Einzelnen fich nicht lohnt, Aderwalzen, Untergrundpflüge ıc., 
wobei die Benügung den Einzelnen mit oder ohne Entrichtung einer 
Gebühr freigeftellt wird. 2) Durch Haltung des Faſelviehs, 
Zucdtftiere und Eber, wobei im ntereffe einer guten Nachzucht die 
Anſchaffung der Thiere der Gemeindeverwaltung felbft vorbehalten, 
die Haltung derjelben nit an den Wenigftnehmenden, fondern an 
tüchtige, mit Mitteln verfehene Landwirthe übertragen werden follte. 
Wo die Verbindliczfeit hiezu einem Dritten vermöge befondern Rechts— 
titeld obliegt, welcher derfeiben nicht in der förderlichſten Weife nach: 
fommt, liegt es in der Aufgabe der Gemeinde, gegen angemeffene 
Entihädigung dieſe Laft dem Berpflicteten abzunehmen, wie dies 
bei der auf Zehnten ruhenden Fafelvichhaltung ohnehin aus Anlaß 
der Ablöfung jener geichehen muß. 
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4) Einrihtungen für Gewerbe, Handel und Berfehr. 
$. 183. 


Die Einrichtung von Maß und Gewicht fjt den Bezirken 
und Gemeinden infoweit übertragen, daß in jeder DOberamtsftadt 
Normalmaße und Gewichte zu halten find, nad welchen die zum 
Gebrauce dienenden Maße und Gewichte regulirt werden, und daß 
zu legterem Zwede das als Pfechtamt beftellte Perfonal mit den 
nöthigen Stempeln 2c. zu verfehen ift, wobei tie von der Orts— 
behörte feitzufegenden PBfechtgebühren zwar mäßig, aber fo zu be— 
ftimmen find, daß die damit bemühten Perſonen belohnt werden 
fönnen, etwas Meniged aber die Kafje, weldhe vie Normalmape 
anjchafft und erhält, erübrigt; endlich daß eine periodifche Unter: 
juchung der Gewidte und Maße handeltreibender Perſonen vorzus 
nebmen ift.!) Von Gemeindewegen ift zum öffentlihen Gebraudye 
I) in die Mühlen, wenn c8 auch nur ein Theil ter Mahlgäjte 
begehrt, eine Waage mit eifernen gepfechteten Gewichten zum Ab- 
wigen des Getraides und Mehled,?) 2) in die Fruchtichranne der 
erforderlihe Vorrat von Getraidemaßen, und endlich find, 3) wo 
es für die im örtlichen Verfehre häufig vorfommenden größeren Wä- 
gungen und Meflungen Bevürfniß ift, eine große Waage, mit Zur 
theitung eines beeidigten Waagmeifters, 3) ferner in Keltern Flüſſig— 
keitömafie, auch Gewichte und Maße für Heu, Holz ıc. aufzuftellen. 


1) Maßerdnung vom 30. Nov. 1806. $. 28 — 32. 41 — 47. 49. Die zeit: 
weile VBilttation der Maße und Trinkgeſchirre der Mirthe ift als orte- 
polizeilidye Anftalt den Gemeinvebehörben anheimgeitellt. Min. Berf. vom 
12. Juli 1849. Rgbl. S. 307. Gbenfo die Bifitation der Garnhäfpel 
nach der Berfügung vom 30. Det. 1848. II. 5. 

2) Vererbnung vom 7. Oct. 1840. $. 10. Verfügung vom 22. März 1847. 
Rgbl. ©. 135. 

3) Landeserbnung Tit. 78. 
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Die Errichtung und Erweiterung von Jahr: und Wochen— 
märften und die Einführung oder Erhöhung von Gebühren bei 
denjelben ift von der Genehmigung der Kreisregierung abhängig. !) 
Es ijt dabei für Inftandfegung geeigneter Pläge, für Materialien 
zu Verfaufsbuden, Anbinvepfählen, Hurden ıc., für Aufficht, Be— 
wahung und Beleuchtung zu forgen. Die Marktgebühren follen nur 
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Entihädigung für diefen Aufwand bieten und beftehen aus einer 
allgemeinen Abgabe für das Aufftellen der Waare, für Darbietung 
des Plages, Standgeld, aus einem Miethzins für dargeliehenes 
Material, Brettergeld, aus dem Erjage von Bewachungs- und Bes 
leuchtungsfoften. 2) 

Achnliches gilt von Kornhäufern, Fruchtſchrannen. Die 
Echrannengebühren beftehen gewöhnlich in einer Naturals oder Geld: 
abgabe von den verfauften Früchten und in einem Standgeld von 
den zu fpäterem Verkauf ftehen bleibenden Früchten. — Ferner von 
Kaufhäufern, Hallen für andere Hanveldprodufte, Wolle ıc., von 
Zandungsplägen an jhiffbaren Fluͤſſen (Lauer). 

Für die Aufbereitung des Fleifches find in größeren Orten aus 
ſicherheits- und gejundheitspolizeilihen Oründen eigene Schladt- 
häufer erforderlich, die zum Theil von der Gemeinde gegen mäßige 
Abgaben von den Einzelnen oder gegen Miethzind von der Mepgers 
zunft, anderwärtd von dieſer felbft erhalten werden. 

1) Berw. Edict $. 65. lit, n. $. 66. Sportel $. 127. j 
2) Das Necht zum Bezug bdiefer Abgaben gegen Darbietung der Pläße und 

Materialien fteht zuweilen dem Staate oder Gutsherrjchaften zu; foweit 

diefelben aber nicht den Charakter einer Entihädigung an fi tragen, 

iind fie durch das Geſetz vom 29. Aug. 1849. Art. 3. c. aufgehoben. 
Eonftige Marftgebübren find jchon durch das Geſetz vom 27. Oct. 1836 
aufgehoben. 
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Zu Berhinderung von Betrug und gefundheitsfhädlicher Ber 
reitung find die Einrichtungen oder Erzeugniffe einzelner Gewerbe 
einer Gontrole, Shauanjtalt, unterworfen, deren Handhabung 
zunäcdjt den Drtöbehörden übertragen ift. Dahin gehört 1) die 
Bleiihichau, deren Bezahluug übrigens an manden Orten den Mep- 
gern jelbjt auferlegt ijtz ebenjo die Brodſchau und Bictualienfhau 
überhaupt; ferner die Ziegel: und Kalkſchau 20.1) 2) Die Mühl: 
ihau. Fir jeden Oberamtsbezirk ift ein Mühlichauer zu regelmäßig 
einmaliger jährlicher Vifitation aller Getraidemühlen im Bezirke auf: 
geftellt, bei welcher der Ortsvorftand oder eine aus der Mitte des 
Gemeinderaths bejtellte Urkundsperfon anwohnt. Hiefür erhält der 
Muͤhlſchauer Koftenvergütung und Belohnung aus der Amtöpfleg- 
kaſſe nah einem der Genehmigung der Kreißregierung unterliegenden 
Mafftabe. Zu Beftreitung Ddiefer Ausgaben wird von den Der 
Viſitation unterworfenen Mübhlbefigern für jeden Dahl» und jeden 
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Gerbgang eine Gebühr, die den Betrag a 30 fr. nicht überfteigen 
darf, innerhalb dieſer Grenze aber nach dem wirklichen Bedarf zu 
beftimmen if, Durch den Gemeindepfleger erhoben und in die Amts— 
pflege abgeliefert. 2) 
1) Mebgerorbnung von 1651. Bredſchauerordnung. Maßordnung $. 46. 
2) 8. Verordnung vom 7. Oct. 1840. Rgbl. ©. 431. 


$. 186. 


Nicht nur der gewerbliche, fonvdern der allgemeine menſchliche 
Verkehr erfordert ftehende Einrichtungen zu Verſendungen aller Art, 
welche, foweit fie nicht dur den Staat mittelft Eifenbahn und Poſt 
Dargeboten find, durch Die Gorporationen als Boteneinrictung 
herzuftellen find, wobei indefien, was Landboten und Güterfuhrleute 
betrifft, die Privatinduftrie in der Negel dem Bevürfnig abhilft und 
die Gemeindeverwaltung nur etwa die Entgegennahme von Gautionen 
zu Sicherung der Aufgaben zu beforgen hat. Dagegen joll, nachdem 
die Beforgung der amtlihen Gorreipondenzen der Staatsbehörden 
im Wege der Etaatöfrohn vorbehältlih zeitweilen Wiedergebrauchs 
bei allgemeinen außerordentlihen Ereigniſſen, wenn diesfalls be: 
fondere Anordnung erfolgt, abgeftellt worden ijt, in jedem Oberamte- 
bezirf ein regelmäßiger Botengang zwiſchen der Oberamtsſtadt und 
jedem einzelnen Amtsort, in der Woche mindeftend zweimal, bei 
befonderem Beduͤrfniſſe aber öfter, von der Amtsförperfchaft oder den 
Gemeinden erhalten werden, wobei fämmtlihe K. Stellen von Ber 
zahlung alles Bortos und Beftellgebühr an diefe Boten befreit find, !) 
eine Einrichtung, welde zugleih dem Werfehrsbedürfnifie der Ge— 
meinden und Privaten unter ſich entgegenfommt, in welcher Bes 
ziehung der Gemeindebehörde obliegt, den Tarif der von dem Boten 
neben feiner Belohnung aus der Gemeindefaffe zu bezichenden Be: 
ftellgebühren feftzufegen und Gaution von ihm zu fordern. 

1) Min.Erlaß vom 8. Det. 1835. Ergbd. ©. 286. K. Verordnung vom 

29. Oct. 1837. Rgbl. ©. 594. 


5) Feuerpolizeilihe Vorkehrungen. 
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Die Verhütung, Entvedung und Bekimpfung von Feuersgefahr 
ift zunächſt ganz die Aufgabe der Ortögemeinden und dieſe bei dem 
naheliegenden Staatsintereffe folgendermaßen genauer bejtimmt: 
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1) Neben andern öfonomifchen Wortheilen dienen die von Ge— 


meindewegen errichteten Badhäufer, Dörr und Wufchhäufer, 
Hanfbrehhäufer zu Verminderung der Feuersgefahr und find 
daher angelegentlih empfohlen. 


2) Sämmtlide Gebäude und Feuerftätten find alljährlich noeimal, 


3) 


4 


— 


im Früh- und Spätjahr, durch eine aus einem Gemeinderath, 
zwei Bauhandwerfern und dem Kaminfeger, mit Gutheißung 
des Oberamts aber aud bloß aus einen Gemeinderath und 
einem tüchtigen Meifter ded Maurer: und Steinhauerhand- 
werfs, in deſſen Ermanglung eines Zimmermeifterd erjter oder 
zweiter Claſſe!) zufammengefegten Ortsfenerfhau, fodann 
in jedem Frühjahr, wenn aber das Oberamt wegen Untüdtig- 
feit und Unzuverläffigfeit der Ortsſchau hiezu Grund findet, 
res Jahrs zweimal durch den von Bezirfswegen aufgeftellten 
Oberfeuerfhauer zu unterfuhen, wel lepterer neben 
Vergütung feiner Reijefoften und Diäten, zu deren Verrehnung 
ihultheißenamtliche Beurkundung der in jedem Orte verfäumten 
Zeit gehört, mit einem firen Gehalt aus der Amtepflege bes 
lohnt wird. 2) 

Es find überall Nachtwächter, Schaarwächtes bei Hochzeiten 
und andern derartigen Gelegenheiten und in Städten Hoch— 
und Thurmwiächter, auch Winpwächter anzuftellen. 3) 

Die Gemeinte hat ſich mit genügenden Feuerlöfhinftrus 
menten zu verfehen, wozu in jedem Orte die nad) der Zahl 
der Bürger und männliden Dienftboten erforderlihe Zahl von 
Feuereimern (neue mitt 5—6 Maß Gehalt, mit verengter 
Mündung, von Leder oder feitem- innen verpichten Strohgeflecht 
oder von hänfenem Gewebe), ferner eine Zahl von Waffer- 
butten oder an Stangen tragbaren größeren Kübeln (wo nicht 
hievon wegen des Privatvorraths der Weinbauer ıc. an fols 
hen Gefäſſen dilpenfirt wird), endlich einige große Feuer: 
hafen und Feuerleitern gehören; in Städten, Marftfleden und 
größeren Dörfern müffen Fahrfeuerfprigen mit ledernen oder 
hänfenen Schläuden, und nah Kräften mehrere Handfprigen 
ſeyn; Fleinere und unvermögliche Dörfer haben fich entweder mit 
andern zu gemeinichaftliher Anfchaffung einer ſolchen Sprige 
ju vereinigen, oder Tragfprigen anzufchaffen. Die Sprigen 
müffen im geeigneten Local, wozu mehrere Schlüffel führen, 
aufbewahrt, öfters probirt und wohl erhalten werden; nad 
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örtlihen Berhältniffen find Feuerrvagen mit Laternen und 
Inftrumenten, ferner Säde und Segeltüher zum Aufhängen 
im benegten Zuftand an bedrohte Gebäude zu halten; größeren 
Städten iſt zur Flüchtung die Bereithaltung von Säden, 
Striden, Dedelwagen, Rettungsfchläuhen empfohlen; zum 
Zwed fchleuniger Bortihaffung der Feuerlöichinftrumente 2c. iſt 
die Ausfegung von Prämien an die am früheften anfommen- 
den Pferdebefiger befohlen. %) 

9) Kür Waſſer ift zu jorgen ($. 175.), nöthigenfall® durch Ein— 
richtungen zum Schwellen der Bäde. 5) 

6) Bei Berfendung von Hülfsmannfchaften in benachbarte Orte 
hat nicht die Gemeinde, bei welcher der Brand ausbricht, fon- 
dern Die abjendende Gemeinde durch die Rottenmeifter die 
nöthigen Erfriſchungen, beffer aber beftimmte Geldvergütungen 
reiben zu laſſen. 6) 

7) Statt den außer den Ortseinwohnern auch nad Nothourft 
den Angehörigen defjelben Bezirkes, bei großen Brandfällen 
ſelbſt der benachbarten Bezirke obliegenden Frohnleiftungen 
beim Schuttabräumen fann ein Geldäquivalent gereicht werden, 
wenn ed am Gelegenheit zu Verlohnung der uhren nicht 
fehlt. 7) 

1) Min.Berf. vom 25. Dec. 1848. Rgbl. von 1849. ©. 3. 

2) Gen. Vrdg. vom 13. April 1808. E Min.Berf. vum 18. Juli 1848. 
Rgbl. ©. 347. 

3) Gen. Vrog. vom 13. April 1808. F, I— II, 

4) Feuerlöſchordnung vom 24. Mai 1808. $.1 — 4. Erlaß des Minifteriums 
des Innern vom 5. Oct. 1847. — Haupterforderniffe einer guten Fahr: 
feuerfprige find: a) daß le das gehörige Quantum Wafler (240 bis 
380 Maß in der Minute) mit zufammengehaltenem Strahle anf gehörige 
Höhe (80 — 100 Fuß) auswirft; b) zugleich mit Rohr und Schlaud ar: 
beitet; c) mit mehreren Gußröhren von nicht zu dünnem Durchmefler und 
mit 60 — 80 Ellen Schlauch, in angemefjenen Abtheilungen, wobei alle 
Schrauben gleihes Gewinde und gehörige Durchgangsweite Haben, ver: 
fehen if. Gin verfchiebbares Schlauchſtück dient zu fchneller Verbindung 
der zerrifienen Theile. d) Daß der Sprigenfaflen fo viel Waſſer fat, 
als bei vollem Betriebe in zwei Minuten ausgefprigt wird, von gutem 
Eichenholz, mit gehöriger Dide der Wände und Böden, waflerdicht 
mit Kupferbleh ausgefüttert if. e) Daß die Vorberräber wohl unter 
dem Kaften durchlaufen, die Achſen von gutem Schmiedeiſen und mit 
meffingnen Büchfen verfehen find. 1) Daß Stiefel, Röhren und Ventile 
von gutem Gelbgufle, chne Löthung, find ; alle einzelnen Etüde müflen 
gut fchließen; Kolbenftangen vom beiten Schmiebeifen, Windfefiel und 
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Kolben von Kupfer. 8) Ueber Holzwerk und offenes Gifenwerf ein guter 
Delanftrih. — Bei der Ablieferung der Sprige ift hienach eine Probe 
der einzelnen Theile, der Wirkung und der Rahrbarfeit vorzunehmen und 
die Gemeinde im Accorde zur Annahme nur verbindlich zu erklären, wenn 
diefe Prüfung gut ausfällt. 

5) Fenerlöfherbnung $. 16. ff. Bei nahen Bächen und Flüſſen ift die Bei: 
fhaffung von Wafler durch mit der Sprige verbundene Zubringfchläudhe, 
ferner durch anf Näder geſetzte lange Fäſſer fehr erleichtert. 

6) Daf. $. 69. 

7) Taf. $. 83. Min. Erlaß vom 5. Oct. 1847. 


6) Einrihtungen für Rechtspolizei und Rechtspflege. 
$. 188. 


In der rechtspolizeilichen Aufgabe der Gemeinden liegt zunächſt 
die vorgefchriebene Vermarkung ded Grundeigenthums, Steinfag. Die 
Untergänger haben zweimal jährlich einen ordentlichen Umgang auf 
der Marfung zu halten, um die Marffteine zu unterfuchen, zu bes 
richtigen und zu ergänzen. Die Taggelter derjelben werden hiefür 
aus der Gemeindekaſſe bezahlt, wogegen für jeden neugefegten Stein 
eine Gebühr von 6 fr. und zwar von jeder Parthie die Hälfte for 
gleich eingezogen und an den Gemeindepfleger übergeben werden foll.t) 

Bei der Fortführung der Flurkarten und Primärfatafter hat 
die Gemeindefaffe zu tragen: 1) die Belohnung deffen, welcher die 
Notizen über vorfommende Aenderungen zu fammeln hat. Diefe Be- 
fohnung wird vom ©emeinderath feftgefegt und fann für einen 
Aenderungsfall, einfhließtih der Auslagen für Anfhaffung der For: 
mularien zu den Aenderungsverzeichniffen, je unter Berüdfichtigung 
der größern oder geringern Gefammtzahl der gejammelten Notizen, 
2 bis 3 fr. betragen. 2) Das Taggeld derjenigen feldfundigen Per— 
fonen, welche jährlih vor dem Abſchluſſe des Güterbudsprotofolls 
die Flurkoſten gewänderweife zu durchgehen haben. 3) Die Koften 
des Locald und der amtlihen Bedienung bei diefen Gefhäften. Die 
übrigen Koften fallen auf die Staatsfaffe. 2) 

1) Comm.O. I. 15. 
2) Min. Berf. vom 12. Dit. 1849. Rgbl. S. 672. 
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Die Erhaltung und nöthigenfalls neue Antegung der Guͤter— 
büch er' geſchieht auf Koften der Gemeinden, während das Geſchaͤft 
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der Umſchreibung vorgekommener Beſitzaͤnderungen durch die vom 
Staate beſoldeten Notare ohne Anrechnung zu beſorgen iſt, ſo daß 
die Gemeinde nur das Taggeld des dabei zuzuziehenden Gemeinde— 
rathsmitgliedes und das Papier zu bezahlen hat.!) Im jeder Ge— 
meinde ift auf Gemeindefoften das Unterpfandobuch anzu— 
fhaffen und das dazu gehörige Protofoll, und find dieſe Bücher 
nebft den Kauf und Güterbücern forgfältig zu verfchließen und 
aufzubewahren. 2) Die Gebühren für Löſchung eines Unterpfands 
oder Pfandvorbehalts find auf die Gemeindefaffe zu übernehmen, 
fo oft die Löoſchung innerhalb eines halben Jahres, von dem Zeit: 
punft der eingetretenen Tilgung der Schuld am gerechnet, von den 
Betheiligten nachgeſucht wird. Dieſe Gebühren find ſtets abgejondert 
zu verzeichnen. 3) Desgleichen find die Neifefoften eines Hülfs- 
beamten, der zu ausichließliher Beforgung von Pfandgefchäften 
eigens zu reifen veranlagt war, mit 30 fr. auf jede Reifeftunde aus 
der Gemeindefaffe dann zu beftreiten, wenn nicht die Erledigung der 
vorliegenden Unterpfandsgefchäfte einen vollen Tag erfordert oder die 
Berufung ded Beamten von den Betheiligten beſonders erbeten war, 
in welchen Fällen diefe Koften auf die legteren fallen. 4) Endlich 
find die Neifefoften der Oberamtsrichter und Notare von Unterſuchung 
der Pfandbuchsführung von der Gemeindefaffe zu tragen. 5) 

In gleiher Weife fallen auf die Gemeindefaffe die Gebühren 
der Waifenrichter für das jührlihe Durchgehen der Pflegſchafts— 
tabellen und der Notare für die dem Waifengericht hieraus zu fer- 
tigenden Auszüge. 6) — Dem Notar, als Hülfsbeamten der Ge— 
meinde für die Rechtsfürforge, ift zur Bearbeitung der von ihm um 
die von der Staatöfaffe getragene Beſoldung zu verjehenden Ge— 
fchäfte der Angehörigen des Drts auf Koften der Gemeinde: 
faffe ein Zimmer einzuräumen und zu heizen. 7) 


1) Min. Berf. vom 3. Dec. 1832. Verordnung vom 14. Juni 1843. $. 6. 

2) Hauptinftruftion vom 14. December 1825. I. Abſchnitt. Geſetz vom 
18. April 1828, 

3) Min. Berf. vom 7. Mai 1828. Rgbl. S. 338. Ueber den Betrag der 
Gebühren f. Min. Verf. vom 1. Juli 1841. $. 4. 

4) Geſetz vom 15. April 1828. Art. 9. und Verf. vom 27. Nov. 1847. 
Rgbl. ©. 485. 

5) Min.Erlaf vom 21. Mai 1829 und 27. Nov. 1832. 

6) Notariatsgefeg vom 14. Juni 1843, Art. 18. 

7) Daf. Art. 55. Für die von dem Notar zu Haufe vorzumehmenden Ar- 
beiten kann gr hierauf verzichten und ihm mit Genehmigung her Kreis: 
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regierung eine Gelventfchädigung verwilligt werden. Miniſterialerlaß vom 
6. Oct. 1831. 


$. 190. 


Die den Gemeinden zuftehende Strafrehtspflege begreift 
zunächſt die polizeiliche Aufgabe der Entdefung und Anzeigung von 
Verbrehen und Vergehen, wozu ein nad) der Größe des Orts zu- 
reihendes Perſonal von Bolizeidienern zu beftellen und zu belohnen 
it. In die Oemeindefaffe fließen in der Regel die von der Orts— 
behörde erfannten Geldftrafen, der Amtspflege aber weist das 
Gejeg die vom Oberamt wegen Polizei- und Disciplinarvergehen 
ausgefprochenen Geldjtrafen zu, mit Ausnahme der Legalftrafen von 
mehr als 15 fl.!) Bon den baar eingehenden oder auch von allen 
Straffällen find den Anbringern zu Erhaltung ihres Dienfteifers 
und als Theil ihrer Belohnung gewiffe Antheile ald Anbring- 
gebühren theild durch einzelne Gefegesvorjchriften, theild durch Be- 
jchlüffe der betreffenden Berwaltungsbehörden ausgefegt. Diefem 
Strafbezugsrechte entipricht die Verbindlichkeit zu Unterhaltung der 
nöthigen, jowohl dem Zwede der Sicherheit entjprechenden, ald mit 
Rüdfiht auf die Gejundheit der Gefangenen eingerichteten Ge— 
fängnijfe, der Ortögefängniffe durch die Gemeinden, der Bezirks— 
polizeigefängnifje durch die Amtspflegen. Leber den Erfag der Koften 
der Heizung, Verpflegung, Bedienung durch die Gefangenen hat 
die Strafbehörde zu erkennen; ſolche Koften, welche einem Schul— 
digen nicht auferlegt werden können oder die wegen Unvermögenheit 
defielben unerheblih find, fallen auf die Kaffe, welche den Arreft 
zu unterhalten hat. Die Gemeinderäthe und Amtsverfammlungen 
haben die Erfagbeträge und Gebühren der Gefangenwärter feſtzu— 
fegen, welde ihre Befriedigung aus der betreffenten Kaffe, vor: 
behättlich ihres Regreſſes an die Erfagpflichtigen, verlangen können. ?) 
Andere Unterfuhungsfoften übernimmt, wo foldhe dem Einzelnen 
nicht zugefchieden find, bei Vergehen gegen allgemeine Strafgejeße 
die Staatöfaffe. Ueber Streifkoften f. $. 272. 

Die Bezirks- und Drtsgefängniffe dienen zugleich, wo fie hiezu 
tauglich erfunden find, als Etationsgefängniffe für die Unterbringung 
von Transportgefangenen, während die Transportkoften im Uebrigen 
auf die Staatöfaffe überwielen find. 3) 

Endlich ift aus der Amtöpflege den zur Wahl der Geſchwoörenen 
für die Schwurgerichte berufenen Bezirfsausfchußmitgliedern Ente 
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fhädigung an Diäten und Reifefoften (mit Ausfchluß von Taggeldern) 
nah dem für Gemeinderäthe beftehenden Maßſtab zu gewähren. 

1) Verw.@bict $. 18. 107. 

2) Daf. $. 18. 107. Min.Erlaffe vom 1. Dec. 1831 und 1. Dec. 1836. 
Gin Regreß bei zahlungsunfühigen Angehörigen anderer Gemeinden und 
Bezirke an die Kaflen der leptern findet nicht Statt. Min. Verſ. vom 
8. Nov, 1830. 

3) Dur) das Geſetz vom 26. Mai 1824. Min.Erlaß vom 1. Juni 1827. 
Wo die örtlichen Gefängniffe die hinreichende Sicherheit nicht bieten, iſt 
auf Etaatsfoften für Stationsgefängniffe zu forgen; im Oberamtsfige 
wird das Bezirksgefängniß hiezu verwendet. 


7) Einrihtungen zur öffentlihen Gefundheitspflege. 


$. 191. 


Außer der für franfe Arme zu treffenden Bürforge ($. 167.) 
liegt den Eorporationen zu Befriedigung des allgemeinen Bedürfniffes 
an Hülfe in Kranfheitöfälfen von Menſchen und Thieren Folgen: 
des ob: 

1) Fuͤrſorge für das nöthige ärztlihe Berfonal: a) Der für 
jedes Oberamt von Staatöwegen beftellte Oberamtsarzt bezieht 
neben feiner Staatöbefoldung einen Gehalt aus Corporations- 
faffen, beftehend in dem Mehrbetrage des durd die Medizinal- 
organifation von 1814 jedem Oberamtsarzte ausgeſetzten Ge— 
haltes über die fpäter auf die Staatskaſſe übernommene Befol- 
dung, fodann in einer Pferdsration und einer Schreibmaterialien- 
entihädigung von 10 fl.1) An diefem Gehalte haben zunächſt 
die Stiftungen ihren früher geleifteten Beitrag und die Ober: 
amtsftadt, ald Sitz diefed Arztes, den ihr bei jener Organi— 
jation zugeichiedenen Boraus, den Reſt aber (namentlich zuerft 
die Pferdsration und Schreibmaterialienvergütung) die Amts— 
pflege zu tragen und e8 war, wo die früheren Leiſtungen 
dieſer Kaffen mehr betrugen, der neue Antheil jeder derjelben 
an der oberamtsärztlihen Befoldung nad Werhältniß ihrer 
früheren LZeiftungen unter fie zu vertheilen.) — Um dieſe 

. Befoldung hat der Oberamtsarzt die Armen ($. 167.), foweit 
dafür nicht befondere Aerzte beftellt find, und dabei auch die 
franfen Gefangenen bei den Bezirföftellen, auch die nicht amts— 
angehörigen, ohne weitere Anrechnung als die Reifefoften zu 
berathen.) 5b) Neben dem Dberamtsarzt ift in größeren 
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Berirken für einen gewiffen Theil deſſelben mit denfelben Ber 
pflihtungen ein Interamtsarzt mit Gehalt und Pferdsration 
aus den Eorporationsfaffen angeſtellt. Sodann find mit der 
Verpflichtung zu unentgeldlicher Berathbung der Armen andere 
Aerzte mit Wartgeld aus ſolchen Kaflen bedacht, namentlich 
um diefelben zum Wohnfignehmen in von der Stadt entfernten 
Drten zu bewegen. Der Berwaltungsbehörde fteht es zu, bei 
Erledigung diefer Stellen zu erwägen, ob das Bedürfniß eine 
Wiederbejegung derfelben und unter welchen Beftimmungen er: 
heifhe. Die das Bisherige abändernden Beichlüffe bedürfen 
aber der Regierungsgenehmigung. %) c) Für die wundärztliche 
Hülfe ift in der Regel ein Oberamtswundarzt, fodann find 
auf Amtsorten einzelne Chirurgen mit der Verpflichtung zu 
unentgeldlicher Behandlung Armer gegen ein Wartgeld beftellt. 
Bei den erftern ift die Verpflichtung zu unentgeldliher Ber 
handlung der armen Gefangenen bei Bezirföftellen zu bevin- 
gen.5) d) Jeder Gemeinde liegt ob, dafür zu forgen, daß in 
ihrer Mitte immer eine den örtlichen Bedürfniffen entfprechende 
Anzahl von Hebammen vorhanden fey, deshalb nöthigen- 
falls auf Koften der Gemeinde Frauensperfonen in der Ges 
burtshülfe unterrichten zu laffen und Wartgelver für obrigfeit- 
lich beftellte Hebammen aus der örtliben Kaffe abzureichen. 6) 
Der Unterricht in der auf Staatdkoften bei dem Katharinen« 
fpital in Stuttgart beftehenden Hebammenjchule ift unentgelds 
(ih; für die übrigen Bedürfniffe, namentlihd Wohnung und 
Koft, welche von der Anftalt beforgt werden, ift derfelben von 
der Gemeinde ein nad den jeweiligen Preiſen beftimmter 
Averfalerfag zu feiften, wozu auch die auf Verlangen mit: 
gegebenen Lehrbücher und Geräthihaften gehören. Sechs Wor 
hen vor dem Anfang jedes Lehreurfes (die 1. Jan., 1. April, 
1. Juli, 1. Det. beginnen) muß die Meldung um Aufnahme 
mit einem Zeugniß des GStiftungsraths über Lebensalter (20 
bis 35 Jahre) und unbefcholtenen Ruf, mit einem oberamts- 
ärztlichen Zeugniß über Bildungsfähigfeit und mit einem Pros 
tofollauszug des Stiftungsraths, aus welchem die obrigfeitliche 
Wahl und die Zuficherung des Koftenerfaged zu entnehmen 
ift, durch das Dberamt eingejendet werden.) e) Endlich 
fönnen geprüfte Thierärzte für den ganzen Bezirk oder eins 
zelne Gemeinden mit Wartgeld oder gegen einen Gehalt, wofür 
15 
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fie für die Gemeindeangehörigen beftimmte Verrichtungen bei 
franfen Hausthieren unentgeldfich beforgen müffen, angeftellt 
werden. Dieſe Befchlüffe unterliegen der Staatsgenehmigung. 8) 


1) Geſetz vom 17. Zuli 1824. Art. 5. Vergl. Generalverorbnung vom 
14. März 1814. Die Pferdsration beträgt 22 Scheffel 6 Simri 2 Bier: 
ling Haber, 4 Wannen 16 Pfund Heu, 1 Puder 76 Bund Stroh, wobei 
e8 von dem Arzte abhängt, ob er ſolche in Natur oder dafür ben regulativ- 
mäßigen Geldbetrag von 132 fl. 6 fr. empfangen will; im erften Fall if 
die Lieferung bes Borraths am den Arzt im öffentlichen Abftreich zu 
veraccorbiren. — Holzbefoldungen, ferner Wohnung, Gartengenuß, welche 
früher einzelne Dberamtsärzte bezogen, follen bleiben und in einem un- 
partHelifchen Anfchlage in den Gehalt eingerechnet werben. Grlaß der 
Section der Communverwaltung vom 19. Oct. 1814. 

2) Erlaß des Minifteriums des Innern vom 29. Juli 1824. Die Beihülfe 
der Stiftungen war durch das Geſetz von 1814 befonders in der Rüdficht 
verorbnet, um ben andern Gorporationen die Beftreitung diefer neuen Be: 
foldungen leichter zu machen, und auch fpäter wurden dieſe Verbindlich: 
feiten als bleibend angefehen. 

Ieit. Gefeh von 1824. Art. 5. Grlaß des Minifteriums des Innern vom 
2. Dec. 1822. Als Reifeloftenanrechnung paffirt für die mit Pferde: 
tationen verfehenen Aerzte nach der Mebdizinaltare von 1830 3 fl. 30 Fr. 
für einen ganzen und 2 fl. für einen halten Tag, für andere Aerzte ein 
Taggeld von 1 fl. 30 fr. und der Erfaß der wirklichen Zehrungs— und 
Neifekoften, für einen Wundarzt je nach der Glaffe ein Taggelv von 1 fl. 
48 oder 30 Fr. und eine Zehrungsvergütung für einen ganzen Tag ven 
2fl., für einen halben 1 fl. 30 Fr. nebft Roßlohn bei Wundärzten erfter 
Adtheilung, forann bei Wundärzten zweiter und dritter Abtheilung von 
1 fl. per Tag Zchrung und bei weniger als 2 Stunden Entfernung feine 
Neifekoften. Dabei werden weniger als 8 Stunden für einen halten, 8 
bis 24 Stunden für einen ganzen Tag gerechnet. 

4) Daf. Art. 6. 

5) Erlaf des Minifteriums des Innern vom 2. Dec. 1822. 

6) Bergl. Comm.O. 1. 8. $. 3 — 5. 

7) Geſetz vom 22. Zuli 1836. Rgbl. ©. 312. Min.Berf. vom 7. Aug. 1837. 
Rgbl. ©. 398. und vom 3. April 1847. Rgbl. ©. 143. Nicht felten 
müſſen noch befondere Vergütungen an biefe Brauensperfonen als Erſatz 
von- Reifefoften und entgangenem Erwerbsverbienfte geleitet werben. Um 
die Gemeinde, welche in diefer Weiſe eine Hebamme unterrichten läßt, zu 
verfichern, daß diefe auch ihre Dienfte biefer Gemeinde widmet, ift es 
räthlih, mit der betreffenden Perfon und ihren gefeplichen Vertretern 
(Pfleger, Vater, Ehemann) in befonderem Vertrag feitzufegen, daß bie 
felbe den auf fie gemachten Aufwand zu erfegen habe, wenn fie vor einer 
beftimmten Anzahl von Jahren aus der Gemeinde mwegzöge ober durch ein 
Vergehen bes Nechts zu Ausübung ihrer Kunft verluftig wärbe. 

8) Bergl. Min.Berf. vom 7. San. 1830. Rgbl. ©. 24. 


2) 
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Als die von den Gemeinden zu treffenden Masdnahmen und zu 
tragenden Antheile an Aufwand u Wahrung des öffentlichen 
Gefundheitszuftandes find außer den in $. 171. 185 fi. 
bemerften anzuführen: a) Anſchaffung von Zeichnungen zu Bes 
(ehrung der Jugend über die Kennzeichen giftiger Pflanzen. 1) 
b) Die Schugpodenimpfung ift zu Erfparung der Koften 
und Erleichterung der Einzelnen als öffentlihe Anftalt erklärt. 
Der Impfarzt erhält aus der Gemeindekaſſe für jede einfache 
Impfung eine Belohnung von 12 fr. (für doppelte 18 kr., 
dreifache 24 fr.), welche wieder von den betreffenden Berfonen, 
fofern fie nicht vom Gemeinderath ald unvermögend .erfannt 
werden, eingezogen wird; ſodann die regulatiomäßige Verguüͤ— 
tung an Diäten und Reifefoften ($. 191. Note 3.) für die 


. Gänge zu den Impfungen und Nacpifitationen.?) — Die 


3) 


Führung des von der Gemeinde anzufdaffenden Impfbuches 
wird einem Ortseinwohner, der ein öffentliches Amt befleidet, 
gegen eine Averjalbelohnung übertragen; 3) fodann ift das 
gefepliche Taggeld an die bei der Impfung oder Nadvilitation 
anmwejende Urfundsperfon zu zahlen. ce) Bei der periodijhen 
Unterfuhung der Gejundheitsanftalten eines Bezirks durch den 
Kreismedizinalrath find die tarmäßigen Reiſekoſtenentſchädi— 
gungen der zum Durchgang außer Orts einberufenen aͤrztlichen 
Perjonen aus der Amtspflege zu zahlen; 4) endlich gehören 
hieher d) die zeitweifen Unterfuchungen der Schafe durch Sach—⸗ 
verftändige. 5) 

In Bezug auf die Behandlung von ausgebrodenen Kranfs 
heiten ift a) der Gemeinde die Bejtellung von Kranfenwärtern, 
nöthigenfall8 gegen Wartgelder, ‚empfohlen. $) b) Die Ans 
fhaffung eines oder mehrerer fogenannten engliſchen Hemder 
für Tolle auf Koften der Amtskörperſchaft befohlen. *) ec) In 
den Amtsftädten und am Waſſer liegenden ftarfen Ortſchaften 
fjollen auf Rechnung der Drtöfaffen Apparate zu Rettung 
Berunglüdter angefchafft werden. 9) d) Für Frägefranfe Ges 
fangene foll in Bezirks- und Stationsgefüngniffen ein eigenes 
Gemach oder doch beſonderes, mehrfaches, oft zu reinigendes 
Bettzeug gehalten werden; die Koften gehören übrigens zu 
den Verhaftfoften. 9) e) Ueber die Theilnahme der Corpora⸗ 

15 * 


— 228 — 


tionskaſſen an den Koſten einer Epidemie iſt ſchon oben 
$. 167. das Nöthige bemerkt. f) Bei anſteckenden oder vers 
breiteten Thierfranfheiten wird die Bezahlung des vie Kranf- 
heit heilenden Thierarztes in der Regel zu , bei unvermögen- 
den Gemeinden, in deren Kreis die Krankheit ausbrach, aber 
auch zu ?/, auf die Staatöfaffe übernommen; der Reit, fo wie 
die Bezahlung fonftiger thierärztliher Hülfe und des Auf— 
wands für allenfallfige polizeilihe Borfehrungen trifft die 
Gemeindefaffen, vorbehältlich einer etwa herfömmlichen Theil- 
nahme der Amtspflege und der von der Polizeibehörde wegen 
Berfhuldung ꝛ⁊c. verfügten Theilnahme der Eigenthümer, die 
jedenfalld die Koften der Arzneimittel und die Belohnung für 
bejondere thierärzliche Hülfeleiftungen allein zu tragen haben. 10) 
Bezüglih der Ablieferung von menfchlihen Leihen auf die 
Anatomie ift unter Anderen verordnet, daß die Leichname Aller, 
bei welden die Begräbnißfoften einer öffentlihen Kaffe zur 
Laft fallen würden, je nad der Entfernung des Bezirkes, an den 
Sit ber anatomischen Anftalt dad ganze Jahr über orer bloß in der 
Zeit von Mitte Octobers bis je 14 Tage vor Oftern dorthin auf 
Koften jener Anftalt einzuliefern find, und in folhen Fällen eine . 
Ausgabe für Begräbnifje nicht paffirt werden darf. 11) 

4) Gen. Refer. vom 6. Oct. 1795. 

2) Gefeh vom 25. Juni 1818. $. 12. 13. Zur Grfparung von Koſten foll 
die Impfung erft vorgenommen werben, wenn wenigftens 6 Impflinge und 
bei einer Bevölferung von mehr als 300 Ginwohnern, je auf 300 6 weis 
tere vorhanden find. $. 10. 

3) Verfügung vom 15. Dec. 1828. $. 3. 

4) Min.Berf. vom 1. Juni 1830. Rgbl. ©. 251. 

5) Min.Berf. vom 27. März 1834. 

6) Mediz. Ordg. Tit. 4. $. 19. 

7) Sen.Refer. vom 30. April 1798. 

8) Gen.Refer. vom 1. März 1777. 

9) Min. Verf. vom 3. Sept. 1829. Rgbl. ©. 387. 

10) Min.Berf. vom 6. Det. 1830. $. 46 ff. 
11) Min. Verf. vom 23. April 1829. Rgbl. ©. 184. 


8) Für höhere geiftige Bildung. 
$. 193. 


Auch die Pflege des geiftigen Lebens der Erwachfenen fann bei 
vorgerüdterem Bildungszuftande dem örtlihen Gemeinweſen als fols 
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hem nicht fremd bleiben, es kann, je nach Zulaffung der für die 
materiellen Nothwendigfeiten nicht weggenommenen Mittel, auch in 
diefer Richtung eine Betheiligung der Gemeinde verlangt werden, 
deren Ergebniffe für das Gemeinweien zwar nicht handgreiflich, aber 
für den Weiterblidenden an ſich ſelbſt und in ihrer fittlihen und 
ſelbſt auch volfswirthichaftlihen Rüdwirfung erfennbar feyn werben. 
Man zähle hieher zunäcft für intellectuelle Bildung öffentliche 
Eammlungen gediegener Bolfsbürher und ſelbſt wiffenichaftlicher 
Schriften, in Bezug auf äfthetiihe Bildung die Darbietung und 
Pflege eines erweiterten Mufifunterrihts; weiter wird freilich bei 
der Lage unierer Gemeinden, die der reihen Hülfsmittel nieder: 
ländiiher Städte entbehren, jo weit nit etwa Stipendien hiezu 
Anlaß geben, für unmittelbare Kunjtpflege nur fo viel erwartet wers 
den fünnen, daß wenigjtend (nad der hiezu von der Regierung 
erhaltenen Aufforderung) die Hinterlaffenfhaft früherer Zeiten an 
Denfmälern der Kunft und des Alterthums mit Sorgfalt erhalten 
werden, und daß die Gemeinde jelbft durch würdige Austattung 
ihrer öffentlihen Bauwerfe den Sinn für das Höhere darlege und zu 
deſſen Pflege bei ihren Angehörigen dadurd einigen Beitrag liefere, der 
ſehr häufig ohne wejentlihe Koftenvermehrung gegeben werden fann. 


Sechstes Kapitel. 
Leiftungen für Militär: und Kriegöwefen. 
1) Refrutirung. 
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Die mit dem jährlihen Aushebungsgefchäft verbundenen Aus- 
lagen werden mit Ausnahme der Reiſekoſten der Staatsdiener und 
des Aufwandes bei Einberufung der Mannjhaft vom Oberamtsfige 
aus, welche auf die Staatöfaffe fallen, von den Amtsförperfchaften 
und was die Vorbereitungsarbeiten (Fertigung und Berichtigung der 
Liſten) betrifft, von den Gemeindekaſſen beftritten. Für die hiebei 
vorfommenden Dienftgefhäfte innerhalb des Wohnort darf übri- 
gend von feinem öffentlihen Diener eine Belohnung angeſprochen 
werden. Auf die Amtöpflege fallen 1) die Koften der Loosziehungs- 
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ind Mefappärate, der Formulare für Ziehungs-, Mufterungs-, 
Gontingentss und inlieferungstiten und der bei den Hauptver- 
handlungen im Bezirfe nöthigen Schreibmaterialien, fo wie der Land- 
wehrliften; endlih die Belohnung des beim Meffen der Rekruten 
verwendeten Sadverftändigen, fofern ed nicht ein Landjäger ift. 
2) Die Taggelder, Diäten und Reijefoften a) der Ortsvorftcher bei 
der Loosziehung und Mufterung, b) der fonft etwa einberufenen 
Mitgliever des Bezirförefrutirungsraths, fofern fie außerhalb ves 
Oberamtsſitzes wohnen oder als Unbeſoldete Taggeider anyufprechen 
haben; fte find zu gleihen Anrehnungen, wie die Ortsvorfteher, 
befugt. — AP dieſes findet verhältnigmäßig aud bei denjenigen 
Koften Anwendung, welde durch den Aufruf der Landwehr ver 
urfacht werden. ?) 


1) Geſetz vom 22. Mai 1843. Art. 106. 107. Inſtr. vom 30. Dec. 1843. 
$. 193 — 199. 


2) Gewöhnliche Leiftungen für das Militär zu Fries 
denszeiten. 


A. Kür einheimifhes Militär. 
$. 195. 


Nachdem die vormald dem Staatebürger unmittelbar obgeleyene 
Unterbringung und Verpflegung des Militärs allmählig mehr und 
mehr zur Staatsſache erklärt worden war, wie denn feit 1720 auf den 
Bau von Kafernen und Ginrichtung von Menagen Bedacht genom— 
men wurte und hiedurch die regelmäßige Leiltung von Duartieren, 
wie der Anſatz von Logis und Duartiergeldern fih aufhob, fo iſt 
es überhaupt jegt allgemeiner Grundſatz, daß die geſammte Heeres— 
verpflegung im Frieden in der Kegel ohne Zuthun der Eorporationen 
auf Rechnung der Staatöfafje geſchieht. Ausnahmsweiſe tritt aber ein 

4) Unterbringung der Soldaten und Pferde bei den Bürgern — 

Einquartierung, a) wenn die Kafernen und öffentlichen 

Gebäude für die einberufene Mannfchaft unzulänglich find; 

b) gewöhntih bei Märfihen und bei Aufenthalt der Regimen— 

ter außerhalb der Garnifonen (Bantonirungen, Marſch- oder 

Standquartiere). !) 

2) Stellung von Boten, Wegweilern, Borfpannspferden und 

MWigen, bei dem Marfche ganzer Truppenabtheilungen zum 
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Behuf des Transportd von Kranken, Proviant und Fourage, 
Holz, Befeftigungsmaterial, wenn folde im Wege der Miethe 
nicht wohl zu erhalten wären. 2) 

1) Bekanntmachung vom 6. April 1808. Rgbl. S. 174. Allg. Kriegsbienfts 
ordnung abminiftr. Theil, 2. Hauptabfchnitt, 2. u. 3. Hauptſtück. Unter⸗ 
offiziere und Soldaten, welche aus Urlaub einberufen werden oder dahin 
gehen, haben ſich gegen die von ber Kriegsfafle zu leiftende Vergütung 
(Marfchverpflegung) felbft zu verföftigen; im Nothfalle kann einem Ein: 
berufenen darauf ein Gelbvorfchuß erftattet werben, der auf dem Urlaubs: 
pafle zu befcheinigen und fofort vom Ouartiermeifteramt zu erfegen if. 
Min.Berf. vom 26, Juli 1848. 

2) Allg. Kriegsvienftorbnuung 2. Hauptabfchn. 1. Hauptſt. Finanz-Comm.⸗ 
Bericht auf dem Lanbtage von 1833. ©. 672. 
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Die Einquartierung der Militärperfonen bezieht ſich ent— 
weder 1) bloß auf räumliche Aufnahme, Dach und Fach, in wel 
er Beihränfung das Duartier verlangt wird, wenn zu gemeins 
famer Verpflegung des Mititärd in der Regie der Kriegsfaffe (Me: 
nage) Oelegenheit vorhanden ift; fodann bei Verſchickungen Feiner 
Commando's, wo die Mannfhaft zu Beftreitung ihrer Koft eine 
Zulage aus der Militärkaffe erhält; endlich durchgehende bei allen 
Offizieren. Dieſe Leiſtung befteht bei Offizieren in angemeffener 
Wohnung fammt Holz und Licht und in Etallung für Pferde, bei 
Soldaten (vom Bataillonsadjutanten und Oberwachtmeifter an) in 
Platz in der gewöhnlichen Wohnftube, Beleuchtung, Kochſalz und 
Geſchirrbenutzung, wenn er felbjt kocht, nebſt Platz in der Küche 
und zum Schlafen. 1) 2) Dover begreift fie auch die Verföftis 
gung, welche nach der örtlichen Sitte und nad der Lage des 
Duartiergeberd fich bemißt, fogenannte Hausmannsfoft. 2) Die 
Verpflegung der Pferde wird durch die Mititärkfaffe in der Regel 
felbjt beforgt, nur das Stroh hat der Duartiergeber gegen Ueber— 
lafjung des Düngerd abzugeben. Wo die Kourage nicht fonft leicht 
bezogen werden fann, wird diejelbe ausnahmsweile, 3. B. für die 
Pferde der Infanterieoffigiere von der Gemeinde gegen baare Zah: 
lung gefordert, welde die Abreihung den Quartiergebern übertragen 
fann. 9) 

Wenn Unteroffiziere und Soldaten, die zu dem präfenten Dienfts 
ftande zählen, außerhalb der Garnifon erfranfen, und nicht ein 
Mititärpital in der Nähe ift, fo find folhe angemeffen unterzus 
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bringen, und fobald thunlich, in den naͤchſten Eivilfpital bringen zu 
laffen. Die Staatskaſſe leiftet bei der Verpflegung im Hofpital die 
Vergütung nah dem für dafjelbe beftehenden Tarife und für bie 
gelammte Wart und Pflege außer dem Spital mit Einfluß des 
Zimmers, der einfachen Kranfenkoft, Abwartung, Heizung, Belcuds 
tung, Reinigung und Wäfche, täglich 36 Fr. nebft befonderer Ver: 
gütung der Arzneimittel und auferordentliher Bedürfniffe. — Auf 
den Grund der Ärztlihen Anweiſung ift mit Koftreihern oder Wär— 
tern ein Uebereinfommen zu treffen. %) 


1) Generalguartierfervisreglement vom 13. Nov. 1760. Allg. Kriegsvienf: 
ordnung 2. Hauptabſchn. 2. Hauptft. Kap. 3. 

2) Allg. Kriegsdienftorbnung a. a. DO. Belanntm. vom 6. April 1808. 
Nach der Bekanntm. des Minifteriums v. 30. Zuli 1849 befleht die volle 
Tagesbeföftigung aus dem Mittagefien (Suppe, '), Pfd. Fleifh, Gemüfle 
und Pfd. Brod), Abendeffen des einen Tags (Gemüfle und Pfb. Brob) 
und dem Morgenefien bes folgenden Tags (Suppe und 1 Pd. Brod) chne 
Mein, Branntwein oder Bier, welche nicht gefordert werben können. 

3) Allg. Kriegsdienftorpnung Kap. 8. . 

4) Min. Verf. vom 31. Dec. 1850. Rgbl. Nro. 1. von 1851. 
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Die Beitellung der Duartiere gefchieht durch Verfügungen des 
Kriegsminifteriumd oder bei Märfchen durch vorausgefandte Miliz 
tärs mit dem nöthigen Ausweis über die Etärfe der Mannfchaften. 
Durch jene oder durch den für einen beftimmten Bezirk mit der Leitung 
des Quartierweſens beauftragten Beamten wird die Vertheilung der 
Truppen in die verfchiedenen Ortſchaften (Dislocation) unter eis 
hülfe und Mitwirkung der Bezirfdämter vorgenommen, wobei außer 
den Rüdjichten des Militirdienfted Bevölkerung, Häuferzahl, Vieh: 
ftand, Vermögen und Steuerfuß der Bürger in den Gemeinden in 
Betracht fommen. Die Hauptitation und deren nächfte Umgebung 
darf nicht zu ftarf belegt, vielmehr müffen je nad Umftänden mehrere 
oder wenigere Orte der Umgegend in Goncurrenz gezogen werden. !) 

Für die Einquartierung im Einzelnen, die der Ortsbehörde oder 
dem von ihr beitellten Duartieramt überlaffen tft, beiteht nur im 
Allgemeinen die gefegliche Norfchrift, daß folhe ohne Ueberbürdung 
Einzelner nach der Reiftungsfähigfeit (Quartierfuß) vertheilt werden 
ſoll. Sonjt aber find zunaächſt die Befiger eigener Wohnungen 
zur Aufnahme von Duartier verpflichtet, und nur bei deren Ueber— 
bürdung auch die Miethsleute, 2) wobei auf die Zahl der Ges 
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laffe einer Wohnung und den eigenen nothwendigen Bedarf einer 
Familie Nüdfiht zu nehmen ift. Die Aufnahme fann von Milis 
tärd nur auf fohriftliche Anweifung (Billet8) verlangt werden ®) und 
die Aenderungen im Duartier haben mit Wiſſen ded Duartieramts 
zu geihehen. In der Regel ftcht dem inquartierungspflichtigen 
frei, die ihm zugewieſene Mannfchaft mit Vorwiſſen der Drtöbes 
hörde vertraysweife einem Andern zu übergeben, wobei er für uns 
verfürzte Leiftung des Schuldigen verantwortlich bleibt. 

Bon der Verbindlichkeit, inquartierung aufzunehmen, beftehen 
dermalen noch folgende gefeglihe Befreiungen 4) a) die K. Sclöffer 
und Wohnungen. b) Geiftliche und öffentlich angeftellte Lehrer. e) Die 
Bezirföbeamten, fo lange fie im Dienfte ftehen oder wofern fie nad) dem 
60. Zahre zur Ruhe gefegt wurden, und ihre Wittwen. 5) d) Obers 
amtsärzte und folhe Aerzte, weldhe von Städten und Aemtern oder 
von Gemeinden mit Wartgelvern angejtellt find. 6) e) Amtöpfleger, 
Drtövorjteher und Rechner, die eine beträchtlihe Kaffe im Staats— 
oder Gemeindedienfte führen. ſ) Apotheker und Hebammen. g) Die 
Poſtbeamten, wenn fie nicht zugleich Wirthſchaft treiben, in Anfehung 
derjenigen Häufer, in welchen fih die Poſterpeditionen befinden; 
treiben fie Wirthfchaft, fo iſt ihnen bezüglich diefer zwar eine Eins 
quartierungsquote zuzuſcheiden, aber zu überlaffen, ob fie folde 
einem Dritten durch Webereinfunft übertragen oder ein Geldaverfum 
an die Gemeindekaſſe zahlen wollen. ?) — Die Duartierfreiheit der 
Standesherren und Rittergutöbefiger iſt aufgehoben. 8) 

Auch bei den von der Duartiernaturalleiftung Befreiten tritt 
die Verbindlichkeit hiezu ein a) wenn fie in ihrem Haufe Wirthichaft 
treiben; b) wenn fie mehrere Häufer befigen, in Bezug auf dies 
jenigen, worin fie nicht felbft wohnen;9) ec) in Bezug auf die 
ihnen zugehörigen Mühlen und Bauernhöfe. 


4) Allg. Kriegsdienftorbnung 3. Hanptabfchn. 4. Hauptft. Kap. 16. 

2) Generalquartierfervisreglement vom 13. Nov. 1760. $. 3. 9. 

3) Belanntm. vom 6. April 1808. . 

4) Comm. Ordg. X. 2. $. 2—8. cit. Reglement von 1760. $. 9. 

5) Gen.Refer. vom 24. Det. 1799. Diejenigen, die mit einem höhern Rang 
und Titel, als dem eines Grpebitionsrathe, befleidet find, follen in Fries 
denszeiten die Mahl haben, ob fie das Naturalquartier felbft leiden, oder 
an bie Gemeinde einen Geldanfag bezahlen wollen. 

6) Dekret vom 15. Januar 1807. Rgbl. ©. 10. 

7) K. Verordnung vom 9. Sept. 1819. Art. 17. d. 

8) Geſetz vom 18. Juni 1849. Art. 3. 
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9) Wohnt ein perſönlich Befreiter in einer Miethwohnung, fo bleibt dieſe 
zwar frei, aber ber Gigenthümer, wofern er nicht ſelbſt befreit iſt, hat 
dafür das Quartier auf ſich zu nehmen, 


8. 198. 


Die quartierpflichtigen Bürger haben Dach und Fach unent- 
geldlich einzuräumen, dagegen wird für die Verföftigung jedes Sol— 
daten von der Staatöfaffe eine Vergütung an die Gemeindepflege 
bezahlt, welche dermalen (jtatt früher 8— 14 fr.) auf 20 fr. feſtge— 
fegt ift.1) Diefe Vergütung wird von der Militärverwaltung baar 
oder furz nad der Nüdfehr in die Garnifon geleiftetz wird die Ver— 
gütung nicht baar geleijtet, jo empfängt die Gemeinde Quittung 
über "daß geleiftete Quartier, und bei geleifteter Zahlung einen mit 
der Beiheinigung gleichlautenden Gegenfchein. 2) Die Gemeinde hat 
fofort mit den einzelnen Duartierträgern abzurehnen, wobei das— 
jenige in Abzug fommt, was die Gemeinde etwa, um die Duartiers 
träger zu den nöthigen Leiftungen zu befähigen, durch Anſchaffung 
von Früchten ꝛ⁊c. für fie vorausleiitete. 

Sp weit die vom Staat gewährte Bezahlung zu vollftändiger 
Entihädigung des Duartierträgerd nicht ausreiht, und wenn nur 
einzelne Orte ded Bezirks vom Duartier betroffen wurden, liegt es 
dem Oberamtsbezirfe ob, durch entipredhende Zulagen eine Ausglei— 
hung herbeisuführen. 3) (IE. Thl. 1. Abthl. 1. Cap.) Won Um— 
lagen, welde zu diefem Zwede und überhaupt für Duartierfoften 
gemadt werden, find auch diejenigen nicht befreit, welchen die Frei: 
heit von dem Naturalquartier zukommt. %) 


1) Befanntm. vom 6. April 1808. Min. Befanntm. vom 30. Juli 1849, 
Rgbl. S. 353. Wenn das Militär an einem Tag in verſchiedene Quar—⸗ 
tiere fommt, fo wird für das Frühftüd 4 kr., für das Mittagefien 12 Er. 
und für das Abendbrod 4 fr. beredinet. 

2) Kriegsdienftorbnung 2. Hauptabfchn. 2. Hauptit. Kap. 3. 

3) Eomm.Drdg. X. 2. $.9 fi. 

4) Daf. X. 2.8.9. . 
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Die Stellung von Vorſpann gefcbieht auf eine von dem 
betreffenden Commandanten an das zuftändige Oberamt oder auch 
bei großer Entfernung des Legteren und Dringlichkeit an das Schult- 
heißenamt des Stationsortd erlaffene fchriftlihe Nequifition, welche 
in Original oder bei über weitere Stationen gehenden Transporten 
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in Abſchrift zu den Acten zu nehmen iſt.) — Für die Beladung 
der Wägen find gewiffe Marimumsfäge beftimmt, gegen deren Ueber⸗ 
fhreitung der Vorfpannspflichtige Einrede mahen fann. Der Bors 
fpann wechfelt in den gewöhnlichen Cherfömmlichen oder unter den 
Bezirken verabredeten oder fonft nach der Rage der Drte, der Menge 
der vorräthigen Pferde feftyejegten) Stationen, über welche hinaus 
fein Vorjpannpflichtiger genöthigt werten darf. Bei dem Marfche 
gefchloffener Mititärabtheilungen fönnen übrigens die Marfchitatios 
nen zugleich ald Vorfpannftationen genommen werden. 2) Je nad 
dem Borfpannsbedarf und ver Leijtungsfühigfeit der Ortſchaften 
werden benachbarte Drte zugezogen; für die Vorfpannspflicht der 
Einzelnen entjcheiden die von Gemeindefuhrfrohnen geltenden Grund—⸗ 
fäge. 3) ine Befreiung fteht nur den K. Poftbeamten in Anjehung 
ihrer für den Boftdienft bejtimmten Pferde innerhalb der hiefür 
vorgejchriebenen Anzahl zu.) Die diesfallſige Befreiung der Stans 
desherren und Rittergutsbefiger ift aufgehoben. 5) 


1) Min. Verf. vom 11. Febr. 1834. Rgbl. ©. 241. Auf dem Marfche in 
die Garnifon erkrankte Soldaten find, wie in ähnlichen Fällen Eivilver: 
fonen, auf die möglihft wohlfeile Weife gegen Grfag der Koften durch 
den betreffenden Regimentscommandanten, dem das beurkundete Koftenvers 
zeichnig zugufenden ift, zu transportiren. Vergl. ferner Communordnung 
IX. 2. $. 3. 

2) Allg. Kriegsdienfterdnung 2. Hauptabſchn. $. 212. Comm. Ordg. IX. 2. 
$. 5. Geſetz vor 21. Juni 1759. Hienach ſoll die Ladung für einen 
vierfpännigen Wagen bei fchlimmen Wetter nicht mehr als 15, fonft nicht 
mehr als 20 Bentner betragen, und ftärferes Fahren, als Stunde für 
Stunde, nicht verlangt werben. Die allgemeine Kriegsdienftorbnung vom 
27. Juni 1838. $. 228. beitimmt dagegen folgenden höchſten Maßſtab 
der Beladung, der nicht überfchritten werben darf: 

zu 24— 28 Etr. oder für 15—28 Mann fammt Waffen, Ausrüflung 
und Gepäd 1 vierfpänniger Wagen, 

zu 16— 21 Etr. oder 10—14 Mann 1 dreifpänniger, 

„10—14 „ „ 5—9 „, 4 zweifpänniger, 

„Ik u u 3—4 „1 einfpänniger Wagen. 

3) Eomm.Ordg. X. 1. $. 13. 14. 

4) KR. Verordnung vom 9. Sept. 1819. Art. 17. b. 

5) Gefeb vom 18. Juni 1849. Art. 3. 
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Die Leiftungen von Vorfpann werden aus der Staatskaſſe in 
beftimmten Sägen vergütet, mwelde an der Etelle der commun« 
orbnungsmäßigen Zaren von Zeit zu Zeit nach Tagen, Mannfihaft, 
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Pferden und Wagen regulirt werben, 1) worüber beftimmt ift: 1) Die 
Vergütung wird nad gewöhnlichen Wegftunden und auf eine Ent- 
fernung von 4 Stunden, welche der VBorfpannspflichtige hin und her 
zurüdzufegen bat, mit Einfluß des gewöhnlihen Aufenthalts ein 
Tag gerechnet. Bei geringerer Entfernung wird ein halber Tag 
angenommen; für jede Stunde über 4 Stunden Enfernung wird ein 
Viertelötag vergütet; ein Mehrertrag von weniger ald 1 Stunde 
bingegen, fo wie etwaiged Uebernachten, nicht berüdfichtigt. In die 
Entfernung wird ed eingerechnet, wenn die benachbarten Drte zu 
Borfpann in der Abgangsftation beitragen müffen und der Weg vom 
MWohnorte des Vorfpannftellers bis zur Abgangsftation und von da 
an in den Beitimmungsort und ſodann zurüd in den Wohnort zwei 
volle Stunden mehr beträgt, ald die Entfernung zwifchen der Ab- 
gangs- und der Bejtimmungsftation. 2) Für Netourvorfpann wird 
die Hälfte der’ zu 1. bejtimmten Vergütung geleijtet und außerdem 
die volle Vergütung für den durch außerordentlihen Aufenthalt 
verurfadhten weiteren erwiejenen Zeitaufwand. 3) Auf I—3 Pferde 
wird Ein Mann, auf 4 Pferde werden 2 Männer berechnet. 2) 

Die Vergütung wird von dem Rechner ded Regiments in der 
Regel baar bezahlt, oder wenn diefes nicht feyn kann, durch nach— 
herige Zufendung beridhtigt. Da diefe vom Staat gewährte Ver— 
gütung jept den gewöhnlichen Preifen entſpricht, fo liegt zu einer 
Aufbefferung auf Rechnung der Amtsvergleihung in der Negel fein 
Grund vor. 


1) Nach ber Min.Verf. vom 30. Juli 1849 ift vermalen die Vergütung auf 
4 Tag für 1 Wagen oder Reitpferd einfchließlich Futters 1 f., wenn 
folches nicht vom Vorſpanner geritten, fondern einem Dritten überlaflen 
werben muß, 1 fl. 12 fr. ; für 1 Paar Ochfen 1 fl. 20 fr., eine Kutfche 
45 fr., Ghaife 30 fr., eins oder zweifpänniger Wagen 30 fr., Karren 
15 fr., für 1 Mann 36 fr. 


2) Bergl. Min. Berf. vom 11. Febr. 1834. Rgbl. ©. 239. 


B, Kür frembes Militär. 
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Leiftungen für fremdes Militär in Friedenszeiten fommen in der 
Negel nur bezüglih des Durchmarſches öftreihifter und bayrifcher 
Truppen auf den durd Staatöverträge bejtimmten Straßen von 
und zu Bundesfeftungen und rüdwärts gelegenen Landeötheilen vor. 


—2 
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Für die hiebei zu leiftenden Duartiere und Vorfpänne findet die 
bedungene Entfhädigung Statt. Sofern diefe nicht baar bezahlt wird, 
find die von den Truppencommandanten audgeftellten Duittungen 
doppelt verzeichnet zu Bewirfung der Auszahlung an das Minifte: 
rium des Innern einzufenden. 1) 


1) Min.VBerf. vom 23. März 1822. Rgbl. ©. 274. 


3) Erweiterte Reiftungen zu Kriegszeiten. 
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Im Krieg erleiden die vorftehenden Beftimmungen, namentlich 
auch gegenüber den ind Land fommenden fremden Truppen, je nad 
den Umftinden mancfacer Aenderung, und es treten in Bezug auf 
Beilhaffung des Bedarfs für das Militär bei außerordentlichen Vers 
hältniffen aud ungewöhnlihe Maßregeln ein, ald Lieferungen von 
Proviant und Fourage, Anforderung von Dienften zu Schanz— 
arbeiten u. f. fe In Nachſtehendem werben die gefeglichen Bor- 
Schriften für das Verhalten der Gemeinden in Kriegsfällen ıc. zu— 
fammengeftellt: 1) Beim Anrüden fremder Truppen an die Landes: 
gränze ift nach erfolgter Erfundigung über die näheren Berhältniffe 
Anzeige an die Staatsregierung zu machen, damit zu Verhütung 
von Erzefien der einrüdenden Truppen landesherrliche Begleitungs— 
commiffäre beigegeben werben können, ebenfo ift an die benachbarten 
Aemter, durch welche der Truppenmarfih gehen foll, Nachricht zu 
geben; in dringenden Fällen Fann vorläufig ein Abgeordneter des 
Bezirks den Truppen entgegengefandt werben, um für den Fall des 
Einrüdens das Befte des Amtsbezirkes möglichft zu wahren. Doch 
darf nicht durch Gefchenfe ıc. an die fremden Commandanten oder 
Commiffäre das Duartier auf andere Bezirke überfchoben werben. 1) 
2) Die Berpflegung fremder Reich8- (Bundes) Truppen richtet fich 
nah den landesüblichen Vorſchriften.) Bei anderen Truppen 
muß ein etwaiges BVerpflegungsreglement ded Commandanten wahrs 
genommen werden. Im Kriege wird auf die fonft beftehenden Ein— 
quartierungsbefreiungen Feine Rüdfiht genommen. 3) 3) Für den 
Fall bedeutender Einftellung von Pferden find die Quartierträger 
nöthigenfals durch Beilhaffung der erforderlihen Bourage von 
Gemeindes oder Bezirföwegen zu der nöthigen Abreihung in Stand 
zu fegen.4) 3) Sind die Truppen zufammengezogen, fo werden 
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gewiſſe Diſtricte (Verpflegungsrayons) zu Beſchaffung der nöthigen 
Lieferungen verbindlich erflärtt. Der Betreff eines Bezirkes wird 
entweder auf die Gemeinden umgelegt und von diefen beigeichafft, 
oder durch Fürforge der Amtsverfammlung oder ihres Ausſchuſſes 
im Accordswege aufgetrieben, wobei aber der Bezirk für die gute 
und fehlerlofe Lieferung haftet. Es kann nöthig werden, hiefür 
Berirfömagazine zu errichten, deren Verwalter die Borräthe in 
Empfang zu nehmen und zu beideinigen, die Berabfolgung an das 
Militär zu beforgen und dafür Duittungen in Empfang zu nehmen 
hat. Den Lieferungen find Obmänner zur Gontrole und Aufficht 
beizugeben. 5) — Im Allgemeinen liegt dem Oberamt die möglichfte 
Erleihterung, Bertheilung und Ausgleihung der Kriegsfeiftungen 
06.6) Die Oberleitung und Aufjicht liegt der Kreisregierung ob. 


1) Eomm.Ordg. X. 1. $.1—4. 

2) Min.Berf. vom 30. Juli 1849. Rgbl. S. 353. 

3) R. Berorbuung vom 30. Dec. 1813. Rgbl. ©. 1. von 1814. Berfügung 
vom 21. April 1815, worin bie BEN der Geiſtlichen auch im 
Kriege anerfannt if. 

4) Cemm. Ordg. X. 2. $. 11. 

5) Vergl. die Verfügung des Landescommiffariats vom 10. Nov. 1813. 

6) Verw. Edict $. 69. Hit. I. 
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Die Vergütung folcher Kriegskoften erfolgt 1) bezüglich des 
Aufwands für verbündete Truppen nach den hierüber mit den bes 
treffenden Staaten zu fihließenden Verträgen. 2) Wührend die für 
die einheimiihen Truppen gejchehenen Lieferungen ıc. ohnehin von 
dem Staat zu vergüten find, fo weit nicht die Reiftungen der eins 
zelnen Bezirke fid) gegen einanter ausgleihen, wodurd eine, bei 
Unzureichenheit der ordentlihen Staatseinahmen, in folden Fällen 
fonft nöthige außerordentlidhe Steuerumlage entbehrlich, it. 1) 

Es find daher, ‚bei länger dauernden Reiftungen, jeden Monat 
doppelte Verzeichniffe zu 1. und 2. mit den nöthigen Belegen, na— 
mentlih Empfangsbefheinigungen des Militärs, welche immer mit 
der wirfliden Leiftung übereinftimmen müffen, an die Regierung zur 
weiteren Einleitung einzufenden, deren Duplicate mit der Quittung 
für dieſe Belege zurüdgegeben werden. In den QDuittungen für 
Vorfpannsleiftungen ift die Zahl der Wagen, Pferde, Mannſchaft, 
Entfernung anzugeben und überall die Abtheilung der Truppen und 
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die Landesangehörigfeit derfelben zu bemerfen. 2) — Statt der Be: 
fheinigung, welche in Kriegszeiten zuweilen nicht zu erlangen ift, 
wird auch die Verurfundung der Berzeichnifie durch 3 Gemeindes 
beamte mit dem Anhang, daß fie die Richtigfeit des Aufwands bei 
ihren eidlihen Amtspflihten behaupten fünnen, für genügend er- 
fannt.?) — 3) Bezügliy des durdy Plünderungen und Verwüftuns 
gen des Feindes erlittenen Schadens iſt eine mäßige Erfagleiftung 
auf Landesfoften, als in den allgemeinen Pflichten der Staatsge— 
fellichaft gelegen, zu betrachten. 4) 

Wegen des auf vorftehenne Weiſe den Leiftenten nicht zur 
Bergütung kommenden Koftenaufwandes beftcht endlich wieder die 
Pflicht der Amtsbezirke zu gegenfeitiger Ausgleihung, 5) welche im 
Intereffe der einzelnen Leiſtenden bei fi verzögernder Staatöver- 
gütung fhon im Voraus und vorbehältlich der Abrechnung getroffen 
werden fann. 


1) Eonm.Ordg. X. 2. $. 1.2 ff. Defret vom 4. Febr. 1814. Erlaß des 
Min. des Innern vom 12. Juli 1849. 

2) Comm.O. X. 3. $. 3. Vergl. Entfcheibungen von 1802 und 1804 bei 
Knapp Repertorium I. 40, 

3) Vergl. das Gen.Refeript vom 14. Sept. 1798, betreffend die Ausfehung 
einer Bergütung von 400,000 fl. für erlittenen Schaden durch franzöfifche 
Plünderungen x. im 3. 1796. Auf den 1 fl. fam 12 fr. Vergütung. 

4) Comm.O. X. 5. $. 9. Berorbnung vom 16. Febr. 1802. 

5) ©. Dekret vom 8. Auguft 1812, betreffend die Umlage der Kriegsfoflen, 
namentlich ber Lieferungen für das einheimifche Militär; Gen.Refeript 
vom 27. Juli 1799. $. 9—14, betreffend die Vergütung des franzöſiſchen 
und Faiferlichen Kriegsſchadens und die Umlage befielben. — Der Verſuch, 
eine vollftändige Ausgleihung und Vergütung aller Leitungen, mit Aus: 
nahme des bloßen Verwaltungsaufwandes, nad örtlichen Preifen und ges 
wiſſen verabfchiebeten Taren für Duartiere, Naturalien ıc. zu geben (landft. 
Verhandlungen von 1796 —99. Bd. 3. ©. 115.), zeigte ſich als unaus⸗ 
führbar; während die Ginwohner der vorzugsweife mit Leiftungen belafteten 
Gemeinden aus dem Kriege auch bedeutende Vortheile zogen, die nöthigen 
Entbehrungen ohne Nachtheil überſtanden ac. xc., wären anf einen Bezirk, 
der in der Lage war, gar nichts zu leiften, 33 Ordinarifteuern, 183,000 fl., 
gefommen. Daher wurbe von Bergütung der Duartiere und VBorfpänne 
mit Ausnahme einer Averfalentichäbigung bei bedeutender Prägravation 
einzelner Bezirke abgeftanden, ber fieuerfußmäßige Betreff jedes Bezirkes 
an dem Betrag ber ihm zufommenden Bergütungsquote glei abges 
zogen und bie Abrechnung mit ben Gemeinden und Ginzelnen dem Bezirke 
überlaffen. 
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Drittes Buch, 
Das Stener- und Frobnwefen. 





Erſte Abtheilung. 
Die Staatöfteuern, 


$. 204. 


Die Berfaffungsurfunde hat die alte Einrichtung beibehalten, 
wonach biejenige Gattung von Staatsfteuern, welche nicht an eine 
einzelne Handlung der Staatsbürger gefnüpft find, wie die ind i— 
recten Steuern, (deren Größe daher nicht vorauszuſehen ift, 
wie beim Zoll, Accife, Sportel, Hundeauflage ?),) welche vielmehr 
auf den Grund der ausgemittelten Steuerfähigfeit des Bürgers im 
Allgemeinen (fein Vermögen und Einfommen) und auf die Gefammt- 
Summe aller Bürger umgelegt werden, durch Vermittlung der Amts— 
eorporationen und Gemeinden umgelegt und erhoben werben. 
Es tritt aber in Bezug auf die nähere Ausführung diefer verfafs 
‚fungsmäßigen Einrihtung, wie fie bis jegt gefeglich befteht, 2) ſo— 
gleih eine wefentlihe Berjchiedenheit ein nad den beiden Haupt: 
gattungen diefer directen Steuern: 

1) denjenigen aus den älteren Steuerquellen, fonft ordentliche 
Steuern genannt; 

2) den Steuern aus den erft feit einigen Jahrzehnten regelmäßig 
beigezogenen Duellen, ſonſt Ergänzungsfteuern genannt. 

4) In Bezug auf Sportel und Hundeanflage ift zwar in gewiſſem Umfange 
die Ihätigfeit der Gemeindevorfieher in Anfprucd genommen, es berührt 
dies aber in Feiner Weife die Defonomie der Gemeinden und Amtscers 
porationen. 

2) Die Frage über die Näthlichkeit diefer unferer Tanbeigenthümlichen und 
ans feiner landftändifhen Gefchichte (vergl. $. 7.) zu erklärenden Ber: 
bindung des Staateftenerwefens mit der Gcmeindewirthfchaft ift in zwei 
intereffanten Schriftihen abgehandelt und zuerſt von Schlitz (früher 
Dberamtmann in Heilbronn, „über ven Reformantrag zu Immediatiſirung 
des Stenereinzugs“ Heilbronn 1827) ‚verneint aus Rechtsgründen ſowohl, 
weil dies eine ben ganzen Staat angehende Ginrichtung fey, als aus 
wirthfchaftlichen, weil der Stenereinzug in ber Gemeinde mit zu viel 
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Nahficht zum Schaden der guten Zähler betrieben werbe, wogegen bie 
Beforgung durch Etaatsbehörden mehr Einheit in tie Steuerverwaltung 
bringe, weil dann der Gemeinvehaushalt der ihm fremdartigen Etörung 
durch das Steuerwefen überhoben, die Nechnungen vereinfacht, die Stellen 
der Amtspfleger überflüffig werden. Dagegen wirb bie Ginrichtung ver: 
theidigt von Stumpp (gewef. Oberamtmann in Schornborf, „über ben 

- Werth der Amtslörperfhaft und Amtspflegen“ 1827) und im Wefentlichen 
angeführt, daß bei Ueberweifung des Steuereinzugs an die Finanzbehörden 
Härte und Rüdfichtslofigkeiten gegen die zu Zeiten zahlungsunfähigen Steuer: 
pflichtigen eintreten wird, daß die dermalige Ginrichtung eine Garantie 
bieten für das verfaflungsmäßige Steuerverwilligungsrecht ber Landftänbe 
und für bie Sicherheit der Staatsgläubiger, daß die Steuerverwaltung 
des Staats Foftfpieliger wäre; daß endlich die Amtscorporationen ver: 
möge ihrer wohlthätigen Wirfung in Zeiten des Kriegs, der Theurung ac. 
jedenfalls foribeitehen müßten. — Es ift indeffen nicht zu bezweifeln, daß 
die Erhebung der Staatsfteuer nicht in der natürlichen Aufgabe der Ges 
meinden liegt, daß, wenn ſchon die Koften diefer Verwaltung munmehr 
von allen Steuerpflichtigen ohme Unterfchied getragen werben, doch eine 
ungleiche Belaftung der Gemeinden darin liegt, weil die Umlage und der 
Ginzug bald ſchwerer, bald leichter ift, die Koften und Ausfälle bald 
größer, bald Heiner find, und das Steuerwefen auf die übrige Wirthichaft 
entjchieden einwirkt; daß ferner nach Aufhebung der Feudallaften die Bes 
forgung bes Eteueriwefens auf die Finanzbehörden chne Mehrbelaftung ber 
Staatsfaffe übernommen werben fann, während die Amtscorporationen 
ohne koſtſpielige Ginrichtungen fortbeſtehen können, und daß endlich Gin: 
richtungen denkbar find, welche die befürchteten Nachtheile der Ueberwei⸗ 
fung an bie Finanzftellen, fowohl nad der politifhen, als nad ber 
volfswirthfchaftlichen Seite nit auffommen laſſen. 


Erftes Kapitel. 
Von der directen Steuer aus den alten Steuerquellen. 
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Die directe Steuer, welde nad dem Befige und Betriebe 
von Feldgütern und von Abgaben, welde Dritte von 
den Befigern bejtimmter Güter ald auf diejen rechtlich 
haftend, beziehen — Gefällen, 
von Gebäuden und 
von Gewerben 
bemeffen wird (Gegenftände der älteren directen Steuer) ift es, 
auf welde jener verfafiungsmäßige Grundfag in feiner vollen Ber 
16 


— UL — 


deutung zur Anwendung kommt. Die Steuer, welche der einzelne 
Staatsbürger nach dem Beſitz der genannten Gegenſtände fuͤr die 
Zwecke des Staats zu entrichten hat, erhebt nämlid der Staat 
nit unmittelbar von ihm Die genannten Steuergegenjtände 
gehören jegt durdgängig zum Verbande einer Gemeinde, und zu 
diefer haben dann die Inhaber jener die fhuldige Staatsfteuer zu 
entridten. Die Gemeinde aber vertritt die Befiger ded in ihrem 
Verbande gelegenen fleuerbaren Vermögens ohne Unterichicd ihrer 
Stellung, indem fie mit der Gefammtfumme der auf fie berechneten 
Staatsfteuer ald Schuldnerin der Amtscorporation erfcheint, fo daß 
fie auf ihre Koften die Schuldigfeiten der Einzelnen zu erheben und 
für Ausfälle, die bei Zahlungsunfühigfeit einzelner Steuerpflichtigen 
erfcheinen, einzutreten hat. Die Amtscorporation endlich ift es, an 
welche ſich der Staat mit feiner auf das Oberamt ausgefchriebenen 
Steuer hält. In diefem Sinne beftimmt die Verfaffung: die ver- 
willigten Steuern werden auf die Amtskörperfchaften ausgefchrieben 
und von diefen auf die einzelnen Gemeinden vertheilt. ?) 

4) Berf.Urf. $. 115. und Gefeg vom 18. Juni 1849. Art. 11, woburd; die 
frühere Abfonderung der Umlage auf die Beſitzer eremter Realitäten 
von derjenigen auf bie Gemeinden und die gleiche Abfonderung bes Gin- 
zugs abgeftellt if. 

$. 206. 
Bei dem Staatöfteuerwefen, welches hienach einen Theil der amts— 
körperſchaftlichen und gemeindlichen Wirthſchaft bildet, ift zu betrachten 

1) die Art und Weije, wie die auf ein Oberamt ausgefchriebene 
Staatöfteuer unter die Gemeinden, von diefen aber unter die 
einzelnen, im Gemeindeverband befindlihen Steuerpflichtigen 
vertheilt oder umgelegt wird; 

2) der Einzug, die Verwaltung und Ablieferung der Steuergelder. 


Erſter Abſchnitt. 
Von der Steuerumlage. 
I. Der Steuerfuß (das Cataſter). 
$. 207. 


Die Grundfäge, nad welchen die verwilligte Staatsfteuer auf 
die Dberämter, von diejen auf die einzelnen Gemeinden ver— 
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theilt wird, find bis jeßt, in der Abſicht, weitere Erfahrungen zu 
fammeln und zu benügen, nur proviforifch feftgeitellt durch das Ge— 
feg vom #5. Juli 18213) und die dazugegebenen verfchiedenen In— 
firuftionen, 2) nach welhen das fteuerbare Vermögen aufgenommen 
und fofort als Grundlage der Bertheilung der Steuer für jeve Gemeinde 
und für jedes Oberamt berechnet wurde, und nach welchen fernerhin 
neuentftehended Vermögen jener Art berechnet wird. Das ſumma— 
riſche Verzeihniß des fteuerbaren Vermögens der Gemeinden eines 
Bezirkes bildet das Dberamtsftenercatafter. Dagegen wird die 
Umlage der auf eine Gemeinde ausgefchriebenen Staatsftener unter 
die einzelnen Öteuerpflictigen (die Unteraustheilung der Eteuer) 
für die Dauer jenes PBroviforiums nad örtlihen Normen durch die 
Gemeinden vorgenommen, 3) für welche jedoch theilweife nähere Be- 
fimmungen gegeben find. Die Grundlage diefer Unteraustheilung 
(das Verzeihniß des fteuerbaren Vermögens der einzelnen Steuer: 
pflichtigen) iſt das Drtsfteuercatafter. 


1) Rgbl. von 1821. S. 457. Landit. Verhandl. darüber H. 7. Beil. 109. 
H. 12. Beil. 166. 169. H. 13 ff. von 1821. 

2) Inſtruktion für das Grunds und Gefällcatafler vom 6. Sept. 1821 und 
6. Febr. 1822. Gedruckt bei Mofer, Sammlung der Steuergefege (Rey: 
fher'ihe Sammlung Band XV.) ©. 1219. Inſtr. für das @ebäutes 
catafter vom 24. Sept. 1821. Dafelbft ©. 1295; für das Gewerbecatafter 
vom 24. Sept. 1821 und 31. März 1829, revivirt am 13. Dec. 1834 
Neg.Bl. von 1834. ©. 599. Sämmtlihe auch befonders gebrudt bei 
Gebr. Mäntler in Stuttgart 1840, 1841 und 1842. 


3) Stenercataftergefeß $. 1. 
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Die Verfaffung fordert gleihe Theilnahme aller Staatsbürger 
an den Staatslaſten; es ift daher die Steuerpflicht allgemein in der 
Art, daß, wie der Amtscorporation und ©emeinde in der Regel 
alles in ihrem Verbande begriffene fteuerbare Vermögen bei Ver: 
theilung der auf fie fommenden Duote aufgerehnet wurde, fie 
wiederum berechtigt ift, alle einzelnen Gemeinden und alle einzelnen 
Befiger in die Umfage zu ziehen. ine allgemeine Ausnahme hievon 
befteht jedoch darin, daß, wenn die Regierung in früherer Zeit auf 
einen gewiffen Zeitraum Steuerfreiheit bewilligt hat, bis zu Ablauf 
diefes Zeitraums das betreffende Steuervermögen weder der Amts» 
torporation und Gemeinde aufgerechnet, noch von diefen bei der 
Umlage beigezogen werden darf.!) Da fodann jede Amtscorpora- 
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tion und jede Gemeinde ald Schuldnerin der auf fie ausgefchrie- 
benen Staatöfteuerquote betrachtet wird, fo bleibt e8 ihr von Staats— 
wegen freigeftellt, bei der Unteraustheilung dieſer Quote einzelne 
Beſitzungen, jedoch nur aus beſonderen Gründerath, zu Beförderung 
öffentlicher Intereffen und auf die Dauer von höchſtens 20 Jahren, 
ganz oder theilweije, frei zu laffen, 2) worüber die ordentlichen Vers 
waltungsbehörden, in Gemeinden der Gemeinderath, mit Zuftimmung 
des Bürgerausfchufjes, 3) mit Staatdgenchmigung in den geeigneten 
Fällen ($. 50.) zu beichließen haben. So wie jedoh dem Staate 
gegenüber ſolche Befreiungen nicht gelten, 4) fo daß ohne Rüdficht 
auf fie die Steuerquote jeder Amtscorporation berehnet wird, fo ift 
auch die Amtscorporation nicht fhuldig, die von einer Gemeinde 
zugelaffene Befreiung bei der Umlage der Amtscorporationsquote zu 
beachten. 

1) Steuercataftergefeb $. 2. 

2) Geſetz vom 18. Juni 1849. Art. 20. Im früherer Zeit war dieſe Eins 
räumung auf Koflen der andern Steuerpflichtigen, ein häufig vorfommen- 
der, auf Herfommen und Lagerbücher ſich gründender, Befoldungstheil der 
Staates und Gemeindebeamten (Comm O. V. 1. $. 12.), ift aber jet 
überall in diefer Richtung abgeftellt; auch kamen andere durch befonderen 
Nechtstitel auf Gemeinden übernommene Bertretungen in ber Staats: 
ftenerpflicht vor, welche jedoch von den Gerichten als mit den Geſetzen 
im Widerſpruch fiehend und ungültig angefehen wurden. Bolley in 
Sarwey’s Monatfchrift U. 75. 

3) Berw.Edict $. 52. Pit. 6. 

3) Steuercataftergefeb $. 2. 
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Im Befonderen hat aber das Geſetz!) aus Gründen der Zwed- 
mäßigfeit und Billigfeit einzelne Gattungen von Vermögenstheilen 
für fteuerfrei erklärt, fo daß diefelben weder den Amtscorporar 
tionen und Gemeinden. bei Berechnung der auf fie fallenden Staats— 
fteuerquoten aufgerechnet werden, noch von diefen bei der Unteraus- 
theilung beigegogen werben dürfen. Dahin gehören: 

1) das Gigenthbum des Staats an Gebäuden, Grundftüden 

und Gefällen. 2) 

2) Das gleihe Eigenthum der auf Koften des Staats beftehen- 
den Anftalten, namentlich der Univerſität Tübingen. 

3) Daſſelbe Eigenthum anderer Staaten, fofern diefe das in 
ihrem Gebiete liegende Eigenthum a Staates gleihfalls 
frei laſſen. 
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4) Diejenigen Gebäude der inländiſchen Stiftungen, ®emein- 
den und anderen Gorporationen und Privaten, namentlich der 
Butsherren, welche zu öffentlihen Zweden beftimmt find, ohne 
denjelben einen öfonomiihen Nutzen abzumwerfen, als Kirchen 
und Schulen, Kirchen» und Thorthürme, PBfarrhäufer und 
Schullchrerwohnungen mit Zugehörden an Scheunen und 
Stallungen, Wafhhäufern u. ſ. w., Rathhäufer, Gefängniffe, 
Thor: und Wacht-, auch Schießhäuſer, Beuerfprigenhäufer, 
Spital, Armen: und Stranfenhäufer, wenn aud neben ihrer 
Hauptbeftimmung als öffentlicher Gebäude einzelne Theile der— 
jelben eine wirthfchaftlihe Bejtimmung haben. 3) 

5) Sämmtlihe, als Befoldung verliehene, Grundftüde und 
Gefälle der für den Staatsdienſt angejtellten Beamten, fo wie 
der Kirhendiener (zu welden jedoch die Mepner und Orga— 
niften nicht gehören d)) und der Schuldiener, welche mit der 
Befoldungsjteuer betroffen werden. 

6) Die Wege, Straßen, Markt- und andere öffentliche Plaͤtze, 
Spaziergänge, Begräbnißpläße ıc. 

Dagegen ift nun die früher bejtandene Freiheit der adellgen 
Eclöfier und Schloßgärten ꝛc. aufgehoben. 5) 


1) Steuercataſtergeſetz $. 3. 

2) Bon dieſer gefeglichen Steuerfreibeit pflegt die Finanzverwaltung in den 
Fällen feinen Gebrauch zu machen, wenn fte bei Gantungen bürgerliche 
Güter erwirbt, welche in der Negel bald wieder veräußert werben. Fin.⸗ 
Min. Erlaß vom 5. Novbr. 1825. Dies war im Allgemeinen Rechtens 
nah Comm.O. V. 1. $. 2. zu Guniten der Landſchaft gegenüber den 
fürftlihen Domainen, ift aber in diefer Beziehung jegt ohne Bedeutung, 
da fonft die vom Staate erworbenen Güter ıc. überhaupt aus der Steuer 
fommen und fomit ben Amtscorporationen ꝛc. nicht mehr aufgerechnet 
werben. 

3) Geb. Cat. Inſtr. F. 2. Als Gebäude, welche in biefe Glaffe nicht gehören, 
find daſelbſt namentlich benannt: Fleiſchbanken, Kornhäufer, Communs 
fruchtvorrathefäften, Salzitabel, Holzmagazine, Keltern, Bad: und Brenn: 
öfen, Babhäufer und Maiereigebände, Gemeinbewafchhäufer u. dergl., fo 
wie die Mohnungen ber Verwalter und DOffizialen, der Gommunbiener, 
Hirten, Kleemeifter ꝛc.; ferner die Gebaͤude, welche der Staat gegen einen 
an die Gemeinden ıc. erftatteten Miethzins für öffentliche Zwecke bemügt. 
a. a. O. $. 3. 


4) Geb.Gat.Inftr. $. 2. und Steuercolleg.Acten Mofer S. 1298. 
5) Geſetz vom 18. Juni 1849. Art. 4. 
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Das im Lande gelegene fteuerbare Vermögen der Ausländer 
genießt in gleicher Weije, wie das der Inländer, den Schub des 
Staats, und wird daher auch in Bezug auf die Steuer nach den- 
jelben Grundfägen behandelt.) Bon diefer Regel findet aus dem 
Grunde der Gegenfeitigfeit dermalen nur eine Ausnahme Statt bei 
dem Grundeigenthum bayrijcher Pfarreien, welche in der Art, wie 
die zu $. 209. genannten, fteuerfrei gelaffen werden.2) Dagegen 
find namentlih aud die von Ausländern im hiefigen Rande betrie- 
benen Gewerbe, der Staatsfteuer unterworfen und die Ortsbehörden 
berechtigt, auh im Ausland angejefene Gewerbende, welche vor—⸗ 
übergehende Gefhäfte in Württemberg mahen, 3. B. Bauaccorde 
übernehmen, nad) der Dauer ihred Gewerbebetriebes mit einem ver: 
hiltnipmäßigen Gewerbejteueranfage beizuziehen, wenn jene anders 
nicht nachweiſen, daß dieffeitige Unterthanen in ihrem Lande in 
folhen Fällen freigelaffen werden, 3) wie dies 3. B. in Bayern 
zutrifft. 

1) Steuercat. Geſetz $. 4. 


2) Stenercolleg. Erlaß vom 28. April 1829. 
3) Erlaß des Stenercolleg. vom 31. Mai 1845. 


§. 211. 


Hinfihtlih der Bertheilung der Steuergegenftände unter bie 
verfchievenen Corporationen und Gemeinden hatte ſchon die ältere 
Geſetzgebung die Regel aufgeftellt, daß jedes fteuerbare Objert von 
derjenigen Gemeinde zu befteuern fey, in deren Marfung es ge 
legen, !) und es ift diefer aus der geſetzlich ausgeſprochenen Identi— 
tät des Gemeinde: und ded Marfungsverbandes (Verw.Edict $. 3.) 
fich ergebente Grundfag aud bei Aufnahme des dermaligen Steuer: 
catajterd im Allgemeinen befolgt werden. Indeſſen gab es von 
jeher nicht nur einzelne durch Vertrag oder andere privatrehtliche 
Titel gegründete Ausnahmen, fondern ed ward auch geſetzlich zuge: 
laffen, daß der ganze auf verfihiedenen Marfungen zerftreute Com: 
pler eines Lehengutes von einer Gemeinde, und zwar von ders 
jenigen, auf deren Marfung der größere Theil des Guts gelegen, 
bejteuert werde. 2) Sodann beftand überhaupt zuweilen, namentlich 
in Neuwürttemberg, häufig die öffentlich rechtliche Einrichtung, daß 
das gefammte Vermögen eined Bürgers ohne Nüdfiht darauf, wo 
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folched gelegen, von derjenigen Gemeinde zu befteuern war, in wel 
her er anfäßig war. (Befteurung nad dem Heerde.) 

Auf die Befeitigung dieſer Ausnahmen und auf Bereinigung 
der Steuer: mit der Markungsgränze wurde indeß fowohl bei der 
Aufnahme des proviforischen Gatajterd, als namentlich bei der Her- 
ftellung des PBrimärcatafterd unter Vorbehalt einer durch Geſetz 
fünftig etwa erfolgenden, anderweitigen Anordnung duch die Steuers 
commiffäre und Oberämter im Vergleichswege hingewirft und Diele 
Bereinigung theild durch nach dem bisherigen Ertrag an Gemeindes 
fteuer bemeffene Geldabfindungen, theild durch Abtretung entiprechen- 
der Gutsflächen bewerfftelligt. Es wurden ferner die Staatäfteuers 
gränzen mit denjenigen für Amts- und Gemeindeumlagen vereinigt, 
wenn nur in Bezug auf jene eine Abweichung von der Markungss 
gränze beftand, da in diefem Fall die Gemeinde, der ein Steuerrecht 
außerhalb ihrer Marfung zujtand, nichts verlieren konnte, indem 
ihr felbft auch von Staats- und Amtscorporationswegen die be- 
treffenden Objecte aus der Steuer genommen und auf die Mar: 
fungsgemeinde übertragen wurden; endlih wurde der Grundſatz 
ausgeiprohen, daß die Güter, welche einmal einer beftimmten Ge- 
meinde zur Beiteurung zugewiejen jeyen, auch bei diefer ungeachtet 
eined Wechſels der Angehörigfeit des Befigers zu bleiben haben. 3) 
Eo weit hiedurch eine Wereinigung nicht erzielt werden fonnte, 
wurden die hinfichtlih der Lehen und ſonſt unwiderjpredlich und 
unausdgefegt beftandenen Ausnahmen bis auf Weiteres beftehen ge— 
laſſen, ) und in den Primärcataftern und Charten jedes Orts, fo- 
wohl die zur Marfung, ald zum Steuerdiftrift gehörigen einzelnen 
Güter aufgenommen und berechnet. 

Bezüglih der hienach noch fortbeftehenden Abweichungen der 
Steuer- und der Markungsgränze iſt Folgendes beftimmt 5): 1) Die 
Verſuche, eine gütlihe Uebereinkunft über die Beſeitigung derfelben 
herbeizuführen, find bei jedem geeigneten Anlaffe dur die Ober- 
Amter, unter etwaiger Beihülfe von Steuercommiffären, wieder auf: 
zunehmen. Die Verhandlungen werden zwedmäßig zunächft mit 
einigen Deputirten jeder betheiligten Gemeinde vorgenommen; eine 
Mitwirfung der einzelnen Gutsbefiger und der Gefällberechtigten 
ift nicht erforderlih. Das Oberamt hat unter Zuhülfenahme der 
Zandesvermeffungsacten die der Ausgleihung unterliegenden Objecte 
auszumitteln. Zunaäͤchſt ift auf gegenfeitige Aufhebung des in jede 
Markung wecjelfeitig übergreifenden Beſteurungsrechts hinzuwirfen. 
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Für die Etnatöfteuer und die Amtsanlagen fann von der bisher 
befteuernden Gemeinde eine Entſchädigung nicht gefordert werden, da 
diejelben dieſer Gemeinde felbft von den abgetretenen Objecten nicht 
mehr aufgerechnet werden; wird aber eine Entſchädigung für den 
durd die Abtretung für eine Gemeinde entftehenden Verluft an dem 
zu ®emeindeanlagen pflichtigen Steuervermögen angefprochen und 
als rechtlich begründet erfunden, fo ift ſolche zunäcft durch Abtre— 
tung oder Austaufch ‚von Befteurungsobjeeten, namentlich jolchen, 
die fih im Befige von Angehörigen der zu entjchädigenden Gemeinde 
befinden, zu vermitteln und auf eine Geldausgleihung nur dann 
hinzuwirfen, wenn der Naturausgleihung örtlihe und andere Ber: 
bältniffe entgegenftehen. Wird als Geldentihädigung eine jährliche 
Rente ausgemittelt, fo ift zugleich feftfegen zu laffen, daß und in 
welchem Mapftabe fie ablösbar fey. — Es ift war darauf Bedacht 
zu nehmen, daß auch das Weider, Zehnt⸗ ıc. Recht zugleich mit dem 
Markungsrecht verbunden bleiben, doc ijt hievon die Uebereinfunft 
über Bereinigung des Beſteurungsrechts mit dem Markungsrecht nicht 
abhängig zu mahen. — Zur Gültigfeit der Uebereinkunft gehört 
nebft der Zuftimmung beider Gemeindecollegien ter betheiligten Ge— 
meinden die Genehmigung der Kreißregierung. — 2) In Ermang— 
lung eines gütlihen Webereinfommend bleibt es der Commiſſion zu 
Bereinigung des Gemeindeverbands (jonft der Kreisregierung) vor: 
behalten, zu prüfen, ob nicht nach den Verhältniffen des einzelnen 
Falles Grund vorhanden jey, nah Maßgabe der beitehenden Ger 
jege eine Abinderung des dermaligen Zuſtandes zu verfügen. ine 
ſolche Verfügung it jedenfalls ausgefchloffen, wenn das Beſteurungs— 
recht in fremder Marfung auf einem privatrechtlichen Titel beruht; 
ein folcher ijt aber namentlih da nicht vorhanden, wo jened Recht 
lediglich als die Folge Älterer, durd die neue ©efepgebung auf: 
gehobener Verwaltungs oder Befteurungsnormen ſich darjtellt. — 
Wann dagezen eine folhe Verfügung wirflib Pla greift und wie 
es in ſolchem Falle bezüglih der Entſchaͤdigungsfrage zu halten fey, 
ijt nicht nüher bejtimmt. 6) — Der Vollzug der durch Mebereinfunft 
oder durch Erfenntniß beſchloſſenen Gatajteränderungen ift je mit 
dem Anfange des nächſten Steuerjahrs einzuleiten. 


1) Stenerinfir. vom 24. Jan. 1713. $. 5. 

2) Inftr. vom 19. April 1728. $. 18. 

3) Inſtr. für das Primärcatafterburean vom 28. Juli 1830. $. 35 — 40. 
Verfügung des Min. des Innern und der Finanzen vom 18. Juli 1840. 
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4) Erlaß des Stenereolleg. vom 1. Oct. 1825. Ein bei den Ständen eins 
gebrachter Gejehesentwurf (Verb. der Abg. von 1835. Bb. 3. ©. 1.), 
welcher eine burchgängige Gleichſtellung der Marfungse: und Steuergräns 
zen beabfichtigte, Fam bei dem Miderfpruch in ber Kammer der Standes: 
herren, welche zu großen Eingriff in Privatrechte und in die Rechte der 
Gemeinden in den angetragenen Beftimmungen fah, nicht zu Stande. 
Verh. von 1836. 2. Beil. Heft S. 46. 

5) Inſtr. vom 18. Juli 1840 und Bollzieh.Inftr. zu dem Geſetze über Aus: 
behnung des Gemeindeverbands auf die bisher eremten Befipungen x. 
vom 8. Sept. 1849. $. 34. — 41. 

6) Es wirb dabei wefentlih auch darauf anfemmen, ob die von einer andern 
Gemeinde befteuerten Güter nicht wenigftens an den Marfungslaften ihrer 
Markung Theil zu nehmen hatten, indem namentlich bei ber Krohnleiftung 
ber ganze Güterbefig eines Bürgers in Betracht gezogen wurde; eine 
doppelte Beiziehung derfelben in der Steuer: und in per Marfungsgemeinde 
wäre jedenfalls ungerechtfertigt. 
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Jede der Steuerquellen ($. 205.) und zwar die Gefälle in 
Verbindung mit der Grundſteuer ald deren ergängender Theil bildet 
für fi ein Ganzes nicht nur dadurch, daß für jede derjelben hin— 
fichtlich der Art und Weife der Berechnung des der Steuer zu Grunde 
liegenden Betrages befondere, der Natur diefer verfchiedenen Objecte 
angemeffene, Normen fejtgefegt find, jondern auch, indem an dem 
Gelammtbetrag der directen Etaatsfteuern jeder der drei Steuer: 
quellen eine gejeglich bejtimmte Duote zum Voraus für fich zuges 
wieſen ijt,1) jo daß auch die auf eine Amtscorporation ausgefchries 
bene Staatsſteuer — diefem Duotenverhältniß entſprechend — auf 
das Grund-, Gebäudes und Gewerbecatafter des Oberamts je ab- 
gefondert vertheilt, und daß die jere Gemeinde treffende Quote 
ebenjo abgejondert auf das Grund», Gebäudes und Gemwerbecatafter 
des Orts und jedes einzelnen Steuerpflidtigen vertheilt wird. 2) 


1) Steuercataft.Gefeb $. 5. Nach dem Negierungsentwurf follte zuerft der 
Gefammtertrag der drei verfchiedenen Gattungen von Stewerobjecten er: 
mittelt und hienach die Staatsftener repartirt werben; es wurde aber ein— 
gewendet, daß biefer Ertrag im richtigen Verhältniffe zu einander (naments 
lich zwifchen Güterertrag und Gewerbegewinn) nicht genau auszumitteln 
fey und daß, wenn Unterfchlagungen von flenerbaren Gegenftänden vors 
fommen (was nur beim Gewerbecatafler denkbar iſt), dies nur auf bie 
Steuer gleicher Gattung einwirken fönne, wenn der Betreff jeder Gattung 
zum Voraus beftimmt fey. Dieſes vorausbeftimmte Verhältnig wurbe nach 
allgemeinen Anhaltspunften ausgemittelt. 

2) Bon der gefammten landftändifch verwilligten directen Staatsfteuerfumme 
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fommt nad dem Gefege auf das Landescatafter an Gebäuden ',,, an 
Gewerben %, und an Grundeigenthum und Gefällen '"),.,. Der hienach 
ermittelte Betreff jedes diefer befonderen Stemercatafter an ber jeweiligen 
Gefammtftener wird nun auf bie Oberimter nach ihrem Betreffe an der 
Landesratafterfumme jeder Gattung auegetheilt, und ebenfo von ber Amts: 
förperfchaft auf die einzelnen @cmeinden, fo daß z. B., wenn es einen 
Bezirk mit 3000 fl. Gewerbecatafter 2500 fl. Gewerbefleuer trifft, eine 
Gemeinde mit 400 fl. Gewerbecatafter 333 fl. 20 fr. an Gewerbeſteuer zu 
zahlen hat, woran es z. B. einen einzelnen Gewerbsmann mit 20 fl. 
Gewerbecatafter 16 fl. 40 Er. trifft. 


I) Bon dem Grund» und Gefällfteuercatafter. 


a) Oberamtscatafter. 
$. 213. 


Die Grundlage der Vertheilung der auf das Grund» und 
Gefaͤllcataſter fallenden Quote der Gefammtftaatsfteuer auf die ein— 
zelnen Amtscorporationen und von dieſen auf die einzelnen Ge: 
meinden bildet das in Folge des Gefeges von 1821 durd Kreis— 
und Oberamtöfteuercommiffäre aufgenommene und durd die fpäteren 
Revifionen berichtigte Reichs- und das Dberamtsgrundcatafter. 
Bei Aufnahme diefes Eatafterd, welches den reinen Ertrag der 
Ortsmarkungen im Ganzen, abgeihägt nah Fluren und Ge— 
wanden, darlegen foll, wurde 1) der Umfang eines Marfungs- 
oder Steuerwerbandes ($. 211.) aus bereits vorliegenden Vermeſ— 
fungen und Beſchreibungen, oder durch annähernde geometrifche 
Abfhägungen nah Bezirten und Gewänden und ebenjo 2) der be 
fondere Umfang einer jeden Eulturart und eined jeden Gewandes 
erhoben; 3) jede Gulturart in gewiffe Unterabtheilungen gebracht, 
namentlih a) die Aecker in zelglich gebaute, Wechſelfelder und ganz 
ungebaute; b) die Wiefen in zweimädige, einmädige und Holzwielen ; 
c) die Gärten in Gemüfer, Gras- und Obſtgärten; d) die Wein 
berge zweifach, nad der Größe des Ertrags (von 1 Eimer an je 
um 4 Imi weiter) und nad) der Güte des Produfts; e) die Wal- 
dungen in Hochwaldungen nach den verjhiedenen Holsgattungen, 
Niederwaldungen, gemifchte Beitände, unbeftodte; f) die MWeiden in 
fotche mit Objtbäumen oder mit Holz bewachfen und in bloß Gras 
tragende unterfchieden. 4) Alle Gewande der Haupteulturarten 
wurden hierauf nad ihrem Verhaͤltniß zu einander in Bezug auf 
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Ertragsfähigfeit in Abftufungen oder Elaffen von I. auffteigend ges 
bracht; fofort 5) bei jedem Gewande der wirflihe NRohertrag eines 
Morgens, bei Aeckern unter Vergleihung mit dem Anfchlag und Ers 
trag des Zehnten gejhägt und dann auf die ganze Morgenzahl 
eined Gewandes ausgerechnet. 6) In gleicher Weije wurden jodann 
die gefeglih in gewiffen Verhältnißzahlen zu dem. Rohertrag von 
diefem abzuziehenden Eulturfoften in der Art gefchägt, daß für jedes 
Gewand der Quotient bejtimmt wurde, welder vom Rohertrag abzus 
ziehen wäre. 7) Die auf den Gütern eined Markungs- oder Steuers 
verbandes ruhenden Reallaften wurden nad ihrem jährlichen Ber 
trag aus den vorhandenen Dofumenten fowohl zum Behuf des 
Sefällcatafterd, ald für den Abzug vom Outsertrag erhoben, diefer 
Abzug felbft aber nur im Ganzen an dem Grundcataſter einer 
Markung gemacht. 

Die Ergebniſſe dieſer Arbeiten wurden in Flaͤchentabellen, jos 
dann in den Einfhägungsprotofolfen und in Tabellen über die Ein— 
fhyägung, woraus bei jeder Ertragsclaffe und jomit für jedes in 
diefe Elafie gehörige Gewand der Rohertrag, der Eulturfoftenbetrag 
und der Reinertrag im Ganzen und je auf einen Morgen zu erfehen 
iſt (Refultatstabellen), niedergelegt, fofort eine Ausrehnung des 
gelammten Grunpdfteuervermögens jedes Orts gefertigt, 1) welche das 
Gatafter bildet. Hiezu fommt das Verzeihniß der verjdiiedenen in 
jeder Gemeinde befindlichen Gefällberechtigten 'mit dem KReinertrag 
ihrer Gefälle. Der Gefammtjumme eines Oberamts, welde ſich aus 
der Zufammenftelung Ddiefer Berechnungen und nach der Prüfung 
durh die Amtöverfammlung ergab, wurden endlih in Folge der 
Vergleihung des Einhägungsrefultats verfchiedener Oberämter ges 
wife Summen im Oanzen bald zugelegt, bald abgerechnet. — Die 
Akten über dieſes Bataftergefchäft find überall bei den Oberämtern 
niedergeiegt. 

Die Summen, die durd diefe ataftrirung erhoben wurden, 
find jedoch Feineswegs unveränderlich; vielmehr treten in gewiſſen 
Fällen ($. 234.) Berminderungen oder VBermehrungen und fomit 
Beränderungen in der Grundlage der Steuervertheilung ein. Für 
dieſe Fälle ift nöthig, die jegt noch praftiihen Normen näher fennen 
zu lernen, nach welden die einzelnen Objecte der Grund» und Ges 
fällfteuer für die Steuer gegenüber vom Staate und vom Bezirfe 
in Berehnung genommen werden. 


4) Das Grundeigenthum und bie Gefälle der nicht im Gemeindeverbande 
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ſtehenden Gutsbeſitzer wurden von dem örtlichen Cataſter am Schluſſe ab⸗ 
gezogen und dann ein ſpezielles Cataſter für jede Standes- und Grund⸗ 
berrfchaft, welches die fämmtlichen in einem Oberamt gelegenen Befigungen 
derſelben umfaßt, gebildet. Diefe befonderen Gatafter haben jetzt auf: 
gehört und die darin enthaltenen Steuercatafterfummen wurden benjenigen 
Gemeinden zugelegt, in deren Verband die betreffenden Güter eingetheilt 
worben find, 


§. 214. 


Bei neu einzufchägenden Gütern fann 1) die Größe, nach— 
dem num überall die Kandesvermefiung vollzogen ift, am fiderften 
aus dem PBrimärcatafter erhoben werden. NRüdfichtlih der Ertrag s— 
einſchätzung aber ift 2) der gegenwärtige ulturzujtand des Gute 
anzunehmen, wobei jedoch Neugereuthe in Weinbergen, welche zus 
weilen bis zur Wiederbeftofung mit andern Gewächſen gebaut wer— 
den, zu den Weinbergen zu rechnen und Wechjelfelder, weldie der: 
malen ungebaut find, deshalb nicht zu den ganz ungebauten Yedern 
zu zählen find.) 3) Der Einfhägung jelbft werden die Cataſter— 
aften, namentlih die Gewandeeintheilungs+ und Einihägungs- 
protofolle, fowie die Rejultatötabellen zu Grunde gelegt. 2) Es iſt 
biebei ter wirflihe Ertrag, d. h. Terjenige ind Auge zu faffen, den 
dad Gut nad termaligem Gulturftand und der ortsüblihen Bes 
bauungsart nad dem Durcfchnitt mehrerer Jahre oder in einem 
mittelmäßig ergiebigen Jahr gewährt.3) Sodann wird jchon bei 
Schägung des Rohertrags der in Natur oder in einem veränders 
liben Geldfurrogat zu reihende Zehnten abgezogen, dagegen der 
Anjchlag bei zehntfreien oder mit einem unveränderlichen Surrogat 
belafteten Gütern um ein Neuntheil des Rohertrags erhöht. 4) So— 
fort ift a) bei neu einzufchägenden Aeckern, Wiejen und Weinbergen 
darauf zu ſehen, ob nicht nah Rohertrag und Eulturaufmand ähn- 
liche jchon früher eingefchägte Güter vorhanden find, worauf die 
bei diejen angewendete Glafje auch bei jenen anzuwenden ift; wo 
dergleichen nicht vorhanden find, ift der Rohertrag und Gulturaufs 
wand zu ſchätzen und je nach dem Ergebniffe find die Güter in eine 
der bei der Cataſteraufnahme fejtgefegten Claſſen einzutheilen. 5) Aus 
der Natur der Sache folgt, daß es bei dieſen Schägungen zunächft 
auf ein richtiged Verhältnig zu den ſchon eingefhägten Gütern ans 
fommt. Was hiebei «) namentlid die Aecker betrifft, fo ift, wenn 
die Bebauung in einer gewiffen fejtbeftimmten Rotation, 3. B. in 
der zelglichen, geihieht, der Ertrag auf Die ganze NRotationsperiode 
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zu ſchätzen und dann der Durcfihnitt von einem Jahr zu berechnen, 
Die Zahl der Morgen des neu einzufhägenden Feldes, welche im 
Durchſchnitt jährlih mit Brachgewächſen eingebaut zu werben pflegt, 
ift zu erheben und dann für den Bradhanbau in der Regel bei der 
Dreifelderwirthfchaft ald Neinertrag Calfo ſchon mit Abzug der Eultur- 
foften bei der Brache) eine Zulage von des Rohertrags des 
Sommerfeldes, wenn aber diefer in Gerfte oder Waizen bejteht, von 
7, zuzurechnen; bei einer andern Rotation aber wird der Brachertrag 
dur alle Theile abgefhägt und der Jahresdurchſchnitt ausgemittelt.6) 
Findet aber feine feite Rotation Statt, fo ift der Ertrag nad der in 
jedem Gewande vorherrfchenden Bebauungsart zu fhägen.”) Ferner 
ift nicht bloß der Hauptertrag in Körnern, fondern auch der Neben 
ertrag an Stroh, ſchwachen Früdten, Brütd ꝛc. Gegenftand der 
Schägung.d) Die Naturalien find nah ihrem für den Verkauf 
reifen Zuftande in geleglih beftimmten Preiſen zu Geld zu beredhs 
nen.?) — 8) Bei der Schägung des Rohertrags der Wiefen (und 
reinen Grasgärten) fommt e8 auf die Lage und Bodenbeichaffenheit, 
Gelegenheit zur Bewäflerung, oder Gefahr der Ueberſchwemmung an. 
Bei Wiefen, welche für gewöhnlich einen dritten Schnitt gewähren, 
ift der Ertrag bievon in Gentnern berechnet dem Heu- und Oehmd⸗ 
ertrag zuzulegen. Der gefeglih zu 30 — 40 fr. feftgefegte Preis 
des Heued per Gentner ift innerhalb dieſes Rahmens nad Güte 
des Heued und Mbfaggelegenheit zu bemeſſen. Wiefen, welche 
zum Theil oder ganz mit Waldbäumen bewadlen find — Holz- 
wiefen — find, wenn fie dem Forftbanne unterworfen find, nad 
der ihnen in den forftamtliden Ordnungs- und Tarationsregiftern 
beigelegten Ertragseigenfchaft aufzunehmen; außerdem findet eine 
Schägung nah dem Berhältniß ähnlicher Waldbeftände Statt. 10) 
„) Bei Einfhägung der Weinberge ift eine Erfahrung von 
20 Jahren zu Hülfe zu nehmen, over es ift jedenfalls ein Jahr 
anzunehmen, das der Duantität nach einen mittleren Ertrag gewährt 
bat. Rüdfichtlih des Preiſes aber ift derfelbe, innerhalb des geſetz⸗ 
lihen Rahmens von 32 und 8 fl. per Eimer ſich haltende Mittel- 
preis anzunehmen, der bei der Gatafteraufnahme in einem Ort zu 
Grunde gelegt wurde und von weldem fofort je nad) der Güte des 
Produkts. aufs oder abgeftiegen wird. Die in Weinbergen regels 
mäßig Statt habenden Nebenpflanzungen, wenn ſolche nad den 
Normalpreifen wenigftens 1 fl. jährlich betragen, werden nad einer 
allgemeinen Schägung mit 1—4 fl. per Morgen dem Weinberg» 
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ertrag zugelegt. Bei den zu andern Culturarten verwendeten Wein- 
bergen find die ihrer Bebauungsart entfprechenden Normen der Aeder- 
und Wiefeneinfhägung anzuwenden, wenn nicht die anderweitige 
Pflanzung bloß zur VBerjüngung oder neuen Anlegung geichieht. 11) — 
b) Mit Obftbäumen befegte Wieſen und Grasgärten (Baumgüter) 
werden nad Kaufpreifen oder Theilungsanfchlägen gefhägt und nad 
dem Berhältniffe des Reinertragd von Futterwiefen von gleichem 
Kaufpreife in die Steuer gelegt, fo daß, wenn der Reinertrag der 
höchſten Wiefenclaffe dem Kaufpreife jener Baumgüter noch nicht 
gleihlommt, eine entivrechende Zulage Statt findet. Auf ganz gleiche 
Meife werden Gemüfegärten und Länder im Verhältniß zu den 
Aeckern eingefhägt 1?) vergl. Note 19. — c) Bei Waldungen 
ift das betreffende K. Forftamt um Mittheilung einer Ertragsfhäsung 
zu erfuhen, woraus gemäß dem Ordnungs- und Tarationsregifter 
das innerhalb einer Hauptnußgungsperiode zum Hieb kommende 
Brenn und Nugholz erfihtlih iſt. Hinſichtlich des Holzanſchlags 
find die im Jahr 1823 erhobenen Nevierpreife zu 2, anzumenden, 
ohne das Macherlohn miteinzurechnen. In der Regel wird der Holz- 
ertrag nicht nah Baus, Nutz- und Brennholz ꝛc. abgetheilt, fondern 
ed wird das Ganze ald Scheiterhofz berechnet. Für den Nebenertrag 
an Eichen, Bucheln, Gras, Harz, Streu, Laub und Weide, wie 
er nach dem Durchſchnitt von einer Hauptnugungsperiode zur andern 
Statt finden mag, ift je nad der Beihaffenheit des Diftrifts und 
den örtlihen Berhältniffen bei Raubwaldungen 24— 48 fr., bei 
Nadelwaldungen 12 — 24 fr. per Morgen beſonders zu rechnen. 13) — 
d) Weiden, welde ein beftimmtes Areal haben, werden im Ver: 
hältniß zu der geringften Claſſe der Wiefen angefchlagen, oder ift 
überhaupt ein Geldanfag nad dem Werthe des jührlih erzeugten 
MWeidefutterd zu beftimmen. Der befondere Ertrag der mit Obft- 
bäumen befegten oder zur Holznugung beftimmten Weiden ift nad) 
der bei den Baum» und Holzwiefen angegebenen Art zu berüds 
fihtigen. 1) Hieher gehört auch der Weidegenuß von einmädigen 
Miefen, welche ohne Beweidung zweimal zu mähen wären, und das 
Meidereht in fremden Waldungen, welches nah Berhältniß des 
Areald oder des MWeidviches befteuert wird. 15) Dagegen werden 
Schafweidenugungen von Gemeinden und PBrivatperfonen ohne 
Rüdfiht auf ein beftimmtes Areal fo eingefchägt, daß die Zahl von 
Stüden, welde eine Schafweide, ausſchließlich der Freifchafe für den 
Geiftlihen und Schullehrer, erträgt, fowie das jährliche Weidgeld 


— 268 — 


und der Pförchwerth, oder der Werth des während der Pförchzeit 
des Nachts im Stall erzeugten Düngers erhoben wird, von dem Ber 
trag der beiden legten Summen der Werth, welchen die bereits 
bejonders befteuerten eigentlihen Weidepläge für den Pächter haben, 
und der Werth von den einem Pächter überlaffenen Gebäuden und 
Grundftüden abgezogen, der hienach fich ergebende Neinertrag auf 
ein Stüd Schaf repartirt und hierauf nad Berhältniß anderer 
Gatafter ein Anfap von 6 — 30 fr. für jedes Schaf, ohne Unters 
hied von jungen und alten, wozu der Weideinhaber berechtigt ift, 
gemacht wird. In Beziehung auf die Anzahl der Schafe gilt der 
Befig von den legten 3 Jahren und bei ungleihem Ertrag ein 
Jahresdurchſchnitt. Sind Sommer: und Winterweide hierin vers 
ſchieden, fo wird die Zahl nach der vworzüglicheren von beiden ber 
ftimmt. Bei felbft benügten Weiden ift der Ertrag an Weidegeld, 
Pförch und Dünger nad) Abzug des Aufwandes, wozu nament- 
ih audy die Unterhaltung der Pförhfarren und Hurden und die 
Derföftigung der Schäfer und ihrer Hunde gehört, auf gleiche Weife 
oder nad denjenigen ähnlicher Weiden zu beftimmen. Iſt ein Ueber: 
triebSrecht abgefauft worden, fo ift anzugeben, um wie viele Stüde 
fih die weidende Schafanzahl vermehre. 15) — e) Steinbrüde, 
Erz, Thon, Sand» und Mergelgruben, Torffelder und Steinfohlen- 
gruben, Weiher, Seeen und Fifhwaffer find mit ?/, ihres aus den 
vorangegangenen 5 — 6 Jahren erhobenen Pachtwerthes aufzus 
nehmen. 1) — 4) Soweit nit ſchon in vorbefchriebener Schägung 
der Eulturaufwand berüdfichtigt ift Calfo in den Fällen zu a. 
und c.), muß auch diefer noch Behufd der Ermittlung der geeigneten 
Reinertragsclaffe für die neu einzufchägenden Güter gefhägt werden. 
Diefer Aufwand, welder die Koften für Unterhaltung, Düngung 
und jährlihe Bebauung, Ausſaat, Beftodung und Verjüngung 
der Meinberge, Einführung, Magazinirung und Ausdreſchen ver 
Produkte begreift, wird a) bei Aeckern, Wiefen und Weinbergen in 
gewiffen Duotienten ded Rohertrags abgezogen und zwar «) bei 
Aedern mit ”/, bis °%%,, fo daß als Reinertrag jedenfalls bleibt %, 
bis °%,. Der Bracdeinbau wird hiebei nicht berüdfichtigt, weil deffen 
Koften ſchon bei der erften Schägung abgezogen find. 6) Bei Wiefen 
mit bis *,, fo daß Reinertrag bleibt ’/, bis *%,. 7) Bei Weins 
bergen mit ?/, bis %,, daher Reinertrag übrig bleibt %, bis *%. 
Innerhalb diefes Rahmens wird der abzuziehende Duotient nad) 
Verichievenheit der Lage, des Bodens, des Elima, des Bedarfs an 
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Saatfrucht und Dünger beſtimmt. Die Berechnung ſelbſt geſchieht 
dadurch, daß der wirkliche Culturaufwand nach der ortsüblichen 
Bebauungsweiſe geſchätzt wird, wobei die bei dem Rohertrag an- 
gewendeten Naturalienpreife und fonft die örtlichen Preife und Taren, 
je um ', ermäßigt, zu Grunde gelegt werden. Bleibt der Eultur- 
aufwand unter dem feftgefepten höchſten Quotienten zu dem Roh- 
ertrag, fo wird er in derjenigen Achteldquote abgezogen, welche fid 
der angeftellten Berechnung des wirflihen Aufwandes am meiften 
nühert, bei gleiher Entfernung zwifchen zwei Duoten in der niedri- 
geren. — b) Bei Waldungen wird der Gulturaufivand, wie der 
Nohertrag von Forftleuten geſchätzt, wobei aber für Fällen, Auf 
mahen und Wegführen, auch für den Forftihug nichts berechnet 
werden darf, da hierauf fchon bei der Rohertragsfhägung Nüdficht 
genommen ift. 13) — 5) Iſt fo diejenige der ſchon früher angenoms 
menen Claſſen ausgemittelt, in welche ein neu einzufhägendeds Gut 
gehört, oder in vorftehender Weife der wirkliche Reinertrag erhoben, 
fo ift der Steueranidlag dadurch auszumitteln, daß der nad 
jener Claſſe angenommene Geldanfag, beziehungsweife dieſer neu 
berehnete Reinertrag in demfelben Verhältniſſe erhöht oder ver: 
mindert wird, in welchem die Gatafterfumme jeder Gulturart für 
das ganze Oberamt im Ganzen feit 1826 auf 27 erhöht oder ver: 
mindert ($. 213. am Schluß), oder durch Amtsverfammlungsbeichluß 
überhaupt geändert worden ift. 19) — 6) Endlich ift der Geldbetrag 
der auf den neu eingeſchätzten Gütern ruhenden Reallaften zu 
ermitteln und am Steueranfhlag in Abzug zu bringen. Hieher ges 
hören alle diejenigen Leiſtungen an Abgaben, Dienftbarkfeiten ıc., 
welche in jährlichen oder nad gewiſſen Rotationen wiederfehrenden, 
beftimmten oder wandelbaren Summen, fie mögen auf dem Rob: 
oder Neinertrag haften, entweder von dem Gutsertrag unmittelbar 
abgehen, oder wenigftend in Bezug auf den Befig einer Sache von 
Deren Befiger einem Dritten geleiftet werden müffen, namentlich Güls 
ten, Zinfen, Theilabgaben, Holigerechtigfeiten. Dagegen gehören 
nicht hieher und find daher vom Abzug ausgeſchloſſen: a) Laudemials 
gebühren und Handlöhne; b) die Zehntlaft nad oben Pit. 3. 
Eben fo wenig gehören dahin Uferbaufoften, Wegunterhaltungse 
foften ıc. Die Reallaften werden, wenn fie unveränderlih find, 
in ihrem jährlichen Betrage, wenn fie aber dem Betrage nad wandel⸗ 
bar, nad einem neunjährigen Durchfchnitt aufgenommen. Dagegen 
werden von den abzuziehenden Reallaften felbft wieder die damit 


— 237 — 


verbundenen Gegenbezüge abgerechnet. Die Naturallaften werden 
in denfelben Preiſen, wie fie bei der Ertragsihägung angenommen 
worden, 22) oder wo fie nad lagerbücdlich oder obfervanzmäßigen 
Preifen in Geld entrichtet werden, nad diefen berechnet. — Der 
fih hienach ergebende Betrag der auf den neu eingejchägten Gütern 
baftenden Reallaften ijt bei firen und nah dem wahren Betrag 
erhobenen unſtändigen Laften zu *%,, Dagegen find unveränderliche 
Zehntfurrogate und Theilabgaben mit dem vollen Betrag an dem 
geihägten Ertrag abzuziehen. 21) 


1) Grundeat. Inſtr. $. 8. 

2) Anleitung zur @ataftrirung ber bei dem Grund» und Gefällcatafler von 
1823 ab⸗ und zufommenden Objecte vom März 1829 auf 38. 

3) Cat. Gefeg $. 18. Grundeat. Inſtr. $. 38. 

4) Grundeat. Iuſtr. $. 18. 40. 47. 54. Bei Weinbergen wird auch die Ab—⸗ 
gabe an Kelterwein fchon hier abgezogen. 

5) Angef. Anleitung $. 5. Grundeat. Inſtr. $. 40. 

6) Vorſchrift vom 14. Der. 1822. Mofer ©. 1262. 

7) Grundeat. Inſtr. $. 40. 

8) a. a. D. $. 41. Nngef. Anleitung $. 5. 

9) Cat. Geſetz $. 19. Inſtr. $. 44. Die Preife find: 1 Scheffel Waizen: 
förner 5 fl. 48 fr., Noggenförner 5 fl., Gerftenförner 4 fl. 12 fr., Dinfel 
3f., Haber 2 fl. Das Schwache kei den glatten Früchten ift in ans 
gemeflenem BVerhältnig zu den Preifen der Körner in Berechnung zu neh⸗ 
men. 1 uber (von 80 Bund a 20 Pfund) Noggenfirch 8 fl., Dinkel: 
und Walzenftich 7 fl., Gerftens und Haberfiroh 6 fl.; 1 Simri Grundbirnen 
8—10 fr.; 1 Gentner gebörrter Klee 36 Fr. ; 100 Pfund Kraut 1 fl. 
12 fr. bis 1 fl. 36 fr.; 1 Pfund Hanf 16 — 20 fr. — Diele Preiſe 
werben angewendet, es müßte denn feyn, daß die Cataſtercommiſſion bei 
der früheren Ginfchägung wegen befonders nachtheiliger Umftände einer 
Gemeinde geringere Preife angenommen hätte und deren Annahme von 
dem K. Steuercollegium auch bei den neu einzufchägenden Gütern be: 
gründet erfunden würde. 

10) Grundeat. Inſtr. $. 45. 46. 48. 50. 

11) a. a. ©. $. 52 — 57. 

12) a. a. D. $. 49. 51. Nngef: Anleitung $. 5. 

13) Grundeat. Inſtr. $. 59 — 61. Angeführte Anleitung $. 5. 

14) Grundcat. Inſtr. $. 83. Angef. Anleitung. 

15) Erlaß des Steuercollegiums vom 15. Febr. 1823. 

16) Grundcat. Inſtr. F. 64 — 66. Angef. Anleitung $. 5. Erlaß des Steuer: 
eollegiums vom 5. Sept. 1822 und 8. Febr. 1823. 

17) Angef. Anleitung. Grundeat. Inſtr. $. 68. 69. 

18) Cat. Geſetz $. 20. Grundcat.Inftr. $. 71 — 74. Inſtr. vom 14. Dec. 1822. 
19) Die ſchon 1823 vorgenommenen NAenderungen der geſchätzten Claſſenſätze 
wurden gleich bei —— der Tabellen berückſichtigt. Was aber 
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dieſe fpäͤteren Aenderungen betrifft, fo wurden bie Nachlaͤſſe und Zulagen 
zunächſt zu Gleichſtellung der Oberämter unter ſich bewilligt und zuer⸗ 
kannt, den Amtsverſammlungen aber überlaſſen, darüber zu beſchließen, 
ob dieſelben ebenſo auf die einzelnen Orte auszutheilen oder ſonſt zu Aus—⸗ 
gleihung unter den Gemeinden beitimmt werben follen. — Wo Iekteres 
nicht der Fall, war die Zulage oder Verminderung nach dem Gatafter- 
anfchlag (nicht nad der Morgenzahl) jeder Gulturart auf die einzelnen Orte 
zu vertheilen, mit Ausnahme der Gärten, Länder und Baummiefen, auf welche 
zu Befeitigung der durch Ginfchägung nach dem Kaufpreis entftandenen Un: 
gleichheiten nach Maßgabe des Reinertrags ber Aecker und Wiefen ein neuer 
Durchſchnittsertrag angewendet und fo für jeden Bezirk eine neue Cataſter⸗ 
fumme im Ganzen gefunden wurde, die nach jenem Maßſtabe neu auf bie ein- 
zelnen Orte vertheilt wurbe. Anleitung zu Richtigftellung der Oberamts- 
überfihten nach den Nefultaten der Gatafterrevifion vom 21. Oct. 1828. 
Für nen eingefhägte Güter diefer letzten Gattung ift daher der Steuer: 
anfhlag fo zu finden, daß ter in ber Refultatstabelle enthaltene Anfchlag 
in bemfelben Verhältniß vermehrt oder vermindert wird, wie der ganze Ans 
flag biefer Eulturart für die Gemeinde fih durch oben erwähnte neue 
Vertheilung gegen den urfprünglichen Betrag vermehrt cher vermindert hat. 
War diefer 3. B. 100 fl. und wurde ſpäter auf 120 fl. geſetzt, fo kommt 
ein zu 10 fl. berechneter Claſſenſatz jest auf 12 fl. Es müflen aber dabei 
etwaige Bermehrungen und Berminberungen ber ftenerbaren Fläche und ver 
daher entftandene Zuwachs oder Abgang abgerechnet werben. 

20) Ueber die Schäkung der Holzgerechtigfeiten f. $. 216. Note 2. 

21) Eat.Gefep $. 21. Grundeat.Infir. $. 16 — 26. Angef. Anleitung $. 6. 
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Sind Reallaften aufgehoben oder abgelöst worven, welde 
früher von dem Grundfteuercatafter abgezogen wurden, fo fallen fie 
nun in dem Betrage, in welchem fie feither abgezogen waren, dem 
Grundertrag der Gemeinde wieder zu und in Aufrechnung. ?) Die 
Aufhebung oder Ablöfung wird angenommen, fobald die Verhand- 
lungen darüber gefhloffen find. Der Betrag des früheren Abzug 
ift aus den Faffionen, ven Reallaftenaufnahme- und Gefällcatajters 
aften von 1823 zu unterfuchen. 2) Bei der Ablöfung von Zehnten 
wird der Rohertrag der als zehntbar gefchägten Güter um den 
neunten Theil erhöht, welcher bei den betreffenden Gütern je nad 
der Claſſe, in welche fie eingefchägt wurden, zugelegt wird. Das 
gegen erhöht fih der Abzug an Reallaften, wenn die mit foldhen 
verbundenen Gegennugungen, die früher an den abzuziehenden Real— 
laften in Abrehnung famen, abgelöst wurden. 3) 

1) Angef. Anleitung $. 6. | 


2) Anleitung des Eteuercollegiums vom 28. Nov. 1838 für Nichtigfiellung 
des Cataſters wegen Ablöfung von Gefällen. 
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3) Angef. Anleitung $. 7. Wegen Richtigſtellung des Cataſters in Folge ber 
Zehntablöfung ift noch eine befondere Inftruftion zu erwarten. 
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Werden bisher fteuerfreie Gefälle von einem Steuerpflichtigen 
erworben, fo erhöht fi dadurd das Gefällcatafter des Oberamts. 
Diefe Gefälle werden in der Regel fo aufgenommen, wie fie ſich 
aus den Rechnungen der Berechtigten von den legten 9 Jahren dar- 
ftellen, 1) worunter jevoh ſolche Jahre nicht begriffen jeyn dürfen, 
in welchen durd Wetterfchlag oder Leberfchwentmung eine ungewöhn- 
lihe Ertragsverminderung Statt gefunven hat. Die Naturalgefälle 
werden in denfelben Preiſen, wie der Rohertrag beim Orundcatafter, 
angeichlagen, die firen und nach dem wirklichen Betrage aus Ned: 
nungen erhobenen Gefälle fodann nur zu %,, diejenigen, deren Er: 
trag gefhägt ift, aber im ganzen Betrage in das Befällcatafter 
aufgenommen. Bon dem hienach fich ergebenten Betrag des Gefälles 
fommt aber in Abzug: a) diejenige befondere Leiſtung, welche nad) 
glaubwürdigem Nachweiſe auf dem Gefälle gegründet iſt; eines be- 
fonderen Nachweiſes bedarf es nicht bei den Leitungen für Firchliche 
Zwede, welche dem biöherigen Befiger des Zehntend an demfelben 
Drte, wo er Zehntherr ijt, oblagen; diefe werden vorweg als auf 
dem Zehnten haftend angenommen. Der Geldwerth diefer Leiftungen 
wird nach denſelben Vorjchriften, wie das Gefäll felbft, berechnet 
und von dem Steueranjchlag abgezogen. 2) Sollte dieje Leiftung den 
Steueranſchlag überfteigen, fo ijt derjenige, dem jene Leiſtung zur 
fommt, als Gefüllberechtigter mit dem Ueberfchuffe zu behandeln. — 
b) Sodann findet im Allgemeinen bei Zehnt-, Theile und Zinds 
gefällen ein Abzug für Verwaltungs- und Erhebungsfoften Statt, 
welcher, wenn jene Gefälle von Weinbergen erhoben werden, %, 
fonft aber %,, beträgt. 9) — Sind Holzgerechtigkeiten, Weiderechte 
u. dergl., weldhe als Gefälle im Gefällcatafter aufgerechnet waren, 
zur Ablöfung gefommen, fo werden fie in jenem abgerechnet. #) 

Werden endlich Güter und Gefälle vom Staat erworben oder 
zu öffentlihen Zweden ($. 209. Pkt. 6.) beftimmt, fo kommen fie 
in denfelben Anfchlag, in welchem fie in das Cataſter aufgenommen 
wurden, in Bezug auf die Staatsbefteurung aus dem Catajter. °) 


4) Nur bei Weinzehnten findet eine zwanzigjährige Durchſchnittoberechnung 
Statt, da auch der Weinertrag für das Grundcatafter fo berechnet wird. 
Erlaß des Steuercollegiums vom 22. Gebr. 1823. 

17 * 


2) Die auf Gefällen Haftenden a) Bauholzabgaben zu neuen Gebäuden ober 
zu Unterhaltung der alten werben nach einer fünfundzwanzigjährigen ober 
wenigftens zehnjährigen Durchfchnittsberechnung bes wirklichen aus ben 
Rechnungen zu erhebenden NAufwandes abgezogen. b) Kür Unterhaltung 
und Neuerbauung ber Pfarrwohnungen, Schulhäufer x. wird mit Ein- 
rechnung der Nebengebäude der Betrag von 50 fl., c) bei Kirchen je nad 
dem Umfang derſelben von 50 — 100 fl. in Abzug gebradt. Grlaß der 
Cat. Comm, vom 9. Mai 1822. 

3) Die verſchledenen Abzüge gefchehen in folgender Reihenfolge: a) am Rob: 
‚ertrag ber Gefälle 5; b) an den übrigen *% weiter ”%,, resp. ',; c) an 
dem Reſte endlich der Betrag ber auf ben Gefällen Haftenden Laften (oben a.). 

4) Gat.Gefeh $. 22. 23. Grundceat. Inſtr. $. 16. 18. 19. 24. Angef. Ans 
leitung $. 7. 
5) Angef. Anleitung $. 10. 


:b) Drtscatafter. 
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Rüdfihtlih der Normen für die Unteraustheilung der auf eine 
Gemeinde ausgefchriebenen Grundfteuer auf die einzelnen Grund» 
und Gefällbefiger im Gemeinde und Steuerverbande war es zwar 
die Abficht der Staatsregierung, daß die in Folge der Steuer— 
inftruftion vom Jahr 1713 vorgenommene Vermeſſung, Beihreibung 
und Einfhägung aller einzelnen Güter zugleih die Grundlage der 
Steuerrepartition in den Gemeinden bilden folle, in der Art, daß 
nah den hiebei gefertigten Gütertabellen und Meßprotofollen die 
Steuer- und Güterbücher gefertigt worden mwären.1) Allein das feit 
etwa 1733 begonnene Gefchäft der Anfertigung neuer Güterbücher er- 
wies, daß eine Anwendung jener Steuereinfhägung wegen der vielen 
Veränderungen nachgekommener Revifionen, Subrevifionen und Aus— 
gleihungen der einzelnen Orte gegen einander und einzelner Cataſter— 
anfchläge fehr weitläuf und verwidelt feyn würde. Daher wurden 
in den einzelnen Gemeinden die Güter aufs Neue für den Zweck 
der Unteraustheilung der Steuer nah Beftimmungen, welde von 
den Steuerinftruftionen von 1713, 1718, 1733 und 1741 mehr oder 
weniger abwichen, eingefjhägt und mit den hienach gemadten Ans 
fhlägen in die Güterbücher aufgenommen, ?) oder es wurde geradezu 
das aus früheren Zeiten beftandene Steuercatafter beibehalten. In 
den feit 1806 zu Württemberg gefommenen Landestheilen beftanden 
ohnehin die verfbiedenartigften Normen für die Eteuerumlage in.den 
Gemeinden. Dur die Inftruftion zu Herftellung eines proviforis 
fhen Steuerfyjtems vom 5. Dec. 18083) wurde beftimmt, daß die 
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Subrepartition in den Gemeinden vorderhand nah dem bisherigen 
Drtöfteuerfuße geſchehen foll und daß nur da, wo die Localcatafter 
nicht einmal zu einer proviforiihen Beibehaltung tauglih wären, 
eine einftweilige Hebung der Hauptgebrehen, unter Borlegung ger 
eigneter VBorfchläge, bei der Behörde nachgeſucht werden fünne. Nach— 
dem ſodann durd das Steuercataftergefeg vom 15. Juli 1821 die 
Unteraustheilung ter Steuer nad örtlihen Normen überhaupt den 
Gemeinden überlaffen worden war, wurde nit nur da, wo Grund, 
Gebäude und Gewerbe gemeinfam veranfchlagt waren, durd Ab: 
fihreibung der beiden legteren Steuerquellen wenigftend ein-befonderes- 
Grundeatafter hergeftellt, jondern cd wurde aud, ohne⸗die von 
Staatöwegen beabjichtigte Barzelleneinibäguug, welche fofort für die 
Subrepartition hätte zu Grund gelegt werden fünnen, abzuwarten, 
in vielen Gemeinden eine neue Orundfteuereinfhägung vorgenommen, 
was aucd gegenwärtig noch bei andern im Werke iſt. 


1) Bergl. Comm. O. V. 7. $. 7. 8. 

2) S. namentlich die bei Mofer a. a. D. ©. 511. abgebrudte Inftruftion 
für die Anlegung der Stenerbücher im Amt Stuttgart. 

3) Mofer ©. 954. 
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AS allgemeine Rorjchriften für die beftchenden Localcatafter 
find folgende zu betrachten: 1) In jeder Gemeinde muß eine genaue 
Beichreibung fämmtlicher in der Gemeindemarfung oder in dem Steuer: 
verbande begriffenen Grundftüde mit den darauf ruhenden Reallaften 
vorhanden feyn, mit Ausfchluß jedoch der ganz fteuerfreien ($. 209. 
262.) — dus Güterbuch, welches alle auf den Steueranfchlag ein» 
wirfende Beichaffenheiten, namentlih den aus dem PBrimärcatafter 
erhobenen Meßgehalt jeded Gutes, fodann den Umfang der Steuer: 
pflichtigfeit defjelben und deren Maßſtab, d. h. feine Steuerclaffe 
und feinen Steueranfchlag unter Hinweifung auf die Dofumente, 
welche das Steuerverhältniß regelten, angibt.) Da, wo unter dem 
Namen eined Eigenthümers jämmtlihe Güter deffelben nad ein- 
ander aufgeführt find (Perſonalordnung), foll bei jedem Eigen— 
thümer am Schluſſe des für ihn beftimmten Raums die Summe 
berechnet feyn, welche er von jeinen im Steuerverband der Gemeinde 
ftehenden Grimdftüden zu verfteuern hat; jodann müffen diefe Sum: 
men aller Grundeigenthümer im emeindeverband fummarifh in 
einem befonderen Berzeichnifie aufgenommen ſeyn — dem fummas 
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rifhen Steuervermögensregifter. In diefem oder im Güters 
bub muß am Schluffe die Gefammtfumme des fteuerbaren Grund— 
vermögend in der Gemeinde angegeben feyn. Bei den Güterbücern, 
in welchen die Grundftüde nad ihrer Aufeinanderfolge in den Karten 
und PBrimärcataftern befchrieben find (NRealordnung), enthält diejes 
fummarifche Regifter eine kurze Beſchreibung der Güterftüde bei jedem 
Eigenthümer, nebjt ihren Steueranfhlägen und deren Summe. 2) 
Diejed Regiſter enthält zugleich die Steuerfumme der im Gemeinde: 
verband befindlichen Gefällbefiger. 2) Wie der Gemeinde alle in 
ihrem Verbande begriffenen Güter, welche nicht gefeglich fteuerfrei find, 
fediglidy in dem nah dem Cataſtergeſetze geſchätzten Anfchlage auf: 
gereihnet werden, fo ift fie auch fümmtliche viefe Grundftüde bei 
der Unteraustheilung der Orundfteuer nach den in der Gemeinde 
beftehenden allgemeinen Normen glei zu behandeln nicht nur bes 
rechtigt, ſondern auch gegenüber den einzelnen Güterbefigern, ver: 
möge des verfafjungsmäßigen Grundfages der Gleichheit in der Be: 
fteurung, verpflichtet. Es dürfen daher für einzelne Güter feine 
bejondere, abweichende, Steueranfchläge beftehen, wenn aud früher 
folhe vertragsmäßig beitanden hätten (fogenannte pactirte Steuern). 3) 
Aus dem gleiben Grunde müffen auch die im Steuerverbande ge: 
legenen Güter von Ausgeſeſſenen mit denen der Gemeinde: 
angehörigen gleich behandelt werden. 4) 3) Jedem Gemeinderath 
fommt ed zu, die beftehenden örtlichen Normen für die Unteraus— 
theilung der Grundfteuer, fo lange folde nicht gejeglich feitgeitellt 
werden, was bei Erlaffung des Eataftergefepes in Ausficht gejtelft 
wurde, einer Revifton zu unterwerfen. Es ijt aber zu einer neuen 
Anordnung hierin von jeher die Genehmigung der Staatsbehörde 
erfordert worden und dad Recht der legtern auf die Prüfung der 
neubefchloffenen Steuernormen, aus dem allgemeinen Staatsaufſichts— 
recht und aus $. 21. der Verfaſſung fließend, wurde aud) bei der 
neuen Geſetzgebung vorbehalten.5) Aus dem Princip der Gleiche 
heit und Verhältnißmäßigkeit in der Befteurung ergibt fi ale 
Hauptgrundfag für die Xocalcatafter, daß die einzelnen Güter nad) 
ihrem Reinertrage, mithin nach Abzug zunächft des Aufwandes für 
die Eultur und fodann vom Reſte der auf ihnen ruhenvden Ber 
ſchwerden anzulegen find,6) wogegen es dann aber weiter auf die 
Eumme der Anlage nidt, jondern allein darauf anfommt: die Güter 
nach Berjchiedenheit ihres Reinertrags im richtigen Berhältniffe 
gegen einander anzulegen. Eind daher in einem Orte gewiffe 
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Laften durchgängig und im gleichen Berhältniffe vorhanden, fo bes 
darf ed einer Rüdficht hierauf nicht; dagegen um fo mehrere ver: 
ſchiedene Claſſen zu machen find, je verſchiedener die Verhältniſſe 
find. 4) Diefelben allgemeinen Grundfäge ergeben die Befugniß 
und die Berpflihtung der Gemeinde: a) bisher von Steuern bes 
freite Güterftüde, welche durch Aenderungen ihres Zuftandes oder 
ihrer Eigenthümer zur Beſteurung geeignet werden, in dieje zu ziehen, 
mögen folche der Gemeinde gegenüber der Amtöcorporation aufgeredhnet 
werden oder nicht, was namentlich der Fall it 4) bei neu cultis 
virten oder durch außerordentlihe Naturereigniffe neu gebildeten Gü- 
tern,?) 8) bei bisher fteuerfreien Gütern des Staats, welde in 
bürgerlihe Hände fommen, y) bei bisher ald Beſoldungstheile vers 
liehenen Gütern und Gefällen, welche diefe Beſtimmung ändern, 
ohne durd ihre neue Beitimmung Anjpruh auf Breilaffung zu ers 
langen; b) ſolche Güter, deren Gulturart oder Deren andere Bes 
ihaffenheit fi gegen den Zuftand zur Zeit ihres erjten Anjchlags 
ändert, in denjenigen Anſchlag zu bringen, welden die örtlidhen 
Normen für ihren jegigen Zujtand an die Hand geben.8) ec) Die 
Berpflihtung der Gemeinde endlich, Güter und Gefälle, welche eine 
der in $. 209. bejchriebenen Eigenſchaften erlangen, aus der Ber 
fteurung zu laffen, ergibt ſich aus dem geſetzlichen Anfpruche der lege 
tern auf dieje Freilafjung. 

1) Eomm.Dd. V. 7. $. 1. Min.Berf. vom 3. Dec. 1832. Rgbl. ©. 471., 
insbefondere $. 1. 11. 14 — 17. 30. 36. Diefe Vorſchriſten find freilich 
noch nicht überall durchgeführt; jedenfalls aber find Steuerregifter vor: 
handen, welche dem Weſentlichen der obigen Erforderniſſe entfprechen. 

2) Comm.O. V. 7. $. 9. Angef. Min.Berf. $. 81. 82. Min.Berf. vom 
6. Dec. 1836. Rgbl. ©. 670. 

3) Die pactirten Steuern wurben laut Defrets vom 6. Febr. 1809 überhaupt 
als aufgehoben betrachtet. Vergl. Mofer ©. 1228. Note 507. 

4) Comm.O. V. 9. $. 8. Zwar ift nah $. 65. m. des Verw Edicts eine 
höhere Belegung der Ausgefeflenen für Gemeindezwede mit Genehmigung 
der Kreisregierung für zuläffig erflärt; dieſe Genehmigung fönnte aber 
nur etwa dann ohne Ungerechtigkeit ertheilt werben, wenn Gemeinbelaften 
vorzugsweife durh Frohn beftritten werben, welche allein den Orts: 
bürgern obliegt, und wenn biefe nicht zugleich durch Nugungen aus dem 
Gemeindevermögen im Vortheile find. 

5) Comm. Bericht zu dem Gefegesentwurf für das Gteuercatafter und Ders 
handlungen darüber. Verh. der Abg. von 1821. H. 7. Beil. 109. und 
H. 12. Beil. 166. H. 13. ©. 1150. Erlaß des Minifteriums des Innern 
vom 17. Febr. 1825. Hienach foll übrigens ohne befondere Gründe das 
Geſuch einer Gemeinde, ihre bisherigen Normen in Bezug auf bie Unter: 
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ansiheilung der Staateftenern beibehalten zu bürfen, nicht verweigert 


werben. 

6) Eomm.D. V. 9. $. 11. Würde ein Gut durch den Beichwerbenabjug 
ganz fieuerfrei werben, fo foll ihm doch ein geringer Anfag nad Billig= 
feit gemacht werben. 

7) a. aD. $. 2. Min.Berf. vom 3. Dec. 1832. $. 70. 

8) a. a. D. $. 9. 10. Namentlih angegeben ift: Zerflörung ber Güter 
durch Gewäfler, oder merkliche Verbefierung des Ertrags. Dagegen beftcht 
die Regel: daß Güter, melde bloß durch Unfleiß ihres Befigers in Ab⸗ 
gang fommen, in ihrem GSteneranfchlag nicht verringert werben follen. 
Eodann {ft hieher ferner zu zählen: Ablöfung von Reallaflen, welche bei 
dem frühern Anfchlag eines Gutes berüdfichtigt wurden. 


2) Ton dem Gebäudecatafter. 
a) Oberamtscatafter. 


$. 219. 


Während es bei der Grundſteuer nur darum zu thun war, den 
Neinertrag ganzer Marfungen zu erheben, fo gründet ſich dagegen 
das proviſoriſche Dberamts- und Landescatafter für Gebäudefteuer 
auf eine fpezielle Aufnahme und Schägung aller einzelnen Ge 
bäude, wobei jeder Gattung von Gebäuden die Schätzung eines 
folhen Gebäudes, bei welchem alle vorgefchriebenen Anhaltspunfte 
mit Sicherheit auszumitteln waren (Mufterfhägung), zu Grunde 
gelegt wurde. Die einzelnen Gebäude wurden in befondere Gatafter: 
tabellen mit ihren Nummern, Strafen oder Gaffen, Eigenthimern, 
mit Angabe ihrer Beſtimmung ald Wohnhaus, Scheuer ıc. mit dem 
Brantverfiberungsanfchlage, mit den auf den Gebäuden rubenden 
Realbeichwerden und Realmugungen, fowie endlich mit ihrer Eteuer: 
clajje aufgenommen, woraus das Oberamtscatafter oder die ſumma— 
riihe Angabe des Steueranſchlags fämmtliher Gebäude jeder Ge: 
meinde fish bildete. Diefe Summe, auf welde die Landes und 
Oberamtsumtage gefbieht, hat fi jedoch durch die zeitweiſe vor 
genommene Nevifton geändert und wird ſich fortan durch Wieders 
holung diejer legteren ($. 234.) wieder ändern, indem hiebei die feither 
neuentjtandenen oder verbefierten Gebäude und das Aufhören vor— 
heriger Steuerfreiheit eine Vermehrung, die feither abgegangenen 
Gebäude und die Erlangung ter Steuerfreiheit eine Verminderung 
herbeiführten. 1) 


1) Fin.Min.Berf. vom 30. Juli 1840. Rgbl. ©. 328. 
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8. 220. 
Die Grundfäge, welche bei der erften Aufnahme und den nad- 


gefolgten Revifionen des Gcbäudecatafterd befolgt wurden und welde 
im Wefentlihen auch bei künftigen Revifionen zu befolgen find, find 
folgende: 

1) Die Befteurung der Gebäude umfaßt alle Haupt- und Neben⸗ 


2 


— 


gebäude in oder außerhalb Etters, fie mögen zur Bewohnung 
oder für Gewerbe oder für Aufbewahrung landwirthſchaftlicher 
Produkte eingerichtet feyn, felbft genügt oder gepachtet werden, 
nicht minder foldhe Gartenhäufer, welche gewöhnlich immer oder 
wenigftend über 3 Monate bewohnt werden, fowie andere in 
Gärten und Feldern aufgerichtete Gebäude, als Stallungen, 
Scheunen, Gewähshäufer, Tanzfäle ꝛc., jedoch mit Ausnahme 
der Schügenhäuschen und der Ställe und Schopfen, welde 
fein ausgemauerted Fundament haben. Zu den Gebäuden 
wird auch der damit verbundene Hofraum oter die Hofraithe 
gerechnet, wogegen einzelne nicht überbaute, aber landwirths 
Ihaftlih angebaute Hofitätten der Grundfteuer, die im Innern 
der Gebäude angebrachten, den Betrieb von Gewerben bes 
zwedenden Einrichtungen der Gewerbefteuer vorbehalten find; 
died alfo namentlich bei Mühlen, Fabriken, Keltern, Bad⸗, 
Bräus und Brennhäufern. 1) 

Die Einfrhägung neuer Gebäude hat überhaupt im Verhältniß 
anderer bereit in das Gatafter aufgenommenen Gebäude zu 
geihehen. 2) Die Gebäude wurden nah dem vollen Capitals 
werth zur Befteurung eingeihägt, d. h. nad demjenigen Werth, 
um welchen ein Gebäude nad feinem Umfange, feiner nugbaren 
Lage, feinem Bauzuftande-und nad den darauf haftenden Be- 
fhwerden von dem Befiger abgelaffen und einen Käufer finden 
würte. Dieſe Einihägung nimmt zu Anhaltspunften: a) die 
Kenntniß ſolcher Kaufpreife, welche nicht aus einer Zeit her— 
rühren, wo fich die Häuferpreife überhaupt anders verhalten 
haben, oder welche nicht durch bejondere Rüdfichten zwifchen 
Käufer und Verkäufer, 3. B. bei Kindsfäufen, beftimmt wur— 
den, fowie wo möglich ſolche, welche nicht zugleih Gärten und 
und Güter begreifen; 3) b) die Kenntniß des Miethertrags, 
welche jedoch mehr zur Vergleihung mit andern Gebäuden 
dient; e) die Elafjififation nad den laufenden Eapitalwerthen. 
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Die Gebäude dürfen nemlich nicht auf belichige felbft gewählte 
Summen, jondern fie müffen ihrem Werth nad in eine der 
hienach angegebenen 36 Glaffen geihäßt werden, fo daß alle 
mal die Mitteljahl aus dem Elaffencapital ald das Schaͤtzungs⸗ 
capital anzunehmen ift. 4) 

3) Die auf der Area oder auf dem Gebäude felbft (nicht aber auf 
dem darin betriebenen Gewerbe) haftenden Realbeihwerden, 
wie foldhe oben bei der Grundſteuer $. 214. Pkt. 6. angegeben 
wurden, find bei der Einfhägung nah laufenden Gapital- 
werthen nur infoweit zu berüdjichtigen, als durch fie der Werth 
eined Gebäudes um eine ganze Elaffenabtheilung herabgedrüdt 
wird. 5) 

4) Die den Gebäuden anflebenden Realberehtigungen werden, 
infoweit fie nicht Gegenftände der Gewerbeſteuer find (wie 
z. B. Wirthfihaftsgerechtigfeiten), oder der Grumdfteuer (wie 
3. B. ausgetheilte Gemeindegüter), bei dem Anfchlag der Ge- 
bäude berüdjichtigt, indem fie «) als Gegennugungen von 
Beihwerden an diefen abgezogen, oder 8) wenn fie mehr ald 
diefe Beichwerden betragen, oder wenn ihnen feine Beſchwerde 
zur Seite fteht, zu dem Werth des Gebäudes zugelegt werden. 
Ruht aber die dem Gebäude zuftehende Berechtigung auf un: 
vertheilten Gemeindegütern, 3. B. eine Holzgerechtigkeit auf 
einem Gemeindewald, jo wird der legtere ganz und ohne Ab- 
zug bei der Grundfteuer der Gemeinde angerechnet und 
diefer überlaffen, die fie treffende Steuerquote nah dem Maß 
der bezogenen Nugung auf die einzelnen Berechtigten auszu— 
theilen, fo daß eine folche Gerechtigfeit bei der Gebäubeein- 
ſchätzung nicht in Betracht fommt. 6) 
= Glafien find folgende: Mittelzaht. 

. a) bid auf MI Te. u et AI 
b) von 51 bis DA. . ». 2. 2: 2.2. fl. 
3:83. 5: ME IDEE: ar 
Bi BO ee te A 
BR: 0.20 300 te ROT: 
53.5: U ROT ee ee 
IV. A RE ie WE 
by. 00 RO: nes ie BO 
V DOT re ea 8 BT 
DI OO ea ei ET, 


VI. 


vu. 


a) von 901 bis 


b) 
a) 
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„ 1,051 


„ 1,201 


„ 1,351 
„ 1,501 
„ 1,701 
„ 1,901 
„ 2,101 
„ 2,301 
„ 2,351 
„ 2,801 
„ 3,051 
„ 3,301 


„ 3,601 


„ 3,901 
„ 4,201 


„ 4501 


„ 4,851 
„ 9,201 
„ 9,601 


„17,001 
‚‚, 18,001 


1,050 fl. . 


1,200 fl. 


1,350 fl. . 
1,500 fi. . 
1,700 ft. 


1,900 fl. 


2,100 fl. . 

2,300 fl. . 

2,550 fl. . 

2,800 fl. . 

3,050 fl. .. 
3,300 fl. . - 
3,600 fl. . 
3,900 fi. . 
4,200 fl. . 
4,500 fl. . 
4,850 fl. . 
5,200 fl. . 
5,600 fl. . 
6,000 |. . 
6,500 fl. . 


7,000 fl. 


7,500 fl. . 
8,000 fl. . 
8,500 fl. . 
9,000 fl. . 
9,500 fl. . 
10,000 ft. 
10,750 fl. . 
11,500 fl. . 


12,250 fl. 


13,000 fl. . 
14,000 fl. ». 
15,000 fl. . 
16,000 fl. . 
17,000 fl. . 
18,000 fl. .. 
19,000 fl. .. 


Mittelzahl. 
975 fl. 


17,500 fl. 
18,500 fi. 


Muiittelzahl. 

XXV. a) von 19,001 bis 20,500 fl. 19,750 fl. 

b) „ 20,501 „ 22,000 fl. 21,250 fl. 

XXVI. a) „ 22,001 „ 23,500 fl. 22,750 fl. 
b) „ 23,501 „ 25,000 fl. 24,250 fl. 

Xxxvu. a) „ 25,001 „ 26,500 fl. 25,750 fl. 
b) „ 26,501 „, 28,000 fl. 27,250 fl. 

XXVIH. a) „ 28,001 „ 30,000 fl. 29,000 fl. 
b) „ 30,001 „ 32,000 fl. 31,000 fi. 

XXIX. a) „ 32,001 „ 34,000 fl. 33,000 fl. 

b) „ 34,001 „ 36,000 fl. 35,000 fl. 

XXX. a) „ 36,001 „ 38,000 fi. 37,000 fl. 

b) „ 38,001 „ 40,000 fl. 39,000 fl. 

XXXL a) „ 40,001 „ 42,500 fi. 41,250 fl. 
b) „ 42,501 „ 45,000 fi. 43,750 fl. 

XXX. a) „ 45,001 „ 47,500 fl. 46,250 fl. 
b) „. 47,501 „ 50,000 fl. 48,750 fl. 

XXXIM. a) „ 50,001 „ 52,500 fl. 51,250 fi. 
b) „ 52,501 „ 55,000 fl. 53,750 fl. 

XXXIV. a) „ 55,001 „ 57,500 fl. 56,250 fl. 
b) „ 57,501 „ 60,000 fi. 58,750 fl. 

XXXV. a) „ 60,001 „ 63,000 il. 61,500 fl. 
b) „ 63,001 „ 66,000 fl. 64,500 fl. 

xxxvi. a) „ 66,001 „ 69,000 fl. 67,500 fl. 
b) „ 69,001 „ 72,000 fi. 70,500 fl. 
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1) Cat. Geſetz $. 6. Geb. Cat. Inſtt. $. 1.7. 8. Gebäude unter 15 fl. Werth 
find von der Gataftrirung freizulaflen. — Nicht überbaute Hofftätten, 
welche nicht angebaut find, werben gleich den Gebäuden dem Capitalwerth 
nad eingefhägt. Grläuterungen zur Juftruftion. 

2) Angef. Anleitung $. 8. 

3) Zu einigem Anhalte diente mebenbei der Brandverficherungsanfchlag ber 
Gebäude, wobei aber zu berüdfichtigen war, daß ber Gigenthümer ein 
Gebäude unter dem Werth verfichern laſſen fann und manche Theile von 
der Berfiherung weggelaflen werben Fönnen. 

4) Cat. Geſetz $. 7. Geb. Cat. Iuſtr. $. 9. Bel der Werthihägung if baranf 
Rüdficht zu nehmen, ob das Gebäude nach feiner Lage oder Bauart für 
ein Gewerbe befonbers hergerichtet und deshalb in Vergleichung mit einem 
andern, wo bies nicht der Ball, nubbarer ift, z. B. durch bie Lage am 
Maffer, folidern Grundbau bei Mühlen. $. 7. der Inſtr. Diefer größere 
Werth fpricht fih aber am ficherftien in dem Verhäliniffe aus, in welchem 
ein folches Gebäude chne Werkseinrihtung, die bloße Rahme gerechnet, 
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weiter zw erbauen koſtet, als ein gewöhnliches Wohngebäude. Erlaͤute⸗ 
rungen daſ. 

5) Cat. Geſetz $. 9. Inſtr. $. 11. Haftete eine Neallaft zugleih auf Ge: 
bäuden und Gütern, ohme gültige Abtheilung zwifchen beiden, fo wurde 
eine arbiträre Abſcheldung vorgenommen. 

6) Cat. Geſez $. 10. Inſtr. $. 12. Holzberechtigungen gegen ben Staat 
oder gegen Grundherrfchaften, melde beim Gebäubecatafter nicht berück⸗ 
fichtigt werben, fommen ins Gefällcatafter. 


$. 221. 


Wie nah den in $. 220. angegebenen Vorfchriften neu ent- 
ftandene oder neu in die Steuer kommende Gebäude eingefhägt 
werden, fo werden die zu Grund gegangenen oder durch ihre Ver: 
wendung für öffentliche Zwede zur Steuerfreiheit gelangenden Ges 
bäude ($. 209.) in demfelben Anjchlag aus dem Mae genommen, 
in welchem fie aufgenommen waren. 1) 


4) Angef. Anleitung $. 10. 


b) Drtscatafter. 


$. 222. 


Da bei Aufnahme des Landes» und Oberamtscatafters die der 
Gebäudefteuer unterworfenen Gegenftände einzeln aufgenommen wur⸗ 
den, fo bedurfte es für die Subrepartition der auf eine Gemeinde 
audgefchriebenen Gebäudefteuer nicht nod eines befondern Gatafters. 
Es wurde daher verordnet, daß bei dieſer Unteraustheilung 
diegleihen Grundfägeaufgeftelltwerden follen, welde 
binfichtlih der Umlage der Dberamtsfteuerquoten zu $. 220. an— 
gegeben find. Es wurden fonad die im Jahr 1823 aufgenommenen 
Gebäudecatafter feitdem -den Gemeindeumlagen überall zu Grunde 
gelegt, wo niht aus befonderen Gründen von dem K. Steuer: 
colfegium ausnahmsweiſe die Beibehaltung der früher ſchon be— 
ftandenen Drtscatafter zugelaffen wurde. Auf den Grund der 
Gatafteraufnahme wurden dann für jede Gemeinde die erforderlichen 
Gebäudefteuerroleu dur die Oberamtöfteuercommiffäre gefertigt. ?) 


1) Berfügung des Steuercollegiums vom 27. März 1823. 
8. 223. 


Aus der angeführten Verordnung und den fonftigen Gefegen 
ergeben fich für die Localgebäudecatafter folgende nähere Vorfchriften: 


1) In das Drtscatafter find alle nicht fleuerfreien Gebäude aufzu⸗ 
nehmen, mögen foldhe fhon in dem Oberamtscatafter enthalten feyn 
oder nicht, namentlih alſo alle neu entftehenden Gebäude!) und 
folhe, welde ihren bisherigen Anfpruh auf Steuerfreiheit durch 
Veränderung ihres Befigerd oder ihrer Beftimmung verlieren. Da— 
gegen find aus dem Drtdcatafter zu nehmen: abgebrannte oder fonit 
abgehende Gebäude?) und ſolche, welhe Anſpruch auf Steuerfreiheit 
erlangen. 2) Die Einfhägung der neuen Gebäude gefhieht durch— 
aus nad den Grundfägen des $. 220., woraus zugleich folgt, daß 
die früher aufgenommenen Gebäude, bei welchen eine nad jenen 
Grundfägen die Aenderung des Anſchlags begründende Veränderung 
eintritt, in Gemäßheit ihres jegigen Zuftandes neu einzufchägen find, 
daß alfo namentlich eine Erhöhung eintritt, wenn die Gebäude durch 
Auffegung neuer Stodwerfe oder fonft merklich erweitert werben. 3) 
Im Uebrigen gelten die in $. 218. Pt. 2. angeführten Säge auch 
bier. 3) In dem nad diefem $. vorhandenen Güterbuche follen 
aud die Gebäude im gleicher Weile wie die Güter bejchrieben und 
der Anfchlag aller Gebäude eined Eigenthümerd in dem ſumma— 
rifchen Steuervermögensregifter bemerft ſeyn. ) 

41) Comm.O. V. 9. $. 2. 10. 

2) a. a. D. 8. V. 

3) Eomm.D. a. a. O. $. 10. 

4) Wo nod nicht Güterbücher in ber durch die Verfügung von 1832 vor—⸗ 

gefchriebenen Form angelegt find, dienen an deren Stelle die im Jahr 1823 
aufgenommenen Gebäubefteuerrollen (Ortsgebäubecatafter). 


3) Bon dem Gewerbecatafter. 


a) Oberamtscatafter. 
$. 224. 


Auf gleiche Weife, wie bei der Gebäudefteuer, wurden bei Auf- 
nahme des proviforifchen Steuercatafterd alle beftehenden der Ber 
fteurung unterworfenen Gewerbe aufgenommen und für jede Haupt- 
gattung derfelben in jeder Gemeinde Gataftertabellen angelegt, aus 
welchen die für die Einfhägung erhobenen Momente und der Steuers 
anſchlag jedes Gewerbes zu erfehen find. Die fummariihe Zur 
fammenftellung der Gewerbeanfchläge aus jeder Gemeinde bildet das 
DOberamtdcatafter. Die für jede Gemeinde und jedes Oberamt bei 
damaliger Aufnahme feftgeftellten Summen haben fi indeß dur 
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die im Finanıgefege von 1833 auf 36 und 1836 auf 39 gefchehene 
und fofort nach befonderer Anordnung vollzogene Belegung der 
Hopfen, Dels, Weins und Holzhändler, welde früher nur Acciſe 
zu zahlen hatten, mit der ordentlichen Gewerbefteuer, indbefondere 
aber durch die in den Jahren 1829, 1835, 1842, 1844 und 1847 
vorgenommenen durdgängigen Revifionen des ganzen Gewerbe: 
catafterd auf den dermaligen Beftand verändert, der felbft wieder in 
Folge der fernern Revifionen ($. 234.) ſich ändert. 
$. 225. 

Die Grundfäge, welche bei der erften Aufnahme des Gewerbes 
catafterd und bei den nachgefolgten Revifionen befolgt wurden und 
welche auch für fünftige Einfhägungen Maß geben, find folgende: 
1) Auf die gefammten Gewerbe des Landes wird jährlich die in 
$. 212. angegebene Quote der Gefammtftaatöfteuer gelegt, woran bie 
einzeinen Gewerbe nah Berhältnig gewiffer Anfäge beizutragen 
haben. Diefe Gewerbefteuer ruht a) auf dem Gapitalgewinn der 
Gewerbtreibenden, nemlih dem Gewinn aus dem Werth von Waa- 
ren und G©eräthichaften und aus dem Geldrapital, welche der Ger 
werbtreibende für den Betrieb hält (wobei die auf dem Gewerbs⸗ 
capital ruhenden Schulden eben jo wenig in Abzug gebracht werden, 
als die Schulden der Qutsbefiter), und b) auf dem Arbeitsver⸗ 
dienft derfelben, wie er theild aus ihrer eigenen, theil® aus der 
Arbeit ihrer Gehülfen, theild aus dem Betriebe von Mafchinen ents 
fteht.1) 2) Bon der Gewerbefteuer find ausgenommen: a) dies 
jenigen Perſonen, welde einen Kunftzweig ald wahre Künftler bes 
treiben; b) Feldarbeiter, Dienftboten, Lohnbediente, taglöhnende 
Nätherinnen und Wälcerinnen; e) der Handel mit Produkten von 
eigenen oder gepadteten Gütern, fowie mit den davon ernährten 
Thieren und deren Erzeugniffen, fey ed nun, daß die Produfte roh 
oder in einem andern Zuftande verkauft werden.2) 3) Die fteuerbaren 
Gewerbe dagegen zerfallen in die nachfolgenden Hauptabtheilungen 
und werden nad den hienach angegebenen Normen cataftrirt, fo daß 
Jeder, der eine Beihäftigung, die den hier aufgeführten Kategorien 
angehört, gegen Belohnung für Andere ausübt, der Gewerbfteuer 
unterliegt, die Belohnung mag dem Stüd nad gehen oder in Tagz, 
Wochen⸗ oder Jahreslöhnen beftehen, mit Ausnahme bloß derjenigen, 
welche fi in einem häuslichen Dienftverhältniffe befinden, wofern fie 
nicht zu den Bit. 1. b. bezeichneten Gewerbsgehülfen gehören. 3) 
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1) Cat. Geſetz $. 12. 

2) Cat. Geſetz 8. 14. 

3) Cat Geſetz $. 13. Inſtr. F. 1. Der Militärverband enthebt nicht von 
der Gewerbefteuerpflicht, wenn fonft die Bedingungen derſelben vorliegen. 
Steuercoll.Grlaß vom 25. April 1835. Sämmtlihe Poftbeamte und Dies 
ner fommen mit ihrem ganzen Ginfommen zur Befoldungsfteuer. Steuers 
Eoll.Grlaß vom 29. Aug. 1835. 


$. 226. 


I. Handwerfer und Kleinhändler. 

1) Sämmtlihe Handwerker und Profeffioniften, welche unten 
namentlich aufgeführt find, oder in die Kategorie der namentlich auf: 
geführten gehören, fie mögen zünftig oder unzünftig feyn, fodann aud 
geringere Bleiben, d. h. ſolche, deren Betriebscapital, mit Ausfchluß 
des Bleihbodens, die Summe von 1000 fl. nicht erreicht, gehören 
hieher. Die Befteurung geichieht 

a) nah 4 Abtheilungen, in welde fämmtliche Gewerbe zum 
Voraus eingetheilt find ; 1) 

b) je in 9 Claſſen. Die Elaffe wird danach beftimmt, 
daß in die | 

erfte die Gewerbe ohne Gehuͤlfen und mit Beſchraͤnkung im Ber 
trieb, a) indem die Gewerbenden ſich mehr dem Feldbau und 
zwar mit eigener Hand und eigenem Vieh, alfo nicht durd 

Zaglöhner und mit Miethvich widmen und deshalb ihr Ge 

werbe nur periodiih und zu gewiffen Zeiten betreiben; ober 

b) indem fie, obgleih Meifter, doch ihr Gewerbe meift nur 

gefellenweije und für Rechnung anderer Meifter oder Werke: 

inhaber betreiben, oder ihre Fabrifate durch eigenes Haufiren 
abzufegen ſuchen müffen; diefen gleich zu achten find gehei- 
rathete Gehülfen von Meiftern und ſolche Gehülfen, die, obs 
wohl nicht geheiratet, in der Art angefeffen find, daß fie 

Bürgers oder Wohnfteuer bezahlen; 2) c) oder neben dem Ger 

werbe mit Taglohnarbeiten, Botengehen, Striden, Spinnen um 

den Lohn einen Berdienft zu maden genöthigt find; ober 

d) durd hohes Alter, Kraftlofigkeit oder Leibesgebrechen an der 

vollen Gewerböthätigfeit gehindert find; dagegen gehört e8 nicht 

unter diefe Beihränfungen, daß ein Gewerbe an fi und feiner 

Natur nah nur zu gewiffen Zeiten betrieben werden fann, oder 

daß ed überhaupt fchlecht geht, oder weil ed an obrigfeitliche 

Preiſe gebunden ift; 


— 173 — 


zweite Elaffe a) die Gewerbe ohne folhe Beihränfungen, aber 
auch ohne Gehülfen; b) ferner alle Meifteröwittwen, welde 
nur mit einem Gehülfen arbeiten; ce) alle Meijter, welche ent- 
weder wegen hohen Alters, Kraftlofigfeit oder wegen körperlicher 
Gebrechen ihrem Gewerbe nicht vorftehen können und Deshalb 
einen Gehülfen haben; d) diejenigen, welche zwei verfchiedene 
Gewerbe aus einer der 4 Gewerböabtheilungen, jedoch beide 
ohne Gehülfen, betreiben, find für dad Gewerbe der höheren 
Abtheilung in die zweite Elaffe zu feßen, wogegen dad Ger 
werbe aus der niedrigeren Abtheilung von der Beſteurung freis 
zulafien ift; 3) 

dritte Claffe die Gewerbe mit einem Gehülfen, wobei die Lehr- 
linge von dem zurüdgelegten erjten Lehrjahre an gerechnet wer« 
den; ferner die für die zweite Claſſe b. und e. notirten Ges 
werbsleute, infofern fie mehr als einen Gehülfen haben ; 

vierte die mit 2 bi8 3 Gehülfen; 


fünfte u u 4 „9 0) 
fehöte Ze 6 " 8 ” 
ſiebente, „ 9 „12 5 
adte „ „B,8 „ 
neunte „ „419 „24 ” fommen. 


Bon der vierten Claſſe an wird den Meijteröwittwen ein 
Gehülfe außer Berechnung gelaffen. Die Gehülfen werden nad 
derjenigen Zahl gerechnet, wie fie ein ®ewerbender nad dem ders 
maligen Stand feines Gefhäfts gewöhnlich zu halten pflegt, daher 
mit Weglaffung der außerordentlicher Weile wegen vorübergehender 
Umftände auf einige Wochen gehaltenen, aber auch ohne Rüdficht 
darauf, daß der Meijter gerade im Zeitpunft der ataftrirung 
weniger Gehülfen hat, ald er fonft ordentlicher Weile hält. Im 
Anftandsfall wird diejenige Zahl genommen, welche der Meifter von 
dem Zeitpunkt der Cataftrirung an, ein Jahr rüdwärts gerechnet, 
wenigftens ein halbes Jahr hindurch gehalten hat. 

As Gehülfen werden einem Gewerbeinhaber fowohl dies 
jenigen, die von ihm verköftigt werden, als diejenigen, die fich felbft 
verföftigen, fowie jene aufgerechnet, denen die Arbeit ind Haus ges 
geben wird, und zwar ohne Unterſchied, ob fie Meifter oder Gefellen 
jenen; bei Gewerben, wo ftatt zünftiger Gehülfen oder neben fol« 
hen andere nicht zünftige Gehülfen (Knete, Taglöhner) ordent⸗ 
liher Weife gebraucht werben, find diefelben unter der Gehülfenzahl 

| 18 
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in Berechnung zu nehmen. Dagegen find ale Gehülfen nicht anzu: 
fehen und daher auch nicht zu zählen: die Familienglieder oder 
Dienftboten des Meifters, die derfelbe bei feinem Handwerk neben 
ihren häuslichen Arbeiten und nicht fo benügt, daß fie einen 
Gehülfen vertreten; nur wenn dieſes der Kal it, find fie als 
Gehülfen zu berechnen. Wenn der Sohn ald Gefelle oder Lehrling 
beim Vater arbeitet, kommt er für die Beiteurung ebenfalls als 
Gehülfe in Berechnung. 

Wenn einzelne ausgezeichnet gute Gewerbe vorfommen, welde 
dur die in der Klaffentafel vorgezeichneten Claſſen nicht vollitändig 
betroffen werden fönnen, namentlich foldhe, die mehr ald 24 Ger 
hülfen haben, oder welche nach der Natur ihres Gewerbes aus dem 
Betriebscapital ihren Hauptnugen ziehen, fo werden nad Maßgabe 
des höhern Ertrags mit Rüdficht auf die Scala der Claſſentafel, 
und joweit es zuläffig ift, durch Llebergreifen in die höheren Elaffen, 
außerordentliche Anfüge gemacht. Meifter, welde das Gewerbe ganz 
aufgegeben haben und bloß noch zum Zunftverband halten, find, 
wie die, welche zu Gewinnung ihres nothbürftigen Unterhaltes ein 
öffentlied Almofen genießen, 4) freizulafien. 

e) Innerhalb der Claſſen finden theils nad den auf den Ges 
werbsbetrieb einwirfenden örtlihen, theild nach perfönlihen Ber: 
hältniffen des Gewerbeinhabers theild 5, theild 6 Abftufungen 
Statt. Diefe richten fid «) nad der größeren ober geringeren 
Eicherheit des Verſchluſſes oder dem ununterbrochenen Fortgang 
eines Gewerbes; A) nach dem höheren oder niedrigeren Arbeitslohn 5 
y) nad dem auf der Perfönlicheit des Gewerbeinhabers beruhenden 
ftärferen oder ſchwächeren Gewerbebetrieb und d) von der dritten 
Elaffe bis zur neunten Elaffe nad dem Umftand, ob die Gchülfen 
nur Rehrjungen oder ob fie Gefellen find, auch ob ſolche ausſchließ— 
lih für das Gewerbe oder theilweife auch für die Defonomie des 
Gewerbeinhaberd benüßt werden; €) danach, vb in der Regel bloß 
im Kundenhaus im Taglohn oder in der eigenen Werfftätte ge 
arbeitet wird. — 

Handwerker, welche neben dem Betrieb ihres Handwerkes noch 
einen Handel mit erfauften, von Andern fabrizirten Waaren treiben, 
der jedoch nicht die Hauptjache des Gewerbes ausmacht und in 
dem wenigftens ein Capital von 200 fl. angelegt ijt, werden je 
nad dem Umfang des Eapitals in höhere Elaffen gefegt. — Die 
niedrigfte Abtheilung in jeder Elaffe ift in der Regel nur für Dorfes 


— 75 — 


gewerbe beftimmt, und zwar in der erflen und zweiten Elaffe nur 
für diejenigen, bei denen meiftend nur im Taglohn gearbeitet wird, 
für junge Anfänger, die noch wenig Kundichaft haben, und für 
Gewerbende, denen dad zu einem der Rocalität entiprechenden Ge— 
werbebetrieb nöthige Capital fehlt, für tiejenigen, welche ihr Ge— 
werbe nur felten betreiben und zunächft bloß wegen des Zunftver⸗ 
bantes zu demielben halten; wogegen auch Dorfgewerbe, bei denen 
ſolche Hindernifje eines beffern Betriebs nicht vorfommen, in bie 
zweite, und wenn der Umfang des Gewerbes nicht an die Dertlich- 
feit gebunden ift, gleich den Gewerben in den Land» und größeren 
Städten, durchgreifend in die höheren Abjtufungen zu fegen find. — 
Für Gewerbe in Landftädten bilvet in der Megel die zweite Ab⸗ 
ftufung den niebrigften Anjag; der dritten und folgenden aber ge: 
hören diejenigen Gewerbe in den Landftädten an, die nicht an den 
angegebenen Hinterniffen leiden. — Für größere Städte und folde, 
die fih durd einen verhältnißmäßig lebhaften Verkehr auszeichnen, 
ift in der Regel die dritte Abftufung zum niedrigften Anfag beftimmt, 
und es kann ohne ganz überwiegende Gründe ein Gewerbe in den— 
feiben niemals in die niedrigften Abftufungen einer Claſſe gefept 
werden; je nad Verfchievdenheit Ter Ausdehnung und Ergiebigfeit 
eined Gewerbes ijt fodann zur vierten Abftufung a. und b. und zur 
fünften aufzufteigen. Gewerbe in Landftidten fönnen ausnahms⸗ 
weiſe in die erfte und Gewerbe in größeren Städten in bie zweite 
Abſtufung' gefegt werden, wenn Gewerbende in der erften und zweiten 
Claſſe fehr arm find und zugleih ihr Gewerbe ganz unbedeutend 
betreiben. — Die kürzere oder längere Dauer ter Beihäftigung eines 
Gehülfen ift, infoweit dadurch Feine Claſſen differenz begründet 
wird, bei Feftfegung der Abftufungen zu berüdjichtigen und zwar 
ohne Beihränfung auf die niedrigeren Claffen, namentlid aber 
werden in die der Localität entſprechenden höheren Abftufungen der 
zweiten Claffe diejenigen Meifter geſetzt, weldie zwar nicht regel 
mäßig einen Gehülfen Halten und daher nicht in die dritte Elaffe 
fi) eignen, welche dagegen von Zeit zu Zeit fi einer Veihülfe für 
ihr Gewerbe außerordentlider Weije bedienen. 

Nach diefen Vorſchriften ift für das neu einzufhägende Gewerbe 
die Elaffe feiner Abtheilung und tie Abftufung dieſer Claſſe zu 
fuchen, wonach dann der Eteueranfchlag ſich ergibt. 5) 


4) Beil. F. der Gew. Inſtr., zu welcher die nachgekommenen Erläuterungen 
bemerkt werben. 18 z 


— 176 — 


SHandwerferverzeichniß. 
Erſte (niedrigfte) Abtheilung. 


Brechenmacher. 

Büglerinnen, infofern fie von Haus ihr 
Gewerbe treiben und nicht als bloße 
Taglöhnerinnen arbeiten. 

Erzwafcher. 

Feldmeſſer. 

Fiſcher (nicht aber bloße Paͤchter von 
Fiſchwaſſern. Steuercolleg. Erl. vom 
22. April 1835.). 

Flößer , für den Arbeitsverbienft. 

Kormfchneiber. 

Hafner. 

Hauderer mit 2 Pferben. 

Hechelmadher. 

Holzmeſſer. 

Jochmacher. 

Karrenfuhrleute. 

Keßler. 

Köche und Köchinnen, fofern fie eigene 
Küchen halten. 

Kohlenbrenner, für ven Arbeitsverbienft. 

Korbmacher. 

Kornmeſſer, fie mögen Taglohn erhalten 
ober Pächter feyn. 

Kreidemacher. 

Reineweber, gemeine, zünftige ober un: 
zünftige, bie um ven Lohn oder auf 
Beſtellung und nicht bloß den eigenen 
Bedarf weben. Steuercoll.Erl. vom 
11. März 1835. 

Leiftfchneider. 

Lohn⸗ (Haus:) Metzger. 

Lumpenſammler. 

Nätherinnen, wie die Büglerinnen. 

Perũquiers. 

Pferdevermiether, d. h. die, welche ein 
Gewerbe hieraus machen und nicht 
bloß in einzelnen Fällen vermiethen. 
Steuercoll.Erlaß vom 4. März 1835. 

Rechenmacher. 


Sargenſchneider. 

Schachtelmacher. 

Schäfer, für den Verdienſt vom Hüten 
und Warten der Schafe. Hieher ges 
hören bie, welche für fih oder Ans 
dere das Hüten und Warten von 
Schafen gewerbsmäßig betreiben, oder 
auf einer gepachteten Meide fremde 
gegen Weidzins angenommene Schafe 
entweber felbit hüten, oder unter ihrer 
unmittelbaren Leitung und auf ihre 
Rechnung hüten lafien; dagegen kom⸗ 
men bie, weldhe eine eigene oder ge⸗ 
pachtete Weide mit eigenen Scha— 
fen befchlagen, welche ihre anf eine 
andere Weide gegebenen Schafe durch 
felbft gedungene Knechte hüten laſſen, 
besgleichen, welche Schafe zum UNeber⸗ 
wintern mit dem Futtererzeugniß von 
eigenen Gütern faufen oder von An 
dern annehmen, nur dann in die Ger 
werbftener, wenn fie gewerbsmäßige 
Schäfer find. Fin. Min.Erlaß vom 
9. Febr. 1842. 

Schaͤufler. 

Scheerenſchleifer. 

Schindeldecker. 

Schnallenmacher. 

Schuhflicker. 

Spindelmacher, wenn fie dieſen Ger 
werbszweig regelmäßig betreiben. 

Steinbrecher. 

Strohdecker. 

Strohhutmacher. 

Strumpffirider. 

Derfertiger hölzerner Uhren. 

Magenfpanner. 

Mäfcher und Wäfcherinnen, wie bie 
Büglerinnen. 

Mollenfänmer. 


Zweite Abtheilung. 


Barbierer, mit dem KRafirverbienfte. 
(Das Einfommen der Wundaͤrzte als 


folder unterliegt der Befoldungs: 
ftener.) 
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Blaͤtterſetzer. 

Bleiſtiftfabrikanten. 

Brenner, welche für Andere Brannt⸗ 
wein ꝛc. um den Lohn brennen. 

Buchbinder. 

Bürftenbinder. 

Fenerwerfer. 

Frachtfuhrlente mit 4 Pferden. 

Gärtner. 

Garnfieder. 

Glaſer. 

Glaseſchneider. 

Glasſchleifer. 

Graveurs. 

Haarſchuhfabrikanten. 

Harzbereiter, welche nicht bloß aus 
eigenen Waldungen das Harz ges 
winnen. 

Hauberer mit 4 Pferden. 

Rammmadher. 

Kartetfchenmacher. 

Kienrußbereiter. 

Leineweber, die auf den Berfauf ar: 
beiten. 

Mufiter. 

Maurer, die nicht zugleich Steinhauer 
find. 

Mühlärzte. 


Nageljchmiebe. 

Nonnenfchneider. 

Pächter finanzfammerlicher Gewerbe von 
Werken, die für eigene Probuftion 
betrieben werden, foweit fie ſich nicht 
zu den Fabrifen eignen. 

Betfchierftecher. 

Pfeifenmader. 

Plläfterer. 

Potafchenfieder. 

Seiler. 

Ealpeterfieder. 

Sauerfleefalzfieber. 

Schneider. 

Schuhmader. 

Siebmader. 

Eiegelladfabrifanten. 

Strumpfweber, infoweit fie nicht als 
Fabrifanten zu behandeln find. 

Theerbereiter, 

Tündhner. 

Machholvergefälziieder. 

Wagenjchmierefabritanten. 

Wagner. 

Weißputzer. 

Wendenmacher. 

Zimmerleute. 

Zundermacher. 


Dritte Abtheilung. 


Agenten ſ. Commiſſionaͤre. 

Dand: und Bortenwirker, Knopfmacher. 

Baumwollenweber. 

Beindreher. 

Beutelmacher. 

Bildweber. 

Blechner. 

Bleicher mit weniger als 1000 fl. Be⸗ 
triebscapital. 

Brobbäder. 

Brunnenmader. 

Büchſenſchaͤfter. 

Chaiſenmacher. 

Cattundrucker. 

Commiſſionäre, Mackler, Senſale. Hie⸗ 
her auch Agenten von Verſicherungs⸗ 
gefellfchaften und ähnlichen Anftalten, 


außer, wenn fie ſchon in einer andern 
Gigenfhaft mit ber Gewerbeftener 
belegt find, wo dann ihr Agentur: 
verbienft bei der Gataflrirung bes 
Hauptgewerbes zu berüdfichtigen if. 
Steuercoll.Erlaß vom 23. Mai 1835. 

Darmfaitenmacdher. 

Dofenmadser. 

Drathzieher, welche nicht fabrifmäßig 
ihr Gewerbe treiben. 

Feilenhauer. 

Blafchner. 

Sloretweber. 

Brachtfahrer mit 6 — 8 Pferden. 

Grobſchmiede. 

Großuhrenmacher. 

Gürtler. 
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Halbjeidenmeber. - - 

Hauberer mit 6 — 8 Bierben. 

Holzdreher. 

Hufſchmiede. 

Hutmacher. 

Ipſer. 

Kaltſchmiede. 

Kartenmacher. 

Küfer und Kübler. 

Kupferſchmiede. 

Lackierer. 

Leimſieder. 

Mackler. 

Maler, welche dieſen Kunſtzweig nicht 
als wahre Künſtler betreiben. 

Meſſerſchmiede. 

Metzger, außer Ochſenmetzger. 

Nadler. 

Neſtler. 

Baftetenbäder. 

Pudermacher. 

Rothgießer. 

Säckler. 

Sattler. 

Seifenſieder. 

Senſale. 


Schiffer. 
Schiffbauer. 
Schirmmachet. 
Schloſſer. 
Schreiner. 
Schriftgießer. 
Schrotgießer. 
Schwefelſchnittenfabrikanten. 
Seidenweber. 
Spengler. 
Sporer. 
Steinhauer. 
Tapeziers. 
Teppichmacher. 
Tuchmacher. 
Tuchſcheerer. 
Uhrgehäusmacher. 
Wollkratzer. 
Zeugmacher. 
Ziegler. 
Zinngießer. 
Zirkelfgpmiebe. 
Bifeleure. 
Zitzdrucker. 
Zuckerbäcker. 
Auch gehören bie Kleemeiſter hieher. 


Bierte (höchſte) Abtheilung. 


Buchdrucker. 

Büchſenmacher. 

Ebeniſten. 

Emailleurs. 

Faͤrber. 

Feuerſpritzenmacher. 

Frachtſahrer mit mehr als 8 Pferden. 

Glodengieper. 

Goldarbeiter. 

Hammerſchmiede, welche das Gefdäft 
für eigene Rechnung, jedoch wicht 
fabrifmäßig betreiben. 

Snftrumentenmadher. 

Juweliere. 

Kaminſeger. 

Kanonengießer. 

Kürſchner. 

Kleinuhrenmacher. 


Kupferbrucker. 

Lithographen. 

Mechaniker. 

Ochſenmetzger, wo die Abtheilung in 
Ochſen- und Schweinemetzger beficht. 

Optiker. 

Orgelmacher. 

Rothgerber. 

Safiangerber. 

Schieferdecker. 

Schwertfeger. 

Silberarbeiter. 

Sticker in Gold, Silber und Seide. 

Tapetenfabrikanten. 

Vergolder. 

Wachstuchfabrikanten. 

Wachszieher. 

Weißgerber. 
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2) Die Arbeiter bei ben K. und bei ben Privatberg-⸗, Hammer⸗, 
Drath- und Hüttenwerfen, auch Salinen, unterliegen, infofern fie 
nicht zur Beſoldungsſteuer gezogen werben, oder als gemeine Taglöhner 
zu betrachten find, indem fie Feine Verrichtungen beforgen, welche eine 
befondere Uebung oder Runftfertigfeit erfordern, der Gewerbefteuer in ber 
Art, daß fie, wenn fie unter die vornen bezeichneten Handwerker gehören, 
nach der entfprechenden Abtheilung, wenn bies nicht der Ball it, nad 
dem Grad ihrer Ausbildung und ihrer Belohnung beftenert werben. Die 
Hüttens und Salinenarbeiter fommen in der Regel in die niederſte Claſſe, 
wenn fie nicht Materialien ſelbſt liefern, oder ein Tantieme vom Ertrag 
der Arbeit tezichen, oder mit auf ihre Rechnung angeftellten Gehülfen 
arbeiten, wo fie fodann in die geeignete Claſſe zu fchägen find. Steuer: 
Eoll.Grlaß vom 8. Juli 1835. — Maurer- und Zimmergefellen 
werden als Hausgenofien betrachtet und daher nicht beſteuert, fo lange fie 
nit in das active Bürgerrecht wirklich eingefegt find und Bürgerftener 
zahlen, oder eine für fich beſtehende Haushaltung führen und der Wohn: 
ftener unterliegen. — Dagegen werden Meifter und verheirathete wie un: 
verheiratihete Gefellen, welche fih mit Wanderbüdern ıc. ins Ausland 
begeben und fich dort den Sommer über einen nicht unbedeutenden Vers 
dient verfchaffen, im Spätjahr aber wieder nah Haufe fommen, mit 
Ausnahme der ledigen, auf der Manderfchaft befindlichen Gefellen, als 
Drtsangefeflene betrachtet und mit der Gewerbefteuer belegt. Steuer: 
Goll.Grlaß vom 11. März 1835. 


3) So find auch Lererladierer zu befieuern, welde zugleih Nothgerber find 
und nicht im der einen oder andern Eigenſchaft zu den eigentlichen Fabri— 
fanten gehören. Steuercoll. Erlaß vom 27. Mai 1835. 


4) Stenercoll.Erlaß vom 31. Jam. 1835. 
5) Gewerbefteuerinfiruftion $. 5. 10 — 19. Beil. GC —L. 


Glafientafeln für Handwerker, 

















Ab- Abthbeilungen, 
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Claffen, 
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g. 227. 


2) Als Kleinhändler werden alle diejenigen befteuert, deren 
Gewerbecapital die Summe von 200 fl. nicht erreicht, fie mögen 
nun den Handel durch Haufiren, oder auf Jahr: und Wochen: 
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märften, oder in einem offenen Laden betreiben; fie mögen auch ihre 
Waaren im Auslande faufen oder verfaufen, wenn fie nur im Lande 
angefeffen find. Insbeſondere fommen hieher die Haufirer, Krämer 
orer Händler mit den hienach benannten Artifeln, 1) wobei naments 
lich ald gewerbsmäßiger Wein (Getränfe) oder Holjhändler Jeder 
anzufehen ift, der notorisch, mit oder ohne öffentliche Ankündigung, 
einen Handel mit den unter Getränfe und Holz zu rechnenden Gegen» 
ftänden mittelft Einfaufs und Verkaufs betreibt und zu dem Ende 
Vorräthe von dem Gegenſtande defjelben unterhält. Händler mit 
andern Gegenftänden find nad der Analogie jener zu behandeln. 
Wenn aber Kleinhändler ihre Waaren felbft anfertigen, wenigſtens 
zum größern Theil, fo gehören fie zu den Handwerkern, und zwar 
zu der der Gattung des Fabrikats entſprechenden Abtheilung; in feis 
nem Falle dürfen fie doppelt, nemlich bei den Handwerkern und bei 
den Kleinhändlern, bejteuert werden. — Dieſe Händler werden nad 
6 Claſſen bejteuert, die nad Verfchiedenheit des im Handel ent— 
haltenen größeren over Fleineren Capitals, nad dem rafıhen oder 
langfamen Umfag, fowie danach anzuwenden find, ob der Handel 
nur ald ein Nebengewerbe, nur periodisch betrieben wird und nur 
dazu dient, um das Einfommen aus einem anderwärtigen Berdienft, 
z. B. durch Taglohnen, Etriden, Spinnen oder Handwerfdarbeiten, 
zu verbefjern, oder ob er den Hauptnahrungszweig eined Händlers 
gewährt, aud ob ver Handel bloß durch Haufiren, oder in einem 
offenen Laden getrieben wird. 2) 


1) Gew. Cat. Inſtr. $. 8. 10. Fin.Min.Berf. vom 26. Oct. 1836. Robl. 
©. 597. Gegenftände des Kleinbandels: 


Alt Eifen und fonftige Butter, Frucht, 
Metalle, ‚Branntwein und Eſſig, Garn, 
Aſche, Brennholz, Geflügel, 
Abholz, Drathwaaren, Gemüſe, 
Barometer, Gier, Gips: und Glaswaaren, 
Baͤlge, Eſſig, Hafnergeſchirr, 
Baus und anderes Nutz-⸗ Flöre, Hänte, 
holz, Fenchel, Hanf, 
Befen, Federn, Harz, 
Brecden, Faden, Hopfen , 
Bilder, Faßtaugen, Hirſchhorn, 
Bein, BFettwaaren, Haare, 
Bier, Fiſche, Horn, 
Borſten, Flachs, Holz, 


Bierhefe, Felle, Honig, 
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Kaͤs, Bfähle, Steine (Baur, Schleif⸗ 
Kienruß, Rechen, und Mühlſteine), 

alte Kleider, Relſach und Scheiter, Strobhüte und, andere 
Kochlöffel, Ninden, Strohwaaren, 

Kohlen von Holz, Reifftangen, Teichel, 

Körbe, Reife, Theer, 

Kupferſtiche, Saͤgmehl, Torf, 

Landkarten, Saͤmereien, Vieh, 

Lohe, Salpeter, Vogelfäfige, 

Liqueure, Schafe, Mannen, 

Mausfallen, Schaͤchteln, Wachs, 

Mehl, Schwefel, Weiden, 

Mineralwafler, Siegelwachs, Berg, 

Meiteln, Schirme, Wildbrät, 

Dfenröhren, Eiebe, Hein und Meinmoft, 
Obſt, Schindeln, Weinhefe, 

Obſtmoſt, Schmalz, Weinſtein, 

Oblaten, Schnittwaaren, Zainen und andere der⸗ 
Del, Steinkohlen, gleichen Artikel. 

Pech, Spindeln, 


Sodann insbeſondere gehören hieher Fürkäufler, Marner und Schaͤuf⸗ 


ler. — Haͤndler mit Wachholderholz, Kümmel ıc. find nur dann zu beſteuern, 
wenn fie diefen Handel durch Auffauf von Audern als regelmäßiges Ges 
werbe treiben, nicht aber, wenn fie nur zuweilen berlei Gegenftände ſelbſt 
fammeln und wieder verkaufen. — Frucht: und Viehhändler, wenn fie 
zugleich ein Handwerk treiben, find wegen des leptern in die geeignete Hands 
werferabtheilung, wegen des Handels aber zugleich als Kleinhändler aufzus 
nehmen, fofern ſie nicht ‚wegen größern Betriebscapitals in das Gatafter 
der Handlungen gehören. — Bei ven Getränken fommt nur ber Handel 
nad ber Eichmaß hier in Betracht, da der Verkauf nach der Schenfmaß 
zu den Wirthfchaften gehört. Vergl. auch $. 225. PH. 2. c. 

2) Beil. G. zur Gew. Cat. Inſtr. 


Glaffentafel für Kleinhändler. 


Claſſe. Anſatz. 
De a £u 24 fr, 
2. . . . 36 fr, 
3. ; .1fl. 

4. . .. 1iſl. 30 kr 

5. — 2fl. 24 kr 

b. F sh . 3 fl. 36 fr 
$. 228. 


II. Handlungen, Fabrifen und Manufacturen. In 


diefe Hauptabtheilung fommen diejenigen Krämer, welde zwar 
haufiren und in offenen Ständen und auf Märkten verkaufen, deren 
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Handeldcapital aber wenigftens 200 fl. beträgt; ſodann überhaupt 
alle Krimer und Kaufleute mit furgen und langen Waaren, 
Epezereien, Südfrüchten, Parfümerieen, Delen aller Art, Hopfen, 
Tabad, Materialien, Farbwaaren, Thran, Duincaillerieen, ladirten 
Blehwaaren, Glaswaaren, Tapeten, Schreibmaterialien, Juwelen, 
Bijouterieen, Bugs und Meubleswaaren, Seide, Baumwolle, Wolle, 
Flache, Hanf, Faden, Garn, Band, Federn, Roßhaaren, Leder; fers 
ner: Buds, Muſikalien-, Kupferſtich-⸗, Lithographieen- und Kunfts 
handlungen, Eijens, Erzr, Porzellain-⸗, Fayence- und Steinguthändier, 
Antiquariatds, Wechſel⸗, Speditions- und Commilfionshandlungen, 
Apotheken, Vorkäufher mit alten Kleidern, Büchern, Bil 
tualien ıc., infofern das Gewerbecapital die Summe von 200 fl. 
erreicht; endlih mit gleiher Beftimmung die Frucht-, Vieh-, 
Wein, und Holzhändler, welche mit aufgefauften Produkten 
einen Handel treiben. Unter den Fabriken und Manufacturen 
aber werten veritanden: Pulver- und PBapiermühlen, Glass und 
Spiegelfabrifen, Fayence-, Bijouterier, Drathr, Maſchinen⸗ und 
Zapetenfabrifen, Blaufarbwerfe, Eifenjhmelzwerfe und Eijenhämmer, 
Ealinen, Bleiweißfubrifen, Tabadsfabrifen, Indienne- (Zig- und 
Cattun-) Fabtiken, Tuch-, Zeug-, Seidens, Floretfeiden- und Lein⸗ 
wandfabrifen, Maſchinenſpinnereien, ſodann die größern Bleichen z 
jedoch die bier aufgezählten Mühlen und andere Werke nur dann, 
wenn fie für eigene Broduftion (nicht für Kunden) betrieben werden 
und ihr Geſchäft ind Große geht; werden fie ausjchließlich für eigene 
Produftion (nicht für Kunden) benügt und iſt die Produktion nicht 
bedeutend, jo werden fie nad der dritten Handwerferabtheilung bes 
handelt. Im Zweifelsfalle werden fie ald Fabrifen angefehen, wenn 
fich in denjelben ein Betriebscapital von wenigftens 1000 fl. befindet 
und wenn fie zugleih Faufmännifch betrieben werben. ?) Paächter 
der für eigene Produktion (nicht für Kunden) betriebenen Werfe 
fteuerfreier Eigenthümer find, wenn ihre Produktion nicht von dem 
Umfang it, daß fie fih unter die Claſſe der Fabrifanten eignen, 
in der zweiten Abtheilung der Handwerfer zu befteuern. ' 

Jedes diefer Gewerbe wird mit einem der bienad benannten 
Geldanſätze belegt, 2) wobei folgende nähere Grundfäge entfcheiden: 
1) Es ift das Gewerbecapital zu erheben, d. h. die Summe 
alled defien, wad dem Handeldinventarium angehört, es fey im 
Wohnort oder auswärts, namentlich auch die (von dem Gebäudes 
catafter ausgenommenen) baulichen Gewerbeeinrihtungen, Geräth« 
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ſchaften, Maſchinen, Inſtrumente, ſodann die Waarenvorräthe, das 
Geldeapital, das der Gewerbende für ten Betrieb hält, und die 
von dem Gewerbe herrührenden unverinslichen Ausſtände; dagegen 
ift ausgeihloffen, was er ald Gutsbeſitzer, Gapitalift ꝛc. befigt. 
Ebenfo bleibt bei den Pächtern der für eigene Produktion (nicht für 
Kunden) betriebenen Werfe fteuerfreier Eigenthümmer der Werth der 
unter dem Pacht begriffenen Gewerbseinrichtungen, Maſchinen ꝛc. 
ausgefchloffen. Aus Rüdjicht für den Handeldcredit der Individuen 
ift dem Steuerpflichtigen geftattet, das in feinem Handel oder Ge— 
werbe befindliche Bapital in eine der bezeichneten Claſſen fchriftlich 
auf feine Bürger: und Untertbanenpflichten zu fatiren. Diefe Faſſion 
wird jedoch von der Behörde geprüft und wenn ſolche für zu niedrig 
erfannt wird, fo wird eine angemeffene Erhöhung vorgenommen, 
welche jo lange zu Grunde gelegt wird, bis der Fatent durch feine 
Bücher und Wuarenvorräthe die Richtigkeit feiner Faffton erwielen 
haben wird. — Da diejenigen Apothefen, weldhe von Materials 
handlungen nicht zu entfernt find, gewöhniih nur Feine Vorräthe 
haben, die fie in furzen Zwifchenräumen wieder ergänzen, und diefelben 
daher dur die Anwendung des Tarifs für das Handlungscapital 
nicht gehörig betroffen werden, fo find folche Apotheken in Anfehung 
des Eapitald nah Mafgabe des Gewinns im Verhältniß zu den 
übrigen Handlungen zu bejteuern. Daffelbe ift der Ball bei den 
Speditionshandlungen und bei größern Bleichen, bei welchen das 
Handlungscapital zu dem Gewinn in feinem Verhältniß ſteht. 
2) Sodann wird ein Anfag für den Arbeitsverdienft für den 
Prinzipal felbjt und für die Gehülfen gemaht. Die Gehülfen find 
in zwei Glaffen eingetheilt. Zur erften Glaffe gehören: Bader, 
Knechte, Stößer bei Apothefern, Tabadsreiber und andere bloß für 
Nebenarbeiten zu gebrauchende Perſonen; ferner die Lehrlinge nach 
dem erjten Lehrjahre, fo lange fie die Lehrzeit nicht erftanden haben; 
endlich die Ladenmädchen. Zur zweiten Claſſe: Procuraführer, Bude 
halter, Commis, Neifende. Wird das Geihäft von Gejellichaftern 
geführt, fo werden alle Geiellfchafter, welche bei dem Geſchäfte thätig 
find und auf dem Gomptoire arbeiten, außer Einem, welder als 
Prinzipal betrachtet wird, unter den Gchülfen zweiter Claſſe aufs 
geführt. Bei den Fabrifen und Manufacturen werten die wirklichen 
Arbeiter für dad Gewerbe nicht unter die Gehülfen geredet, und 
ed werden hier ald Gehülfen bloß die Perfonen in Berehnung ger 
nommen, weldhe für das Handelögefhäft, für den Umfang der 
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Fabrikation, zur Auffiht auf den Comptoird, zur Abgabe der 
FBabrifationsmaterialien, zur Verrechnung des Arbeitöverdienftes der 
Arbeiter, fodann zur Uebernahme und Magazinirung der Fabrifate 
und zu dergleihen allgemeinen Babrifgefhäften gehalten werben. 
Da bei den Apothefen gegenüber den Handlungen eine höhere 
Arbeitörente bei gleihem Capital Statt findet, jo werben hier bie 
Steueranjäge für den Prinzipal und feine Gehülfen erfter und zweiter 
Elafje auf Das Doppelte der in der Claſſentafel enthaltenen Anfäge 
gebracht. Dagegen wird für die Arbeitsrente der Pächter von Werfen 
fteuerfreier Eigenthümer, 3. B. finanzfammerliher Brennereien, ftatt 
der unten bemerften Anfäge ein Anſatz aus der zweiten Abtheilung 
der Handwerker gemacht. Die Zahl der Gehülfen wird chenfalls 
nach dem Stand des fegten halben Jahre von dem Gewerbsinhaber 
angezeigt, vorbehältlih der Prüfung wie bei dem Capital. 3) Der 
Anfag für das Capital und den Arbeitöverdienft erfolgt in 3 Unter: 
abtheilungen. Die Unterabtheilung, in welde ein Gewerbe 
zu fegen ift, beftimmt fich vorzüglich danad, ob der Kaufmann feine 
Waare aus erfter Hand bezieht, ob die Artifel, womit er handelt, 
gerade im jegigen Zeitpunkt fehr gefudt find und höhern Gewinn 
gewähren, als andere, ob die örtlihen Verhältniffe, die Größe der 
Drtsbevölferung, die günftigere Lage des Orts für den Abſatz einen 
ſchnellern Umfag des Eapitald geftatten. Bei Fabrifen ift haupt— 
fählih darauf zu fehen, ob das rohe Material zu allen Zeiten gut 
und ficher zu haben fey, ob die Arbeitslöhne mäßig feyen und die 
Fabrifate einen fihern Abfag haben. 4) Im Allgemeinen aber find 
noch folgende Beftimmungen zu beachten: a) Wird ein Werk theils 
weife für eigene Babrifation und theilweiſe ald Kundenwerf, jedoch 
mehr für erften Zweck benügt, fo wird wegen der theilweifen Bes 
nügung ald Kundenwerf, wenn fie wenigftens zwei Monate des 
Jahrs über dauert, ein Zufag zu dem Steuerbetreff als Fabrik ger 
macht, wobei auf die Dauer diefer befondern Benüsung und auf 
die Normen der Glaffentafel für Kundenwerfe im Allgemeinen zu 
fehen iſt. b) Hat ein Gewerbender an einem oder an mehreren 
Drten gbgefonderte Etabliffements, welche er unter verichiedener 
Firma oder durch Procuraführer beforgt, fo wird bei jedem ein bes 
fonderer Prinzipalanfag beredinet, nah Maßgabe der Claſſe, in 
welhe das abgefonderte Geihäft nad feinem Capitalſtock fommt, 
fowie überhaupt jeded auf ſolche Art abgefondert geführte Geſchäft 
feinem Capitalftod nad befonders, und zwar in dem Drte, wo . 
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es gelegen iſt, elaffifizirt und abgeſchäht wird. 3) Bloße Factorieen 
eines Hauptgeſchaͤfts find, fie mögen im In⸗ oder Auslande ſich 
befinden, mit jenem als eigenthuͤmliche Zugehörden deſſelben zu ver— 
ſteuern.“) ec) Wenn Gewerbende der genannten Kategorieen daneben 
Handwerfe oder andere Erwerbögefchäfte treiben, fo werden fie für 
jedes Gewerbe mit dem geeigneten Anſatz beſonders befteuert. Die 
handelnden Handwerker hingegen, welche außer ihren eigenen Babri- 
faten zu Bervollitändigung ihres Sortimentd auch fremde auf den 
Wiederverfauf einfaufen, werden zwar, wenn biefer Handel nur das 
Nebengefhäft und die eigene Fabrikation das Hauptgefhäft ift, unter 
den Handelsleuten nit aufgeführt, fondern nach $. 226. behandelt; 
in dem Falle hingegen, wenn der Handel mit fremden Fabrikaten 
das Hauptgefchäft if, werden fie auch als Handelsleute, mithin in 
doppelter Eigenſchaft, befteuert. 5) 


1) Hienach werben namentlich auch die Pächter finangfammerlicher Brauereien 
behandelt. Stenercoll.Grlaß vom 22. April 1835. — Auch gehören Malf: 
und Schleifmühlen hieher und Lchmühlen, da bei der Belegung derjenigen 
Handwerker, welche dieſe Werke benügen, nicht auf den Befik folder 
Werke gerechnet if. Steuercoll,Grlaß vom 10. Juni 1835. 





2) Glafjentafel für Handlungen und Fabriken. 
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und fo mit 20,000 fl. Reigenb. 

3) Im Lande angefeflene und bürgerliche @efellfchafter eines im Auslande 
etablirten Handelsgefchäfts, die ihre perfönliche Gewerbsthätigkeit als 
Handelsleute, zumal durch Auffauf im Lande, ausüben, find fowch! mit 
Capital, als Arbeitsrente anzulegen. Steuercoll.Erlaß vom 20. Mai 1835. 

4) Appertinenzen einer Fabrik find an dem Ort, wo das Hauptetabliffement 
befieht, d. 5. wo fidh die Probufte der einzelnen Appertinenzen con: 
eentriren, mit dem Ganzen zu cataflriren ; aber es if dann der Gefammts 
anfdhlag wegen der Localcatafter und Localfteuern zwifchen den verſchlede⸗ 
nen Orten, nah Bernehmung bes Kabrifinhabers, angemefien zu vers 
theilen. Steuercoll.Erlaß vom 14. März 1835. 

5) Gew. Cat. Iuſtr. $. 22— 29. 
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1. Mühlen und andere Werke, welche von Andern 
gegen Lohn (Kunden) benügt werden. Als ſolche werden jedenfalls 
Keltern angejehen, 1) fodann werden die Scleif-, Säg-, Lohr, 
Krappe, Farb-, Mahl-, Gerſten-, Ründel-, Tabak, Del: und Gips— 
Mühlen, ferner tie Hanfreiben und Walfen, fowie die größern 
Obſtmoſttrotten dann unter diefer Abtheilung befteuert, wenn fie aus— 
fchlieglich oder doch mehr (als für eigene Fabrifation der Eigenthümer) 
von Kunden benügt werden. . Diefe Werfe werden fo befteuert, daß 

1) einer der unten angeführten Anfüge 2) gemacht wird für 
die Zahl der Maſchinen und Gänge, durch welde ein Ber- 
dienft gewonnen wird, wobei ald Maſchinen oder Gänge gezählt 
werden: a) bei Mahlmühlen jeder einzelne Gang, es fey ein Gerb- 
oder Mahlgang. b) Bei Sigmühlen jede einzelne Säge; bei Del: 
mühlen jede einzelne Preſſe; bei Steinwerfen jeder einzelne Stein; 
bei Hammerwerfen jeder einzelne Hammer; bei Keltern jeder eins 
jene Baum und bei Stampfwerfen je 6 Stampfen für eine Ma- 
fhine. Bei Keltern wird ein Feiner Baum oder ein anderes Feines 
Preßwerk für einen halben Gang gerechnet und es werden auf einen 
ganzen Baum 2 große Trotten gezählt; ebenfo bei Objtmofttrotten. 
e) Ad Werke und Gänge alle diejenigen berechnet werben, welde 
wirflih für den Gebraud eingerichtet find, fie mögen viel oder 
wenig befhäftigt feyn. 

Feder Gang wird in eine der 4 Elaffen eingefhägt, fo daß 
a) in die erfte (niedrigfte) Claffe diejenige Werfe (mit Ausschluß 
der Mahlmühlen) fommen, welche in der Regel nur wenige Wor 
hen, oder wenigftend 3 Monate ded Jahre, gangbar find. b) In 
die zweite Claffe die Mahlmühlwerfe, welche höchſtens 3 Monate 
lang, oder andere Werke, welche höchſtens 6 Monate lang gangbar 
find. c) In die dritte Clafje diejenigen Mahlmühlwerke, melde 
4 bis 6 Monate lang, oder andere, welche wenigftend 9 Monate 
lang, oder ohne große Unterbrehung, das ganze Jahr hindurch ger 
wöhnlich gehen. d) In die vierte Claffe ausichließlih diejenigen 
Mahlmühlwerfe, welche über die Hälfte des Jahre hindurd gehen. 
— Wenn ein Wafferrad 2 Gänge treibt, fo werden diefe zufammen 
nur einfadh dann beredinet, wenn die übrigen Gänge deſſelben Werts 
fo viele Zeit das Jahr hindurch gehen, als jene beiden zuſammen; 
doppelt aber, alfv jeder Gang befonderd, wenn die andern Gänge 


nur jo lange gehen, ald jeder der von einem Rad getriebenen 
Gänge einzeln. — Werden verſchiedene Werfe durd ein Wafferrad 
in der Art getrieben, daß während ein Werk geht, die übrigen 
fit ftehen müfjen, jo werden jene Werfe nur ald ein Werf ger 
rechnet. — Mühlen, welche mehrere Gänge mit verfchiedener Gang. 
barkeit haben, werden nicht auf jeden einzelnen Gang befonder, fon» 
dern dad Werf wird in feiner Gefammtheit in die der Zeit der 
Gangbarfeit entſprechende Claſſe gelegt, wobei der Durchfchnitt der 
Gangbarkeit der einzelnen Gänge zu beachten ift. 

Iſt die Claſſe gefunden, fo wird die Abftufung beftimmt: 
a) Nach der Nupbarfeit des Werks mitteljt beffern oder fchlechtern 
‚Betriebs in der Zeit, wo die Werfe gangbar find (wobei nament- 
(ih, wo verjhiedene Werfe durd ein Wafferrad getrieben werden, 
die wegen der Mannigfaltigfeit der Einrichtungen gewöhnlih er- 
höhte Nupbarfeit zu beachten ijt), je nachdem «) die Werte Kunden 
außerhalb des Orts haben, oder bloß auf den Ort befchränft find; 
8) befler oder fchlechter eingerichtet find, fehneller oder langſamer arbei- 
ten, beffere oder geringere Waare liefern, und ob fie an einem Fluß, 
Bah oder Eee liegen; fodann y) bei Mahlmühlen insbefondere 
durch den Betrag des Milterd und durch den Umftand, ob der 
Müller auf feine Koften die Früchte holen und das Mehl zurüd- 
bringen muß, oder ob dieß auf Koften der Mühlfunden gefchieht. 
b) Nah der Größe und Beichaffenheit der Leiftungen des Werk— 
inhaberd, und zwar «) der Recognitiongzinfen und Grundzindab- 
gaben an Geld, Naturalien und perfönlihen Dienften, 4) durd 
die mehr oder minder Foftfpielige Unterhaltung des Werkes. 

2) Sodann wird für die Arbeitsrente des Werfinhabers 
und feiner Gehülfen ein Anfap nad) der zweiten Abtheilung der 
Handwerker gemacht. Sind mehrere Werke verfchiedener Art mit 
einander verbunden, fo wird die Arbeitsrente für das Ganze bei 
dem Hauptgewerbe bereihnet. Bei der Gehülfenzahl wird, wie bei 
den Handwerkern, weder ein Unterjchied zwiſchen Gehülfen, nod 
zwifhen Knechten und Meiftern gemadt, und ed werden Alle, 
welde bei dem wirklichen Betriebe der Werke bejchäftigt find, zu— 
fammengerechnet. Es wird daher der Eigenthümer nicht gerechnet, 
wenn er die Werke bloß durch feine Leute betreiben läßt. Ebenſo 
wenig werden die Gehülfen für Nebengefhäfte in Berechnung ger 
nommen. Bei folhen Werfen, wo weder der Inhaber noch ein 
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Gehülfe deffelben, fondern bloß die Kunden arbeiten, welchen das 
Werk gegen einen gewiffen Lohn zur Benugung überlaffen wird, ift 
fein Gehülfe und feine Arbeitsrente zu berechnen. — Die Pächter 
von Kundenwerfen, weldhe dem Staat oder einem fleuerfreien 
Inftitut gehören, werden mit der Arbeitsrente in der zweiten Ab- 
theilung der Handwerker nad der Zahl der Gchülfen und daneben, 
wenn fie die Mafchinen und Geräthfichaften, oder wenigftend einen 
Theil derfelben zu unterhalten haben, mit dem vierten bis fechsten 
Theil des für die einzelnen Gänge beftimmten Anfages nad den 
auf den Gewerbebetrieb einwirkenden Umftänden in der geeigneten 
Glaffe und Abftufung angelegt. Werfe, welde von einem fteuer- 
pflibtigen Eigenthümer verpachtet find, werden jedenfalls für das 
Ganze nah den vorgejhriebenen Normen der Befteurung unter« 
worfen. 3) 
1) Solche Keltern, deren Benutzung nur den Weinbergbefigern unter ſich und 
ohne einen Erſatz zufieht, ober wo von denjenigen, welche die Keltern 
benägen, nur bie wirklihe Auslage an NReparaturfoften, Fein Gewinn, 


erhoben wird, find aus der Steuer zu laſſen. Steuercolleg.Grlaf vom 
22. Februar und 22. April 1835. 
2) Beilage J. zur Gew. Cat. Inſtr. 
Glaffentafel 
für Mühlen und andere Werke. 
Elaffe. Abftufung. 


u: 


für einen einzel- 
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3) Gew. Cat. Inſit. $. 31— 39. 
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IV. Wirthſchaftsgewerbe. 1) Diefe Abtheitung begreift 
zunächft die Wirthichaftögewerbe im engern Sinne, d. h. Schild— 
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Speife:, 1) Schenkwirthſchaften, Billards und Badeinrichtungen nad 
der unten bezeichneten Abtheilung. Die Weinbergbefiger, welche mit 
ihrem eigenen Gewäds einen unbeftändigen Weinihanf treiben, 
fodann die Apotheker, Gonditoren und Speereihändler, welchen 
vernöge ihres Gewerbe, Liqueurd und Eifig glaͤschenweiſe abzu⸗ 
geben erlaubt iſt, fommen nicht in dieſe Steuer. Dagegen find 
MWeinbergbeiiger, welche neben ihrem eigenen Erzeugniß des legten 
Jahrs auch Altern felbfterzeugten Wein einige Monate des Jahres 
mit erlangter Gonzeffion ausjchenfen, nach den bejondern Umftän- 
den zu cataftriren. — Die Wirthihaften werden fo befteuert, 
daß a) für den Erwerb aus dem Gapital, welches in der Wirth: 
ſchaft angelegt ift, und b) für den Arbeitöverdienft des Wirths und 
feiner Gehülfen, welcder durch die Bewirthung und Beherbergung 
gewonnen wird, je einer der in der Glaffentafel 2) beitimmten Anz 
füge gemadt wird, über deſſen Wahl Folgendes beftimmt ift: 

a) Die Elaffe richtet ſich theild nad der Dertlichfeit, theils nad) 
der Gchülfenzahl und der Perfönlichkeit des Wirthihaftsinhabers. Die 
erfte (niedrigfte) Elaffe fann in der Negel nur angewendet werden 
bei Dörfern und Weilern, welche nicht an freauenten Straßen lie 
gen; die zweite findet Anwendung bei großen an frequenten Straßen 
kiegenden Dörfern und Marktfleden; bei Amtsftädten und bei folchen 
Dberamtöftädten, welche fich weder durd Bevölferung, noc durch 
febhafte Paffage und vorzüglichen Gewerbebetrieb auszeichnen. Mit 
der dritten Claſſe wird angefangen bei größern und Hauptfläbten, 
fowie bei denjenigen Oberamtsftädten, welche, wenn auch feine aus— 
gezeichnet große Bevölferung, doch einen lebhaften Verkehr, regels 
mäßige Wochen» und Jahrmärfte haben und an frequenten Straßen 
biegen. Je nad der Berfchiedenheit der weiter hienach bezeichneten 
Berhältniffe wird nicht nur von der dritten, fondern aud von der 
erften und zweiten Elaſſe in die höhern Claffen aufgeftiegen. Unter 
Feſthaltung diefer Rüdfihten eignen fih ſodann in Rüdficht auf das 
zweite Moment «) in Dörfern und Weilern in die erfte Claſſe; in 
größern an frequenten Straßen liegenden Dörfern und Marftfleden, 
in Amtsftüdten und Oberamtsftädten der obigen zweiten Glaffe 
— aud in die zweite Claſſe, fodann in den vorhin bei der dritten 
Claſſe angeführten Städten — in die dritte Claſſe: diejenigen Wirthr 
fchaften, wo entweder der Wirth jelbit die Bedienung und die Wirthin 
felbft die Küche beforgt, wo aljo Feine Wirthichaftsgehülfen vorhanden 
find, oder wo wegen Alter und Kränflichfeit des Wirths ein Kellner, 
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oder wegen Alter, Kräanklichkeit oder Unerfahrenheit der Wirthin ein 
Koh oder eine Köchin gehalten werden muß. 4) Ie nad der 
(eben unterfchievenen) Dertlichfeit in die zweite, dritte oder vierte 
Claſſe diejenigen Wirthſchaften, wo entweder eine Hülfsperfon für 
die Bedienung oder für die Küche ohne die dur obige Umſtände 
des Wirths ꝛc. gebotene Nothwendigfeit, oder wo zwei Kücenmägde 
oder mehr ald ein Hausfnecht auf die Wirthfchaft gehalten werden. 
y) Je nad der Dertlichfeit in die dritte, vierte und fünfte Claſſe 
Wirthihaften, in welche fowohl für die Berienung, als für die 
Küche, wenigſtens ein Gehülfe, oder für einen der beiden Geſchaͤfts— 
zweige mehr als ein Gchülfe neben den Küchenmägden und Knechten 
gebraucht wird, oder wo mehr ald zwei Mägde und mehr als zwei 
Knete gehalten werden. 9) Je nach der Dertlichkeit in die vierte, 
fünfte oder fechöte Claſſe diejenigen Wirthſchaften, wo ſowohl für 
die Bedienung, als für die Küche wenigftens zwei Gehülfen oder für 
eines von beiden mehr als zwei Gehülfen gehalten werden. — Bei 
den Billards ift die erſte Claſſe anzunehmen, wenn regelmäßig fein 
Marqueur auf daffelbe gehalten wird; die zweite, wenn wenigjtend zu 
Zeiten ein ſolcher nöthig ift, oder wenn zwar ein Marqueur beftändig 
darauf gehalten, aber das Billard wenig und nicht regelmäßig be— 
ſucht wird; die dritte und die vierte Glaffe, wenn nicht nur Mars 
queurs beftändig Darauf gehalten werden, fondern aud das Billard 
regelmäßig und ftarf befuht wird. Die beftäntigen Weinwirth- 
ſchaften fommen in der Regel nur bei Dörfern und Eleinen Etädten 
in die erfte Claſſe, fonft in die höhern, je nad der Gehülfenzahl 
und der PBerfönlichfeit des Wirths. 

Die Zahl der Gehülfen wird hiebei nah dem Stande vom 
festen halben Jahre angenommen. 8 bleiben dabei nur die Per: 
fonen außer Berehnung, welde entweder ausfchließlich für die 
Feldgeihäfte des Wirths bejtimmt find, vorausgefegt, daß der Wirth 
wenigftend 6 Morgen Feldes oder 2 Stüde Vieh befigt, oder welche 
wegen Alter, Kränklichkeit oder auch Lnerfahrenheit des Wirthes 
oder der Wirthin gehalten werden muͤſſen. Die Söhne und Töchter, 
welde in den Wirthihaften regelmäßig Dienfte leiften, werben, 
wenn fie das 16. Jahr erreicht haben, bei den Anfägen ebenfo wie 
fremde Gehülfen behandelt. Der Anfag für die Arbeitrente ber 
Gehülfen richtet ſich nad der Befchaffenheit der letztern, wonach fie 
in 3 Elaffen getheilt find. Etſte Claſſe: Hausknechte, Wirthſchafts⸗ 
mägde, Kleider- und Stiefelpuger, Lohnbediente, fofern fie in. des 
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Wirths Beföftigung ftehen. Zweite Elaffe: Kellnerinnen, Köchinnen, 
Marqueurd und Lehrjungen nach dem erften Lehrjahr. Dritte Elaffe: 
Dberkellner, Kellner und Köche. Werten die Marqueurd aud für 
die Wirthſchaft benügt, fo werden fie bei diefer als Gehülfen zweiter 
Claſſe behandelt, bei den Billards aber nicht gerechnet. 

b) Die Abftufung richtet ſich nad dem größern oder gerin- 
gern Betrieb, unter Berüdjichtigung des Wirthichaftsgelaffes. Hie— 
nah fommen «) die Schild und Speifewirthichaften in die erfte 
Abſtufung, wenn fie fehr wenig befucht werden und wegen Armuth 
des Befigerd in Abnahme find; in die zweite, wenn bie Eins 
kehr zwar gewöhnlich nicht jtarf iſt, wenn aber die Wirthichaft bei 
außerordentlihen Gelegenheiten, als Märkten, Hochzeiten, Tängen, 
Zunfttagen 2c. ſtark befucht wird; in die Dritte, wenn die Wirth- 
fchaften gewöhnlih und regelmäßig eine gute Einfehr haben; in 
die vierte, wenn fie daneben auch volljtindigen Gelaß an Zim— 
mern und Stallungen haben. 8) Bei bejtändigen Weinwirthichaften 
allein, fodann bei Wirthihaften überhaupt entjcheidet für die Ab— 
ftufung vornehmlich der aus den Umgeldregijtern hervorgebende Ges 
rän keverſchluß; es ijt aber auch zu beachten, ob eine Wirthſchaft 
mit bedeutenden grundherrlien Abgaben, die bei der Gebäudes 
einfhägung nicht beachtet find, belajtet, fedann, ob der Wirth 
zugleih Weinhindler, Bierbrauer, Branntweinbrenner ift, oder ob 
er in Folge günjtigen Vermögens die Erforderniffe für den Wirths 
Ihaftsbetrieb in großen Vorräthen anfauft. — Bei Einfhägung der 
Bateinrichtungen find, der Hauptjahe nah, die für die Schild- 
wirthichaftögewerbe beftehenden Normen anzuwenden und der größere 
Ertrag der Bäder durch Annahme höherer Elaffen und Abftufungen 
auszudrücken; es ijt jedoch darauf Nüdjicht zu nehmen, daß einer- 
jeitd Bäder als folde gewöhnlich nur einige Monate des Jahrs 
bejucht werden, und daß andererfeitd innerhalb diefer Zeit auch abs 
gelegene Bärer, wenn fonft die Verhältniffe günjtig find, ftarfen 
Beſuch haben fünnen. 3) 

ALS allgemeine Vorſchrift ift endlich noch anzuführen, daß 
wenn zwei verjchiedene Wirthichaften von einer Perſon neben eins 
ander betrieben werden, 3. B. neben Schildwirthſchaft eine Caffee— 
wirthſchaft, d. h. ein eingerichtetes Caffeehaus, jenes befonders zu 
bejteuern ift, jo daß für das Nebengewerbe die Hälfte ded Anſatzes 
berechnet wird. Dagegen bleibt der Anfag für Billard immer der 
gleich große. #) 
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2) Die Getränfefabrifen, nah den unten bezeichneten 
Gattungen. 5) Die Claſſe richtet fih hauptſächlich nad der 
Duantität der Yabrifation, welde unter Erhebung der im legten 
Jahr bezahlten Malsfteuer, fowie der Fabrifationsfteuer von Brannts 
wein und Eſſig unterfucht wird, nad der Lage tes Gewerbes aber 
höher oder nicderer angenommen werden fann. Die Abitufung 
bejtimmt fi vorzüglid nach der Qualität und dem Werth. Fabri— 
jirt Jemand Getränfe derjelben Gattung aber von verjchiedenem 
Werth, jo bejtimmt das Geſammtquantum die Elaffe, es wird aber 
unter die verfchiedenen Abjtufungen nah dem Berhältniffe des 
Werth der verfchierenen Babrifate eingetheilt. Bloße Lohnbrenner 
find in der zweiten Abteilung der Handwerker zu befteuern. 6) 
Wenn die Befiger von Bier: und Efjigbrauereien, Branntweins und 
Liqueursfabrifen neben ihrer eigenen Babrifation auch fremdes Fa— 
brifat im Großen ein- und verfaufen, fo wird der nach der unten 
jichenden Glafientafel erhobene Steueranfag verhältnigmäßig erhöht. 
Kabrifen von mouffirendem Wein werden wie die Branntwein- und 
Liqueursfabrifen, jedoch mit einer Erhöhung bis zu einem Drittheil 
des Anfages bejteuert, da fie nicht, wie jene, bei dem Großverfauf 
der Wirthichaftsaccife unterliegen. Wenn die Befiger folder Fa— 
brifen auch mit fremdem Fabrifate Handel treiben, jo ift biefür noch 
weiter ein verhältnißmäßiger Zuſatz zu machen.7) 


1) Eeminarfofireiher, da fie Speiſe und Getränfe gegen Bezahlung ab— 
geben, werben als Traiteurs befteuert,, einestheils mit Nüdficht auf vie in 
den Accorbsbedingungen liegende Gemwerbebefchränfung, anderntheils auf 
die Eicherheit des Abſatzes. Steuercell.Grlaf vom 8. April 1835. 

2) ©. angebogene Tabelle. 

3) Heilanftalten, mit welchen Koftreihung und Babeinrichtungen verfnüpft 
find, werben hinſichtlich der beiten letztern befteuert. Steuercoll. Erlaß 
vom 31. Dec. 1840. 

4) Gew. Cat. Inſtr. $. 41 — 49. 

5) Beil. I. zur Gew. Cat. Inſtr. ©. angebogene Tabelle. Die Fabrizirung 
von Branntwein, Gffig eder mouffirendem Wein bloß aus eigenem Gr: 
jeugniß, oder aus dem Grzeugnifie gevachteter Güter, ſodaun Brauereien, 
welche nur aus eigenem Grjeugniß ihren Hausbedarf an weißem Bier 
braunen, find frei von der Gewerbefleuer. Steuercoll.Grlafle vom 28. März 
und 3. Juni 1835. 

6) Gew. Cat. Inſtr. $. 51 — 54. 

7) Fin. MimBerf. vom 26, Oct. 1836. $. 3. 
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b) Drtscatafter. 


$. 231. 

In Beziehung auf das örtliche Gewerbecatafter gilt das Näms 
liche, was in $. 222. über das örtlihe Gebäudecatafter gejagt 
wurde. Diefelben Grundfäge, welde in $. 226—230. bei dem 
Oberamtscatafter angegeben wurden, finden auch bei der Einzeln: 
beiteurung in den Gemeinden Statt. Die bei der Herftellung. des 
proviforifchen Staatsfteuercatafterd aufgenommenen und feitdem revi- 
dirten Gewerbefteuerrollen bilden daher in der Regel die Grundlage 
der Unteraustheilung, ed wäre denn, daß in einzelnen Orten aus 
befondern Gründen die Beibehaltung der früher ſchon beftandenen 
Drtscatafter zugelaffen worden wäre Jene Gewerbefteuerrollen 
dienen zugleih ald Berzeihniffe und Ueberſichten, wie ſie bei Guüͤ— 
tern und Gebäuden das Güterbud gewährt. 


$. 232. 

Aus Vorftehendem und aus anderweitigen Gefegen ergeben fi 
fodann in Bezug auf das Ortägewerbecatafter folgende Borfchrifs 
ten: 1) Der Gejammtfteueranfaß jedes Gewerbeinhaberd wird in 
dem fummarijhen Steuervermögensregifter vorgemerkt. 2) Die ger 
machten Steueranfäge find zu verändern, wenn Die Momente, auf 
welche die frühere Einſchätzung fih gründete, andere geworden find, 
und eine Abnahme oder Zunahme des Gewerbes eingetreten ijt. 9) 
In dieſer Beziehung ift namentlich zu beachten 1) bei Handwerfern 
die Ab- oder Zunahme der Gehülfen, des Abfages und Betriebes. 
2) Bei Kleinhändlern die etwaige Vemehrung des Betriebscapitals 
über 200 fl., wodurd diefelben der Steuer der Handlungen unter: 
worfen werden, die fonflige Vermehrung oder die Verminderung des 
Betriebscapitals, des Umjages und Betriebes. 3) Bei Handlungen, 
Fabrifen und Manufacturen, die Vermehrung oder Verminderung 
des Gewerbecapitald, die Veränderung in der Claſſe und Zahl der 
Gehülfen, in dem Betriebe. 4) Bei Mühlen und andern Werfen, 
die Veränderung in der Zahl der Mafchinen und Gänge, in deren 
Gangbarkeit, im Betriebe überhaupt, in der Gehülfenzahl. 5) Bei 
den Wirthichaftsgewerben, Beränderungen in der Eigenfchaft und 
Zahl der Gehülfen, in der Frequenz, in dem Getränfeverfchluß. 
6) Bei Getränfefabrifen Aenderungen in dem Quantum und der 
Dualität der Fabrifate. 


1) Eomm.Orbg. V. 9. $. 9. 10. 25. Gew. Cat. Inſtr. $. 4. b. 
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II. Bon dem Umlageverfahren. 
a) Bei dem Oberamtécataſter. 
8. 233. 


Der Unteraustheilung der Steuern auf die einzelnen Gemein— 
den, welche nach dem Verhältniſſe der Cataſterſummen zu geſchehen 
hat, geht die Richtigſtellung der letztern nad den ſeit der frühern 
Umlage eingetretenen Neränderungen voraus. Dieſe Rictigftellung 
geihieht theild in Folge von Anordnungen der Regierung, indem 
fie jhon wegen richtiger Vertheilung der Steuern unter die Amts— 
eorporationen vorgeichrieben ijt, und muß jedenfalls in der 
hienach angegebenen Weife ftattfinden; theild aber fteht unzweifel— 
haft der die Amtscorporation vertretenden Amtöverfammlung vie 
Befugniß zu, aud außer jener von Staatöwegen vorgehenden Re— 
pifton zum Zwed ter Erhaltung eines richtigen Verhältniffes unter 
den Gemeinden die Gatafterfummen zu berichtigen. 


$. 234. 


Nah den von der Staatsregierung getroffenen Anordnungen?!) 
wird dad Oberamtscatafter in folgender Weife richtig geftellt: 

I. Das Grund» und Gefällcatajter. 1) Die Summe der 
Grund» und Gefällcatafterfumme jedes Amts und hienad jeder Ges 
meinde wird in der Regel alljährlich richtig geftellt a) mittelſt 
Hinzurechnung des Steueranſchlags ſolcher Güter und Gefälle, welche 
aus Dem bisher fteuerfreien Eigenthum des Staats ıc. an fteuers 
pflichtige Befiger veräußert worden find, oder bei welchen ein auf 
gewiffe Zeit von der Staatdregierung bewilligte Steuerfreiheit ab: 
gelaufen ijt, oder welche in Folge der Veränderung von Markungs— 
gränzen einer Gemeindemarkung zugewacfen find; ebenfo findet eine 
Erhöhung der Gatafterfumme Statt durch Aufhebung des frühern 
Abzugs am Cataſter für Reallajten, welde aufgehoben oder abge 
löst worten find; fodann wird die entiprehende Summe zugercds 
net, wenn fich zeigt, daß in dem. urjprünglichen Gatafter durch 
Fehler in der NRecaleulation und Einfhbägung zu niedere Summen 
angenommen waren. b) Mittelft Abrechnung des Steueranihlags 
folher Güter und Gefälle, welche vom Staate aus der Hand von 
Privaten und fteuerbaren Snftituten erworben, vder weldhe zu Be: 
foldungstheilen für Beamte, Kirchen: und Schuldiener beftimmt, oder 
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welche zu Straßen und andern ſteuerfreien Plaͤtzen verwendet worden 
find; ferner findet die Umſchreibung des entſprechenden Steueran⸗ 
ſchlags bei folhen Objecten Etatt, welche durch Veränderung der 
Marfungsgränzen von einer Gemeinde an eine andere weggefommen 
find; endlich findet eine Abrechnung Statt, wenn fich zeigt, daß in 
dem urfjprünglichen Cataſter durch Fehler in der Recalculation oder 
Einfhäsgung zu hohe Summen berechnet wurden; nicht minder findet 
eine Herabjegung des Gefällcatafterd Statt, wenn auf fteuerbare 
Gefälle Befoldungen der genannten Diener rabizirt oder ſolche Ger 
fülle aufgehoben und abgelöst worden find. 2) 2) Diele Aender 
rungen werden, joweit fie bei dem Eigenthum des Staats ges 
jhehen, dem Oberamt von dem Steuerreviforat befannt gemarht, 
außerdem aber werden fie von dem Oberamte felbit erhoben und auf 
den 1. April jeden Jahre dem Steuerreviforat angezeigt. Weber die 
vorgefommenen Ablöfungen an Reallaften aber werden von ben 
Gameralämtern Berzeihniffe geführt und auf den 1. Januar jeden 
Jahrs an das Steuercollegium eingeſchickt, welches fie nad) etwaigen 
Ergänzungen den Oberämtern zufendet, um das Cataſter hienad) 
zu berichtigen. Handelt ed fi dabei nur um einzelne Gutsparzellen, 
fo läßt das Oberamt eine erforderliche neue Einfhägung durch den 
Gemeinderath beforgen; handelt es ſich aber um die Einfhägung 
ganzer ©ütercomplere, fo wird von dem Oberamt hiefür eine 
Deputation aufgeftellt, welche aus einem Oberamtsjchäger, zwei 
Schägern aus dem Drte der gelegenen Sache und zwei Schägern 
aus zwei verfchiedenen, benadhbarten Orten, wo möglich denjenigen, 
welche bei den frühern Einſchätzungen verwendet wurden, zu bes 
tehen hat. Dieſe Deputation, von welder ein Mitglied das Pro: 
tofoll zu führen hat, erhebt zunächft die erforderlichen Notizen über 
Eigenthümer, Größe, Zehnt- und Gültverhältniffe, Neallaften und 
Gegenverbindlichkeiten, und beforgt fodann die Einfchägung nad) den 
beftehenden Vorfchriften ($. 214.) ; das Nejultat rerfelben wird in eine 
Tabelle gebracht und dem Eigenthümer durd die Schägungsdeputation 
oder durch das Oberamt eröffnet. 3) Die unvermeidlihen Koften der 
Einſchätzung ſelbſt bezahlt die Staatöfaffe, wogegen die Koften für 
die Notizenaufnahme von der betreffenden Gemeindefaffe oder Amts— 
pflege zu tragen find. 4) 3) Sofort wird bei bedeutenderen Eins 
Ihägungen das Erfenntniß der Amtsverfammlung eingeholt und 
das Einfhbägungsprotofoll an das Eteuercollegium eingefihidt, wor⸗ 
auf von dem Eteuerrevijorat die Tabelle geprüft und namentlich mit 


— 298 — 


Rüdfiht auf die nach der Steueraufnahme bei dem Oberamtscataſter 
im Ganzen ftattgefundenen Erhöhungen und Berminderungen be- 
rihtigt und tem Steuercollegium zur Genehmigung unter Anſchluß 
der Koftenrechnungen vorgelegt wird. 3) 

I. Das Gebäudecatafter wurde im Jahr 1840 einer all— 
gemeinen Revifion in der Art unterworfen, daß die feit ver Auf— 
nahme im Jahr 1823 vorgefommenen, bisher in den DOrtscataftern 
zu beachten gewejenen Veränderungen, welde eine Vermehrung oder 
Verminderung des Cataſters bewirften ($. 219.), audy in den Ober: 
amtsüberfichten und im Randescatajter nachgetragen, daher die Ge: 
biüudecatafter der einzelnen Drte durch bejondere Geſchäftsmänner 
neu bereisnet und feitgeftellt und hienad die Oberamtscataſter be— 
richtige wurden. Für die Zufunft aber ift beftimmt, daß zu Ergäns 
zung des Landes: und Dberamtscatafterd nah Mafgabe der in 
den Drtöcataftern jährli vorgehenden Veränderungen von Drei 
zu drei Jahren ſummariſche Ueberjichten über die vorgegangenen 
Veränderungen gefertigt und dem Steuercollegium vorgelegt werben 
follen. 6) 

II. Das Gewerbecatajter wurde früher je nah 6 Jahren 
new angelegt, von da an aber (1842 und 1847) einer allgemeinen 
Reviſion in der Art unterworfen, daß die feit der legten Aufnahme 
und Revifion vorgefommenen, bisher ſchon in den Drtscatajtern 
zu beachten gewejenen Veränderungen ($. 232.) auch in der Ober: 
amssüberjiht und im Landescatafter nachgetragen, biezu durd bes 
fonders beitellte Geihäftsmänner die Ortsſteuerrollen durchgeſehen, 
ergänzt und neu berechnet, nöthigenfalld neue Einſchätzungen vorge 
nommen, über das Gejchäft SBrotofolle geführt und die Ergebniffe in 
Ueberſicht gebracht, hienach die Oberamtscatajter berichtigt und die 
Ergebnifje diefer Berichtigung dem Steuercollfegium zur Prüfung und 
Genehmigung vorgelegt, die von dem Steuercollegium aber bei eini- 
gen Tberämtern der PBeräquation wegen erkannten fummarijchen 
Zulagen oder Verminderungen wieder auf die einzelnen Gewerbe: 
treibenden vertheilt, und fo die Drtscatajter mit dem Oberamts— 
fteuercatafter in Webereinftiimmung gebracht wurden. Neben diefer 
zeitweifen Reviſion find aber von drei zu Drei Jahren über die 
in den Ortscataftern vorgegangenen Veränderungen Ueberſichten zu 
fertigen, und wenn die Oberamtscatajter hienach berichtigt find, zu 
Berichtigung des Landescatafterds an das Steuercollegium einzus 
fenden. ?) 


— 29 — 


4) Die Normen über perlobifche Nevijion der Gatafter follten durch Geſetz 
fanctionirt werben, wozu in den Jahren 1826 und 1833 Entwürfe bei den 
Ständen eingebracht, aber nicht verabfchiedet wurden. 

2) Steuercolleg.Grlaß vom 20. Eepibr. 1827 — 24. März 1838 und vom 
28. Novbr. 1838. 

3) Sind ſolche Güter in einer Gemeindemarfung gelegen, fo ift für ben 
Gigenthümer die Einfhägung zum Oberamtscatafter gleihgültig, indem 
er lediglich nach dem Verhältnifie beiteuert wird, wie die Güter in das 
Drtscatafter eingefchägt werden, wohl aber ift der Amtsbezirk dabei 
betheiligt, daß diefe neu ſteuerbaren Güter der betreffenden Gemeinde ges 
börig zu ihrem Betreff am Oberamtscatafter aufgerechnet werden. Für 
die einzelnen Gigenthümer hat aber die Einfhägung für das Oberamts⸗ 
eatafter unmitteldares Intereffe, wenn bie betreffenden Güter eine eigene 
Markung und daher für ſich felbft einen Theil bes Oberamtscatafters 
bilden. Uebrigens faflen die Echäger ihre Beſchlüſſe durch Etimmenmehrs 
beit und es faun eine zweite Echägung durch eine andere oder verflärkte 
Gommiffton verlangt werden. Bergl. die zunächft hieher nicht bezügliche 
Verfügung vom 8. Sept. 1849. $. 19. Rgbl. 574. 

4) Anleitung vom März 1829 — 1838. $. 1—3. il. 12. Der Oberamtss 
fchäger bezieht täglich für Alles, mit Ginfchluß des Reiſekoſtenerſatzes 2 fl., 
ein Localfhäger aus der Gemeinde täglich 40 fr., von auswärts 1 fl. 20 fr. 
Grundeat. Inſtr. $. 1. . 

5) Angef. Anleitung $. 12. 13. 

6) Fin. Min.Berf. vom 30. Juli 1840. Rgl. S. 328. Aus den Steuerfaßs 
protofollen der 3 legten Jahre wird das Entſtehen der neueſten Oriscatas 
fterfumme kurz nachgewiefen. Wegen der Koften wie in Note 7. Steuer⸗ 
Coll.Erlaß vom 14. April 1846. 

7) Fin. Min.Berf. vom 10. Januar 1842. Negbl. ©. 22. Tie Ueberlichten 
find in Verbindung mit dem Steuerfag anzufertigen und es paffirt den 
Verwaltungsactuaren ein Taggeld von 1 fl. 20 fr. im Mohnorte, 2 fl. 
außerhalb deflelben, aber nur ausnahmsweiſe eine Reifekoftenvergütung. 
Steuercoll. Erlaß vom 26. Juni 1847. 


$. 235. 

Iſt hienach die Gatafterfumme jeder- Gemeinde nad den vers 
jhiedenen ©attungen und in der Zufammenrehnung aller dieſer 
Summen die Gejammtiumme des Oberamtscataſters richtig geſtellt, 
fo erfolgt die Umlage, indem nah dem Verhältniß der leptern Ges 
jammtfumme zu dem ayf das Oberamt ausgefchriebenen Steuerbe: 
trag diefer auf die erftgenannten einzelnen Eummen, je abgefondert 
für dad Grund» und Gefälle, Gebäudes und Gewerbecatafter ver- 
theilt wird ($. 212.). Dieje Bertheilung (Umlage) geichieht durch 
den Amtöpfleger oder Amtsverfammlungsaftuar, wird dem Oberamt 
zur Prüfung vorgelegt und von diefem ſofort ausgefchrieben. 1) 
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Diefe Geihäfte find fo zu befchleunigen, daß die Unterumlage in 
dem zu $. 237. bemerften Termin gefchehen fann. 2) 


1) R. Berorbnung vom 17. April 1826. $. 2. Pt. 5. 
2) Erlaß der Organif. Comm. vom 18. Februar 1828. 


b) Bei dem Drtscatafer. 
$. 236. 


Aus dem Grundſatze der Steuergleichheit unter den Bürgern 
folgt ftreng genommen, daß jeder Bürger zu jeder Zeit nur nad) 
Maßgabe feines fteuerbaren Vermögens oder Einfommens zu belegen 
ift, daß daher feine Steuerfchultigfeit von der Zeit an, wo fid 
diefes erhöht oder vermindert, vergrößert oder herabgejegt werten, 
und daß ferner die Belegung des Einzelnen im Berhältniß zu Andern 
jederzeit immer nah Maßgabe des ganzen im Steuerverbande gele— 
genen Vermögens und Einfommens geſchehen follte. Es ift jedoch 
einleuchtend, daß dies bei dem beftändigen Wechſel des Vermögens und 
Einfommens eine unlösbare Aufgabe wäre, und der Zwed fann in 
vielen Fällen des Uebergangs von fteuerbaren Vermögenstheilen an 
Andere leichter dadurch erreicht werden, daß dem einmal bei zeitweiſer 
Richtigftellung des Eteuercatafterd als fteuerpflichtig aufgenommenen 
Bürger überlaffen wird, im Wege des Privatvertragd die Steuer 
von der Zeit des Uebergangs an den Andern bis zur Miederfehr 
der Gatafterberihtigung auf diefen zu überwälzen. Es fann fid 
daher darauf befhränft werden, je nach Ablauf eines größern Zeit 
abihnitts, die inzwifchen eingetretenen Veränderungen in dem fteuers 
baren Bermögen und Einfommen der Bürger zu erheben, um hienach 
die erforderlihe Aenderung in der Steuerauflage treffen zu fünnen. 
Diefe Richtigftellung des Steuercatafterd — der Steuerſatz — 
welche gemäß dem Grundſatze der Vertretung der einzelnen Steuer: 
pflichtigen durch die Gemeinde ($. 205.) von Gemeindewegen zu 
geiihehen hat,!) muß jedenfalls jährlih einmal vorgenommen 
werden. 2) 

Die Steuer ded hierauf folgenden Jahres wird fofort von 
demjenigen gefordert, welcher zur Zeit des Steuerfages Inhaber 
des betreffenden Steuerobjectd war, fofern Diefelbe nicht mit Zuftims 
mung der Gemeindebehörde auf einen jpätern Inhaber vertragemäßig 
übergeht. 3) Auch kann ein theilweifer Erlaß der Steuer deshalb, 
weil das Object im Laufe des Jahres irgendwie untergegangen ift, 
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nicht gefordert werden, da die Gemeinde nur zu einer einmaligen 
Richtigftellung des Steuercatafterd für jedes Jahr verpflichtet ift. 
1) Berw. Ediet $. 28. 


2) Comm.Ordg. V. 9. $. 1. 
3) Bergl. daf. V. 11. $. 12. 


$. 237. 


Ueber dieſes Steuerfapgefchäft beftehen folgende nähere Bor: 
ſchriften: 

1) Daſſelbe hat nicht nur a) die Veränderungen zu beachten, 
welche «) durch Uebergang bisher ſchon fteuerbarer Vermögens— 
theile von einem Bürger an den andern, oder 4) welche durch 
neu entftandene, y) oder durd; den Untergang bisher beftandener 
Steuerobjecte, d) oder durd Erhöhung oder Verminderung der 
Steuerbarfeit einzelner ſchon beftehender Objecte in dem Vermögens 
und Einfommensftand der Einzelnen vorgegangen find, fondern 
auch b) diejenigen Vorgänge, welche das Befteurungsreht der Ge- 
meinde ausdehnen oder vermindern, indem «) einzelne bisher fteuer- 
befreite Objecte dieſe Freiheit verlieren, oder umgefehrt A) bisher 
befteuerte Objecte unter die gefeglihen Ausnahmen fallen, y) oder 
indem durch Aenderung des feitherigen Markungs- und Steuerver— 
bandes einzelne Objecte dem Cataſter einer Gemeinde zuwachſen oder 
aus demfelben fallen ($. 218. Pkt. 4. $. 223. 232. 234.). 

2) Damit feiner diefer Vorgänge bei dem Steuerfage überfehen 
werde, dazu dient a) in Bezug auf Güter und Gebäude «) bei Ber- 
änderungen, die auf die bei der Landesvermeffung aufgenommenen 
Eharten und Beichreibungen (Primärcatafter) Einfluß haben, nament- 
lid) Zertrennungen, neue Entjtehungen, Abgänge, Ueberbauungen, voll⸗ 
endete Eulturveränderungen von größerem Umfange, Veränderung der 
Marfungsgränzen, das zur Ergänzung jener Urkunden vorgefchriebene 
Berfahren, von welhem hier zu bemerfen ift: Solche Aenderungen 
haben die Eigenthümer, welche hiezu namentlich vor dem Gteuers 
fage öffentlich aufzufordern find, felbft anzuzeigen, auch die Unter: 
gänger haben dies zu thun, fodann werden jährlih die Flurcharten 
zu diefem Zwed durd den Gemeinderath jelbjt oder durch zwei von 
ihm beftellte feldfundige Berfonen von Gewende zu Gewende durch 
gangen; endlich werden aud die zu 8) benannten Acte hiezu benüpt, 
die auf diefe Art aber erhobenen Veränderungen ſämmtlich in das 
Güterbuchsprotokoll eingetragen; dieſes ift auf den legten Juni: 
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jeden Jahre abzufchließen und mit den dazu gehörigen Meßurfunden 
und Handriffen dem Oberamtögeometer zu übergeben, welcher die 
legtere fofort im Monat Juli nach gefihehener Prüfung und Ber 
rihtigung der Mefjungen und harten in ein Heft fammelt und 
mit dem Güterbuchsprotofoll der Steuerſatzbehörde zuftellt, welche die 
von dem Dberamtsgeometer am Schluffe jenes Heftd vorgenommene 
Liquidation des Flächenabgangs und Zuwachſes zu prüfen und eben- 
falls zu beurfunden hat.!) 4) Bei bloßen Befigftandsveränderuns 
gen die Durdficht der Urkunden über die im legten Jahre vorge- 
fommenen Bermögensübergaben, Erbſchaftstheilungen und Heiraths- 
gutöbeftellungen, fowie des Kauf- und Gontractbudes. 2) b) In 
Bezug auf Gewerbe befteht die Vorſchrift, daß Jeder, der ein ſteuer— 
bares Gewerbe auf eigene Rechnung betreiben will, mag er ein 
neues Gewerbe gründen oder nur ein fon beftehendes nach dem 
Abgange des bisherigen Befigers fortfegen, mag er erft überhaupt 
ein Gewerbe anfangen oder neben einem bereits in Ausübung ge: 
ſetzten noch ein weiteres betreiben, bei Strafe und Nahholung der 
verfallenen Gewerbefteuer dem erften Vorſteher ver Gemeinde, in 
deren Bezirke er daſſelbe auszuüben beabfihtigt, Anzeige zu machen 
hat. Diefe Anzeigen find in der Liſte der Bürger, Beiliger oder 
MWohnftenerpflichtigen oder, wo der Fall nicht dahin paßt, in ein 
befondered Regifter einzutragen.d) Mittelft diefer Liſten, fonft aber 
mittelft Durchgehens der ©ewerbefteuerrolle fönnen die vorgekom⸗ 
menen Wenderungen erhoben werben, 

3) Der Bezirfönotar, welchem die Führung des Güterbuche, 
d. h. die Uebertragung der auf andere Eigenthümer übergangenen 
Feldgüter und Gebäude und der in dem Meßurkfundenheft 
(Pkt. 2. a. @.) nachgewiejenen Beränderungen auf den Grund der 
angeführten Dofumente unter Beisiehung einer Urfundsperfon ob» 
kiegt, 4) hat hiebei ein Verzeichniß zu führen — das Aenderungs— 
protofoll, weldes in zwei Abtheilungen, die erfte für Gebäude, 
die zweite für andere Grundftüde — die Namen der bisherigen und 
der neuen Eigenthümer der betreffenden Grundftüde, fowie deren 
Steueranfhläge, welche dem erftern ab⸗ und tem legtern zuzufchreis 
ben find, enthält. 5) Die Steueranfhläge ter neu in das Cataſter 
fommenden Grundftüde, desgleichen die nöthigen Erhöhungen oder 
Perminderungen, werden bei diefem Eintrag in das Güterbuch durch 
den Notar und vier Steuerfäger nad den in $. 218. Pkt. 3. ent- 
haltenen Vorfhriften gefunden 5) und in dem Aenderungsprotofoll 
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ald neu einfommend (Zuwachs) aufgeführt, wogegen die Steueran⸗ 
fhläge der aus dem Eatafter fommenden Grundftüde dafelbft als 
Abgang verzeichnet werden. Dieſes Aenderungsprotofoll wird nad) 
Beendigung des Steuerfaged von dem Notar berechnet, 7) wobei Zus 
wachs und Abgang über Abzug der neu einfommenden und ausfal- 
enden Steueranſchläge fit) ausgleihen muß, und ed wird fofort 
das Steuercapital an Gütern und Gebäuden bei jedem Eigen: 
thümer, bei welchem eine Aenderung vorfam, von Neuem bereihnet 
und die fich ergebende Summe im Güterbuche eingetragen. In gleis 
cher Weije werden fodann von dem Gemeindebeamten (Berwaltungss 
aftuar) die neu berechneten Summen in dem fummarijchen Steuer: 
vermögensregifter ($. 218.) vorgemerft und in dieſem die Ueberein— 
ftimmung mit dem Güterbuche und dem Aenderungsprotokoll nad) 
vorheriger Bergleihung von beiden Beamten jedes Jahr beurfundet. 
Neue Einfhägpungen find dem igenthümer zu eröffnen, der 
beim Oberamt auf eine neue Schägung durd eine verftärfte Come 
miffion antragen fann.®) Die in dem Gewerbecatafter vorzunch- 
menden Beränderungen werden von dem Gemeindebeamten mit Zus 
jiehung der vier Steuerfäger 9) beforgt und dann in dem fummas 
riihen Steuerpermögensregifter bemerkt. — Auf dieſe Weife enthält 
dieſes Regijter den neueften Stand des fteuerbaren Vermögens aller 
einzelnen Bürger. Zur Eontrole darüber, daß dieſes Regifter den 
gefammten Steuervermögensbetrag in dem Gemeindeverband ents 
halte, dient die Vergleihung mit dem vorhergehenden Jahrgang, 
wobei fi die Abweihungen durch das Aenderungsprotofoll liquidiren 
müffen. Zu dieſem Behufe wird überdies das Steuercapital der 
einzelnen Pflihtigen in das Steuerabrehnungsbud ($. 238.) über- 
tragen und in einer befondern Berechnung zufammengefteltt. 10) | 
4) Da die Staatöfteuer mit dem Anfang jedes Etatsjahrs 
"umgelegt werden foll, jo muß das Steuerfaßgeihäft in dieſem Zeits 
punft beendigt feyn. Daher fol der Notar feine Einträge in das 
Güterbudy im Monat Juli jeden Jahre vornehmen und das berech— 
nete Anderungsprotofoll nebft dem hienach richtig geftellten fummas 
tiihen Steuervermögendregijter muß fpäteftend am 30. Juli jeden 
Jahrs zum Vehufe der Steueruimlage übergeben werden, die Um— 
lage aber mit Ende Auguſts oder 4 Wochen nad erfolgten Aus— 

Ihreiben des Staatsfteuerbetrefis der Gemeinde beendigt feyn, 11) 
4) Min.Berf. vom 3. Dec. 1832. $. 62, und Min.Berf. vom 12, Oct. 1849, 

$. 21. d 
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2) eit. Min.Berf. von 1832. $. 63. Comm. Ordg. V. 9. $. 7. 


3) Gew. Ordg. Art. 2. Inſtruktion dazu $. 1—4. 

4) Angef. Min.Berf. von 1832. $. 59 ff., von 1849. $. 20. Die gefche- 
bene Uebertragung ift durch NAllegirung des Güterkuhs in dem Güter: 
buchsprotofoll und durch Anftreihung ver betreffenden Stelle in dem Kauf: 
buche ꝛc. nachzuwelfen. — Das erforderlihe Papier ift von der Gemeinde 
anzufchaffen. 

5) Daf. $. 79. Comm. Ordg. V. 9. $. 3. 

6) Comm.Ordg. a. a. D. $. 2. 12. 

7) Angef. Min.Berf. von 1832. $. 80. 

8) Daf. $. 81. Mit dem fummarifchen Regifter kann auch das Aenderungss 
profofoll verbunden werden, indem in jenes fogleich die einzelnen Aendes 
rungen und nicht erft bie Eumme. der letztern eingetragen wird. $. 82, 

9) Eomm.DOrbg. V. 9. $. 2. 12. 

410) Verorbnung vom 13. Oet. 1801. B. XI. 

11) Angef. Min. Verf. von 1832. $. 81. 60. und von 1849. 6.20. Der mit 
der Umlage beauftragte Beamte hat, um fi vor Verantwortung zu fichern, 
von einer Verzögerung des Geſchäſts durch den Notar dem Oberamt An 
zeige zu machen. Grlaß der Org.Gomm. vom 18. Februar 1828, 


$. 238, 


Sobald die Steuer oberamtlih ausgefihrieben ift, foll deren 
Unteraustheilung auf die einzelnen Steuerpflictigen vor fih ger 
hen.?) Die Behandlung diefer Unteraustheilung fann zweierlei feyn, 2) 
1) entweder fo, daß geradezu nah dem Verhältniß, wie ſich das 
Steuercapital der gefammten Gemeinde in den drei Steuerquellen 
zu dem auf jede derfelben oberamtlich ausgefchriebenen Eteuerbetrag 
verhält, der Betreff der Steuer jedes einzelnen Steuerpflidhtigen nad) 
feinen Steuercapitalien jeder Gattung berechnet wird, wobei eine vor⸗ 
läufige Berechnung darüber, wie viel es jede Theilzahl, die in den 
einzelnen Steuercapitalien vorkommt, trifft — die Refolvirung — 
zur Erleichterung dient. 3) 2) Oder fo, daß zum Voraus auf jeden 
Gulden Steuercapital ein gewiffer Steuerbetrag G. B. . fr.) anger 
nommen, diefer Betrag nad der Zahl der Gulden des Steuercapis 
tal8 jedes Einzelnen (wobei 30 fr. und darüber für 1 fl. genommen, 
ein Steuercapital unter 30 fr. aber nicht berüdfichtigt wird) vers 
vielfältige und der hienach fich ergebende Betrag — das fogenannte 
Simplum (fonft Duartale) — fo oft angelegt wird, als über- 
haupt nöthig ift, um durd den Gefammtbetrag der Steuerbetreffe 
den auf die Gemeinde ausgefchriebenen Steuerbetrag aufzubringen. 4) 
— Was es nun nad der einen oder andern Umlageweiſe jeden 
Steuerpflichtigen betrifft, ift in einem zum Einzug dienenden, jährlid 
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neu anzulegenden Verzeichniſſe — in dem Steuerempfang- und 
Abrechnungsbuche (IV. Theil 1. Abthlg.) vorzutragen;d) an deſſen 
Anfang oder Ende die umzulegende Summe an verfciedenen Steuern 
nachzuweiſen ift. ®) 


1) Comm.Orbg. V. $. 35. Vergl. $. 237. am Schluß. 

2) 8. Berorbnung vom 10. Sept. 1817. Regl. S. 456 und vom 21. Juni 
1819. Regbl. ©. 345. 

3) Comm.Ordg. a. a. D. Die NRefolvirungen follen, da fie öfters aud in 
folgenden Jahren angewendet werben fönnen, in ein eigenes Bud fortlaus 
fend eingetragen werben. Verordnung vom 13. Oct. 1801. X. 

4) Angef. 8. Verordnung von 1819. $.5 ff. Gefept, es beirage das Grund: 
fteuercapital des Bürgers N. 120 fl., fo wäre deſſen Simplum 12 fr. 
bei obigem Satze. Waͤre fodann ber Betrag fämmtliher Eimplen ver 
Steuerpflichtigen einer Gemeinde 40 fl. und ber Grundfteuerbetreff ver 
Gemeinde 160 fl., fo wären 4 Simpeln nöthig und träfe es den Bürger 
N. 48 fr. — Man glaubte bei diefer Behandlung den Ginzelnen leichter 
in den Stand zu fegen, feine Steuerfchuldigfeit feleft nachzurechnen. — 
Das Gefhäft wird aber nicht vereinfacht, da alljährlich mach den einge: 
tretenen Beränderungen erft die Simplen der Ginzelnen nen berechnet 
werben müflen. 

5) a. a. D. $. 10. Comm. Ordg. a. a. D. $. 36. 37. 1. Ediet vom 
31. Dec. 1818. $. 33. 

6) Comm.Ordg. $. 38. Verordnung vom 13. Det. 1801. B. 1. 
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Im Mebrigen ift über die örtlihe Steuerumlage Folgendes zu 
bemerken: 

1) Die Gemeinde iſt überhaupt nicht berechtigt, auf die 
Steuerpflichtigen unter dem Titel der Staatsſteuer mehr umzule—⸗ 
gen, als auf ſie ſelbſt ausgeſchtieben wurde, da der Einzelne nicht 
weiter ſchuldig iſt, als was es ihn an ter nad den örtlichen Nors 
men umgelegten Steuerquote der Gemeinde trifft, und da außerdem die 
Gemeinde fih auf Koften einzelner Claſſen von Drtdangehörigen 
bereichern würde. Wo die Umlage nah Simpeln ftattfindet, folle 
daher zwar nicht nad Theilfimpeln umgelegt werden, es ijt aber 
dasjenige, was durch die bejchloffene Zahl der Simpeln zu viel 
oder zu wenig umgelegt wird, bei der nächten Umlage zu erfegen 
oder nachzuholen. 1) 

2) Jedem einzelnen Steuerpflichtigen joll die Ueberzeugung ver: 
fhafft werden, daß er im Verhaͤltniß zu Andern nicht zu fehr mit 
Steuern belaftet fey. Zu diefem Ende foll da, wo die Umlage nad) 

; 20 
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Simpeln ftattfindet, nicht nur der auf jedes Simplum kommende 
Betreff und die Summe des Simplums aller Steuerpflichtigen bei 
Anlegung des Simpelnverzeihniffes, fondern auch alljährlich der über 
die Zahl der einzuziehenden Simpeln gefaßte Beihluß der Gemeinde 
öffentlich befannt gemacht werden; bei der andern Umlageweiſe aber 
hat. dies mit der Summe der auf die Gemeinde umgelegten Steuer 
und dem Betreff auf jeden Gulden des Steueranſchlags zu geſche— 
ben. 2) Außerdem aber iſt jedem Steuerpflichtigen nad geichehener 
Umlage ein Auszug ded Steuerempfangbuches über fein Steuercapis 
tal und feine Steuerfihuldigfeit — ein Steuerzettel, oder befler, 
ein mehrere Jahrgänge umfaſſendes Steuerbüdhlen, worin für jeden 
Jahrgang ein Blatt bejtimmt, zuzujtellen. 3) Die Gemeindebehörde 
it fodann ſchuldig, dem Einzelnen auf erhobene Anftände durd) 
Nachweiſung feines Steueranfchlags und der hienach gemachten Bes 
rehnung die nöthige Ausfunft zu geben. 4) Ueber Streitigfeiten in 
Bezug auf die Einzelbefteurung hat in erfter Inftanz das Oberamt, 
und weiterhin die Kreisregierung zu erfennen. 

Das Geſchäft des örtlichen Steuerfages, der Steuerumlage (mit 
Einfhluß der Umlage des Amts- und Gemeindefchadens, der Amts- 
vergleihungsfoften, der Brandihadensverficherungsbeiträge und aller 
ähnlichen Nebenumlagen, ald Bapitalfteuer 20.), die Anlegung der 
Steuerabrehnungsbüder und Anfertigung der Steuerzettel und die 
Fertigung von Einzugsregiftern kann die Gemeinde irgend einem ihrer 
Vorſteher und Beamten übertragen. Der Ortsvorfteher, Gemeinde- 
pfleger und Steuereinbringer ift zunächſt berufen, alle dieje Gefchäfte 
oder einzelne derfelben, denen er gewadfen, jelbft zu übernehmen. 
Das Oberamt hat über deſſen Tüchtigfeit unter Vernehmung des 
Gemeinderaths zu erfennen, im Zweifelöfalle aber die Uebernahme auf 
ein oder mehrere Jahre zur Probe gut zu heißen. Einem andern 
Mitgliede des Gemeinderaths oder dem Rathsſchreiber fünnen dieſe 
Geſchäfte durch Beſchluß des "Gemeinderats mit Genehmigung des 
Dberamtd übertragen werben. Findet fich feiner der Gemeindevor- 
fteher befähigt oder geneigt, jo find dieſe Geſchäfte dem Hülfs— 
beamten (Berwaltungsaftuar) unter den allgemeinen Beitimmungen 
des $. 45. zu übertragen, welcher den Steuerfag und die Fertigung 
der Refolvirungen zur Umlage (und deren Eintrag ind Abredinungs- 
buch) felbjt zu beforgen hat und nur die andern Geſchäfte durch 
feinen Gehülfen beforgen laſſen fann. 5) 

4) 8. Berorbnung vom 21. Zuni 1819. $. 9. 
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2) a. a. O. $.8.9 1. 

3) Eomm.D. V. 9. $. 39. I. Edict vom 3. Dec. 1818. $. 33. Ders 
orbnung von 1819. $. 14. Hiefür fell den Ginzelnen nichts aufgerechnet, 
fondern bie Koften aus der Gemeindecafie bezahlt werben. Verordnung 
von 1801. VII. XV, 4. Verf. von 1819. $. 14. 

4) Eomm.Dd. $. 40. 

5) Grlaß der Organifationscommifflen vom 24. Juni 1826. $. 1—3. Erlaß 
des Minifteriums des Innern vom 21. März 1839. 


Zweiter Abfchnitt. 


Dom Einzug, der Verwaltung und Mblieferung der Staates: 
fteuergelder. 


1) In den Gemeinden. 
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Der Einzug der Staatsfteuer in den Gemeinden wird entweder 
von tem Gemeindepfleger oder einem befondern Gteuereinbringer 
(8. 36.) bejorgt. In zufammengefegten Gemeinden befteht entweder 
nur ein einziger Steuereinbringer, oder es find für jede Barzelle, 
welche ohnehin eine eigene Gemeindeverwaltung hat, bejondere Ein- 
bringer beftellt, welche ald Theilrechner des Steuereinbringers der 
Geſammtgemeinde an diefen, oder auch unmittelbar an den Amts 
pfleger abliefern. 

Mit dem Einzug fol alöbald nach dem Eintritt des Etatsjahre 
begonnen werben. 1) Es ift darüber folgendes Nähere zu bemerfen: 
1) Es dient zur Erleichterung des Geſchaͤfts und Erhaltung einer 
Ueberficht über die jeveömalige Schufdigfeit des Einzelnen, wenn die 
Zahlungen jedesmal in beftimmten Theilen der ganzen Schuldigfeit 
(3. B. in 2, 20.) geihehen. Es foll deshalb hierauf geſehen 
werden.?2) 2) Die Jahresfteuer ift zu jeder Zeit infoweit verfallen, 
ald das Etatsjahr vorgefchritten ift, und jeder Steuerpflichtige, wels 
cher noch nicht fo viel bezahlt hat, als verfallen ift, erjcheint als 
ſäumig. Das Verfahren bezüglich des Steuereinzugs und der Steuer: 
ausftände ift im IIE Theil II. Abth. dargeftellt. 3) Der Steuer: 
einbringer hat den Steuerpflichtigen für jede Zahlung, die er leitet, 
auf dem Steuerzettel oder in dem Steuerquittungsbüchlein mit An— 
gabe des Monatötags und der Gattung der Steuer eigenhändig zu 
bejcheinigen und diefelbe auf der Stelle in das Steuerempfangbud) 

20 * 
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einzutragen, fo daß immer bei jedem Steuerpflichtigen das Ganze 
feiner Schufldigfeit, die gefhehenen Zahlungen und der Reſt von 
jener leicht erfehen werten kann. 3) 


1) K. Verordnung vom 21. Juni 1819. $. 1. 

2) Daf. $. 24. 

3) a. a. D. $ 14. Comm. O. V. 10. $. 4. I. Edict vom 31, Der. 1818. 
$. 33. Berorbnung vom 21. Juni 1819. $. 14. 
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Mit dem Steuereinzug in den Gemeinden foll die Ablieferung 
der Gemeindefteuerfchufdigfeit an die Amtspflege in der Regel gleir 
hen Schritt halten, und es darf die Gemeinde die hier beitchende 
Einrihtung nicht dazu benügen, ihre fonftigen Ausgaben mit Hints 
anfegung der Steuerlieferung von den eingehenden Geidern zu ber 
friedigen. 1) Hierüber ijt folgendes Nähere zu bemerken: 1) Wenn 
von Gemeindewegen die einzelnen Steuercontribuenten zeitweije oder 
wegen befonderer Zufälle geſchont werden follen, fo bietet ſich für die 
Gemeinde, um ihrer gegemüber der Amtspflege fortbejtehenden Pflicht 
rechtzeitiger Steuerlieferung zu genügen, entweder das Mittel dar, 
für ſich felbt um eine Borgfrift bei dem K. Steuercollegium 
nachzuſuchen, oder ed kann der Gemeinderath beichließen, die bei 
der Gemeindecaffe vorräthigen baaren Gelder zu Steuerlieferungen 
zu verwenden. 2) Das legtere Mittel wird, da der georbnete Gang 
der Staatöverwaltung eine Gewährung des erjtern nur ausnahms— 
weile zuläßt, in der Regel zu wählen feyn. — 2) In Fällen, wo 
die Steuerpflihtigen des Ertrags ihrer Güter, aus welden bie 
Steuern zu beftreiten wären, durch Unglück, 3. B. Mißwachs, 
Wetterfhaden, Brandunglüd ıc., beraubt werden, fann die Ges 
meinde um Steuernadhlaß bei dem K. Steuercollegium bitten. 
Insbeſondere ift, wenn an dem Feldertrag durd Gewitter und Leber: 
fhwemmung Schaden geſchieht, zum Behufe eines Steuernaclaffes 
Folgendes zu beobadhten: a) In den erjten 3 Tagen nad vor 
gefallenem Schaden hat der Ortsvorftand dem Oberamt die Anzeige 
zu machen, damit diefes zu Beurtheilung des Schadens einen Augen 
fhein anordnen fann, oder er Fann bei geringen Beihädigungen den 
Augenjchein felbjt anordnen, muß aber auch da dem Oberamt Anzeige 
machen. Wird die Anzeige binnen jener 3 Tage verfäumt, fo darf 
die Gemeinde fih der Anordnung einer Schadensfhägung nicht mehr 
gewärtigen. b) Das Oberamt muß den Augenſchein innerhalb 
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6 Tagen nad erhaltener Anzeige vornehmen laffen und hat dazu 
3 Echäger zu berufen, wovon das Oberamt 2 aus einer benach— 
barten Gemeinde ernennt, und zwar wo möglich aus einer foldhen, 
welche in demjelben Jahr nicht gleiche Beihädigung erlitten hat, 
und wozu der Gemeinderath den dritten aus den Ortseinwohnern 
wählt. Bei diefer Schägung wird ein Protokoll aufgenommen. 
e) Dieſe Schägungscommilfton erhebt den Schaden dergeftalt, daß 
fie von Gulturart zu Gulturart und bei den Nedern von einer Zelg 
(Flur, Oeſch) zur andern die Felder beaugenfceinigt und das Vers 
hältniß ausmittelt, in weldem der durch das Gewitter zernichtete 
zu dem zuvor zu hoffen gewejenen ganzen Jahrsertrag ſich befindet, 
ob 3. B. der legtere ganz, zur Hälfte, zum dritten Theil xc. zerftört 
worden ſey? Wo nicht der ganze Flächengehalt einer Culturart be— 
fhädigt ijt, muß das Flächenmaß des beſchädigten Theil nad Vers 
hältnig des Ganzen möglichjt genau gefbägt werden. Ebenſo ift, 
wenn zwar der geſammte Flächengehalt einer Gulturart, aber in 
verichiedenen Graden bejhadigt it, die Morgenzahl nad den ver: 
jhiedenen Graden der Beſchaͤdigung durch Schägung auszumitteln. 
Das Urtheil jedes einzelnen Mitglieds der Schägungscommiljton ift 
in das Protokoll fpeziell aufzunehmen und im Fall einer Meinungs— 
verjibiedenbeit ein Durchſchnitt zu ziehen. d) Da nicht felten die 
dem Hagel oder der Ueberſchwemmung nadgefolgte gute Witterung 
den anfünglih geſchätzten Schaden vermindert, oder da ein Wieder: 
anbau des betroffenen Feldes vorgenommen und gelungen ſeyn fann, 
fo muß die erfte Schägung unmittelbar vor der Erndte durch diefelbe 
Schägungscommifjton revidirt und dabei erhoben werden, ob und in 
welchem Maße der erſtmals gefihägte Schaden fich vermindert habe. 
e) Nach geichehener Revifton hat der Ortsvorſtand das Schägungs- 
protofoll an das Oberamt einzufenden, welcdes fofort den Betrag 
des Nahlaffes jowohl an der Grundjieuer, als bei beſchädigtem 
Zehnten an der Gefällfteuer nach den Gatajteraften zu berechnen 
hat.3) Die Sameralämter haben auf Requifition die ihnen zu Gebot 
ftehenden, etwa dazu dienenden Notizen zu liefern. f) Das Oberamt 
hat nun ein fümmtliche beſchädigte Drte des Bezirks umfafjendes 
Hauptverzeihniß zu fertigen und mit den Dazu gehörigen Beilagen 
zuverläfig am 1. Dec. jedes Jahıs an das Steuercollegium einzu— 
fhiden. Die Koften der Schätzung und der Reviſion muß die Ger 
meinde tragen, welche den Steuernachlaß anſpricht; wenn daher bei 
unbedeutendem Schaden der Steuernadlaß diefe Koften vorauss 
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fichtlich nicht erfeßen würde, ift gar feine Anzeige zu machen und feine 
Unterfuchung vorzunehmen. g) Die Oberämter haben fih im In— 
tereffe der Gemeinden und zu Erhaltung des regelmäßigen Ganges 
der Steuerlieferungen und Abrechnung angelegen jeyn zu laflen, mit 
aller Sorgfalt und allen ihnen zu Gebot ftehenren Mitteln auf die 
terminmäßige Aufnahme, Revifton, Sammlung und Einfendung der 
Schatendberehnungen hinzumwirfen. Gegen diejenigen Behörten, 
welche fih hierin eine Nachläffigfeit, namentlih durch nicht gültig 
entjchufdigte Verſaͤumniß der vorgefchriebenen Termine, zu Schul— 
den kommen laffen, werden angemeflene Orbnungsitrafen erfannt. %) 
3) Soweit nicht Vorfhüffe der Gemeindecaſſe zu erfegen find, hat 
der Steuereinbringer die wirflih eingezogenen Steuern wenigſtens 
dann alsbald an die Amtspflege abzuliefern, wenn diejelben in 
Stätten und größeren Flecken 3— 500 fl., in Dörfern und Weilern 
100 fl. betragen. In diefer Beziehung haben die Ortsvorfteher von 
3 m 3 Monaten aus Anlaß des vierteljährigen Caſſenſturzes 
($. 351.), tie Gemeinteräthe aber mit jedem Jahresſchluſſe unter 
Bergleihung des Steuerempfangbuhs mit den Lieferungsjcheinen fich 
die Ueberzeugung zu verihaffen, ob der Steuereinbringer die ein: 
gegogeneu Steuern wirflih und vollftändig zur Amtspflege geliefert 
habe. Im nicht zutreffenden Falle it er zu unverzüglicher Abliefe— 
rung anzubhalten. Auf gleihe Weiſe hat der Amtepfleger, wenn und 
fo oft derfelbe bei einzelnen Gemeinden eine Stodung der Steuer: 
fieferung wahrnimmt, dem Oberamt Bericht zu erftatten, Damit 
ſolches nicht allein die erforderlihen Mahnungen oder Grecutionds 
maßregeln, jondern aub nad Befinden der Umftände nähere Unter: 
ſuchung gegen die Steuereinbringer verfügen möge. Sodann hat der 
Oberamtmann bei Revifion und Abhör Der Gemeinderehnungen zu 
prüfen, ob jowohl in dem abgelaufenen, als in dem laufenden Ver: 
waltungsjahr die eingezogenen Steuergelder an die Amtspflege ab- 
geliefert worden feyen.d) 4) Sollte die Gemeinde in Folge von 
Ausjtinden bei ihren Gontribuenten jelbit auch bei der Amtspflege 
im Rüdftand geblieben fenn, jo hat fie jedenfalls die eingehenden 
Ausſtände fofort ausfchließlich zur Tilgung dieſer Rüdjtände zu ver: 
wenden. 6) 5) Die Lieferung hat in guten gangbaren und nicht in 
abgeihägten Münzforten zu geichehen, und der Steuereinbringer darf, 
wenn er umgangbare oder abgeihägte Münzen eingenommen hat, 
deshalb Nichts als Abgang oder Verluft in Ausgabe bringen. ?) 
6) Der Amtspfleger hat den Steuereinbringer für jede Lieferung zu 
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beicheinigen, am Ende jedes Rechnungsjahrs mit demfelben abzus 
rechnen und demjelben eine von ihm unterjchriebene Abrehnung ein: 
zuhändigen, welche eine Beilage der Gemeindepflegrehnung bildet. 8) 


1) Comm.O. V. 11. $. 10. 

2) K. Verordnung von 1819. $. 20. 24. 

3) Um dies möglich zu machen, muß daher bie Glafle und Abtheilung, in 
welche die betreffenden Felder bei der Cataſteraufnahme gefchägt wurden, 
erhoben werben. 

4) Amteinfir. der Amtspfleger vom 27. Mai 1812. $. 3. Min. Berf. vom 
11. Eept. 1825. Rgbl. ©. 517. Die an die Schägung nicht unbedingt 
gebundene Naclaßbewilligung hängt in jedem Kalle von Königl. Ent: 
ſchließung ab. 

5) K. Verordnung von 1819. $. 17. 19. Min. Berf. vom 30. Sept. 1824, 
Rgbl. ©. 788. Comm. O. V. 3, $. 3. Gen. Refer. vom 10. Sept. 1807. 


g. 2. 

6) Comm.O. V. 11. $. 19. K. Verordnung von 1819. $. 25. 
7) Gomm.D. V. 10. $. 5. 

8) Angef. K. Berorbnung $. 23. 


2) Bei den Amtöpflegen. 
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Die auf die Gemeinden im Ganzen ausgefcriebenen Steuern 
hat der Amtöpfleger einzuziehen. 1) Bon den Gemeinden follen die 
auf jeden Monat verfallenen Steuerraten unfehlbar eingetrieben 
werden. !) Was zu Bewirkung regelmäßiger Lieferungen von Seite 
der Gemeinden zu gefhehen hat, desgleichen die Ausnahme bei ges 
jtatteter Borgfrift und das Berfahren beim Nachlaß an der Steuer 
ist bereitd im vorigen $. angeführt. Bei Rüdjtinden der Gemeinte 
hat das Oberamt die Saumfeligfeit der Ortseinbringer zu rügen 
und nöthigenfall® gegen die Steuercontribuenten, welde durch ihre 
Saäumigkeit die Gemeinde zu Einhaltung der Lieferungsfriiten außer 
Stand fegen, nad II. Theil I. Abth. zu verfahren.) 2) Der Amtes 
pfleger hat den Steuereinbringer bei jeder Yieferung zu bejcheinigen 
und ſolche auf der Stelle in fein Journal einzutragen. Am Ende des 
Rechnungsjahres hat er mit den Steuereinbringern der Gemeinden 
Abrechnung zu treffen und eine von diefen unterfchriebene Abrechnung 
feiner Rechnung beizulegen. 3) Bei jeder Xieferung iſt nicht nur in 
dem Einzugsregifter und in der Quittung genau zu bemerfen, wie viel 
hierunter an Staatsſteuer begriffen fey, fondern es ift auch in dem 
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Gaffatagbuch die Unterfheidung zwiſchen den Lieferungen für den 
- Staat und denen für die Amtscorporation einzuführen. 4) 


1) Amtspflegerinftr. $. 2. 

2) a. a. O. 8. 3, 

3) Verordnung von 1819. $. 23. 

4) Berf. vom 30. Sept. 1824. B. 1. 
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Die eingegangenen Steuergelder foll der Amtspfleger nicht mit 
fremden Geldern vermifhen und regelmäßig an die Staatshaupts 
caffe oder an die Staatsihuldenzahlungscaffe, nach der deshalb 
getroffenen ſtändiſchen Verabſchiedung, einliefern, und ift er dafür 
verantwortlich, daß er die eingehenden Steuergelder unter feinem 
Vorwand an eine andere, ald an die dur die Verabſchiedung bes 
ftimmte Caſſe, oder auf eine von derjelben im gefeglihen Wege 
ausgeftellte Anweilung verabfolge. 1) Die Lieferung geſchieht ente 
weder 4) mit baarem Geld. Der Amtöpfleger foll den Caſſen— 
vorratb an Steuergeldern niemald über 500 fl. anwachſen laffen. 
Bei diefen Geldlieferungen haben die Amtspfleger diefelben Vor— 
"schriften zu beachten, wie die Staatscaffenbeamten.?) 2) Oder 
mittelft Zahlungen für die Staatscaffe und GStaatsfihuldencafie. 
Solche Zahlungen darf der Amtspfleger niemals chne legale An— 
weifungen von der Staatshauptcaſſe ꝛc. leiften.I) Negelmäßig 
werten folgende Staatsausgaben zur Zahlung auf die Amtspflegen 
aus den Steuern angewiefen und jind die Duittungen dafür von 
Monat zu Monat an die Staatsdcaffe einzufenden: a) die auf den 
Etat des Mriniiteriumd des Innern fommenden Strafen- und 
Brüdenbaufoften. Der bei dem Miniftertum des Innern be: 
- ftellte Hauptrechner des Straßenbaufonds fentet die ihm zukemmen— 
den Anweifungen der einzelnen Baufoftenforderungen dem Amts— 
pfleger zu, welder fie richtig und ohne Verzögerung zu bezahlen 
hat. Nach geleijteter Zahlung und Längftend bis zum 10. des 
naͤchſten Monats hat der Amtspfleger die ihm zugefommenen Anz 
weilungen, fowie Die von den Empfängern quittirten Koftenzettel mit 
deren Beilagen, nebft einem, in Form eined Gegenſcheins auszu— 
fertigenden VBerzeichniffe und einer entworfenen Steuerquittung unter 
der Ueberſchrift: „an das Minifterium des Innern, für deſſen 
Rehnungsamt,* zurüdzufenden, worauf die entworfene Steuer— 
quittung an die Stautscaffe übergeben und von dieſer unterfchrieben 
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der Amtöpflege zugefertigt wird. Der Oberamtmann hat auf bie 
richtige Behandlung dieſer Ausgaben der Amtspflege ein forgfältiges 
Augenmerk zu richten, für die pünftlihe und unverzügliche Bes 
zahlung der auf die Amtspflege angewiefenen Poſten Sorge zu 
tragen, jede zu feiner Kenntniß gelangende Unrichtigfeit in der Ders 
waltung der für den Straßenbau beftimmten Fonds pflihtmäßig zu 
unterfuhen und nad) Umftänden von Amtswegen zu rügen vder Der 
Kreisregierung zur weiteren Verfügung anzuzeigen. 4) b) Die Zahr 
[ungen an die Landjäger an Löhnung, Verpflegungsgeld, Ents 
fchädigung für Munition, Ertragelvern für fleine Montirung, Schreib» 
materialienaverfen, Vorfpannkojten, Arznei» und Beerbigungsfoften. 
c) Die Zahlung der Zinfe aus ten Gautionscapitalen der Eins 
fteher beim Militär und auch aus den bei der Staatsſchulden— 
caffe ftehenden apitalien einzelner Gläubiger. 5) Hiezu ift der 
Amtspfleger auch ohne bejondere Anweiſung ermädtigt. 3) Der 
Dberamtmann hat den Amtöpfleger von 3 zu 3 Monaten zu unters 
fuchen, ob er die eingezogenen Staatsſteuern richtig abgeliefert habe, 
im Anftandefalle dad Nöthige anzuordnen, oder nad Umſtänden 
fpeziellere Unterfuhung vorzunehmen. Von der Etaatscaffe wird 
der Amtspfleger, wenn er mit den Lieferungen nit vorfchriftmäßig 
einhält, erinnert, und wenn dieſe Erinnerung fruchtlos bleiben 
follte, auf Erecution oder Unterfuchung angetragen. Wenn mit tem 
Schluffe Des Rechnungsjahrs der Amtöpfleger feine Stultigfeiten 
zur Staatskaſſe nicht volljtändig abzuliefern im Stande ift, jo hat 
ſich derjelbe durch ein von dem Oberamt beurfundetes Verzeichniß 
gegen die Staatöcafjfe auszuweiſen, daß und bei welchen Gemeinden 
ein Rüdftand an Etxatsfteuern hafte.6) A) Zu weiterer Gontrole 
über den richtigen Gang der Steuerlieferung hat ter Amtspfleger 
monatlid unmittelbar an die Etaatshauptceaffenverwaltung über Die 
an fie gemachten Baarjendungen und für fie geleijteten Zahlungen 
Rapport zu erftatten.”) Gin Eremplar der jährlichen Abrechnung 
mit der Staatöcafje wird der Amtspflegrechnung beigelegt. 

1) Verf. Urkunde $. 46. 

2) Amtspflegerinfir. $. 4. Die genannten Borfchriften find folgende: a) Jeder 
Lieferung ift ein Sertenzettel und eine projectirte Quittung, in welche bie 
Eumme mit Zahlen ad marginem beizufegen, zu beren Gintrag mit 
Morten aber für den Staatscaffier Platz zu laſſen it, beizulegen. Auf 
dem Paquet muß neben der Adreſſe auch der Name der liefernden Stelle 
bezeichnet feyn. Das Begleitungsfchreiben foll nicht ins Paquet eingelegt, 
fondern an demfelben befeftigt feyn, fo daf es abgenommen werben kann, 
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ohne deswegen das Paquet öffnen zu müflen; wenn dies nicht thunlich, ift 
das Schreiben befonders laufen zu laſſen. b) In dem Sortenzettel müſſen 
alle Baquetd oder Guden mit ihrem Inhalt nah den Sorten und beren 
Cours und mit dem Geldbetrag angezeigt feyn. c) Wenn auch mehrere 
Guden in ein großes Paquet zufammengepadt werben, fo find dennoch 
alle in demſelben befindlichen Guden im Eortenzettel einzutragen. d) Auf 
jeder Gnde ift der Name ber liefernden Stelle und der Inhalt nad) dem 
Betrag und der Eorte und deren Cours anzuzeigen. e) Gucken, welche 
nur mit dem Namen eines Privaten oder Untereinbringers bezeichnet find, 
werden bei der Staatscaffe nicht angenemmen, ſondern es find foldhe vom 
Amtspfleger zu öffnen, nachzuzählen, die Gattung ber Münzforten zu 
unterſuchen und die coursunfähigen zurüczugeben und wie ad d. zu bes 
handeln. f) Jede Gude, fie werde einzeln oder mit mehreren in einem 
großen Paquete geliefert, muß mit folder Sorgfalt unten und oben mit 
dem Amtsfigill wohl petichirt jeyn, daß man bei einem vorfommenden 
Fehler das Betfchaft recognosciren kann. 8) Niemals find zweierlei 
Eorten in eine Gude zu bringen. h) Die Guden find immer auf ge— 
wöhnliche ganze Summen, nemlich 10, 15, 20, 25, 30, 40, 50, 100, 108, 
110, 135, 162, 165, 55, 54 fl. zu richten, mithin ift das Ungerabe, 
wo es vorkommt, befonders zuzulegen. i) Die Münze a 6, 3, 1 fr. wird 
nicht in größeren Guden angenommen, als zu 15, 10, 5 fl. k) Lieferung 
in Säden darf nicht Statt finden, fondern es muß Alles in überfchriebenen 
und petfchirten einzelnen, auch zur Eicherung gegen Aufbrechen forgfältig 
von geleimtem Padpapier gefertigten Gucken geliefert werden. Geldkiſt— 
chen, in welchen Rellen anfgebrochen find und die Gelder zerjireut ans 
fommen, werben dem Ginfender auf feine Koſten zur befiern Beforgung 
zurüdgefhicdt. 1) Die Guden mit Sechs- und Dreifreuzerftücden find zu 
bezeichnen „gültige 6 oder 3 fr.“ und es bürfen Feine abgefchäßte und 
nicht gangbare dabei feyn, welche auf Koften des Einſenders zurücdgefchickt 
würden. m) Die Goldforten müflen genau gewogen und bürfen feine nicht 
vollwichtigen eingeliefert werden. — Verordnungen vom 3. Febr. 1807. 
Rgbl. ©. 6., vom 24. Mai 1811. Rgbl. ©. 262., vom 11. März 1812. 
Rgbl. S. 138., vom 25. Juli 1821. Rgbl. ©. 578., vom 8. Mürz 1824. 
Rgbl. ©. 162. 


3) Amtspflegerinftr. $. 4. 


Minifterialverfügungen vom 4. Juni 1821. Rgbl. ©. 307. und vom 
11. März 1825. Rgbl. S. 166. Die unverzügliche Ausbezahlung der 
Straßenkoſten ift wiederholt eingefchärft und den Amtspflegen aufgegeben, 
bei mangelnden Borräthen den Geldbedarf dazu umgehend von ber 
Minifterialcaffe zu requiriren. Grlaffe des Minifteriums des Innern vom 
31. März 1849. nnd 27. Juli 1850. 


5) Verf. vom 25. Juli 1821. Nakl. ©. 578. 
6) Min.Verf. vom 30. Sept. 1824. Rgbl. S. 790. 


7) Erlaß der Oberrechnungsfammer vom 4. Aug. 1827. und 18. Juni 1828. 


— — — — — 
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Zweites Kapitel. 
Bon der Staatöjteuer aus Gapitalien und Bejoldungen. 


$. 244. 


Hinfichtlic ter früher fo genannten Ergänzungsfteuern hält id 
der Staat nicht, wie bei den directen Altern Eteuern, an die Amts— 
corporationen und Gemeinden ald Schulpner des in ihrem Bezirke 
gejeglich zu erhebenden Betrags, fondern die Forderung des Staats 
ift bier an die Einzelnen unmittelbar gerichtet. Gleichwohl aber ift 
die Wirthfhaft der Gemeinden und Gorporationen infofern dabei 
betheiligt, als ter Staat durch ihre Verwalter den größern Theil 
diejer Steuern einziehen und fi abliefern läßt. Ueberdies jind die 
Beitimmungen über die Befteurung der hier genannten Steuerquellen 
maßgebend für die Beiziehung derfelben zu Corporationszwecken. Es 
werden daher die hinfichtlich ihrer bejtehenden Grundfüge und Vor— 
schriften volljtändig gegeben. Die hier zu betrachtenden Steuerarten find: 

1) die Gapitalienfteuer, 
2) Die Bejoldungss und Penſions-, auch Einfommensiteuer. 


I. Die Eapitalfteuer. 


$. 245. 


Mit dem Einzug der Gapitalfteuer find die Berwalter der 
Gemeinden und Amtscorporationen im folgender Weife beihäftigt: 
I) Wie alle Verwalter öffentlicher Gaffen haben auch die Amts— 
pfleger, Gemeinde- und Stiftungspfleger von den an ihre Caſſen 
je am 1. Juli angelichenen Gapitalien die Steuer auf den hienad) 
bemerften Zahlungstermin vorzufcießen und bei der nächſten Zins» 
zahlung an die Gläubiger abzuziehen, wenn nicht das Gapital bis 
zu jenem Zahlungstermin abbesahlt worden iſt. Sie haben über 
den Betrag diefer Barfivcapitalien an genauntem Tage und über 
den hierauf fallenden Eteuerbetrag eine Urkunde nad untenftchen: 
dem Formular zu fertigen und dem Oberamt fpätejtend am 15. Aug. 
jedes Jahres zu übergeben. Ueber Gapitalien, welche vor dem 
Zahlungstermin abgelöst wurden, haben die Verwalter dem Orts— 
vorfteher oder Oberamt Berzeichniffe zuzufenden, damit die Steuer 
hievon auf die hienach bemerkte Weife eingezogen werden Fann. !) 


« 
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2) Die Steuern aus Gapitalien, welche nicht bei öffentlihen Caſſen 
ftehen, werben von der Gemeinde durch ihre Steuereinbringer er— 
hoben und an die Amtspflege abgeliefert. Hiezu wird Dem Steuer— 
einbringer ein von der Ortsobrigkeit gefertigted und vom Oberamt 
geprüftes Einzugsregifter eingehändigt und derfelbe hat nun die darin 
angezeigten Beträge zur Hälfte auf den nädften 15. Nov. und zur 
andern Hulfte auf den 15. Febr. einzuziehen (wenn nicht Das Ganze 
fogleih bezablt werden will). Kür diefe Bemühung erhält er eine 
Belohnung von 2%, Heller vom Gulden aus Tem Steuerertrag. 2) 
3) Der Amtöpfleger erhebt auf den Grund einer ihm vom Ober— 
amt übergebenen Urkunde die von ten Eteuereinbringern im Eins 
zelnen einzuzicehenden Summen, wofür demjelben 1'/, Heller vom 
Gulden Belohnung aus den Steuergeldern gebühren. Er muß den 
ganzen Betrag Lingftens 14 Tage nah Verfluß der obgenannten 
Termine an die Etaatshauptcaffe abliefern.3) Was in $. 243. 
von Ablieferung der Steuern Durch den Oberamtopfleger gejagt iſt, 

gilt auch von der Bapftalfteuer. 
4) Abgabengefeh vom 29. Juni 1821. $. 12. Vorſchrift vom 28. Juli 1821. 

Rgbl. ©. 549. $. 3. 4. 9. Das Formular jener Urfunde ift: 
Gemeinde: 
Dberamt: 
Am 1. Zuli 18.. bat die verzinsliche Gapitalfchuld der (Gemeinden, 
Dberamtss) Pflege nad; genauer Berechnung betragen die Eumme von 
Hievon find abauzichen: 

a) die Gapitalien, welche Ausländern, die nicht fteuerpflichtig find, 

gehören, und zwar 
N. N. : 
b) die Gapitalien derjenigen Inländer, welde nach $. 8. des Ge: 

feges frei von ber Befleurung find, und zwar 
N ” 








(Bei Witwen und Maifen und Heiligenpflegen unter 
Beifügung obrigfeitlicher Urfunden über ihr Recht auf Bes 
freiung.) 
Summe ber Abzüge — — . 
worüber noch bleiten — — .- 
Hievon beträgt nun die ven den Gläubigern mittelft u an den 
Zinfen wicher zu erhebende Eteuer für das Etatejahr 18. 





welches beurfunbet am 
der (Oberamts⸗ ıc.) Pfleger. 
2) eit. Geſetz $. 36. 37. Angef. Vorſchrift $. 7. 8. 
3) Geſetz $. 37. Angef. Vorſchrift $. 5. 8. 12. 20. 
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Der Gapitalfteuer 1) find unterworfen alle verzinslichen 
Gapitalien der Privaten, fowie der Gemeinden, Gorporationen, öffent: 
lihen und Familienftiftungen, Der Zunfteaffen und anderer öffentlicher 
und Privatanftalten.2) Dieffeitige Staatöbürger haben ihre 
fämmtlichen Gapitalien, mögen fie im Inlande oder auswärts ans 
gelegt ſeyn, zu verfteuern, die letztern jedoch nur fo weit, ale fie 
nit im auswärtigen Staate nadgewiefenermaßen befteuert find; 
Staatöbürger, welche fih auswärts aufhalten, haben nur ihre im 
Lande angelegten Capitalien zu verfteuern; diejenigen, welche in vers 
fhiedenen Staaten anfüßig find, haben die in andern Staaten an 
gelegten Gapitalien nicht zu verfleuern. Auswärtige Staats— 
bürger haben von den im Lande angelegten Gapitalien feine Steuer 
zu entrichten, außer wenn 1) ihr Staat die in feinem Gebiete von 
diefjeitigen Staatöbürgern angelegten Gapitalien auch bejteuert, in 
welhem Falle jene auf die gleihe Weife behandelt werden, oder 
2) wenn fie im Lande förmlich fich niedergelafien haben, ohne den 
Befig eined anderweiten Staatöbürgerrechtd nachweiſen zu fönnen. 3) 

Zu den fteuerbaren Gapitalien gehören auch 1) fowohl ver— 
zinslihe, als unverzinsliche Zieler, lestere aber nad Abzug des 
darunter begriffenen Zwifchenzinfes, mithin in dem bloßen Gapital« 
werthe; 2) Güterfaufichillinge vom Tag des gerichtlihen Erkennt⸗ 
niffe8 an; 4) 3) Steuerrefte, wenn fie förmlich in verficherte ver- 
zinslihe Gapitalien umgewandelt find; 5) 4) Fremde Staatspapiere 
aller Art, ftändige Solawechſel, Lotterieanlehensloofe, in welchen 
die Zinfe mit dem Capital abgetragen werden, nicht aber Tratten 
und die auf dem Gontocurrent laufenden, wenn aud verzinslichen 
Forderungen von Banken und Handlungen. ®) 

Die bei auswärtigen Staaten angelegten Gapitalien werben 
nad dem je am 4. Juli beftchenden Cours, worüber vom nächften 
Wechſelhaus eine Urfunde vorzulegen ift, angegeben. Auf den höhern 
oder niedern Zinsfuß wird im Uebrigen feine Rüdfiht genommen. 
Der Befigftand vom 1. Juli ift für die Befteurung maßgebend, fo 
daß die an diefem Tage ſchon vorhantene Gapitalfumme ohne Rüd- 
fiht auf die bis zur Steueraufnahme erfolgenden Abzahlungen und 
neuen Anleihen zu verfteuern ift. — Bon der Gapitalienfumme dürfen 
die Schulden des Inhabers nicht abgezogen werden. 


— 318 — 


4) Ueber das Folgende f. im Allgemeinen das Geſetz vom 29. Suni 1821. 
Rgbl. ©. 378. 

2) Namentlih Wechſel- und Leihbanfen, welche infoweit, als fie zur Capital⸗ 
ftener beigezogen werben, natürlich von der Gewerbeftener nicht betroffen 
werben. 

3) Berf. von 1830. Ergbb. S. 481. Verf. von 1824. Rgbl. ©. 525. 

4) Steuercoll.Erlaß vom 18. Mai 1844. 

5) Eteuercoll.Erlaß vom 13. April 1826. 

6) Erlaß vom 17. Juni 1846. Dagegen gehört nicht zu den Gapitalien das 
Erbſchaftsguthaben von Kindern bei Eltern, foweit es nicht aus befonders 
verwalteten, bei Dritten angelegten Capitalien befieht. Ergbd. ©. 485. 
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Gefeglihe Befreiung von der Eapitalfteuer ift zugeftanden: !) 
1) den Zucht-, Waiſen- und Srrenhäufern; 2) der Univerfität Tü— 
bingen mit ihren Inftituten, wozu aber Stiftungen für Studirende 
(Stipendien) nicht zu rechnen find;?) 3) den Wittwenpenfiondcaflen 
der Givilftaatsdiener und der Geiftlihen, fowie der Wittwencafle in 
Ellwangen und der dortigen geiftlihen Verwaltung ; aud) der Privat 
wittwencaffe zu Rottenburg ; 3) 4) denjenigen Kirchen- und Heiligen- 
pflegen, fowie den übrigen unter öffentliher Verwaltung ftehenden 
milden Etiftungen, welche erweislich, d. h. nad} ihrer legten bereitö 
geitellten Rechnung, an einem Defizit leiden, d. h. bei welden die 
ordentlihen Einnahmen unzureichend waren zu Beftreitung der ordent⸗ 
lihen (laufenden) Ausgaben, wenn aud dieſes Defizit durch Zus 
fhüffe aus andern Baffen oder durch Grundftoddangriffe gededt 
wird. Es find aber nicht hieher zu rechnen die für befondere Zwecke 
geftifteten Gapitalien, da deten Ertrag überhaupt nur nad Abzug 
der auf denfelben ruhenden Laſten, wozu aud die Steuer gehört, 
verwendet zu werben braucht.) 5) Der allgemeinen Eparcaffe und 
der Hülfscaffe, fowie allen mit öffentliher Genehmigung bereit be— 
ftehenden oder noch zu Stande kommenden Huͤlfscaſſen, ſoweit fie 
nicht durch Gewinn einen eigenen freien Ueberfhuß an Gapitalien 
befigen.5) 6) Den Schullehrerwittwencaffen und den Schulfonde ; 
auch den zu Büchern, Schreibmaterialien und Brodaustheilungen bei 
Schulvifitationen geftifteten Eapitalien; 6) den örtlichen Fonds der 
Induſtrieſchulen, Kleinfinderfhulen, Verwahr⸗ und Beihäftigungs- 
anftalten, Berfergungsanftalten für verwahrloste Kinder; den Fonds 
des MWohlthätigfeitövereindg; den zu Werbefferung der Schulmeiſter⸗ 
gehalte geftifteten Eapitalien.”) 7) Denjenigen Wittwen, Waifen 
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Celternlofe oder auch nur halbelternlofe Perfonen unter 25 Jahren), 
gebrechlichen Perfonen (auch fortwährend Kränkliche, Altersſchwache, 
Geifteskranfe, die ihren Unterhalt nicht verdienen können), welde 
nicht über 3000 fl. Eapitalvermögen befigen und deren übriges Eins 
fommen aus Vermögen, Penfionen, Leibgeding, Berdienft, freier 
Koft ꝛc. nicht mehr beträgt, ald der Zins aus einem Capitalvers 
mögen von 3000 fl., wobei übrigens eigene Capitalien und folce, 
von denen man nur die Nutznießung hat, zufammengerednet wers 
den; ebenfo den Gapitalien, deren Ertrag zum Unterhalt von Kins 
dern nöthig ift.9 8) Den Activcapitalien der Gantmaflen. 9) Den 
zu Befoldungen beftimmten Gapitalien, da deren Ertrag der Be, 
foldungsfteuer unterliegt. 10) Den Activen der Ablöfungscaffe. ?) 


1) Geſetz von 1821. $. 8. 
2) Berf. von 1830. Ergbd. ©. 482. 
3) Geſetz vom 26. April 1830. Art. 7. 


4) Verf. im Ergbo. ©. 485. 495. Doch find von der letztern Gattung 
befreit die ausschließlich zu Befoldungen, zu Mefien und Jahrestägen ges 
flifteten Gapitalien, wenn ihr Ertrag volltändig hiezu verwendet und unter 
der Befoldung befieuert wird; fleuerbar find diefe aber auch während ber 
Griedigung einer Etelle, wo die Zinfe in den Intercalarfond oder bie 
evangelifche Unterſtützungskaſſe fallen. 


5) Geſetz vom 15. Juli 1824. $. 6. Auch dem Greditverein für feine auf 
Renten angelegten Poften, durch Fin. Min. Erlaß vom 5. Febr. 1839. 

6) Ergbd. ©. 483. 

7) Ein. Min. Extlaß vom 4. Dec. 1832, 

8) Finanzgefeb von 1836. Art. 1. Ergbd. ©. 484. Den Wittwen fichen 
verlaffene und gejchievene Ghefrauen gleich. Sprechen Gheleute wegen 


Gebrechlichleit ꝛc. Befreiung an, fo fommt nur der Zuftand des Mannes 
in Betracht. „ 


9) Gefeg vom 29. Juli 1849. Art. 6. 
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Das Aufnahmeverfahren ift folgendes: 1) Die Bapitalien find 
von den Eigenthümern, Verwaltern, Vormündern, Nugnießern ohne 
Unterſchied auf die jährlich im Anfang des Steuerjahrs erfolgende 
Aufforderung bei einer aus dem Drtövorftand und in der Regel zwei 
Gemeinderäthen zufammengefegten Deputation ihres Wohnorts ſchrift— 
(ih oder mündlich anzugeben.1) 2) Die hiebei anzugebenden Eapitalien 
find zunähft nur die bei Privaten, auswärtigen Staaten und Cor—⸗ 
porationen ftehenden, jodann inländische, auf den Inhaber lautende 
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Staats⸗ und andere Schuldſcheine. Dagegen werden die bei in- 
ländifchen öffentlihen Eaflen auf den Namen des Inhabers ftehen- 
den Eapitalien von den Berwaltern dieler Eaffen angezeigt und die 
Steuer mittelft Abzug vom Zins erhoben.?) 3) Ein Mitglied der Aufs 
nahmereputation hat ald Aftuar die Angabe in ein Protokoll aufzu— 
nehmen, wobei zugleich die für Befreiung geltend gemachten Gründe zu 
bemerfen find. Ortsangehörige Perſonen, welche vermuthlih Capitalien 
befigen und nicht ſelbſt erfcheinen, find namentlih vorzuladen und 
ift nach der Aufnahme für nadträgliche Angabe noch eine Frijt von 
8 Tagen in Etädten und großen Dörfern und von 3 Tagen in 
Heinen Orten geſtattet.) 4) Aus dem Protokoll hat der Aftuar 
a) ein BVerzeichniß derer, welche Freilaſſung anfprehben (Eremten- 
Lifte), b) eine jummarijite Urkunde über den Geſammtbetrag der 
Gapitalien und der Steuer daraus, ec) ein Einzugsregiiter für den 
Steuereinbringer zu fertigen, welche Urkunden von der Deputation 
unterzeihnet und vom Oberamt geprüft werden. 4) 5) Ein Steuer: 
anfag findet vorerſt nicht Statt bei Capitalpojten, welde in bereits 
erfanntem Gant oder im Nechtsitreite liegen; Ddiefe werden mit dem 
Namen ded Schuldners in bejondern Berzeichniffen vorgemerkt. 5) 
Später, foweit Gapitalien fammt Zins gerettet wurden, findet dann 
die Nahholung der Steuer für die ganze Zeit Statt. 6) Das Er- 
fenntniß über Befreiungen fteht, wenn eine Berfon weniger als 
100 fl. befigt, der Aufnahmsdeputation, fonft dem Oberamt zu. 


1) Geſetz von 1821. $. 15. Inſtr. $. 11. Derf. vom 28. Aug. 1849. 
NRgbl. S. 506. In Drten von mehr ale 5000 Ginwohnern ober wo ber 
GSapitalbefig von großer Bedeutung ift, follen gedrudte Faffionszettel 
ausgegeben werben. In Fleinen Orten oder wo die Gapitalfteuer nicht 
über 20 fl. ift, genügt eine Urfundsperfon. 


2) Verf. von 1824. Rgbl. ©. 551. $. 4. Eiche $. folg. Kür Privatfpars 
caflen fatirt die Verwaltung fünmtlihe Gapitalien, fo daß die einzelnen 
Ginleger ihre Einlagen nicht noch befonders angeben. Dagegen haben bie 
Ginleger in bie Landesfparcaffe ihre Ginlagen zu fatiren. Erlaß vom 
23. Auguft 1845. Meiter aber gehören hieher die hei der Ablöfungscafie 
ftehenden Ablöfungscapitalien. Verf. vom 30. Juli 1849. $. 3. 

3) Angef. Inſtr. 

4) Daſelbſt. 

5) Grabt. ©. 485. Nobl. 1830. ©. 331. Die Gebühren für dieſe Ger 
fhäfte find regulirt, wie folgt: 1) den Mitgliedern der Deputation und 
tem Aufwärter das geſetzliche Taggeld je auf 8 volle Stunden des wirf: 
lichen Zeitaufwande, zu deſſen Bemeſſung die Zahl der Patenten dient; 
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2) für das Ginzugsregifter und Steueranfag auf 1 Blatt oder 20 Con⸗ 
tribwenten 6 fr. und für jedes überfchriebene Blatt Befreiungslifte 6 Fr.; 
3) für eine Paffivcapitalurfunde, wo ſie der Rechner nicht fertigen fann, 
6—12 fr. Rabl. 1820. ©. 417. 


I. Die Befoldungsfleuer. 
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Ueber diejenigen Befoldungsfteuerfihuldigkeiten, welche nicht von 
der Staatscaffe unmittelbar durch Abzug erhoben werten, wird dem 
Amtöpfleger vom Dberamt ein Cinzugsregiiter zugejtellt, auf 
defien Grund derſelbe die Steuern je auf den 2. Febr. einzuziehen 
bat. Längftens 14 Tage nad Berfluß dieſes Termind muß der 
ganze Betrag an die Staatshauptcaffe abgeliefert werden. Für feine 
Bemühung darf der Amtspfleger 4 Heller vom Gulden in Abzug 
bringen. 1) Die bei der Gapitalfteuer erwähnten nähern Borjchriften 
über Einzug und Ablieferung gelten auch hier. 


1) Geſetz vom 21. Zuni 1821. $. 36. 37. Vorſchrift vom 28. Juli 1821. 
$. 17. 20. 


6. 30. 


Der Befoldungsfteuer (eigentlich Einfommensfteuer aus allem 
Einkommen, das nicht durch andere Steuerarten getroffen ift) unter 
liegen: !) 

1) fümmtlihe Befoldungen, Gehalte und Penſionen, ohne 
NRüdjicht darauf, ob fie aus öffentlichen Caſſen oder von Pri— 
vaten gereicht werden; 

2) das Einfommen der ausübenden Aerzte, der Advofuten, Hand- 

lungscommis; 

3) das Einkommen aus Zeitſchriften und dem ſchriftſtelleriſchen 
Grmwerbe; ?) | 

4) das Einfommen der Künftler, welde ihre Kunft nicht in 
Verbindung mit einem von ihnen felbjt betriebenen fteuerbaren 
Gewerbe und im Intereſſe deffelben ausüben, namentlich der 
Architekten, Bildhauer, Mufifer, Maler, Schaufpieler, Tänzer, 
Bereiter und der Literaten (Schriftiteller und Lehrer); 

wobei Folgendes näher beftimmt ijt: a) Zu Befoldung und Ein- 

fommen gehören alle Bezüge, mögen fie in vorausbeftimmter Summe 

an Geld und Naturalien oder in veränderliher Summe, 3. B. aus 
21 
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dem Ertrage von Gütern und Gefällen, Einzugsgebühren, Schreib⸗ 
verdienſt oder andern zufälligen Einnahmen beſtehen, namentlich auch 
Taggelver, welche ftatt eines firen Gehaltes oder neben einem ſol— 
chen bezogen werden; ferner der Genuß freier Koft und Wohnung, 
insbefondere von Amtswohnungen; 3) keineswegs aber das, was 
ein Angejtellter 20. als Erfag von Auslagen für Gehülfen oder 
Dienjtboten, Canzleikoſten oder in Pferdsrationen besicht, wie denn 
auch die, welchen zwar ein ſolcher Erſatz nicht ausdrüdlich feſtgeſetzt 
ift, die aber um ihres Amtes willen Gchülfen zu halten haben, 
dafür einen nach dem Urtheil des Oberamts angemefjenen Betrag 
in Abzug bringen dürfen.) Auf gleiche Weife find Aerzte, Advo— 
faten 2c. nur zu Befteurung ihrer reinen Ginfünfte nach Abzug des 
mit der Ausübung ihrer Wiffenfhaft verbundenen Aufwandes ver: 
pflihtet. b) Die verfchiedenen Einfommenstheile werden in Geld— 
fummen nad folgenden Beitimmungen angefhlagen: «) Naturalien 
in beftimmten durch das Geſetz beftimmten Preiſen; )) 8) vweränder- 
lihe Einkommenstheile nah dem Durchfchnitt der 3 letzten ab» 
gelaufenen Jahre, wobei die eben erwähnten Preiſe wieder anzu: 
wenden find; 6) y) Gütergenuß nah örtlichen Pachtwerthen, oder 
wenn verpachtet, mit dem PBachticilling;”) d) der Genuß von 
Wohnungen nad bejondern gefeglich beftimmten Sügen;®) 4) freie 
Koft von Gehülfen wird in einem durch die Rocalbehörde zu bes 
ftimmenden Averfum angenommen. 


1) Eiche im Allgemeinen Gefeg vom 20. Juli 1821. Art. 28. fi. Bergl. 
Erläuterungen zum Abgabengefeß vom 25. Dec. 1823. Finanzgeſetz vom 
29. Zuli 1849. Art. 7. Min.Berf. vom 30. Juli 1849. Rgbl. ©. 339. 
$. 9. fi. 

2) Gefeg vom 9. Juni 1849. Rgbl. ©. 175. 

3) Gefeg vom 16. Juli 1849. Rgbl. ©. 332. Hieher gehören auch die Zinfe 
aus den zur Dotation einer Stelle gehörigen Capitalien, auch Ablöfungs- 
capitalien von Gefällen. 

4) Diefer Abzug darf den Betrag bes Salairs und eines Marimums von 
150 fl. für Koft und Logis nicht überfieigen. — Gigentlihe Laften, bie 
anf einem Einkommen laften, wie Baulaften, gehen natürlih am Geſammt⸗ 
anjchlag ab, nicht aber Beiträge zu Wittwencafien u. dergl. 

5) 1 Scheffel glatte Frucht zu 5 fl., 1 Scheffel Dinfel und Haber 3 fl., 
1 Einer Wein 25 fl., Anderes nach laufenden örtlichen Preifen; bei 
Holzbefoldungen ift der Magazins-, oder bei Abreihung aus dem Walde 
der Nevierpreis anzugeben, wobei der Werth freier Beifuhr zuzurechnen, 
das vom Empfänger zu zahlende Waldmacherlohn aber abzuziehen ift. 

6) Wird der Zehnten nad Selbfteinzügen berechnet, fo dürfen bie Erhebungs⸗ 
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foften abgezogen werben; auferbem findet bafür bei Zehnten, wie über: 
haupt bei Gefällen der Abzug von "4, Statt. — Sonft gehören hieher die 
Stolgebühren der Geiftlichen, Anbringgebühren der Forfidiener und Steuer⸗ 
diener, Meßgelder — deren Ertrag nad dem lepiverfichenen Gtatsjahre 
zu fatiren if. 

7) Erlaß vom 23. Aug. 1845. 

8) Diefe Anfüge in Abitufungen von 25 fl. bis 500 fl. enthält das cit. Gefeg 
vom 16. Juli 1849. Rgbl. ©. 332., wobei noch beſtimmt ift, daß bie 
Wohnungen der Revierförfler oder die dafür ausgefepte Eutſchädigung mit 
50 fl. berechnet werben. 
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Frei von der Steuer bleiben: !) 

1) die in die Claſſe der Domeftifen gehörigen Perſonen; 

2) jolhe, deren Einfommen in Löhnen oder Taggeldern befteht, 
die bisher der Steuer nicht unterworfen waren, wie 3. B. die 
Bezüge der Landjäger, Unteroffisiere, Steueraufjeher, Grenz- 
aufjeher, Forſtſchützen, Wegknechte; 2) 

3) die in Tags oder Wochenlohn ftehenden gemeinen Arbeiter bei 
den Salinen, Hüttenwerfen, Eifenbahnen, Münze; 

4) Medaillengehalte, wenn der Inhaber nicht ein anderes nad 
$. 250. zu bejteuerndes Einfommen bezieht; 

5) die aus der Staatdcaffe an nicht penfionsberechtigte Diener 
und deren Hinterbliebene bewilligten Gratialien; 9) 

6) das in die geijtliche Unterftügungscaffe Lee Einfommen er- 
fedigter Stellen. 

4) Erläuterungen zum Gefeb vom 23. December 1823. — Verfügung vom 
30. Dec. 1833. Rgbl. ©. 566. Verfügung vom 30. Juli 1849. $. 10. 
Menn das Ginfommen eines Steuerpflichtigen nicht einmal 10 fl. beträgt, 
fo füllt ein Steueranfag weg. Grlaß vom 18. Oct. 1849. 

2) Dagegen find alle mit Gehalt und Taggeld, Wartgeld angeftellten Dffi- 
zianten ſteuerpflichtig; auch die niedern Gemeinbeoffizianten. — Zu ben 
fteuerfreien Bezügen gehören aber die Gebühren der Ortsaccifer. cit. Erlaß 
von 1849. Ferner das Einfommen der Wegknechte, mag es in Tags oder 
Jahreslohn beſtehen. Steuercoll.Erlaf vom 24. Dec. 1850. 

3) Desgl. Gratialien (nicht aber Penfionen) aus der geiftlichen Wittwencafle. 
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Die Befoldungs- ıc. Steuerpflihtigen haben aljährlih am An- 
fang des Steuerjahrs der Drtöbehörde ihres Wohnorts Faffionen 
ihres Einkommens zu übergeben, welde von jener gefammelt und 


dem Dberamt übergeben werben, das die Steuer zu berechnen hat. !) 


7 
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Doch; findet bei denjenigen Dienern, die ihr Einkommen aus der 
Staatdcaffe und Oberfriegscaffe beziehen (außer den Finanzbeamten), 
der unmittelbare Abzug ihrer Steuerfchuldigfeit an der Befoldung 
Statt, wonach es Feiner Faſſion bedarf, wenn fie nit noch ein 
anderweites Einfommen haben. 2) — Uebrigens wird tiefe Steuer 
nad der Zeit ded Genuffes des betreffenden Einfommens berechnet, 
fo daß bei einer, im Laufe des Etatsjahre bis zu dem auf 1. April 
feftgefegten Zuhlungstermin für diefe Steuer, eintretenden wefentlichen 
Veränderung durch Befoldungserhöhung, Verſetzung, Todesfall ꝛc. 
von dem per Jahr zu machenden Steueranfat die Rate nach ver 
Zeit des Einfommensbezugs zu berechnen ift. ®) Ä 
4) Finanzmin.Berf. vom 11. Oct. 1849. Ngbl. ©. 632. 


2) Daf. und Berf. vom 28. Juli 1821. $. 19. 
3) Daf. und Berf. vom 30. Juli 1849. Rgbl. S. 341. $. 14. 


Drittes Rapitel. 
Bon den Brandverficherungsbeiträgen., 


1) Umlage und Einzug in den Gemeinden. 
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Eobald eine Brandihadensumlage durch das Regierungsblatt 
ausgeſchrieben ift, was in der Regel nur im Anfang jedes Rechnungs— 
jahrs geſchieht, ift in jeder Gemeinde 1) auf den Grund des Um— 
lagereferiptd und des (insbefondere aus Anlaß des Steuerfages) 
revidirten Brandverficherungscatafterd durd den Rathsſchreiber oder 
Berwaltungsaktuar ein befondered Einzugsregifter zu fertigen, 
welches die Namen der Beitragspflichtigen, die Nummern und die 
Anfchläge der Gebäude, den Brandfteuerbetreff eined jeden Beitrags: 
pflihtigen nad feiner Gatafterfumme und mit voller Berechnung 
der Kreuzerbruchtheile, eine Rubrif für den Eintrag der Zahlungen, 
fowie endlih am Schluffe neben Ziehung der Summe der Anfdläge 
und der Eteuerbetreffe zu Herftellung einer richtigen Probe, die 
Berechnung der Gebühren für die Revifton des Cataſters, für den 
Einzug und die Ablieferung an den Oberamtspfleger, weldhe an 
diefer Lieferung in Abzug zu bringen find, enthalten muß und von 
dem Gemeinderath beurfundet wird. In dieſes örtliche Einzugs— 
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regifter fommt die Brandſteuer von fümmtliben im Gemeindebezirk 
befindlichen Gebäuden, daher auch von den Staatögebäuden. 2) Auf 
den Grund defjelben hat der Steuereinbringer die Beiträge von den 
Pflichtigen auf Diejenigen Termine einzuziehen, welhe in dem 
Umlagerefeript beftimmt find. Diejer Einzug ift jo fehr als möglich 
zu betreiben; es it fich dazu der bereiteften Mittel zu bedienen und 
gegen jeden Säumigen ohne NRüdjicht mit der fehleunigften und 
wirkſamſten Erecution vorzufahren ; erforderliben Falls find die Bei— 
träge von den Miethleuten auf Abichlag des Miethzinfes einzu— 
ziehen; in Ermanglung aller andern Oegenftände ift fih an die ver- 
fiherten Gebäude felbft zu halten. Auswärts Wohnende follen in 
dem Drte, wo ihre Gebäude cataftrirt find, Jemand zu Entrichtung 
der Beiträge aufitellen. An den Brandfchadensbeiträgen wird nie 
ein Rückſtand gejtattet. Bei Guntungen hat der Güterpfleger die 
Beiträge fogleih und ohne Anfrage zu entrihten; auch haben die 
Beiträge das Vorzugsreht in I. Glaffe. 3) Die eingegogenen Gelder 
bat der Steuereinbringer dem Amtspfleger zu überliefern, welcher 
dafür auf einem befondern, mit dem Einzugsregifter zu entwerfenden, 
oder auf dem allgemeinen Steuerlieferungsichein quittirt. 4) Für 
die Fertigung der Einzugsregijter zahlt die Brandverfiherungscafie 
/, fr. auf jedes Haupt und Nebengebäude, deren Zahl von 10 zu 
10 Jahren (legtmald 1848) berechnet wird; für den Einzug und die 
Eintieferung 1 fr. von jedem Gulden der wirftihen Umlage, ohne 
Unterfchied, ob der Betrag wirklich baar oder durch Abrechnung ges 
liefert worden, welche Vergütungen an die Gemeindepflegen geleiftet, 
und wobei dann den Gemeinderäthen überlaffen wird, diefe Gebühren 
dem Steuereinbringer zuzuweiſen oder diefen fonft zu entſchädigen; 
fie werden an der Ilmlage, dur die fie veranlaßt wurden, ohne 
befondere Anweifung und Befcheinigung gegenüber von der Haupt: 
caffe in Abzug gebracht. 9) 

1) Brandfchadensverficherungsorbnung vom 17. December 1807. $. 19. 20. 


K. Verordnung vom 21. Juni 1819. $. 22. 23. Min.VBerfügung vom 
9. Det. 1828. Rgbl. ©. 791. 


2) Einzug und Ablieferung durh den Amtspfleger. 


$. 251. 


Zu dem Behufe des Einzugs der in den Gemeinden fallenden 
Beiträge durch die Amtöpfleger iſt 1) gleich nad Fertigung des örts 


_ 326 — 


fihen Einzugsregifterd auf den Grund des legtern der Betrag der Um⸗ 
lage, fowohl nah dem Gatafteranihlag, als in der durch tie volle 
Berehnung der Bruchkreuzer fich ergebenden wirflichen Summe, neben 
Abrechnung der gejeglicben Vergütungen für Gatafterrevijion, Eins 
zugsregiſter und Ablieferung von der wirflihen Umlagefumme — dem 
Dberamt von jedem Schultheißen anzuzeigen. Das Oberamt hat 
aus den Anzeigen jämmtlicher Schultheißen die Umlageurfunde 
für den DO beramtöbezirf nad vorgefchriebenem Formular!) auszu— 
fertigen, worin für jede Gemeinde die Summe der Umlage auf 
ſämmtliche in ihr befindliche Gebäude und die Summe der oben er— 
wähnten, von der Umlage in Abzug fommenden Bergütungen, nebft 
der Vergütung des Amtöpflegerd und dem hienach fich ergebenen 
Reinertrag au erfehen ift. Diefe Urkunde ift dem Amtspfleger, 
als Obereindringer der Brandſchadensverſicherungohauptcaſſe, ans 
ftatt eined Einzugsregiſters zuzuftelen. 2) Die von den Steuer: 
einbringern geſchehenden Lieferungen an Brandfcadensdgeltern hat 
der Amtepfleger in diefed Einzugsregiſter einzutragen und von jenen 
beurfunden zu laffen, worauf daffelbe eine Beilage der Amtspfleg— 
rechnung bildet. 3) Sobald ein größerer Theil der Gelder ein» 
gegangen ift, hat der Amtspfleger folde, wofern ihm nicht Zahlungs— 
anweiſungen auf dieje Gelder zukommen, an den Brandſchadens— 
verfiberungshaupteaflter unter der Aufſchrift „Brandentſchädigungs— 
gelder“ unfranfirt einzufenden; hat er aber Zahlungen geleiftet, To 
find die Drittungen dafür einzufenden. Verſäumniſſe in dieſer Ab— 
lieferung fönnen die Abjendung eines Preſſers von Eeiten des 
Hauptcafjiers zur Folge haben. Mit der legten Lieferung bat der 
Amtöpfleger die Abrechnung über ſämmtliche Gelder unter Anſchluß 
der von dem Hauptcafjler für die einzelnen Lieferungen ausgeitellten 
Interimsquittungen in zwei (Sremplaren einzufenden, wovon eines 
dem Amtspfleger zum Beleg feiner Rechnung zurüdgeht. 4) Für 
dieje Bemühungen zahlt die Brandverfiherungseaffe ', fr. von jedem 
Gulden der gefammten Umlage an die Amtspflege, und dem Amts— 
verfammlungsausichuß bleibt überlafen, dieſe Vergütung unmittels 
bar dem Amtspfleger zuzuweiſen oder dieſen fonft zu entichädigen ; 
fie wird von den Umlagegeldern ohne bejondere Anweiſung abs 
gezogen. 2) 
1) Enthalten in dem Nefeript vom 9. Det. 1818. Rgbl. ©. 789. 


2) Branpfchadensverfiherungsordnug $. 19. K. Brdg. vom 21. Juni 1819. 
$. 22. Refcript vom 9. Det. 1828. Rgbl. ©. 789. und vom 12. Juni 1829. 
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S. 258. Min.Berf. vom 9. Dct. 1828. Ueber die Gebühren der Amts- 

pfleger für die Ausbezahlung der Gntfhäbigungsgelder, welche auch von 

eo der Brandverficherungshauptcafle bezahlt werden, ſ. Min. Verfügung vom 
168. Mai 1848, Rgbl. ©. 233. 


Bweite Abtheilung. 


Amtskörperſchafts- und Gemeindefteuern. * 


8. 255. 


Wenn zu Erreihung der oben dargeftellten Zwede und Auf- 
gaben ter Körperichaften die biebei fülligen Einnahmen und die 
Einkünfte aus dem Vermögen nicht zureichen, fo ift die gewöhnliche 
Folge, daß tie Körperfchaftsgenoffen zu Leiftungen hiefür beigesogen 
werden. Die Grundfäge, nad welden ſolche Leitungen auferlegt 
werden (Steueriyjtem) find bier darzuftellen zunächft nach der Unter— 
fheivung von ©eldreihungen Ceigentlihe Steuern) und von Dienft« 
leiitungen (Frohnen). Daß diefe Grundſätze, unter durchgängiger 
Einſchraͤnkung des Selbjtbejtimmungsredtes der Körperfhaften in 
der Hauptfache durch die Geſetzgebung gegeben find, ift aus der 
Fürforge Ted Staats für die rechtsgemäße Gleichheit der Staats— 
bürger in allen öffentliden Verhältniffen und aus dem Zufammens 
hange mit dem Staatöfteuerweien zu erklären. 


I. Steuern im politifhen Gemeindeverband. 
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Die vorkommenden und gefeglich zuläffigen Steuerarten find 
i) indirecte Auflagen, welde nad gewiffen Tarifen bei 
Hervorbringung oder Verkauf von Gegenjtänden des Vers 
brauchs, je nad dem Umfang der legtern, erhoben werben. 





—— 


»GEine geſchichtliche und kritiſche Darftellung dieſes Steuerweſens bis wor bie 
neuere Geſetzgebung (1849) habe ich in der Tübinger Zeitſchrift für 
Staatéwiſſenſchaft 1848. 3. Heft gegeben. 
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2) Verſonalſteuern — welche unabhängig von Vermögen und 
Einkemmen den Gemeindegenoſſen auferlegt find — die Bür— 
ger⸗, Beiſitze und Wohnſteuer. — Dieſe beiden Arten Haben 
das Beſondere, daß die Erhebung und die Größe derſelben 
nicht abhängig gemacht iſt von dem jeweiligen Zuſchußbeduüͤrf⸗ 
niffe der Gemeindefaffe, fondern daß fie vorweg als ftehenve 
Einnahmen betrachtet werden, wogegen 

3) die dDireeten Steuern in der Summe, wie der gefeplich 
feftgeftellte Bedarf der Körperichaft ed erheifcht (3. Theil) auf 
das gefeglih ihm unterworfene Bermögen und Einkommen, 
nach feiten Normen ausgetheilt, umgelegt werden. 


1) Indirecte Befteurung. 
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Mit der Einführung des Umgelds als einer allgemein gleichen 
Staatsauflage durch das Gejeg vom 1. October 1804 ward nicht 
nur den Semeinden, welche durch Zagerbücher oder befondere Ber: 
ordnungen und Entjcheidungen oder den frühern wohlhergebradten 
Beiigitand zum Bezug einer gewiffen Abgabe von Getränken beredy- 
tigt waren (vergl. $. 6.), dieſer Bezug vorbehalten, in der Folge 
aber nad einem mehrjährigen Durchſchnitte in eine fefte Jahresrente 
aus der Etaatsfaffe, die dann das ganze Umgeld bezog, verwans 
delt; fondern e8 ward auch den Gemeinden, in welden die Freiheit 
vom Umgelde ſich erhalten hatte, zuerft unbedingt eine Vergütung 
zugeftanden, 8) fpäter aber eine Entihädigung nur noch für den Fall 
gereicht, wenn fie diefe Freiheit durch ein fpezielles Privilegium oder 
unter lüjligem Titel erworben hatten. 2) Diefe Renten bilden hie- 
nach ein bleibendes Einfommen und nehmen die Natur eines Grund— 
ftodstheild an, daher auch im Falle ihrer Ablöfung, die von der 
Etantöverwaltung angeftrebt wird, die Abfaufsfunme als Grundſtock 
zu behanteln ift. — Wie dieſe Abgabe urfprünglih auf der Erzeu— 
gung und dem Berbraud innerhalb der Gemeinde Laftete, fo erhiels 
ten einzelne Gemeinden durch befondere fürftlihe Bewilligung (daher 
Detroy) das Recht zum Bezug einer dem Zoll ähnlichen Abgabe 
von Verbrauchögegenftänden, weldhe in einer Gemeinde eingeführt 
werden ($. 6.), namentlid von Wein, 3) worin die Geſetzgebung 
bis jegt nichts geändert hat. Die früher zweifelhufte Frage aber, 4) 
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ob und unter welhen Beftimmungen einer Gemeinde das Recht zum 
Bezug einer Berbraudsfteuer new eingeräumt werben fönne, 
ift jegt dahin entfchieden, daß die Einführung einer ſolchen Steuer 
zu Gunſten einzelner Gemeinden nur im Wege der Gefeggebung 
(mithin unter ftändifcher Zuftimmung) gefchehen kann. 5). 


1) Verordnung vom 12. Nov. 1805. $. 31. Sie beftand aus '/, des Reins 
ertrags ber in der beireffenden Gemeinde fallenden Abgabe. 


2) Verordnung vom 30. Auguft 1816. 


3) Ginlaßgeld, Heiner Zoll, Marktzell ıc., woven jedoch die Gebühren 
($. 184.) für Benützung öffentlicher Ginrichtungen 3. B. des KRaufhanfes 
zu unterfcheiden find. Außer Wein unterlagen Salz, Leder, Früchte und 
Anderes biefer Abgabe. 

4) Der Streit entftand aus Anlaß der Einführung einer Bierauflage in 
Stuttgart, anf welche mehr von der Staatsregierung, als von den Stadt⸗ 
behörden gedrungen wurde, um Mittel zu Ausführung mancher fehlenden 
öffentlichen Ginrichtungen zu gewinnen, und endete mit Aufgebung dieſer 
Steuer. 


5) Geſetz vom 6. Juli 1849. Art. 30. — Gegen eine ſolche Verbrauchsfteuer 
läßt fih im Allgemeinen einwenden, 1) daß fie willführlih und ohne Be— 
ziehung auf das Ginfommen des Ginzelnen bei Gegenfländen bes ges 
meinen Lebensbedürfniſſes vorzüglich die ärmere Glafie trifft. 2) Daß, 
wo fie einmal eingeführt, fie auch dann nicht aufgegeben werben will, 
wenn die notbwendigen Ausgaben eine foldhe Beihülfe weniger mehr fors 
dern, daher dann leicht Verfchwentung im Haushalt ber Gemeinde. 
3) Daß ſolche Steuern zu Defraudationen reizen, daher auf die Sittlich⸗ 
feit übel einwirken. 4) Daß fie, je nachdem fie auf Gegenfländen ruhen, 
geſundheitoſchaͤdliche Berfälfchungen im Intereffe der Umgehung ber Ab: 
gabe veranlafien. — Ungeachtet dieſer, bei forgfältiger Auswahl ber zu 
beftenrenden Gegenſtände und vorfichtigen Vollziehungsvorfchriften ſehr 
zu vermindernden Nachtheile, kann eine ſolche Steuer unter Umftänden, 
namentlich bei fchon weit getriebener Steigerung ber birecten Umlage, 
zwedmäßig feyn, wie namentlich in größern Städten, bie durch ihre Lage, 
Ginrichtungen ꝛc. zu einem lebhaften Verfehr von Fremden Anlaß geben, 
hiedurch eine nicht ungerechte Zuziehung der leptern zu dem zugleich für 
das allgemeinere Intereffe gemachten Aufwand bezwedt wird, während ges 
rade da, wo bie directe Befteurung vorzüglih auf Gebäuden und Gewers 
ben ruht, für jene in gewifier Beziehung ein begränzteres Maß eingehals 
ten werden muß; überhaupt fann die directe Beftenrung auch nicht wills 
kührlich ausgedehnt werben. Die Aufihtsbebörde hätte aber dahin zu 
wirken, daß die Städte ſolche Steuern nicht zur Störung des allgemeinen 
Derfehrs benügen, daher 3. B. der Durchgang und die Ausfuhr frei feyn 
müßte, und daß diefelben mit dem Staatsabgabenwefen nicht in Conflict 
fommen. 
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2) Perſonalſteuern. 
6. 258, 


Als Befteurung der jedem Gemeindegenoffen gleihmäßig zus 
ftehenden Bortheile des Gemeindeverbandes („Trieb und Trott, Weid 
und Waſſer“) unterlag das Bürgerrecht ſchon ſeit Jahrhunderten in 
vielen Gemeinden einer directen Befteurung durch Aufnahme eines 
gereiffen Anſchlags in das DOrtscatafter, in andern aber einer uns 
veränderlihen jährlihen Abgabe, für welche fpäter ein gejeglicher 
Tarif aufgeftellt wurde, wonach diejelbe in ven vornehmjten Städten 
des Landes 2 fl., in den andern Städten 1 fl. 30 fr., in Fleden 
und Dörfern 45 fr. bis 1 fl. betragen jollte.!) Für diefe Bürs 
gerfteuer gelten nunmehr folgende Beftimmungen: 1) Eie ift zu 
entrichten von allen activen Bürgern und Beifigern in gleicher 
Größe, ohne daß namentlih zwiſchen eingebornen und neu aufges 
nommenen unterfchieden werden darf. 2) Die Wittwe eines activen 
Bürgers oder Beifigerd ift nur zum hälftigen Betrag diefer Abgabe 
verpflihtet.3) Im gleihem Maße unterliegen ihr diejenigen Bürger 
und Beifiger, welche außer dem Gemeindebezirk einen feiten Wohnſitz 
nehmen (zur Recognition des Bürgerredhtd), während ortsabweſende 
Wittwen hienach zum vierten Theil der Abgabe verpflichtet find. 9) 
Für den Anfag ver Steuer gilt der Anfang des Rechnungsjahrs 
als Termin, fo daß bei den im Laufe deijelben eintretenden Ver— 
Änderungen durch intritt und Austritt von Bürgern weder ein 
theilweifer Antag, noch eine Verminderung ftattfindet.5) 2) Ahr 
Bezug ift unabhängig von dem Beftchen eined Defizit der Ge— 
meindeeinfünfte. 9) 3) Ihre Größe richtet ſich zunächft nach dem 
in jeder Gemeinde gejeglich beftehenden Herkommen, wobei es fein 
Verbleiben haben foll, bis im gefeglihen Wege eine Abänderung 
defielben beliebt wird. 9 In diefer Beziehung iſt a) der Gemeinde: 
rath mit Zuftimmung des Buͤrgerausſchuſſes eine DBerminderung 
oder gänzlihe Aufhebung der Steuer zu beſchließen berechtigt, 8) 
während b) zu einer Erhöhung derjelben außerdem, zwar nicht nad 
einer ausdrüdlihen Gefegesbeftimmung, aber nad den ſchon vor 
der neuen Geſetzgebung beftandenen Grundſätzen und nach dem Geifte 
der legtern, wie nach Borausjegungen, welde bei der Berathung 
des Bürgerrechtsgefeged gemacht wurden, ) die Genehmigung der 
Staatsbehörde erforderlich ift. 
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Vebrigens dürfen die Gemeindegenoffen außer diefer Steuer und 
der etwa ftatt der Frohndienſte eingeführten Geldauflage ($. 272.) mit 
feiner jährlichen ‘Berfonalabgabe zur Gemeindefaffe belegt werden. 19) 


1) Gen.Refr. vom 19. April 1728. Comm. Ordg. V. 8. 

2) Bürgerrechtsgefeg Art. 63. 

3) Daſelbſt. Den Wittwen find nach Analogie der Wohnfleuer ($. 259.) 
andere felbittändig lebende Frauensperjonen gleichzuſetzen. 

4) Daf. Art. 65. 

5) Erlaß des Minifteriums des Innern vom 1. Dec. 1828. 

6) Comm. Ordg. V. 8. 

7) Bürg.R.Gef. Art. 63. 

8) Berw.Gpict $. 53. 

9) Ständ. Verhandlungen 1827, drittes außerord. Beil.Heft ©. 39. Den 
Grundfägen eines gerechten Steuerfyitems, welche die Beftenrung nur im 
Derhältniß zu Vermögen und Gintommen verlangen, ijt jedenfalls ein 
mäßiger Betrag diefer Steuer allein angemeflen, fofern dieſelbe den 
unbegüterten Bürger gleich dem begülerten trifft; fo ift fie aber auch in 
dem engen Berbande der Gemeinde, welche innerhalb eines gewifien Kreiſes 
Jedem gleiche Vortheile bietet, der Gerechtigkeit gemäß. — Aus dieſen 
Gründen wird die in dem Minifterialerlaß vom 30. Nov. 1845 auf ben 
Grund des beitimmten Inhalts der Comm. Ordg. a. a. O. verneinte 
Frage, ob eine Grhöhung diefer Stewer über die daſelbſt befiimmten Süße 
rechtlich zuliffig fey, überhaupt unpraftifch feyn. j 

10) Bürg.R.Gef. Art. 63. letzter Satz. Unter diefem Verbot find kirchliche 
Auflagen ($. 269.) und örtlich herfömmliche Perfonalbeiträge am Feld— 
und Waldſchützen, Nachtwächter, Hirten ıc. nicht begriffen. Erlaß des 
Min. des Innern vom 10. Jan. 1831. Ergbd. ©. 256. Die legtere Claſſe 
gehört nicht zu den eigentlichen Steuern, weil diefe Ginrichtungen und 
Dienfte ebendamit, daß diefe NReichungen der Ginzelnen befichen, für ge: 
meinfchaftliche Sache der Vetheiligten erflärt und nicht als Gemeindeſache 
im eigentlichen Sinne anerfannt iind. 


$. 259. 


Ein altes Herkommen berechtigte die Gemeinden, von nicht 
ortdangehörigen Einwohnern, welde gleid; den Ortöbürgern an den 
allgemeinen Wohtthaten des Gcmeindeverbands Antheil nehmen, ein 
Beijiggeld zu erheben, für welches in der Folge der jeweilige Betrag 
der Bürgerfteuer als Maßſtab gefeglich beftimmt wurde. 1) An deffen 
Stelle trat jpäter die allgemeine Wohnjteuer, 2) bezüglich welcher 
jegt folgenre Beftimmungen gelten: 1) Diejelbe ift Jeder zu ent- 
richten fchuldig, welder in einer Gemeinde, der er weder ald Buͤr⸗ 
ger noch ald Beiliger angehört, freiwillig oder Berufs halber feine 
felbftjtändige Wohnung nimmt. Selbſtſtaͤndige Frauensperfonen 
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bezahlen den hälftigen Betrag dieſer Abgabe.s) 2) Befreit find 
bievon (nah Aufhebung der Freiheit der Standesheren und Ritter: 
gutöbefiger) 4) nur noch Unteroffiiere und Soldaten in denjenigen 
Orten, wo fie ded Dienftes wegen ihren Wohnfig haben.5) 3) Der 
Betrag der Wohnfteuer ift demjenigen der in jeder Gemeinde ein— 
geführten Bürgerfteuer gleih 6) und fällt ſomit auch die Wohnſteuer 
da weg, wo jene aufgehoben wird.?) A). Für die Entrichtung der 
Abgabe in einer bejtimmten Gemeinde it der Anfang des Rechnungs» 
jahre, wie bei der Bürgerfteuer, entſcheidend. 8) 

1) Gen.Refer. vom 4. Aug. 1717. Comm. O. V. 8. $. 3. 

2) Zuerft durch Berordnung vom 8. Jan. 1800 als vorübergehende Beihülfe 
für die belafteten Gemeinden, fobann verlängert je auf 10 Jahre durch 
Gefjege vom 19. Aug. 1808 und 6. Nov. 1818, bis das Bürgerrechtsgefeg 
von 1828 fie zur fichenden Abgabe machte. 

3) Bürgerrechtégeſetz Art. 12. 

4) In Folge ihres Gintritts in den Gemeindeverband und ihrer allgemeinen 
Gleichſtellung mit den andern Gemeindegenofien durch das Geſetz vom 
18. Juni 1849. 

5) Bürgerrechtögefeg Art. 12. Hieher gehören auch nach landſtändiſchen Vers 
bandlungen 1828. 2. H. ©. 314. die Landjäger. Dagegen ift die in 
frühern Gefegen ausgefprochene Freiheit der (Lands) Invaliden und Berg⸗ 
leute weggefallen. 

6) Bürgerrechtsgeſetz Art. 12. 

7) Landſt. Berh. a. a. O. 

8) Erlaß des Minifteriums des Innern vom 1. Dec. 1828. 


3) Directe Befteurung. 


$. 260. 


Die regelmäßige Art der Deckung der Gemeindebedürfniffe, for 
weit der Ertrag des Vermögens und die vorftehend angeführten vor: 
weg ftattfindenden Steuereinnahmen nicht zureihen, ift die Umlage 
derfelben (Gemeindefhaden) auf dad Vermögen und Einfommen nad 
dem Fuße, wie e8 zunächſt für die Umlage der Staatsfteuer unter 
die einzelnen Eteuerpflihtigen in die Ortscatafter gelegt ift,1) mithin 
zunächſt namentlih auf Grundbefisthum und Gefälle, Gebäude und 
Gewerbe in der Art, daß der Staatsfteuerbetreff jedes ein» 
zelnen Steuerpflihtigen in dem Berhältniffe mit Gemeindeſchaden 
belegt wird, wie fih die gefammte Staatsfteuer des Ortes aus 
obigen Steyerquellen zu der Summe ded umzulegenden Gemeindes 
defizit verhält;2) fodann auf den Grund der neueften Öejeggebung ?) 
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auch durch Beiziehung des Einfommens aus Eapitalien, Befoldungen 
und fonjtigem Einfommen in einem gefeglich beſonders beftimmten 
Berhältniffe ($. 264.). 

Es iſt indefjen feineswegs nothwendig, daß zu jedem durch die 
Gemeindecaffe vermittelten Aufwande alle diefe Steuerquellen zus 
gleich in Anſpruch genommen werben, vielmehr können einzelne 
Laften, welche nicht jowohl in der gemeinfamen Beitimmung des 
Gemeindeverbandes liegen, ald in dem befondern Bortheile einzelner 
Claſſen der Gemeindegenofjen, 3. B. der Hausbefiger, der Grund» 
bejiger, auferlegt find, nad) feitjtehender örtlicher Gewohnheit und 
Statut 4) oder nah bejondern Beihlüffen der Gemeindebehörden 5) 
augjchließlich oder vorzugsweile auf die diefer Betheiligung ent- 
fprehende Steuerquelle umgelegt werden. 


1) Verw.Edict $. 25. 29. 

2) Es ift fomit das durch die Staatsflenergefepe beftimmte Verhältnig der Be⸗ 
theiligung der obengenannten Steuerquellen an der Gefammtfteuer (Grund: 
eigenthum und Gefälle '%,,, Gebäude 4,, Gewerbe Y%,,) auch bier info: 
ferne maßgebend, als ber Staatoſteuerbetreff für den Gefammtbetrag ver 
Steuerquellen jeder Gemeinde hienach berechnet ift. Vergl. übrigens $. 263. 

3) Geſetz vom 6. Juli 1849. dritter Abſchnitt. . 

4) Bergl. den Art. 2. des Gefehes vom 18. Juni 1849. Hieher gehörte 
z. B. die Sluminationsftieuer in Stuttgart bis fie neuerdings mit dem 
allgemeinen Stabtfchaben vereinigt wurde. 

5) Es wird zu biefen immerhin von ber gefehlihen Regel abweichenden 
Beſchlüſſen Staatsgenehmigung erforderlich fen. — Ginen gefeglichen 
Vorgang bildet die Umlage der Pfandbereinigungsfoften auf Gebäude und 
Güter; ferner die nicht mehr als bindend anzufchende Vorſchrift ber 
Com.O. I. 6. $. 10. 14., wonach der Aufwand auf Schaf: und Pfoͤrch— 
weſen auf die Schafhalter unter den Bürgern, und des Nefcripts vom 
10. März 1716, wonach die Maulwurffangkoften bloß auf die Güter ums 
gelegt werben follen. | 


$. 261. 


Das Recht der einzelnen Gemeinde zu Befteurung der genannten 
Vermögens: und Ginfommensarten beruht bei der erften Gattung 
darauf, daß die fraglichen Objerte und Einrichtungen im (ding 
lichen) Verbande diefer Gemeinde begriffen find, 1) was wieder davon 
abhängt, daß fie innerhalb der Marfung derjelben gelegen find.?) 
Ueber die Ausnahmen hievon, welche im Zufammenhange mit der 
Befteurung für den Staat beftanden (Differenz der Markungs- und 
der Steuergrenze), ift jchon oben $. 211. das Nothige vorgetragen, 
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In zufammengefegten Gemeinden fann, je nachdem ihre Ver— 
hälftniffe geregelt find (III. Theil I. Abth.), der Hauptgemeinde felbft 
für ihre Amlagen ein unmittelbared Befteurungsrecht der im 
Gelammtgemeindeverband begriffenen einzelnen Steuerobjecte zuſtehen, 
was ein gleihmäßiged Steuercatafter für den gefammten Gemeinde: 
bezirf vorausfept, oder e8 fann, wenn die Bedürfniffe der Geſammt⸗ 
gemeinde auf die einzelnen Parzellen vertheilt werden, die Einzeln» 
befteurung lediglich diefen überlaffen ſeyn. 

Das Recht zur Befteurung der Eapitalien und des Einfommens 
fommt für jeden Steuerpflichtigen derjenigen Amtsförperfhaft und 
Gemeinde zu, in welcher derfelbe zu Anfang des Steuerjahrd den 
Wohnfig hat. Hat Jemand in zwei oder mehreren inländifchen 
Gemeinden und Amtöbezirfen feinen Wohnftg, fo theilen fich dieſe 
Gemeinden, beziehungsweife Amtsförperfhaften, zu gleichen Theilen 
in das Beſteurungsrecht.) Wohnt der Steuerpflichtige abwechfelnd 
im Snland und Ausland, fo bat die inländifhe Gemeinde und 
Amtskörperfhaft das Befteurungsredht nur zur Hälfte. In zus 
fammengefepten Gemeinden wird die Befteurung von Eapitalien und 
Befoldungen in dem erften der vorhin genannten Fälfe je nah dem 
Berhältniffe, in welchem die Zwede und Aufgaben des Gemeinde: 
verbandes zwiſchen der Gefammtgemeinde und den Parzellen ver: 
theitt find, gleichfalls zu theilen, befier aber, um Weitläufigfeiten 
zu vermeiden, durch Webereinkunft der Gefammtgemeinde zu übers 
laffen feyn, wenn fon nad dem Verhältnig der Gefammtgemeindes 
toftensumlage das erfaubte Marimum diefer Steuern erreicht wird. 4) 

1) Verw. Edict $. 25. 

2) Berw.Gbict $. 3. 

3) Geſetz vom 6. Juli 1849. Art. 26. 

4) Gefegliche Beitimmungen hierüber fiehen in Ausficht. ©. Nachtrag. 


a) Der Altern Steuerobjecte. 
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Nachdem die in frühern Gejegen begründet gewejene Freilaſſung 
der Güter, Gefälle, Gebäude und Gewerbe des Staates, !) jelbft 
der vom Staate an Privaten verkauften, 2) ferner des Adeld, wele 
chem bei der Zuziehung zur Staatsfteuer nah Aufhebung feiner 
frühern ſtaatsrechtlichen Verhältniffe (daher Neufteuerbarfeit) 
die Freiheit von den „eigentlichen Gemeindelaſten“ vorbehalten wor⸗ 


— 335 — 


den war, 3) in folge der allgemeinen Darchführung des Gemeinde: 
verbandes auf alle Theile ded Staatögebieted weggefallen, nadı- 
dem ferner die in Kirchengefegen begründete Befreiung der Kirchen-, 
Pfarreis und Schulgüter, Gebäude und Gefälle aufgehoben ift, 
naddem ferner Befreiungen, die fih auf frühere ſtaatsrechtliche 
Grundfäge und öffentlihe Einrichtungen gründeten, 4) ohne Ent: 
ſchädigung aufgehoben worden find, foldhe aber, welde der Ger 
meinde oder Amtsförperfhaft gegenüber durch einen läjtigen privat: 
rechtlichen Titel von dieſen bleibend erworben worden find, zur 
Ablöfung gebracht werden mußten, 3) fo beftehen geſetzlich nur noch 
folgende Befreiungen von der Befteurung jener Bermögens- 
beftände für Gemeindezwecke: 

1) alle Gebäude und Grundftüde, welche ihrer Hauptbeftimmung 

nach zu öffentlihen Zweden dienen, ohne dem Eigenthümer 
einen öfonomifchen Nugen abzuwerfen; $) 

2) die in der Krondotation begriffenen 8. Sclöffer fammt den 
dazu gehörigen Gärten und Anlagen. 7) 

3) Die auf Rehnung des. Staats betriebenen Salinen und 
Hüttenwerfe, ſowie der Eifenbahnbetrieb werden zwar nicht 
zu der Gewerbfteuer in der Gemeinde, in welcher der Betrieb 
Statt findet, beigezogen; dagegen haben die betreffenden Ges 
meinden und Amtsförperfhaften das Recht, fowohl die bei 
ſolchen Anftalten befindlihen Gebäude, als aud die dazu ges 
hörende Grundflähe, mag leßtere angebaut ſeyn oder nicht, 
verhältnigmäßig mit Grund» und Gebäudefteuer zu belegen. 9) 

4) Neue bleibende Befreiungen von Amts: oder Gemeindeanlagen, 
oder Averjalbeiträge ftatt derfelben dürfen zwar nicht mehr ein- 
geführt werden. Dagegen fünnen aus befondern Gründen zur 
Beförderung öffentlicher Intereffen zeitlihe Befreiungen von 
Staats⸗- oder Oemeindeanlagen, oder Verminderung der Bei- 
tragspfliht auf die Dauer von höchſtens zwanzig Jahren bes 
willigt werden.) Solche Bewilligungen, welche dem Nachlaß 
einer Forderung gleichjtehen, erheifhen jedenfalls die Zus 
ftimmung des Bürgerausichuffes. 19) 

5) Vorübergehend find die frühern Eremten von einem Beitrage zu 
Zahlungsrüditinden oder zu Verzinfung und Tilgung der vor 
dem 1. Jan. 1849 aufgenommenen oder verwendeten Anlehen 
infofern entbunden: a) als diefer Rüdftand oder diejed An- 
(chen von folhen Unternehmungen oder Laften herrührt, welche 


_ 336 — 


die Eremten ſchon früher für ihr Beſitzthum mitzutragen und für 
ſich beſonders zu beitreiten hatten. Doch muß der Zahlungs 
rüdftand oder das Anlehen aus den letzten zehn Jahren 
(feit 1839) herrühren und es wird auf frühere Jahre zurüd 
eine ſolche Ausscheidung nicht vorgenommen. b) Infoweit als 
die Schulden und Zahlungsrüdftinde aus der Ablöfung von 
Gutslaften herrühren, hat der Befiger eines früher eremten 
Gutes, dem gegenüber diefe Ablöfung Statt fund, nichts beizu- 
tragen ; wie denn auch für die Zufunft, wenn Gemeinden Ger 
fällablöfungsichuldigfeiten auf die Gemeindecaffe übernehmen, 
an diesfallfigen fteuerfußmäßigen Umlagen die Befiger früher 
eremter Realitäten nur infoweit zugezogen werden können, als 
unter jenen aud) Ablöfungsihuldigfeiten für die auf ihren eige— 
nen Gütern gelegenen Laſten begriffen find. 1!) Es find daher 
in den Rechnungen und Etats, wie in den Gteuercataftern und 
Umlageregiftern dieje Betreffe von dem übrigen Gemeindeauf- 
wand abzufondern. Uebrigens iſt auf Befeitigung und Bes 
reinigung dieſes abnormen BVerhältniffes im Wege gütlicher 
Mebereinfunft unter den Betheiligten hinzuwirfen. 12) 


4) Vergl. namentlid Comm.D. IV. 1. $. 1. 3. 

2) Ungeachtet der entgegenftehenden Vorfehrift der Comm.O. V. 1. $. 6. 
nahm die Staatsfinangverwaltung das Recht in Anfpruh, Staatsgüter 
mit Gemeindefteuerfreiheit an Privaten zu veräußern. Doch warb feit 
1821 die Nefolutivbedingung angehängt „bis zum Grfcheinen allgemeiner 
gejeglichen Beflimmungen über die Beitragspflicht folcher Güter zu Ges 

. meindeumlagen.” Trotz vielfaher Beſchwerden der Stände über biefe un- 
gerechte Finanzmaßregel warb erft 1846 bavon abgegangen. 

3) Verordnung vom 27. Nov. 1810. Adelsſtatut vom 3. März 1817 und 
hienach die K. Declarationen über die Verhältniffe des Adels. 

4) So namentlich die in Note 2. erwähnten. 

5) Gefe vom 18. Juni 1849. Art 18. 19. Inſtr. vom 8. Sept 1849. 
Abſchn. VI. 

6) eit. Geſetz Art. 8. Unbebeutende Nebennupungen fommen babei nicht in 
Betracht. Wohl aber find die darin enthaltenen Amtswohnungen öffent 
licher Diener diefen nach $. 263. in die Steuer zu legen. 

7) Daſelbſt. ©. Mohl, Staatsredht. 

8) eit. Gefeh Art. 9. Nah gleichen Grundfägen werben nach ber Finanz: 
Min.Berf. vom 6. Febr. 1850 die — Holggärten behandelt. 

9) Daſ. Art. 20. 

10) Verw. Edict $. 52. Plt. 6. 

411) Geſetz vom 18. Juni 1849. Art. 5. 6. 

12) Inſtr. vom 8, Sept. 1849. $. 30. 
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8. 263. 


Waͤhrend für die auch der Staatsſteuer unterliegenden Objecte 
das zur Interaustheilung ter Etaatöfteuer unter die einzelnen 
Steuerpflichtigen angelegte Catafter ($. 217. 222. 231.) zugleich zu 
Vertheilung der Gemeindeumlagen dient, muß daffelbe hingegen in 
Bezug auf die von der Staatsfteuer ($. 209.), nit aber nad 
$. 262. von der Gemeindefteuer befreiten Objecte zum Zmwed der 
legtern ergänzt werden. Diejelben find daher im Allgemeinen ganz 
nad denjelben Grundfägen und Maßſtäben für das Gemeindefteuer- 
catafter mit Eteuercapital (das in Bezug auf die Staatsfteuerumlage 
nicht gilt, fondern nur fingirt ift) anzufchlagen, t) mit folgenden 
Ausnahmen: 1) Die zur Anlegung von Salinen, Hüttenwerfen und 
Eifenbahnen von Etaatöwegen verwendeten Fläden find nad ihrem 
jegigen Eulturftande, wenn fie aber außer Eultur gefegt wurden und 
foweit fie nicht al8 Area oder Hofraithe zu den Gebäuten gehören, 
mit demjenigen Anfchlag ind Grundcatafter aufzunehmen, ven fie vor 
ihrer Verwendung zu dem gegenwärtigen Zwede hatten, oder, falls 
fie noch nicht cataftrirt waren, ohne die geſchehene Verwendung 
erhalten haben würten.2) 2) Die Amtswohnungen der öffentlichen 
Diener find mit allgemein beftimmten, je nach der Glafje derfelben 
verjchiedenen Anfchlägen in die Förperfchaftlihen Gebäudecataſter 
aufzunehmen, und wenn ein folder Anfchlag für einzelne Diener 
nicht beftimmt ift, fo haben die ®emeindebehörden, unter Zuftimmung 
des Oberamtd, den der betreffenden Dienftfategorie und den fon- 
ftigen Berhältniffen entiprehenden Anſchlag feftzufegen. 3) 

Die Oefammtheit der Gatafterfäge diefer von der Staatsfteuer, 
aber nicht von der Gemeindefteuer befreiten Objecte bildet fofort eine 
zweite Abtheilung des Drtöcatafterd in feinen verfchiedenen Zweigen 
und ihre Summe, mit der für die Interaustheilung der Etaatefteuer 
berehneten Gatafterfumme zufammengerechnet, ift der Gemeinde— 
ſchadensumlage zu Grund zu legen. | 

1) Min. Verf. vom 8. Sept. 1849. $. 23— 29. 
2) Daſ. $. 18. letzter Satz. 
3) K. Verorduung vom 23. Detober 1849. Rgbl. S. 694. Hienach find 
namentlich anzufchlagen: 
a) die Wehnungen der Bezirfsbeamten sc. in . Glafie e. 2425 fl.; 
b) bie der Geiftlichen und Profefloren in den Rand: 
ftäbten, der Inflitutsverwalter, Gaffiere, Poſt⸗ 
meiſter, Boftverwalter ©: « » 0 0 0. . Clafle f. 1600 fl.; 
22 
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. ec) bie ber Prägeptoren, Geiftlichen auf dem Lande, ber Gemeinbe- 
beamten, guisherrfchaftlichen Beamten. . . Claſſe g. 825 fl.; 
d) die der Schullebrr - » 0 LClaſſe k. 350 fl. 
Für die den Aftuaren ıc. eingeräumten Zimmer findet ein Anfag nicht 
Statt. — Diefe Wohnungen, wie aud die als Befoldungs- und Gin- 
fommenstheile einer Stelle verliehenen Gefälle und Güter find daher nicht 
auf den Namen des Gigenthümers, fondern auf ben ber nusnießen- 
den Stelle, deren jeweiliger Inbaber die Steuer zu entrichten hat, zum 
cataftriren. Siehe übrigens dem Nachtrag. 


$. 264. 


Der Gemeindefhaden ift, getrennt von der Staatsftener und 
dem Amtsjchaden, auf die Einzelnen umzulegen, damit jeder Steuer: 
pflichtige feinen Antheil an diefen verſchiedenen Steuern erfennen 
mag. ?) Im Uebrigen ift die Zusiehung fämmtlicher im Gemeinde: 
und Steuerverband begriffenen Steuerobjecte unabhängig von dem 
MWohnfig und von dem Bürgerrecht des Eigenthümers oder Ber 
figerd.2) Der Einzug der Gemeindeumlagſchuldigkeiten gefchieht 
in den vom Gemeinderath zu beftimmenden angemeffenen Zielern. 3) 

41) Eomm.D. IV. 2. $. 1. Verw.Ediet $. 29. 
2) Bürgerrechtsgefep Art. 66. Vergl. wegen ber Ausgefefienen $. 218. 

Note 4. 

3) Verw. Edict $. 29. 


b) Der Gapitalien und Befolbungen. 
$. 265. 


Der Gapitalfteuer für Korperſchafts zwecke unterliegen alle ver: 
zinslichen Eapitalien der Privaten, der Eorporationen und anderer 
öffentlicher und Privatanftalten, mögen folhe im Lande oder aus— 
wärtd angelegt feyn.?) Weberhaupt gelten für Beiziehung zu diefer 
Befteurung ebenfo die oben ($. 246.) bei der Etaatscapitalfteuer 
angeführten Beftimmungen, wie die dort aufgeführten Befreiungen 
von diejer Steuer auch hier gelten, und das Gleiche findet Statt 
bei der Befteurung der Befoldungen und PBenfionen.y — Hiebei 
ift zu bemerfen: 

1) Die Aufnahme der Gapitalfteuer für den Etaat ($. 248.) 
ift zugleich der Befteurung für die Gemeinde zu Grund zu 
legen. Da nun ein Theil, der Capitalien, namentlich die bei 
öffentlihen Caſſen fiehenden, nicht durd Angabe bei der Orts⸗ 
behörde in die Staatsfteuerlifte fommt, fo müffen- dieſe für den 
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(3u $. 265.) 





Einfommen 
von 600 bis 
1200 ft. mit 
einem Anfage 1 | 

von 30 fr. und | 

1 fl. für bie 

erfien 600 fl. 

und einer Zu: | | 

lage von i0fk. | | 

und 20 fr. für ' 

jeves weitere | 

100 fi. 
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Zwed der Gemeindebeſteurung von den Befibern befonders an⸗ 
gezeigt werben. Dieſe Bafjencapitalien find in das Aufnahmer 
protofoll zu verzeichnen und abgefondert von den übrigen Eapi- 
talien zufammenzurechnen ; der Geſammtbetrag der erftern wird 
fodann in der fummarijchen Urkunde am Schluffe beigefügt, in 
dem Einzugsregifter aber die Summe der für die Amtokörper⸗ 
[haft und Gemeinde zu  fteuernden Gapitalien in befondern 
Eolumnen aufgeführt.” 

2) Ebenſo und mit derfelbe  rjchrift wegen befonderer Anzeige 
der nicht für die Stau :euer zu fatirenden Befoldungen 
($. 250. ff.) bildet die Aufnahme der Befoldungen ıc. für 
die Staatöjteuer die Grundlage für die Gemeindebejteurung ; 4) 
e8 haben überdies die Caſſen, welche die Steuer von den nicht 
fatirten Befoldungen erheben, alsbald nah erfolgter Aufnahme 
derfelben den Oberämtern Verzeihniffe hierüber zuzuſtellen. 5) 
Da indefjen folgende beim Staat der Befoldungsfteuer unter: 
worfene Befoldungstheile, nemlih: Güter, Gefälle und Gebäude, 
bei den Gemeinden der Befteurung nad denfelben Grundfägen 
unterworfen find, wie die im Privatbeſitze befindlichen Güter, 
Gefälle und Gebäude ($. 263.), jo find mit Weglaffung diefer 
Gehaltsgenüffe nur tie andern in $. 250. erwähnten Ein- 
fommendarten hier für die Gemeindebefteurung aufzunehmen. ©) 

3) Die Verheimlihung oder zu geringe Angabe eined Capitals: 
oder Einfommenstheild in Bezug auf die Gemeindebefteurung 

“wird, wie binfichtlich der Staatsſteuer, mit dem fünfjehnfachen 
Betrage der zurüdgebliebenen Steuer, bejtraft und fließen diefe 
Strafen in die betreffenden Amts- und Gemeindecaffen. 7) 

1) Wie hier die im Nuslande wohnenden Etaatsbürger vermöge ihres aus: 
wärtigen Wohnſitzes befreit find, fo ift die Befreiung der im Lande woh- 
wenden Ausländer, welche bei ber Staatoſteuer zugeftanden ift, hier nicht 
gerechtfertigt. 

2) Geſetz vom 6. Juli 1849. Rgbl. S. 287. Art. 27. 28. 

3) Daf. Art. 27. und Inſtr. vom 6. Sept. 1849. $. 3. 

4) Daf. 

5) Fin. Min. Berf. vom 11. Oct. 1849. Rgbl. ©. 634. $. 7. 


6) K. Berordnung vom 23. Oct. 1849. Rgbl. ©. 694. $. 4. 
7) eit. Geſetz vom 6. Juli 1849. Art. 27. 


$. 266. 
Der Mapftab, nad) welhem Eapitalien und Befoldungen 
für die Zwede der Amtskörperſchaften und Gemeinden zu befteuern 
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find, ift mit dem Staatswirthfhaftsplane in Zufammenhang gebracht 
und daher einer Chienah wechjelnden) Geſetzgebung vorbehalten. 1) 
Für jest ift hierüber Folgendes beſtimmt: 2) 

1) Die Steuer, welde aus diefen Steuerquellen für die Ge— 
meinde und Amtsförperfhaftzufammen erhoben wer: 
den darf, darf in feinem Falle folgende Beträge überfteigen: 
a) von Gapitalien 3 fr. vom Hundert Capital; b) von Ber 
foldungen 2c.: a) melde 200 fl. nicht überfteigen, 3 fr. vom 
Hundert; 8) welde 300 fl. nicht überfteigen, 6 fr. vom Hun⸗ 
dert; y) bei mehr als 300 fl. bis zu 600 fl. von jedem Hun— 
dert 15 fr., von jedem weitern Hundert bis zu 

1200 fl. je 30 fr., 
1800 fl. je 45 kr., 
2400 fl. je 54 fr., 
3600 jl. je 1 fl. 

4800 fl. je 1 fl. 6 Er, 
weiterhin je 1 fl. 12 fr. 3) 

2) Es darf jedoch diefe Eteuer überhaupt nur erhoben werden, 
wenn in der Gemeinde oder Amtsförperfhaft gleichzeitig eine 
Umlage auf die übrigen directen Steuerquellen ($. 260.) Statt 
findet, und wenn dies der Fall ift, fo darf die Eteuer aus 
Gapitalien und Befoldungen innerhalb der ad 1. beftimmten 
(abfoluten) Grenze gegenüber der Umlage auf die andern 
Steuerquellen das Verhältniß nicht überfteigen, weldes in 
demfelben Amts: und Gemeindebezirke zwilchen der Staats— 
fteuer aus Grundeigenthum, ®efällen, Gebäuden und Ges 
werben und der Staatöfteuer aus Gapitalien und Befoltungen 
Statt findet 4) (relatived Marimum). Die unter legterer be- 
griffene Steuer von Apanagen und Penftonen wird hiebei 
zuvor auf den Betrag ermäßigt, der nah den Normen für 
Befteurung der Befoldungen zu erheben wäre. 5) 

3) Die in Pkt. 1. beftimmten Steuern hat die Amtskörperſchaft 
bis zu einem Drittel, das Uebrige aber die Gemeinde anzu- 
fprehen. Wenn und foweit die Amtsförperfchaft das ihr zus 
ftehende Drittel gar nicht oder nicht vollftändig in Anſpruch 
nimmt, füllt der Mehrbetrag der betreffenden Gemeinde zu.6) — 
Die Berechnung diefer Steuer ift tüchtigen Gejhäftsminnern 
zu übertragen und von den Oberämtern zu prüfen. Die Be 
lohnung der erjtern ijt zwifihen Amtöforporation und Gemeinden 


3) 
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nach dem Verhältniffe des Antheild an diefen Steuern zu vers 
theilen. 

Die Steuer wird von dem Ortöfteuereinbringer eingezogen und 
der Amtsförperfchaftöbetreff Davon der Amtspflege abgeliefert. 


1) Geſetz vom 6. Juli 1849. Art. 27. Der hienach feitgefegte Tarif für bie 


Gemeindebefleurung ift wejentlih im Hinblid auf die gegenwärtige hohe 
Staatsbefteurung von Gapitalien und Befoldungen feitgefiellt, daher bei 
einer Aenderung der letztern wohl auch einer Reviſien zu unterwerfen. 
©. Note 4. Doch follte durch das Gefep vom 29. Juli 1849 mindeftens 
noch ausgedrückt werden, daß bie Beiteurung biefer Quellen der Gemeinde 
zufiehe, wenn auch die Staatsfteuer aus einer oder ber andern biefer 
Stenerquellen aufgehoben würde. Sigung 184. ©. 4809. der Abgeordneten: 
fammer von 1849. : 


2) Gefeg vom 29, Juli 1849. Rgbl. ©. 345. Inftruftion hiezu vom 


3) 


6. Eept. 1849. Rgbl. ©. 546. 

Die Reſolvirung hiezu in beiliegender Tabelle. In der Feſtſetzung dieſer 
Beträge war man durch die Höhe der Etaatabefleurung beichränft; fonft 
wäre namentlich das Befoltungefteuermarimum zu nieder gegriffen, doc) 
darf wohl dabei beachtet werben, daß diejenigen Beamten, die ihren 
Mohnfig an Orten mit großen Gemeindeumlagen ıc. haben, beshalb bes 
fhwert wären, weil die Wahl des Mohnfiges Feine freiwillige if. 


4) Ein beftimmtes Verhältniß zwifchen ver Umlage auf bie alten Steuer: 


quellen und ber Beiziehung von Garitalien und Befoldungen sc. zu ben 
Gemeindelaſten mußte nothwendig feitgefegt werten, damit die legtern mit 
dem gefeglih erlaubten Betrage (Pkt. 1. oben) nicht außer Verhältniß 
zu andern Eteuerpflichtigen beftenert werben. Diefes Berhältnig wäre 
aber richtig beftimmt, wenn das Verhältniß der Staatsfteuer zwifchen 
beiderlei Glafien von Steuerquellen richtig wäre, wie es befanntlich nicht 
if. Mit Aenderung diefes Verhältniffes muß aber auch das Verhältniß 
in ber Gemeindebefteurung fi ändern und bedarf daher dann einer gleich: 
zeitigen neuen Regulirung. Nähere Grlänterung über obigen Satz f. in 
Note 6. — Zu der Staatefteuer aus Gapitalien ift hiebei auch diejenige 
zu rechnen, welche Ginwohner des Bezirks und der betreffenden Gemeinde 
aus Gapitalien bei öffentlichen Caſſen zu zahlen haten, und zur Staats: 
feuer aus Befoldungen die, welche von der Staatscaffe unmittelbar durch 
Abzug erhoben wird. 


5) Weil die Gründe für die außerordentlich hohe Beſteurung dieſer Ein- 


6) 


* Fommensarten zur Staatscaſſe gegenüber ber Gemeinde nicht zutreffen, 
gegenüker von welcher der Penflonirte ze. in demfelben Verhältnifie ift, 
wie der Befolbete ac. 

Diefe Vertheilung zwifchen Amtscorporation und Gemeinde ift eine will: 
führlihe und befchränft das Steuerrecht der erftern namentlich da zu fehr, 
wo viele Laſten, die an fich der einzeluen Gemeinde obliegen, auf bie 
Amtscorporation übernommen find. — Das Berfahren bei Ausmittlung der 
Steuer auf Eapitalien und Befoldungen muß nach Dkigem folgendes feyn: 
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“ 4) Zuerſt muß ermittelt werben, was am biefer Steuer die Amts— 
corporation in Anfpruch nimmt: Es beirage 
ber Amtefhaden » © » 2 2 2 2 0 0 200 0. 10,000 fi, 


die Staatsfteuer bes — aus den alten 
Steuerquellen . . . 0. 30,000 fl., 

die Staatscapitalftener De — Oberaui⸗ .» .. 5,008 fl., 

die Befoldungsfteuer vesgleihen . » » 2 0... 2,500 f|l., 


37,500 fl., 
fo fommt von 10,000 fl. Amtsfchaben auf Capitallen 1,333 fl. 20 kr., 
Befoldungen 666 fl. 40 Fr. 


Da nun das Marimum der Gorporationscapitalftener (dermalen 
zum Staate 15 fr. von 100 fl., alfo '/; bievon) 1000 fl. und hie: 
ven ', der Amtscorperation gebührt mit 333 fl. 20 fr., fo darf fie 
jedenfalls und höchſtens dieſe Summe in Anſpruch nehmen und fommt 
der Gemeinde hievon nichts zu gut. Gbenfo ift es bei ver Be 
foldungsfteuer, wenn das nad Pkt. 1. oben zu berechnente Maris 
mum ben Betrag von 666 fl. 40 fr. nicht erreicht oder überfteigt. 


Es ſey aber der Amteſchaden nur 2000 fl., fo fommt 
auf Gapitalien. . . - . . 266 fl. 40 Fr. 
und fällt fomit an bem Drittel * Kalender 
ration a 333 fl. 20 fr., weil ihr Betreff 
das oben berechnete Berbältnif nicht über: 
fleigen darf, der Gemeinde u . . . . 656 fl. 40 ir. 
oder im Ganzen '%. 


Sn dem ad 4. oben enihaltenen Sage ift zugleich aber aus: 
gedrüdt, daß die Amtscorporation, auch wenn ſie Amtsfchaden um: 
legt, auf ihren Betreff an Capitals und Befoldungsiteuer zu Gunften 
der Gemeinden Im Interefie der Gefchäftsvereinfahung ganz ver: 
zichten kann. S. Motive zu dem Gef,Entw. 1. Beil.Br. S. 876, 
wodurch jeboch diejenigen au von ben Amtsfoften befreit würden, 
welde in Gemeinden wohnen, die feine Gemeindefchadensumlage 
haben. 


2) Geſetzt nun, in ber Gemeinde A. er 
ber Gemeindefhaten . .» » . een 500 fif., 


die Staatsſteuer aus den alten Steuerquellen. . . 1000 fl., 
aus Gapitalien (wobei die Steuer aus den bei öffent: 
lichen Caſſen ſtehenden Gapitalien ber Ortseinwohner 





hinzuzurechnen M) .» . 2 20. ; . 50 fl., 
16 1) > ee 25 fl., 
1075 fl., 


fo fönnte nach Berhältnig auf Bapitalien gelegt werben 23 fl. 16 Er., 

Befoldungen . . . . 11fl. 38 Er, 

Die Gemeinde darf aber von der Gorporationsfteuer von Gapis 
talien nur in Anfpruch nehmen 
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4, vom Marimalbetrag von 10 fl. mit . . . .  6fl.40 Fr, 
und in dem zweiten ad 1. angenommenen Falle ein 

weiteres Fünftel von dem Drittel der Amts: 

eorporation mE oo 0 2 0 ne 40 fr., 


7 fl. 20 fr., 
was auf bie Gapitalfummen zu repartiren ift und woran es (bei oben 
voransgefegten 20,000 fl. Eapitalien) das 100 träfe 2 fr. 1', Hl. 
oder den Gulden Staatscapitalitenr . . ... 8. 4, hl. 

Gefegt aber, unter übrigens gleichen Steuerverhältniffen wäre 
der Gemeindeſchaden nur 100 fl., fo könnte 

auf Bapitalien überhaupt nur flommen . . . . Af. 30 Fr, 

auf Befoldungen . . . re 5 er 
und fönnte fomit bie Gin nit. nur — das von ber Amte⸗ 
corporation übrig gelafiene Y,, ſondern nicht einmal ihre vollen 
4, mit 6 fl. 40 fr. an Bapitalftener, fondern nur die oben beredy« 
neten 4 fl. 39 fr. oder per 100 fl. 1 fr. 2, Hl. anſprechen. 

Würde fih das bei jedem Ginfommen zu berechnende und dann 
zu fummirende Befolbungsflenermarimum in der Gemeinde etwa 
auf 4 fl. berechnen, fo fönnte die Gemeinde im legtern Fall ftatt 
1 fl. nur 35 fr. anfepen, und fo herunter in biefem Verhältniſſe. 
Vergleiche hiemit die Grläuterungen und Tabellen bei der cit, Ins 
firuftion. 

3) In dem Ginzugeregifter, das über die Staatscapital: und Beſoldungs⸗ 
feuer gemacht wird, find mweitere Mubrifen für die von Amtskörper⸗ 
[haft und Gemeinde zu erhebende Steuer anzufügen und es erhält 
der DOberamispfleger vom Oberamt ein Verzeichniß des von jeder 
Gemeinde zu erhebenden Betrags für die Amtskörperfchait. 


$. 267. 


Die Steuer aus Gapitalien und Bejoldungen wird übrigend 
formell gleich den indirecten und Berfonalfteuern infofern behandelt, 
als dieſelbe unter die etatmäßigen Einnahmen nad) einer auf den 
Betrag vorangehender Jahre ſich flügenden Schätzung, jedoch nur 
in dem Halle aufgenommen wird, wenn überhaupt eine Umlage zu 
machen ijt.!) Der nah Abrebnung auch diefer Einnahmen fid 
ergebente Abmangel bildet fodann, wofern eine andere Dedung 
nicht gefegmäßig beſchloſſen wird, die auf die Staatsfteuer aus 
Grundeigenthum, Gefüllen, Gebäuden und Gewerben (vergl. $. 263.) 
umjulegende Gemeindefteuer. 


1) Inſtr. vom 6. Sept. 1849. $. 2. Es ift dies eine nicht begründete Vor⸗ 
Schrift, da erfi ber Abſchluß des Etats die Nothwendigkeit und Größe einer 
Umlage ergibt und an biejer fofort der Antheil jener Steuerquelle ermittelt 
werben kann. 
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II. Amtscorporationsfleuern. 


8. 268. 


Die Amtsförperfchaft erhebt den mittelft Steuer aufzubringenden 
Abmangel ihrer Einnahmen lediglich im Wege directer Befteurung, 
zunäcft mittelft verhältnigmäßiger Beiziehung der apitalien und 
des Einkommens in Beloldungen 2c. der Bezirfdeinwohner innerhalb 
der hiefür geftedten Grenzen ($. 266.), ſodann mittelft Umlage 
auf das hiezu gleihmäßig beſtimmte Staatsjteuercatafter in Grund: 
eigenthum, Gebäuden, Gefüllen und Gewerben, nebjt dem Gatafter 
der unter denjelben Grundjüigen, wie bei den Gemeinden ($. 263.), 
nah den für das Dberamtscatafter beftehenden Borfchriften 
eingeihägten ftaatsjteuerfreien, aber corporationsfteuerpflichtigen Ob— 
jecte dieſer Art.) Auf vdiefelbe Weile wird fofort die Summe der 
zur Vergleihung unter den Gemeinden des. Bezirfd geeigneten Leis 
ftungen der letztern (III. Theil I. Abth) vertheilt. 2) 

Uebrigens fommen bei diefer Umlage nicht unmittelbar die ein— 
zelnen Steuerpflihtigen in Betracht, fondern diefelbe erfolgt mittel: 
bar auf die einzelnen im Bezirke verbundenen Gemeinden nad 
Nerhältniß ihrer vorhin benannten Gatafterfummen, jo daß jede 
Gemeinde ald Schuldnerin des ihr zugejchiedenen Betreffd an Amtes 
Ihaden und Amtsvergleihungsfoften erfcheint. 

Beides wird fonah auf die Gemeinden umgelegt, tie Umlage 
vom Oberamt geprüft und ausgejchrieben und der Betreff von den 
Ortsjteuereinbringern zur Amtspflege geliefert. 3) 

1) Stenerinfir. vom 6. Sept. 1821. $. 10. Verf. vom 8. Eept. 1849. 

$. 11— 22. 


2) Verw. Edict $. 85. 
3) Gomm.D. V. 10. $. 10. Verw. Edict $. 80. 


III. Steuern der Kirchengemeinde. 


$. 269. 


Bei Kirchengemeinden fommt 1) zunächſt die Art der Ver— 
theilung kirchlicher Koften zwifhen mehreren Firchlich vereinigten 
Körperfchaften in Betracht. In diefer Beziehung ift a) bejtimmt, 
dag, wo nicht Vergleih und unfürdenklihes Herfommen etwas Ans 
dered bejtimmen, an der Aufzugsfoftenvergütung eines Dekans 
($. 134.) die Stadt oder der Drt, wo derfelbe zugleih Pfarrer ift, 
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die Inveſtiturkoſten allein und an dem Uebrigen , übernehmen, 
während die übrigen 7, auf die zur Diöcefe gehörigen Orte nad 
dem Steuerfuße vertheilt werden follen.!) b) In Berug auf die 
Vertheilung der Kirchengemeindefoften zwifchen Pfarrorten und zus 
gehörigen Filialien entfcheiden wieder zunächſt Herfommen und Ver: 
fräge 2) und es gehört dahin aller Aufwand für gemeinfame kirch— 
liche Bebürfniffe, welcher nicht vermöge befondern Nectstiteld einem 
Theile der Kirchengemeinde ausſchließlich obliegt (vergl. $. 140.). 
Im Streitfalle gefhieht die VBertheilung der Koften nach dem Maß— 
ftab ver Bamilienanzahl jedes zur Pfarrgemeinde gehörigen Drte, 3) 
2) Bezüglich der Umlage der hienady die einzelnen Drte treffenden 
Kirhenfoften auf die einzelnen Kirhengemeindeangehörigen be— 
fteht eine allgemeine gefeglihe Beſtimmung nicht; foweit aber die 
Koften nicht auf die (bürgerliche) Gemeinde übernommen (III. Theil 
I. Abt.) und mithin nöthigenfalld nad dem gewöhnliden directen 
Steuerfuß aufzubringen find, werden diefelben felbjt wieder nad) dem 
Eteuerfuße, ſehr häufig aber auch herfümmlicherweife im Wege der 
Perfonalbefteurung nah dem Maßſtab der Ehen, oder überhaupt der 
felbjtjtändig Lebenden, mit Begünftigung der Wittwen und allenfallg 
mit einiger Rüdfiht auf die Steuerfühigfeit durch Aufftellung zweier 
Glafjen nah allgemeinen Merkmalen, 3. B. Führung eines Pflugs, 
Belig eined Aders im MWinterfeld u. dergl., aufgebradht. Dieſe 
Vertheilungsweiſe entipribt an ſich ter Gerechtigkeit, infofern der 
Genuß der firdlihen Einrihtungen ein rein perfönlicher, Allen gleich: 
mäßig zufommender iſt; fie wird aber, um nicht dDrüdend zu werden, 
um jo mehr auf die Steuerfühigfeit Rüdjicht nehmen müffen, je 
ftärfer die Imlagen find und je größere Bermögensverjdiedenheiten 
in der Öemeinde bejtehen. — Daß für die Umlage einer beftimmten 
Kirhengemeinde aud nur die der Confeſſion nab zu ihr ge: 
hörigen Einwohner beigezogen werden fünnen, verfteht fih von 
felbft. #) = Auch find von diefer Umlage die Befiger ehemaliger 
Standesherrihaften und die Rittergutöbefiger nicht befreit. 5) 
1) Comm. D. vr. 1. $. 14. 
2) Daf. $. 13. 
3) Hierauf erfannte das Minifterium des Innern in einem Spezlalfall am 
6. Juni 1844 anf Grund ber analogen Anwendung bes Schulgefeges 
($. 270.). 
4) Bergl. Comm.Dd. a. a. D. $. 14. Diefer Bunft bebarf übrigens in 
Folge der Umgeflaltung der Grundfätze bes Staatsfirchenrechts einer ges 
feglihen Regelung. 
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5) Gefeh vom 18. Juni 1849. Art. 7. — Uebrigens pflegt man bis jegt 
bloße Gaͤſte, d. h. nur vorübergehend und ohne förmliche Zutheilung bie 
Kirche befuchende Einwohner, nicht beizuzichen. 


IV. Befteurung in der Schulgemeinde. 


$. 270. 


In zufammengefegten Gemeinden hat jeder für fich beftchende 
Ort (Gemeindeparzelle), wenn nicht durd Vertrag oder Herfommen 
etwas Anderes fejtgejegt ift, die Koften feiner Volfsfhule oder 
feines Antheild an einer Bezirksſchule für fi aufzubringen. Die 
Kojten einer mehreren Orten gemeinichaftliben Volfsfhule werden, 
foweit nicht Herfommen oder andere Nechtötitel etwas Anderes be— 
ftimmen, zwijchen den betbeiligten Orten nah der Anzahl der im 
Schulverbande ftehenden Familien derfelben vertheilt.t) Hie— 
durch iſt nicht ausgeichloffen, daß in einer Geſammtgemeinde, deren 
Parzellen zu verjchiedenen Schulgemeinden eingetheilt find, die Be— 
treffe fümmtlicher Parzellen an Schulfoften zufammengeworfen und 
als Laft der Gefammtgemeinde behandelt und umgelegt werden, wenn 
die Gefammtgemeinde in diefer Art durch fürmlichen und geſetzlichen 
Beſchluß die Verbindlichkeit, den Schulaufmand für ihre Angehörigen 
zu beftreiten, übernimmt. — Innerhalb der einzelnen Orte oder für 
die Unteraustheilung der etwa durch Umlage aufzubringenten Schul: 
foften auf die einzelnen Sculgemeindeangehörigen enticheivet der 
gewöhnliche Steuerfuß, wie bei andern Laften der bürgerlichen Ge— 
meinde. 2) — Dem Adel ſteht auch bier eine Befreiung nicht 
mehr zu. ®) 

1) Schulgeſetz vom 29. Erpt. 1826. Art. 18—20. Diefe Beftimmung wirft 
bei dem in der Regel durch Umlage aufjubringenden und nicht, wie bei 
Kirchengemeinden, durch Stiftungen gebeten, beveutenden Schulaufwand 
für bevölferte Orte in der Schulgemeinde fehr drückend, wie denn öfter 
der Beliger eines nahen Hofguts mit eigener Markung auf dieſe Weife 
nit höher angelegt ift, als ein unbemittelter Ginwohner des Haupt⸗ 
orte 3. — Uebrigens werben zu ben Bamilien hier nicht bloß die bürgers 
lichen oder mit bdirecter Steuer angelegten, fondern überhaupt alle ver: 
ftanden, welche ihren Wohnfig in der Schulgemeinde und nicht eine eigene 
Eonfefüonsfchule haben. Spezialerlaß des Minifteriums bes Innern vom 
10. Aug. 1840. 

2) Schulgeſetz Art. 18. 

3) Geſetz vom 18. Juni 1849. Art. 7. 
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Dritte Abtheilung. 
Srohnen. * 


$. 771. 


Den Steuern ftehen Frobnleiftungen entgegen, d. h. unmittel- 
bare Reiftungen der Gemeindegenofjen für öffentliche Zwede, durd 
Handarbeiten, Gänge oder durch Stellung von Vieh und Geſchirr 
zu Fuhren, Ritten. Diefe Zwede find theild allgemeine Staatd- 
zwede, und es werden die Frohnleijtungen hiefür, glei den Eteuern, 
zunähft an einzelne oder an mehrere Gemeinden, je nad Bedarf, 
angefordert, oder betreffen fie nur Das bejondere öffentliche Intereffe 
der Gemeinde ſelbſt. Hiezu famen in früherer Zeit Frohnleiſtungen, 
welche allen Einwohnern einer Gemeinde oder bejtimmten Glaffen von 
Einwohnern fraft einer befondern (namentlih auf Lagerbücer ges 
gründeten) Verbindlichkeit im öfonomifchen Intereffe der Finanzver— 
waltung oder einzelner Privaten oblagen, die aber in Folge der 
Geſetze vom 28. Det. 1836 und 29. Aug. 1849. Art. 3. theild abs 
gelöst, theild unentgeldlih aufgehoben wurden und nicht mehr aufs 
erlegt werden dürfen. 


$. 272. 


Die Frohnen für öffentlihe Staats zwecke find im Intereſſe 
der Reditögleichheit der Staatsbürger und der Wereinfachung der 
Staatöverwaltung gegen früher wejentlich eingefhränft und im Gans 
zen nur für außerordentliche Fülle vorbehalten worden. So werden 
namentlich 

1) die frühern Vorſpanns- ze. Leiftungen für Militär, Lands 
jäger z2c. jegt nur no in dem Umfange, wie cd im 6. Kapitel 
des I. Theil dargeftellt ift, — die Vorfpannsleijtungen für 
den K. Hof!) und für die Landgeftüte aber nicht mehr gefordert. 

2) Das Frohnbotenwefen ift abgeftellt und die Verwendung von 

Frohnboten für Beförderung amtlicher Correfpondenzen nur für 

außerordentliche Fälle vorbehalten ($. 186.). | 

3) Während fodann bei einer zum Zwed der Beifangung von 
Verbrechern veranftalteten Naceile durd einzelne Perſonen 


»Wekherlin, Darftellung der Grundſätze, nad welchen Frohndienſte 
einzutheilen find ꝛe. Stuttgart 1798, 
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(außer den hiezu verpflichteten Randjägern), deren Belohnung 
auf die Staatscaffe fällt, 2) find zu einer allgemeinen Streife 
für diefen und andere Zwede die dazu berufenen Ortseinwohner 
nah den hienach enthaltenen Beitimmungen von Frohnen über- 
haupt verpflichtet, fo daß eine Bezahlung hiefür aus der Staats— 
caffe nicht Statt findet und der Koftenerfag nur von einem 
hiezu gerichtlich verurtheilten, vermöglichen Verbrecher verlangt 
werden fann. Dagegen findet hiefür bei allgemeinen (nicht 
bloß örtlihen) Streifen eine Vergleihung unter den Gemeinden 
jedes Bezirkes Etatt und haben hieraus namentlich die Anz 
führer der Streifmannſchaften Taggelder und Reifefoftenents 
ſchädigungen anzufprechen, während die Reifefoftenvergütungen 
der Staatöbenmten und Staatdoffizianten auf die Staatscaſſe 
fallen. 3) 


1) KR. Berorbnung vom 17. Dee. 1818. Rgbl. ©. 1. von 1819. 

2) Criminalgebübrenordnung vom 24. Nov. 1826. $. 2. 

3) Minifterialvorfhrift vom 6. Ort. 1813. Die Hülfe bei Feuersbrünſten 
und andern Unglüdsfällen ift als allgemeine Menfchen: und Bürgerpflicht 
nicht unter den Begriff der Frehnen zu bringen. 


$. 273. 


Der Umfang und die Art der Frohnen für Gemeindezwede 
ift theils durch Gefege, theild durch örtliches Herfommen oder be> 
fondere ortsobrigfeitliche Beihlüffe beftimmt. 1) Frohnleiftungen finden 
Statt: 1) zu Unterhaltung der Nachbarſchafts-, Orts-, Güter und 
Waldwege; 2) zu Bebauung von Gemeintegütern, Waldgeihäften ; 
3) ald Wacdienfte, Botengänge, Armenfuhren; 4) zu Gemeinde— 
gebäuden. In dieſer Beziehung verpflichten die Kirchengejege die 
Kirhengemeindegenofien bei Kirhenbauten zu Leitung der ge— 
meinen Handarbeiten und ter Zuhren „nad Billigfeit und Gelegen— 
heit des Bauens,“ d. h. foweit es zwedmäßig und ohne drüdende 
Beläftigung der Gemeindegenoſſen geſchehen fann,2) fo daß dieſe 
Leiftungen von dritten. Bauverpflichteten gefordert werden fünnen 
($. 129.) und bei Staatsbeiträgen der Werth diefer Leiftungen in 
den der Verwilligung zu Grund liegenden Bauaufwand nicht ein— 
gerechnet wird. 

Im Uebrigen ift zu gemeinderäthlichen Beihlüffen, wodurd Das 
in Beziehung auf Frohnleiſtungen beftehende örtliche Herfommen 
abgeändert wird, wegen der wejentlihen Einwirkung verjelben auf 
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den Gemeindeetat die Zuftimmung des Bürgerausfchuffes, dagegen 
die Staatögenehmigung nur infoweit erforderlih, als hiedurd, wirth- 
Shaftlihe Maßregeln G. B. erhöhte Umlagen) nothiwendig werden, 
für welche diefe Genehmigung erforderlich ift. 

Statt der Naturalfrohn beftehen aber häufig perjönliche 
Geldabgaben zur ©emeindecaffe (Brohnfurrogatgelder, Wadıs 
gelder). Die Einführung und Erhöhung, Verminderung oder Aufs 
hebung folcher Leiftungen ift von Zuftimmung des Bürgeraus- 
ſchuſſes ), von der Staatögenehmigung aber nur in dem vorhin 
bemerften Falle abhängig (vergl. $. 276.). 


4) Bürgerrechtsgefek Art. 55. 
2) Kaftenorbnung von 1615. Tit. Kirchen x. 
3) Verw.Edict $. 53. 


$. 274, 


Die Frage, inwieweit die Frohnen mit den Grunbfägen der 
Gerechtigkeit und der vernünftigen Wirthfchaft vereinbar feyen, Läßt 
fi nicht allgemein, fondern nur je nad dem Berhältniffe der ein⸗ 
zelnen Gemeinde und dem Umfang und der Art der Frohnen beant- 
worten. Im Allgemeinen fpricht gegen diefelben der darin gelegene 
perfönlihe Zwang, der die Würger abhält, ihrem Verdienſt nachzu⸗ 
gehen, und die Erfahrung, daß die Gejchäfte im Wege der Frohn 
weniger gut und mit unnöthiger. Zeitwerfehwendung beforgt werben, 
Man wird fih daher gegen Beibehaltung der Frohnen in foldhen 
Drten ausfprechen müffen, wo eine große Zahl der Einwohner auf 
den Berdienft dur tägliche Arbeit verwiefen ift, ferner wo wegen 
Drtdabweienheit vieler mit Gütern oder Gebäuden angefeffenen 
Bürger und bei vielen ausgeſeſſenen Güterbefigern in ter Marfung 
Cjofern nicht gegenüber von diefen eine Ausgleihung auf dem in 
$. 218. Note 4. bezeichneten Wege erzielt werden kann, vergleiche 
übrigens $. 277. Note 1.), oder wegen der im Berhältniß zu den 
Andern bedeutenden Zahl ſolcher, denen die Perfonalfreiheit geſetzlich 
zugeftanden ift ($. 275.), die im Wege der Frohn zu bejorgenden 
Reiftungen für das Gefammtinterefie der Gemeinde nur auf einen 
Theil der Bürger und der fonft Betheiligten fallen; fodann wird die 
perfönlihe Anftrengung der Bürger durch Frohnen in folden Ger 
meinden, deren ordentliche Einkünfte zu Dedung alles, auch des 
durch Einftelung der Srohnen, vermehrten Aufwandes für öffente 
lihe Zwede hinreichen, ohne die Billigung fänmtlther Einwohners 


tlaffen nicht gerechtfertigt feyn; jedenfalls aber wären bie allen Bür- 
gern gleichmäßig obliegenden Frohnen für ſolche Zwede, deren Bor- 
theil mit dem Befige zufammenhängt und die daher vorzugsweiſe 
den höher Befteuerten zu gut fommen, 3. B. Frohnen zu Bebauung 
der Gemeindegüter, zu Erhaltung der Güterwege 2c., überall da, wo 
nicht die Steuerpflidtigen wieder für gemeinfame Zwede ohnehin 
fhon verhältnigmäßig in Anſpruch genommen find, einer gerechten 
Vertheilung der öffentlihen Laften zuwider. Man wird dagegen 
die Frohnen gerechtfertigt finden, wo 1) den Bürgern auch perföns 
lihe Nugungen aus dem Gemeindevermögen zu gut fommen, die in 
der Regel aus einer Zeit herrühren, in welcher an eine andere Art 
der Beforgung öffentliher Geſchaͤfte, als durch Frohnen, gar nicht 
gedaht wurde, und deren Aufhebung in der Regel nicht leicht 
durchzuführen ift, während die nöthigenfall® nad dem Steuerfuße 
zu tragenden Gemeindeausgaben durch Einftellung der Frohnen vers 
mehrt werden; 2) wo die Vermögensverhältniffe der Bürger uns 
gefähr gleich find und die Naturalleiftung leichter gefhieht, als die 
Geldreihung, oder wo die Steuerpflidtigen ſchon fehr bedeutend 
durh ‚Steuern für örtlihe Zwede in Anfprud genommen find, wähs 
rend die Frohnen im Ganzen im Intereſſe Aller geikehen. In 
Gemeinden, wo der Nahrungsftand der Einwohner vorzugsweile 
auf Landbau beruht, find jene ohnehin zu Zeiten dur ihre Privats 
wirtbfchaft weniger in Anfpruh genommen und Vieh und Geſchirt 
find ohnehin im Befige der Einzelnen. 

Die hiebei ſich widerftreitenden Interefien laſſen fich nicht felten 
zur Zufriedenheit der verfchiedenen Claſſen von Einwohnern und 
auf billige Art ausgleihen: 1) durch Einjchränfung der Frohnen 
auf folche Arbeiten, bei denen weſentlich für Alle ein gleiches In— 
tereffe vorliegt, und dur Abſtellung namentlih auch folder Frohn⸗ 
leiftungen, deren Zwed durch gemicthete Arbeiter beffer und weſentlich 
wohlfeiler zu erreichen iſt; 2) durch allgemeine Aufhebung der Brohnen 
gegen Einführung einer mäßigen Geldabgabe ($. 273. am Schluß); 
3) duch Ausfegung mäßiger Vergütungen für die Krohnleiftungen 
aus der Gemeindecaffe.!) Die hierauf gerichteten Befchlüffe find 
bezüglich der Erforderniffe ihrer Gültigkeit den in $. 273. am Schluß 
benannten gleichzuftellen. Selbſt wenn die Vergütungen dem wahren 
gewöhnlihen Miethwerthe der Leiftungen gleihfommen, iſt dies für 
die Gemeinde vortheilhaft, weil Ueberforderungen dadurch befeitigt 
und doch für alle Fälle die nöthigen Arbeiter und Fuhrwerlfe bereit 
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gemacht ſind. Dagegen tritt hier der Nachtheil ein, daß nicht, wie 
bei Accorden ıc., eine Auswahl der beſten Arbeiter Statt finden kann. 


1) Bürgerrechisgefeg Art. 58. Erlaß des Minifteriums des Innern vom 
9. Zuni 1836. 


$. 275. 


Zu Brodnleiftungen find alle in der Gemeinde wohnen 
den Bürger und Beifiger (mit den $. 277. bemerften Aus: 
nahmen) verpflichtet, t) fo zwar, daß eine Elaffe derfelben die nöthigen 
Fuhren, Ritte, die andere die Handdienſte zu leiften hat. 
Es ift hienach jeden Orts nad) dem erfahrungsmäßigen Bedürfniffe 
sunächft die Zahl jener beftimmt, welche zur erften Claſſe gehören. 
Hiezu find gefeplich Alle berufen, welche fih mit Zugvieh oder 
Bauernarbeit (d. h. Umtrieb von Bauernhöfen, nicht bloß einzelner 
Guͤterſtücke) nähren, oder die doch fo viel Güter befigen, daß zu 
deren orbentlihen Bebauung mindeftend ein Stuͤck Zugvieh erfordert 
wird; zu Nittdienften überhaupt die Pferbebefiger. Es ift daher 
ein Verzeihniß der hiezu gehörigen Bürger und des ihnen nad 
ihrem Güterbefige oder ihrem mit Zugvieh zu betreibenden Gewerbe 
zu halten gebührenden Zugviehes anzulegen und auf dem Raufenden 
zu erhalten; ſodann find vom Gemeinderath die Regeln nad Billig- 
feit zu beftimmen, wonach fih das Maß der zu leiftenden Fuhren 
und Ritte je nach Berhältniß der Anzahl von Zugviehftüden, die 
für jeden Güterbefiger 2c. angenommen find, abftuft — in welcher 
Beriehung je nach der Verfchiedenheit des Beſitzſtandes mehrere oder 
wenigere Claſſen mit beftimmtem Anfage für jede Claſſe aufgeftellt 
werden — und wie fi der Werth ter Frohnleiftungen mit den 
verschiedenen Viehgattungen (Pferde, Ochſen, Kühe) zu einander 
verhält. — Die in diefe Elaffe nicht gehörigen Bürger und Bei⸗ 
figer haben dann die Handfrohnen zu leiften. %) 

4) Bürgerrechtsgefek Art. 56. 

2) Eomm.D. X. 1. $. 3—5. b. „nad was für einer Proportion.” $. 3. 
Pt. 1. Diejenigen, welche nicht fo viel Sugvich halten, als ihnen zus 
fommt, haben folches bei vorfallenden Brohmfuhren um jeden Preis zu 
miethen. — Die fonft geſetzlich beitandene vorzugsweife Verbindlichkeit 
der Metzger zu Poſtritten ift durch das Bürgerrechtsgeſetz aufgehoben, 
indem ben Gemeinteräthen vorbehalten ift, feitzufegen, ob und welde 
Pierbebefiger zu Leiftung von Poftritten angehalten werden fünnen (Bürgers 
rechtsgefeh Art. 60.), wobei es fi von felbft verfieht, daß dieſe Leis 
flungen von den Ginzelnen nur im Berhältnig zu den Frohnleiſtungen 
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Anderer gefordert werden können. — Daß die Beitimmungen der Comm.D. 
a. a. D. nicht bloß auf Staatsfrohnen, wie es den Anfchein bat, fondern 
auch auf Gemeindefrohnen fich beziehen, it aus dem der Gomm.D. zu 
Grund liegenden Gen.Refer. vom 30. Mai 1711 beflimmter zu entnehmen. 


$. 276. 


Dieje verfchiedenartigen Leiftungen fönnen nur nad) dem gefeß- 
lihen Grundfage der Gleichheit gefordert werden, t) ein Grund: 
fag, der jedoch verfchieden ausgelegt werden fann und ausgelegt wird: 

1) als eine relative Gleichheit, fo daß fich die Leiftungsverbind- 
fichfeit nach der Leiftungsfähigfeit abftuft und zunächſt die zur 
Claſſe der Fuhrfröhner gehörigen Bürger nad dem in $. 275. | 
erwähnten Berhältniffe mit Leiftungen angefprohen werten, 
während die zur Claſſe der Handfröhner Zählenden unter 
fich in völlig gleihem Maße Cabjolute Gleichheit) belegt wer: 
den. Von diefer Anfiht der Sahe aus ift fodann geforvert, 
daß die etwa ftatt der Naturaldienfte auferlegte Geldauf- 
lage nad demſelben Berhältniffe die Einzelnen treffen 
müffe, wie folhe für Naturalleiftung in Anfpruh genommen 
worden wären; ferner daß bei der Ausgleihung der Leiftungen 
unter den Einzelnen während eined beftimmten Zeitabihnitts 
die Schuldigfeit der Einen, weldye zu wenig geleiftet haben, an 
diejenigen, welche mehr geleiftet haben, nach demſelben Maß— 
ftab berechnet wird. 2) 

2) Als eine abfolute Gleichheit, jo zwar, daß nad dem in $. 275. 
dargeftellten Maßſtabe die Naturalleiftung von den Einzelnen 
gefordert wird, weil 3. B. Buhrfrohnen überhaupt nur von 
Diehbefigern gefordert werden fünnen, daß aber dem Geld- | 
werthe nah alle Bürger und Beiſitzer ald gleihmäßig ver- 
pflichtet angefehen, die Leiftungen des Einzelnen nad einem 
für die verſchiedenartigen Frohnen feftgefegten billigen Preiſe 
jährlich berechnet werden und daß Jeder, der gegen die ihn 
treffende Duote des nach der Zahl der Bürger und Beifiger 
vertheilten Geſammtwerths der Leiftungen eines Zeitabſchnitts 
mehr oder weniger geleiftet hat, ten entiprechenden Betrag 
von den Antern vergütet erhält, bezichungsweife an die Ans 
dern in Geld hinauszubezahlen oder durh Weniger, bes 
ziehungsweife Mehrleiftung im Zeitabſchnitte auszu⸗· 
gleichen hat. 
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Letztere Anſicht ſcheint das Geſetz für ſich zu haben.5) Keine 


von beiden entſpricht aber dem Prinzip der Gerechtigkeit; die Grund— 
füge über Frohnweſen bedürfen vielmehr bei der Zweideutigfeit des 
Geſetzes und den veränderten Beltimmungen über die Verbindlichkeit 
zu Gemeindefteuern einer gefeglihen Regelung. 4) 


1) Bürgerrechtsgefeh Art. 56. 60. 


2) 


Diefe NAnfichten hat das Minifterium des Innern in dem Erlaſſe vom 
9. Zuni 1836 ausgefprochen. 


3) Die Worte: „alle Bürger find auf gleiche Weife verpflichtet“ und bie 


4) 


Beſtimmung, daß auf Herftellung „möglichfier Gleichheit in ben vers 
ſchiedenen Leiftungen” durch angemefiene Vergütung hingewirkt werben 
fol, haben offenbar zunächſt diefe Bedeutung, wenn nicht, wie bei Ber: 
gleihung der Art. 55—59. gefchloffen werben fann, das Bürgerechte: 
gefeg überhaupt nur die Handfrohnen im Auge hat. — Während bie 
Praris mehr für die ad 1. oben entwidelte Anficht ift, find dagegen vie 
Srohnfurrogatgelder in der Negel für alle Bürger gleid. 

Der Grundſatz abfoluter Gleichheit entſpricht zunächſt der gleichmäßigen 
Berechtigung fümmtliher Bürger am Genufle von Gemeindegütern (mit 
Ausnahme der Weide und des Pförche), ſodann der Gerechtigkeit in Aus— 
theilung der öffentlichen Laften infoweit, als es ſich um Frohnen für die 
allen Bürgern gleihmäßig zu gut kommenden Ginrichtungen handelt, wie 
denn auch gleiche Perfonalftenern ($. 258.) gefeglich befiehen. Dagegen 
ift die andere Forderung ber Gerechtigkeit, die Auflage nad dem Maße 
der Leiftungsfähigfeit, auch durch die relative Gleichheit, wie fie nad 
Pet. 1. und $. 275. zu beftchen hat, Feineswegs erfüllt, denn a) müßte 
vor Allem vorausgeſetzt feyn, daß ein richtiges Verhältniß zwiſchen beiverlei 
Claſſen von Frohnpflichtigen (worüber feine gefeglichen Beſtimmungen ges 
geben find) beftünde, da nach örtlichen Verhältniſſen das Erforderniß an 
Fuhren und Handbienften und die Zahl der Frohnpflichtigen jeder Elafle 
unter fich fehr verfchieden ift, fo daß die eine oder andere Gattung biefer 
Leiftungen unverhältnigmäßig überwiegend feyn faun, wenn nicht die Zahl 
der entfprechenden Frohnpflichtigen entfprechend größer if, als bie ber 
andern Glafje. 5) If die Leiftungsfähigfeit nicht nur in der Glafle der 
Handfröhner, wozu die Inhaber bedeutender Mafchinengewerfe, greßer 
Gapitalien ꝛc. gehören, außerorbentlich ungleich, fondern ſie wird auch in 
der Glaffe der Fuhrfröhner feineswegs immer richtig nach dem Ackerbeſitze 
bemefien, 3. B. bei vorherrfchendem Belt von Weinbergen, Waldungen ır. 
Hienach muß jedenfalls der Ortsbehörbe zu Beachtung localer Verhältnifie 
ein Spielraum geftattet werben, weiterhin aber würben wohl bie ver: 
fhiedenen widerftreitenden Momente ihre Beachtung finden: a) wenn für 
Frohnleiftungen zu öffentlichen, gemeinfam allen Ortsbürgern zu gut kom— 
menden Zweden, namentlich Kirchenbauten, Machdienften, Herftellung von 
Ortswegen, eine für alle Bürger gleihmäßige Verpflichtung bis zu 
einem, für die Unbemittelten nicht drüdenden, mäßigen höchſten Sak 
(3. B. zwei Tage des Jahrs) ausgefprochen und die Berechnung und 

23 
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Ausgleihung ber Leiftungen bes Ginzelnen auf bie zu 2. oben bemerfie 
Meife vorgenommen, b) die ansfihließlih den Güter: x. Befigern zu 
gut lommende frohnweife Herfiellung von Feld:, Weinberg, Waltwegen ıc. 
an jene allein nad dem Maßſtab des Güterbefiges überwieſen, c) alle 
anbere Leitungen aber nad dem Steuerfuße (mit Zuziehung ber Gapis 
talien ꝛxc.) vertheilt würden, wobei die Verpflichtung zu Fuhrfrohnen für 
die, welche nad) ihren öfonomifchen Berhältnifien Zugvieh zu halten haben, 
fortbeftehen müßte, jede Art von Leiftungen aber zum Zwed ver Aus- 
gleihung gegen einander mit einem billigen Anfchlage nad örtlichen 
Werthen in Berechnung kaͤme. 


$. 277. 

Die gefeglihe Frohnpflicht beiteht I. in der Elaffe der Fu her— 
frohnpflichtigen allgemein für die Ortsangehörigen, jo daß felbft 
unfelbftftändige Gemeindegenoffen und ortdabwefende Bürger, welde 
in dem entfprechenden Güterbefig ftehen und ihre Güter ſelbſt bewirth- 
fchaften, hier beigegogen werden. 1) Ausnahmsweiſe Befreiungen 
beftehen hier nur 1) für die Poftbedienfteten hinfichtlich der für den 
Voftdienft vorgefchriebenen Anzahl, nicht aber der über diefe Anzahl 
weiter vorhandenen Pferde. 2) 2) Den Drtövorftehern ſoll ein Pferd 
frei paffiren. 9) 

II. Zu 2eiftung der Handfrohnen find alle ſelbſtſt ändi— 
gen cjelbfiftändig auf eigene Rechnung lebenden) Bürger und Bei: 
figer verpflichtet, 4) mit Ausnahme nacdhftehender, denen aus ver: 
fhiedenen Gründen Befreiung (PBerfonalfreiheit) gefeglih einge: 
räumt ift): 

1) Wegen phyſiſcher Hinderniffe: 

a) Die Frauensperfonen. $) 

b) Diejenigen, welche vermöge bueibender Gebreihen unfähig 
(nicht bloß vorübergehend verhindert) find, ten von ihnen 
geforderten Dienft zu leiften. 

ec) Diejenigen, welche das 60. Lebensjahr zurüdgelegt haben. 

2) Wegen amtlicher Verhältniffe: 

a) Alle wirklichen Staatsdiener, wie auch die Bojtbedienten; 
alfe im Staatödienfte überhaupt angeftellten Perfonen 
biß herab zu den Aufſehern und Offizianten in Staats: 
anftalten, Acciſern, Waldſchuͤtzen, Ganzleis und Amtes 
dienern. 7) 

b) Hofbeamte und Diener; auch die niedere Dienerfchaft, 
foweit folche mit ftändigen Gehalten bleibend angeftellt ift. 

e) Alle Offiziere, Kriegsbeamte, Ddienftthuende Militärpers 


— 355 — 


fonen und diejenigen, welche einen Invalidengehalt ber 
ziehen. 

d) Die Kirchendiener, mit Einjchluß der Mefiner, alle Lehrer, 
auch Diener an Lehranftalten. 

e) Bon Körperfhaftsbeamten: Amtöpfleger, Oberamtöges 
richtöbeifiger. | 

f) Bon Gemeindebeamten: Ortsvorſteher, Mitglieder der 
Gemeinderäthe, 8) ftädtiihe Stiftungspfleger, Offizianten 
der Kranfens und Armenhäufer, Thorwärter, Thor 
fchreiber, Wald» und Feldſchützen, Hochwächter, Bolizeis 
diener, Amtsdiener. 

g) Diejenigen Aerzte und Wundärzte, welche Befoldung 
oder Wartgeld aus einer öffentlichen Kaffe genießen und 
die Apothefer. 

3) Wegen befonderer Berdienfte: 

a) Die Inhaber der Drven des K. Haufes. 

b) Die Beliger von Militär- und Givilverdienftmebaillen. 9) 

e) Diejenigen, welchen die Befreiung zur Belohnung für 

r Ihre der Gemeinde geleifteten oder noch zu Leiftenden 
Dienfte vom Gemeinderath (mit Zujtimmung ded Bir: 
gerausfchufied und Genehmigung ded Oberamts in den 
überhaupt dazu geeigneten Fällen) verwilligt wird. 

Alle in den obigen Beitimmungen nicht begriffenen PBerfonen, 
welche nad den vor dem Bürgerrechtögefege von 1828 beftandenen 
Berordnungen PBerfonalfreiheit anzufpreben hatten, 10) bleiben nur 
noch für ihre Perſon (fofern fie beim Erſcheinen jenes Geſetzes be— 
reitö im Genuffe diefer Freiheit jtanden) befreit. 

Eodann gelten alle jene Befreiungen nur in Bezug auf die pers 
ſönliche Dienftleiftung, nicht aber für diejenigen Geldabgaben, welde 
etwa ftatt der Naturaldienite auf die Gemeindeglieder umgelegt werden. 

41) Diefem widerfpricht der Erlaß des Minifteriums vom 9. Juni 1836, indem- 
er auch hier nur den felbfiftändigen Bürger für verpflichtet hält, aber 
gegen den beſtimmten allgemeinen Getrauh und gegen die Natur ber 

Sache, da zu einer ſolchen Befchränfung bier fein Grund vorliegt. Daß 

das DBürgerrechtsgefep überhaupt in Art. 56. nur die Handfrohnen im 

Auge hat, ergibt fi aus Art. 58. und 59. und aus dem weiteren Inhalt 

dieſes Geſetzes, das nur bie perfönlichen Leiftungen der Bürger befpricht, 

während die Fuhrfrohnen eine Abreihung von Vieh und Geſchirr nebft 

Bedienung enthalten und in dem Sprachgebraud älterer Gefege immer 

den perfönlichen Leiftungen als „Realonera“ gegenüber geftellt wurden. — 

Selbf die Ausgefefienen wurden daher nad Welherlin a. a. D. $. 46. 

23 * 
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zu Fuhrfrohnen oder zu einem Geldſurrogat dafür augezogen, was ſich 
duch die mit der ehmaligen Marfungslofung zufammenhängende Norm 
ber Landesordnung Tit. 18. $. 6. begründen läßt. 

2) 8. Berorbnung vom 9. April 1819. Art. 17. 

3) Comm.Ordg. IL. 1. $. 6. 

4) Bürgerrechtsgefeh Art. 56. 

5) Daf. Art. 59. Die nachfolgenden Befreiungen gehen namentlich infofern 
zu weit, als fie das Ermeſſen der Ortsbehörde unnöthig befchränfen und 
auch die bloß für öfonomifche Bebürfniffe der Staats: und Hofverwaltung 
beftellten Diener, deren perfönlide Stellung nicht in Betracht Fommt, 
auf Koften anderer Gemeindeglieder frei laſſen. 

6) Durch diefe allgemeine Beftimmung ift die an fi billige Beitimmung bes 
RK. Referipts vom 6. Juli 1812 aufgehoben, wonach Wittwen, wenn fie 
eigene Knechte halten oder über 18 Jahre alte Söhne haben, frohnpflid: 
tig find. | 

7) Bon den im Staatsdienfte und für Staatsrechnung angeftellten Dienern 
laſſen fih nur etwa noch Gameralamtsunterpfleger und Straßenwärter als 
nicht hierunter begriffen benfen. Auch wird man nirgends tie Gifenbahn- 
offizianten für frohnpflichtig erklären. 

8) Bergl. Geſetz vom 6. Juli 1849. Art. 15. Die Beifiger ber ifraelitifchen 
Kircchenvorfieherämter gehören nach einer Entſcheidung des Minifteriums 
vom 2. März 1846 nicht zu den Befteiten, wohl aber ber Rabbiner und 
Borfänger als Kirchendiener. ” 

9) Im Gegenfag bloßer Gedenk⸗ und einfacher Ehrenzeichen. 

10) Hieher gehören die Männer der Hebammen Eomm.Orbg. I. 8. $. 5. und 
a. a. O. $. 9., denen jedenfalls von der Gemeinde. diefe Befreiung zu: 
geftanden werben kann. Ueberhaupt fcheint ſich obige Beitimmung nur auf 
die durch befondere ältere Berorbnungen befreiten verfchiedenen Staats: 
offizianten 3. B. in ben Hüttenwerfen zu bezichen. 


. 278. 


In Bezug auf die Frohnfeiftung felbft ift I. bei den Fuhr— 
frohnen darauf zu fehen, daß Jeder die gehörige Ladung nimmt. !) 
Das Auf und Abladen ift Sache der Handfröhner unter Beihülfe 
der Fuhrleute. II. Jedem Handfrohnpflichtigen fteht frei, die Frohn 
felbft oder durch einen tüchtigen Stellvertreter zu leiften. Ein 
Srohnpflichtiger, der durd Krankheit oder durch ein anderes vor: 
übergehendes Hinderniß abgehalten ift, feinen Dienft zu leiften, kann 
nicht wider feinen Willen zu Stellung eined Erfagmannsd angehalten 
werden, er ift jedoch verbunden, feinen Dienft in der Folge nad: 
zuholen, wenn der Gemeinderath ihm denjelben nicht nadläßt. 2) 


1) Comm. Ordg. a. a. O. $. 7. 
2) Bürgerrechtogeſetz Art. 58, 
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Zu Erhaltung der nöthigen Ordnung im Frohnmwefen ift im 
Uebrigen nöthig, 1) die Führung eines Frohnregifterd, in welches 
die nad) einer üblihen Reihenfolge eintretenden, wirklichen Leiſtun— 
gen jedes Pflichtigen, nebft der etwa dafür feitgelegten Vergütung, 
eingetragen werden. 2) Die Beftellung eines Aufiehers (Frohnmei— 
fter8) oder mehrerer Aufjeher, in” deren Pfliht es namentlich liegt, 
darauf zu jehen, daß die Frohnen gehörig, d. h. mit tüchtigen Leus 
ten, gehöriger Ladung, in der vollen Zeit ꝛc. beforgt werden und 
unzureichende Leiltungen verhältnigmäßig in der Vergütung herab- 
zufegen oder ergänzen zu lafjen. ?) 


1) Comm.Ordg. a. a. O. $. 1—3. 5. 7. 
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Dritter Theil. 
Der Wirthſchaftsbetrieb. 





Erfie Abtheilung. 
Feftftellung der Wirthfchaft der einzelnen Gorporationen. 
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Die Aufgabe diefer Abtheilung ift 1) das wirthfchaftlihe Ver— 
hältniß der verfchiedenen Gorporationen zu einander, die geſetzlichen 
und natürlichen Regeln darzulegen, nah welchen ſich die im zweiten 
Theile dargeftellten Zwede und Aufgaben der Körperfchaften an die 
verfehiedenen Arten derjelben vertheilen, wie fih die Wirthſchaften 
der verfchiedenen Gorporationen gegen einander abgränzen. 

2) Sodann aber die Neyeln zu beftimmen, nad welden je 
für bejtimmte Zeiträume voraus, die aljo in ihren Aufgaben ab— 
gegränzte Wirthihaft jeder Corporation planmäßig feitgeftellt wird. 
Beides macht die Grundlage, den allgemeinen Rahmen des Wirth 
fhaftsbetricbes ſelbſt aus. 


Erftes Kapitel. 


Berhältnig der Corporationen zu einander. 


1) Die Amtsförperfhaft und die Gemeinden. 


g. 231. 


Das Berhältniß zwiſchen der Amtsförperfchaft und den in ihr 
begriffenen einzelnen Gemeinden ift 1) theils gejeglich beftimmt, in 
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welher Beziehung im zweiten Theile bei den einzelnen Wirthichafts- 
objecten das Nöthige bemerkt iſt. ($. 170. 185. 187. 190. 191. 194.) 

2) Wie überhaupt zwifchen zwei felbftftändigen Rechtsſubjecten, 
fönnen zwifchen der Amtscorporation und einzelnen Gemeinden auf 
befonderem Rechtstitel, wie namentlib auf Vertrag beruhende 
Rechte und Verbindlichkeiten, 3. B. in Bezug auf Weger, Brüdens 
erhaltung u. A. beftehen, deren Beftand fomit unter richterlicher 
Obhut ift und nicht durch einfeitige Beichlüffe der Amtskörperſchaft 
oder der betreffenden Gemeinde geändert werden fann. — Bezüglich 
folher beionderen Rechte einzelner Gemeinden gegenüber der Amts— 
corporation erjcheinen die Amtsdeputirten der erfteren von felbft als 
Vertreter der betreffenden Gemeinde und haben aud die ihnen des— 
halb von der Gemeindebehörde ertheilten Aufträge und Anweiſungen 
zu befolgen. ($. 35.) t) 

3) Im Allgemeinen aber ijt ed die Beftimmung der Amtöför- 
perſchaft, außer dem ihr (gefeglih) zufommenden Antheil an den 
öffentlichen Laften, die dem Bezirfe gemeinfhaftlihen Zwede mit 
der vereinigten Anftrengung jämmtlicher Gemeinden auf deren ger 
meinjhaftlihe Koften zu verfolgen. 2) Es hängt hienach von den 
Bejchlüffen der Amtskörperfchaftsvertretung ab, die Aufgabe derjels 
ben zu erweitern und namentlich Anftalten und Einrichtungen, welche 
an fih und gefeglich den einzelnen Gemeinden obliegen, um ihres 
gemeinfhaftliben Nußens willen oder aus andern Zwedmäßigfeitd- 
gründen entweder ganz und unmittelbar zur Sache der Amtsförper- 
haft zu machen, oder doc durch ihre Beihülfe und Mitwirkung zu 
erleichtern und zu erweitern. Indem folhe Beſchluͤſſe, fofern da— 
durch eine förmlihe und bleibende Recdtöverbindlichfeit auf die 
Amtscorporation übernommen wird, der Regierungsgenehmigung bes 
dürfen, 3) entfteht übrigend aus der einfahen Aufnahme folder 
Aufgaben in den Wirthfhaftsplan der Amtscorporation noch Fein 
Rechtsanfpruch einzelner, etwa befondersd dabei in Vortheil fommen- 
der Gemeinden, auf die Fortdauer diefer Beihülfe; vielmehr bedarf 
ed hiezu einer ausdrüdlichen, die Abjicht der Uebernahme einer fte- 
henden Berpflichtung beurfundenden Erflärung und einer mindeftend 
ftilfihweigenden Zuftimmung der betheiligten Gemeinden. 

1) Verw. Edict $. 76. Sap 6. 


2) Verw.Edict $. 75. 
3) Daf. $. 89. d. 
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8. 282, 


Jener Beftimmung der Amtsförperfchaft gemäß eignen fi vor: 


züglih zu einer ſolchen gänzlichen oder theilweifen WMebernahme 


1) 


2) 


diejenigen Anftalten und Einrichtungen, welche nicht ſowohl 
den einzelnen Gemeinden für fih, fondern welde ebenfo gut 
und oft noch mehr andern Bezirks- und Staatsgenoffen zugut 
fommen, welhe auch über den ganzen Bezirf ſich ausbreiten 
und unter fih zufammenhängen, wobei fomit nicht nur eine 
gerechtere Vertheilung öffentlicher gemeinfamer Laften, jondern 
eine zweckmäßigere, überfichtlihe und in einander greifende 
Verwaltung zu bezweden ift, wohin gehören 

a) Verbindungsmwege, mit Ausfchluß der zu bloß örtlichen 

Zweden dienenden Wege. !) 

b) Feuerlöfchanftalten. 

c) Boteneinrichtungen. 

d) Gefundheitspolizeilihe Kinrichtungen, wie namentlid 

Aufjtellung von Diſtricts- und Armenärzten. 2) 

Unterftügung bedrängter Gemeinden, namentlid in Zeiten 
außerordentliher Noth, Theurung, Krankheiten ıc., indem es 
im Intereſſe der Körperichaft ſelbſt ift, ihre Glieder zu erhalten 
und folhe Gemeinden durch geeignete Hülfreihung zu Erfül- 
lung ihrer Aufgaben fühig zu machen. In diefer Beziehung 
it namentlich bei wirklicher Unvermögenheit einzelner Gemein: 
den fogar eine mittelbare Unterftügungs pflicht der Amtscor— 
poration dur Gredit, Anleihe oder Haftung für die von der 
Gemeinde aufzunehmenden Anlehen geſetzlich ausgefprocen. 9) 


1) Durch Uebernahme des Baues oder doch wefentlicher Baubeiträge auf bie 


Amtskörperſchaft ift es allein in manchen Bezirken gelungen, ein Netz Funft 
mäßig angelegter Bizinalftraßen zu Stande zu bringen. Gine weſentliche 
Nüdficht ift dabei, daß die Amtscorporation die Feitiiellung der Bau: 
plane fich vorbehält und damit die allgemeinen Sntereffen gegen örtliche 
und partifulare Rückſichten ficher ſtellt. Gegen die gaͤnzliche Uebernahme 
der Straßenunterhaltung auf die Amtscorporation ſpricht, daß foldhe in 
der Negel von den einzelnen Gemeinden felbit leichter und wohlfeiler zu 
beforgen ift, namentlich im Wege der Frohn gefchehen kanu. Jedenfalls 
aber muß fi die am Aufwande betheiligte Amtscorporation, wenn bie 
Beforgung der einzelnen Gemeinde überlaffen ift, immer bie Ueberzeugung 
verfchaffen, daß folche zeitig und genügend gefchieht. 


2) Namentlih im Hinblid auf die von der Amtspflege — mithin von fümmt- 
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lichen Gemeinden getragene — Befoldung der Amtsärzte, deren Leiflungen 
je nach Lage des Bezirks nicht allen Gemeinden zu gut Fommen. 

3) 8. Geheimeratherefeript vom 15. April 1817. IV. Bol. Gen.Refer. vom 
11. Juni 1690. Die allgemeine Verbrüberung der Gemeinden eines Bes 
zirfes in Bezug auf Armenerhaltung, „daß den unvermöglichen Flecken, bie 
andern vermöglichen und die Amteftadt mit ihrem Almofen zu Steuer und 
Hilf fommen, damit in Allweg fo viel möglich Gleichheit und Förderung 
der Armen gehalten werben möge,“ follte nach der Kaftenorbnung vom 
2. Zannar 1615, 1. Kapitel, letzter Satz beſtehen, bezog ſich aber nad 
der Bedeutung des Ausdrucks Almofen nur auf freiwillige Gaben. 
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Während die vorhin bezeichneten Anftalten und Einrichtungen 
in der Regel in Verwaltung der Amtsförperfchaftsbehörden ftehen 
und unmittelbar von diefen beforgt werden, bilden die Gemeinden 
jedes Oberamtäbezirfd ferner eine Bereinigung, eine Art Verſiche⸗ 
rungsgefellfhaft oder WVerbrüderung dahin, daß gewiſſe zunäcft 
einzelne Gemeinden gewöhnlich nur zufällig treffende und von dieſen 
zunächft zu gewährende Leiſtungen für öffentliche Zwede in gewiffen 
Zeiträumen mittelft Umlegung auf die fämmtlihen Gemeinden ded 
Berirfes ausgeglichen werden, Amtsvergleihung. ine ftrenge 
Unterfheidung zwiſchen der Gegenftänden, welche fih dahin eignen, 
und denjenigen, welde im vorigen Paragraphen erwähnt find, hat 
jest wenig praftifchen Werth, nach dem die in erfterer Beziehung längft 
beftandene Goncurrenspflicht der frühern Eremten auch auf die legs 
teren ausgedehnt worden iſt. — Die zur Amtsvergleihung geeignes 
ten Gegenftände und 2eiftungen find theild durch Geſetze beftimmt, 
theil8 beruht ihre Behandlung dahin auf rehtsgiltigem Herkom— 
men, !) fo daß die einzelnen Gemeinden einen Rechtsanſpruch auf 
diefe Ausgleichung gegenüber den andern Gemeinden des Bezirkes 
haben; in gleicher Weije, wie bei förmlicher Uebernahme von öffents 
lihen Laften auf die Amtsförperfchaft, fteht cd der Amtsverſamm— 
lung fodann nocd frei, auch Anderes zum Gegenftand ſolcher Aus— 
gleihung zu machen. Durch Gefege und Herkommen gehören dahin 
1) Militärs und Vorfpannkoften. ($. 195— 203.) 2) Die Koften 
der Poſtritte. 3) Die Koften der Staatd- und Landesfrohnen. 
(8.272.)2) 4) Die Koften des Unterhaltd der unter gewiffen Bes 
ftimmungen zugetheilten Heimathlofen. ($. 161.) 9) 5) Koften für 
polizeiliche Anftalten wie PBfechtämter. 6) Bizinalftrafenbau- und 
Unterhaltsfoften. 4) 
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Die Amtövergleihung wird auf folgende Weife vollzogen: 

1) Der einzubringende Aufwand ijt entweder der wirklich ge 
machte, wie namentlich Armenunterhaltsfoften, Pfechtamtskoſten, — 
wobei der Amtsförperfaftövertretung alle Einreden gegen die Noth— 
wendigfeit und Zwedmäßigfeit der aufgewendeten Koften vorbehalten 
find und hienach Durdftriche erfolgen können, vorbehältlich einer 
rechtlichen Entfheidung der Nerwaltungsbehörde; oder es geichieht 
die Vergütung für gehabte Leiftungen, mit gleihem Vorbehalt in 
Bezug auf diefe felbft, nach einer Tare, welche die Amtsverfamm: 
lung aljährlih bei Berathung über den Jahresetat feftfegt. 9) 
Indem hiebei der Zwed der Vergleihung — eine billige Schadlos— 
haltung der zunächſt betroffenen Gemeinden, ind Auge zu faffen ift, 
fommen zugleich die allgemeinen wirthihaftlihen Regeln thunlicfter 
Sparfamfeit, zumal ed fih um Umlagen auf die Steuerpflichtigen 
handelt, in Anwendung, jo daß namentlih nur der wirkliche und 
nothwendige Aufwand des Einzelnen bei diefen Leiftungen mit Aus— 
ſchluß einer Vergütung für Unbequemlichkeiten, für freiwillige Mebrs 
leiftungen, zu Grund zu legen ift. 6) 

2) Alljührlih find auf einen von der Amtöverfammlung be 
ftimmten Termin die WVerzeichniffe diefer Koften durch die Gemeinde 
vorfteher mit Zuziehung der Gemeinderäthe zu fertigen und an den 
Amtspfleger oder Amtsverfammlungsaktuar einzufenden, welder fie 
ordnet, nach Erforderniß ergänzt und mit einem Hauptverzeichniffe 
zur oberamtlihen Reviſion übergibt.) Hiebei it namentlich auf 
gehörige Nachweilung der ftattgehabten Leiftungen, 3. B. dur Quit— 
tungen der Empfänger, fowie ihrer Nothwendigkeit zu fehen. 

3) Nah beendigter Revifton werden die fämmtlihen Verzeich— 
niffe nebft den darin gefundenen Anjtänden der Amtöverfammlung 
vorgetragen, nach Erledigung der Anftände wird die Summe ge: 
zogen und die Hauptfumme nach dem Steuerfuße ded Jahres, in 
welchem die Umlage geihieht, umgelegt. 8) 


1) Berw.Ebict $. 85. 

2) Daf. Hieher namentlidy Kofien von Streifen. 

3) Bürgerrechtsgefeh Art. 40. zweiter Satz. 

4) Bergl. Gen.Refer. vom 27. Nov. 1810. Regbl. ©. 524. BEL. 5. 

5) Verw. Edict $. 85. 

6) Erlaß des Minifteriums des Innern in Bezug auf Quartierfoften vom 
17. Juli 1849. und vergl. $. 203. Note 1. 

7) Berw. Edict a. a. D. 
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8) Daf. und Erlaß des Minifieriums bes Innern vom 25. Aug. 1841. Die 
Vorſchriften dieſes Erlaffes wegen Behandlung der Amtsvergleichungss- 
umlage haben jept ihre Bedeutung verloren; vielmehr find jept die Amts 
vergleichungsfoften zugleich mit dem Amtsfchaden umzulegen. Grlaß bes 
Minifteriums des Innern vom 1. Nov. 1849. 


2) Die Oefammtgemeinde und die Barzellengemeinden. 
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Für die wirthichaftlihe Abgrenzung zwiſchen der Geſammt— 
gemeinde und ihren einzelnen Beftandtheilen CIheilgemeinden und 
Höfe), wo diefe einen ‚eigenen wirtbihaftlihen Beftand haben 
($. 25.), find Herfommen und Berträge maßgebend. Für legtere 
und im Zweifeld: und Streitfalle ergeben fih aus einzelnen gefeh- 
liben Beftimmungen und aus der natürlihen Stellung dieſer Eorpos 
rationen unter ſich folgende Grundfäge: 1) Das örtlide Vermögen 
und die mit dem Marfungsbefige zufammenhängenden nugbaren 
Rechte, 3. B. Weide, bleiben jeder Theilgemeinde für fih. Doch 
nehmen in der Regel die Bewohner einzelner Höfe auf der Mars 
fung einer Gemeinde oder Theilgemeinde an dem Bermögen und 
dem ganzen wirthfchaftlien Verbande diefer legtern gleichen Antheit, 
wie die Einwohner des Ortes jelbft, wie dies nun in Bezug auf 
vormald cremte Beſitzungen ſolcher Art gefeglih angeordnet ijt, 1) 
wobei aber in dem Fall, wenn dieſe Bejigungen der Gemeindeweide 
nicht unterworfen find und werden, die Ausnahmebeftimmung ges 
geben ift, daß der Eigenthümer jener auch nicht an den Bortheilen 
der ©emeindeweide auf andern Privatgütern Theil nimmt. 2) Die 
aus dem Gemeindeverbande fließenden öffentlihen Einnahmen theilen 
fih zwifhen der Gefammtgemeinde und der Theilgemeinde fo, daß 
a) die Bürgerannahmsgebühr theild jener, theild diefer (als örtliches 
Einftandsgeld $. 112. Note 1.) zufällt, wobei für die Bemeffung 
des legtern Antheild der Werth örtlicher Bürgernugungen entjcheidend 
it, b) Strafen für allgemeine Polizeivergehen in die Kaffe der Ges 
fammtgemeinde, die für örtlihe Exzeſſe, 3. B. Felverzeffe, aber in 
die Parzellargemeindekaſſe fallen, welche auch ec) die Bürger-, Beifig- 
und Wohnfteuer, als eine zunähft für örtlihe Einrichtungen bes 
ftimmte Steuer, von den Örtsangehörigen und Ginwohnern bes 
3ieht.2) 3) Dagegen theilen fi die Gefammtgemeinde und die 
einzelnen Theilgemeinden aud in die öffentlihen Laſten, fo daß als 
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Obliegenheit der erftern alles dasjenige gilt, was die Organifation 
des Geſammtgemeindeverbandes felbft und die gemeinfamen polizeis 
liben und redtliben Einrichtungen betrifft, wie Bejoldung des 
Ortsvorſtehers und der Anwälte in Nebenorten, des Rathsſchreibers, 
Taggelder der ©emeindebeamten und Gemeinderäthe in allen die 
Geſammtgemeinde berührenden Angelegenheiten, Koften der Führung 
der öffentlichen Bücher, gewerbspotizeiliche, rechtopolizeiliche, feuer: 
polizeiliche, gefundheitspotizeiliche 20. Einrichtungen, wobei e8 auf die 
örtlihen Berhältniffe anfommt, ob mande derjelben (3. B. die Hals 
tung von Zuchtftieren, Feldſchutz u. dergl.) nur einfach für die im 
Gefammtverband vereinigten Orte hergeftellt zu werden braucht oder 
ob fie in jeder Theilgemeinte für fih nöthig und fomit diefer zu über: 
laffen ift. Der Orts- oder Theilgemeinde bleibt dann alles Uebrige, 
namentlich Alles, was als örtliche Laſt gefeglich erflärt ift oder nur 
der örtlichen Gemeinjchaft zu gut Fommt. Hieher gehört insbefondere 
die Baulaft an Wegen und Brüden auf der Marfung jeder 
Theilgemeinde und gewöhnlih aud die Laft der Armenunterhaltung, 
in welcder Beziehung jedoch bei der gefeglichen Verbindlichkeit der 
politifhen Gemeinde zum nothdürftigen Unterhalt ihrer Angehörigen 
von der Staatsregierung immer wenigjtend eine aushülfsweife Ver: 
pflihtung der Gejammtgemeinde im Falle der Unvermögenheit ein: 
zelner Theilgemeinden als zu Recht beftehend erflärt und fejtgehalten 
wurde. 9) Bezüglih der Bertheilung des Kirhen- und Schul— 
aufiwandes j. $. 269. 270. 


1) Geſetz vom 18. Juni 1849. Art. 1. zweiter Sag und Art. 12. Es fommt 
vor, daß die Befiger und Bewohner ſolcher abgelegenen Höfe herkömmlich 
nicht als gemeindenugungsberedhtigt, aber auch nidt als frchnpflichtig 
gelten, während fie am Gemeindefchaben im Verhältuiß zu andern Eteuer: 
pflichtigen der Marfung Theil nehmen. — In dem oben erwähnten Aus: 
nahmefall bezüglich der Weide muß der Gemeindefchaden nady zweierlei 
Sägen umgelegt werben, zuerft in dem Betrage, wie er fih ohne bie 
Ginnahme aus der Gemeindeweide auf Privatgütern berechnet, auf bie 
früher eremte Befigung im Verhältniß ihres Gatafters zu dem Geſammt— 
gemeinbefteuercatafter, fodann mit Ginredhnung jener Einnahme auf das 
übrige Steuervermögen. 

2) In diefer Meife wurde die Regelung ber Berhältnifie nach einem Minifteriale 
Erlaß vom 17. Nov. 1836 früher und bisher zugelaflen. 

3) Angef. Minifterialerlaß von 1836. Co billig es ift, daß die Armenlaft 
als eine Gefammtverbindlichfeit des Gemeindeverbands getragen werbe, 
fo hat dies, wo mehrere Gemeinden mit eigenem Vermögen zu einer Ge— 
fammtgemeinde vereinigt find, feine befondere Schwierigkeiten darin, daß 
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die eine Theilgemeinde bezüglich der Bermögensverhältniffe der Gemeinde⸗ 
fafle und der einzelnen Angehörigen wefentlih von ben anbern vers 
fhieden feyn fann, während ihre Bereinigung doch nur burch bie geſetz— 
lichen Beitimmungen über politifche Gemeindeverfaflung und zum Zwecke 
diefer veranlaßt ift, und eine meitere Gemeinfchaft, eine Vermögens: 
gemeinschaft, wie fie in der gemeinfamen Armenunterhaltung liegt, weder 
hiſtoriſch noch rechtlich nachzumweifen ift; auch find gleichmäßige und zweck⸗ 
mäßige Grunbfäge über Armenunterftügung ſchwerlich burchzuführen, ba 
fih ein Theil der Gefammtgemeinde durch Mehrleiftung für Angehörige 
der Andern, wenn ſolche auch vom Standpunkt der Armenpflege gerecht: 
fertigt ift, immer beeinträchtigt glaubt. — Um fo gerechter ift aber bie 
Zuziehung einzelner im Gemeindeverband begriffenen Höfe, welche in der 
Negel mit eigenen Armen nicht belaftet find; befonders dann, wenn in 
Folge der feit 1806 beftehenden Geſetze (vergl. Bürgerrechtsgefe Art. 36.) 
ehemalige Angehörige felcher Höfe oder ihre Nachkommen ben zugehörigen 
Gemeinden mit Heimathrecht übermwiefen mwurben, ober, wie in einzelnen 
Gegenden gefchehen, im Interefie ber Hofbefiger viele unvermögliche Leute 
in ſolche Gemeinden Fraft ehemaliger polizeilicher Befugniffe aufgenommen 
wurben, bie man nachher als Heimathangehörige diefer Gemeinden erklärte, 


$. 285. 


Wat nun bienadh von der Gefammtgemeinde zu beftreiten und 
aus einem etwaigen ejammtgemeindevermögen und aus den ihr 
zugewiefenen öffentlihen Einnahmen nicht zu deden ift, das fann, 
foweit nicht einzelne Leiftungen im Wege der Krohn, wozu dann 
nah den im legten Kapitel des II. Theild enthaltenen Grundfägen 
fänımtlihe Angehörige der Gefammtgemeinde verpflichtet find, 1) bes 
forgt werden, entweder auf die einzelnen Steuerpflichtigen in der 
Gefammtgemeinde unmittelbar umgelegt werden, wenn ein gleich 
förmiger Steuerfuß für die Einzelnbefteurung in dem ganzen Ger 
meindeverband befteht, wie denn, wo diefer aus einzelnen Höfen je 
mit eigener Marfung befteht, die einzelnen Höfe füglih nad dem 
für die Austheilung der Staatöfteuern beftehenden Maßftabe (in der 
Regel ift fhon im DOberamtscatafter jeder Hof befonderd cataftrirt, 
fo daß es feines befondern Gemeindecatafters bedarf) mit Gemeindes 
fteuer belegt werden, oder es treten zunächft die einzelnen Theil: 
gemeinden (wie bei dem Amtsfchaden die einzelnen Gemeinden) 
im Ganzen dafür ein, welden es dann überlaffen bleibt, den fie 
treffenden Antheil an Gefammtgemeindefoften entweder aus örtlichen 
Gemeindemitteln zu beftreiten, oder nad dem örtlichen Steuerfuße 
umzulegen ($. 261.). Ob aber jene Oefammtgemeindefoften auf 
alle Theilgemeinden gleihmäßig zu vertheilen, oder ob zunaͤchſt der 
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einen oder andern, namentlich dem Hauptorte des Gemeindeverbands, 
ein Voraus zugefchieden, 2) oder welches Theilungsverhältnig fonft 
einzuhalten ift, dies hängt von Herfommen oder Vertrag ab, in 
deren Ermanglung die Bertheilung allerdings nad dem gleihmäßigen 
Mapitab des Steuerfußed (wie er für die Amtsfhadensumlage be- 
ſteht $. 268.) zu geichehen hat.) 

Beſteht die Gejammtgemeinde aus wenigen Parzellen, fo kann 
in der Regel der mit einer bejondern Gefammtgemeindeverwaltung 
verfnüpfte Aufivand dadurch erfpart werden, daß die Orts— 
gemeindefaffe des Hauptortd auch die Einnahmen und 
Ausgaben der erftern übernimmt und dagegen die Betreffe der an— 
dern Theilgemeinden an Gefammtgemeindefoften bezieht. Hier ift es 
dann zur Vereinfachung dienlih, wenn mit den Nebenorten auf 
beftimmte jährlihe, jedoch periodifch neu zu regulirende, Beiträge 
Uebereinfunft gefchloffen wird. #) 


4) Bürgerrechtsgeſetz Art. 7. 

2) Gine Verordnung vom 21. Det. 1811 hatte an ber Befoldung des Schult: 
heißen dem Hauptorte 74 im Boraus zugefchieven, während das Uebrige 
unter die Nebenorte nach dem Steuerfuße zu veriheilen gewejen wäre. 
Diefe allgemeine Norm war jedoch offenbar ungerecht und wurbe auch micht 
befolgt, wie denn der Minifterialerlaß vom 5. Nov. 1821 in Grmanglung 
einer Uebereinfunft die Vertheilung nah dem Steuerfuße ſeſtſetzt. — 
Uebrigens ift eine Vorausbetheiligung bes Hauptorts bei dem Aufwande 
für einzelne Einrichtungen, die body den Einwohnern befielben leichter zus 
gänglich find, nicht unbillig. 

3) Der oben angeführte Minifterlalerlaß von 1821 und die in Spezialfällen 
getroffenen Entfheidungen gehen immer von biefem Maßſtab ans, wie 
folder auch durch die Inftruftion vom 8. Sept. 1849. $. 27. für bie 
Theilnahme früher eremter Beſitzungen feftgefeßt ift, foweit nicht eine Ueber: 
einfunft.zu Etande fommt. 

4) Diefe Averfalbeiträge läßt auch der Minifterialerlaß vom 17. Nov. 1836 
ausdrüdlich zu. — Würde da, wo foldhe Averfen nicht verabrebet find, bie 
Vertheilung der Gefammtgemeindefoften nach ihrem wirklichen Betrage 
geichehen, fo müßte damit bis zu Ende des Rechnungsſchluſſes der Ge: 
meinbepflege des Hauptorts zugewartet werben, was für dieſe eine nach— 
theilige Störung herbeiführt ; wollte man aber nah einem Voranſchlag 
jene Koſten voraus umlegen, fo müßte jährlich eine Richtigftellung ver 
Betreffe jedes Nebenortes nach dem wirklichen Betrag des Ginnahmedeflzits 
Statt finden, damit weder der Haupt: noch die Nebenorte in Nachtheil 
fommen, was dann wieder ein Foftfpieliges Gefchäft if. — Es können 
aber alle Nachtheile, die für den einen und andern Theil aus folchen 
Averfalbeiträgen entitehen könnten, dadurch befeitigt werben, daß eine ent: 
fprechende Vermehrung oder Verminderung berfelben für den Fall vor: 
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behalten wird, wenn bei außerordentlichen Ausgaben oder Einnahmen bas 
gemeinfam zu tragende Defizit bie durchfchnittlich angenommene Eumme um 
ein Wefentliches, 3.8. /, — ",, überfteigt, beziehungsweife um fo viel finft. 
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Bei einer Aenderung in der Zufammenfegung einer foldhen 
Gejammtgemeinde durch den Uebertritt einer oder mehrerer Parzellen 
zu einem andern Gemeindeverband, oder durch die Erhebung bie- 
heriger Theilgemeinden zu einer felbftftändigen für fich beftehenden 
politiihen Gemeinde handelt es fich zugleih um Regelung der öfo- 
nomiſchen Berhältniffe unter den betheiligten Gemeindeparzellen, wor: 
über folgende Grundfäge gelten: 1) 1) Bei jeder folhen Aenderung 
1581 fich der bisherige Gemeindeverband mit dem Tage des Vollzugs 
derfelben auf; die im bisherigen Verband bleibenden Orte bilden 
mit einander ebenfo, wie die austretenden mit demjenigen Orte, zu 
dem fie eintreten, von demfelben Zeitpunft an eine neue Gemeinde, 
beziehungsmweife Oefammtgemeinde. Hat die bisherige Gefammt- 
gemeinde ein angefammeltes reines Vermögen, fo hat jede bisherige 
Parzelle daven ihren Theil nah dem Maßftabe, der durch Bertrag 
oder Herfommen hiefür oder für die Concurrenz zu Dedung eines 
Defizit der Gefammtgemeinte feftgefegt oder in Ermanglung eincd 
folhen gefeglich anzuwenden wäre ($. 285.), anzufpreben; in dem 
felben Maße aber zu Tilgung etwaiger Schulden beizutragen. — 
Diejenige Gefammtgemeinde, welche neue Parzellen zu fih auf: 
nimmt, ift umgefehrt nicht fihuldig, dieſe an dem bis jept an- 
gefammelten Vermögen Antheil nehmen zu Taffen, wie diefelben auch 
nichts zu Bezahlung der Schulden der bisherigen Gefammtgemeinde 
beizutragen haben. 2) 2) Es ijt deshalb nöthig, eine genaue Bes 
rechnung des Vermögens- und Schulvdenftandes der bisherigen (Ges 
ſammt-) Gemeinde auf den Tag des Bollzugd der Aenderung in 
ihrer Zufammenfegung anzuftellen, wobei zum Aectivvermögen Vor— 
raͤthe, Ausftände und Grundftodstheile von nutzbaren Gebäuden, 3) 
Gütern, Gefällen, Eapitalien, zum Baffivvermögen verzinsliche 
Schulden und Zahlungsrüdftände zu zählen find, für deren Bes 
richtigung übrigens alle‘ Theile der bisherigen Gefammtgemeinde, 
ungeachtet der Theilung, indgefammt fo lange haften, als nicht die 
Zuftimmung ded Gläubigerd zu der Vertheilung und Aufhebung der 
bisherigen Gefammtverbindlichfeit erfolgt. Periodiſche Leiftungen, die 
auf beftimmte Termine verfallen, fünnen nur infoweit in diefe 
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Berechnung aufgenommen werden, als fie nach Verhaͤltniß des Zeit— 
ablanfs bis zu dem Tage der Auseinanderſetzung verfallen find. #) 
3) Der ihr zugeſchiedene Antheil am bisherigen Gefammtgemeindes 
vermögen, den eine austretende Gemeindeparzelle mit fi nimmt, ift 
nad den hiefür im Allgemeinen bejtehenden Berwaltungsregeln zu 
behandeln. Es fann daher über den hierunter begriffenen verhältniß- 
mäßigen Antheil von VBorräthen und Ausftänden frei verfügt wer— 
den, während der verhäftnißmäßige Antheil am Grundjtod dieje 
Eigenihaft behält und als folcher wieder anzulegen ijt. Ihren Ans 
theil an Schulden hat die austretende Gemeinde nad denfelben 
Regeln und wenigftens in demjelben Verhältniffe zu berichtigen, wie 
fie zur Berichtigung beim Kortbeftand des alten Gemeindeverbands 
beizutragen gehabt hätte, fofern hierüber nicht in gejegmäßiger Weile 
anders beichlofien wird. 4) Die einer (Geſammt-) Gemeinde ob— 
liegenden öffentlichen Leiftungen bat der bisherige Gemeinteverband 
fortan ohne Beiziehung der austretenden Gemeindeparzellen zu er: 
füllen, e8 wäre denn, daß deren fortdauernde Beljiehung zur einen 
oder andern Leiftung durh beſondere Nectötitel (alſo abgefehen 
von der bisherigen Angehörigfeit diefer Parzellen zum Gemeindes 
verband) begründet wäre. 5) Diefe Parzellen treten dagegen in bie 
Mitverbindlichkeit zur Erfüllung aller öffentlichen Leijtungen ein, 
welche der Gemeinde, in die fie eintreten, oder die fie felbit bilden, 
gefeglidh obliegen. 5) Da diefe Verbindlichkeit für alle Theile des 
neuen Gemeindeverbands gleihmäßig befteht, während das Ber: 
mögen der Gemeinde, welche in diefer Art erweitert wird, nad 
Pet. 1. dem Altern Theil derfelben allein zufteht, jo ift das öko— 
nomifche Verhältniß beider Theile des neuen Gemeindeverbandes in 
der Art verfchieden, daß a) an ter Hauptiumme, welde zu fünfs 
tiger Beftreitung der öffentlihen Leiftungen des neuen Gemeinde— 
verbandes erforderlich ift, ſoweit foldhe nicht durh Einnahmen, die 
aus dem Oefammtgemeindeverband fließen ($. 284.), gededt würde, 
die neu eingetretenen Parzellen in dem Berhältnifie, ald vertrags— 
mäßig feitgefegt wird, oder in Ermanglung anderweiten Webers 
einfommend nad dem Berhältniß des Steuercatafterd der neuen 
Parzellen zu dem Oefammtfteuercatafter aller Theile des neuen 
Gemeindeverbandes beitragen, und daß diefer Beitrag, fofern 
nicht etwa diefe Parzellen aus ihrem frühern Gemeindeverband ein 
Gcmeindevermögen mitgebradht haben, das Mittel zur Bezahlung 
abwirft, lediglich auf die einzelnen Genoſſen der neuen Parzellen 
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umgelegt werden muß; b) die Altern Parzellen deffelben aber einer- 
feitö zur Dedung ihres ebenſo ausgemittelten Betreffd an jener 
Hauptfumme zunächft das ihnen allein zuftchende Vermögen des 
ältern Verbands, beziehungsweife deſſen Ertrag verwenden fünnen, 
andererfeitd neben diefem Betreffe an den laufenden und fünftigen 
Berbindlichfeiten die aus dem Altern Verband herrührenden Schulden 
allein abzutragen haben. — Um die hieraus entjtehende Verwick— 
lung zu befeitigen, ift e8 fehr wünfcenswerth, die neuen Theile des 
Öemeindeverbandes mit den ältern in gleiches Verhältniß zu fegen, 
indem a) bei einem vorhandenen ältern Gefammtgemeindevermögen 
die neuen Theile fo viel zu diefem einlegen, als es fie nad ver- 
tragsmäßiger oder gefegliher Beitragspflidt zu den Koften der Ger 
fammtgemeinde im Verhältnig zu dem Beitrage der Ältern Gemeinde 
parzellen trifft; b) bei vorhandenen Schulden des alten Verbandes 
aber an die neuen Theilgemeinden eine Vergütung nach den Ber: 
haͤltniſſe ihres Steuercatafters zu dem Gefammtgemeindefteuercatafter 
hinausbezahlt wird, worauf dann alle Einnahmen und Ausgaben 
ded neuen Gemeindeverbandes fämmtlichen Theilen deffelben ges 
meinihaftlih find. 6) 6) Die mit dem Vollzug der Gemeindever- 
bandsänderung verbundenen Koften hat diejenige Theilgemeinde, auf 
deren einfeitigen Wunſch jene Aenderung geſchieht, allein zu tragen; 
erfolgt die Aenderung auf gemeinfchaftliden Wunfc aller betheiligten 
Drte, oder von Amtswegen vermöge des Drganifationsrechts der 
Staatsregierung, fo find die Koften nad demſelben Verhättniffe zu 
tragen, wie fonft die Gefammtgemeindefoften vertheilt wurden und 
werben, im Anftandsfalle jedenfalls nah dem Steuerfuße. 7) 

1) Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 14. Det. 1839 verglichen mit 
den hieher analog anzumwendenden Beftimmungen ber Verfügung vom 
411. Aug. 1842, betreffend den Bollzug des Geſetzes über Aenbernngen in 
der Begrenzung der Oberamtébezirke. 

2) Grlaß von 1839. I, 4. IM. 3. 4. Berf. von 1842. $. 2. und. 4. 

3) Die angeführte Verfügung von 1842. $. 3. zählt hicher alle Gebäube, 
will aber nah $. 4. ausgenommen wiffen alle für ben Gebrauch bes 
Publikums beftimmte, Feinen Tanfchwerth habente Anlagen, als Wege, 
Brücken ꝛc. Letzteres ift wohl infofern chne praftifches Intereſſe, als 
biefe Anlagen regelmäßig jever Theilgemeinde auf ihrer Marfung obs 
liegen. — Dagegen fünnen nach Anficht des. Verfaflers alle die Gebäude, 
bie nicht wirtbfchaftlich benüßt werden, fondern als Schulhäufer, Rath 
häufer sc. für öffentlihe Zwecke beftimmt find, bie zwar im Falle eines 
Verkaufs allerdings einen Tauſchwerth hätten, aber vermöge ber geſetz⸗ 
lichen Berbindlichkeit der Gemeinde zu Unterhaltung biefer Einrichtungen 
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nie zum Berfauf fommen können, amfer gegen Anſchaffung eines anbern 
dazu pafienden Gebäudes, nicht als Activvermögen berechnet werben; denn 
fie fiehen den zum Gebrauh des Publifums dienenden Anlagen gleich, 
und den new eintretenden Gemeindeparzellen Fann wohl, neben dem, daß 
fie fünftig an ber Baulaft mittragen, nit wohl angejonnen werben, 
noch ihren fteuerfußmäßigen Betreff an dem möglichen Verkaufswerth zu 
erlegen und damit an einer Leiftung bes Gemeindeverbands nachträglich 
Theil zu nehmen, die längft vor ihrem Gintritt in denfelben Statt hatte. 
Allerdings kann ebendeshalb den neu eintretenden Parzellen angejonnen 
werden, an Bezahlung der Schulden, die auf der Gemeinde vom Bau 
eines folchen Haufes her noch haften, fofort Theil zu nehmen, weil dann 
eben dieſe Leitung des Gemeindeverbands noch nicht erfüllt ift, fo lange 
die Schulden nicht volltändig getilgt find. — Uebrigens fönnen im Ans 
ftandsfalle die neu eintretenden Parzellen in Bezug auf Benügung ſolcher 
Gebäude auch in das Verhältniß einer Miethe eintreten, wobei fie gegen 
Grlegung bes Mietbzinfes von allen weitern Berbinplichfeiien an Baur 
foften sc. befreit find. — Dem Gemeindeverband, aus weldem vie Bar: 
zellen austreten, Fann umgelehrt die Herauszahlung eines Theils bes Ver: 
kaufswerths nicht zugemuthet werden, da ihm nunmehr die ganze Baulaſt 
zu tragen obliegt; demfelben muß dagegen auch die Bezahlung der hieram 
noch haftenten Schulden allein überlaflen werben. 

4) Angef. Verf. von 1842. $. 3. 8. Würde die Lostrennung 3. B. auf 
1. Juli erfolgen, fo muß bei einem auf 1. Mai verzinslichen Nctivcapital 
oder einer anf diefen Termin verzinslihen Schuld das Zinsratum Fig 
1. Juli mit in Berechnung genommen werben. 


5) Es kann bier die Frage ſeyn, ob bie austretenden Parzellen nicht fchulbig 
find, an den Befoldungen der Gemeindebeamten für die Dienfizeit der zur 
Zeit der Trennung Angeftellten fortbin mitzuzahlen, wie bei Trennung von 
Filialen nah $. 140. die Reichungen an den bermaligen Pfarrer des 
Mutterorts fortdauern. Der Min. Erlaß vom 14. Oct. 1839 beftimmt auch 
IH. 1., daß, wenn die Trennung auf ben einfeitigen Wunſch einer Barzelle 
geichieht, fie ihren bisherigen Antheil an den Befoldungen der unentlaf: 
baren Semeindebiener bis zu deren Amtsabtritt fortzuleiften baten. Da 
aber bei Gemeindebienern die Befoldung nicht im der Art anf die einzelnen 
Theilgemeinden vertheilt it, wie Kirchendiener gewiffe Bezüge von bem 
Bilialien haben, fondern von dem Gemeindeverband im Ganzen zu reichen 
it, fo Fönnte an die austretenden Parzellen wohl nur dann ein weiterer 
Anſpruch hiefür erhoben werben, wenn nad diefem Austritt Grund vors 
handen wäre, bie Befoldung wegen hieburch eintretender wefeitlicher Ge⸗ 
fhäftserleichterung zu vermindern, diefe Verminderung aber wegen ber 
perfönlihen Anſprüche des angeftellten Dieners erft nach deſſen Amtsabtritt 
erfolgen fönnte. 

6) Verf. von 1842. $. 9. Gefecht, es beirage bas Defizit ber Gefammts 
gemeinbeeinnahmen 500 fl., das Etenercapital ber ältern Parzellen A. B. 
1000 fl., das der neuen Parzelle C. 200 fl. und ber Ertrag des Ber: 
mögens ber ältern Gemeinde 200 fl., fo träfe es bie Barzelle C. an jenem 
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Defizit 83 fl. 20 fr. zu bezahlen, während von dem Betreff ber Parzellen 
A. B. mit 416 fl. 40 fr. nur noch 216 fl. 40 fr. umgelegt zw werben 
braucht. ine Gleichftellung der ökonomiſchen Berhältniffe würde nun 
herbeigeführt, wenn bie Parzelle C. aus ihrem Antheil an dem Vermögen 
ihres frühern Berbandes oder durch Umlage auf ihre Genoffen einen bem 
Ertrag von 40 fl. gleihfommenden Betrag zun Gefammtgemeindevermögen 
einlegt, fo daß fie, wenn unter den vorhin angeführten 200 fl. 50 fl. Zins 
aus 1000 fl. Capital und 150 fl. verwendbare Vorräthe begriffen find, 
eine Summe von 200 + 30 — 230 fl. einzuzahlen hätte. Wäre aber 
ftatt eines verwendbaren Vermögens eine Schuld von 1000 fl. auf dem 
ältern Gemeinbeverband, an welcher bie mem eintretente Parzelle C. Fünftig 
neben dem laufenden Defizit mittragen foll, fo wäre an biefe eine Vers 
gütung von 166 fl. 40 fr. von A. und B. zu leiften, welches der matrifel- 
mäßige Betreff von C. an der Schuld ift, indem fie muın, wenn außer bem 
ordentlichen Defizit von 500 fl. das Pafiivcapital von 1000 fl. in einem 
Sahre gededt werben wollte, an dem ganzen Grforderniß von 1500 fi. 
250 fl. (alfo über ihre Schuldigfeit 166 fl. 40 fr.) zahlen müßte. 


7) Grlaß von 1849. IM. 1. Berf. von 1842. $. 14. 


— 


3) Die Gemeinde und die Stiftungspflege. 
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Stiftungen für öffentlihe Zwede fönnen zunähft für fih, ale 
felbftftändige rechtlihe PBerfönlichfeiten, in der Weife beftehen, daß 
. lediglich der Ertrag des geftifteten Vermögens, nad Beftreitung von 
Steuern und Berwaltungsfoften, dem Willen des Stifters gemäß 
für die beftimmten Zwede verwendet wird, fo daß ein wirthichafts. 
liber Zufammenhang mit den andern öffentlichen Corporationen nicht 
befteht und namentlih die Gemeinde und andere Stiftungen weder 
dur Zujchüffe zu diefer Stiftung, noch durd Bezüge aus folcher 
mit ihr in Verbindung ftehen, fondern ihre Zwede und Aufgaben, 
fofern fie nicht etwa durch jene Stiftung ſchon erreicht werden und 
ihnen fomit abgenommen find, felbftftändig für fich verfolgen. 

Dieſes Verhältniß ift namentlid da, wo der Zwed einer Gtif- 
tung ein ganz fpezieller ift und nicht mit der ganzen Aufgabe ver 
Gemeinde in einer beftimmten Richtung zufammenfällt, 3. B. für 
einzelne Arten von Armen, für befondere Zweige der Armenver- 
waltung, als Indujtriefhulen, Krankenpflege (Hofpital) u. A., oder 
wo befondere, nicht in den gefeglihen Zwangsverbindlichfeiten der 
Gemeinde liegende Wohlthaten, wie Stipendien für Studirende, 
durch die Stiftung geboten werden. In der erftern Claſſe folder 
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Stiftungen tritt aber gewöhnlich der Zuſammenhang mit der Wirth⸗ 
fhaft der Gemeinde um fo eher hervor, je mehr die Aufgabe folder 
Stiftungen zu denjenigen gehört, welche die Gemeinde innerhalb 
ihres Wirthfchaftsplanes jedenfalld zu löfen hätte, wenn aud) die 
Stiftung nicht beftünde. 


$. 288. 


Sin der Regel befteht in den Gemeinden unter dem allgemeinen 
Namen der Stiftungspflege CHeiligenpflege) eine gefonderte Ver— 
waltung und ein Vermögensftof, der aus alten Kirhengütern und 
nacgefolgten Stiftungen und andern Ermwerbungen erwachſen ift 
($. 28.), deffen Beftandtheile fih auch in rechtlicher Beziehung unter- 
fheiden laffen: 1) in folde, deren Ertrag vermöge vorliegender 
Urfunden oder fonft nachgewieſener Stiftungsbeftimmungen ($. 46. 
am Schluß) für einzelne beflimmte Zwede, namentlih zu Beftreitung 
einzelner Kirchenbedürfniffe oder für gottesdienftlihe Acte (Zeelen- 
meffen bei Katholifen), zur Austheilung unter Arme, zu Anfchaffung 
von Schulbüchern ꝛc. beftimmt iſt; 2) in Bermögen, für weldes 
eine folche befondere Beftimmung nicht vorliegt, das aber nad feinem 
erwähnten Urfprunge jedenfall® der Kirche und ihren Bedürfniffen, zu 
Unterhaltung von Schulen und Armen dient. In vielen Gemeinden 
beftcht aber auch, mit gleicher Verfchiedenheit der Vermögenstheile, 
je eine befondere. Verwaltung und ein befonderer Bermögensftod, 
für Kirchenzwecke (Kirchenftiftungspflege), Armenzwede (Armen 
ftiftungspflege, Almofenpflege), Schulzwede. 


$. 289. 


Gegenüber der politifchen Gemeinde, in welder ſolche Stifs 
tungen beftehen, fommt zunächſt das befondere Verhältniß in Bes 
trat, das auf der Verjchiedenbeit der Glaubensbekenntniſſe beruht, 
indem den Genoffen jeder chriftlihen Gemeinde der Genuß ihres 
befondern Kirchenvermögens, ihrer Schufftiftungen und Armenfonds 
vorbehalten und zugefichert ift, 4) wonach dann die Verwendung des 
Ertrags diefer Stiftungen nicht allgemein für die Aufgabe der Ge- 
meinde in Bezug auf Kirchen, Schul- und Armenwejen geihehen 
fann, jondern auf die innerhalb ter Gemeinde fich abfondernden 
Religionsgefellihaften und deren Genoſſen und Snftitute fih ber 
ſchränkt. Diefes Verhältniß unterliegt in Bezug auf Kirchenftiftungen 
in der Regel feinem Zweifel, wogegen e8 bei Armen- und Schuls 
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ftiftungen darauf anfommt, ob wirffih ausdrüdliche Stiftungs- 
beftimmungen die confeffionelle Berfchiedenheit und fomit den Aus: 
fhluß der Befenner des andern Glaubens feitiegen, oder ob wenig- 
ftend ein beftimmted Herfommen oder auch die wahrſcheinliche Abficht 
des Stifterd diefen Ausſchluß begründen. 2) 


1) Relig. Edict vom 15. Oct. 1806. I. Berf.Urfunde $. 70. 


2) Der praftifche Werth ift hiebel, namentli in foldden Gemeinden, weldhe 
ihre Bedürfniſſe theilweife durch Umlage decken müflen, geringer, weil bie 
Aufgaben der Gemeinde in Bezug auf Schule und Arme aus Gemeinde: 
mitteln jedenfalls gewährt werben müſſen. — Uebrigens ift dieſes Bers 
bältnig einer durchaus neuen Negelung aus Anlaß der grumbrechtlichen 
Beſtimmungen über die Religionsgefellfhaften bebürftig. 


$. 290. 


Während ſich bei der allgemeinen Stiftungspflege, abgefehen 
von den ihrer Beftimmung gemäß zu verwendenden Erträgen aus 
befondern Stiftungen ($. 288. Pkt. 1.), in fatholiihen Gemeinden 
häufiger die ausjchließlihe oder vorherrfbende Widmung der Ein, 
fünfte für die firchliben Bedürfniffe erhalten hat, find für die bei 
der Reformation gegründeten evangelifhen Stiftungspflegen fogleich 
auh Schulen und Armuth in den Bereich ihres Wirkens geſtellt 
worden!) und regelmäßig darin geblieben. 2) Bei der engen Ver: 
bindung, in welcher ſolche Stiftungen mit der Gemeinde in der Bes 
ziehung ftehen, daß für alle von jenen nicht vertretenen Zwede und 
Aufgaben von den Gemeinden die anderweiten Mittel aufzubringen 
find, ift es jelbit ald den Stiftungszweden nicht zuwider erfannt 
worden, daß in außerordentlihen Bedrängniffen der Gemeinde ihr für 
ihre anderweiten Aufgaben mittelft Anlehen aus der Stiftungs— 
faffe unter erleichternden Bedingungen Hülfe beihafft werde, wos 
gegen die wirkliche Uebernahme von — der Gemeinde ald folder ob- 
liegenden Laſten früher durchaus als ungefeglich erklärt worden ift. 9) 

Im Einzelnen ift indeffen für dad, was der Stiftungspflege 
zu leiften obliegt, 1) das Herfommen enticheidend, 4%) dem andere 
Rechtstitel, wie Verträge, und die bejondern Geſetze über kirchliche 
Baulaft gleichftehen. 2) Aus dem Ertrage der laufenden Ver— 
waltung ift jedenfall, nad Beitreitung der ftiftungsmäßigen und 
namentlich der firhlichen Bedürfniffe, je nach der Größe der verfügs 
baren Mittel, die Unterftügung der Armuth gefeglih zugelaffen, 
mit Vorbehalt der hienach im 2. Kap. vorgefehenen Beftimmungen. 5) 
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3) Sofern es ſich ſonſt um Uebetnahme einer neuen oder auch einer 
zweifelhaften Verbindlichkeit auf die Stiftung handelt, bedarf der 
auf gutächtlide Aeußerung des Bürgerausihuffes zu faſſende Ber 
ſchluß des Stiftungsraths der Genehmigung der Kreiöregierung, 6) 
welche jedenfalld von der Angemeffenheit einer folhen neuen Auf: 
gabe der Stiftung zu ihren urfprünglihen Zweden und von Eides 
rung der eigentlichen ftiftungsmäßigen Aufgabe durd die vorhandenen 
Mittel abhängig ift und wobei die Zurüdweifung einer jolhen Ber: 
bindlichkeit auf die urfprünglich verpflichtet gewejene Gemeinde vor: 
behalten bleibt, wenn für die eigentlihen und urfprünglihen Zwede | 
der Stiftung die vorhandenen Mittel wieder ganz erforderlid find. ?) 


1) Erſte Kaftenerbnung von 1536. Kap. 1. „In Summa, was man über ber | 
Kirchen: und Echulendienerbefoldung, auch des Kirchenbaus Erhaltung er: | 
übrigen mag, foll alles den Armen zu Steuer kommen.“ — Befehl Herzog | 
Ulrichs vom 25. Mal 1550. | 

2) Erlaß des Minifteriums des Innern vom 24. Mai 1847, wo indeſſen bie | 
Behauptung, daß bei den altwürttembergifchen Heillgen die Armenunter: 
ffügung in der Negel ver Hauptzweck fey, zw berichtigen if. Biel: 
mehr hat fi in vielen altwürttembergifchen Orten bie Beftreitung ber 
firhlichen Bebürfnifie vorzugsweife als Laft des „Armenfaftens“ gebildet, 
während die Armenunterhaltung auf die abgefonderten Almofenpflegen ober 
Hefpitalpflegen fiel. 

3) Vierte Kaftenordnung von 1615. Tit. von Verwaltung ꝛc. Es foll auf 
ber Fleck x. Gen.Refer. vom 10. Oct. 1781. $. 10. 

4) Vergl. Comm. O. II, 6. $. 7. 

5) Verw.Gdict $. 135. Sag 1. und die in Note 1. cit, Altern Gefege. Auch 
bei den Fatholifhen Stiftungspflegen ift diefe Beflimmung in den Kirchen⸗ 
geſetzen und in ber urfprünglichen Beſtimmung ber Kirchengüter begründet. 
Vergl. $. 5. — Der fubfipiär Kirchenbaupflichtige ($. 129.) hat jedenfalls 
feinen Auſpruch darauf, daß bie nach Beſtreitung des kirchlichen Aufs 
wandes verfügbaren Mittel zum Grundflod angefammelt werben. Erlaß 
bes Minifteriums des Innern vom 24. Mai 1847. Bergl. weiter $. 315. 

6) Verw. Edict $. 134. Pt. 1. 2. $. 137. 146. 148. Ptt. 3. 

7) Bergl. hierüber im Ganzen die in Revfcher's Sammlung der Regierungs⸗ 
geſetze IV. 685. mitgetheilten Erlaſſe ber Krondomainenfection vom 
8. Juni 1813 und 4. Jan. 1814. 


$. 291. 


Dieſer rehtlihen Abgrenzung zwifchen der Stiftung und ber 
Gemeinde fteht nun aber der wirthihaftlihe Zufammenhang zwifchen 
beiden gegenüber: 1) Wenn auf die im vorigen $. erwähnte Art 
Öffentliche Zwedte überhaupt oder eine Reihe ſolcher Aufgaben, welde 
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an ſich der Gemeinde (politische oder Kirchengemeinde) obliegen, auf 
ter Stiftung ruhen, fo können Fälle eintreten, in welden die Mittel 
der legtern zu Erfüllung jener Aufgaben unzureichend find und wo 
daher die Gemeinde beihelfend eintreten muß, worüber im folgenden 
Kapitel dad Weitere. 2) Es kann zwedmäßig erfunden werben, 
auch ohne eine ſolche rechtliche Verpflichtung der Stiftung diejer 
die Berwaltung eined Zweiges der öffentliben Wirthichaft, 3. B. der 
Armenpflege, überhaupt zu überweifen, um hiedurch Einheit und 
Ueberficht in die Verwaltung zu bringen, indem dann die Gemeinde 
das der Stiftung ſelbſt nach $. 290. nicht Obliegende in ganzen 
(Baufb) Summen ihr zumeist und indem dahin auch alle geleh- 
lihen Einfünfte mit folcher Bejtimmung ($. 170.) überwiejen wer: 
den. — Es fann au auf diefe Weile, auch ohne das Vorhandens 
feyn eigentliher Stiftungen, ein in Bezug auf Berwaltungsweile 
den Stiftungen gleichftehender bejonderer Fond, WUrmenfond, Schuls 
fond, gegründet werden. !) 


1) Vergl. die hierüber aus Anlaß der Klage über Getheiltheit der Armens 
behandlung ergangenen Grlaffe des Min. des Innern vom 14. Juli 1845 
und 24. Mai 1847, bie auf dieſe Weife die Behandlung des gefammten 
Armenwefens durch die Kirchenconvente, alfo namentli die Mitwirkung 
der Geiftlidhen babei, durchgeführt wünfchen. 


$. 292. 


Der Wirfungsfreis der Stiftungen der einen oder andern Gat— 
tung ftimmt indeffen mit dem Bezirke der politifhen (und Kirchen) 
Gemeinde häufig nicht überein, indem 1) eine Stiftung nur dem 
Theile einer Gemeinde angehören kann, fo daß nur eine Verbin- 
dung zwijchen diefer Stiftung und der Gemeindewirthichaft der bes 
treffenden Barzelle beitehen kann. 2) Es fann aber auch eine 
Stiftung mehrere Gemeinden oder Theile mehrerer Gemeinden ums 
fafien, jo daß jene Berbindung nur eine theilweife if. — Die 
nähern Berhältniffe hiebei find aus den befondern Stiftungsurfunden, 
aus dem Herfommen, Verträgen zu enmehmen; doch ift im All 
gemeinen zu erwähnen, daß, wofern es nicht auf die eben erwähnte 
Weile anders beftimmt ift, die Theilnahme jeder Gemeinde oder 
Parzelle nicht nothiwendig nach dem Bevölferungsmaßftab fi richtet 
Cobgleih durch einen folhen feiten Maßſtab allen Streitigfeiten am 
beften vorgebeugt wird), fondern darauf beruht, wie die durch die 
Stiftungen zu erreihenden Aufgaben aus jedem betheiligten Orte 
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fih darbieten, 3. B. wie viele unterftügungsbebürftige Arme jeden 
Orts vorhanden find, — 

Bezüglih der Stiftungsverbrüderung ift in $. 27. das Er- 
forderlihe erwähnt. 


Zweites Kapitel. 
Der BVBirtfhaftöplan. 
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Eoll die Erreihung der Zwede einer Corporation in Hinficht 
auf die dazu nöthigen Mittel fihergeftellt, foll die Wirthihaft nad: 
haltig, d. 5. fo eingerichtet werden, daß der Brundftod erhalten 
bleibt und andererfeitd für die Steuerpflichtigen fich nicht zu viele 
Leiftungen zuſammendrängen, fol nad diefen Gefichtspunften Das 
Ermefjen der Verwaltungsbehörte im Intereffe der Corporation und 
ihrer Angehörigen beſchränkt werden, jo ift nöthig, daß je für einen 
bejtimmten Zeitraum ein Plan fejtgeftellt werde, durch welchen jene 
Rückſichten zum Voraus gewahrt und für die gewiß oder muth— 
maßlich vorfommenden Leiftungen im Allgemeinen die Mittel bes 
zeichnet und angewiejen werden. Hiebei ift 1) der Stand und Ber 
trage der vorweg, d. h. nad dem nugbaren Vermögen und ein- 
träglihen Befugniffen zu erwartenden Ginnahmen und der Stand 
und Betrag der durch die Verwaltung und durch die Zwede und 
Aufgaben der orporation nothwendigen Ausgaben zu erheben 
(Etat im eigentlihen Sinne). 2) Sind die aus frühern Verwal— 
tungsgeiträumen noch verfügbaren Mittel und rüdjtändigen Leiftuh- 
gen in Betracht zu nehmen, und 3) ift je nach dem Ergebnijfe der 
Vergleichung zwiſchen den bienach der Corporation innerhalb jenes 
Zeitraumes obliegenden Leitungen und den hienach dazu verwend— 
baren Mitteln dasjenige zu befchliegen, was nad den im Eingang 
dieſes $. bezeichneten Rüdfichten erforderlich ſcheint. 

Die jeweilige Feftfegung jolher Wirthfchaftsplane (Etats im 
weitern Sinne) iſt für unfere Gorporationen vorgefchrieben. 


$. 294. 


» Der natürlihe und regelmäßige Zeitraum, für welden der 
Wirthſchaftsplan feitzuftellen ft, ift der eines Jahres,t) da 
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im Laufe eines Jahres die Erträgniſſe aus dem Vermögen einmal 
zu fallen pflegen und ſich für dieſe Zeit die wahrſcheinlichen Vor— 
gänge in dem Wirthichaftsbetrieb füglih vorausfehen laffen. Dieſes 
Etatsjahr ift ſonach die Periode, für welche jedesmal die Verwal: 
tung duch den Wirthihaftsplan vorausgeregelt wird; der legtere 
bildet für die Verwaltungsbehörde inner dieſes Zeitraums den alls 
gemeinen Anhaltspunft, an welchen fie fo lange gebunden ift, ale 
nicht in gefeglicher Weife bei eintretenden, unvorgejehenen Umjtäns 
den eine Abänderung beſchloſſen wird. 

Der Anfang dieſes Etatsjahres ift in Uebereinftimmung mit 
dem Termin der Staatsrehnung, mit welcher die Rechnung der 
Gorporationen namentlich in Bezug auf Steuerwefen zufammenhängt, 
auf den 1. Juli beftimmt, 2) fo daß die Verwaltung eined Jahres 
in der Regel die vom 1. Juli eines Jahres bis 30. Juni des fols 
genden vorfommenden Einnahmen und Ausgaben umfaßt. 3) 


41) Comm.Ordg. V. 4. Verw. Edict $. 26. 79. 128. Wo die Rechnung 
auf den Zeitraum mehrerer Jahre zufammengeftellt werben darf, iſt gleich- 
wohl die alljährliche Feftfegung des Wirtbfchaftsplans in der Negel gebos 
ten, und nur bei Fleineren Berwaltungen, deren Ginnahmen und Ausgaben 
ftetiger Größe find, wo daher die Vorausberechnung überhaupt weniger 
Werth hat oder auf mehrere Jahre ficher vorausgefehen werben fann, 
kann füglih der Plan auf die ganze Rechnungsperiode zugleich gemacht 
werden. 

2) 8. Brong. vom 30. April 1819. Früher und von jeher der 23. April. — 
Die Unzwedmäßigfeit diefes Termins iſt einleuchtend, da hieburch bie nach 
dem natürlichen Jahre fih ergebenden Vermögenserträge, fowie Ausgaben 
für Gefchäfte, die in der wärmern Jahreszeit vorgenommen werben müflen, 
wie Bauten, in zwei Perioden zertrennt werden, ba ferner die Zeit des 
Abſchluſſes in die Ernte und in eine Zeit fällt, wo die Grundeigenthümer 
mit Zahlungsmitteln am wenigften verfehen find, was zur Folge hat, 
baß bie Verwaltung ber jebesmaligen Zahresperlode zu dieſer Zeit ohne 
bebeutende Rüdftände nicht abgefchlofien werben kaun und deshalb mehrere 
Monate über die Zeit des Ablaufs hinaus — neben der Berwaltung bes 
neuen Gtatsjahrse — fortgefegt werben muß. — Aus biefen Grünten hatte 
fhon die ftändifhe Commifften von 1820 auf Nbänderung angetragen, 
wie auch in den Verh. von 1824, H.6. ©. 132., &. 9. ©. 665 Gründe 
dafür geltend gemacht wurden. Der $. 16. des Abfchieds von 30. Juni 
1821 fegte die Sache auf Berathung über die Abänderung des Staate—⸗ 
rechnungstermins aus. 

3) Abweichungen von biefer Regel werben durch bie in Note 2. angeführten 
Mipftinde herbeigeführt, die man umgeht, indem man namentlich Nuss 
gaben für eine über das Gtatsjahr hinausgehende Leiſtung, um ſolche fpäter 
zuſammen⸗ und überfichtlich verrechnen zu können, einftweilen in Liquidas 
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tion aufführt (F. 386.), und indem man Einnahmen, welche erſt in dem 
legten Zeitabfchnitt des Etatsjahrs, etwa im Monat Juni, fallen, ober 
für welche fpätere Zahlungstermine feitgefegt zu werben pflegen, je dem 
nähftfolgenden Berwaltungsjahr zutheilt, wobei, wenn die Sache einmal 
im Ganz ift, jedes Gtatsjahr doch die gefammte Einnahme aus allen 
Rubriken umfaßt und wobei der weitere Vortheil ift, daß man bei Fer: 
tigung bes Gtats für diefes nächſte Jahr beſtimmte Größen vor ſich hat, 
ſtatt bloßer Voranfchläge, bie 3. B. bei Waldertrag, Grasverfauf x. 
von der Wirklichkeit fehr differiren können. 


$. 295. 


Der Wirthfchaftsplan iſt zunähft in Berug auf die nad) dem 
Beitande der Verwaltung muthmaßlihen Größen in Einnahme und 
Ausgabe zu entwerfen a) für die Gemeinden durch den Orts; 
vorfteher mit Zuziehung des Gemeindepflegerd und NRathichreibers, 
erforderliben Falles aber unter Hülfeleiftung des Werwaltungs: 
aftuard. b) Für die Amtskörperihaft durch den Amtspfleger, wel: 
her dann den Entwurf dem Oberamt zur Prüfung und Berich— 
tigung vorzulegen hat. ec) Für die Stiftungen durch das gemein: 
fchaftliche Amt mit Zuziehung des Stiftungspflegers. 1) 

Durd die Berwaltungsbehörde ſelbſt erfolgt fodann die Ber 
rathbung und Beſchlußnahme, fomit die wirkliche Feſtſetzung des 
Planes, bei den Gemeinden mit Zuftimmung, bei Stiftungen unter 
Bernehmung des Bürgerausichuffes, 2) wobei a) zunäcft die Prüfung 
und Richtigftellung der Anjchläge nad gegebenen Anhattspunften; 
b) fodann die Beihlußnahme über folhe Boften, deren Aufnahme 
überhaupt oder in Bezug auf Mehr oder Weniger von dem bejons 
dern Entfchluffe der Berwaltungsbehörde abhängig ift, unterſchieden 
werden muß. (Bergl. $. 312.) 

Was hiebei die Zuftimmung des Bürgerausfhuffes betrifft, fo 
ift hierüber zunächft auf das allgemeine rechtlihe Berhältniß zwi: 
fhen demfelben und dem Gemeinderath zu verweilen ($. 35.) und 
insbefondere zu bemerken, daß a) wo es fich bloß um Beurthei- 
lung einzelner Einnahme: und Ausgabepoften nad gegebenen Ans 
haltspunften handelt, eine eigentlibe Zuftimmung nicht weſent— 
lich ift, vorbehältlich der Zuftimmung zu den — je nad) den Er- 
gebniffen der Voranſchläge — zu faffenden Beſchlüſſen ($. 301 ff.), 
wobei der Bürgerausichuß feiner abweihenden Anficht Geltung vers 
fhaffen fann. b) Daß der Bürgerausfhuß die gejeglihen Befug- 
niffe des Gemeinderaths in Bezug auf Einnahmes und Ausgabes 
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verwaltung, inſoweit nach ſonſtigen geſetzlichen Beſtimmungen die 
Zuſtimmung des Bürgerausſchuſſes im Einzelnen nicht noth— 
wendig iſt, innerhalb der allgemeinen Schranke einer zweckmäßigen 
und ſparſamen Verwaltung ($. 47.) zu achten hat.3) c) Vergl. 
fodann $. 299. Rote 3. 


1) Berw.Ebict $. 26. 33. 79. 128. In $. 27. des 1. Gpicts war bie Er⸗ 
wartung ausgebrüdt, daß die Gemeindevorfieher nach 5 Jahren das wich⸗ 
tige Gefchäft der Gtatsfertigung ohne frembe Beihülfe werben beforgen 
lönnen. Die Beihülfe des VBerwaltungsactuars zu Bertigung der Stif—⸗ 
tungsetats foll nur ausnahmsweife flattfinden, wenn weder ber Geiftliche 
noch der weltliche Ortsvorfteher bie dazu nöthigen Kenntnifie befigen follte. 
K. Verordnung vom 17. April 1826. $. 2. Pt. 12. 

2) Berw. Edict $. 26. 52. Bit. 1. $. 131. 137. Eines Gintrags in das 
(Gemeinderatho- x.) Protokoll bedarf es nicht, wenn nicht befondere Er⸗ 
örterungen hiezu Anlaß geben und die Befchlußnahme auf den Etats felbft 
beurfundet wird. Berf. vom 6. Oct. 1848. I. 7. d. 

3) Oder der Bürgerausfhuß kann durch den Etat den Gemeinderath nicht fo 
eng einfchränfen, daß biefer in freier Ausübung des geſetzlich ihm allein 
zufommenden Berwaltungsrechts im engern Sinne gehemmt ift, fo daß 
z. B. wenn bie Ausführung einer Verwaltungsmaßregel, einer Unter: 
nehmung sc. auf zweierlei Wegen gleich wirthfchaftlih gut gefchehen 
fönnte, bie Ausgabe nur für bie eine oder andere von dem Bürgeraus- 
ſchuß beliebte, vom Gemeinderath aber vorerft nicht gut befundene Art 
und Meife bewilligt würde, oder daß Ausgaben, die lebiglidh die gewoöhn⸗ 
liche Ausführung und Handhabung gejeglich beſtehender Einrichtungen bes 
treffen und die vom Gemeinberath für nothwendig erfannt werden, ganz 
geftrichen würden. Der Etat ift überhaupt fein willführlicher Anfag bes 
liebiger Ginnahmen und Ausgaben, fondern nur eine Borausberechnung 
nach gegebenen Anhaltspunften und innerhalb geſetzlicher Schranken; es 
liegt feine Vollmacht darin, anpere gefeglihe Berwaltungsvorfehriften 
dadurch zu umgehen ober zu befeitigen. 


$. 296. 


Der Wirthichaftsplan unterliegt endlih der Staatsgeneh— 
migung, die von dem Oberamt bei Gemeinden, bei den Amtskör— 
perfhaften von der Kreisregierung, bei den Stiftungen von dem 
gemeinihaftlihen Oberamt zu ertheilen if. 1) Diefe Genehmigung 
hat nicht den Sinn, daß die Wirthſchaft einer Corporation mit Ab⸗ 
weihung von den gefeglihen Beihlüffen der Berwaltungsbehörde 
feftgeftellt werben fönnte, fondern fie fann, mit Beachtung des ges 
fegliben Selbitverwaltungsrechtes der Corporationen, nur infoweit 
die Befugniß zu einer Abänderung in fich fchliefen, als 1) es fi 
um Richtigſtellung einzelner Säge nah gegebenen Anhaltspunften 
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handelt, wobei die Corporationsbehörde fich offenbar geirrt hat, 
oder ohne hinreihende Gründe von der gewiffen oder wahrfcein- 
lihen Größe abgewichen iſt. 2) Als es fih von Einnahme— oder 
Ausgabefügen handelt, welche ohne die befondere Genehmigung 
der Staatöbehörde nad) den einzelnen Vorſchriften des Geſetzes rechtlich 
nicht vor ſich gehen fünnen,?) oder wozu umgefehrt eine gefegliche 
oder rechtlihe Verbindlichkeit den Eorporationen obliegt. 3) Ale 
es fh um Wahrung der allgemeinen VBernünftigfeit und Zweck— 
‚mäßigfeit des Wirthfchaftend nad den fhon oben ($. 46.) angeges 
benen Grundfägen handelt. Wo hienady Gründe zu einer Abändes 
rung gefunden werden, die nicht in unzmweifelhafter Klarheit vors 
liegen, ijt im Geifte des Geſetzes jedenfalls die vorgängige Ver: 
nehmung der Eorporationsbehörde begründet. 9) 

Im Allgemeinen ift das Gefchäft der Feititellung der Etats fo 
zu beihleunigen, daß die hierauf gegründeten Umlagen zugleich) 
mit der Umlage der Staatsjteuern ($. 237.) volljogen werben 
fönnen. ®) 

4) Verw. Edict $. 26. 79. 93. 128. 
2) Wie in den Fällen bes $. 65. Pkt. a. b. g. .—m, bes Verw. Edicts. 


3) Hierauf deutet auch die Faflung des $. 93. des Verw. Edietse 1. Sa. 
4) Erlaß der Org. Commiffton vom 18. Februar 1828. 


T. Voranſchläge. 


$. 297. 


Dem BWirthihaftsplan liegt, zunächſt die Berehnung der lau— 
fenden Einnahmen und Ausgaben (der etatmäßigen, der eigentlichen 
GEtatspofitionen) zu Grunde Diefe find 1) entweder an fih und 
nothwendig gegeben, durch den Vermögensbeſitz der Corporation, 
durch befondere gefegliche Einrichtungen oder durch die natürliche 
Aufgabe der Corporation, durd rechtlich bejtehende Verhältniffe ſon— 
ftiger Art, oder 2) beruhen fie mehr oder weniger auf freien Be— 
ſchluͤſen der Eorporationsbehörden, die entweder zum Voraus, etwa 
für mehrere Jahre, gefakt find oder den Voranſchlägen vorausgehen 
müffen. (Vergl. $. 302.) 

Die Größe verfelben ift entweder zum Voraus beſtimmt 
und ſo in den Etat aufzunehmen oder beruht ſie auf einer Wahr— 
ſcheinlichkeitsſchätzung, die ſich auf die in vorhergehenden Rechnun— 
gen niedergelegten Erfahrungen 1) und auf die Erwägung der vor— 
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ausfichtlih nad den Zeitverhäftniffen auf die Größe der Einnah— 
men und Ausgaben einmwirfenden Momente, 3. B. der Preiſe der 
Dinge, Arbeitslöhne ıc., fodann auf Unterfuchung des Zuftandes 
derjenigen VBermögenstheile und Einrichtungen, von weldhen Eins 
nahmen zu gewärtigen oder für welche möglicherweile Ausgaben zu 
machen find, wie der Gebäude, Brüden 2c. zu ftügen hat, und 
wobei nah Umftänden die Ginholung des Gutachtens befonderer 
Sahverftändiger (Holaufnahme, Baufoftensüberfhläge 20.) nöthig 
oder dienlich ift. 2) 

Der Schägung ift namentlih da, wo bedeutende Abweichungen 
von einzelnen Sägen früherer Etats vorfommen, die nöthige Erläus 
terung anzufügen ?) und wo über die Nothwendigfeit eined Poſtens 
Zweifel entjtehen können, die erforderliche Begründung mit Belegen 
zu geben. 

Bon der gewiffenhaften und umfichtigen Anftellung dieſer 
Schägungen hängt befonderd da, wo ein Defizit der Einnahmen 
fi herausftellt, die Erreihung der in $. 293. angedeuteten Zwecke 
ab, und da hiebei die Sicherftellung der Aufgabe einer Corporation 
gegen möglihen Mangel an Mitteln für das öffentlihe Wohl vor— 
zugsweife in Betracht fommt, fo muß es wirthſchaftlicher Grundfag 
feyn, im Zweifel bei Ginnahmen eher dad Minder, bei Ausgaben 
eher das Mehr anzunehmen. Bei jeder größern Verwaltung ift 
fodann in eben diefer Rüdfiht, um nit fchon bei den einzelnen 
Ausgaberubrifen über das nah Gründen der Wahrjcheinlichfeit ges 
fundene Maß ohne nähere Anhaltspunkte hinausgehen zu müffen, 
eine entfprehende Summe für unvorhergefehene Bälle ꝛc. ald Re— 
ferne auszufegen. 

41) Verw. Edict $. 26. 128. — Zu Abfafiung der in $. 27. des Verw. Edicts 
vorgefchriebenen zehnjährigen Hauptetats, die zu Abfafiung ber Jahrsetats 
als Leitfaden dienen follten, waren in $. 5. der K. Verorbnung vom 
11. März 1822 befondere nähere PVorfchriften in Ausficht geitellt, die 
inzwifchen nicht erfolgt find; folche Durchfchnittsberechnungen (Bilangen) 
find in der That auch von untergeorbnetem Werth, da vielmehr das Meifte 
auf richtige Erwägung ber oben angebeuteten Momente anfommt und ein 
Durchſchnitt früherer Jahre eine weit unficherere Grundlage ift, als bie 
umfichtige Ermittlung der neueften Zuftände. 

2) Enthält eine Berwaltung einzelne detaillirte Zweige, fo iſt es zweckmaͤßig, 
durch die mit der Verwaltung Betrauten biefür befondere Voranfihläge 
(Spezialetats) anfertigen" zu laflen, deren Ergebniffe fummarifch in den 
Hauptetat übertragen werben. — Um aber über die wirklichen Ergebniſſe 
jebes Berwaltungszweiges eine richtige und fichere Meberficht zu gewinnen, 
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iſt es nöthig, daß alle Neichungen, namentlich an Materlalien, wie Holz xc., 
die von einem Bermaltungszweige an den andern übergeben werben (3. B. 
aus dem Gemeindewald an die Armenverwaltung), in jenem als Gin: 
nahme, in biefem als Aufwand und Ausgabe vorgetragen werten. 

3) Comm. Ordg. XVL 1. $. 2. 


$. 298. 


Durd) diefen Voranfhlag der laufenden Verwaltung if 
aber die Wirthfhaft für die nächſte Verwaltungsperiode noch nicht 
durchgängig feftgeftellt, da es weiter 1) die Aufgabe der Verwal— 
tung ift, neben zwedmäßigen Aenderungen im Beftande des Grund» 
ftoddnermögend, die etwaigen Schmälerungen des letztern, welche in 
den verfloffenen Berwaltungsjahren vorgefommen ſeyn follten, wies 
der zu ergänzen, worüber hienach $. 306 ff. das Weitere gefagt fit. 
2) Da in der Regel die Einnahmen und Ausgaben früherer Verwal— 
tungsjahre zur Zeit der Fertigung des Voranſchlags noch nicht voll: 
ftändig realifirt find, und daher einerfeitd Vorräthe und Ausftände 
in das neue Berwaltungsjahr übergehen, anderfeits Rüdftände an 
Zahlungen noch zu berichtigen find (Reftverwaltung). 


$. 29. 


Die aus frühern Berwaltungsjahren übrigen Vorräthe und 
Ausftände (Activrefte) find ald Mittel für die Ausgaben des neuen 
Jahres unter folgenden Bedingungen zu behandeln t): 

1) Diefelben fönnen nur infoweit ih Berechnung fommen, als 
fie wirklich verfügbar, vorräthig find, oder muthmaßlich im Laufe 
des neuen VBerwaltungsjahrs flüjfig werden, in welcher Beziehung 
die einzelnen Poften genau zu prüfen find. 2) 

2) Bon den Borräthen müffen diejenigen ausgenommen wer: 
den, welde ald flüfftg gewordene ©rundftodstheile wieder zum 
feften Vermögen anzulegen find, wie eingegangene Eapitalien. 

3) Von den weitern Borräthen und flüffig werdenden Reſten 
ift fofort diejenige Summe in Abzug zu bringen, welche zu Dedung 
der Zahlungsrüdftände aus frühern Jahren (Paſſivreſte) erforderlich 
ift, die aud aus jenen Reften zunächſt zu befriedigen find. 3) 


41) Eomm.Orbg. V. 4. $. 1 

2) Dies ſetzt einen vorläufigen Abſchluß der Rechnung bes vergangenen 
Jahres voraus. 

3) Dies bezieht ſich alſo nur auf bereits fällige Zahlungen. Sind aber 
Zwecke und Aufgaben, für welche in ben Gtat des vorigen Jahres Auss 
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gabefäge aufgenommen wurden, noch gar nit in Ausführung ges 
fommen, fo könnten entweder die entfprechenden Summen wieder in dem 
neuen Etat erigirt (als Ausgabe ausgefegt), oder aber an ven Reiten 
des vorigen Jahres vorbehalten und vorweg abgezogen, und es könnte 
im Tlegtern Falle behanptet werben, daß bie Zuftimmung des Bürger: 
ausſchuſſes nicht nochmals erforderlich fey, foweit diefelbe ſchon zum 
vorigen Etat oder im Laufe des vorigen VBerwaltungsjahrs gegeben murbe, 
Allein dies würde zu Misftänden und zur Befeitigung des gefeglichen 
Mitwirfungsrehts des Bürgerausſchuſſes führen, indem fich die Umſtände, 
unter benen jene Zuflimmung erfolgte, verändert haben können, wie nas 
mentlich fich gezeigt haben fann, daß eine folche Ausgabe noch verſchieb⸗ 
lich ift, indem ferner dadurch die Ueberſicht und der regelmäßige Gang 
im Haushalte beeinträchtigt würde. In ber Megel werben daher Aus— 
gaben, für welde im vorigen Gtat zwar das Nöthige vorgefehen war, 
bie aber micht zur Ausführung Famen, aufs Neue der Befchlußnahme 
über ihre Aufnahme in den Gtat unterliegen müflen, zu einem Vorbehalt 
an den Reiten wirb der Gemeinderath aber in dem Falle befugt feyn, 
wenn fihon eine Verbindlichkeit zu folchen Ausgaben im Allgemeinen eins 
gegangen iſt, folde aber nur noch nicht Liquid find, oder wenn das 
Berwaltungsjahr noch nicht verfloffen, wenigſtens die Rechnung noch nicht 
abgejchlofien ift. Im letztern Falle ift diefe Behandlung befonders dann 
praftifch, wenn berlei Ausgaben ſchon theilweife decretirt find, weil dann 
der Aufwand für einerlei Zweck nicht in mehrere Gtats- und Rechnungs⸗ 
perioden zertrennt wird, ſondern in einer Rechnung verrechnet werben kann. 


$. 300. 


4) Würden die Einnahmen der laufenden und der Reſtverwal— 
tung im neuen PVerwaltungsjahre gerade zu der Zeit und in der 
Größe fließen, wie Ausgaben zur Leiftung verfallen, fo wäre damit 
der Wirthichaftsbetrieb fichergeftell. Da aber dies regelmäßig nicht 
der Fall ift, da vielmehr die Kaffen mit den verfallenen Ausgaben 
aldbald in Anfpruc genommen zu werben pflegen, während bie 
Einnahmen entweder noch nicht verfallen find, t) oder, wenn auch 
verfallen, doch bei den Schuldnern nicht immer in kurzer Zeit bei— 
getrieben werden Fönnen, fo ift es nothwendig, die Kaffe für die 
Zwifchenzeit mit Mitteln auszuftatten, was man Betriebscapital 
heißt. 2) Diefe Ausftattung geſchieht theils mit den am Anfang des 
neuen Verwaltungsjahres aus dem vorigen übrig gebliebenen Vorräthen 
(Geld oder verfäuflihe Dinge), theils können hiezu ſolche Ausftände 
verwendet werden, auf deren alöbaldiges und zeitiges Eingehen 
mit Sicherheit zu rechnen iſt.) Da nun auch in dem neuen Ber: 
waltungsjahre zu erwarten ift, daß die etatmäßigen Einnahmen (und 
die Refte) nicht durchgängig zu rechter Zeit eingehen, während auf die 
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Leiftung der etatmäßigen Ausgaben (wie der Ausgabenrüdftände 
von früherer Zeit) im Laufe ded Verwaltungsjahrs in der Regel 
von Seite der Forderungsberechtigten gedrungen werden wird, wie 
auch jede geordnete Verwaltung zur Erhaltung ihres Credits und 
zu Vermeidung des unrehtlihen Verfahrens, daß Einzelne gu Gun- 
ften des Ganzen dur Nichterfüllung ihrer Forderungen beeinträch- 
tigt werden, ſchon von felbft die rechtzeitige Ausgabeleiftung mög— 
lich zu machen fucht, fo können die Vorräthe und Reſte nur nad 
dem weitern Abzuge dieſes Betriebscapitald als im Laufe des 
neuen Berwaltungsjahrs verfügbare Mittel angefehen werden. 4) 
Die Größe dieſes Betriebscapitald hängt aber bei jeder Corporation 
von der Zeit und von der Größe ab, in welcher Ausgaben den vor— 
gejehenen Einnahmen im wirflihen Anfall vorauszugehen pflegen. 5), 

Die Verwendung der hienach noch verfügbar bleibenden Vor— 
räthe und Xctivrefte des vorigen Jahre zu den Ausgaben des neuen 
ift dann aber infofern eine Pfliht gegen die Steuerpflichtigen, als 
ihnen dadurh nur die im vorigen Jahre wegen zu hohen Borans 
fhlagd der Ausgaben oder unerwartetem Mehr der Einnahmen gegen- 
über dem Etat etwa zu viel bezahlte Steuer wieder vergütet wird, 
indem jept die Einnahme um den Betrag jener Refte höher, das 
durh Umlage zu dedende Defizit mithin um fo viel Heiner wird. ®). 


1) Die Kunft der Verwaltung befteht hier darin, ein möglichft nieveres Ber 
triebscapital nöthig zu machen, um die font hiezu erforderlichen Vor⸗ 
räthe und Reſte zur Beftreitung der etatmäßigen Ausgaben und Rückſtände 
feloft verwenden und in den Wirthfchaftsplan aufnehmen zu fönnen, wos 
durd die Einnahme des Etats erhöht, fomit das Defizit vermindert wird, 
Die Mittel hiezu find nebſt der eifrigften Thätigfeit in Beitreibung ber 
Einnahmen befonders auch Berwaltungsmaßregeln, welche bezwecken, daß 
bie Ginnahmen zu gehöriger Zeit fällig find und bie Ausgaben nicht zw 
ungelegener Zeit eintreten; namentlich gehört hieher die Einrichtung der 
Binstermine bei Nctivcapitalien und bei Paffivcapitalien auf ſolche Zeits 
punfte, wo bie Zahlung erforderlich, aber auch leicht von ben Schulbnern 
zu bewirken ift, beziehungsweife leicht von ber Kafle gewährt werden fann- 
ebenfo die Feſtſetzung entfprechender Zahlungstermine bei Holzverkäufen ıc. 
und bei Anfäufen. 

2) Somm.Orbg. IV, 1. $. 12. fegt ſolche Betriebscapitale, oder eigentlich 
mehr Refervefonds, nad dem umrichtigen und viel zu allgemeinen Maß— 
ftabe der Größe der Gemeinden in Summen von 200 fl. bis 3000 fl. feit. 

3) Es kann vorkommen, daß Vorräthe und Refte nicht in dem Maße vorhans 
ven find, ald das Beiriebscapital erfordert, bann ift folches theilweiſe 
aufgezehrt in Folge eines mangelhaften Wirthfchaftsplanes, bei welchem 
die obigen Gefichtspuntte außer Acht gelaffen wurden. Es muß bann auf 
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wenigſtens allmählige Schaffung des erſorderlichen Betriebscapitals nöthigen⸗ 
falls durch Aufnahme einer entſprechenden Eumme in den Etat, alfo durch 
Verwendung etatsmäßiger Ginnahbmen hiezu, Bedacht genommen werben. 
Eine dem Verhältniffe und Bedürfniſſe jeder Mirtbfchaft angemeflene Summe 
an Vorräthen oder disponiblen Neften (beweglicher Fond) muß immer er: 
halten werden, wie der Grundſtock als unbeweglicher Fond erhalten wer: 
den muß. 

4) Oder es Fünnten die Ginnahmen in ben Gtat nur infoweit aufgenommen 
werben, als fie binnen des DVerwaltungsjahres wirflich fließen werten, 
woburd aber immer noch innerhalb des Verwaltungejahres wegen der den 
Einnahmen vorausgehenden Ausgaben ein weiteres Eleines Betriebscapital 
nöthig wäre. — Das andere Mittel, die obigen Zwede zu erreichen, das 
nur noch übrig bleibt, wenn ein Betriebecapital nicht vorgefehen ift, if 
das Shuldenmaden, wovon hienach. — Gefept, es feyen die etatd- 
mäßigen Ginnahmen und ber zu Ergänzung berjelben umzulegende Ge: 
meinvefchaben zuſammen 1500 fl. und fönnen muthmaßlidh nur 1400 fl. 
nach kisherigen Erfahrungen im Laufe des Berwaltungsjahtrs oder bie zu 
Fertigung des neuen Gtats hievon eingehen, fo gibt das wieder einen 
Ausfall von 100 fl, und da namentlich in den erfien Monaten des neuen 
Jahre ſchon etwa 300 fl. Ausgaben anfallen, während nur etwa 100 fl. 
eingehen, fo fehlt es außerdem für die erfte Zeit an 200 fl. und fo iſt 
auch fpäter eine gewiſſe Summe nöthig, um Ausgaten für die Zeit be— 
ftreiten zu fünnen, in welcher Ginnahmen noch nicht flüffig wurden. Tiefe 
Mittel finden ſich nun einerfeits in dem Geldvorrathe, der vom vorigen 
Jahre an defien Schluffe erübrigen muß, wenn nicht ſämmtliche Reſte bes 
weiter vorgehenden Jahres zu den verwendbaren Ginnahmen beſtimmt wur: 
den, und der bei richtigen Boranfchlägen ($. 297. am Schluß) aud) außer: 
dem fich barbieten wird, wenn nidt ungewöhnliche Greignifie eintreten ; 
andererfeits darin, daß die Ginnahmen, melde im vorigen Jahre nicht 
mehr beizutreiben waren und daher bei Fertigung des neuen Gtafs als 

Activreſte ausftehen, nun im neuen Jahre wenigitens eingehen werben. 

5) Bei den Gemeinden fommen namentlid tie in den erflen Monaten bes 
neuen Berwaltungsjahrs zu liefernden Staatsfteuern in Betracht, da die 
Etemerzahlungen der Einzelnen erit im Herbite zu beginnen pflegen. 

6) Man hat dies früher allgemein überfehen und es für allein wirthſchaftlich 
gehalten, die durch Nichtbeachtung früherer Nefte entftandenen Ueberſchüſſe 
immer wieder zu Gapital anzulegen; es mußte dann, weil die bei Ferti— 
gung eines neuen Etats vorhandenen Activrefte außer Berechnung blieben, 
die zurückgebliebenen Ausgaben aber, z. B. von unterbliebener Echulden- 
tilgung, wieder in den neuen Ausgabeetat gefeht wurden, nothwendig bie 
Umlage von Jahr zu Jahr gefleigert werben. Bergl. übrigens $. 302. 
Bet. 3. 


$. 301. 


Der Voranfchlag des Wirtkichaftsplanes ergibt hienach im 
Ganzen für das neue Verwaltungsjahr; 
25 
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I. Als zu erfüllende Leiftungen: 

1) die von frühern Jahren zurüdgeblicbenen Zahlungs: 
rüdjtände — Baflivrefte; 

2) Dedung der früher entzogenen Grundftodstheile; 

3) die laufenden Ausgaben. 

I. Als hiezu vorerft verfügbare Mittel: 

1) die Vorräthe und Activrefte aus frühern Jahren, wie 
fie fih nad den in $. 299. und 300. angeführten Regeln 
berechnen, wobei Vorräthe an Waaren ıc. zu den muth— 
maßlich erlösbaren Preiſen anzufchlagen find; 

2) die laufenden Einnahmen. 

Nach der Bergleihung der Gefammtfummen zu I. und II. ergibt 
ſich fofort entweder 1) daß die erfte durch die zweite eben gededt 
ift, in welchem Falle für die Feitftellung des Wirthſchaftsplanes 
nichts weiter erforderlich ift; oder 2) daß die zweite zu Dedung der 
erften nicht hinreicht, daß aljo ein Abmangel (Defizit) der nöthigen 
Mittel vorliegt; oder 3) daß die zweite Hauptfumme die erite übers 
wiegt, alfo ein Ueberſchuß fi herausjitellt. 


II. Deckung des Abmangels. 


$. 302, 


Ein durch die vorerwähnten Berechnungen zu Tage getretener | 
Abmangel der Einnahmen gegenüber den Ausgaben fann zunächit | 
durch folgende, aus dem ordentlichen Wirthfchaftsbetrieb ſelbſt ent— 
nommene Mittel gehoben werden: 

1) Durh Zurüdftellung von Ausgaben und Reiftungen 
für fpätere Berwaltungsjahre, wobei es im Allgemeinen darauf | 
anfommt, zu erwägen, ob nicht hiedurch die Zwede der Corpo— 
ration und die dabei zu beachtenden höhern Rüdjichten beein | 
trächtigt würden, ob nicht andererfeitd wirthichaftlibe Nachtheile 
entftehen, ob bei einer rechtlichen oder gejeglichen Verbindliche 
feit, die vorerft unerfüllt bleiben foll, der Aufſchub zugelaffen 
wird.!) Es Fann hienach die Durchführung einer vorliegenden 
Aufgabe, 3. B. eined Bauweſens, auf mehrere Jahre verz- 
theilt werden, 2) wenn die Behörde, welde den betreffenden 
Berwaltungszweig zu beauffichtigen hat, die zumalige Aus— 
führung nicht als dringlich und gefeglich geboten erfennt, wobei 
ſich aber weiter fragt, ob nicht durch eine folhe Vertheilung 
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die gute Ausführung unfiher gemacht und ob nicht die durch 
gleichzeitige Ausführung des Ganzen möglichen Erfparniffe 9) 
die andern wirthichaftliben Nachtheile derfelben ausgleichen. 
Ferner fann namentlich die Dedung früherer Uebergriffe, die 
Grundftodserginzung und Schuldenzahlung, in Rüdficht auf 
anderweite außerordentliche Leiftungen eined Berwaltungs- 
jahres, mit Genehmigung der Auffichtöbehörde auf fpäter zus 
rüdgejtellt werden. 

2) Durch Herbeizicehung außerordentliter Einnahmen aus dem 
Gorporationsvermögen, namentlich 

a) Einziehung oder Schmälerung der in ter Nutznießung 
der Bürger befindlichen Theile des Gemeindevermögend 
($. 56. 60.). Dieſe Maßregel erfcheint um fo bedenk— 
licher, je größer der Unterſchied in der Steuerfühigfeit 
der in gleichem Genuſſe hievon ftehenden Bürger ijt, fo 
daß der Bortheil hieraus (durch Erniedrigung des durch 
Umlage zu dedenden Defisit) vorzugsweile den Höher: 
befteuerten zu gut fommt, bejonders dann, wenn die zu 
diefer Mafregel Anlaß gebente aufßerordentlihe Ausgabe 
(wie Straßenbauten 20.) mehr den Bejteuerten nüßt, 
oder wenn dadurd ohnehin geringe Nahrungsmittel der 
unbemittelten Bürgerclaffe geichmälert werden. 

b) Hereinziehung von Einfünften, welde nad dem ortents 
lihen Gange der Wirthfhaft erſt fpäter fällig würden, 
Borempfänge, wie fie namentlich bei Waldungen 
durch außerordentlihe, dem Nupungsplane vworgreifende, 
Hicbe vorfommen fünnen. 4) Es iſt Har, daß hiedurd 
der Wirthichaftsgang fünftiger Jahre geftört und ſolchen 
die für ihre Bedürfniffe, welche möglicherweife noch 
größern und außerordentliben Zuwachs erhalten, nöthi« 
gen Mittel mehr oder weniger benommen werden, ab» 
geliehen davon, daß der durch das ZJuwarten bie zur 
ordentlichen WBerfallzeit eintretende Zuwachs des Ertrags 
abgejchnitten wird. Zu diefer, in der Regel nur als legtes 
Nothmittel zu betrachtenden, Maßregel ijt bei Gemeinden 
neben der Zuftimmung des Bürgerausfchuffes die Ges 
nehmigung des Theramts, 5) bei Stiftungen der Beſchluß 
des Stiftungsrathd nah Wernehmung ded Bürgeraus— 
ſchuſſes und die Genehmigung des gemeinfhaftlichen 
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Oberamts, wenn aber die Borempfänge erheblich find, 
der Kreisregierung 6) nothwendig. 

3) Ein drittes und in der Regel wirthihaftlich gutes Mittel zu 
Deckung eined Abmangeld liegt in der Vorausbildung 
eined Fonds für eine zu erwartende außerordentliche und 
größere Ausgabe, welder bei dem Eintritt diefer verwendet 
werben fann (Baufonds 2c.). Jene gefchieht durch einftweilige 
Beifeitftelung und fichere und nügliche Anlegung von Mitteln, 
welche zu den vorher vorfommenden Ausgaben und Leiftungen 
nicht nöthig find und die aus den ordentlihen infünften 
einer Corporation, oder auch durch — zu diefem Zwede vor- 
aus gemachte Umlagen gewonnen werden. Während dieſe 
Anfammlung übriger Einkünfte bei folder Ausſicht großen 
fünftigen Aufwandes ohnehin wirtbfchaftlich geboten ift, er— 
fcheint die Herbeiziehung der Steuerpflidtigen fchon zum Vor— 
aus um fo eher gerechtfertigt, je mehr das Berürfnif, das 
jene außerordentliche Ausgabe herbeiführt, im Grunde ſchon 
jest vorliegt und nur vorerft minder dringlich erjcheint und je 
näher die Nothwendigfeit der wirflichen Leiftung ift, die dem— 
nach doc jedenfalld den dermaligen Steuerpflichtigen zufällt, 
welche durch ſolche vorausforglihe Maßnahmen gegen eine, 
durch gleichzeitige Umlage des Ganzen, entftehenve Ueber— 
bürdung gefhügt find, oder doch durch fpitere allmählige 
Dedung eined bereitd gemachten Aufwandes jedenfalld in 
größerem Maßſtabe beanfprucht würden. 

Außerhalb des eigentlihen Gebiets der eigenen Wirthſchaft 
ftehen dagegen folgende Mittel der Dedung eined Abmangels. 


1) Bergl. Verw.Edict $. 130. erſter Eap. 

2) Eine zwedmäßige Vertheilung wirthichaftlicder Aufgaben je nach tem ver: 
fügbaren Mitteln ift z. B. namentlid bei Waldeulturen, Waldwegen »c. 
am Plage; ſodann bei Bauten, wozu etwa die erforderlichen Hölzer in 
einem gewifien Walddiſtrikt, oder wozu die Mittel durch den Erlös aus 
dem Grirage befierer Holzfchläge gewiſſer Jahre zu gewinnen find. Mo 
die Ginnahmen fo nad verfchiedenen Jahren wechfeln, richtet man billig 
auch Ausgaben und Leitungen darnach ein, wenn anders die oben ans 
gebeuteten Gründe es zulaffen. — Solche Rüdfichten find namentlich unter 
ohnehin drückenden Zeitverhältnifien zu beachten. Grlaffe des Minifteriums 
des Sunern vom 4. Nov. 1846. und 27. Yan. 1847. 


3) Wenn gewifie Vorrichtungen, wie Gerüfte ıc., nöthig find, fo wird es wohl: 
feiler Fommen, die Arbeit auf einmal ausführen zu laflen; ferner ift dies 
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geboten, wenn bei theilweifer Ausführung das zuerft Fertige wicher dem 
Verderben ausgefegt wäre. 

4) Auch durch Borauszahlung von Pachtgeldern ꝛc. Dagegen gehören nicht 
hieher Durchforftungen, die im Interefie der orbentlichen Waldbewirth— 
ſchaftung felbft nöthig ſeyn können ($. 78.). 

5) Verw. Edict $. 53. 65. 8. 

6) Verw. Edict $. 134. PH. 11. $. 137. 146. 148. PH. 6. 


1) Angriff des Grundſtocks. 
$. 303. 

Grundſtock heißt überhaupt ein beftimmter rechtlih ab- 
gegrenzter Befigftand, durch deffen Schmälerung die Wirthichaft 
in fchlimmeren Zuftand gerathen würde, während bei feiner Er— 
haltung die Ergebniffe der Wirthitaft, die Einnahmen und Aus— 
guben, infoweit ſich gleich bleiben, als nicht die wechfelnden Einflüffe, 
welche den jeweiligen Ertrag 2c. beitimmen, darauf einwirken. !) 
Was hienab als Grundjtodstheil und als Angriff oder Mehrung 
deffelben anzufehen ift, beftimmt fih für jede einzelne Wirth 
ſchaft durch Vergleichung dieſes ihres frühern Befigftandesd gegen 
den ſpätern, indem das, was bei einer beſtimmten Wirthſchaft dieſen 
Beſitzſtand unverändert läßt, bei einer andern ſich als Schmälerung 
zeigen kann. Im Allgemeinen jedoch begreift der Grundſtock Alles, 
was die Natur eines bleibenden wirthſchaftlichen Capitals 
hat oder in ſolches umgewandelt werden kann, namentlich 1) ſolche 
Vermögenstheile oder Privatrechte an fremdem Vermögen, welche 
einen reellen reinen Ertrag abwerfen oder abwerfen könnten, ohne 
zugleich, wie z. B. Fahrnißſtücke, einer allmählichen Abnützung Drer 
Subſtanz unterworfen zu ſeyn, namentlich Guͤter, Geldeapitalien, 
Gefälle; 2) ſolche nugbare öffentlihe Rechte, welche zu einem feſten 
rechtlich anerfannten Befiß geworben find, wie bei Gemeinden das 
Recht zu Bejteurung einer beftimmten Grundfläche, die vom Staate 
gewährte Entſchädigung für entjogene öffentliche Gerechtſame, als 
Umgelvsbezug, Weggeld 20.5 3) das Recht auf die durch bejondere 
Titel begründete ftehende Vertretung durch Dritte in ſolchen Leis 
ftungen, welche außerdem der Corporation obliegen würden, 3. B. 
Bauverbindlichfeiten an Kirchen, Bejoldungsreihungen an Corpo— 
rationsdiener u. A. Keineswegs gehören aber dahin foldhe nußbare 
Rechte, die mit dem öffentliben Dafeyn einer Corporation noth— 
wendig und gefeglich verfnüpft find, daher durch die Geſetzgebung 
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aufgehoben oder unter gewiffen geſetzlichen Beftimmungen verändert 
werden fünnen, als Bürgerannahmgebühren, Steuerbefugnifie an 
fih und ohne Rüdjicht auf einen beftimmten rechtlich gegen andere 
Gorporationen abgegrenzten Befigftand und Aehnlices. 

Diefem activen Beftigftande fönnen aber auch pafjive Rechts— 
verhältniffe gegenüber ftehen, nad deren Abzug erft der wahre und 
wirkliche Orundjtodsbeftand ſich herausftellt: 1) Rechte Dritter auf 
dem Vermögen ($. 54. Pt. 2.); 2) Rechte Dritter in Bezug auf 
diejenige öffentliche Nechtefphäre, worin eine bejtimmte Corporation 
ordentlicherweife diefe Rechte auszuüben hat, 3. B. fremde Bes 
fteurungsresbte in der Markung; 3) ftehende Lajten, auf deren Leis 
jung Andere einen privatrehtlihen Anjpruh haben, 3. B. Baus 
verbindtichkeiten an folden Objecten, die nicht in den Wirfungsfreis 
einer Gorporation gehören. Keinedwegs gehören aber auch hieher 
ſolche Berbindlichkeiten und Leiftungen, welde in der gejeglichen 
Aufgabe einer Corporation jedenfalls liegen, wie die Wegbaulait 
in der Marfung, oder weldhe unter gewiſſen gefegliden Beſtim— 
mungen abyeindert werden fönnen, wie Gemeindenugungen, Ber 
‚foldungen u. A., überhaupt bloße Verwaltungsmaßregeln, 
wodurdh zwar eine jtehende Ginrichtung herbeigeführt, aber fein 
geyenüberftehendes feites und bleibende Recht Dritter bes 
gründet wird. 2) 

1) Diefe Begriffsbeſtimmung if zwar im ben Geſetzen felbit nicht ausdrücklich 
gegeben, läßt ih aber aus denſelben ableiten. Denn wenn auch unter 
„Semeindefonds“ Verw. Edict $. 25. zunächſt das Etammpvermögen an 
Gütern, Gapitalien ze. zu verftehen ift, fo find demfelten die Fälle in ihrer 
rechtlichen Bereutung ganz gleichgeftellt, wenn der „Gtat” bleibend 
verändert ($. 52. PH. 7.) werben fell, namentlih aber fchließt fich 
obige Begriffsbeftimmung der allgemeinen Bezeichnung in $. 65. am, 
„wenn das Interefie der gegenwärtigen Bürgerfhaft und 
der fünftigen Mitglieder der Gemeinde getheilt ift,“ worin 
der praftifche Gehalt obiger Begriffsbeſtimmung ausgebrüdt it. 
„Paſſivübernahme an Nenten, Zinfen, Gülten und läftigem Eigenthum.“ 
Verw. Edict $. 53. 65. h. „Bleibende Verbindlichkeit ce.” $. 66. Note 5. 
Als Läfiges Gigenthum find Gebäude nah $. 305., Brüden, Wege, 
fedann überhaupt ſolche Grwerbungen anzufehen, bei welchen es zweifel- 
haft ift, ob der Gewinn nicht überwogen wird durch die mit übergehenden 
Laften. Keineswegs aber können Grwerbungen gemeint feyn von mit 
Sülten ꝛc. tehafteten Gütern und Aehnlichem, wobei neben ber Laſt ein 
biefe überwiegender Activvermögenstheil erworben wird. Vergleiche 
übrigens $. 306. — Daß das Gefep nicht jede bleibende Ausgabe als 
Berbindlichkeit in obigem Sinne betrachtet, geht aus dem Gegenfag 
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hervor, den es zwifchen Berbindlichkeiten einer Corporation und zwifchen 
jährlich wiederkehrenden Ausgaben, als Befeldungen ꝛc., aufftellt. Siehe 
Verw. Edict $. 148. Pit. 3. und 4. 


$. 304. 


Wie fhon in $. 57. beim Vermögen im engern Sinne aus— 
geführt ift, find die jeweiligen Genoſſen einer Corporation ver: 
pflichtet, diefen Befigftand ungeihmälert der Nachkommenſchaft 
zu übergeben, !) fomit flüffig werdende Orundjtodstheile wieder auf 
den Grundjtod zu verwenden und anzulegen. Als ſolche Grund— 
ftodseinnahbmen aber find zu betrachten: 1) eingehende Capi— 
talien, Erlöfe aus erfauften Gütern und Gebäuden (vergl. $. 305.), 
Ablöfungsichillinge von Gefüllen und Realrehten; 2) Entſchädi— 
gungen für entzogene öffentliche Rechte, Pt. 2. in $. 303.5 3) Abs 
findungscapitale für Verbindlichfeiten Dritter, Pt. 3. dafelbft. 2) 

Wenn Grundftodstheile auf dieſe Art oder taufchweije ver: 
werthet werden follen, was für fich ſelbſt ſchon bei einzelnen Arten 
des Vermögens nur unter den in $. 59. erwähnten Beftimmungen 
geihehen kann, die auch bei einer im Wege der Uebereinfunft Statt 
findenden Feitiegung der zu 3. erwähnten Abfindungsjummen Platz 
greifen, 3) jo ift ed Aufgabe der Verwaltung, den höchſt möglichen 
Gegenwerth zu erzielen ($. 47. a.), und c6 bildet dann der ganze 
Betrag Ddiefed erzielten Gegenwerthes einen ergänzenden Theil des 
Grundftods.4) Dagegen fann für den Grundſtock auch nur der 
wirflich erzielte Gegenwerth dann verlangt werden, wenn folder 
wegen bejonderer Verhältniffe, 3. B. wegen des gefeglihen Abs 
löfungsmaßjtabes, dem vollen Gapitalwerthe des veräußerten Grund 
ftodstheild nicht ganz gleihfommt, und es kann fomit die Ergänzung 
des hiezu Fehlenden aus Mitteln der laufenden Verwaltung nicht 
verlangt werden. 

1) Verw. Edict $. 25. zweiter Satz. $. 90. $. 129. 

2) Geſetz vom 14. Mpril 1848. Art. 14. Behntablöfungsgefeß Art. 40. 
Bergl. die in $. 128. wegen ber Kirchenbanlaft ıc. Dritter angeführten 
Beftimmungen, bie ihre Anwendung aud auf etwaige andere auf abgelösten 
Zehnten haftenden Leitungen für Gorporationen finden. 

3) Zehntablöfungegefeg Art. 29. 

4) Iſt diefer Gegenwerth größer, als der Gapitalwerth bes verwertheten 
Grundfiodstheiles, fo wird der Grundited vermehrt; den Mehrwerth für 
die laufende Verwaltung ohne weiters zu verwenden, wäre unrecht, ba 
diefe auf nichts weiter, als auf den Ertrag aus Grunbftodstheilen Ans 
ſpruch Hat und nad dem Schlußfag des $. auch einen Minderwerth nicht 
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zu erfeßen ſchuldig if. Doc ift bei foldyen günfligen Erwerbungen nach 
Umftänden eher Grund vorhanden, die Berwendung des Mehrwerthes zu 
laufenden Ausgaben zu genehmigen. 


$. 305. 


Es ijt ferner die Aufgabe der Verwaltung, für die eingehenden 
Grundſtockscapitale die nad tem Berhältniffe einer Körperjhaft 
ſchicklichſte und vortheilhaftefe Art und Weife der Wieder: 
anlegung zu Grundftod audzumitteln und anzuwenden. 

Als Wiederverwendung auf den Grundſtock ijt aber zu be- 
trachten: 

I) die Erwerbung von Vermögenstheilen, deren Sub— 
tanz ich nicht abnüst und die einen im Verhältniß des ein- 
gezogenen Grundjtodstheild möglihft reihen Ertrag abwerfen, 
namentlib a) die Anlegung zu verzinslicen Geldcapitalien ; 
b) Anfauf von Feldgütern, Waldungen;!) e) ter Bau und 
Ankauf von Gebäuden fann dagegen nicht unbedingt hieher 
gezählt werden, weil ſolche in der Negel nicht durchaus Die 
Natur der eben bezeihneten Gattung von Vermögenstheilen 
haben, vielmehr mit ihnen nicht nur Die ftehende Laſt der 
Unterhaltung, fondern auch die Ausficht auf die Noth— 
wendigfeit gänzliche Wiederherftellung übernommen wird. 
Im Allgemeinen kann daher der Aufwand auf neue Gebäude 
nur inſoweit ald Grundſtocksverwendung anerfannt werden, 
ald Der muthmaßlich bleibende Ertrag durh Wermicthbung 
oder mit Geldyewinn verbundenem Selbſtgebrauch, nad Ab- 
zug der durchſchnittlichen jährlichen Unterhaltungsfoiten und 
des auf einen Jahreswerth zurüdgeführten Aufwandes für den 
einjtigen Neubau?) — den frühern Ertrag der hiezu ver— 
wendeten Grundſtockögelder ausgleicht oder zu Capital erhoben 
einen neuen rentirenden Grundjtodsbeftandtheil darſtellt. Die: 
ſem Grtrage kommt cd fjodann in der Wirfung ganz gleich, 
wenn durd die Erwerbung eines Gebäudes ein bisher von 
der Körperfchaft fortdauernd zu leiften gewejener Miethzins 
für ein fremdes Gebäude erfpart wird, und ijt daher aud der 
Gapitatwerth dieſes bisher nah dem Durchſchnitte mehrerer 
Jahre zu bezahlen gewejenen Miethzinfes mit dem gleichen 
Abzuge, wie vorhin (wofern nicht einzelne Bauverbindlicfeiten 
auch am gemietheten Gebäude zu leiften waren), ald Grund» 
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ſtocksverwendung zu erkennen. Es kommt daher auf eine rich— 
tige Schätzung des neuen bleibenden Gegenwerthes an, wobei 
dem Grundſtock eher weniger als mehr aufgerechnet werden 
wird, da deſſen Vermehrung ſelbſt wieder wirthſchaftliche Vor— 
theile hat. Sodann kann es keinen Anſtand haben, daß der 
Erlös aus einem verkauften oder abgebrochenen Gebäude, an 
deſſen Stelle für den gleichen Zweck ein zum mindeſten ebenſo 
ausreichendes Haus gebaut oder erkauft würde, zu Deckung 
der Koften des legtern verwendet werden fann, indem bier ja 
für das Verwerthete ein vollftändiger Eriag gegeben wird. °) 
Aller fonftige Bauaufwand aber, ſey ed Wiederherftellung oder 
Erneurung Schon bisher für beftimmte Zwecke beftandener Ge— 
biude, oder fey £8 Erwerbung von Gebäuden für neue, der 
Körperjchaft gejeglich auferlegte oder in ihrer Aufgabe fonft 
gelegene Zwede, muß an fich ald Aufyabe der laufenden Ver: 
waltung erfannt werden, weil fonft eine Shmälerung des 
Grundſtocksbeſtandes eintreten müßte. 4) 

Die Ablöfung von befondern Rechten, welhe Dritten an 
dem Privatvermögen oder in der öffentlichen Rechtsſphäre einer 
Gorporation zuftehen ($. 303. am Schluß), jo daß der Ertrag 
des erftern und die mit der legtern verknüpfte wirthfihaftlide 
Nupbarkeit fich in entiprehendem Maße erhöht. 

Ablöfung der befondern Verbindlidfeiten zu Vers 
tretung Dritter in gewiffen Leiltungen, als Baulaften ıc., 
wodurch der hiefür nad durchſchnittlicher Schätzung bisher zu 
machen gewejene Aufwand wegfüllt und der wirtbichaftliche 
Beligftand um den hiezu bisher verwendeten Einnahmebetrag 
ſich verbefiert. 


Der unmittelbaren Verwendung der Grundftodseinnahmen für 


ſolche Zwede fteht dann ganz gleich die Verwendung derfelben 
zu Abtragung von Schulden, weldhe aus Anlaß und zum Zwed 
folder Erwerbungen oder Ablöfungen früher aufgenommen wurden 
(Grundſtocksſchulden, $. 310.) 


1) Beim Ankauf von Waldungen ift jebech ber in dem Kanfpreife mit ent⸗ 


baltene Werth des alsbald hHaubarem Holzes nicht als Grundftodss 
erwerbung zu betrachten. 


2) Zu Ausmittlung dieſer ige geben die aus Anlaß ber 
Zehntablöſung nad Zehntablöfungsgefeg Art. 30 ff. gemachten Schäßungen 
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erwünfchte Anhaltspunfte. 
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3) Daß dagegen ber Erlös aus ſonſt verkauften Gebäuden nach $. 305. 
als Grundſtockseinnahme unbedingt erflärt iſt, widerſpricht nicht der obigen 
Ausführung, wenn es gleich fcheint, daß dieſer Erlös bei Gebäuden, vie 
feinen Reinertrag abwerjen, oder nur geringen, gar nicht oder nur teils 
weiſe für den Grundſtock angefprochen werben fönne, wie umgelehrt ver 
Bauaufwand nur infoweit als Grundflodsverwendung anerfannt wird, als 
derfelbe einen neuen Neinertrag ſchafft. Allein gerade der Umſtand, daß 
aus einem Gebäude ein Erlös erzielt wurde, beweist, daß daſſelbe einen 
größern Ertragswerth hatte, als die Banfoften ausmachten. Die laufende 
Verwaltung gewinnt dann ohnehin durch den Wegfall ver Laften in ber 
Ausgabe und durch Erhöhung ber Einnahme um den Zins des Kauf- 
ſchillings — oder fie wird für den entgehenden Miethzins hiedurch ent= 
ſchädigt, Hat aber feinen Anſpruch auf das Capital ſelbſt. — Doch ift 
dabei vorausqufegen, daß bie Grwerbung des Gebäudes auch aus Grund: 

- fiodsmitteln oder wenigftens aus Mitteln der laufenden Verwaltung früs 

berer Zeiten gefcheben ift, indem es offenbar unrecht wäre, ben Grlös 
beim Berfauf zum Grundftod zu ziehen, wenn die jegigen Eteuers 
pflichtigen oder ein Theil derfelben feiner Zeit durch Umlagen bie Gr: 
werbung aus laufenden Mitteln möglich gemacht haben. 

4) Eine Ausnahme hievon fann etwa geltend gemacht, fomit einer Aufrechnung 
zum Grundſtock Statt gegeben werben bezüglich bes Nufwandes für Er— 
werbung des Grund und Bodens zu einem neuen Gebäude, weil dieſer 
feiner Abnützung sc. unterliegt, und wenn er auch für fich jetzt nichts er⸗ 
trägt, doch im Falle bes Abgangs bes Gebäudes nugbar gemacht werden 
fann, wie man umgefehrt den Grlös aus Güterftüden, wenn fie auch bie: 
her nichts erirugen, für den Grundſtock mit Recht in Anfprudh nimmt. — 


$. 306. 


Sollen Grundftodseinnahmen in den hienach bemerften außer: 
ordentlihen Fällen zu andern, ald den vorbenannten Zweden, alio 
zu laufenden Ausgaben verwendet werden, fo kann dies jeden— 
falls nur geſchehen: | 

1) bei Gemeinden mit Zuftimmung des Bürgerausfchuffes und 
Genehmigung der Kreisregierung ;t) 

2) bei Amtscorporationen nah Beihlußnahme der vollen Amts» 
verfammlung und mit derjelben Genehmigung ; ?) 

3) bei Stiftungen durch Beſchluß des Stiftungsrathd nad gut- 
ächtliher Vernehmung des Bürgerausjhuffes und mit Ge— 
nehmigung der Kreisregierung. 3) 

Wie durch jede folhe anderweite Verwendung von Grundſtocks— 
einnahmen ein Angriff, eine Schwächung des Grundſtocks entftcht, 
fo tritt die gleihe Wirfung dadurh ein, daß auf den wirthiihaft- 
lien Beſitzſtand einer Gorporation neue bleibende Verbind— 
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lichkeiten ($. 303. am Schluß) übernommen werden, was deshalb 
nur unter denfelben Beitimmungen gefchehen kann.“) Hieher gehört 
insbejondere aud der Fall, wenn auf eine Corporation, 3. B. auf 
die Amtskörperſchaft, auf die Stiftung, die bleibende Verbindlich 
keit zu Leiftungen übernommen wird, welche nad der gejeglihen Ab— 
grenzung der Aufgaben jeder Corporation, oder nad früherem rechts 
lihem Befigftande einer andern Corporation, 3. B. der Gemeinde, 
oblagen (vergl. $. 281. Pit. 3. $. 290. Pt. 3.). 


1) Berw. Edict $. 52. Nro. 7. 8. 53. $. 66. Nro. 6. Im dieſen Geſetzes⸗ 


ftellen ift zumächft von Verwendung eines Activcapitals zu laufenden Aus: 
gaben die Rede; allein alle in $. 303. erwähnten Grunbftodstheile vers 
wandeln ſich, fobald ſie flüſſig werten, in Activcapitale, als Kauffchillinge, 
Ablöfungsichillinge xc. 


2) Daf. $. 84. $. 89. e. 
3) Daf. $. 134. Mro. 12. 25. $. 137. $. 148. Nro. 7. 8. 
4) Daf. $. 53. $. 65. b. $. 66. Nro. 5. $. 134. Nro. 2. $. 148. Nro. 2. 


6. 307. 
Das Grundftodsvermögen fann in verfchiedenen Graden für 


die wirtbichaftlichen Bedürfniffe in Anspruch genommen werden: 


a) 


b) 


durch einfttweilige Verwendung eingehender Grundſtocksgelder 
zu laufenden Ausgaben, wenn die Wiederanlegung derfelben 
noch in der nemlichen VBerwaltunge&periode aus ſpäter 
eingehenden Einfünften erfolgt. Die wirthichaftlite Regel ift 
zwar, daß Grundftodstheile, wenn fie flüffig werden und auf: 
hören, Ertrag abzuwerfen, alöbald wieder ertraggebend unterzus 
bringen find, und daß daher auf eine Gelegenheit hiezu jchon 
zur Zeit, wo dieſe Slüffigwerdung in Ausjicht fteht G. B. durch 
Auffündigung von Bapitalien), Bedacht genommen werde; daß 
dagegen für die Berürfniffe des gewöhnlichen Wirthichaftd- 
gangs durch ein Hinreihendes Betriebscapital geforgt fey. 
Wenn indeffen das legtere ausnahmsweiſe nicht zureicht und 
wenn andere Mittel koſtſpieliger wären, als der Ausfall am 
Ertrag Des zeitweife verwendeten Grundſtockstheiles fich bes 
rechnet, fo iſt hiegegen nichts einzuwenden. z 

Durch Berwendung von Grundjtofsgeldern auf Wiedererfag 
aus fpäteren Verwaltungsperioden. Diefe iſt namentlich 
da wirthichaftlih zuläffig, wo die Wirthichaft in der Regel 
Ueberſchüſſe der laufenden Einnahmen gewährt, durch deren 
Anlegung zu Örundjtod eine durch außerordentlihe Ausgaben 
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herbeigeführte Verminderung des Grundjtods allmählig und in 
einer nicht allzuentfernten (alſo nicht mehr leicht wirthichaftlich 
vorauszubeurtheilenten) Zeit zuverläffig oder höchft wahrſchein— 
lih wieder gehoben werden kann,!) oder wenn zu Dedung des 
Abmangeld jedenfalls fremde Mittel (Schulden) verwendet 
werden müßten, die theurer oder fonft fihwieriger zu erhalten 
wären, als der bis zur Wiederergänzung ausfallende Ertrag 
der jo verwendeten Grundftodstheile ausmadt. — Obſchon 
diefe Verwendung nicht als eigentliher Grundftodsangriff zu 
betrachten und nad $. 304 — 306. zu beurtheilen ijt, fo er— 
fordert diejelbe doch, da fie ihrer Wirfung nach einer Schulden 
aufnahme gleih fteht und die Gegenwart möglicherweije auf 
Koſten der Kachkommenfchaft erleichtert, wenn namentlih in 
der Folge wegen anderweiter und unerwarteter außerordent= 
licher Bedürfniffe die Wieverergänzung tes Grundſtocks uns 
thunlih wird, nad den bejtehenvden allgemeinen Grundfägen 
($. 50.) die Genehmigung der Staatöbehörte, 2) wobei nament- 
li der Termin des Wiedererfages zu beſtimmen ift. 


c) Durch Verwendung ohne Wiedererjag, eigentlier Grund: 


ftodsangriff. 


1) So Täßt die aus Anlaß der damaligen Thenrung erfchienene K. Verorbnung 


vom 7. Jan. 1817 die Verwendung der Stiftungsfonds injoweit zu, als 
ſolche in den nächſten Jahren wieder hergeftellt werden fünnen. — Es 
wäre unrecht, bei dieſer Lage einer Wirthfchaft wegen vorübergeben- 
der Unzulänglichfeit der laufenden Ginnahmen fogleich die Eteuerpflichtigen 
in Anfpruch zu nehmen; doch ift dabei aus dem am Schluß angeführten 
Grande Vorſicht nöthig. 


2) Siehe die oben angeführte VBerorbnung am Schluß. Die in $. 306. er: 


wähnten Gejegesftellen betreffen bleibende Grundſtocksangriffe. 


$. 308. 
Ein folder Angriff ift unter den in $. 306. enthaltenen Be: 


dingungen gefeglih und wirthſchaftlich zuläffig: 
- 4) bei ſolchen Vermögenstheilen, welche awar als ertraggebend 


im Allgemeinen zum Etammvermögen zu rechnen, aber nad) 
ihrem befondern Urfprunge und unter den fpeziellen Bor: 
gängen bei einer beftimmten Wirthihaft auch anderwärtd vers 
fügbar find, namentlich die durch Umwandlung aus laufenden 
Einnahmen entftandenen Gapitalforderungen, Deren die lau— 
fende Verwaltung mithin entbehren mußte und die fie bei ihrer 
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Fluͤſſigwerdung fuͤglich wieder in Anſpruch nimmt. So find 
namentlich die nach dem Geſetze vom 17. Juli 1824 capitali« 
firten Rüdjtände der Gemeindefaffe zu Tilgung der Rüdjtände 
zur Amtsöpflege oder nad deren Berichtigung zu Zahlung an— 
derer Gemeindefchulden zu verwenden, in deren Ermanglung 
aber und wenn feine Gemeindefhadensumlage nothiwendig tft, 
fann auch ihre Verwendung zu laufenden Ausgaben zugelaffen 
werden. !) 

Dbgleih fodann die Ueberfküffe der Wirthihaft aus den 

zu $. 57. angegebenen Gründen nüglid zu Vermehrung des 
Stammvermögend verwendet werden, fo fann doch den ders 
maligen Gliedern der Gemeinde nicht zugemuthet werden, die 
laufenden Einfünfte zum Theil hiezu anzulegen und fomit für 
die fünftigen Gemeindeglieder aufzubewahren, wihrend außer: 
ordentliche Ausgaben außerordentliche Mittel erheifchen, We 
dann etwa nur durd Umlagen aufzubringen wären. Biel: 
mehr fteht es in der Befugniß der Verwaltungsbehörde, bei 
Anlegung folcher zeitweiligen Weberfchüffe deren Wiederverwen- 
dung auf den bereit vorausfihtlihen Ball außerordent- 
licher Ausgaben fih vorzubehalten, durch welchen Bors 
behalt eben folden neuen Bermögenstheilen die Eigenſchaft 
fefter Grundftodstheile benommen wird.2) — Bergl. fodann 
$. 305. Note 3. 
Außerdem etwa in den Fällen, wenn wirklich eine ungewöhn- 
liche und bedeutende Ausgabe, wodurd für längere Zeiten einem 
öffentliken Bedürfniffe gründlich abgeholfen und vie Noth— 
wendigfeit oft wiederfehrender Fleinerer Ausgaben für denfelben 
Zwed (. B. für häufige Reparationen) befeitigt wird, zu 
leiften, das übrig bleibende Grundftodsvermögen aber immer 
noch fo reihlid ift, daß die Ausgaben der Corporation aus 
defien Ertrag, wie bisher, betritten werben fönnen, mithin eine 
Befteurung der Fünftigen ®emeindeglieder überhaupt oder in 
größerem Maße, als bisher, ald Folge der den jegigen Glie— 
dern durch diefen Angriff des Stammvermögens zugehenden Ers 
leihterung und Berfhonung, nicht in wahrjceinlicher Aus: 
ſicht fteht. 


3) Endlich ift die Verwendung des Stammvermögens der Stif- 


tungen (im allgemeinen Sinne des $. 26.) für außerordent- 
liche Reiftungen, die in ihrer Beftimmung liegen, und mit 
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Ausnahme folder Beftandtheile deffelben, deren 
Ertrag nad dem Willen des Stifter fortwährend für 
befondere Zwede zu verwenden ift, nicht nur rechtlich noth— 
wendig gegenüber von Dritten, denen in Ermanglung und bei 
Unzureihenheit eines folden Stiftungsvermögens jene Leiftung 
obliegt, namentlich bei kirchlichen Baulichkeiten, 3) ſondern aud 
unter Umftänden zu rechtfertigen gegenüber den politiihen Ge— 
meinden oder den Kirchen: und Schulgemeindegenofien, auf 
welche außerdem jene Leiftung zurüdfallen würde, da ſolche 
angejammelte Stiftungsfonds hiedurh nur ihrer Beftimmung 
gewidmet werden.) Jedoch ijt hiebei zu bedenken, ob es nicht 
wirthſchaftlicher wäre, jene Leiſtung ganz oder theilweile auf 
die politische Gemeinde oder die Kirchen- und Schulgenofjen zu 
übernehmen (wenn namentlih im Vermögen der erjtern Mittel 
hiezu gegeben find), ald durch Verwendung des Stiftungsver: 
mögend diejenigen Ausgaben, welche bisher hieraus bejtritten 
werden fonnten, bleibend auf jene zu überwälzen. 


1) eit. Geſetz Art. 14. Diefes (mehrfach von unrichtigen” Anfichten aus: 
gehende) Gefeg begreift wohl offenbar unter ven „eingehenden Ausftande: 
geldern“ auch die nach Art. 5. Pt. d. capitalifirten Stenerausftände. — 
Die Bedingung aber, „wenn feine Gemeindeſchadensumlage nöthig iſt,“ 
geht zu weit, da fie eben die Forderung enthält, die aus laufenden Ein- 
nahmen entftandenen Forderungen zum Grundſtock anzulegen, während 
Umlagen nöthig find. 

2) Die auch hier ekforberlihe Genehmigung kann ſonach nur von ber Cog—⸗ 
nition abhängen, ob biefe Bermögenstheile wirklich den oben benannten 
Urfprung haben. — Zu Wahrung des obigen Gefichtspunftes if man 
haufig auf den Gedanken gefommen, einen Normalgrundftod feitzu- 
fegen, der unter allen Umftänden erhalten werden muß, während das, was 
darüber anwächst, zur Verfügung bleiben foll. Indeſſen verträgt ſich 
diefer fo unbedingte und allgemeine Borbehalt nicht mit den in $. 57. 
angeführten Rüdfichten auf Vermehrung des Stammvermögens und mit 
den vorliegenden Geſetzen, welde das einmal zum Grundftod Angelegte 
nur unter befondern Umftänden wieder verwenden laflen, und es mwirb hie— 
durch ein Angriff des Grundftods aud) bei Abmängeln, die buch andere 
Mittel chne Anfirengung gedeckt werben Fünnten, allzufehr erleichtert. 

3) Nach dem Kirchenrecht ruht die kirchliche Baulaft überhaupt als eine Ber: 
bindlichfeit zunächft auf der Kabrica, oder dem Kocalfirchenvermögen, baher 
der dritte Verpflichtete deffen Verwendung auch an Grundſtockstheilen vers 
langen kann; doch follte, abgefehen von befondern darunter begriffenen 
Stiftungen, wenigitens die Leiftung der gewöhnlichen für die Haltung bes 
Gottesbienftes erforderlichen Ausgaben fernerhin geiichert feyn. Richter, 
Kirchenrecht $. 303. Vergl. Behntablöfungsgefeg Art. 34. 
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4) So hat das Mandat vom 20. Dec. 1614 bei damaliger Thenrung vers 
orbnet, daß der „Kaft oder Heilig” feine Eapitalien angreifen folle, in 
Erwägung, daß ſolche bei wohlfeilen Jahren darum gefammelt werben, 
damit man fie in dergleichen Nothiällen verwenden fönne, wobei bloß bie 
unbeftimmte Hoffnung fünftigen MWiedererfages angefügt if. — Sodann 
läßt das Gen.Refer. vom 23. Sept. 1783. $. 13. die Berwendung bes 
Vermögens zu Baukoſten, mit Vorbehalt der Ausftattung für andere 
fundationsmäßige Präftationen, zu. Dies ift um fo mehr zu rechtfertigen, 
als ohne eine foldhe Stiftung vielleicht die Anftalten überhaupt nicht ges 
gründet worden wären, um die es fich handelt, indem etwa ein Ort, flatt 
eine eigene Pfarrei zu haben, Filial einer andern wäre, fo daß gefagt 
werben kann, die geftiftete Anftalt muß ſich ſelbſt erhalten, das Vor—⸗ 
bandenfeyn der Stiftung kann die Gemeinde nicht zu etwas verpflichten, 
wozu ohne fie Feine Berbindlichkeit vorläge. — Auch das Verw. Ediet 
$. 130. deutet auf bie Erfchöpfung bes Grundſtocksvermögens bei außers 
ordentlihem Defizit. Jedenfalls aber haben nad unfern Geſetzen bie 
politiichen Gemeinden und die Kirchengenofien feinen unbebingten Rechtes 
anfpruc auf Verwendung des Stiftungsfonds, fondern es hängt ſolche 
von Genehmigung der Stiftungsverwaltungss und Auffichtsbehörbe ab. 


2) Aufnahme von Schulden. 


$. 309. 


Eine verzinslihe Schuld (im Gegenſatz einfacher Zahlungss 
rüdftände) kann entftehen: 

1) durh Erwerbung von Vermögenstheilen und Rechten, für 
welche der Kaufpreis nicht aus den baaren Mitteln der Cor— 
poration erlegt werden fann, oder durch andere wirthichaftliche 
Maßnahmen, wofür der Aufwand nicht ebenfo baar beftritten 
werden fann, woraus daher eine von der Berfallzeit an vers 
zinslihe Forderung eines Dritten hervorgeht; 

2) dadurd, daß zu Beftreitung von Ausgaben fremde Gelder gegen 
Berzinfung entlehnt werten. 

Durch beiderlei Arten wird nicht nur eine weitere aus den lau— 
fenden Einnahmen zu beftreitende Ausgabe, die Zinsreichung, ver: 
urfacht, fondern es entfteht die weitere Aufgabe, welche jede geregelte 
Wirthſchaft ſich fest, Ddiefer neuen Ausgabe mittelft Ablöfung der 
Schuld baldmöglichft fih zu entledigen und einen von Forderungen 
Dritter unbelafteten Wirthidhaftsbetrieb, der dann um fo cher in 
neuen Nothfällen durch neue Schulden belaftet werden kann, wieder 
herzuftellen. 
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Es ift aber fogleih zu unterfcheiden, ob diefe Aufgabe der 
MWiederablöfung auf fpätere VBerwaltungsperioden über 
fhoben werden ſoll, oder ob ed ſich nur davon hantelt, in Er— 
manglung eincd genügenden Betriebscapitals jtatt der alsbald ver- 
fallenen Zahlung eine verzinsliche Forderung nur infolange entjtehen 
zu laffen, bis folhe aus den Einnahmen des laufenden Ber 
waltungsjahres wieder abgetragen werden kann (fchwebende Schuld). 
Während auf ſolche bloß vorübergehende Aushülfe die in folgendem 
$. angeführten Gefegesbeftimmungen ihrem Grund nad) feine Ans 
wendung finden, tritt doc) die Nüdjicht und dabei das allgemeine 
Aufſichtsrecht der Staatsbehörde infoweit ein, daß zu dieſer Aus— 
hülfe nicht aus ungenügenden Gründen und namentlid) bei Unter: 
lafjung pflihtmäßiger IThätigfeit in Beitreibung der Einnahmen ge: 
fhritten werden darf, da durch den von der Corporation zu gebenten 
Zins eine weitere Ausgabe entjteht. 


$. 310. 


Schulden, welhe auf fpitere Berwaltungsjahre übertragen wer- 
den ſollen (fundirte Echulden), fünnen veranlaßt feyn: 

1) dur Erwerbungen und andere Aenderungen im Grundftod 
($. 303.), wodurd eine neue bleibende Einnahme gefikaffen, 
oder eine bisherige ftehende Ausgabe abgelöst wird (Grund: 
ſtocksſchulden $. 305.). Die Schuld entiteht hier lediglich als 
Folge einer Maßregel, deren Beſchlußnahme nah $. 59. zu 
erfolgen hat, und bedarf daher nicht noch für fich befonderer 
Genehmigung, da namentlih die in $. 49. enthaltenen all- 
gemeinen Gründe hieher nicht paffen. 1) 
durd außerordentliche Leiftungen, welche in den Zweden und 
Aufgaben einer Corporation liegen und zu tenen cd an anders 
weiten Mitteln gebriht. Durch die aus folkem Anlaffe auf: 
genommenen Schulden wächst der Wirthſchaft eine neue Ver: 
bindlichfeit zu, es entjteht eine Verminderung des jeweiligen 
Vermögend und es geht die in dem fraglichen Verwaltungs— 
jahre verfallene Reiftung auf fpätere Berwaltungsjahre, auf 
die fünftigen Glieder der Corporation über. Daher bedarf es 
hiezu a) bei politifhen Gemeinden der Zuftimmung ded Bürger: 
ausſchuſſes und der Genehmigung der Kreisregierung ;?) b) bei 
Amtsförperfchaften der Beſchlußnahme in voller Amtsverfamm- 
fung und terfelben Genehmigung; 3) c) bei Stiftungen der 
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Beſchlußnahme des Stiftungsraths nach gutächtlicher Verneh— 
mung des Bücrgerausſchuſſes und ebenfalls der Regierungs— 
genehmigung. 9) 

1) Auch die Worte der nachbenannten Geſetzesſtellen beziehen ſich nicht auf 
dieſe Fälle, weil bier Feine „neue, die Schuldenmaſſe vermehrende Ga- 
pyitalaufnahme“ ftattfindet. 

2) Verw. Ediet $. 12. Pt. 7. $. 53. 66. BEL. 5. 

3) Daf. $. 84. fünfter Abſatz. $. 89. d. 

4) Daf. $. 134. Pt. 10. $. 137. 148. Pt. 6. 


$. 311. 


Die wirthihaftlihe NRäthlichfeit der Schultenaufnahme, welde 
aus den in $. 310. angegebenen Gründen zunächft als ein möglichft 
zu meidendes Uebel erjcheint, 1) hängt ab von einer Abwägung diefer 
Nachtheile und namentlich ver durd die Verzinſung veranlaßten Aus— 
gabenvermehrung gegenüber den Refultaten anderer Dedfungsmittel. 
($. 315.) 

Die Art der Anleihe ift jedenfalls jo einzurichten, daß foldye 
mit dem wenigften Aufwand für die Corporation verfnüpft und daß 
die Zurüdzahlung möglichft freigegeben ift. Hienad wird 1) das 
Anlehen am füglichften durch öffentliche Aufforderung von Anträgen 
(Submifjion) zu möglihft günftigen Bedingungen gefucht und hiedurch 
die Concurrenz benügt, welche aus ver in der Regel ganz fickeren 
und bezüglih regelmäßiger Berzinfung angenehmen Anlage von 
Geldern bei öffentliben Corporationen erwäcst.2) Auch fpäter ijt 
die Gelegenheit wahrzunchmen, 3. B. bei gefunfenem Zinsfuße, die 
Schuld weniger Foftipielig zu machen. 2) iſt darauf Bedacht zu 
nehmen, daß die Abführung der Zinfe und der. Tilyungsgelder felbt 
am wenigften mit Gefahr und Koften verbunden ift. 3) follte für 
die Gorporation jedenfalls freied Kündigungsredht und wo möglich für 
Kleinere Theilfummen der Echuld bedungen werden, um je nad den 
wirthſchaftlichen Zuftänden derfelben die Abzahlung bemeffen zu fönnen.?) 

4) Bergl. Comm.D. IV. 3, $. 2—4. Verw. Cdict $. 25. zweiter Satz. 

2) Für bedeutende Anleihen haben einzelne Städte, wie Stuttgart, Rottweil, 
die Bermittlung von Banquieurs angenommen, deren es in der Regel nicht 
bedarf. Für das Stuttgarter Anlehen von 1845 wurden Schuldſcheine 
auf den Inhaber in Summen von 50 und 100 fl. ausgeftellt, deren Ber: 
zinfung nicht jährlich geſchieht, ſondern die bei der Ablöfung mit Zins 

‚und Zwifchenzins a 3%, Broc. heimbezahlt werben. — Ebenſo fönnen die 

beim Greditverein aufgenommenen Anlchen in der Form von jährlichen 
Renten, die Capital und Zins enthalten, zurückbezahlt werben. 
* 26 
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3) In dieſer Rückſicht, und weil bei einem möglichen Sinken des Zinsfußes 
eine Verminderung ber eingerechneten Zinfe nicht gewährt wird, iſt die Bes 
theiligung bei dem württ. Grebitverein nicht rathfam. — Natürlich find 
font die Bedingungen, unter welchen ein Anlehen erhalten werben kann, 
von dem jeweiligen Stande des Geldmarktes abhängig. Es wirb daher 
auch im einzelnen Falle zu erwägen feyn, ob bie Gorporationstaffe nicht 
befier zufommt, wenn etwa der Gläubiger gegen eine ben wieberfien 
dermalen zu erreichenden Betrag um etwas überfleigende Berzinfung für 
eine Reihe von Jahren auf das Kündigungsrecht verzichtet, woburd 
die Kafje dagegen gefihert if, daß fie zur Dedung des aufgefünpigten 
Capitals vielleicht ein anderes um hohe Zinfen aufnehmen muß. 


$. 312, 


Die allmählige und je nah Kräften möglihft baldige Wie 
derabtragung aufgenommener Schulden liegt in der gejeglichen 
Aufgabe der Gorporationen!) und es ift hierwegen folgendes Wer 
fentlihe zu bemerfen: 

1) Die Gefege geftatten zum Behuf der Beförderung der Heim- 
zahlung im Allgemeinen die Verwendung von Bermögenstheilen, 
namentlich von Activcapitalien. 2) Es fann diefe Verwendung aber, 
abgefehen davon, daß legtere mehr Ertrag abwerfen Fönnen, als 
die Berzinfung der Schulden fordert, daß daher bei Beibehaltung 
derfelben ein Vortheil ſeyn fann, vom richtigen wirtbhichaftlichen 
Standpunkte aus zunächft nur bei denjenigen Anlehen, welde 
zu $. 310. Pt. 1. bezeichnet find, gutgeheißen werden, indem bier 
an die Stelle der ertragabwerfenden VBermögenstheile, welde zu der 
Schuldenzahlung verwendet werden, andere rentirende Vermögenstheile 
treten. Dagegen wird das Stammvermögen durch Verwendung von 
Theilen defjelben zu Abzahlung von Schulden der andern Art blei- 
bend vermindert, während die Leijtung, welche zu Aufnahme der 
Schuld veranlaßte, nur eine vorübergehende Aufgabe der Eorporas 
tion ift, welche Durch die gewöhnlichen Mittel und Einnahmen, er: 
forderlihen Falls dur Umlage, auf diejenigen Glieder der Corpos 
ration, welche zur Zeit des Anfalls einer folchen Leiftung vorhanden 
find, erfüllt werden follte. Da diefe Verwendung demnach einen 
Grundftodsangriff enthält, fo erfcheint e8 ald Aufgabe der Wirths 
Schaft, diefen fpäter wieder gut zu machen ($. 308. Pft. 2.), und ein 
folder Angriff ohne Wiedererfag wäre wirthſchaftlich nur unter den 
in $. 308. angeführten VBorausfegungen zu rechtfertigen. 

2) Bei den Anlchen der erften Claffe ($. 309. 1.), wodurch 
eine Vermehrung ded Stammvermögend herbeigeführt wurde, fann 
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den bermaligen Gliedern der Corporation weniger zugemuthet wer 
den, die baldige Abzahlung durch Umlagen möglich zu machen oder 
hiefür die ordentlihen innahmen verwenden zu laſſen; hier follte 
vielmehr, wenn jene Erwerbung wirklich eine vortheilhafte war, der 
Ertrag derjelben zunächſt die Mittel zur Verzinſung, aber auch zu 
allmähliger Abtragung der Hauptihuld darbieten und die Verwen- 
dung anderer Einnahmen hiezu nur dann gefordert werden, wenn 
foldhe nicht dur andere ungewöhnliche Ausgaben in Anfpruch ger 
nommen werden. 

3) Den zur Zeit derjenigen Leiftung, für welche ein Anlehen ber 
zweiten Claſſe aufgenommen wurde, erijtirenden Gliedern der Cor⸗ 
poration Fann dagegen, wofern nicht die ordentlihen Einnahmen 
der Corporation auch hiezu reichen, mit Recht auferlegt werden, die 
allmählige Heimzahlung diefer Schulden durh Umlagen überhaupt 
gder in fürzerer Zeit möglich zu machen, 3) worüber indeß auf 
$. 314. zu verweijen iſt. 

Nach diefen Gefichtspunften und nad den wirthfchaftlihen Vers 
hältniffen jeder Corporation wird der Tilgungsplan zu faſſen 
feyn, der für jede jchuldenbefaftete Corporation aufzujtellen und 
zugleih mit Aufnahme der Schuld jelbjt zu genehmigen ift.4) Eine 
Abweihung von demfelben durd Wenigertilgung unterliegt, da hierin 
eine Gollifion der Intereffen der jegigen und ter fpäteren Eorporas 
tiondglieder liegt, der Genehmigung der Staatsbehörde. 5) Die Feft- 
fegung des Tilgungsplans muß aber jedenfalls fo gefchehen, wie er 
vorausfichtlich eingehalten werden Fann. 6) 

Die Ablöfung felbft geſchieht natürlich zuerſt bei denjenigen 
Schuldpoften, die durch den Zinsfuß, durch die Verfendungsfoften ıc. 
läftiger find, ald andere, fodann bei einer größern Zahl von Gläus 
bigern nach beliebiger Wahl oder nach einer Berloofung. 7) Sofern 
auf eingehende Tilgungsmittel mit Sicherheit zu rechnen ift, hat die 
Verwaltung zur Vermeidung von Zindaufrechnungen auf rechtzeitige 
Kündigung Bedacht zu nehmen. 


41) Eomm.D. It. 3. $. 2. am Schluß. IV. 3. $. 5. Verw. Ed. $. 86. 90. 

2) Eomm.Dd. IV. 3. $. 2. 5—7. Verordnung vom 2. März 1812. Pit. 3. 
Verw. Edict $. 65. f. 

3) Comm.D. a. a. O. $. 9. Verw. Edict $. 90. am Schluß. Nach $. 86. 
daſelbſt foll auf allmählige Verminderung der Schulvenlaft unter fleter 
Berücdfihtigung ber Zeitverbältniffe und der Kräfte der Amtsangehörigen 
ernſtlicher Bedacht genommen werben. 
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4) Erlaß des Min. des Innern vom 24. Mai 1836. 

5) Verfügung vom 30. Oct. 1848. VI. 8. ſ. 

6) Nach den angeführten Rüdfichten empfehlen fich zweierlei Arten des Tilgung: 
planes a) bei wirtbfchaftlichen Berhältniflen, die fich in ver Hauptfache aleich 
bleiben, daher eine Störung bes Tilgungsplans nicht befürchten laflen, wird 
im Intereſſe der Befchleunigung der Schuldentilgung feitgefegt, daß die durch 
allmählige Abtragung des Gapitals entitandenen Verminderungen bes ur: 
fprünglichen Zinsbedarfs wiederum zur Gapitalabzahlung verwendet werben, 
fo daß 3. B. wenn bie Abtragung einer Schuld von 2000 fl. in Raten von 
200 fl. zuerft mit dem Zinsbebarf des erften Jahrs eine Summe von 300 fl. 
Auſpruch nimmt, nach erfolgter Abzahlung von 1000 fl. von der Grigenz 
von 300 fl. 250 fl. zu Gapitalabzahlung verwendet werben fünnen. Auf 
diefe Weife bleibt die Anforderung an bie laufende Verwaltung für bem 
Zwed ber Schulbentilgung bis zu deren völliger Bezahlung gleich, und 
es wird die laufende Verwaltung mit Recht infolange nicht erleich- 
tert (wie es der Fall wäre, wenn je nur die Zinfe aus dem verminder: 
ten Capital verlangt werben), bis Alles abbezahlt if. b) Mo aber bie 
wirthfchaftlichen WVerhältniffe fehr wechfeln, wo namentlich andere bebeus 
tende Ausgaben in Ausficht fliehen, ba ift es immer mißlich, eine unter 
allen Umftänden unveränderliche Tilgungsfumme feftzufegen, vielmehr em⸗ 
pfiehlt fich hier zunächſt die Feitfepung eines Minimumse, einer Summe, 
die als unbedingte Forberung für den Zwed der Schuldentilgung in jedem 
Etat zum mindeften vorgefehen werben muß, mit der weitern Beſtim— 
mung, daß dieſe Summe je in dem Berhältnifie erhöht werden muß, wie 
es die verfügbaren Mittel der laufenden Berwaltung zulaflen, wobei ba, 
wo in der Regel die Einnahmen feine weſentlichen Ueberſchüſſe gewähren, 
zugleich fetgefeßt werden muß, bis zu welchem Bedarf nöthigenfalls für ven 
Zweck der Schuldentilgung die Gemeindeumlage zu erhöhen oder wenigs 
ſtens zu erhalten if, da namentlich aud hier der Gefichtspunft einzuhal— 
ten ift, baß eine Grleichterung (wofern die Umlagen nicht überhaupt allzu 
drückend find, $. 314.) infolange nicht zugelaffen werben follte, als bie 
Derwaltung mit Schulden belaftet ift. 

7) Hiedurh wird die Willführ abgefchnitten, und es liegt darin eine Nüdficht 
auf die Gläubiger, welde in der Regel die Abzahlung folder Schuld: 
poften nicht wünſchen. 


3) Umlagen. 


$. 313. 


Aus den Gefegen und aus den Wirthichaftsregeln ergibt fich 
ald das ordentliche Mittel zu Dedung des Abmangels die Umlage 
deffelben auf die Eorporationsgenofien, die Bejteurung derjelben. 
Die Befugniß hiezu liegt in dem natürlichen Begriffe der Corpora— 
tion, ald einer Vereinigung von Bürgern für beftimmte, in der ver— 
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nünftigen Aufgabe des Lebens gelegene Zwede, und es ift 1) die 
politifche Gemeinde gefeglich berechtigt, zu Dedung des Abmangels 
das im Gemeindeverband begriffene Vermögen zu Deftreitung der ihr 
als Gemeinde obliegenden Ausgaben in Anfprud zu nehmen und zu 
diefem Behufe des Defizit nach den Beftimmungen über Gemeinde— 
fteuern ($. 256 ff.) umzulegen,t) wozu immer die Zuftimmung des 
Bürgerausfchuffes erforderlich it. 2) 2) Die Amtscorporation aber, 
das Defizit auf die im Verbande begriffenen Gemeinden auszufchla- 
gen.3) 3) In gleicher Weije ift die Kirchen» und die etwa vom 
politiihen Verbande verjhiedene Schulgemeinde zu Befteurung ihrer 
Genoſſen, beziehungsweife zur Umlage ihres Defizit auf die Theil: 
gemeinden, rechtlich befugt. 
1) Verw. Edict $. 25. 


2) Verw. Edict $. 52. Pkt. 1. 2. 
3) Verw.Edict $. 78. 


* §. 314. 

Sowie einerſeits die früher bemerften Deckungsmittel nach Vor— 
ſchrift der Geſetze und nad den Regeln einer. guten Wirthſchaft 
möglichft zu vermeiden find und daher an deren Stelle zur Umlage 
zu ſchreiten ift, fo hat doch andererfeits die Verwaltungsbehörde 
jeder Corporation die gefeglihe und natürliche Verpflihtung, dieſen 
Angriff auf dad Privatvermögen überhaupt nur bei vorliegender 
Nothwendigfeit zu unternehmen, daher zunäct zu verjuchen, 
durch zuläffige und räthlihe Erhöhung der Einnahmen und Vermin— 
derung der Ausgaben das Defizit zu vermindern, fodann aber au 
bei vorliegender Nothwendigfeit die Umlage nicht über das Maß 
auszudehnen, das in den Kräften der Steuerpflichtigen gegeben ift. 1) 
Zu Beurtheilung des legtern aber ift einerjeitd auf die ftehenden 
und die jeweiligen Erwerböverhältniffe der Gemeindegenoffen, anz 
dererjeitd auf die ihnen fonft, 3. B. an Staatd- und anderen Cor: 
porationgfteuern, obliegenden Zeiftungen zu fehen und die Gränze 
der Bejteurung jedenfalls da zu erfennen, wo die Steuerpflichtigen 
zum Angriff ihres Stammvermögens und zu Entbehrung des noth- 
wendigen Unterhalts dadurd genöthigt würden. 

1) Vergl. Verw. Edict $. 25. zweiter Sat. Vergl. $. 312. Note 3. — Die 
Verwaltungsbehörde wird hierin immer auch die öffentliche Meinung in 
der Gemeinde berüdfichtigen, bie, je aufgeflärter fie ift, deſto mehr noch 


die Umlagen fich gefallen läßt, ehe für das gemeine Beſte wefentlich nützliche 
Einrichtungen abgeftellt werden. Mit felten find die Gemeindecollegien 
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hierin allzuängfilich und ift oft ein falfches Streben nah Popularität bie 
Veranlafiung, daß die Umlagen zuletzt ſich drängen und auf eine wahr: 
haft uuerfchwinglihe Höhe fteigern, weil man verfüumte, bei Zeiten ven 
öffentlichen Kaflen gehörig aufzuhelien, dann in ber Noth am Grunpftod 
ſich vergriff, befien Wiederergänzung fofert neben bedeutenden Ausgaben 
der laufenden Berwaltung geboten if. 


Insbefondere von Dedung des Defizit der Stiftungen. 
$. 315. 


Bei richtiger Verwaltung fann bei jenen befondern Stiftungen, 
teren reine Einnahmen zu beftimmten Zweden zu verwenden find, 
ein Abmangel nicht entftehen, fondern ed fann died nur bei den- 
jenigen Stiftungspflegen vorfommen, denen, ohne Rüdfiht auf ihre 
jeweiligen Einfünfte, beftimmte Zwede zugewiefen find. Soweit «8 
fi hienach 

1) von kirchlichen Stiftungen oder von der Beftimmung all- 
aemeiner Etifungspflegen für Zwede der Kirchengemeinihaft 
(den Heiligen) handelt, fo kommt neben ven in $. 302 und 
308 benannten Dedungsmitteln insbefondere in Betracht 
a) die Zurüdweifung von Ausgaben und Reiftungen, welde 
der urfprünglichen Beftimmung der Stiftung zuwider auf 
foldhe gelegt wurden, an die gefeglich hiezu verpflichteten 
Kaffen oder PBerfonen. 1) Dieſe Zurüdweifung ift felbft 
dann, wenn ſolche Leiftungen ohne Vorbehalt und mit 
Genehmigung der Auffichtsbehörte der Etiftung auf: 
erlegt wurden, in dem Falle eines Abmangels der Eins 
fünfte rechtlich ftatthaft und nothwendig, da die Stiftung 
überhaupt nie weiter verpflichtet werden konnte, als ihr 
nah Erfüllung der ftiftungsgemäßen Leitungen verfüg— 
bares Einkommen zureiht. ($. 290.) (Die Stiftung 
kann die Wiederherftellung des vorigen Standes vermöge 
der ihr zuftehenden Rechte der Minderjährigen verlangen.) 
Die privatrechtliche Verpflichtung Dritter, namentlich der 
Zehntheren und Patrone, zu Baulichfeiten und zu Eult- 
foften. 2) 
Die politifhe Gemeinde ald foldhe ift zu Dedung des 
Defizit an fid nicht verbunden, da in ihrer geleglichen 
Aufgabe die kirchliche Vereinigung nicht liegt.) Da— 
gegen kann diejelbe eintreten müfjen 


b 


— 


© 


— 
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a) ſoweit es ſich von Leiſtungen handelt, die ihr, 
außer einer privatrechtliden Verpflichtung (b) ver« 
möge befonderer öffentlich rechtlicher Verpflichtung, 
durch Vertrag oder Verjährung, obliegen, wie dies 
bei der Baulaft an Kirchengebiuden vorfommen 
fann. 4) 

Sofern, ftatt unmittelbarer Beiziehung der Kirchen- 
genofien, die Uebernahme auf die Gemeindekaſſe 
durch die Verwaltungsorgane der bürgerlichen Ge— 
meinde bejchloffen wird. Diefe Uebernahme ift zu 
Vermeidung bejonderer Umlagen da vollitändig 
gerechtfertigt, wo der kirchliche und der politiſche 
Verband identiih ift, oder doch die Angehörigen 
der andern Confeſſion einen ſehr geringen Minder: 
theil des legtern bilden. Dagegen fann eine durd) 
dieſe Uebernahme entjtandene oder vermehrte Ge— 
meindejhadensumlage bei paritätifchen Gemeinden, 
joweit ein kirchliches Defizit hierunter begriffen ift, 
die Genoſſen der andern Eonfeffion nicht treffen. 5) 


ß 


— 


2) Bei den Armenſtiftungen (Armenkaſten) gilt zunaͤchſt 
ganz, was 
a) oben bei den Firchlihen Stiftungen ad a. gejagt ift. 
b) Sodann ift in den ©efegen im Intereſſe der Armuth 


c 


— 


fuͤr den Fall der Unzureichenheit der ordentlichen Atmen— 
ſtiftungen nicht nur die Beihülfe anderer für wohlthätige 
Zwede gegründeter Stiftungen, namentlich der Spitäler, 
ſondern auc der eigentlich Firhlihen Stiftungen, fofern 
diefe unter Erhaltung ihrer Fonds und nad Beftreitung 
ihrer ordentlichen Leiftungen übrige Mittel haben, für 
zuläffig und geboten erklärt. 6) 

Da endlid die Armenunterhaltung, foweit die Etiftun- 
gen nicht ausreihen, eine gefeplihe Obliegenheit des 
bürgerlihen ®emeindeverbandes it, 7) fo kann die Ber: 
bindlichfeit der Gemeindefaffe zu Deckung des Defizit der 
Armenftiftungen nicht zweifelhaft feyn, wobei es in 
zufammengejegten Gemeinden, auf das bejtehende recht- 
liche Verhältniß zwilchen der Gejammtgemeinde zu den 
Barzellen ($. 291.) anfommt, welhe Kaffe — den 
noͤthigen Zuſchuß zu leiſten hat. 
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3) Den durch Stiftungen nicht gededten Aufwand auf Shulen 
hat ebenſo die politifche Gemeinde zu deden,8) wobei bezüglich 
der zufammengejegten Gemeinden auf $. 270 zu verweilen ift. 
Wo nun in diefer Weife die Gemeinde das Defizit einer 

Stiftung zu deden hat, kann dies ohne Vorbehalt des Wieder— 
erfaged geityehen müffen, oder aber nur in der Form eincd Vor: 
ſchuſſes geſchehen. Wenn die Einfünfte einer Stiftung in der Regel 
zu Beitreitung ihrer gewöhnlichen Ausgaben nicht nur hinreidhen, 
jondern noch Ueberſchüſſe gewähren, fo fann von der Gemeinde nicht 
gefordert werden, daß fie den bei vorfommenden außerordentlihen 
Ausgaben eintretenden zeitiweiligen Abmangel dedfe, die fortan wies 
der eintretenden Weberfhüfle aber etwa zu Vermehrung des Stif— 
tungsvermögend anwachſen laffe. Vielmehr wäre die Stiftung bier 
zunächſt in der Lage, eine Schuld aufzunehmen, da aber teren Ver— 
jinfung einen Theil der Einnahme verfhlingen und die Heimzah— 
lung des Gapitald verzögern würde, womit für die Gemeinde die 
vermehrte Ausficht auf Deckung der ferneren Abmängel der Stiftung 
verfnüpft ijt, fo liegt ed im Intereffe der Gemeinde, mindeftens 
einen unverzinslihen Vorſchuß zu gewähren. Während indeffen 
diejelben NRüdfichten, welche nad $. 308. Pkt. 3. einen Angriff des 
Stiftungsgrundftods unräthlih machen, unter Umſtänden dafür ſpre— 
hen, daß die Gemeinde auf den Vorbehalt des Wiedererfaged ver- 
jichtet, jo kann dieſer Vorbehalt in feinem Falle zugeftanden wer— 
den, wenn und foweit die ordentlihen Einfünfte des Stiftungsver— 
mögens, wie es jeßt zur Zeit des Abmangeld ijt, auf allmüblige 
Heimzahlung des Vorſchuſſes binnen einer Zeitfrift, die ſich mit 
ihren mutbmaßlichen öfonomifchen Verhältniſſen überfchen läßt, Feine 
Ausficht gewähren. Namentlich kann auf einen muthmaßlichen Zus 
wachs tes Stiftungsvermögend durch neue Stifungen nicht abgeho— 
ben werden, da die Gemeinde eben unter obigen Borausfegungen zu 
definitiver Dedung des Abmangeld nad der dermaligen Sachlage 
geſetzlich verbunden ift. 9) 

Wenn hienah die Gemeindekaſſe ein Defizit der Stiftung ohne 
Wiedererſatz zu deden hat, fo treten in Bezug auf denjenigen Theil 
der Ausgaben, für welchen der Zufhuß der Gemeindefaffe zu leiften 
ijt, Diejenigen Befugniffe der Berwaltungsbehörden der politiſchen Ges 
meinde ein, welche diejen in Abficht auf die Ausgaben der politifhen 
Gemeinde ſelbſt zuftehen; namentlih hat der (in Stiftungsſachen 
fonjt nur begutachtende) Bürgerausfhuß hier das Recht, um feine 
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Zuftimmung gefragt zu werden, fobald einer ber Fälle vorliegt, 
in welchen folhe, wenn die Ausgabe unmittelbar von der Gemeindes 
kaſſe zu leiften wäre, erforderlich ift. 30) 


1) Verordnung vom 23. Septbr. 1783. Erlaß der Krondom. Section vom 
8. Juni 1813. Verw.Ediet $. 130. 

2) Verw. Edict $. 130. ©. $. 129. 

3) Berw.G@dict $. 130. zweiter Satz. 

4) Die Vermuthung für eine folche befondere Verbindlichkeit Tiegt eiwa da 
vor, wo in längft mit Ginwohnern verfchiedener Gonfeffionen beſetzten 
Gemeinden die Baulaft früher aus der Gemeindefafle befiritten wurbe. 

5) Bergl. $. 269. Note 4. — Die in frühern Gefepen und Verordnungen 
ausgejprochene Verbindlichkeit der Gemeinden zu Dedung des Stiftung: 
deizit Fan bezüglich der Firhlichen Stiftungen aus zweierlei Gründen 
hieher nicht unbedingt bezogen werben, da a) die Gemeinde im Gegenfas 
der Stiftung auch als Bezeichnung der Kirchfpielsgenofienfchaft gebraucht 
feyn kann. b) Da unter der altwürtembergifchen Gefepgebung und in 
dem damaligen Lande die Belenner anderer Gonfeffionen, außer der evans 
gelifchen, in den Gemeinden nicht aufgenommen wurben, fo daß in biefer 
Beziehung die bürgerliche und firliche Gemeinde in der Regel zufams 
menfiel. 

6) Mandat vom 20. Dec. 1614. Kaftenordnung von 1615. Gap. 2. „Wo 
auch Kalten und Spital ıc.“ in Summa, es foll je eine arme Pflegſchaft 
der andern die Hand reichen. Cynos, eccl. von 1627. cap. 24. „Bo 
der Kaften nicht vermöglich, fell den Armen von dem Heiligen geholfen 
werben.” 

7) Berw.Gpict $. 136. i 

8) Geſetz vom 29. Sept. 1836. Art. 18. 

9) Außerdem if diefe Nahführung von Vorſchüſſen in ber Gemeinde: und 
Stiftungsrehnung eine nutzloſe Schreiberei. 

10) Ein Spezialerlaß des Min. des Innern vom 17. Dec. 1846 erkennt bies 
namentlich in einem Falle, wo es fih um eine Befoldungszulage aus 
einer Stiftung handelte, deren Deflzit von der Stadtfaffe getragen wers 
den muß, infofern jene Zulage nicht durch eine Nechtsverbinplichkeit oder 
fonftige Notbwendigfeit geboten gewejen jey. Indeſſen hat wehl die Ge: 
meinbeverwaltungsbehörbe in folhen Fällen überhaupt das Necht, bie 
Nothwendigfeit eines Zufchuffes, alfo die auf die Stiftung fonft gelegten 
Leitungen, nach den allgemeinen Regeln der $$. 47. u. 48. und mit Vor⸗ 
behalt der Verfügung der Auffichtsbehörde nah $. 49. zu prüfen. 


Il. Verwendung der Ueberſchüſſe. 


$. 316. 


In dem günftigen Falle eined Weberfhuffes der Einnahmen 
über die Ausgaben ijt ed die Aufgabe der Verwaltung, denfelben 
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zum Vortheil der Corporation oder auch ihrer einzelnen Angehörigen 
nüglich zu verwenden. 

1) Da die Corporation mit ihren Zweden und Leiftungen fort: 
dauernd iſt, fo erjcheint ed ald Aufgabe, mit folden Ueber— 
fhüffen den Bermögensftamm wenigftens fo lange zu vermeh- 
ren, als deſſen Ertrag zu Beitreitung der ordentlichen Aus: 
gaben nicht unter allen Umſtänden ausyureihen verfpricht. 
Indem das orporationsvermögen und infommen für die 
öffentlihen Zwede beftimmt ijt, wäre es nicht gerechtfertigt, 
einen Theil derjelben zum Privatvermögen der jegigen Corpo— 
rationsgenoſſen zu verwenden, während möglich ift, daß fpä- 
tere Mitglieder der Corporation zu Erreihung jener Zwede mit 
ihrem Privatvermögen in Anſpruch genommen werden müffen. 

2) Andererſeits kann den dermaligen Corporationsgenofjen nicht 
zugemuthet werden, ſolche Ueberſchüſſe im Intereſſe der fünf: 
tigen zum Wermögensftamm zu fihlagen, während entweder 
Berbindlichfeiten und Schulden ſchon gegenwärtig auf der Cor— 
poration laften, oder außerordentlihe, das gewöhnlihe Maß 
der Einnahmen überfteigende Leiftungen in Ausſicht ftehen. 
Daher werden Ueberſchüſſe füglich zuerft zu Beſtreitung folcher 
Schulden und Leiftungen verwendet oder zu folder Verwen— 
dung vorbehalten ($. 308. 1.). 

3) Bon der Verwendung der Leberfchüffe einer Corporation zur 
Beihülfe für andere Corporationen derfelben Gemeinde ift ſchon 
oben ($. 315. Bft. 2.) die Rede. 

4) Den Gemeindegenofjen fteht Fein Rechtsanſpruch auf Verthei— 
lung des Gemeindevermögend oder einzelner Theile deſſelben 
zu; wohl aber find die Verwaltungsbehörden unter Umſtän— 
den befugt, den Ueberfhuß der Gemeindeeinfünfte zum Beften 
der einzelnen Bürger zu verwenden. 1) Dies fann aufer der 
Gründung von Einrichtungen, die zunächſt den Einzelnen zu gut 
fommen, geſchehen a) durd Erhöhung der bürgerlichen Nuguns 
gen (vergl. $. 60.) oder Verminderung der von den Bürgern 
an die Gemeindefaffe zu reihenden Leiſtungen; b) durch wirf- 
lihe Bertheilung von ©emeindegeldern oder Verwendung fol: 
cher zu Beftreitung der den Bürgern anderwärts hin obliegen- 
den Zahlungen. in folder Beſchluß bedarf der Zuftimmung 
des Bürgerausfchufjes und der Genehmigung der Staatsbehörde 
und find dabei folgende Ruͤckſichten in Betracht zu ziehen 1) ein 
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verwendbarer Ueberſchuß darf nicht angenommen werden, fo lange 
nicht alle Schulden der Gemeinde gänzlich abgetragen find und 
für fämmtlihe Bedürfniffe der Gemeinde hinreichend geſorgt iſt, 
und ferner, jo lange Frohnen oder Frohngelder für Gemeindes 
zwede gefordert werden. 2) In der Regel müffen bei der Vers 
theilung alle Aetivbürger in gleihem Maße bedacht werden. 
Die Vertheilung nah dem Steuerfuße tritt ausnahmsweiſe 
ein, wenn der Ucberfhuß von zu viel gemachten Gemeinde- 
jhadensumlagen herrührt; 3) ftatt der Vertheilung fann der 
Ueberſchuß zunächſt zu Bezahlung des die Steuerpflidtigen der 
Gemeinde (wobei die jogenannten Ausmärfer nicht ausgeichlofs 
fen werden dürfen, da fie auch zu den Gemeindelaften beitras 
gen müffen) treffenden Amtſchadens, dann auch der Staats: 
fteuer verwendet werden, wenn nidt von einem Theile der 
Bürger, die nöthigenfall8 hierüber im Durchgange zu vernehs 
men find, gewicdhtige Gründe Dagegen geltend gemacht werden. 2) 

1) Berw. Edict $. 26. 

2) Erlaß des Min. des Innern vom 20. Sept. 1837. 


Bweite Abtheilung. 
Die Wirthfhaftsführung. 





Erftes Kapitel. 
Berwaltung der Einnahmen. 


1) Feftftellung der Einnahmen. 


$. 317. 


Durh den Etat ijt noch Feineswegsd für den Verwalter oder 
Rechner eine Vollmacht gegeben, die darin veranfhlagten Einnah— 
men und Ausgaben bis zu der berechneten Summe zu vollziehen, 
- vielmehr ift nun im Einzelnen durch die Berwaltungsbehörde 
feitzufegen, was zu geſchehen hat, in Bezug auf Alles, was nicht 
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an fih ſchon nah Größe und Umfang beftimmt ift, intem es auf 
fortdauernder rechtlicher Verbindlichkeit beruht, wie Gefälle, Eapi- 
talien und Zinfe 2c., oder dur Gefege im Einzelnen beftimmt ift, 
wie Bürgerjteuern ꝛc., oder durch gerichtliche Entjcheidung unmittel- 
bar feitgeftellt ift, wie Strafen. 

Bezüglih folder an fih beftimmter Einnahmen liegt den be— 
treffenden Gorporationdbeamten nur ob, dem Rechner diejenigen 
Poſten, welche nicht ſtehend find, fondern deren Anfall von zufäls 
ligen Borgängen abhängt, zur Erhebung zu bezeichnen. So liegt 
namentlih dem Ortövorfteher und, Rathsjchreiber ob, die angeſetz— 
ten Strafen, Bürgerannahmsgebühren 2c. rechtzeitig zum Einzug zu 
übergeben. 1) 

1) Comm.O. VI. 2. $. 4. 
$. 318, 


Die in folher Weife nicht ſchon beitimmter Einnahmen fönnen 
ſich, was die laufende Verwaltung betrifft, ergeben 

1) durh unmittelbare Benügung (Selbjtverwaltung) ded be— 
treffenden Vermögenstheils oder nugbaren Rechtes, wobei es 
fofort der Verwaltungsbehörde obliegt, wahrzunehmen, was 
der wirflihe und volljtändige Ertrag ift, und für deſſen volle 
und ungeihmälerte Erhebung zu forgen. 

2) Indem die Benügung einem Dritten gegen Vergütung übers 
lafien wird (Verpachtung). 

3) Soweit durch beiderlei Benügungeweifen zunähft Vorräthe an 
verfüuflihen Dingen gewonnen werden, die nit unmittelbar 
für den Haushalt der Corporation verwendet werden müflen, 
handelt e8 fih um deren Berwerthung und Umwandlung in 
eine Geldeinnahme. 

Die Einnahmen vom Grundftod ergeben fih nah Maß— 
gabe der abgefchloffenen Kaufverträge, Ablöfungsverträge ze. 


$. 319. 


Bei der Selbftverwaltung von Einnahmequellen muß 

1) der Bezug von Geldern, wie Badhausgebühren, Brüdengel: 
der, Marftgebühren ꝛc. in der Regel einem rechtlichen Manne 
übertragen werden (der jedoch zu Herftellung einiger Controle 
der Rechner felbft nicht feyn follte), und die Verwaltungsbe— 
hörde muß fi hiebei auf eine allgemeine Controle durd Ver— 
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gleihung der frühern Einnahme und des allgemein in die 
Augen fallenden Umfangs der Benüsung folder Anftalten ⁊c. 
beihränfen. Sie hat von dem beftellten Einzieher von Zeit 
zu Zeit die Größe des Bezugs fi angeben zu laffen und 
ſolchen, wenn feine Anftände erfunden werden, dem Rechner 
zu überweifen. — Bezüglih der kirchlichen Opfer ſ. $. 170. 
Note 1. 


2)» Bei dem Bezuge von natürlichen Früchten, wie Obft, Holz ıc, 


ift das Quantum derfelben, wie ed zum Bezuge nach natürs 
lihen und wirthichaftlihen Regeln reif ift, dur mehrere von 
der Berwaltungsbehörde ein für allemal oder im einzelnen 
Fall beauftragte verpflichtete Berfonen aufzunehmen, wobei 
entweder, wenn namentlich der Verfauf unmittelbar folgt, eine 
Schäßung zu Grunde gelegt wird, oder wie dies namentlich 
beim Waldertrage nöthig ift, die Faͤllung und fofortige Ver: 
meſſung vorausgeht. !) 


4) Die Borräthe find hienach mit ber Nummer der Stämme, Klaftern ıc. 


über 


aufzuzeichnen, und es fann dieſes Verzeichnig zugleich zum Verkaufsprotokoll 
dienen. Die Regifter über die Löhne der Holzhauer, welche von biefen 
zu beurfunden find, dienen biefen Verzeichnifien gegenüber als zControle. 
Dergl. Comm.O. II. 7. $. 21—24. und XIV. 2. $. 14. Pt. 5. 


$. 320. 


Für die Verfäufe, Berleihbungen und andere Verträge 
(Grundftods- und laufende) Einnahmen find im Allgemeinen 


folgende Regeln zu bemerken: 
1) In der Regel ift hiefür der Weg des öffentlihen Aufſtreichs 


2) 


zu wählen, da durch folchen gewöhnlich die möglich größte 
Einnahme erzielt werden fann, und ift daher die Zeit und 
Art des Verkaufs zuvor gehörig befannt zu machen. Sollten 
befondere Gründe die Unterlaffung des Aufftreihs raͤthlich 
machen, fo ift bei ven Gemeinden die Zuftimmung des Bürs- 
gerausfchuffes, bei Stiftungen die Beihlußnahme des vollen 
Stiftungsrathes, nach gutaͤchtlicher Aeußerung des Bürgerausds 
fhuffes, nöthig. 1) 

Da der Zwed des öffentlichen Aufſtreichs vereitelt würde, wenn 
unter den Liebhabern Verabredungen ftattfinden, fo jollte bes 
dungen werden, daß, wenn fich über kurz oder lang ergeben 
würde, daß ein Steigerer andere durch Bewilligung von Vor—⸗ 
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theilen abgetrieben und auf ſolche Art einen Accord oder Ber 
ftand an fich gebradt habe, derfelbe den Werth diefer Vor: 
theile der Corporation, zu deren Nactheil die Collufion vor: 
gegangen ift, doppelt zu bezahlen habe. 2) 

Aus demfelben Grunde, um die Rüdiichten abzufchneiden, 
welche einzelne Steigerer abhalten fönnten, ift den Beamten 
der Corporationen die Theilnahme an foldhen Verfteigerun: 
gen unter folgenden näheren Beſtimmungen bei gerichtlicher 
Strafe verboten: 

a) Ortövorftcher, Rechner oder Mitglieder des Gemeinde- 
und Stiftungsraths dürfen in dem Fall, wenn fie einen 
Verkauf oder eine Verleihung vornehmen, leiten oder als 
Urkundsperjonen beauffichtigen, an dieſer Verhandlung 
in feiner Weife, offen oder verftedt, unmittelbar oder 
durh Zwifchenperfonen, ald-PBarthei Theil nehmen; 
und es darf ihnen eine Ermächtigung dazu von feiner dem 
Minifterium des Innern nachgefegten Stelle ertheilt werben. 

b) Zu einem fpäteren Einftehen in eine zuvor abge— 
fchloffene folhe Verhandlung darf jenen Gorporations- 
dienern nur ausnahmsweiſe, aus beſonders widh- 
tigen und dringenden Gründen und nad der forgfältige 
ften Erwägung aller Umftände Ermädtigung ertheilt wers 
den, und zwar 

aa) an Ortövorftcher von dem Oberamt nad vorgäns 
giger Vernehmung des Gemeinde: (Stiftungs-) 
Raths und Bürgerausfchuffes ; 

bb) an andere Gemeindebeamte oder Gemeinde: (Stif- 
tungs⸗) Rathsmitglieder von dem Gemeinde (Stif- 
tungs-) Rath, der aber, wofern ed ſich dabei 
von einer befondern Vergünftigung handelte, die 
Zuftimmung des Bürgerausfchuffes und die Ge— 
nehmigung des Oberamts einzuholen hat. 

e) DOrtövorfteher und Redner (diefe bei Gegenftänden ihrer 
Verwaltung) dürfen, auch wenn fie die Verhandlung 
nicht felbft vornehmen, leiten oder ald Urkundsperſonen 
beauffichtigen, an einer folhen Verhandlung doch weder 
offen noch verdedt, ald Parthei Theil nehmen, wenn es 
nicht mit befonderer Bewilligung des Gemeinde (Stif- 
tungs⸗) Raths gefchieht. 


— 45 — 


Die Bewilligung ift vor der Vornahme der betreffen- 
den Berhandlung nachzuſuchen, von dem Gemeinde: (Stifs 
tungs-) Rath in Abwejenheit des Anfucenden zu bes 
rathen und nur aus erheblihen Gründen und niemals 
weiter, ald das eigene öfonomifche Bedürfniß deffelben 
es fordert, zu ertheilen. Hinfihtlih der Theilnahme an 
Holzkäufen und Pförchpachtungen fann die Bewilligung 
für ein auf das Bedürfnig eines ganzen Jahre beredy- 
neted Quantum gefchehen. 

Der Gemeindebeamte darf der Bewilligung ungeachtet 
nicht in Berfon oder durch Mitglieder feiner Familie, 
fondern nur durch einen dritten Bevollmächtigten an der 
Accordsverhandlung Theil nehmen, welcher am Schluſſe 
der Verhandlung feine Bevollmädhtigung zu Protokoll 
zu eröffnen hat. Der Gemeindes (Stiftungs-) Rath 
hat forgfältig darüber zu wachen, daß die ertheilte Er⸗ 
mädtigung nicht überfchritten wird. 

d) Gemeinde⸗ und Stiftungsrathsmitglieder, die die Vers 
handlung nicht leiten, noch beauffihtigen, nod dad Amt 
des Rechners befleiden, find an der Theilnahme an 
einem folhen Berfauf oder Accord nicht gehindert. 3) 

1) Gen.Brdg. vom 5. Febr. 1810. Verw. Edict $. 30. 52. Pt. 3. $. 134, 
Bet. 7. $. 137. 

2) Gen.Refer. vom 4. März 1803. 

3) Comm.O. IV. 1. $. 13. Gen. Brdg. vom 5. Febr. 1810. Min. Verf. 
vom 7. Nov, 1839. Gtrafgefepbuh Art. 421. Die obigen fehr bes 
fhränfenden Beftimmungen erfüllen ihren Zwed namentlih ad c, deshalb 
nicht, weil die Abwefenheit des fonft regelmäßig die Verhandlung leiten: 
den Beamten auf die Vermuthung führen muß, daß derſelbe Liebhaber 
fey. — Gewöhnlih ift es kürzer und räthliher, wenn dem Gemeinde⸗ 
beamten durch Befchluß beider Eollegien und mit Genehmigung des Ober⸗ 
amts das erforderliche Duantum gegen einen dem fonftigen GErlöfe ents 
fprechenden Preis und ohne Aufftreich überlaffen wird, was durch obige 
Beftimmungen nicht ausgefchlofien ift. 


$. 321. 

Während fih die in $. 320. angeführten Regeln überhaupt auf 
diejenigen Verwaltungsacte bezichen, wodurch Ginnahmen erzielt 
werden, ift nun insbefondere 

1) bezüglich der Verpachtungen von VBermögenstheilen und nutz— 
baren Rechten auf das hinzuweiſen, was bereits bei den ein- 
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zelnen Battungen derfelben oben bemerkt ift. ($. 65. von Ge- 
bäuden. $. 70. von Gütern. $. 93. von Schafweiden. $. 96- 
von Jagden. $. 100. von Zehnten.) 

2) Bei Veräußerung von Bermögenstheilen ald Gütern ıc. 
und nugbaren Rechten felbit ift Bolgentes zu beachten: 

a) Dem Berfauf wird eine Schägung des Werths, mit ber 
fonderer Beachtung des feitherigen Reinertrags, zu Grund 
gelegt. 

b) Es wird gegenüber dem Käufer beftimmt, daß für Güte 
und Meßgehalt feine Gewähr geleiftet werde; ferner ift 
je nah Umftänden zu beftimmen, ob etwaige Reallaften 
mit auf den Käufer übergehen, fodann wer die Koften 
der Bermeffung, die Verfaufsaccife und andere Koften zu 
tragen habe. Der herkömmliche Weinfauf wird füglich 
als nicht Statt findend erflärt. t) 

ec) Beſonders ift die Sicherung des Kaufihillings zu be— 
denfen und demnah, wo nicht bei bedungener Baar: 
zahlung ein gleih hoher Preis erwartet werden fann, 
wenigftens Abführung deffelben in angemeffenen Zielern, 
unter Sicherftellung ter legtern durch Bürgen und Vor— 
behalt des Pfandrechts oder fonftige Pfandficherheit — 
oder es it die Aufichiebung der Wirkfamfeit des Kauf: 
contractd bis zu gänzliher Bezahlung des Kaufſchillings 
zu bedingen, im legtern Falle aber noch zu beftimmen, wie 
e8 im Falle der Wiederaufhebung ded Kaufd mit den 
inzwiſchen bezogenen Früchten aus dem Gut ıc., fowie 
mit der Entihädigung des Verkäufers, wenn der Werth 
des Guts dem bedungenen Kaufpreije nicht mehr gleich- 
fommen follte, gehalten werden fol. Erfolgt die bes 
dungene baare Zahlung nicht gleich bei dem gerichtlichen 
Erfenntniß, fo ift fogleich bei der Unterpfandsbehörde 
auf die geeignete VBormerfung im Pfandbuche anzutragen, 
damit auf dem verfauften Gute vor Bezahlung des Kauf: 
killings fein Pfandrecht beftellt werden fann. 2) 

3) Bei Beräußerung von Vermögenserzeugnifien, von 
Vorräthen ift von der Verwaltungsbehörde bejonders zu er— 
wägen: 

a) ob und welde Zahlungsfriften im Interefie der Körpers 
ihaft beftimmt werden follen, wobei in Betradt fommt, 
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daß durch Baarzahlung die Muͤhe und Gefahr eines 
ſpätern Einzugs, ſowie der für Manche verderbliche Borg— 
kauf zum Wiederverkauf gegen baar Geld abgeſchnitten 
wird, während durch eine den Erwerbsverhältniſſen der 
Bürger entſprechende Zahlungsfrift in der Regel ein 
größerer Erlös erzielt und den Bürgern die Anjchaffung 
nothwendiger Bedürfniffe erleichtert wird. In legterem 
Fall muß aber Sicherung des Kaufihillingd durch Büͤr— 
gen oder Pfand verlangt werten. Die Zurüdweifung 
einzelner zahlungsunfähigen Käufer bleibt ohnehin vor— 
behalten und ift für diefen Fall der vorgehende Steigerer 
an jein Wort gebunden zu erklären. 

b) Iſt für die Abfaffung des Erfauften eine Zeit zu bes 
ftimmen und dabei anzufügen, daß die Sade bei Ber: 
ſäumniß diefer Friſt auf Gefahr des Käufers jtehe. 3) 

c) Die Gewährung eines richtigen Maßes verfteht fi für 
eine öffentliche Verwaltung von felbft. 

41) Wird ein Weinkauf bedungen, welchen in Grmanglung anderer Verab: 
redung jeder der contrahirenden Theile zur Hälfte anzufprechen hat, fo 
muß die dem Verkäufer gebührende Hälfte ber betreffenden Corporatione⸗ 
fafje zugewiejen werben. Grlaß bes Min. des Junern vom 10. März 1836. 

2) Vorſchriften in dem Min. Erlaſſe vom 22. Aug. 1825. Pt. 3. 

3) Namentlich ift auf rechtzeitige Holzabfuhr im Intereſſe des Nachwuchſes 
zu feben. 


$. 322. 


Bezuͤglich der formellen Behandlung diefer Verwaltungsacte ift 
zu bemerken, daß diefelben 

1) bei den Gemeinten durch den Gemeindepfleger oder den be- 
treffenden Theilrechner nad vorgängiger Bewilligung ded Ger 
meinderath8 und unter Beobachtung der vom legtern ertheilten 
Vorſchriften in Gegenwart des Ortövorftehers oder eined von 
ihm hiezu abgeordneten Gemeinderaths vorzunehmen und von 
diefem in das dazu beftimmte Protokoll einzutragen find.) Die 
Gültigkeit der Verhandlung ijt bedingt durch die Genehmigung 
des Gemeinderaths, welche übrigens auch zum Voraus für den 
Fall eined genügenden Erlöſes ausgeſprochen werden Fann. 2) 

2) Bei den Amtsförperfchaften fann die Amtsverfammlung eine 
Commiſſion mit der Verhandlung beauftragen und ſich die 
Genehmigung vorbehalten. 9) 
A 27 
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3) Bei Stiftungen erfolgen diefe Verhandlungen dur den Kirchen: 
convent, oder mit Vorbehalt feiner Genehmigung durch den 
Stiftungspfleger, welchem jedoch bei öffentlichen Verkäufen eine 
Urfundsperfon beizugeben feyn wird. 4) 

Bei der Verhandlung über die Genehmigung folder Verkaufs— 
accorde haben die betheiligten Mitglieder des Gemeinderaths oder 
Stiftungsrath8 abzutreten. 5) 


1) Neben einem befondern Protofoll ift ber Eintrag ins Gemeinderatheprotofoll 
nicht nöthig. Verf. vom 30. Oct. 1848. Pt. 7. 

2) Verw.Gpict $. 30. 

3) Daf. $. 84. letzter Satz. $. 87. 

4) Daf. $. 132. 133. 

5) Verf. vom 7. Nov. 1839. $. 3. 


2) Bollziehung der Einnahmen. 
$. 323. 

Es ift nun zunähft Aufgabe des Rechners oder Berwalters, 
die ihm zugewiefenen Einnahmen vollftändig und zu rechter Zeit mit 
Sorgfalt und Fleiß beizutreiben.1) Die Zeit, in welder eine Ein- 
nahme vollziehbar, verfallen ift, und von wo an mithin Diele 
Thätigfeit des Rechners zu beginnen hat, beftimmt fi theils nad 
gefeglihen Terminen, wie bei den Eteuern ($. 240.), theild aus 
den bei den vorhin angeführten Berwaltungsacten feitgefegten Friften 
($. 320. 321.), theild durch die Vollendung des zur Einnahme fuͤh— 
renden Rechtsactes und die fofort dem Rechner gemachte Zuweifung 
der Einnahme ($. 317.). 

Im Allgemeinen hat der Rechner bei Einnahmepoften, die nicht 
freiwillig zur Verfallzeit eingehen, die Schuldner wiederholt zu mah— 
nen und namentlid den Zeitpunft hiebei wahrzunehmen, wo dies 
felben in den Befis von Zahlungsmitteln gelangen. — Bei den 
Steuern inöbefondere follen regelmäßige Einzugstage, in 
großen Orten wochentlih, in andern wenigftens alle Monate ge- 
halten und die Steuerpflichtigen durch öffentliche Bekanntmachungen 
aufgefordert werden, mit ihrer Schuldigfeit ſich einzufinden, faum- 
felige Zähler aber von dem Ortsvorfteher vorberufen und ermahnet 
werden. In Landgemeinden foll namentlih der Einzug nah der 
Eng und" nad dem Herbfte am ftärfften, zumal dann betrieben 
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werden, wenn fonftige Gemeindeeinnahmen zu Steuerlieferungen an 
die Amtöpflege verwendet worden find. Ueberhaupt ift in der Zeit, 
wo nad den örtliben Verhältniffen die beſte Zahlungsfühigfeit der 
Nflichtigen eintritt, hauptſächlich zur Eteuerzahlung aufzufordern. 2) 

Zur Eontrole der Thätigfeit des Steuereinbringerd hat derfelbe 
fein Einzugsregijter von 3 zu 3 Monaten dem Gemeinderath zur 
Einſicht vorzulegen, der bei erſichtlichen Verfäumniffen dem Rechner 
die nöthige Erinnerung zu geben hat. 3) 

Ebenfo hat das DOberamt auf den Grund des monatlichen 
Kaffenberihtd de8 Amtspflegerd ($. 353.), worin jede Gemeinde 
mit ihren Zahlungen an Staatsfteuern und Amtskoörperſchaftsum— 
lagen einzeln aufzuführen ijt, gegen füumige Gemeinden einzus 
jchreiten. 4) 

Wenn der Schuldner einer öffentlihen Kaffe, deſſen Schuld 
nicht mit Unterpfündern gefichert ift, mit Tod abgeht, oder eine 
Vermögensübergabe vornimmt und von der Theilungsbehörde nicht 
für gleihbaldige Befriedigung der Forderung oder für die Beftellung 
von Unterpfändern gejorgt wird, fo hat der Rechner darauf zu fehen, 
daß der geſetzliche Pfandrechtstitel, der allen Erbihaftsgläubigern 
auf die Erbihaftsmaffe zufommt, in dem Unterpfandsbuch vorgemerkt 
wird, und die Schuld felbjt alsbald einzuflagen.d) Staatd- und 
Eorporationsfteuern müflen in einem ſolchen Falle baar bezahlt, 
nöthigenfalld von ter Riegenfhaft und Fahrniß fo viel verkauft 
werben, ald cd zu Erlangung der hiezu nöthigen Baarmittel bedarf. 
Bei Oantungen, deren Erledigung fi verzögert, jollen die laufen: 
den Eteuern nicht bis nad beendigter Gantverweilung angeborgt, 
fontern jährlih aus den vorhandenen parateften Mitteln bezahlt 
werden. 6) 

Ueber die Beitreibung verfallener Grundftodseinnahmen ver: 
gleiche $. 106. 


1) Comm.O. IV. 1. $. 3. V. 11. $. 1. Verw. Edict $. 30. Geſetz vom 
17. Suli 1824. Art. 16. 

2) Comm.O. V. 10. $. 2. 11. $. 2.3. K. Vrog. vom 21. Juni 1819. 
$. 24. 

3) Brbg. von 1819. $. 15. 

4) Min.Erlaß vom 5. Mai 1832. Pkt 1. 2. 

5) Comm.O. HM. 19. $. 11. Worfchrift vom 22. Aug. 1825. Pt. 8. 

6) Comm.O. V. 11. $. 12. 13. Vrdg. von 1819. $. 15. Gefeb vom 
17. Zuli 1824. Art. 15. - % 

27* 
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Kein Rechner darf verfallene Einnahmen, welcher Art fie feyen, 
ohne befondere Ermächtigung des Verwaltungscollegiumd anborgen, 
er hat vielmehr alle Forderungen feiner Kaffe, wenn die Vezahlung 
derfelben nicht erfolgt, fpäteftens 3 Monate nah der Berfallzeit 
einzuflagen und auf Hülfsvollftrefung zu dringen, auch, wie Died 
geſchehen ift, in der Rechnung zu beweifen. 

Die Berwaltungsbehörden dürfen Ausftände bei Privatperſonen 
nur dann auf eine zu beftimmende Friſt anborgen, wenn be 
fondere Unglüdsfälle, 3. B. Hagel oder Froftfhaden 2c., oder ähn— 
lihe Umftände eine zeitige Zahlungsverlegenheit des Schuldners 
herbeigeführt haben und anzunehmen ift, daß der Schuldner nad 
einiger Zeit wieder zahlungsfähig fey, und wenn ein Executions— 
verfahren ohne ven Ruin des Schuldners nicht möglich wäre. 1) 

Da im Allgemeinen das Recht befteht, aus Forderungen, welche 
zur vertragsmäßigen oder gefeglihen Verfallzeit nicht eingehen, Ver— 
zugszinfe zu verlangen, fo hat die Verwaltungsbehörde hierwegen 
zu befchließen. Indeſſen ift e8 gefeglich verboten, aus rüdjtändigen 
Steuern jeder Art Zinfe aufzurecdnen. 2) 


4) Vorſchrift vom 22. Aug. 1825. Pt. 9. Vergl. Brdg. vom 21. Juni 1819. 
$. 15. Imsbefondere liegt es im Einne des zu wohlthätigen Zweden ge- 
widmeten Stiftungen, gegen unverfchuldete Säumniß ſchonende Nachſicht 
zu üben. Kaſtenordnung Tit. Zehrung und Botenlchn, dritter Sag am 
Schluſſe. — Poſten, welche ohne außerordentliche und nicht in nächſter 
Ausficht ſtehende Beflerung der Umflände des Schuldners überhaupt nicht 
einbringlich erfcheinen, werben befier aus der Rechnung gebracht und etwa 
noch für den Fall des Gintritts folder Umftände bloß vorgemerkt, 
fen es innerhalb Balz ver Rechnung oder in einem befondern Vor 
merfungsbude. A 


2) Geſetz vom 17. Zuli 1824. Art. 18. Die Verzinfung der Ausftände war 
nie üblich, bis das Gen.Refer. vom 27. Juli 1799 bie Verzinfung der für 
bie Kriegskaſſe ausgefchriebenen Steuern, wenn fie nicht im laufenden Jahre 
bezahlt wurden, anorbnete, was durch Gen.Refer. vom 22. Nov. 1800 
auf alle Steuern ausgedehnt wurde. Indeſſen hielten es bie Aemter und 
Gemeinden wegen der Berzinfung ber einzelnen Ausftände verfchieden. 
Das Berbot der Zinsaufrehnung ergab fih als eine Folge des Verbots 
der Ausſtände und es wurden die Zwedmäßigkeitsgründe angeführt, daß 
bei Etatt habender Berzinfung der Gifer in Beitreibung der Ansftände ſich 
verlieren müßte, daß die Ausfände für fich ſchon ſchwer beizutreiten, bie 
weiteren Zinsberechnungen laͤſtig feyen. 
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Da es indbefondere wichtig ift, daß mindeftens bis zum Schluffe 
ded Rechnungs: und Verwaltungsjahrs fümmtlihe Einnahmen 
bereinigt jeyen und nicht auf das nädfte Jahr überfchhoben werden, 
fo hat fi der Redner am Schluffe des Jahres über das Gefchehene 
auszuweiſen und der Verwaltungsbehörde ein Verzeihniß feiner Aus: 
ftände zu übergeben; diefelbe hat dann bei wirklicher Unvermögens 
heit des Schuldners noch eine angemejjene Borgfrift zu bewilligen, 
im entgegengefegten Falle aber den Schuldner zur Zahlung anzu— 
halten.!) Sollte dieſe nicht alsbald zu bewerfitelligen feyn und der 
Rechner bei Ausftinden, die zur Zeit de8 Rechnungsſchluſſes 
fhon 3 Monate alt waren, weder die Ermächtigung zur Anborgung 
des Ausitandes, nod vie erfolgte Anrufung um obrigfeitlihe Zah 
lungshülfe nachweiſen können, jodann wenn die Ausftände fi als 
illiquid in dem Einne ergeben, daß folde vom Schuldner mit der 
glaubhaften Nachweiſung, daß er fie an den Nechner bezahlt habe, 
bejtritten werden, fo follen diefe Ausftände in der Redinung nicht 
zugelaffen, jondern der Rechner zu teren Erfag angehalten und fie 
ihm zur Einnahme geihlagen werden. (Zureftlegung.)2) Hie— 
nad ijt auch beim Abtritt eines Rechners zu verfahren und es 
hat der neue Rechner für die von dem vorigen übernommenen Aus: 
ftände ebenjo zu haften, wie für die unter feiner Verwaltung er— 
wachjenen. 


1) Gefe vom 17. Juli 1824. Art. 17. Belonders wirffam ift die durch 
Min. Erlaß vom 2. Juni 1837 angeordnete Nachweiſung gegen das Ober: 
amt, daß bezüglich der am Jahresſchluſſe vorgefundenen Ausftände alle 
Beitreibungsmittel angewendet wurden, und bie hierauf ausgefegte Gr: 
mädhtigung zur Verrechnung der Ausſtände. 


2) Borfohrift vom 22. Aug. 1825. PH. 9. Vergl. Vrdg. vom 10. Oct. 1781. 
bezüglich der Stiftungen Pt. 14. Comm.O. XV. 4. $. 2. Diefe Maß: 
regel ift aber völlig illuforifh und ſogar für die Kafle ſchädlich, wenn 
nicht auf dem baaren Erſatze durch den Nechner beftanden, ſondern zus 
gelaffen wird, daß folcher einen Theil feines Kaflenvorraths mit ſolchen 
zu Neft gelegten Ausftänden liquibirt, daß alfo, was unter dieſem Titel 
zur Ginnahme gefchlagen wurde, unter anderer Form wieber von ber Eins 
nahme abgezogen wird. Und da felbft, wenn ber Nechner diefe Bolten 
aus eigenen Mitteln erfeßt, wieder die Gefahr vorliegt, daß er diefe feine 
Zufchüfle wieder wegnehme, fo find Zureftlegungen nicht zu empfehlen und 
möglihft zu umgehen. 
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Geräth ein Schuldner in Gant, fo iſt es Obtiegenheit zus 
nächft tes Rechners, die Forderung bei der Behörde, welde das 
Schuldenweſen deffelben erledigt, rechtzeitig und mit den etwaigen 
gejeglihen VBorzugsrechten geltend zu maden. 

In diefer Beziehung ift ein unbedingtes Vorzugsrecht cin 
erjter Claſſe) namentlich eingeräumt: 1) 

a) den laufenden Staatd-, Amtskörperſchafts- und Gemeinde: 
abgaben, fammt den NRüdjtänden von zwei Jahren, weldye 
Ruͤckſtände jedoh, wenn fie niht von den nädft voran- 
gegangenen zwei Jahren herrühren, den Betrag der Abgabe 
von diefen Tegtern nicht überfteigen dürfen; 

b) den während des Concurſes ausgeſchriebenen Brandidadend- 
beiträgen, fammt den von der legten Brandſchadensumlage vor 
Eröffnung des Concurſes herrührenden Rüdftänten; 

e) den laufenden, fowie von den zwei nächft vorangegangenen 
Jahren rüdftindigen Realrenten, oder aus dem Realverbande 
jhuldigen Geld» oder Naturalleiftungen. 

In die zweite Klaffe fommen mit Pfand verficherte Forde— 
rungen, fammt den Zinfen vom laufenden Jahre und dem Zind- 
rüdftand von zwei Jahren, foweit der Erlös aus ten Unter— 
pfündern reicht. 

In die dritte Rangelaffe der Gläubiger gehören Corporations— 
faffen wegen der ihnen gegen ihre Verwalter in Beziehung auf die 
Verwaltung ihrer Kaſſen zuftehenden Forderungen, foweit diefe nicht 
durch befondere Gautionen gedeckt find; fodann nach Umftinden 
Mietbzinfe aus Gebäuden vom laufenden und den nähft voran= 
gegangenen zwei Duartalen. Da in diefer Elaffe ſelbſt ver Vorrang 
der Zeit gilt, jo iſt bei erfigedacten Forderungen der Tag anzu— 
geben, an welchem dieſer Verwalter die Verwaltung übernommen 
hat, da dieſer ald entfcheidender Zeitpunft gilt. 2) 

Für die vierte Claſſe find endlich geltend zu machen: auf Schuld- 
verjchreibungen (H. 104.) angeliehene Gelder und alle Forderungen, 
für welde vor entjtandenem Goncurfe ein obrigfeitlicher Zahlungs— 
befehl erlangt wurde. 3) 

Mird eine Forderung beftritten, fo hat der Rechner es der 
ihm vorgejegten Berwaltungsbehörde anzuzeigen, welde dann nad) 
Unterfuhung der Sache zu beſchließen hat, ob und inwieweit die 
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Einreden ded Schuldners anzuerfennen find, ober ob wegen des 
Etreited ein rechtlihed Erfenntniß herbeizuführen fey, das je nad) 
der privats oder öffentlichreKtlichen Natur der bejtrittenen Borderung 
bei der Gerichtd- oder Verwaltungsbehörde nachzuſuchen ift, im Fall 
gerichtlihen Prozeſſes nah vorgängiger Anftellung eines Vergleichs— 
verfuhs durch das DOberamt,t) und nad eingeholtem Gutachten 
des Bürgerausfchuffes, bei Stiftungen ebenfo mit Gutheißung des 
Stiftungsraths und Genehmigung des gemeinfchaftlihen Oberamts.>) 

Die Aufyebung einer Forderung und der Beſchluß ihrer ab» 
gängigen Verrechnung, ſey es durd freiwilligen Nachlaß, jey 
ed wegen Uneinbringlichfeit der Forderung, erfordert einen befondern 
Beihluß des Verwaltungscollegiumd, im erjtern Falle (freiwilliger 
Nachlaß) bei Gemeinden auch die Zujtimmung des Bürgerausfhufieg, 
bei Stiftungen das Nemliche, wie vorhin.) Wührend die Vers 
waltungsbehörde unter Beobachtung dieſer Form nicht gehindert ift, 
ftatt der Feſthaltung des ftrengen Rechts auch Rüdjichten der Billig: 
feit eintreten zu laſſen, bleibt dagegen im Fall einer durd den 
Rechner und die Berwaltungsbehörde verfchuldeten Uneinbringlichfeit 
der Forderung der Regreß der Gorporation an jene vorbehalten 
(i. $. 358 ff.). 

1) Prieritätsgefeb von 1825. Art. 4. 

2) Daf. Art. 11 — 12. 

3) Daf. Art. 13. 15. Nachgefolgte Borgfriſt benimmt aber dem Zahlungs: 
befehl diefe Wirkung. Bei Gelpfirafen, die allen andern Forderungen 
nachftehen, bewirkt der Zahlungsbefehl fein Vorzugsrecht. 

4) Bergl. das Nähere im IV. Edict vom 31. Dec. 1818. $. 27. und Jufliz- 
Min.Erlaß vom 22. Sept. 1820. 

5) Verw. Edict $. 56. 134. Nro. 8. 137. 146. 

6) Verw. Edict $. 52. Nro. 6. und die in Note 5. eit. Stellen. Der Nadı: 
laß von andern als Forftpoligeiftrafen (welche legtere dem Gigenthümer 
als Ausflug des Gigenthumsrechts zufliegen und auf welde fomit einfach 
verzichtet werden kann) fällt unter ben Begriff der Begnadigung, die nur 
dem Regenten und ven von ihm hiezu Tegitimirten Behörden zufteht; hier⸗ 
über f. die 8. Vrog. vom 3. April 1835. Rgbl. S. 209. 
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Die Hülfsvollftredung gegen fäumige Schuldner der Cors 
porationen fteht in allen Fällen der Ortsobrigfeit (Ortsvorſteher und 
Gemeinverath) zunächſt felbft zu. Der Oberamtmann fann aber 
der Ortsobrigkeit die Erfüllung ihrer Amtspflicht einfhärfen und es 
bleibt diefe, fofern fie ald Verwalter der Corporation oder ald Auf 


— 44 — 


feher über die Verwaltung fi eine Berfäumniß zur Schuld kom⸗ 
men läßt, dem Oberamte verantwortlich. !) 

Auf Anrufen des Rechners find dieſe Behörden verpflichtet, 
gegen fäumige Zähler die in den Gefegen vorgefhriebenen Zwangs— 
mittel anzınvenden. 2) Insbejondere gehören ald häufig zunächit 
wirffame Mittel hieher die Beihlagnahme von Rutzungen ſchuldne— 
riſchet Ortöbürger am Gemeindevermögen und vornemlich bei Steuern 
und Strafen, aber auch bei andern Forderungen die Einlegung von 
Preſſern.) 

1) IV. Edict vom 31. Dec. 1818. $. 34. Exec. Geſetz vem 15. April 1825. 
Art. 12. 86. Bei Forderungen (3. B. der Amtspflege) an Gemeinden 
und andere Gorporationen übt das Oberamt die Grecution. Exec. Geſetz 
Art. 11. 

2) 8. Vrdg. vom 21. Juni 1819. $. 15. | 

3) Hierüber ſ. Erec.Gefeg Art. 81. und Verordnung vom 30. Eevt. 1819. 
Rgbl. S. 695. Bor der Preflereinlegung muß der Schuldner einen obrig- 
feitlihen Zahlungsbefehl mit Termin und Androhung der Grecutien ers 
halten haben. Ginem Schuldner fann die Preſſe nur während breier Tage 
nach einander eingelegt werden. Die Gebühr des Preſſers, die der Schulbner 
fogleich zu zahlen hat, und wofür ein Vorſchuß aus der Gemeindekaſſe nicht 
zuläfiig ift (fo daß, wenn eine ganze Gemeinde wegen Etcuerrüditänden 
zur Amtspflege ven Preſſer erhält, diefer als den einzelnen Steuerpflichtigen 
eingelegt anzufehen ift, wofern nicht der Gemeindepfleger wegen Verzoge⸗ 
rung ber Ablieferung ſchuldig if), wird nad DVerhältnig der Gntfernung 
fo ſeſtgeſetzt, daß der Prefier täglich nicht höher als auf 1 fl. fcmmt. 
Doch muß darauf Bedacht genommen werben, daß, wo der Preſſer mehreren 
Schuldnern an einem Tage zugleich eingelegt wirb und fomit dieſe Tags: 
gebühr (nach Ermefien des Ortsverftandes) unter folche zu veriheilen ift, 
ber Betreff bes Einzelnen nicht fo gering ift, daß er aufhört, ein Zwangs- 
mittel zu feyn. 
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Die wirflihe Erhebung der Einnahmen erfolgt entwerer 

1) baar in Geld oder in derjenigen Gattung von Dingen, welce 
vertragsmäßig zu reichen iſt. Insbeſondere ift die Gemeinde 
nicht ſchuldig, ftatt der Steuer einen Theil des Naturalertrags 
der Güter ald Zahlung anzunehmen, und fie foll fih, der leicht 
mögliben Mißbräuche wegen, ohne die Außerfte Noth nicht 
darauf einlaffen, vielmehr den Berfauf des Ertrags vornehmen 
laſſen.) Zur Annahme von Dingen an Zahlungsftatt ift 
der Rechner ohne Ermädtigung der Verwaltungsbehörde nicht 
befugt. 
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2) Oder durch Ausgleichung von Gegenforderungen der Schuldner 
(Abrechnung). Hieher gehören namentlich die Faͤlle, in 
denen ein ſonſt zahlungsunfähiger Schuldner durch Abver- 
dienen in Gefchäften der Corporation feine Schuldigfeit, 
welcher Art fie fen, ganz oder theilweiſe berichtigt hat. Dieſe 
Art der Berichtigung Fann jedenfalls bei Geldftrafen in Er— 
manglung anderer Zahlungsmittel gefordert und nöthigenfalls 
durch amtlihe Auflage bei Strafe des Ungehorfams und zus 
legt mit Vorführung auf ten Arbeitsplag erzwungen werden 5 
im Uebrigen aber ift den Gemeindebehörden im Interefle der 
Gorporation und der unbemittelteren Schuldner fehr zu 
empfehlen, dieſen zu Abverdienung ihrer Schultigfeiten in 
Gemeindegeſchäften, fofern fie nicht bejondere Sadıkenntniffe 
erfortern, im Accorde oder Taglohn Gelegenheit zu bieten. — 
Der biebei zu vergütende Lohn für einen gewöhnlichen Arbeits- 
tag iſt mit Unterjchied des Geſchlechts und ter Altersftufe der 
Arbeiter vom Gemeinderath feitzufegen, und ein Theil dieſes 
Lohns, wenn und foweit ed zum nöthigen Unterhalt der Ar— 
beiter nöthig iſt, baar ausbezahlen zu laffen, fo daß nur der 
Reit in Abrechnung fommt. Die hiezu beftellten Auficher Haben 
Liſten zu führen, aus welden vie Leijtung eines Jeden nah 
der Zeit und der hierauf nad der feitgejegten Tare berechnete 
Lohn zu erfehen iſt. — Abrechnung fann übrigens jedenfalls, 
namentlich auc gegenüber von Eteuern, nur infoweit Platz 
greifen, ald jene &egenforderung zur Zeit, wo die Schuldig- 
feit verfallen ijt, bereits gleichfalls fällig ift und auszubezahlen 
wäre, und ed hat der Steuerpflichtige fein Recht, Schuldig- 
feiten an Staatsfteuern (wohl aber an Amts- und Ges 
meindefteuern) auf feine Forderungen an die Amtspflege und 
Gemeindekaſſe zu verweifen. 2) Solche Gegenforderungen find 
Dagegen von dem Redner forgfältig zur Ausgleihung und 
Tilgung von Ausjtänden zu benügen, indem er jene, ftatt fie 
baar auszuzahlen, an den Sculdigfeiten abjchreibt. 

1) Eomm.Dd. V. 11. $. 9. 

2) Comm.D. V. 3. $. 3. 10. $. 6.8. Vrdg. vom 21. Juni 1819. $. 16. 
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Da die Eorporationen, namentlih die Gemeinden, fehr gewöhn- 
lich verſchiedenartige Forderungen an denfelben Schuldner haben, 
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deren rechtliche Sicherheit ungleich ift, fo ift ed von Wichtigkeit, zu 
beftimmen, an welcher Forderung die von einem folhen Schuldner 
eingehende Zahlung abzufchreiben ift, wofern folde nicht aus— 
drüdliih von dem Schuldner für einen beftimmten Zwed gefcieht. 
Es ift hierüber beftimmt, daß folhe Zahlungen vorzugsweile an 
Bertragsforderungen (im Gegenſatz von den ohnehin gefeglich 
gefiderten Steuern) abgefchrieben werden follen. I) — Im Uebrigen 
iſt nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen anzunchmen, daß zuerft die 
ältere und läftigere Schuld, namentlich rüdjtändige Zinfe vor dem 
Capital, haben bezahlt werden wollen. 


1) Verw. Edict $. 30. am Schluffe und zu Erläuterung ber undeutlihen Faf- 
fung vergl. I. Edict vom 31. Dec. 1818. $. 34. ©. übrigens $. 370. 


3) Verhältniß der wirflihen Einnahmen zu den 
Etatsſätzen. 


8. 330. 


Unabhängig von dem im Etat gemachten Voranſchlag der Ein- 
nahmen ift die Berwaltungsbehörde natürlich verpflichtet, den Belauf 
der Einnahmen nad vorftehenden und den im erften und zweiten 
Theile enthaltenen Regeln innerhalb ihrer Befugniffe möglichſt zu 
fteigern und jede, auch im Etat nicht worgefehene, fi fonft dar— 
bietende Einnahme herbeisuziehen. Ueber den Fall, wenn durd 
Minderbetrag der wirflihen Einnahmen ein (weiteres) Defizit fich 
ergibt, wird hienach ($. 340 ff.) im Zufammenhang gehantelt. 


Zweites Rapitel. 
Verwaltung der Ausgaben. 


1) Feftftellung der Ausgaben. 
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Die Ausgaben einer Eorporation find theild auf diefelbe Weife 
zum Boraus beftimmt, wie die Einnahmen (8. 317.), theild find 
fie wenigftens für eine beftimmte Zeit oder überhaupt bis zu einer 
von den Drganen der Berwaltung zu treffenden Aenderung durch 
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gefegliche Beichlüffe feſtgeſetzt, theils endlich bedürfen fie im einzelnen 
Falle einer Feftitellung, wobei entweder bloß über den Umfang der 
die Ausgabe veranlafienden Leiltung zu erfennen ift, wenn die Ans 
rehnung dafür durch allgemeine Verordnung (Taren, Regulative), 
oder durch ein für allemal von der betreffenden Corporationsbehörde 
aufgeftellte Säge bejtimmt ift, oder auch über die Größe der eins 
zelnen Anrechnung jelbft zu bejchließen ift. 

Nur ſolche Ausgaben, welche nah allen diefen Ruͤckſichten ſchon 
zum Boraus bejtimmt find, ift der Rechner befugt, fofort, nachdem 
die durch Geſetze, Vertrag oder bejondern Beſchluß feftgelegte Zeit 
ihrer Leiftung gefommen ift, zu vollziehen, nicht aber andere, widrigens 
falls er fi Erſatzanſpruͤchen ausfegt. 1) Namentlich ift ihm bei 
Strafe verboten, an ſich felbft Zahlungen, die nit unter vors 
ftehende Gattungen gehören, aus feiner Kaffe zu machen. 2) 

1) Gomm.D. XII. $. 14. 16. Verw. Edict $. 31. 84. 
2) Polizeiftrafgefep Art. 87. 
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Bei allen zu Ausgaben führenden VBerwaltungsmaßregeln, welche 
nit im Einzelnen durch Gele oder befondere rechtliche Ber: 
pflichtung geboten find oder fih aus ter gejeglihen Aufgabe einer 
Gorporation unzweifelhaft von felbjt ergeben, hat die Verwaltungs 
behörde, wofern es nicht jchon bei Feftfegung des Wirthſchaftsplanes 
geichehen, zunäcdt über Das Ob zu enticheiden, d. h. zunächft dahin 
beftimmten Beſchluß zu faflen, daß eine gewifle Anjchaffung oder 
Unternehmung geichehen jolle. Ohne dieſen vorausgehenden Ber 
Schluß der zuftäindigen Verwaltungsbehörde wäre die Eorporationds 
faffe zu einer folhen Ausgabe nur dann verpflichtet, wenn fih nad, 
allgemeinen Rechtöregeln dieſe Verpflichtung verfelben, 3. B. nament⸗— 
lich wegen Berwendung zum wirflihen Vortheil der Corporation, 
oder wenn die Ausgabe zu Erhaltung einer Sade der Cer— 
poration nöthig war, ergeben ſollte; außerdem hätten fich dies 
jenigen, welde eine Anforderung machen, lediglih an den zu halten, 
der die Bejtellung mit Ueberſchreitung feiner Befugniffe gemacht 
hat. — Ebenjo kommt es jofort der Verwaltungöbehörde zu, über 
das Wie zu beftimmen, d. h. nicht nur zu beichließen, in welchem 
Umfang und in welcher Beichaffenheit überhaupt eine Leitung und 
Unternehmung Statt finden, fondern auch durch welche Vermittlung 
fie geſchehen fol. 
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8. 333. 


In letzterer Beziehung iſt es dem Ermeſſen der Verwaltungs— 


behörde anheimgeſtellt, die der Corporation im einzelnen Fall zu— 
träglichfte Art der Ausführung au beftimmen : 1) 
1) Bei der öffentlihen mündlichen dur Abftreich cerfolgenden 


2 


3 


— 
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Verleihung oder bei der öffentlichen Aufforderung zu ſchrift— 
lihen Anerbietungen (Submiſſion) fommt es darauf an, daß 
das Geihäft dem Wenigfinehmenden nur dann zugefd;lagen 
werde, wenn auch von dieſem die vollftändige Erfüllung aller 
Bedingungen zu erwarten ift. Bei dem öffentlichen Abftreiche 
muß eine genügende Befanntmahung vorausgehen, wobei nicht 
ausgeichloffen ift, daß auf befannte Unternehmer und wenig- 
ftend bei minder beteutenderen Arbeiten auf Angehörige Der 
Gemeinde 10. Rüdfiht genommen wird. Der Abjtreih ge— 
jhieht entweder in fejtbeftimmter Summe, oder nur im Ber: 
hältniß zu den im Angebot oder Ueberſchlag enthaltenen Preifen, 
mithin mit Vorbehalt der Berehnung der Accordsſumme nad 
dem Umfange der wirklichen Leiftung. Am die oben angeführte 
NRüdfiht zu wahren, muß fih die Wahl unter den Ans 
bietenden vorbehalten werden. 

Während dur den Abjtreih in der Negel das erreicht wird, 
daß die Leiftung um möglihft niedern Preis geſchieht, fo iſt 
für die gute Ausführung und fomit für den nachhaltigen 
Vortheil der Corporation beffer geforgt, wenn das Geſchäft 
einem ald tüchtig und folid bewährten Unternehmer im Wege 
freien Vertrags gegen den der Arbeit 2c. entfpredyenden Preis 
übertragen wird. ?) 

Ohne Dazwiſchenkunft eines befondern Unternehmers fünnen 
Gefchäfte und Leitungen an die einzelnen Arbeiter gegen den 
herfömmtlichen allgemein üblichen oder durch befondern Beſchluß 
feftgefegten Lohn übertragen werden, was bejonterd dann am 
Pape it, wenn es ſich um gewöhnliche Handarbeiten oder 
um einzelne nicht leicht ihrer ganzen Ausvehnung nad voraus 
zu beurtheifende Verrihtungen, nicht aber um eine, verſchieden— 
artige Arbeiten umfaffende und nah einem Plane durdzus 


führende Unternehmung handelt. In jenem Falle ift be— 


fonders wichtig, daß von Seite der Eorporation ein tüctiger 
und fachverftändiger Aufjeher beftellt werde, der Die verrichtete 


10 


Arbeit, die damit hingebrachte Zeit und den dabei etwa Statt 
findenden Materialverbraucd aufzuzeichnen und zu beurfunden 
hat. 3) 

4) Verw.Edict $. 31. dritter Satz. 


2) Bergl. Comm.O. lit. 2. $. 7. Pit. 2. 
3) Diefe Taglohnsliften erhalten am beften folgende tabellarifche Ginrichtung : 


Arbeits: und et .. die Wegherſtellung ꝛc. 





0 Arbeitsta. 
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Die Vornahme ſolcher Accordsverhandlungen geſchieht durch 
die Verwaltungsbehörde oder durch eine von ihr hiezu beftellte Com— 
miffton, unter Zugrundlegung der von jener zum Voraus feftgefegten 
Bedingungen, und mit Vorbehalt ihrer Genehmigung. 

Der Gemeinderath hat aber in den in $. 33. angeführten Fällen, 
fowie dann die Zuftimmung des Buͤrgerausſchuſſes einzuholen, wenn 
der Accord mit einem Mitglied des Gemeinderaths ohne Abftreich 
gefhloffen wurde. ?) Die unmittelbare und perjönlihe Mitwirfung 
des Oberamts ift nur auf übereinftimmendes Erfuchen beider Col— 
legien geftattet. 2) 

Bei Stiftungen ift der volle Beſchluß des Stiftungsrath8 und 
die gutächtlihe Vernehmung des Bürgerausfhuffes nöthig, fobald 
ein Mitglied des Kirchenconvents dabei betheiligt ift oder der Accord 
ohne Abftreich abgeichloffen wird, 3) während die Genehmigung 
des gemeinfchaftlihen Oberamts bei Betheiligung eines Stiftungss 
rathsmitglieds erforderlich ift. 9) 

1) Verw. Ediet $. 31. dritter Eap. $. 52. Nro. 4. 5. 
2) Daf. $. 91. 

3) Daf. $. 134. Nro. 6. 7. $. 137. 

4) Das. $. 146, 
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Bei neuen oder fonft bedeutenden Baumwefen (im Gegenfas 
der gewöhnlichen Ausbefferungen oder laufenden Bauarbeiten), fowie 
bei andern Accorden, deren Beurtbeilung befondere techniſche Kennt— 
niffe erfordert, 1) ijt die Verwaltungsbehörde an ven Rath von Sach— 
verftändigen in folgender Weile gebunden: 2) 1) Bor dem Angriff 
der Arbeit ijt dur einen von ter Berwaltungsbehörde zu wählenden 
geeigneten Sadverftändigen Riß und Ueberſchlag fertigen zu 
laffen, welder fofort einem der vom. Staat dazu ermädtigten Sach— 
verftändigen 3) zur Prüfung mitzutheilen ift, wofern nicht die Ferti— 
gung des Riſſes und Ueberſchlags felbft durd einen ſolchen gejchehen 
ift, in welchem Falle e8 dem Ermefjen der Verwaltungsbehörde über: 
lafien ift, ob eine Nachprüfung durch einen zweiten höhern Sad: 
verftändigen vorgenommen werden fol. Zu diefer Prüfung kann 
diefelbe im einzelnen Falle oder für vorfommende Fälle überhaupt 
unter den benannten Sahverftintigen beliebig Einen auswählen; 
doch find diejenigen ausgefchloffen, welche in dDemfelben Oberamts— 
bezirfe ein zünftige® Baugewerbe treiben. 2) Die Mittheilung der 
Riffe und Ueberſchläge an den erwähnten höhern Sadverftindigen 
foll dur das Oberamt unter Beifügung der nöthigen Erläuterungen 
und Bemerfungen gefhehen. Findet derjelbe dieſe Ausfertigungen 
für den vorliegenden Zwed ganz unbraudhbar, fo hat er dies zu 
begründen und es ift dann ein neuer Riß und Ueberſchlag fertigen 
zu laffen und wieder dem Revidenten mitzutheilen. Die Reviſions— 
bemerfungen follen in den Riß und Ueberſchlag felbit eingetragen, #) 
fodann mit diefen dem Oberamte zugefchidt werden, welches, wenn 
ed dabei nichts zu erinnern findet, Diefelben der Berwaltungsbehörte 
unter Einfhärfung der ertheilten techniſchen Vorſchriften, welche genau 
zu befolgen find, zurüdgibt. Die von dem Revidenten in admini— 
ftrativer Beziehung beigefügten Vorſchläge find zwar für die Ver— 
waltungsbehörde nicht bindend, aber doc von derſelben ald Rath 
eined Sacverftändigen pflibtmäßig zu benügen. 3) Temjenigen 
Eadverftändigen, welder den Ueberſchlag geprüft oder ohne anders 
weite Nachprüfung gefertigt hat, ift die Theilnahme am Accord oder 
fonftigen Bauverdienft verboten. 4) Dem Oberamte liegt es ob, vor 
dem Angriffe und im Laufe der Arbeiten fich ter Befolgung der tech— 
nifhen Vorfchriften, fowie der zwedmäßigen Behantlung ter Sache 
überhaupt (jedoch ohne Koftenvermehrung) zu verfihern und bei 
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Prüfung der Rechnungen jede Abweichung von obigen Vorſchriften, 
jedes Uebermaß in dem Koftenaufwande oder fonftige Ungebühr mit 
Strenge zu ahnden; erforberlihen Falls hat es fih der Mitwirkung 
eined höhern Sachverſtändigen (in der Regel des Revidenten des 
Veberfchlags) zu bedienen. 5) Die Gebühren diefer höhern Sach— 
verftändigen find von der Regierung feſtgeſetzt; ) zu Verminderung 
der Koften hat der Technifer die ihm übertragenen Gefchäfte in der 
Negel zu Haufe vorzunehmen und nur auf befondered Verlangen 
fih an Ort und Stelle zu begeben, aud in diefem Falle feine Reife 
fo viel möglich mit andern Gefchäften in derjelben Gegend zu vers 
binden und dies bei der Koſtenanrechnung zu berüdjichtigen. 


4) Namentlih auch bei Beuerfprigenanfhaffungen. S. Verordnungen vom 
8. Aug. 1806 und 16. Dec. 1806, und bei Drgelbauten vergl. Note 3. 
2) Verw. Edict $. 31. letzter Satz. $. 133. dritter Sag. Min.Berf. vom 

19. April 1823, welche zwar zunächſt nur Hochbauweſen im Auge hat, 
jedoch nah den vorhin angeführten Gefepesftellen ihre Anwendung auch 
auf andere technifche Arbeiten findet. — Nah Comm. O. II. 2. $. 6. ift 
die Nichtbeachtung diefer Vorfehriften mit Geldfirafe von 14 fl. oder nach 

Umftänden noch mehr bedroht. 

3) Ein Berzeichniß derfelben, nemlih der für Hochbau und für Straßen-, 
Brüden: und Waſſerbauweſen ermächtigten höhern Technifer, enthält das 
Staatshandbuch. Ausg. von 1847. ©. 608. Sodann find für Orgels 
baumwerfe befondere Sachverftändige beftimmt. 

4) Die wirfli überflüjfige Anordnung, daß dieſe Vorfchriften au in bem 
Degleitungsfchreiben an das Oberamt und endlich aud in dem Grlafie 
bes letztern an die Verwaltungsbehörde ansbrüdlich wiederholt werben 
follen,, wird nie beachtet. 

5) Die zuläffigen Anrechnungen find: 

a) für die Fertigung eines neuen Ueberſchlages ', Procent der Ueber— 
fchlagsfumme (30 fr. von 100 fl.), jedoch bei Strafenbauten, wo 

Planirungs- und Verfteinungsarbeiten der laufenden Nuthe nach be: 
rechnet werden fönnen, nur Y, Brecent (20 kr.). 

b) Für die Prüfung der Riffe und Ueberfchläge '/, Procent ober 20 Fr. — 
Dei den obengenannten Straßenbaufadhen aber Procent (15 fr.). 

c) Für die Prüfung der Koftenverzeichnifie eben fo viel. 

Dieſe Gebühren a—c. fallen weg, wenn der Techniter ſolche 
Sefchäfte an Ort und Stelle vornimmt und dafür das zu d. bes 
flimmte Taggeld bezieht. 

d) Für Verrihtungen außerhalb des Wohnorts täglid 5 fl. für bie 
Reifetage und 3 fl. für die übrigen Tage. — Bei Berfenbungen 
der angeftellten Bauräthe und Infpektoren von Amtswegen finden 
biefe Taren einige Mobificationen. Vergl. Erlaffe vom 19. April 1823 
und 4. Nov. 1835. Grgbd. S. 277. Bei den Etaatstechnifern für 
das Straßenbaumwefen iſt der Grundſatz, daß ſolche auch für die 
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in Unterhaltung der Gorporationen befindlichen Wege beſtellt ſeyen, 
fomit für die diesfallfigen Berrichtungen in ihrem Wohnorte nichts 
anzufprechen haben. 

e) Eine den Umftänden angemefiene Belohnung für die Fertigung neuer 
Bauriffe. Neben biefer Gebühr ift eine Mebenanrechnung für Gors 
reſpondenz, Schreibmaterialien, Auslagen ıc. nicht geftattet. 

Die Gebühren der Eachverftändigen in Orgelbauſachen find durch — 

vom 17. Dec. 1840 folgendermaßen ſeſtgeſetzt: 

1) Diäten und Taggeld für Unterſuchung an Ort und Stelle 3 . 

2) Kür die Prüfung der Voranſchläge und Koftenverzeichniffe je nah 
dem Betrage der Koften a) bis zu 50 fl. — 30 fr., b) bis 100 fl. — 
1 fl., e) bei größern Eummen je von 100 fl. — 20 fr., wenn und 
foweit aber die Gebühr hienach ben Betrag von 2 fl. nicht erreicht, 
von ben erfien 100 fl. — 1 fl. 

3) Für Fertigung von Koſtenüberſchlägen eben fo viel, außer zu c. ſtatt 
20 fr. — 30 fr. 

4) Für Abfaſſung befonderer Gutachten für den erften Bogen 1 fl., für 
jeden weitern 40 fr., vorbehältli der Ermäßigung, wenn die Gut: 
achten zu weitläuf abgefaßt feyn ſollten. 

5) Reifefoftensentfchädigung bei auswärtigen VBerrichtungen auf jebe 
Wegſtunde (Hin: und Herweg befonders berechnet) 45 fr., aber auf 
Streden, wo Gifenbahnen, Dampfboote oder Gilpoftwägen geben, 
die doppelte Tare, resp, der zweiten Wagenclafie, des erſten Plages, 
eines Plapes im Gilwagen. 


$. 336. 

Die bei der Beraccordirung von Baumwerfen, bei Liefes 
rung von Materialien 2c. zu beachtenden Rückſichten und demnach 
zu ftellenden Bedingungen laffen fih am beften aus der hienad in 
"Note 1. gegebenen Zufammenftellung zwedmäßiger Accortöbedins 
gungen erfehen, aus welchen fih auch bei Feineren und einzelnen 
Bauweſen das Nöthige entnehmen läßt, und ijt hiezu noch Folgendes 
zu bemerken: 1) Die Corporation fann es vorziehen, alle oder ein 
zelne Oattungen von Materialien felbft anzufchaffen, wenn fie 
folhe in gehöriger Beihaffenheit aus ihrem Eigenthbum gewinnen 
fann, oder wenn fehr viel von der guten Beihaffenheit derjelben 
abhängt und zu befürdten ijt, ter Accordant werde durch hohe reife 
fih abhalten laffen, die beiten zu wählen. Außerdem wird deren 
Beifhaffung dem Accordanten jelbft befier überlaffen, da die Ver: 
waltung und Rechnung hiedurd vereinfacht und die Beſorgniß von 
Unterfchleifen ꝛc. entfernt wird. 2) Bei bedeutenden Bauwefen dient 
die Aufitellung eines fahverftändigen Aufſehers (Bauführerd) dazu, 
‚bie planmäßige und gute Ausführung zu controliren, Abweihungen 
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und fchlechte Arbeit, die fpäter felten mehr gut zu machen find, zu 
verhindern, die der Koftenrechnung zu Grund liegenden Momente 
urfundlih zu maden. In jedem Falle ijt aber der Rechner oder ein 
anderer tüchtiger Mann zur Auffiht beim Bauwefen zu beordern. 2) 
3) Wie vor Beginn der Arbeit für die wirflihe Erfüllung des 
Accords Sicherheit auf die in Note 1. Pkt. 7. angeführte Weife, fo 
it nach vollenteter Arbeit für den Fall, daß jich in der Folge Mängel 
ergeben follten, die von ſchlechtem Material oder ſchlechter Arbeit 
herrühren, Gewährſchaft zu geben. Um die hierauf beruhenden 
Anſprüche geltend maden zu fönnen, ift die Arbeit mehrmals und 
jedenfalls einige Zeit vor Ablauf ter Oarantiezeit zu unterfuchen, 
daher fi die Verwaltungsbehörde wegen ſolcher Gewährverbindlich— 
feiten in Weberficht zu erhalten hat. 

Die in Note 1. angeführten allgemeinen Bedingungen finden 
mehr oder weniger ihre Anwendung aucd bei antern Ausgabes 
accorden, wogegen bezüglich der befondern Bedingungen namentlich 
auf folgende Stellen zu verweilen ift: 1) Holzhauerlohnsaccorde 
$. 79. 2) Speifeanftalten, Koftaccorde $. 165. 3) Etraßenunters 
haltungsaccorde $. 195. 


1) Zufammenftelluug von Accordsbedingungen bei Bauten ze. 
Vergl. Schlierholg, Bauvorfchriften für die beim Hoch- und Etraßen: 
bau vorfommenden Arbeiten nebſt einer Inftruftion für Bauführer. Etutts 
gart 1847. 


Allgemeine Bedingungen. 


1) Dem Accord liegt der Koftensvoranfchlag mit dem nöthigen Baus 
verfchrijten und Zeichnungen zu Grunde. (Nur die Originale diefer Ur: 
funden werben als maßgebend anerfannt; Abfchriften davon aber nicht.) 

2) Der Abſtreich gefchieht nach Gulden (oder nad Brozenten), fo daß 
im Berhältniß des Abftreichs zum Ueberſchlag an dem wirklichen Berbienft 
Abzüge Statt finden. 

3) Zum Accord werden nur ſolche Meifter zugelaflen, welche ſich über 
autes Verhalten und erforderlichen Beſitz durch Zeugnifie ausweijen. 

4) Einverftändnifie unter den Accordésluſtigen zum Nachtheil der Ge: 
meinbe läßt fich viefe nicht gefallen und behält fih dieſe im Ball folcher 
Eomplotte Aufhebung des Accorbs vor. 

5) Nachgebote werben nicht angenommen. (Diefe Bedingung wird 
jedoch nur bei Bewerbung mehrerer tüchtiger Meifter räthlich feyn; andern: 
falls wäre wenigftens ein nochmaliger Abftreih in Folge eines Nachgebots 
zuzufihern. — Bis zu gefchleflenem Brotofoll Fönnen jedenfalls Offerte 
angenommen werben. Siehe Nro. 25.) 

28 
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6) Genehmigung des Aecords mit Auswahl unter den Accorbsluftigen 
wird vorbehalten ; jeder bleibt aber bis dahin mit feinem Angebote ver- 
bindlich. 

7) Nach erfolgter Genehmigung haben die Accorbirenden für Erfüllung 
des Vertrags Sicherheit zu leitten in einem Betrage, ber von der Ber- 
waltnngsbehörbe beſtimmt wird nach der Beichaffenheit des Bauweſens 
und der Größe des Ueberſchlags. Die Eicherheit gefchieht durch anbert- 
halbfache Hypothek oder durch Fauſtpfand in Gapitalbriefen (Pfandfcheine 
und Staatschligationen) oder durch zwei von dem betreffenden Gemeinde: 
rath als tüchtig erfannte Bürgen. 

8) Für die gute Ausführung der Bauarbeiten und für die Güte ter 
verwendeten Materialien ift auf eine Anzahl Jahre Gewährfchaft zu leiſten, 
bergeftalt, daß fie jedes immer viefer Zeit fich ergebende Gebrechen, für 
welches nicht eine außer ihrer Verfchuldung liegende Urfache nachgewiefen 
werben Fann, auf ihre Roften und chne Anſpruch an die Gemeinde zu 
verbefiern haben. Die Aufftellung eines Bauführers überhebt den Accor: 
danten nicht feiner Verpflichtung zu guter Leitung. 

Die Zeit der Gewährleiftung ift bei Maurer:, Steinhauer: und Zimmer: 
arbeit 8 Jahre, bei allen übrigen 4 Jahre. (Die Urkunde hierüber fann 
mit der Gaution ad 7 vereinigt werben. Bergl. das Formular einer 
Gautionsurfunte der Nechner zu $. 347.) 

9) Unteraccorde find nicht zuläfig. (Bei größeren Bauten: die Mit» 
accorbanten dürfen nur mit Vorwiſſen der Gemeindebehörbe angenommen 
werben und hat fich diefe bloß an den Hauptunternehmer zu halten.) Im 
Kalle ihrer Abwefenheit vom Bauplatze haben die Unternehmer einen tüch- 
tigen Auffeher (Balier) zu beitellen. Im Ball des Todes des Unter: 
nehmers behält fich die Gemeinde die Auflöfung des Accords nad) accorbe: 
mäßiger Vergütung des bereits Geleiiteten bevor. 

10) Der von Gemeindewegen aufzuftellende Bauführer hat das Recht, 
jede Arbeit, welche nicht vorfchrifimäßig und untadelhaft ausgeführt fenn 
follte, zu vermwerfen und bie vollfommen gute Herfiellung anzuordnen, 
wofür feine befondere Entſchädigung angefprochen werben barf. Ebenſo 
bezüglih der Güte der Materialien. Sollte der Unternehmer fih dem 
Ausspruch nicht fügen wollen, fo entſcheidet auf Koften ves unterliegenden 
Theile ein höherer Techniker. 

11) Die Arbeiten müflen innerhalb beflimmter Friften vollendet ſeyn, 
deren Nichteinhaltung beftimmte Abzüge am Verdienſt mit fich führt. 

12) Ohne Zuſtimmung der VBerwaltungsbehörbe darf von dem Plane 
und den Ueberfchlagsbeftimmungen nicht abgewichen werben, und Arbeiten, 
die abweichen, find auf Verlangen der Bauherrfchaft ohne befondere Ent⸗ 
fhädigung in den vorfchriftmäßigen Zuftand zu bringen. 

13) Dagegen haben es ſich die Unternehmer gefallen zu laffen, wenn der 
Derwaltungsbehörbe eine Abweichung beliebt, wenn namentlih Ginzelnes 
unterlaffen werden foll, oter wenn überhaupt die im Weberfchlag vor— 
gefehene Ausdehnung des Gefchäfts in Mirflichfeit nicht eintrifft. Sie 
find aber auch gehalten, um bie accorbirten Preife die während der Aus— 
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führung erforberlich werdenden, im Ueberfchlag nicht vorgefehenen, Arbeiten 
zu beforgen. 

14) Die Gemeinde hat das Net, im Fall der Unternehmer die Bes 
dingungen nicht erfüllt, die Arbeit verzögert, auf feine Koften einen tüch— 
tigen Bauauffeher anzuftellen, oder das Geſchäft einem Andern zu über: 
tragen, in weldem Falle jener den hiedurch erwachjenden Mehraufwand 
zu erjegen hätte. 

15) Alle Arbeiten und Lieferungen, welche nach Maß, Zahl und Ge- 
wicht in Anrechnung fommen, werden im Beifeyn und unter unterfchrifts 
licher Anerkennung des Unternehmers oder feines Bevollmächtigten urkundlich 
aufgenemmen. Bei Maurer: und Steinhauerarbeiten wird ber verpflichtete 
Baumefler nach jedesmaligem Grforderniß berufen, der Mefinhalt gemein: 
Schaftlich mit den Bauführer berechnet, derfelbe mit Bemerkung der Dimen: 
fionen (Länge, Breite, Höhe »c.), der Art der Arbeit, des Tags ber Auf: 
nahme im ein kefonderes Meßbuch eingetragen, weldes nad Ende bes 
Bauweſens zum Beleg der Berbienfianrechnungen dient. Kitt, Del, Blei 
und andere Materialien, Schloſſer- und Echmidarbeiten, welche nad Ge: 
wicht gehen, werben in Gegenwart des Bauführers urkundlich gewogen, 
dad erfundene Gewicht unter Anfhluß bes Wagfcheins in das Meßbuch 
eingetragen. Die Me: und Mügfoften hat der Unternehmer zur Hälfte 
zu tragen. — Arbeiten im Taglohn werden befeuders von dem Auffeher 
controlirt. 

16) Für Beſchädigung der Steine und anderer Materialien auf dem 
Werkplatze und beim Bearbeiten und Berfegen wird feine Entfchäbigung 
geleiftet. Beſchädigte Arbeiten werben nicht angenommen und es ift Sache 
des Unternehmers, deshalb Vorfehrung zu treffen. Beim Auffchlagen hat 
der Zimmermann alle Borjicht gegen Beihädigung der Maurer: und Stein: 
bauerarbeiten anzuwenden ; ebenfo der Schloſſer beim Anfchlagen. Solche 
Beſchädigungen hat derjenige Handwerfsmeifter zu vergüten, bem cher 
deſſen Arbeiter fie zur Laft fallen. 

17) Bei den bedungenen Preifen hat es unter allen Umſtänden fein 
Dewenden. Es dürfen daher Fubrlöhne, Brüden: und Pflaftergeldsaus: 
lagen, Auslagen jür Gefchirre, Gerüfte, Gemwölbgeftelle u. dergl. nicht 
noch nebenher angerechnet werden. Weberhaupt find alle Nachforderungen 
für die im Ueberfchlag enthaltenen Arbeiten ausgefchlofien. 

18) Der Werkplatz und Steinbruch wird von der Gemeinde unentgeldlicy 
eingeräumt (oder ift von dem Unternehmer chne befondere Vergütung anzu: 
ſchaffen). 

19) Die Schnurgerüſte ſind von den Unternehmern der Maurer: und 
Zimmerarbeit gemeinfhaftlih nad Anorbnung des Bauführers chne be> 
fondere Anrechnung zu fertigen. Gerüfte und Leitern bürfen erft nad 
gefchehener Unterfuchung der Arbeit weggenemmen werden. Der linter: 
nehmer der Maurerarbeit hat ebenfo die Fundamente auszuſtecken, wor Her: 
fiellung der Gewölbe fid) von guter Ginfchalung derfelben zu überzeugen. — 
Veberhaupt hat der Unternehmer jeder Arbeit die dazu nöthigen Werkzeuge 
und Materialien, ſeweit nicht hienach anders beftimmt, anzufchaffen. 
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20) Der Unternehmer hat fi den Anorbnungen wegen Eicherung bes 
freien Wandels zu unterwerfen, Schutt und Steine auf feine Koften wegzu⸗ 
räumen. 

21) Die Bauunternehmer find für Unglüdsfälle, welche fie durch Unter: 
laffung der gehörigen Sorgfalt verfchulden, verantwortlich und haben feinen 
Beitrag zu biesfallfigen Koften zu erwarten. Daher find namentlich die 
Abfpriegungen, Gerüfle und andere Vorrichtungen unter genauefter Auf: 
ficht der Meifter dauerhaft herzuftellen. 

22) Iebem Unternehmer werben während ber Nusführung des Bau: 
weſens zwei Drittheile der Accordeſumme nach und nad. je nach Fortfchritt 
der Arbeit, auf Anwelfung des Bauführere, ausbezahlt. Das legte Drit- 
theil bleibt bis nach erfolgter Uebernahme ftehen. 

23) Nach Vollendung des Baumwefens und Uebergabe der Verbienitzettel 
werben bie fimmtlichen Arbeiten durch einen höhern Bauverftändigen unter: 
fucht und übernommen werden. Würde hiebei eine Arbeit nicht gut er: 
funden, fo fteht es frei, je nad Befchaffenheit der Sache bie gehörige 
Herſtellung derfelten vom Unternehmer zu verlangen, oder ihm einen ver: 
hältnigmäßigen Abzug an feinem Bertienfte zu machen. Müßten zu Ber: 
befierung fehlerhafter Arbeit andere damit in Verbindung ftehende Arbeiten 
ausgebrochen sc. werben, fo hätte der Unternehmer auch die Koften ver 
Herftellung diefer Tegtern zu tragen. Jedem liegt es ob, feine Arbeiten 
bis zur Uebernahme vor Befchäbigungen zu verwahren. 

24) Nach erfolgter Uebernahme und Genehmigung der Koftenverzeichnifie 
wird die zuvor eingelegte Caution zurückgegeben, infoferne alle Arbeiten 
gut erfunden ober vorfchriftmäßig verbeflert worden find, wogegen bie 
Verbindlichkeit der Gewährleiftung für vie etwa in ber Folge fih noch 
ergebenden Gebrechen auf die oben benannten Friſten beginnt. 

[25) Nach Veraccorbirung der einzelnen Arbeiten wird ein Geſammt⸗ 
abftreich für das ganze Bauwefen verfucht werben ; bis jedoch bie Hingabe 
im Geſammtaccord befchloffen ift, bleiben biejenigen, welde für tie eins 
zelnen Arbeiten Offerte gemacht haben, an ihr Wort gebunden. ] 


Orabarbeiten. 

26) Der. Unternehmer der Grab: und Maurerarbeit kann für das 
Ausgraben der Fundamente auch, wenn ſich Felfen finden, einen höhern 
Preis, als den im Ueberſchlag ausgefegten, nicht anfpredhen. (Bei 
größeren Grabungen beſſer: wenn ſich Felfen finden, hebt der Accord ſich 
auf.) Zum Ausgraben gehört auch Wegſchaffung der Wurzeln und Weg— 
führung der ganzen Maffe und ift die brauchbare Gartenerde befonders 
abzuheben und Alles auf geeignete und angewiefene Pläge zu bringen; 
ferner Wegſchaffung des in der Grube ji fammelnden Negenwaflere. Das 
Adfpriegen der Wandungen gegen Ginfallen beforgt die Gemeinde. Durch 
das Abführen dürfen die Wege nicht verborben werden. 


Maurer: und Steinhbauerarbeit. 


27) Zur Steinhbanerarbeit find durchaus gefunde, nicht mehr 
bruchfeuchte Steine zu verwenden, welche feine Riſſe, Gallen oder Nefter 
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haben und nicht abfchiefern. Die Platten müſſen in gleicher Breite mit 
winfelrechten Fugen in Epeis gelegt werben. Die Gemäuer find in gutem 
Verbande aufzuführen. Die Lagerfugen dürfen nicht über 3, die Stoß— 
fugen nicht über 1 Linie betragen, die Quadern müflen fih in ven Stoß— 
fugen ganz berühren; jede Schichte ift gut auszugießen. Die einzulegenden 
eifernen Schlaudern, Schließen ıc. werden nicht befonders bezahlt. 

28) Bei Balfendurchzügen und anderen Hölgern, welche auf Gemäuer 
gelegt werben, ift für fetes Aufliegen und für Verwahrung der Auflage 
mit gebrannten, in Lehm gejegten Steinen zu forgen. Das Ausmanern 
‚der Niegel darf erft gejchehen, wenn das Riegelholz gehörig ausgefpänt if. 

29) Der Mörtel muß aus gutem Kalf und Flußfand (oder in deſſen 
Grmanglung aus gutem von Erde fo viel möglich gereinigten Grubenfand) 
beſtehen. Jeden Tag muß berfelbe frifch bereitet und darf fein älterer 
verwendet werben. (Das Verhältnig zwiſchen Sand und Kalk kann auch 
bejtimmt werben [etwa 1. und 3.].) Der Mörtel ift gut burchzuarbeiten. 

30) Die Badfteine und Dachplatten müſſen die gehörige Größe haben, 
ganz eben und gut gebrannt ſeyn; der Abgang während des Verbrauchs 
fommt nicht in Berechnung. 


Gpypferarbeit. 

31) Zum Gypſen der Deden und Wände ift Drath von ber vor: 
geichriebenen Nummer zu verwenden und die Nägel find nach Vorſchrift 
des Meberfchlags zu fchlagen. Die Teen und Wände der verrohrten 
Vergypfung müflen 8 Decimallinien und der Außenverputz 6 Decimallinien 
betragen. Der zum Berpug zu verwendende Kalf muß mindeftens 3 Wochen 
vorher eingefumpjt feyn. Ter Gyps muß frifc gebrannt und rein gefiebt 
ſeyn und immer ganz frifch verwendet werben, Das Weifnen gehört dazu. 
Die äußere Verblenvung muß wenigftens 7", Linien Dice erhalten. Auf 
altem Fachwerk muß der alte Beſtich aufgepidt, das Holz mit Drath 
überzogen und verrohrt, bei altem Mauerwerk die Fugen aufgefragt 
werden. Die Verblendung auf Holz muß dreimal in Zwifchenräumen aufs 
getragen werben. 

Zimmmerarbeit. 

32) Zu Zimmerarbeiten ift durchaus gefundes, trodenes Holz zu 
verarbeiten. Die dabei zu verarbeitende Schnittwaare muß flark, fauber 
und wohl andgetrodnet jeyn. (Das Holz fellte [hen im Jahre vor der 
Verwendung gefüllt werben feyn.) | 

33) Alles Bauholz muß Fantig, das Gichenholz von Splint frei, nad 
dem rechten Winkel befchlagen und gut abgebunden werben; alle Wände 
find genan fenfrecht zu ftellen; für das Anfchlagen der äußern Schlaudern 
findet feine befondere Anrechnung Statt; überflüfftg angewendetes Holz 
wird nicht bezahlt; Alles muß fo genau gezinmert feyn, daß nirgends 
eine Eenfung, Ausweichen oder Nachgeben Statt finden Fann. 


Schreinerarbeit. 


34) Die zu Schreinerarbeit zu verwendende Schnittwaare muß 
durchaus gefund, von gehöriger Stärke, wohl ausgetrodnet, ohne Riſſe 
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und Splitter, auch fo viel möglich, beſonders zu den Böden, aftlos ſeyn; 
die Bodentafeln dürfen nicht fchwinden, indem fie fonft, wenn es zum Ber: 
fpänen zu bedeutend ift, auf KRoften bes Unternehmers friih eingelegt 
würben ; jedes binnen 2 Jahren nothwendig werdende Berfränen bat der 
Unternehmer auf feine Koften zu beforgen. 


Blaferarbeit. 

35) Zu den Fenftern darf nur aftlofes gefundes Cichenhelz verwendet 
werben, welches wohl ausgelcht und ausgetrocknet iſt; das Holz zu den 
Fenftern darf nicht gejchnitten, fondern muß gefpalten feyn; das Glas 
muß rein, eben und gleich ſtark ſeyn. Vor ber Verglafung find Rahmen 
und Glas vorzuzeigen; der Ritt muß dauerhaft, gut und gleichförmig auf: 
getragen fenn. 

Schloſſer- und Schmidarbeit. 

36) Die Ehlofferarbeiten find nach gegebenem Mufter vom keiten 
Gifen fauber und dauerhaft zu fertigen. Ueberflüffiges Gewicht bei der 
Schloſſer- und Echmidarbeit wird nur nach dem Merthe des Gifens be— 
zahlt. Für Beſchädigungen an Holz und Mauerwerk beim Ginlaflen und 
Ginfitten hat der Schloſſer einzufichen; alle Befeftigungen müflen mög: 
lichſt ſolid ſeyn. 

37) Bei Flaſchnerarbeiten muß gutes Blech verwendet, alles gut 
geiälzt, gelöthet und befeftigt ſeyn. 

38) Alle Arbeiten des Echreiners, Glaſers, Echlofiere, Schmide und 
Flafchners müflen vor dem Anfchlage dem Banführer vorgezeigt werben. 

39) Thüren, Läden, Getäfer und Anderes müflen ver dem erjten (Del: 
farb:) Anftrich gehörig gereinigt werben. Der Anftrich muß vorher er: 
probt, die Farbe gebilligt werben und durch breimaliges fattes Auftragen 
der Farben gefcheben und zwar in einem Zwijchenraum von 14 Tagen 
zwifchen dem erjien und zweiten und von 8 Tagen zwifchen dem zweiten 
und dritten Auftragen der Farbe. Bei weißem Anftrih iſt zum erſten 
Auftragen gutes unverfälfchtes in altem Leinöl abgeriebenes Bleiweiß, 
zum zweiten Auftragen venetianifches in altem gereinigtem Leinöl ab: 
geriebenes Bleiweiß, zum dritten Auftragen ganz feines venetianifches 
Dleiweiß oder Gremnigerweiß in ganz altem gereinigtem Magfamenöl ge: 
tieben, und mit Terpentinöl verbünnt, angumenden. 

Der Unternehmer hat ſich die Unterfuchung feiner Farben gefallen zu 
laffen. Das Anftreihen muß möglichit fatt und gleichförmig gefchehen. 


Pfläftererarbeit. 


40) Es dürfen nur dauerhafte und möglichit große und gleichförmige 
Steine verwendet, das Pflafter muß in gutem Verbande möglichft fchließend 
in eine fatte Sandunterlage gelegt werden und das gehörige Vifir und 
Duerprofil erhalten. Die Zugabe an Sand ift im Ueberfchlag begriffen. 


Skhieferbederarbeit. 


41) Die Schieferplatten müflen eine dunkelrauch- oder bläulichgraue 
Farbe haben, möglihft dünn, jedoch gleich die und von gleichem Gefüge, 
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nicht porös, ohne fremde Beimifchung feyn. Die Verfchalung muß aus 
gleich ftarfen, nicht über 5— 6 Zoll breiten Brettern beftehen. Die Eins 
befung muß in regelmäßigem gutem Berbande über einander, die Ueber: 
deckungen auf der dem herrfchenden Winde entgegengefegten Seite ges 
fchehen. Gehöriges Aufnageln. Bür die Güte der Materialien und für 
vollfommene Maflerbichtigfeit der Dedung ift 8 Jahre zu garantiren. 


Straßenplanirung. 


42) Die erfte Ausſteckung der Linie geſchieht auf Koften der Gemeinde. 
Zu den fpäter nöthigen Ausſteckungen hat ber Unternehmer die nöthigen 
Stangen, Schnüre x. zu liefern. (Bergl. den Pit. 26.) Bei Anlage 
der Dämme an abhängigen Stellen muß die Oberfläche des Bodens um: 
gebrochen werden, fedann find die legten 5 Fuß der Dammhöhe in höch— 
ftens 1 Buß hohen Schichten anzufchütten, um das Segen zu bewerf- 
flelligen. Der Damm muß wegen des Sehens etwas höher aufgeführt 
werden, als er fpäter feyn foll. Die Nuffüllung auf gewölbte Durchläffe, 
Dohlen, ift gleihmäßig nach beiden Eeiten und in nicht zu hohen Schichten, 
ſorgfältig geftampft, zu beforgen. Oberfläche und Böfchung find gehörig 
abzugleihen. Die Ziehung der Gräben und Anlage der Nebenwege gehört 
dazu. Die Berehuung der Arbeit findet fo Statt, daß wenn Ginfchnitte 
vorherrfchend find, die Maſſe nach dem mwirflichen Gubifinhalt des aus: 
gegrabenen Grundes, wenn aber mehr NAuffüllungen vorfommen, die vor: 
gefchriebenen Dimenfionen verfelten zu Grund gelegt werden. 

Ghauffirung. 

43) Werden Randſteine gefegt, fo müſſen feldhe kantig zugerichtet 
werben, die Etoffugen eine Höhe von wenigftiens 3 Zell erhalten; bie 
Nandfteine find gegen bie Nebenwege gehörig anzudämmen, daß fie eine 
unnachgibige Lage erhalten. — Die Vorlage ift fo zu machen, daß bie 
breite Oberfläche der Steine auf den Boden fommt; die Borlagfteine find 
auf dem Boden fo dicht als möglich zufammenzuftellen, die Zwifchenräume 
auszufeilen. Die Kleingefchlägfteine müflen zubereitet beigeführt und aufs 
gebracht werben; die einzelnen Steine müſſen in jeder Richtung burch einen 
Ring von 114, Zoll Durchmefler paffiren können. — Für den Zwed des 
Mafferablaufs muß die Fahrbahn eine Wölbung befommen, die bem 
vierundzwanzigiien bis achtundzwanzigften Theil der Breite gleichfommt 
(fo daß um dieſes Maß die Strafe in der Mitte höher ift, ald an beiden 
Ranpfteinfeiten). 

2) Comm.O. IH. 2. $. 7. Ptt. 3. 


$. 337. 


Eind in vorftehender Weiſe die Verbindlichfeiten der Kaffe im 
Allgemeinen feftgeftellt, jo ift es nun Pflicht der Verwaltungs: 
behörde: 1) 

1) zuwörderft zu prüfen, a) ob dasjenige, wofür die Kaffe eine 

Ausgabe zu machen hat, wirflid und ganz geleijtet worden 
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fen; b) ob die dafür gemachte Anrechnung den geſetzlichen, 
oder durch Vertrag oder Beſchluß gegebenen Sägen entſpreche. 
Beides geſchieht durch die Verwaltungsbehörde ſelbſt oder 
eine von ihr dazu bejtellte Commiſſion, 2) oder es fann ad a. 
auch an der Beurfundung dur einen glaubwürtigen Dritten, 
namentlich des bejtellten Auffchers, genügen, 3) der dann für 
die Nichtigfeit der Angabe verantwortlit ij. Bei Gegen— 
ftänden, die bejondere tehniihe Kenntniffe fordern, ijt Das 
Gutachten eines Eadverftändigen einzuholen. 4) Bei größeren 
Bauwerken hat der Revident des Ueberſchlags ſogleich zu be- 
merken, ob und warum er eine gleichmäßige Revifion ver 
Koftenverzeihniffe und allenfalls eine förmliche Lebernahme 
durch einen höhern Sadverftändigen für nothwendig halte. 
Das (gemeinfhaftlihe) Oberamt hat hierüber nah Verneh— 
mung der Verwaltungsbehörde zu erfennen. 5) 

2) Eofort je nach dem Erfunde diefer Prüfung die Anrechnung 
zu ermäßigen, vorbehältlih der — im gewöhnlihen Wege 
geltend zu machenden — weiteren rechtlichen Anſpruͤche. 

3) Ten Rechner zu wirklicher Ausbezahlung der richtig erfundenen 
Anrehnung anzumeijen (defretiren). Dieje Anweifung muß 
jpeziell auf den Gegenftand gehen, für welchen die Ausgabe 
geleiftet werben foll. 

Die Genehmigung diefer Zahlungsdefreturen von Eeite der 
Staatsbehörde ift nur in den in $. 50. und $. 339. bemerften 
Füllen nöthig. 6) 

1) Comm.O. XI, Verw. Edict $. 31. 84. 132. 133. Vergl. $. 33—45. oben. 

2) Comm.O. XI. $. 7. Geſetz vom 18. Juli 1849. Art. 18. 

3) Gomm.D. IM. 3. $. 7. Die leichtfinnige Beurkundung von Leiftungen ift 
nad Comm.O. X. $. 2. 3. mit einer Strafe von 3 fl. 15 fr. nebſt 
der Berkindlichfeit zum Schadenserſatz bedreht. 

4) Berw.Gpict $. 133. dritter Sag. Berf. vom 19. April 1823. $. 1. 13. 
Insbeſondere bei ärztlichen und Apotheferrechnungen das Gutachten des 
Oberamtsarztes. Min.Grlaf vom 2. März 1820. 

5) eit. Verf. von 1823. $. 12. 

6) Insbeſendere ift aud eine Genehmigung bei Auszahlungen an Etaate-, 
Kirchen: und Gorporationsdiener nicht nöthig, wenn ſowohl der Grund der 
Fordernug als die Größe derfelben auf allgemeinen VBorfchriften beruht, 
cder wenn bie Leitung, für welche die Zahlung zu machen ift, auf einen 
vorangegangenen durch bie Auffichtsbehörde genehmigten Beſchluß ſich 
gründet und die Bezahlung entweber in dem orbentlichen regulativmäßigen 
Betrage erfolgt oder ſchon in einem vorangegangenen Befchlufle feftgefegt 
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it. Verf. vom °0. Det. 41848. VI. 1. — Gbenfowenig ift eine Ges 
nehmigung nöthig bezüglich der Anrechnungen der im Staatsdienfte ſtehen⸗ 
ven Techniker; es ift auf ihren dem Oberamt zufommenden Koftenzettelm 
von diefem die Zuläfiigfeit der Anrechnung nach ben beftehenden Regula 
tiven zu begutachten, die Anweifung aber ber betreffenden Corporations⸗— 
behörbe zu überlafien. Erlaß des Min. des Innern vom Der. 1845. — 
Gin Gintrag über die Dekretur von Ausgaben in das (Gemeinderaths- 1c.) 
Brotofoll kann unterbleiben, wenn die Defretur auf ben einzelnen 
Koftenzetteln oder auf einer zwedmäßig gefertigten Zufammenftellung meh⸗ 
rerer Ausgaben beurfundet wird, cit. Verf. von 1848. I. 7. b. 


2) Bollziehung der Ausgaben. 


$. 338. 


Die wirkliche Leiftung der Ausgaben erfolgt durd baare Zah— 
fung oder durch Ausgleihung mit Edhuldigfeiten zur Kaffe, Abs 
rehnung. Der Rechner ift jchuldig, dieſe Ausgleihung zu Ber 
reinigung der Ausftände feiner Verwaltung zu benügen, ſoweit die 
Verwaltungsbehörte ihn nicht zu Baarzahlung ermächtigt, wie dies 
namentlih in ten Fällen geboten ift, wo der Verdienſt oder ein 
Theil dejfelben, der an eine Kaffe zu fordern, zu Befriedigung der 
täglihen Lebensberürfnifie des Forderungsberechtigten nothwendig ift 
(vergl. $. 328.). Der Rechner hat bei eigener Verantwortlichfeit 
namentlich darauf zu jehen, daß die Zahlung nur an den wirklichen 
Berechtigten, oder auf deſſen gültige Anweifung an einen Dritten 


geſchieht. 


3) Verhaͤltniß der wirklichen Ausgaben zu den 
Etatsſätzen. 


$. 339. 


Die Berwaltungsbehörde ift im Allgemeinen mit Beſchließung 
und Anweifung von Ausgaben an die im Etat veranfclagten Süße 
nicht gebunden, vielmehr hat fie fich zunächſt nur nad den alls 
gemeinen Wirthfihafteregeln ($. 46.) zu benehmen; fie bedarf daher 
einer bejondern Ermäctigung nit nur dann nicht, wenn der Mehr: 
betrag einzelner Ausgaberubrifen durch Erjparniffe an andern gededt 
wird, fondern auch, wenn die Hauptfumme der Ausgaben im Ganzen 
fih höher herausjtellt, zugleich aber der hiedurch entftchende Ab» 
mangel durd Mehreinnahmen ausgeglichen wird. Sobald aber dur 
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die im Etat nicht vorgeſehenen Ausgaben oder in Folge eines un— 
erwarteten Ausfall an Einnahmen 

1) eine Aenderung des Wirthſchaftsplanes in der Art zur Frage 
füme, daß die eine oder andere der bejchlofjenen Ausgaben 
und Leitungen zurüdgeftellt würde, jo wäre hiezu natürlich 
die Mitwirfung derjenigen Organe nöthig, welche bei Feſt— 
ftellung des Wirthichaftsplans mitzuwirken hatten, und ins— 
befondere die Genchmigung ter Staatöbehörte infoweit ers 
forderlih, ald es fich dabei um Unterlaffung von Ausgaben 
handelt, die auf gejeglichen Verbindlichfeiten einer Eorporation 
beruhen, oder zu den unter Aufficht des Staats ftehenden 
Einrichtungen gehören (vergl. $. 296.). 

2) Würde ein anderes der in $. 302—312. aufgeführten Dedungs- 
mittel zur Sprache kommen, fo fünnte ſolches natürlih nur 
unter den Dort bemerften formellen Grforderniffen befchloffen 
werten. 

3) Insbejondere wäre bei Gemeinden zu jeder neuen oder erhöhten 
Umlage die Zuftimmung des Büryerausfihuffes und die Ge— 
nehmigung des Oberamts erforderlich.) Bei Amtscorporationen 
it zu allen diefen Maßnahmen, 1—3., die Beiihlußnahme der 
vollen Amtsverſammlung einzuholen, und nur in wirflic drin— 
genden Füllen fünnen die Amtsdeputirten der Amtsſtadt mit 
oberamtlicher Genehmigung und vorbehältlih der Brüfung und 
Genehmigung der vollen Amtsverfammlung das Nöthige an— 
ordnen; der Amtspfleger aber ift im Anftandsfalle berechtigt, 
die Einberufung der Amtsverfammlung zu verlangen. 2) 

Bei Stiftungen endlich ijt bei jeder ſolchen Ueberſchreitung 
des Etats die Berathung des Etiftungsraths mit Nernehmung 
des Bürgerausfhuffes und jedenfall die Genehmigung des 
gemeinjchaftlihen Oberamts erforderlich. 3) 

Tie Verwaltungsbehörde hat hienad nun namentlich darauf zu 
jehen, daß im eintretenden. Falle vor wirflibem Beſchluß und An— 
weilung der Ausgabe die erforderliche Berathung und beziehungs— 
weife Genehmigung in vorftehender Weiſe erfolge, damit nicht zu 
Beftreitung der angewiejenen Ausgaben das Grundftodsvermögen 
der Corporation oder das Betriebscapital angegriffen und verzehrt 
werden muß. %) Die Berwaltungsbehörde fann zwar für foldhe 
Angriffe nicht verantwortlich gemadt werden, wenn die betreffenden 
Ausgaben wirktih nothwendig waren, wenn namentlich zu einer 
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im Allgemeinen beſchloſſenen und in Ausführung gefommenen Maßs 
regel die vorgefehenen Mittel nicht ausreichten; fie ſetzt ſich aber 
einer Erfagverbindlichfeit aug, wenn fie mit andern, wenn auch nüßs 
lihen, Ausgaben den Etat in dem Maße überfihreitet, daß ein Ans 
griff der ebenerwähnten Art Etatt findet, oder daß am Schluffe des 
Berwaltungsjahrs unbezahlte Paſſivreſte bleiben, welche zu der Auf 
gabe des neuen Verwaltungsjahrs hinzukämen und das Defizit ſtei— 
gern würden. 


1) Verw. Edict $. 52. Mro. 2. $. 65. c. 

2) Berw. CEdict $. 84. Satz 3. und 6. Bei diefer Beftimmung hat das Geſetz 
namentlih Kriegsereigniffe im Auge. 

3) Daf. $. 134. Nro. 15. $. 137. 146. An der erfien Stelle ift zwar 
gefagt: „wenn der Gtat auf irgend eine andere (als in Nro. 1— 14. 
vorgejehene) Weiſe überfchritten oder verändert werden foll;“ es kann hier 
aber wehl nur eine Neberfchreitung im Ganzen, wobei eine ber obigen 
und in $. 305. benannten Mafregeln zur Sprache fommt, gemeint feyn. 
Unter „Beränderung“ des Gtats wird nach Analogie von $. 52. Pkt. 7. 
eine bleibende zu verftchen feyn. 

4) Darin liegt eine häufig mifachtete Schramfe gegen die Verwirrung bes 
Haushalts und dadurch gewinnt namentlich die Etatswirthſchaft praftiichen 
Merth. Wenn Ausgaben ohne alle Beachtung ber durch den Wirkhfchafte: 
plan angewiefenen Diittel beſchloſſen und angewiefen werben, fo wirb bie 
Aufgabe des nächſten Verwaltungsjahre eine um fo größere und eſt micht 
in einem Jahre zu bemwältigende, weil dann die verbleibenden Paſſivreſte 
gededt und die Grundftodsangriffe, wie das Betriekscapital ıc. erſetzt 
werden müflen, namentlich aber bie Mitwirkung des Bürgerausfchufies 
(Berw.Gpict $. 52. Nro. 1. 2.) dadurch illuforifch gemacht, daß berfelbe 
nunmehr gezwungen ift, wenigftens infoweit weitere und höhere Umlagen 
zu bewilligen, um bie in Folge folcher Gtatsüberfchreitungen entjtandenen 
Lücken im Grundſteck und Betriebscapital wieder auszufüllen. — Der Eat 
Nre. 2. in $. 52. bes Verw. Edicts Fann nicht bloß von tem Fall vers 
fanden werben, wenn innerhalb deffelben Verwaltungsjahrs auf 
eine neue cher erhöhte Umlage angetragen wird, fondern diefe Beftimmung 
greift natürlih au Plag, wenn in Folge von Gtatsüberfchreitungen im 
legten Jahre der Wirthſchaftsplan des neuen Jahre ein erhöhtes Defizit 
zeigen müßte, das eine erhöhte Umlage nothwendig macht. 
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Drittes Kapitel. 
Berwaltung der Vorraͤthe. 
1) An Naturalien. — 


8. 340. 
In Bezug auf Vorräthe an Naturalien kommt es 


1) beim Einzug darauf an, daß nur kaufmannsgute, wohl— 


2 


3 


4 


— 


— 


— 


gereinigte Waare angenommen wird. Der durch unhaltbare 
und geringe Beſchaffenheit am Vorrath oder am Erlös ent— 
ſtehende Ausfall muͤßte dem Rechner zur Laſt fallen. Doch iſt 
bei Zehntpachtfruͤchten natürlich darauf Ruͤckſicht zu nehmen, wie 
die Fruchternte auf der betreffenden Markung ausgefallen iſt. 

Zur Meſſung der Früchte müſſen nach den hierüber beſtehen— 


den allgemeinen Polizeivorſchriften gepfechtete und wohlerhaltene 


Geſchirre gebraucht werden. Jedem Theile ſteht Berufung auf 
öffentlich beftellte und beeidigte Meſſer zu. Sodann iſt zu ſehen 
auf zweckmäßige Aufſpeicherung, Erhaltung von Reinlich— 
keit, Trockenheit, Luftzutritt, und es muß für oͤfteres Wenden 
geſorgt werden. Zur Abwehr von Entwendungen iſt auf ge 
hörigen Verfchluß, und um jeder Irrung vorzubeugen, auf 
Entfernthaltung von Privatvorräthen auf demfelben Speicher 
zu fehen. 1) 

Gegenüber von der Quantität, welche einzunehmen war, Fann 
fih in Folge ftärferen Aufmeffens, als Abmeſſens beim Ber: 
faufe ıc. ein Ueberſchuß ergeben, welcder der Verwaltung zu 
gut fommt. In der Regel aber wird durd das Führen, Tragen 
und Trodnen ein Abgang erfcheinen, worüber unter billigem 
Ermeffen der Umftänre zu erkennen ift.2) Um zu verhüten, 
daß unter diefem Titel Entwendungen oder fonftige Beein— 
trächtigungen vorfemmen, foll fowchl die Aufbewahrung, als 
die Verabfolgung von Xorräthen urkundlich, d. h. mit Bei: 
ziehung von Urkundsperſonen oder verpflidteten Kornmeſſern, 
geſchehen. 3) 

Die Berwaltungsbehörde hat die Verpflichtung, den Berfauf 
auf möglicft vortheilhafte Weiſe zu bewerfftelligen, und des— 
halb auf die befte Werfaufszeit nach Maßgabe der einwirfenden 


— 45 — 


Momente, wie Ernteausfihten ꝛc., zu achten.) Geſchieht 
dies, fo wird der Verfauf aus freier Hand oft zwedmäßiger 
ſeyn, ald der im Wege des Aufſtreichs. 

1) (Armen:) KRaflenortnung von 1615. sub Tit. „Eyd der Pfleger.“ 

2) Tie hierwegen für die Sameralfäften beſtehende Norm läßt zu: a) an 
fogenanntem Achsabgang, wenn die Belfuhr von entfernteren Orten ge= 
fchieht, vom Scheffel 1 Bierling, bei Fuhren aus der Nähe '4 Bierling; 
das weiter Fehlende wird ven Fuhrleuten zum Erſatz angerechnet; b) an 
"Kaftenabgang in ver Negel für nene Früchte 3 von 90, für alte 1 von 
100; wenn aber die Aufbewahrung feit dem Empfang oder dem lebten 
Sturz nur 2 Monate dauerte, nur 2%, resp. 'Y, von 100. — Es fommt 
karauf an, ob der paffirliche Abgang in dem Sinn zugeftanden ift, daß 
derſelbe jedenfalls vom Nechner ausgäblich verrechnet werden darf, wofür 
die Bermuthung nicht ift. — Jedenfalls fann von Früchten, die gar nicht 
auf den Kaften fommen, fein Kaftenakgang verrechnet werben. 

3) Kaftenorbnung a. a. O. | 

4) Kaſtenordnnug a. a. D. und Tit. item, wo die Pfleger Frucht und Mein ıc. 


2) An Geld. (KRafienführung.) 


$. 341. 


In Bezug auf die Geldverwaltung ift zunäcft 

1) beim Einzug auf gute gangbare Müngforten zu fehen, 
da ein Verluſt hierin ganz dem Rechner zur Laft füllt, fomweit 
er nicht zu deren Annahme, wie bei O:pfergelvern, legitimirt 
ift, indem namentlich andere öffentliche Kaffen folche nicht an— 
nehmen dürfen und Privatperfonen zu deren Annahme nicht 
verbunden find. 1) Bei folden, die einem wechſelnden Curſe 
unterliegen, 2) geht die Annahme und damit der durch Fallen 
des Eurfes entftehente Verluft auf Rechnung des Verwalters, 
fofern folder nicht durch freiwilligen Beſchluß auf die Kaffe 

übernommen wird. 

2) Zur Sicherheit der Verwahrung ift jedenfalls bei größeren Ver: 
waltungen eine wohlverfchließbare eiferne Kaffe nothwendig. 
Die Bermifhung der Kaffengelder mit denen einer andern 
Berwaltung oder mit Privatgeldern ift bei Strafe verboten, 3) 
da hiedurch leicht Nachtheil für tie Verwaltung entiteht. — 
Ebendaher darf der Nechner Vorfhüffe für feine Verwaltung 
aus eigenen Mitteln nur mit Vorwiſſen der Verwaltungs— 
behörde oder von Zeugen maden, 4) und hat folche immer ald 
Einnahmen zu verrechnen. 
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3) Einlagen in die Kaffe und Berausgabungen aus derſelben 
müffen immer nur unter gleichzeitigem entſprechendem Eintrag 
in die Rechnungsbücher geichehen. Findet fih in der Kaſſe 
mehr, als diefelbe nach Vergleihung der Rechnungsbuͤcher ent- 
halten joll, jo ift die rechtliche Vermuthung dafür, daß aud 
diefer Mehrvorrath zur Kaffe gehöre. Zunaächſt iſt fofort zu 
unterfuchen, ob der Ueberihuß nicht bloß ein jcheinbarer ſeh, 
indem in der Aufzeihnung und Berechnung der Einnahmen 
aus Irrthum ein zu Wenig, oder in der Aufzeichnung und 
Berechnung der Ausgaben ein zu Viel fih herausftellt. Iſt 
dies nicht der Fall und macht der Redner Anſpruch auf den 
Kaſſenüberſchuß, fo hat er zu defien Begründung zu beweifen, 
daß er entweder die ihm felbit zuftehenden Bezüge an Be 
foldung ıc. aus der Kaffe nicht erhoben hat, wenn ihm jolde 
gleih vom Nehnungsiteller in Ausgabe gejegt wurden (was 
dann ein Fehler des leptern iſt), oder daß er eigene Gelder 
zugeihoffen oder mit den Kaffengeldern aus Verſehen ver: 
mengt hat.5) Es fteht indefjen ter Verwaltungsbehörte (mit 
Geneymigung der Auffichtsbehörte) zu, dieſen Beweis zu er 
laſſen und dem Redner den Kaffenüberfhuß zuzuweiſen, wenn 
diefelbe nah der Perſönlichkeit des Rechners und nah ten 
Verhältniffen feiner Verwaltung die Ueberzeugung hat, daß ter- 
felbe alle fonft in Rechnung gebrachten Ausgaben wirklich ge 
leiftet und daß er alle gefallenen Einnahmen verrechnet habe. 


1) Alle auswärtigen Kreugerftüde find nady der Vrdg. vom 28. Nov. 1807 
verrufen und nach den Verf. vom 2. Dec. 1837 und 17. Aug. 1838 find 
nur die von Bayern, Baben, Großherzogthum Heſſen, Naflau, Frankfurt, 
auch Sachſen⸗Meiningen geprägten Sechs- und Dreikreuzerſtücke gleich ben 
inländifchen für gangbar erklärt. — Stark abgeſchliffene Stücke dieſer 
Art find ven der Oberamtopflege beſonders gepackt an die K. Staaté— 
hauptkaſſe unter ihren Zahlungen einzufenven. Berf. vom 26. Oct. 1840. 
Falſche Münzen, die ven Kaflenteamten zur Zahlung angeboten werben, 
haben fie an den Zahlenven nicht anders, als mit einem angebradten 
Zeichen ihrer Nichtswürdigkeit, 3. B. einem Ginfchnitt, zurückzugeben, um 
fernern Mißbrauch zm verhindern, bei vorhandenem Verdacht eines Münz: 
verbrechens aber den Gerichten Anzeige unter Beifügung der Münze zu 
machen. Min.Berf. vom 2. April 1844. Rgbl. S. 215. 

2) Ter Gurs der gangbaren Etüde dieſer Art wird von der K. Etaatk 
hauptfafle von Zeit zu Zeit veröffentlicht. 

3) Polizeiftrafgefeg Art. 87. mit Geldbuße bie zu 20 fl. 

4) Comm.O. XV. 1. $. 2. 
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5) Daf. $. 1. Die Bezeichnung „Aetivrefte” für ſolche Ueberſchüſſe ift ganz 
unpaflend. 
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Bon Wichtigkeit ift ferner die richtige Beitimmung und Ver: 
theilung der Geldvorräthe zu den vorliegenden Leitungen, wobei im 
Allgemeinen das müßige Niederlegen von Geldern zu vermeiden, ins— 
bejondere aber 

1) darauf zu fehen it, daß eingegangene Grundſtocksgelder bald- 
möglich wieder zur Verwendung für den Grundftod gebracht, 
nicht aber leicht zu anderweiten Ausgaben verwendet werden. 

2) Wegen Berwendung der Gelder, die wegen der mit der Ges 
meindes und Amtöpflege verbundenen Staatsfteuerver: 
waltung eingehen, ift auf $. 241. Pkt. 3. zu verweilen. 

3) Bei Theitpflegen ift darauf zu fehen, daß vorräthige Summen, 
deren Verwendung nit in unmittelbarer Verwaltung derfelben 
nöthig ift, alsbald an die Hauptfaffe zu gehörigem Gebrauche 
verabfolgt werden. 1) 


1) Bergl. den Min. Erlaß vom 19. Sept. 1828 bezüglich der vormaligen 
Eteueransftandsfaflen. 


Dritte Abtheilung. 
Sicherung und Gontrole der Verwaltung. 
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Da jede Gorporation ihr Eigenthum den Berwaltern anver: 
trauen muß, für weldye jenes als fremdes Gut erfcheint, jo it es 
eine natürlihe Aufgabe der Geſetzgebung, die Corporation gegen 
die hieraus erwachfende Gefahr der Veruntreuung und des Ver: 
(uftes zu ſichern. Hierauf find fon die früher angeführten Bes 
ftimmungen über die Berwaltungsorgane und deren Verhältniß zu 
_ einander, fowie über mande Einrichtungen des Wirthichaftöbetriebe 
mitberechnet, und es dient hiefür auch die hienach im vierten 
Theile zufammenhängend entwidelte Einrihtung des Rechnungs 
weſens. Hier aber find diejenigen gefeglihen Normen und Vers 
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waltungsemmrihtungen abzuhandeln, welche befonders in diefer Ric» 
tung gegeben find und welde 
1) gegen folhe Verluſte vorbeugen, 
2) im Falle einer eintretenden Gefahr thunlichſt fihern, 
3) nad eingetretenem Berlufte aber der Corporation Entſchädigung 
und Erſatz verihaffen follen. 


I. Vorbeugende Sicherungs- und Eontrolemaßregeln. 
1) Eaution des Rechners. 
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Jeder Verwalter oder Theilrechner einer Corporationskaſſe (mit 
Einfluß aller Stiftungen) ift zu Stellung einer Dienftcaution 
verbunden. 1) 

Diele Caution befteht 

I. darin, daß für eine gewiffe jenah dem Umfange 
der Verwaltung bemefjene Summe reelle Sicherheit 
geleiftet wird. 

Es foll aber diefe Summe dergejtalt beftimmt werden, daß 
zunächſt 

1) (bei den Gemeindepflegern und Steuereinbringern) der vierte 

Theil der von ihnen einzuziehenden jährlichen Staatsſteuern 

und Oberamtsanlagen, 

2) bei ebendenfelben der ganze Jahresbetrag ter Umlagen an 

Gemeindeihaden, 

3) bei denfelben und den übrigen Rechnern der Jahresbetrag Der 
ordentlihen etats mäßigen Ginnahmen ?) 
zufammengerechnet wird, wobei tie Einnahmen eines Theilrechners 
für die Kautionsfumme des Hauptrechners infoweit in Berüdfichtigung 
zu ziehen find, als fie in die Kaffe des legtern etatsmäßig abzu- 
liefern find. 

Die Eautiondfumme muß nun zum mindeften den ſech s— 
zehnten Theil diefer Haupteinnahmefunme bei einem 
Hauptrechner, bei einem Theilrechner mindeftensd den vierundzwanzig- 
ften Theil ausmaden. 

Andererſeits ſoll dieſelbe nicht über den achten und beziehungs— 
weiſe zwölften Theil der Haupteinnahmeſumme erhöht werden. 
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Innerhalb dieſer Rahme wird nun die Größe der Cautions— 
jumme bei dem Oberamtspfleger von der Amtöverfammlung, bei den 
andern Rechnern vom Gemeinde-, beziehungsmweife Etiftungsrath 
feſtgeſetzt; es müflen aber die diesfallfigen Beichlüffe von der Kreis— 
regierung, resp. dem Berirfdamte genehmigt werden. 3) Cine Vers 
änderung der einmal feitgefegten Cautionsgröße ift nur während der 
Erledigung einer Stelle vorzunehmen und die neu beftimmte Cautions— 
größe den Bewerbern vor der Wahl zu eröffnen. 4) 

Wenn die etatdmäßigen Einnahmen mit Einſchluß der nad) 
Pkt. 1. und 2. oben berechneten Eteuern die Summe von 2400 fl. 
nicht überfteigen, Fann jedoch der Gemeinde, besiehungsweife der 
Stiftungsrath, mit Vorbehalt oberamtlicher Genehmigung, dem Rech— 
ner die Einlegung dieſes Theild der Gaution erlafjen, und 
felbjt bei einem höhern Betrage der Einnahmen fann die Diſpen— 
fation auf den Antrag der Verwaltungsbehörde von der Kreis— 
regierung ertheilt werten. 5) 


4) Min.Berf. vom 8. Juli 1828. Rgbl. S. 604. Lieber die Beftellung von 
Gautioneg, der Verwalter folder Stiftungen, welde der Nufficht der 
Gemeindettiftungsräthe nicht untergeordnet find, ſiehe Min.Erlaß vom 
29. Dec. 1828. Rgbl. Ergbd. ©. 217. 

Mas bei ben Amtspflegern von der ganzen Etaatsiteuer einzurechnen ſey, 

ift nicht gefagt, durh Min. Erlaß vom 5. Jan. 1829 aber entjcieben, 

daß die früher fogenannten Grgänzungsiteuern und die Brandichabenegelber 
nicht dabei in Betracht zu zichen feyen, da fie fremde Gelder find. 

3) cit. Berf. von 1828. $. 2— 4. — Dieſe Beitimmungen find zu verwidelt 
und doch ungenügend. Gin Marimum ift wohl nur feftgefegt, um die Mahl 
unter den Bewerbern nicht zu ſehr zu bejchränfen, daher daſſelbe natürlich 
mit Zuftimmung des Gewählten überfchriiten werten darf. Daß Neite 
und Grundſtocksgelder ganz unberückſichtigt find, if ein Mangel. Warum 
von den Steuern nur der vierumdfechszigite bis zweiunddreißigſte Theil des 
Jahresbetrags in die Berechnung zu nehmen feyn foll, iſt nicht klar, da kei 
einem Gemeindepfleger jebenfalls immer der zwölfte Theil zufammenfommt, 
gewöhnlich aber gegen Ende des Jahrs die Ginnahmen an Steuern ſich 
häufen. Die Vorſchrift ift derjenigen für Staatsfaffenkeamte nachgebildet, 
wobei aber außer Acht gelaflen, daß tiefe durch die Kaflencontrole und 
durch den Zufammenhang ihrer Verwaltung mit andern Kaflen tes Staats 
beffer controlirt find; auch gewährt die nad) erwähnten Negeln feitgejegte 
Gantionsfumme bei großen Verwaltungen weit mehr Eicherheit, als bie 
in biefem Verhältniß beftimmte Gaution bei Fleineren Verwaltungen. 

4) Daf. $. 14. dritter Sag. Ges ift hiemit nicht gefagt, daß eine Vers 
änderung bei jeder Stellenerledigung vorzunehmen fey; vielmehr ift natür—⸗ 
li, daß nur bei einer erheblichen DBeränderung ber ——— die 
Gantionsgröße verändert wird. 99 


2 


— 


— 


5) $. 1. $. 4. dritter Sag. — Cine Difpenfation letzterer Art hängt vom 
befonderer Fähigkeit und ficherer, unzweifelhafter Bermöglichfeit des Ber: 
walters ab. 
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Die alfo feitgefegte Cautionsſumme fann verfichert werden: ?) 
1) durh Berpfändung aus dem eigenen Vermögen oder mit- 
telſt Interceffion aus dem Vermögen eincd Dritten: 

a) unbewegliher Sachen (Hypothek), namentlih von 
Grundftüden, Gebäuden und den Immobilien in recht— 
licher Hinficht gleichfommenten Rechten, deren Werth in 
der Regel wenigftens den anderthbalbfaben Be 
trag der Gautionsfumme nah gerichtlihem Anfchlage 
erreichen fol, jedvoh auch bloß im einfachen Betrage 
der Cautionsſumme beftehen fann, wenn a) entweder die 
Haupteinnahmefummen nicht einmal den Betrag von 
2400 fl. erreichen, oder b) wenn die Rechner nur für 
einen beftimmten Zeitraum, höchſtens von 3 Jahren, 
beftellt find. Bei Nahhypothefen kann nur der nad 
Abzug ded anderthalbfachen Betrags der Vorhypothek 
übrig bleibende Werth des Unterpfands als Cautions— 
object angefehen werden. 

An beweglichen Sachen (ald Fauftpfand) fünnen nur 
Activcapitalien verpfändet werden, die entweder bei in— 
laͤndiſchen öffentlihen Kaflen ftehen, oder bei Privaten 
im Königreiche angelegt und wenigſtens mit anderthalb— 
fachem Unterpfand verjehen find. Bon erfteren genügt 
der einfahe Werth, von legteren können nur ), ihres 
Nennwerthes als aution aufgerehnet werden. — Die 
verpfändete Schuldurfunde muß nebit einer Beicheinigung 
des Schuldners über die ihm von der Verpfündung ges 
machte Anzeige und bei Verpfändung eines verficherten 
Nrivatcapitald einem beglaubigten Auszug aus dem die 
Nfandverfiherung defjelben enthaltenden Unterpfandsbud 
über die gefhehene Vormerfung des auf dem Eapital bes 
ftellten Fauftpfandes mit der Gautiondurfunde übergeben 
werden. 
2) Durb Bürgfhaft — indem zwei von dem Gemeindes oder 
Stiftungsrath für annehmlich erfannte Bürgen fih für den Be: 
trag der Cautionsſumme ag Eeldftjhuldner verbinden. Diefe 


b 
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—— 


Cautionsbeſtellung iſt aber nur in denſelben Faͤllen, wie die 
Verpfändung mit einfachem Werthe der Hypotheken, zuläſſig. 


1) eit. Berf. $. 5—68. 
8. 346, 


II. In der Verbindlicherflärung der Ehefrau für alle aus 
der Amtsführung ihres Gatten der Kaffe erwachfenden Forderungen 
an denfelben ald Hauptichuldnerin. — Diefe Berbindlichfeitsüber- 
nahme fann nur erlaffen werden, wenn die etatsmäßige Ein- 
nahmefumme den Betrag von 2400 fl. nicht überfteigt und der Rechner 
dagegen eine förmliche Caution ($. 345.) einlegt. Dieje Bürgfchaft 
der Ehefrau muß nacdgeholt werden, wenn ein Redner erjt nad) 
Einlegung feiner Dienftcaution fich verehlicht oder während feiner 
Amtsführung in eine folgende Ehe eintritt. ?) 


1) eit. $. 9. 10. dritter Sap. 


$. 347. 


Die Urkunde über die beftellte Kaution ($. 345. 346.) ijt nad) 
einem vorgejchriebenen Formular, bejonders mit Beobachtung der für 
Bürgfhaftsverfchreibungen der Frauen vorgefhriebenen Form, auszu— 
fertigen, 1) und foll vor der Vollziehung dem vorgefegten Bezirks— 
amte zur Einficht vorgelegt werden. 

Sie werden für die Amtöpfleger bei der Kreisregierung, für die 
Gemeindes und GStiftungsredhner bei dem Oberamt verwahrt und 
find bei diefen Behörden binnen den erften 3 Monaten nad erfolgter 
Beftätigung der Wahl des Rechners, begiehungsweife nach feiner Er— 
nennung, durch die Amtsverfammlung, beziehungsweije den Gemeinde: 
rath und Stiftungsrath einzureihen. — Von jeder Ernennung eined 
Gemeindepflegerd, Steuereinbringerd oder andern Theilredinerd von 
Gemeindefaffen hat zu dem Ende der Oemeinderath dem Oberamt 
binnen 14 Tagen nah der Wahl Anzeige zu machen. ?) 

Die verrvahrenden Behörden find nicht bloß für zeitige Eins 
legung und fihere Verwahrung, fondern insbejondere auch dafür, 
daß die Gautionen den vorihriftsmäßigen Erforderniffen entipreihen, 
verantwortlich. 

Sie haben für jede eingelegte und richtig erfundene Caution 
eine Beſcheinigung auszuftellen. $) 

41) Das Formular ift nach den auch hieher für gültig erflärten Verfügungen 
des Finanzminifteriums vom 27. Zuli 1825 und 10. Februar 1829 (mit 
29 * 


—— 


Nachtrag vom 4. Februar 1840. Rgbl. ©. 74.) mit Berückſichtigung ber 
durch die Sache gegebenen Nenderungen folgendes: 

Nachdem mir .... die Stelle eines .... zu .... durch Mahl 
vom .... (beflätigt am ....) unter ber Berpflichtung übertragen 
worden ift, daß ich folche den Gefegen, Berorbnungen und befondern 
Snfiruftionen gemäß mit Eifer und Treue verwalten und für Alles, was 
ich wegen bdiefer Verwaltung an Reſt oder auf irgend eine Meife durch 
mangelhafte Amts⸗ oder Kaflenführung nah Maßgabe des Art. 22. des 
Greeutionsgefeges vom 15. April 1825 fehuldig werben würde, unter 
Borbehalt des der .... Kafle durd das Prioritätsgefeg eingeräumien 
Vorzugsrechts in dritter Claſſe eine Dienftcaution von 





mit meiner Ghegattin in gefeglicher und rechtsfräftiger Form einlegen fell. 


I, Dei Hypotheken. 
So fepen wir folgende Liegenfchaften, und zwar ich, der Ehemann, 


und ih, die Ehefrau, 


der .... Kafle zu öffentlichen Unterpjändern mit der rechtlichen Wir: 
fung ein, daß biefelbe wegen aller liquiden Forderungen, welche fie an 
mid, den Ehemann, wegen meiner Amts und Kaflenverwaltung von 
nun an zu machen haben möchte, diefe Pfänder anzugreifen und fid 
davon um Hauptfumme, Zinfe und Koften bis zum vollen Betrage ber 
Gautionsfumme bezahlt zu machen befugt ſeyn foll. 

Zugleich verbinde ich, die mitunterzeichnete Chefrau, mich noch bes 
fonders, für alle aus der Verwaltung meines Chemanns herrührenden 
Forderungen der .... Kafle, auch wenn biefe Forderungen vie oben 
beftimmte Gautionsfumme oder den Werth der von mir beftellten Pfünder 
überfleigen follten, als Brinzipalfchulpnerin mit der Wirfung zu haften, 
daß es in der Wahl der... . Kafle ftehen foll, welches von und bies 
felbe um die ganze Forderung belangen will. In diefer Beziehung habe 
ich in Gemüßheit des Art. 5. des Gefeges vom 21. Mai 1828 bereits 
gerichtlich meine ernftlihe Willensmeinung zu Protofoll erklärt, auch 
den Ortsvorfiand erfucht, die Aechtheit diefer meiner Bürgfchaftsver: 
fhreibung zu Bewirkung eines allgemeinen Vorzugsrechts auf meinem 
Bermögen für tie... . Kaffe noch befonders zu beurfunben. 

Alles kraft unferer Unterfchriften. 

Den (Unterföhriften der Gaventen.) 

Die Aechtheit der Unterfchriften bezeuge ich mit der Bemerkung, daß 
die Ehefrau in Gemäßheit der Beſtimmung des Prioritätsgefepes Art. 15. 
eingewilligt habe, die Aechtheit ihrer vorſtehenden Bürgfchaftsverjchreitung 
zu Bewirkung eines allgemeinen VBorzugsrechtes für die... . Kalle auf 
ihrem Vermögen beurfunden zu laffen, und daß biefelbe mir perfönlich 
befannt fen. 

Schultheiß: 
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Wir, bie unterzeichneten Mitglieber der Unterpfandsbehörbe zu ...., 

beurfunden hiemit, daß 

1) die Ehefrau auf die in der Gautionsurfunde bemerkte Weiſe Taut 
Gerichts: (Unterpfande:) Protokolls Seite fih für die ganze 
Schuld verbindlich gemacht hat; 

2) daß die Gaventen als Gigenthümer der vorhin beichriebenen Güter 
in die Güterbücher eingetragen find und wir hiebei feinen Anftand 
gefunden haben (oder daß fie deren Eigenthum durch ben Kauf: 
brief, durch die Theilungsacten nachgewieſen baben); 

3) daß, foweit wir aus unfern Unterpfandss und Güterbüchern erfehen 
fonnten, die vorftehenden Güter noch nicht im Befondern öffentlich 
verpfündet find und daß auf denfelben auch Fein Gigenthumsvors: 
behalt und fein anderes die Sicherheit des Gläubigers gefähr: 
dendes Necht haftet (oder daß auf biefen Gütern, foweit wir aus 
ben Unterpfands> und Güterbüchern erſehen fonnten, nur folgende 
öffentliche Unterpfandss oder andere vorzüglichere Rechte haften 
u. f. w.); daß ferner 

4) nach den von uns in Erwägung gezogenen übrigen Berhältnifien 
des Schuldners dieſer Verpfändung nichts im Wege ſteht; dag 
enblich 

5) ber oben bemerfte Anfchlag der Güter von uns nach ven laufenden 
Preifen mit Gewiflenhaftigfeit gemacht worben ift; daher wir 

6) diefe Unterpfantsbeitellung kei verfammelter Unterpfandsbehörbe 
beichlofien, auch dieſen Beſchluß fegleih durch Gintragung der 
Unterpfänder in unfer Unterpfandsbuch Theil Seite und 
durch unfere Unterzeichuung dieſes Gintrags vollzogen haben. 

Gefchehen zu... . den 
(Unterfchrift fämmtlicher einwilligender Mitglieder 
der Unterpfandsbehörbe.) 
Daß diefe Verpfändung mit ben vorfichenden Unterfchriften auch in 
dem IUnterpfanbsbuche eingetragen fey, beurfunbet den 
der Rathefchreiber (Pfandhülfobeamte). 


IT. Bei Berpfändung von Activcapitalien bei 
öffentlihen Raffen. 


Nachdem .... einlegen foll. 

So verpfänden wir hiemit ver .... Kafle folgende Activforberung und 
übergeben berfelben zu Bewirkung eines Fauſtpfandrechtes die über bies 
ſelbe ausgeftellten Schuldurfunden ſammt der Bejcheinigung des Schuld 
ners über bie ihm von biefer Verpfändung gemachte Anzeige, nemlich: 


mit der rechtlichen Wirkung .... befugt feyn fol. 
Zugleih .... verbindlich gemacht hat. 
Gefchehen zu .... ben 
(Unterfchriften ſaͤmmtlicher anmwefenden Mitglieder 
des Gemeinderathe.) 
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I. Bei Verpfändung gerihtlih verfiderter 
Activforberungen. 


Nachdem .... einlegen foll. 

So verpfänden wir hiemit der .... Kafle folgende Activforderung, 
nemlich bei 
und übergeben berfelten zu Bewirkung eines Fauſtpfandrechtes bie über 
diefelbe ausgeftellte Schuldurkunde nebft einem beglaubigten Auszuge aus 
dem Unterpfanbsbuche zu ...., nach welchem biefe Verpfänbung bereits 
dafelbit Theil Seite eingetragen worten ift, ſowie eine Be: 
feheinigung des Schuldners über Die ihm von biefer Berpfündung ge: 
machte Anzeige, mit ber rechtlichen Wirfung .... befugt feyn fell. 

Zugleich (wie in der Nummer 2.). 

Tiefen Formularen wird bier noch beigegeben ein viertes: 


IV. Bei bloßen Bürgſchaften. 


Nachdem .... einlegen foll. 

So befenne ich nicht nur für mich, daß mich I, . Kafle wegen 
aller liguiden Forderungen, welche fie an mic) wegen meiner Amts: und 
Kaflenverwaltung von nun an zu machen haben möchte, rückſichtlich der 
Hauptſumme, Zinfen und Koften belangen fann, ſondern ich habe ihr 
biefür auch die nadhbenannten Bürgen und Eelbftfchulpner geftellt. 

Zugleich verbinde ich, die mitunterzeichnete Ghefrau, mich ned) bes 
fonders, für alle aus der Verwaltung meines Ehemanns herrührenden 
Forderungen der .... Kafle, auch wenn biefe Forderungen bie oben: 
beſtimmte Gautionsfumme überfteigen follten, als Brinzipalfchuidnerin 

. verbindlich gemacht hat. 

Mir, die unterzeichneten ... ., machen uns hiemit mit unferer Unter: 
fchrift verbindlich, für den Detrag der obenbeftimmten Gautionsfumme 
als Bürgen und Selbſtſchuldner zu haften. 

Den (Unterfchriften.) 

Die Aechtheit diefer Unterfchriften bezeugt 

Schultheiß: 

Daß dieſe beiden Bürgen von uns für annehmlich erkannt wurden, 

— 
ber Gemeinde: (Stiftungs-) Rath. 
2) Min. Berf. vom 13. Dec. 1849. Robl. ©. 769. 


3) Berf. von 1828. $. 10. 11. 
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Die Zurüdgabe der eingelegten Dienfteaution eines Nechners 
fann nad feinem Abtritte vom Amte nur 
1) nad erfolgter Prüfung und Abhör der von ihm abgelegten 
Rechnungen und 


— 455 — 


2) auf das Anerfenntniß der Amtsverfammlung, des Gemeinde: 


oder Stiftungsrathes, daß wegen der von ikm geführten Vers 
waltung feine weiteren Anjprühe an ihn zu machen feyen, 
Statt finden. 1) 


1) eit. $. 13. 


2) Eontroleur®. 
6. 319. 


Um dem Rechner die Veruntreuung an einzelnen Theilen des 


GorporationseigenthHums unmöglich zu machen, kann namentlich bei 
unftändigen Einnahmen ein Dritter beauftragt werden, von den 
fallenden Beträgen ebenfalld Kenntniß zu nehmen und folche zu vers 
zeichnen, oder fünnen jene Vermögensobjecte einem Dritten zur Ver— 
wahrung übergeben werden. Died fommt namentlih vor bei den 
Urfunden für Schuldforderungen der Gorporationen an 
Dritte. Hierüber ijt beftimmt: 1) 

1) Wenn das Gapitalvermögen einer Corporation unter 10,000 fl. 


beträgt, fo fteht ed zu dem Ermeffen der Berwaltungsbehörde, 
ob vie Urfunden von Tem Rechner jelbjt oder durd dritte, Per— 
fonen verwahrt werden jollen. Das Erjtere muß, fo oft in 
der Perſon des Rechners ein Wechſel eintritt, durch neuen 
Beſchluß feitgelegt werden. 


2) Bei einem Gapitalvermögen von 10,000 fl. und darüber muß 


3 
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— 


— 


die Verwahrung der Capitalbriefe immer durch dritte Perſonen 
geſchehen. 

Das Verwaltungscollegium hat dieſe Perſon in der Regel 
aus feiner Mitte zu beſtellen und vorbehaͤltlich höherer Ges 
nehmigung deren Belohnung zu beftimmen. Bei den unter 
unmittelbarer Verwaltung des gemeinfchaftlihen Oberamts oder 
der Kreisregierung ftehenden Stiftungen geſchieht die Ber: 
wahrung bei dem Oberamt oder der Kreisregierung. 

Der Verwahrer hat über die ihm anvertrauten Capitalbriefe 
ein Berzeichnig nach fortlaufenden Nummern zu führen und 
diefes fortwährend richtig zu ftellen, auch die Nebereinftimmung 
der vorhandenen Gapitalbriefe mit den in der Rechnung auf: 
geführten Gapitalien jedes Jahr zu beurfunden und feinen 
Gapitalbrief ohne Befcheinigung des Rechners über gejchehene 
Abzahlung des Capitals zu verabfolgen. 
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4) Erlaß des Minifteriums des Innern vom 5. Januar 1829. Nah ben 
Generalreferipten vom 22. März 1780 und 12. Februar 1813 follen zu 
Stiftungen gehörige Schulpfcheine, welche an die Schuldner bei der Ab: 
zahlung von Gapitalien nicht zurüdgegeben werben, indem fie fi mit 
bloßen Duittungen abfinden laſſen, neben welchen der Rechner das Capital 
als noch ausſtehend fortführen fann, als gegen bie Schuldner fortan 
gültig angefehen werden. Nach dem Pfandgefege Art. 210— 222. kann 
vie Löfhung eines Unterpfands nur erfolgen bei Zurüdgabe des Pfand—⸗ 
fcheins cher gerichtlicher Kraftloserflärung des letztern. Da aber das 
Unterpfandsrecht durch Tilgung der Schuld erlifiht, fo ift biemit in jenem 
Falle die Verwaltung hiedurch nicht gefichert. 


3) Kaffenberidte, Kaffenvifitationen. 
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Jedem Rechner ift aufgegeben,!) am lesten Tage jedes Monats 
fein Tagbuch zu berechnen und feine Kaffe zu ftürzen, und es bat 
über den Erfund der Amtspfleger dem Oberamt, ter Gemeindepfleger 
dem Ortsvorſteher Anzeige zu machen. 2) 

Sodann iſt jedes Vierteljahr bei Amtöpflegen durdh das ber: 
amt, bei Gemeindepflegen durd den Ortsvorfteher und bei Stif- 
tungen, deren jährliche Einkünfte etatsmäßig 500 fl. oder darüber 
betragen, durch ein Mitglied des Stiftungsraths eine Nahrehnung 
des Tagbuchs und ein Kaffenfturz vorzunehmen und der Erfund 
davon im Tagbuche zu bemerken. 3) Leber die Kaſſenſtürze aus 
Anlaß der Rechnungsgeſchaͤfte ſ. $. 387. 

Die Verwaltungs: und Auffichtsbehörde ift befugt und ver— 
pflichtet, außerdem eine Viſitation der Kaffe vorzunehmen, jobald 
Vermuthung eines Kaffenabmangeld vorliegt. Vergl. $. 351. am 
Schluß. 


1) Grlaß des Minifteriums des Innern vom 5. Mai 1832. Pt. 1. 6. und 10. 


2) Wo der Gemeindepfleger biemit nicht zu Etand kommt, hat ter Ortsvor— 
jteher,, nöthigenfalls unter Beiziehung des Rathisfchreibers, die Zahlungs: 
verzeichniffe und Ginzugsregifter am Schluffe jeden Dionats zu durchgehen, 
das Tagbuch richtig zu fiellen und zu berechnen und die Kaſſe zu flürzen. 
Das. Bet. 7. x 

Daf. Pt. 1. 2. 6. 8. und 10. und Min.Verf. vom 30. Oct. 1848. 
VI 8. g., betreffend bie Abftellung der Berichte an das Oberamt hier— 
über, Wie lückenhaft diefe Vorſchriften find, ergibt fi) aus dem Inhalt 
bes $. 351. Vergl. hierüber weiter im vierten Theil. 
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Der Gang einer gründlichen und genauen Kaffenvifitation 
ift folgender: 

- 1) Borräthe und Rehnungsbüder find dem Rechner abzufordern. 

2) Der Rechner ift darüber zu hören und es ift fonft zu erheben, 
ob er fonft nirgents Amtsgelder habe, ob in der Kaffe feine 
andere, ald Amtsgelder fich befinden, ob alle Einnahmen und 
Ausgaben gehörig eingetragen, ob feine noch unbezahlten Duits 
tungen vorhanden feyen, ob er noch andere öffentliche Kaffen 
zu verwalten habe. 

3) Sofort ift der Kaffenfturz vorzunehmen: die Gelder find zu 
zählen, die vom Rechner felbft verfiegelten Geldrollen zu öffnen; 
über den Erfund iſt mit Angabe der Sorten eine Urfunde auf: 
zunehmen. 

4) Sofort find die Rehnungsbücer im Allgemeinen zu durchgehen 
und zu erheben, ob alle wahrfcheinlih angefallenen Einnahmen 
eingetragen, ob für alle eingetragenen Ausgaben vie Belege 
vorhanden find. Ebenfo find die Gavitalbriefe zu durchgehen. 

9) Hierauf folgt die Berehnung der Einnahmen und Ausgaben 
bis zum Tag des Kaffenfturzes und fomit des Kaffenbeitantes ; 
defien Bergleihung mit den verfchiedenen Rechnungsbüchern 
und mit dem Eturzerfunde. 

6) Der Rechner ift über einen Abmangel der Kaffe und über 
fonftige Anſtände, wie verdächtige Correcturen, Nichtüberein- 
ftimmung der Belege mit den Einträgen, zu Protokoll zu vers 
nehmen. — 

Auf gleihe Weife wären auch die andern Kaffen oAſelben 
Verwalters, Rebenkaſſen, von deren Uebernahme durch einen 
Corporationsrechner die Auffichtsbehörde ſtets in Kenntniß geſetzt 
werden muß, zu unterſuchen, worüber Folgendes beſtimmt ift:1) 

1) Die Nebenfaffen eines Rechners find dann zu unterfuchen und 
ed ift zu den Zwede eine Nachrechnung zu ziehen, wenn 
folhe auch unter öffentliber, wenn auch gerichtliher Auf 
fiht ftehen, als PBflegichaftskaffen, Gantmaffeverwaltungen, und 
zwar ſoll die Unterfuhung der legtern in dem Falle, wenn 
der Notar an dem Wohnorte des Rechners jelbit fich befindet, 
auf Requifition von Viefem vorgenommen und das Refultat 
dem Oberamt im Allgemeinen mitgetheilt werden, während die 
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Unterſuchung der Nebenkaſſen, wenn die Beſorgung durch den 
Notar mit beſondern Koſten, Schwierigkeiten und Aufenthalt 
verfnüpft wäre, dem die Eorporationsfaffe unterfuchenden Bes 
amten übertragen iſt, der von entdedten Unrichtigfeiten Die 
gerichtliche Auffichtöbehörde zu benachrichtigen hat. 

Eine Bifitation der Kaffen von Privatvermögensadminis 
ftrationen gelegentlich der Unterfuchung einer Eorporationsfaffe 
fteht der Auffichtsbehörde über diefe nicht zu. Bei Rechnern, 
die foldye Privatverwaltungen haben, ift es aber für angemefien 
erflärt, daß ihre unter öffentlicher Aufficht ftehenden Kaffen 
nicht zu beftimmten Zeiten, fondern unvermuthet vifitirt 
werden. 


4) Grlaffe des Minifteriums bes Innern vom 27. September 1828 und 


2. November 1829. Ergbo. S. 204 — 205. 
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Periodifhe Berichte der Nechner über den Stand ter 


Einnahmen und Ausgaben und des Baarvortathed jegen die Vers 
waltungsbehörte in den Stand, den Gang der Verwaltung zu 
überwachen und zu leiten, indem hienach die Thätigfeit des Rech— 
ners in Bezug auf Einnahmen zu erfehen und nah Umſtänden 
Anlaß zu Verfügungen in Bezug auf Verwendung der Borräthe 


gegeben it. Zugleich dienen diejelben, wenn fie ſpäter mit der ab— 


gelegten Rechnung verglichen werden, zur Controle der Richtigkeit 
der legtern. Sie empfehlen fih daher namentlih für größere Ver— 


waltungen. 
Norgefchrieben ift: 


1) ein monatliher tabellarifcher Bericht des Amtspflegerd an das 


Oberamt, worin nad der Ordnung der Rechnung 
a) die Rehnungsrubrif, 
b) der Etatsſatz des ganzen Jahre von diefer Rubrik, 
c) die Summe, welche hieran berichtigt ift, und zwar mit 
der Unterabtheilung: 
«) von frühern Monaten, 
ß) vom legten Monat, 
y) Summe, 
von jeder Einnahme und Ausgabe anzugeben ift. 
Diefe Kaffenberichte hat das Oberamt bei dem vierteljährigen 
Kaffenfturze mit den Rechnungs: und Kaffenbüchern des Amts— 


— — — — — 
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pflegerd zu vergleihen und ſich von ihrer Richtigfeit Ueber— 
zeugung zu verihaffen. Außerdem hat das Oberamt nad) dem 
Kaffenberihte die oben erwähnte Prüfung der Verwaltung 
anzuftellen. Sn feiner Jahresrechnung hat der Amtöpfleger 
die Mebereinftimmung des Betrags jeder Einnahme: und Aus— 
gaberubrif mit den von ihm im Laufe des Etatsjahres erftat- 
teten Kaffenberihten nachzuweiſen und bei der Rechnungs: 
reviſion iſt dieſe Nachweiſung zu prüfen. ?) 

2) Ein vierteljähriger Bericht jedes Ortsvorſtandes an das Ober— 
amt, wie viel in jedem der letzten Monate von der Gemeinde 
zur Amtspflege 

a) an Stantöfteuer, 

b) an Amtsförperfhaftsumlagen 
entrichtet worten ſey. 

Diefe Berichte hat das Oberamt mit den monatlichen Kaffen- 
berichten Der Amtspfleger genau zu vergleihen und etwaige 
Verfchiedenheiten fogleich zu unterfuchen. 2) 


1) Min.Grlaß vom 5. Mai 1832. $. 1. Weber die Berichte, welche ber 
Amtspfleger in Bezug auf Staatsfteuerverwaltung an das Etenercollegium 
zu erftatten hat, ſ. Erlaſſe in Schütz, NAmtsinftruftion für die Amtes 
yfleger. Stuttgart 1837. 

2) Daf. Pt. 8. und 9. 


1. Maßregeln bei entdechten Aunffeneingriffen. 
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Eine Vermögensbeeinträhtigung und ebendaher namentlich ein 
Abmangel in den Vorraͤthen entiteht 
I. durh den Rechner jelbft: 

1) wenn er die fchon in feiner amtlihen Verwahrung 
befindlichen oder die für feine Berwaltung cben eins 
gegangenen Gelder und Sachen für fich geradezu weg— 
nimmt, unterihlägt, fey es in der böjen Abſicht einer 
Kaffenplünderung, oder bei augenblidlihen Bedürfniffen 
mit dem Vorhaben, das Weggenommene fo bald als 
möglidh wieder zu erfegen; | 

2) wenn er die Gelder und Vorräthe, welche für die Ver: 
waltung zu erheben. gewefen wären (namentlich ſolche, 
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welche im Ganzen oder im einzelnen Betrage zum Vor— 
aus nicht beftimmt und befannt find), nidht erhebt, 
fey ed, um fich oder Andern einen Bortheil zu vers 
ihaffen, oder die Verwaltung in Schaden zu bringen, 
wozu auch der Fall gehört, wenn dem Käufer, Miether ıc. 
eined der Verwaltung gehörigen Vermögenstheiles heim— 
licherweiſe oder offen weitere Reihungen zu Ounften des 
Rechners einbedungen wurden, wodurd die der Verwal— 
tung zufommende Einnahme gejchmälert werden mußte, 
oder fey es aus Nachlaͤſſigkeit; 
3) wenn er feinen Privatgläubiger dadurd befriedigt, daß 
er dasjenige, was dieſer feiner Amtsverwaltung fhuldig 
ift, ftatt deffen zu entrichten übernimmt und ihm hierauf 
für die gejchehene Entrihtung eine amtlihe Beſcheinigung 
ausftellt, ohne der Kaffe wirflih Erſatz oder Zahlung 
zu leiten; 
wenn er in der Abficht, feine Verwaltung um biefe 
Summe zu veruntreuen, oder in ter Abficht eines uner— 
laubten Gewinns Amtsgelder auf Zinfen ausleiht und 
diefe für fih bezieht, welchem Falle der für die Kaffe 
entftchenden Gefährdung wegen es gleichfteht, 

5) wenn er ohne Ermächtigung cin Anlehen für fid felbft 
alı8 der Kaffe erhebt, obſchon er dieſes als ſolches Ans 
lehen aufzeichnet; 

6) wenn er in der irrigen Meinung, eine Forderung an die 
Kaffe zu haben (3. B. bei einem vermeintlichen Ueber: 
fhuffe),, etwas aus der Kaffe erhebt; 

7) wenn er mehr ausgibt, als auszugeben gemwefen wäre, 
fey es in der böfen Abficht, der Verwaltung zu fchaden, 
oder fih oder Andern einen Bortheil zuzumenden, wie 
namentlih in dem Kalle, wenn dem Nccordanten einer 
Arbeit 2c., ein Abtrag an ten Rechner einbedungen 
wurde, für ten er fih dur Mehrforderung an die Kaffe 
ſchadlos Hält, oder wenn der Rechner unter der Form 
einer Zahlung an Dritte für fich felbjt unberectigterweife 
etwas erhebt, oder jey es aus Nacläffigfeit und Ueber: 
ſehen, 3. B. beim Geldzählen oder im Zufammenrechnen. 

II. Dur die dem Nechner vorgefegte Verwaltungs- und Auffichts- 
behörde, wenn fie 
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a) entweder Einnahmen, welche zu erheben waͤren, dem 
Rechner zur Erhebung nicht anweist, 

b) oder ihn zu weiteren und größeren Ausgaben ermächtigt, 
als nach beftehender Verpflichtung zu leiften wären, welch 
beides in der böfen Abfiht, wie ad I. 2. und 7., oder 
aus Nachläffigfeit und Verſäumniß gefchehen fann. 

Den Rechner trifft in diefen Fällen die Mitfchuld, wenn 
er von jenen Einnahmen Kenntniß hatte oder haben 
follte und wenn er den Ungrund diefer Ausgaben kannte 
und es unterließ, die anweifende Behörde hierauf auf- 
merkſam zu machen und dadurch die Verantwortung von 
fich abzulehnen. 

e) Wenn ihre Mitglieder, deren Aufjicht die Kaffe untergeben 
ift, eigenmädtig ein Darlehen aus derjelben aufnehmen. 

II. Durch Andere: 

1) bei Raub oder Diebftahl, over Beihädigung an Vor— 
räthen; 

2) bei Betrug in Zahlungen oder Forderungen an die Kaffe. 
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Iſt mit Hintanfegung der für gewiffe Anrechnungen beftehenden 
- Vorfchriften ($. 331.) oder aus Irrthum einem Dritten eine 
größere Zahlung geleijtet worden, als fie ihm gebührte, fo hat die 
Verwaltungs- und Auffichtsbehörte (diefe mit Beachtung der ihr 
nah $. 49. und 50. gezogenen Grenzen) zunächft den Erfag des 
Zuvielbegogenen duch den Empfänger, vorbehältlid disciplina— 
rijcher Rüge gegen den Redner und die Verwaltungsbehörde und 
deren Haftungspflicht, zu verfügen, und es ift für alöbaldige Bei: 

treibung folder Erſatzpoſten zu forgen. 1) 

1) Comm.O. XV, 3. 
$. 355. 

Kaffeneingriffe des Rechners und der Auffichtöbenmten 
fönnen aus den Rechnungsbuͤchern ſelbſt erfihtlich feyn, wie in dem 
Falle von 1. 5., oder ſich durch Vergleihung der legtern mit den 
Borräthen fogleih herausftellen, wenn die Rechnungsbuͤcher für ſich 
richtig geführt find; oder aber können fie verdedt ſeyn, indem 

1) überhaupt, um die Erhebung deffen, was eingenommen und 
ausgegeben wurde und vorräthig feyn follte, unmöglich zu 
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machen oder zu erſchweren, die Rechnungsacten, namentlich die 
Belege der Einahmen, nicht geführt oder weggeſchafft, oder 
2) indem insbefondere Einnahmen, welche gemadt worden find, 
in den Rechnungsbüchern nicht eingetragen und ſolche Ein 
nahmepoften fälfhlih ald noch ausjtehend aufgeführt, 
3) oder Zahlungen, welche nicht geleitet worden, ald Ausgabe 
eingetragen, oder 
4) Borräthe, welche verkauft oder weggefchafft wurden, ald noch 
vorhanden aufgeführt wurden; außerdem fünnen 
5) binjichtlih der Zeit und anderer Umftände der Wirklichkeit 
widerfprechende, zum Schaden gereihente Einträge bei Ein- 
nahmen oder Ausgaben gemaht (4. B. im Falle von I. 4.) 
und zu Bemäntelung diefer Unrichtigfeiten falſche Urkunden 
beigebradht oder ächte weggeihafft worden ſeyn. 
Zu Verhütung und Entdedung folder Rechnungsfälihungen 
dienen die hienach aufgezählten Einrichtungen des Rechnungsweſens. 
Endlih kann der Kaflenreft dadurch vor den Augen der Auf— 
fihtsbehörde verftedt werden, daß der Redner fo viel Geld zur 
Borzeigung entlehnt, um Kl nach der Kaffenunterfuhung wieder 
zurüdzugeben. 


$. 356. 


Die Verwaltungs- und Auffihtsbehörde hat bei einem ſolchen 
Eingriffe neben dem, was in ftrafrechtlicher Beziehung vorzufehren 
ift, alles das anzuordnen, was zu Erhebung ded Thatbeftandes 
und zu Sicherung der Kaffe nothwendig it: 

1) Im Falle einer entdedten Rehnungsfälihung, die für den 
Schuldigen jedenfalls gerichtliche Entlafjung zur Folge hat, ift 
ed geboten, dem Rechner fofort alle Vorräthe und Acten abzu— 
nehmen und durch Vergleichung der legtern und namentlich 
der in Händen Dritter befindlihen Duittungen, ſowie durch 
Vernehmung Aller, welche über den wirklichen Beſtand Aus— 
funft zu geben wiſſen, das Richtige zu ermitteln. 

2) Bei einem — den richtig geführten Büchern gegenüber erfundes 
nen Kaffenabmangel ift die erftere Maßregel gleichfalls geboten, 
fobald nach der Größe des Kaflenmangeld, nad) den perſön— 
lichen Verhältniffen des Rechners und nah fonftigen Wahre 
nehmungen gegründeter Verdacht einer abſichtlichen Verun— 
treuung fich ergibt. Sofort ift, wenn eine ſolche vom Rechner 
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nicht alsbald zugeitanden wird, der von dem legtern etwa an⸗ 
gegebene Grund des Abmangeld zu unterfuchen, außerdem aber 
zunächit zu ermitteln, ob nicht in den Rechnungsbüchern und 
Acten ein Verſtoß vorgefommen ift, der nur den Schein eines 
Kaffenmangeld herbeiführte, ob daher namentlich nicht Durch 
Rechnungsfehler und Irrthum die Einnahmen zu hoch oder die 
Ausgaben zu nieder angegeben find, ferner ob nicht durch Ver: 
mengung der Amtsgelver mit den Geldern einer andern Vers 
waltung oder unter mehr oder weniger verbächtigen Umftänden 
mit Privatgeldern der Abmangel entftanden feyn mochte. Dem 
Rechner ift zum Nachweis eines foldhen Verftoßes die Einficht- 
nahme alfer Acten — unter der nöthigen Aufficht zu gewähren. 

3) Kann hiedurch der Kaffenmangel nicht gehoben werden, fo it 
das Weitere der Unterfuchungsbehörde zu überlafien; gegen 
den Redner aber ift, wofern er nicht das Fehlende alsbald 
freiwillig erfegt, in adminiftrativer Hinfiht das vorzufehren, 
was im folgenden $. enthalten ift. 


$. 357. 


Bei jedem Kaffenrefte (wozu die Fälle 1. 1. 3. 4. in $. 353. 
vorweg gehören), er mag aus Nadläffigfeit oder dur vorfägliche 
Veruntreuungen entftanden feyn, ift der Rechner neben der Haupt: 
fumme auch den landesüblihen Zins zu erftatten fhuldig. Iſt die 
Zeit befannt, da ein Rechner fi etwas von ihm anvertrauten Gel— 
dern (oder Vorräthen) zugeeignet oder durch feine Schuld der Kaffe 
einen Verluft zugezogen hat, fo wird der Zind von diefem Zeitpunft 
an gerechnet; ift dagegen der Zeitpunkt der Entftehung eines Kaffens 
refted nicht befannt, fo beginnt die Verbindlichkeit zu Entrichtung 
von Zinfen aus demfelben von dem Zeitpunkt an, wo dem Rechner 
die Verwaltung abgenommen, oder wenn dieſes nicht gefchehen, von 
dem Zeitpunkt an, wo der Reſt fejtgejegt worden ift. 1) 

Als Schuldigfeit ift derjenige Mehrbetrag des berechneten Paſſiv— 
remanetd gegenüber dem erfundenen Vorrat) anzufehen, von wels 
chem der Rechner nicht nachgewiefen hat, daß er auf einem Irr— 
thum beruhe, oder welcher nicht durch Leiftungen für die Kaffe oder 
durch Forderungen des Rechners an fie für Befoldung ꝛc. aus— 
geglichen wird. 

Zu alsbaldiger Erlegung diefed Betrages ift der Rechner, 
nöthigenfalls durd Klage auf Erecution, anzuhalten. 2) 
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Kann die Hülfsvollftrefung nicht fogleih bewirkt werden, fo 
fteht den Stiftungen ein gefegliher Pfandrechtstitel auf das 
Vermögen ded Rechners wegen Forderungen aus der Verwaltung 
zu, 3) welcher von der Verwaltungs- und Auffichtsbehörde fofort zu 
wahren it, indem auf Beftellung von Unterpfändern für den andert- 
halbfahen Betrag der Forderung zu dringen oder, infoweit dieſes 
nicht gefchehen fann, der Pfandrechtstitel im Unterpfandsbuche vor: 
merfen zu laffen iſt.) Bei andern Verwaltungen ift die Gaution 
inzubalten und nad Maßgabe ihres Inhalts auf Verwirklichung 
der dadurch gewährten Zahlungsmittel hinzuwirfen, 3. B. die Bürgen 
zu belangen. 

Ueber die Vorzüge der Kaffenreftforderungen im Gante de 
Rechners f. 8. 326. - 

Eine fubfidiarifhe Haftung für den Kaffenreft ift über: 
dies gefeglih demjenigen auferlegt, welcher 1) wiſſentlich einem 
Rechner zu Bedeckung eined verübten Kaffenreft8 Geld Teiht, um 
dafjelbe nad vorübergegangener Kaffenunterfubung aus der Kaſſe 
wieder zurüdzuerhalten, und zwar für den Betrag des Kaffenreits, 
welcher durch dieſe Anleihe gededt worden iftz 2) oder welder 
wifjfentlich zu Verdeckung eined Kaffenreftd dem Rechner eine Duits 
tung über eine Forderung an die Kaffe ausgeftellt hat mit dem in 
der Duittung ausgedrüdten Betrage. Derjenige Schuldner einer 
Kaffe, welcher für eine Brivatforderung an ten Rechner eine 
amtliche Beicheinigung Des legtern über die Tilgung feiner Schuldigs 
feit zur Kaffe annimmt, wird von feiner Schuldigfeit nicht befreit. 
Deögleiben hat ein fogenannter Rüdjchein, vermöge deffen ein 
Gläubiger der Kaffe, der Beſcheinigung über völlige Befriedigung 
ungeachtet, noch ein Guthaben an die Kafje haben joll, Tegterer 
gegenüber feine Wirkung. 9) 


1) Gefek vom 5. Sept. 1839. Art. 32. 

2) Gomm.D. XV, 2. $. 7. 8. 

3) Pfandgeſetz Art. 37. 

4) Min. Borfchrift vom 22. Aug. 1825. Nre. 6. 
5) Geſetz vom 5. Sept. 1839. Art. 32, 


$. 358. 


Im Falle einer angezeigten Entwendung, fowie im Kalle einer 
durch höhere Gewalt (wie Feuer) entftandenen Beſchädigung ift es 
nöthig, alsbald durch AUnterfuchung der Rechnungsacten denjenigen 
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Borrath zu ermitteln, welcher vor dem Eintritt dieſes Falles vor 
handen ſeyn mußte, und alle Umſtände zu ermitteln, welche theils 
auf Entdeckung des Thäterd und Wiederbeiſchaffung des Vorraths 
führen können, theil® aber zur Beurtheilung einer etwaigen Ber: 
fhuldung des Rechners ($. 359.) dienlid find, wenn nicht gar die 
Entwendung durd Dritte von dem Rechner zu Dedung eines Kajfen- 
eingriffs bloß vorgefhügt ift. 


I. Yon der Werantwortlickeit der Verwaltungsbehörden. 


$. 359. 


Die mit Verwaltung und Beauffihtigung der Eorporationen in 
ihren wirthſchaftlichen Verhältniffen betrauten Diener find für die 
getreue Erfüllung ihrer Amtspflihten hierin in dem doppelten Sinne 
verantwortlih, daß fie nicht nur für Vergehen, die fie fich hiebei 
zur Schuld fommen laffen, die gefeglihen Strafen!) und für fons 
ftige Pflihtunterlaffungen disciplinarifhe Rügen und Maßregeln zu 
gewärtigen, ſondern auch für allen Schaden, den fie bei der ihnen 
anvertrauten Verwaltung verfchulden, mit ihrem Vermögen zu haften 
und Erfag zu leiften haben, wofern diefer nicht von einem dritten 
Erfagpflictigen zu erlangen ift. Vergl. $. 354. Eine zur Erfaß- 
leitung verpflihtende Schuld ift aber im Allgemeinen nicht nur dann 
jedenfalld anzunehmen, wenn ein Schaden abfihtlih, aus böjem 
Borfag, verurfacht wurde, fondern auh, wenn aus Unactjamfeit 
beftimmte geſetzliche Vorſchriften für einzelne Berwaltungsacte 
mißachtet werden, zumal wenn in diefen felbit diefe Folge der Miß— 
achtung angedroht ift, oder überhaupt wenn derjenige Grad von 
Sorgfalt in der Verwaltung und Amtsführung unterlafien wird, 
den der betreffende Diener in feinen eigenen Angelegenheiten anzu— 
wenden gewohnt ift. 2) 

Für diefe Erfagleiftung haben auch die Erben defien, den fie 
träfe, einzuftehen. 

Die Geltendmahung folder Erfaganfprücde liegt zunächſt der 
Berwaltungsbehörde ob, welche hiezu nöthigenfals von der Auffichtd- 
behörde anzuhalten und bei eigener Betheiligung (8. 36.) hierin von 
diefer zu vertreten ift. Im Streitfalle fteht das Erfenntniß hierüber 
nad; den bis jegt gültigen Gefegen den Adminiftrativjuftizbehörden 
des Departements des Innern, in legter Inftanz dem K. Geheimen— 
rathe zu. 3) 
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1) Gerichtlich wird geſtraft: 
a) Beſtechung im Amte und Geſchenkannahme in Partheiſachen. 
(Vergl. $. 355. 1. 2. und 7.) Strafgeſetzbuch Art. 407 — 409. 
b) Widerrechtliche Begünftigung einer Privatperfon zum Nachtheil 
bes Gemeinweſens. Strafgeſetzbuch Art. 414. (Vergl. daſelbſt.) 
ec) Täuſchung in Amtéhandlungen durch falſche Protololle und Ur: 
funden, wiflentlih falſche Beurlundungen, falfhe Koltensan 
rehnungen, Wegfhaffung von Urfunden. Art. 419. 
d) Wiffentlihe Verkürzung öffentliher Ginfünfte. Art. 420. 
e) Unerlaubte Theilnahme an VBerfäunfen x. Art. 421. 
f) Wiſſentliche Reſt ſetzung. (Vergl. I. 1. 3. 4. in $. 355.) Art. 423. 
Polizelliher Strafe unterliegt (Polizeiftrafgefegbuh Art. 85—88. 
8) Bahrläffige Reſtſetzung. 
h) Ordnungswitrige Verwendung und Aufbewahrung der Amtägelber. 
($. 353. I. 5. 6. IM. e. $. 341. Bft. 2. $. 104. Pt. 4. $. 331.) 
2) Die Comm.Dd. IV. 1. $. 4. 5. legt den Verwaltungsbehörten sc. im All: 
gemeinen die Pflicht eines getreuen Haushalters, bie Beweifung höchiter 
Treue und Fleifes auf. Indeſſen fnüpft fie vie Folge des Grfages mad 
den in folgenden $$. angeführten Stellen ausdrücklich nur an beflinmte 
gröbere Pflichtverlegungen. Dagegen findet der obige allgemeine Satz 
feine Begründung in den allgemeinen Beftimmumgen ver Privatrechtsgefege 
über Berbindlichfeit zum Schabeiiserfag in Vertragsverhältnifien, alfo aud 
im Dienitvertrage und insbefondere bei Verwaltung eines anvertrauten 
fremben Vermögens. 


3) Bergl. Fin. Min.Berf. vom 4. Bebr. 1840. Rgbl. S. 74. 


$. 360. 


Nah diejen Beftimmungen ift zunächſt namentlich der Nehner 
für denjenigen Schaden haftpflichtig, welcer in dem ihm felbft un— 
abhängig von den Weifungen der Berwaltungsbehörde zuftchenden 
Kreife von Pflihten (außer den im vorigen Abſchnitt erwähnten 
Kaffeneingriffen) von ihm verfhuldet wurde, woraus insbeſondere 
hervorzuheben iſt: 1) die Erfagpflichtigfeit für Ausgaben, die ohne 
vorgaͤngige Defretur geleiftet worden, wenn diefe Genehmigung nach— 
träglich nicht ertbeilt wird und wenn ter Rechner nicht erweifen fann, 
daß die Corporation an fi) hiezu verpflichtet war ($. 332.); 1) 
2) die Erfagpflictigfeit für Einnahmepoften, welde durd unters 
laffene Thätigfeit in deren Eintreibung verloren giengen;?) 3) des⸗ 
gleihen für Anleihen, welche ohne Genehmigung der Verwaltungs 
behörde oder mit Mißachtung der von diefer gegebenen Vorſchriften 
gemacht wurden; 3) 4) Erfagpflichtigfeit für entgehende Zinfe, wenn 
der Redner Gelder müßig liegen läßt, welche gut untergebradt 
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werben fonnten; 5) deögleichen für entwendete ıc. Vorräthe, wenn 
der Verwalter ed an forglicher Aufbewahrung fehlen ließ; 6) des— 
gleihen für Nachtheite, welche durch unterlaffene oder nacläfjige 
Rehnungsführung entitehen. 

Für die Bemeſſung der Schadenserfapßpflict des Rechners find 
nicht allein die befonders für ihn lautenden gefeglihen Vorfchriften, 
ſondern auch bei den Lüden der legteren, und in Hinblid auf das, 
was der Selbjtbeftimmung der Gemeinde und Aufſichtsbehörden 
überlafjen ijt, die dem Nechner durch befondere Beſchluͤſſe gegebenen 
Injtruftionen und Aufträge ($. 37.) maßgebend. 

4) Verw. Edict $. 31. erfter Satz, $. 84. Satz 3. $. 133, 


2) Comm.O. V. 11. $. 15. 16. 
3) Verw.Edict $. 133, 


$. 361. 


Die Mitglieder des Berwaltungscollegiums find, wo 
ein Schaden aus böjer Abſicht geſchah, nah allgemeinen Rechts— 
grundjügen jeder für das Ganze, außerdem aber jeder für 
feinen Theil, und im Fall der Zahlungsunfäühigfeit des einen oder 
andern Mitglieds, auch für deſſen Theil, insbeſondere in folgenden 
Fällen zum Erfag verpflichtet 

1) wenn durch unterlaffene zeitige Beitellung der Rechner 1) oder 
dur Nichteinforderung der von ihm zu ftellenden Caution ein 
Schaden entitand. 

2) Wenn durch Unterlaffung derjenigen Vorfihtsmaßregeln, welche 
durch die Geſetze vorgefchrieben find, ein Nachtheil entjtand, 
namentlih bei Anlegung von Gapitalien 2); ferner bei Bor: 
nahme bedeutender Bauweſen. 3) 

3) Wenn die Corporation in Verwaltung der Einnahmen, Auss 
gaben oder Vorräthe durch Leichtſinn, Verſchleuderung (vergl. 
$. 47.) Schaden nähme, und zwar foweit nicht der Rechner 
nad $. 360. zum voraus erjagpflichtig ift. ) 

4) Wenn ein der Corporation zugeygangener Schaden durch die 
von der Verwaltungsbehörde unterlaffene Eontrolfe, ald Kaſſen— 
fturz 2c. hätte vermieden werden Fünnen. 9) 

5) Wenn ohne die gefeglich nothiwendige Staatsgenehmigung ein 
Beihluß vollzogen und hieduch (namentli wegen verfagter 
nadträgliher Genehmigung ein Schaden entjtehen würde. ©) 

4) Die Comm. Ordg. T. 2. $. 2. am Schluß macht den Gemeinderath fogar 
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erfagpflichtig, wenn in Kolge der Wahl eines untüchtigen Rechners 
Schaden entficht, was ſich mit den angeführten allgemeinen Rechtsgrund: 
fügen und ber jegigen Stellung der Gemeindebehörde nicht wehl vereini- 
gen läßt. 

2) Verw.Edict $. 133. Brong. vom 4. Nov. 1807. 

3) Comm.O. IH. 2. $. 6. Vrdg. vom 10. Oct. 1781. $. 10. 

4) Verw. Ediet $: 127. 

5) Gomm.D, XI, $. 15. Verw. Edict $. 84. am Schluß. 

6) Comm.O. XVL 5. $. 2, 


Endlih find auch die mit der Staatsaufficht betrauten 
Beamten theild in Gemeinfhaft mit den Mitgliedern der Verwal: 
tungsftelle, fofern es fid um die ihnen gemeinfchaftlich mit diefer 
(3. B. ald Abhörbehörde) obliegenden Berrichtungen handelt, theild 
für fi allein, wenn die ihnen dur gefeglihe Vorfchriften über: 
tragenen Berpflihtungen mißachtet wurden, und foweit nicht eine 
nähere Erjagpflicht des Rechners und der Verwaltungsitelle eintritt 
für eingetretenen Schaden erfagpflichtig. 1) 


1) Eomm.Dd. Xu. $. 5. - 
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Bierter Theil. 
Das Rehnungswefen *) 





Allgemeine Bekimmungen. 





$. 363. 


Das Rechnungsweſen begreift alle Einrichtungen und Regeln, 
wonach die Vorgänge und Ergebniffe einer Wirthſchaft fehriftlich 
verzeichnet und überfichtlic zufammengeftellt werden. Diefe Aufzeich— 
nung und Zufammenjtellung ijt nöthig, um 1) die dem Gedäctniß 
entichwindenden Vorgänge und Ergebniffe feftzubalten und in Ueber— 
fiht zu haben, jomit zunächjt eine fihere Grundlage für die ferneren 
wirthihaftlihen Maßpregeln, namenlih für den Wirthihaftsplan, zu 
gewinnen. 2) Um gegenüber von Dritten die Verwaltung gegen 
grundlofe Anforderungen zu fihern. 3) Um die Corporation, als 
Inhaberin der Wirthihaft gegenüber ihren Verwaltern und ebenfo 
auch dieſe gegen jene im Klaren zu halten und nach beiden Seiten 
Unreht und Irrthum zu verhindern. 


$. 364. 


Es ift bei den Eorporationen beftimmte und durchgreifende Vor—⸗ 
ihrift, daß alle Einnahmen und Ausgaben, welhe in der 
Wirthſchaft vorfommen (beziehungsweiſe vorfommen jollen) öffent- 
lich verrechnet werden, und daß über das Vermögen an Grund» 
ftodstheilen und Borräthen eine ftete Ueberſicht gehalten werde. 
Und zwar bezieht fich dies bezüglih der Einnahmen und Ausgaben 
a) nicht bloß auf ſolche, welche in Geld oder Borräthen wirklich 


4) Hochſtetter, Beiträge zur Grlernung bes mwürttemb. Rechnungsweſens. 
Stuttgart 1784. — Das einzige Schriftchen von Belang hierüber. 
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vollzogen (baar), b) fondern auch auf folhe, welche durch gegen- 
überftehende Schuldigfeiten oder Forderungen ausgeglichen werben 
(Abrehnung). Auch find ec) insbefondere auch diejenigen Einnah— 
men als foldhe zu verrechnen, welche unmittelbar zu Beftreitung 
gewiffer Ausgaben beftimmt und dazu verwendet werden. 1) 

Die Entziehung von Einnahmen aus der öffentlihen Verrech— 
nung, um gewiffe nicht in Verrechnung kommende Ausgaben damit 
zu decken (Ncebenrehnung), auch wenn dieſe an fih erlaubt 
find, iſt auf's Strengite verboten und weder die Verwaltungs- noch 
die Aufjichtöbehörde darf hiezu ihre Bewilligung geben. 2) 

4) Gomm.Orbg. VI. 3. $. 3. XIV. 1. $. 6. 7. ad c., 3. B. Schulgelder 
zur Befoldung des Lehrers. 


2) Gen.Reicript vom 19. Auguft 1756. Comm. Ordg. V. 2. $. 2. Nah 
Art. 446. des Strafgefehbuhs find bie hiegegen fehlenden Gemeinde: 
beamten mit Gelbbußen von 10 bis 50 fl., und wenn bie in der Neben 
rechnung vorfommenden Ausgaben zu unerlaubten Zweden gemadt werben, 
mit Dienftentlaffung zu beftrafen. 


$. 365. 

Die Quellen der Lehre vom Corporationsrehnungswefen enthält 
zunächſt die Gommunordnung im XI. und XIV. Kapitel und Tie 
zunächſt für die Staatscameralbeamten erlaffene Rehnungsinitruftion 
vom 23. Aprit 1714, foweit diefe bei dem Rechnungs: und Oeko— 
nomiewefen der Gorporationen Anwendung finden fann. 1) Bis zu 
der noch nicht erfolgten, im Verw. Edict $. 32. zugefidherten neuen 
Gemeinderehnungeinftruftion 2) find fodann verfchierene Bejtimmuns 
gen res I. Ediets vom 31. December 1818 für fortwährend gültig 
erklärt, 3) durch welche zugleich die einftweilige Beibehaltung der 
bisherigen Nechnungsform unter Hinweifung auf die Altern Geſetze, 
welche die Bermeidung jeder unnügen Weitläufigfeit 
und zwedwidrigen Verwicklung befehlen, vorgeſchrieben it. 4) 

Nachdem indeffen die Recbnungsinftruftion von 1714 in ihren 
meiiten Beftimmungen veraltet und das Staatsredinungswefen gänz- 
ih umgewandelt ift, fo war es in der Praris unvermeidlich, mit 
Beachtung der ebenerwähnten Negel und den vorhin angeführten 
allgemeinen Anordnungen, wie ten befondern hienad erwähnten 
Vorfihriften die Einrichtung des Nechnungsweiend nah dem Mufter 
der Staatsrehnungen in mander Beziehung zu ergänzen und zu 
verbefiern. Da aber hierin viele Verſchiedenheiten bejtehen, jo 
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mußte fih dieſe Darftellung auf das gefeplich Vorgeſchriebene und 
dur die Sache ſelbſt Nothwendige beichränfen, wogegen verſchie— 
dene Borjchläge über zwedmäßige Einrichtungen in den Noten ents 
halten find. 


1) Comm.Ordg. XIV, 1. $. 8. 

2) Das I. Edict von 1818 verfprad in $. 40. eine möglichit einfache, deut⸗ 
liche und leichte Form, wonach die Rechner ihre Rechnung felbft zu ftellen 

‚ vermöchten. Dies wurbe zu einer Preisaufgabe gemacht (Verfügung vom 

24. Januar 1823), die aber ungelöst blieb (Berf. vom 28, Dec. 1824). 
Eie wird auch in biefer Allgemeinheit unlösbar bleiben, wenn das Rech: 
nungswefen feinem in $. 363. angegebenen Zwed entfprechen foll; da 
hiedurch immer eine Einrichtung nothwendig wird, die nicht für jeden Uns 
geübten fofort zugänglich if. Es darf dies aber um fo weniger bedauert 
werben, als die Rechnungsitellung durch einen fachverftändigen Dritten bie 
Hauptcontrole für die richtige Verwaltung bildet und als 
die neuere Stellung der Gemeintehülfsbeamten und die Concurrenz von 
geprüften Arbeitern den alten Klagen über große Schreibverbienfte längſt 
allen Grund benommen hat. 

3) Brdg. vom 11. März 1822. $. 6. 

4) I. Ebict von 1818. $. 40. am Schluß. 


$. 366. 

Das Rehnungswefen, wie e8 fi nad dieſen Vorfchriften 
Darjtellt, zerfällt 

1) in die Rehnungsführung, d. h. die im Laufe der Ver: 
waltungsperiode vorfommenden Rechnungsgeichäfte; 

2) in die Rehnungsablegung, Rehbnungsftellung, 
d. h. die nad Abflug der Verwaltungsperiode in ein zuſam— 
menhängendeds Ganzes gebrachte Darjtellung der Verwaltung 
diefer Periode; | 

3) in die Prüfung und endlihe Berichtigung der fo abges 
legten Rechnung. 

Iſt die Wirthihaftsführung einer Corporation zwifchen mehreren 
Rechnern getheilt, jo bildet die Rechnung desjenigen, der den größern 
und wichtigern Theil hat, und an welchen die andern Rechner die 
Ueberfchüffe ihrer Verwaltung abzuliefern haben, die Hauptred- 
nung, während die Rechnungen der legten Theilrehnun: 
gen find. 

$. 367. 


Der Rebnungsführung und Ablegung ſchließt ſich der Zeit nad, 
in welcer fie jedesmal anfängt und zu welcher fie fich endigt, in der 
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Regel ganz der Verwaltungsperiode an!) (8.294.) und umfaßt daher 
Diejenigen wirtbfekaftliben Vorgänge und Ergebniffe, welche inner- 
halb dieſer Periode vorfommen, fo jevoh, daß dahin au 
diejenigen Ginnahmen und Ausgaben gezogen werten, welche theils 
aus der Zeit der vorigen Verwaltungsperiode, ald zur Zeit des 
vorigen Rechnungsabſchluſſes noch unvollzogen (Refte) in die neue 
Berwaltungsperiode übergiengen ($. 299), theils welche zwar nicht 
bis zu dem gefeglichen Endtermin der Berwaltungsperiode ($. 294), 
aber doch bis zum wirklichen Abjchluffe der Rechnung vollzogen 
wurden. Da aber jede Rechnung ein getreues Bild der Verwaltung 
jeder Periode abgeben muß, jo darf Diefelbe auch nur diejenigen 
Einnahmen und Ausgaben enthalten, weldse entweder von früheren 
Verwaltungsperioten herübergefommen oder in der Periode, für 
welche die Rechnung abgelegt wird, angefallen find; nicht aber 
ſolche, welde der folgenden Berwaltungsperiode angehören, wenn 
fie gleich noch vor dem Abſchluſſe der Rechnung der vorhergehenden 
Meriode vorfamen. 9). Siche hienah $. 387, 


1) Cemm.O. XIV. 1. $. 1. 


2) Diefe Regel ver Auseinanderhaltung ber, verfchievenen Berwaltungsperie: 
den, angehörigen Ginnahmen und Ausgaben barf übrigens nicht pebantijch 
feitgehalten werben, wenn etwa burch Herübernehmen in tie vergebene 
Rechnung, zumal bei unbedeutenden Poften, die Weberfichtlichleit gewinnt 
und 3. B. beim Gintritt newer Rechner, dadurch Berwirrung und Ge— 
Ihäftsvermehrung vermieden wird. 


$. 368. 


Tiefe Negel der Webereinftimmung der Rechnungszeit mit der 
Berwaltungsperiode läßt aber verfchiedene Ausnahmen zu: 

1) kann die Rechnung mehrere Verwaltungsjabre umfaffen. 
Es kann nicht nur bei Stiftungen, deren etatömäßige Eins 
nahmen mitt über 300 fl. jährlich betragen (ebenſo bei Schulfond— 
rechnungen) von dem Stiftungsrath mit Genehmigung des Oberamts 
beichlofjen werden, die Rechnung nur alfe zwei bis drei Jahre zu 
ftellen, 1) fondern es fann auch durch Beichluß des Gemeinderaths 
und Bürgerausfhuffes mit Genehmigung des Oberamts die zwei: 
bis dreijährige Stellung der Redinungen ganz Fleiner Theil- 
‚gemeinden angeordnet werden. 2) 

2) Es fann aber auch die Rechnung nur einen Theil der Ber: 
waltungsperiode umfaffen (Stüdrehnung). Die Stellung folcher 
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und mithin der Abfchluß der Rechnungsbücher fhon vor Ablauf 
der Berwaltungsperiode kann nöthig werden, wenn der Redner 
ftirbt oder 3. B. bei erfundenem Kaffenreft von feinem Amte entfernt 
wird. Da jevoh die Theilung der Berwaltungdergebniffe eines 
Jahres in zwei Rechnungen die Ueberſicht ftört und doppelte Mühe 
und Koſten verurfadht, fo beihränft man fih in foldhen Fällen in 
der Regel auf eine Nachrehnung ($. 387.) bis zu dem in Frage 
ftehenden Zeitpunfte und jtellt die Berwaltungsergebnifje bis dahin 
mit denjenigen bis zum ordentlihen Rehnungsabihluffe in eine 
Rechnung zufammen, wobei es aber jedenfalls zweckmaͤßig ift, unter 
jeder Rubrif fowohl als in den Hauptfummen, die durch jeden der 
Rechner vermittelten Einnahmen und Ausgaben gefondert aufzu— 
führen, um fo eine Probe für die Richtigkeit der Nachrechnung zu 
gewinnen. 3) 

4) G.Refer. vom 10. Oct. 1781. $.5. Min. Berf, vom 30. Oct. 1848. VI. 4. 

2) Angef. Verfügung von 1848. VI. 5. 

3) Eine andere, aber undentlichere und dem wahren Verhalt weniger ents 
fprechende Behandlungsart ift die, daß bie jährliche ordentliche Rechnung, 
als durch den nachfolgenden Nechner allein abgelegt, betrachtet, fomit die 
von ihnen erhobenen Ginnahmen (mit Ginfchluß des bei der Nachrech— 
nung von dem frühern Nechner übergetenen Kaffenvorraths) und 
die von ihm beftrittenen Ausgaben allein als baar aufgeführt, dagegen 
die Einnahmen und Ausgaben des vorigen Rechners von biefer Rechnungs: 
zeit ala Gompenfationspoften ($. 616.) verrechnet werben. 


I. Die Rednungsführung. 
$. 369. 


Die in der Regel von dem Rechner felbft zu beforgenden, mit 
den verichiedenen Verwaltungsacten, namentlih mit der Kaffenfüh:- 
rung, Hand in Hand gehenden Rehnungsgefhäfte beftehen 

A. in der Aufzeihnung aller vorfommenden Einnahmen und 
Ausgaben in die vorgefchriebenen Bücher und Regifter. 

Der Rechner hat diefelben im Allgemeinen pünftlih aufzuzeich— 
nen,!) d. h. der Zeit, dem Gegenftand und Betrage nad 
deutlih und am gehörigen Orte einzutragen. Die wiffentlidhe un» 
richtige Aufgeihnung oder gänzliche Unterlaffung derfelben wird nad) 
Umftänden als Rechnungsfälſchung oder Täuſchung in Amtshandlun- 
gen gerichtlich geftraft. Um jeden üblen Schein und Verdacht gegenüber 
von Andern zu vermeiden, ift ed wichtig, Daß Nadirungen, Durch: 
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ftrihe vermieden, daß namentlich nicht einzelne Blätter herausge- 
riffen werden. — Wegen der Zeitdauer, für welde jedes Buch fort⸗ 
geführt wird, vergl. $. 367.2) Im Einzelnen gefchieht die Aufs 
jeichnung in folgende Bücher, 

1) Verw. Ediet $. 92. 

2) ©. Verfügung vom 5. Mal 1832. PH. 4. letzter Gap. 


$. 370, 


1) Die erſte Claſſe diefer Rechnungsbücder bilden die Verzeich- 
niffe der im Laufe des Berwaltungsjahrs anwachſenden Schuldig- 
feiten aller oder einzelner Corporationsgenoſſen und Auswärtiger, 
fowie der hieran erfolgenden Zahlungen IEinzugsregiſter J. 

Hieher gehört juförderft dad Empfang- und Abrechnungs— 
bud, in welches bei jeder Gemeindepflege die Schuldigfeiten und 
Zahlungen nidt nur an Staatd- und Gemeindejteuern und Abgaben, 
fondern auch an ſolchen Leiſtungen, welde der Bürger nidit als 
folder, fondern aus Gontracten oder fonjtigen ſpeziellen Rechts— 
titeln zur Gemeindefaffe zu entrichten hat (z. B. Pfoͤrchgelder, Holz: 
kaufſchillinge, Zinfe, Pachtgelder u. vergl.) eingetragen werben. !) 
Die nähere Einrichtung iſt folgende: 2) 

a) Diejed Bud wird ſchon vor Anfang des Verwaltungsjahrs 
in der Art vorläufig angelegt (fapitulirt), daß in daſſelbe die 
Namen fämmtlicher in- und ausgeſeßenen Steuerpflidtigen, 
fowie der verjchiedenen Gattungen von Schuldigfeiten, naments 
lih alfo nebjt tem vom früheren Jahre gebliebenen Nüd- 
ftande, die Rubrifen: Staatsfteuer aus Gütern, Gefällen, 
Gebäuden, Gewerben; Amtsfchaden, Gemeindejhaden, Bürgerz, 
Beifig- und Wohnfteuer, ferner der in der Gemeinde jonft 
regelmäßig vorfommenden Abgaben an Allmandzins, Schul: 
geld 2. eingetragen werden, und daß dabei jedem Steuerpflich- 
tigen je eine Seite mit gegenüberjtchender Sculdigfeit und 
Zahlung gewidmet wird. Iſt die Ordnung der Namen nicht 
die alphabetifche, jo muß ein Regiſter dazu gemacht werden. 
Die Steuerbetreffe jedes Einzelnen werden von demjenigen 
Beamten, der die Umlage beforgt ($. 239.), bei dieſer einges 
tragen (aufgerehnet). Die Eontractfhuldigfeiten hat der Rech— 
ner fofort im Augenblide ihrer Entjtehung darin vorzumerfen. 
e) Jede Zahlung an diefen Schuldigfeiten hat dann der Redner 

mit Beachtung der in $. 329. angeführten Regel auf der ent» 


b 


— 
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ſprechenden Seite ſo einzutragen, daß jederzeit die ganze Schul⸗ 

digkeit, die daran gemachte Zahlung und der bevorbleibende 

Reſt leicht zu erſehen ift. 9) 

In gleicher Weile hat der Dberamtspfleger in ein 

Abrechnungsbuch die Schuldigkeiten der einzelnen Gemeinden 

an Etaatsfteuern und Amtsfchaden einzutragen. 9). 

Etatt des Uebertrags der Schufdigfeiten in das Abrehnungds 
buch, und indbefonvere bei folhen Forderungen, welche gleih baar 
befriedigt und nicht im Ausftand nachgeführt werden follen, wie 
Brandfchadensbeitrige, apitale und Befoldungsjteuer werden dem 
Einzuge bejondere Regifter au runde gelegt, welche, fofern 
es ſich von Vertragsſchuldigkeiten handelt, zweckmäßig mit den Vers 
kaufs- oder Verleihungsprotofollen in der Art verfnüpft werden, 
daß dem Eintrag der erzielten Preife gegenüber ein Raum zum Ein» 
trag der Zahlungen belaffen wird. 


1) T. Gdict vom 31. Deebr. 1818. $. 33. Der Art. 16. des Geſetzes vom 
17. Zuli 1824 beſtimmt zwar, daß foldhe vertragsmäßige Schulbigfeiten zur 
Gemeindekaſſe zur Verfallzeit baar eingezogen und nicht in die Jahrees 
abrechnung aufgenommen werben follen. Es wird jedoch hiedurch nicht 
aus geſchloſſen feyn, daß dirſe Schulvigfeiten in das Empfang: und As 
rechnungsbuch eingetragen werden, befien Beitimmung es wefentlich auch if, 

den Rechner in Neberficht über alle und jede Schulpigkeiten jedes Einzelnen, 
die nicht fofert beim Anfall baar eingezogen werben, zu erhalten, 
Wenn die Schuldigfeiten der einzelnen Bürger in 6 und mehreren Res 
giftern zerfirent aufgejührt find, fo ift dies für die große Mehrzahl der 
Rechner eine wefentliche Erſchwerung ihres Geſchäfts und leicht Kleiben 
einzelne Poſten im Einzug zurüd. — Sodann wird durch die Führung 
befonderer Regifter der Zwed, den Einzug der Vertragsſchuldigkeiten deſto 
eher zu befördern, und biefe Zahlungen immer fcharf getrennt von ber 
Steuerverwaltung zu halten, nicht erreicht. Jeder Schuldner ift zu jeder 
Zeit nur bis zu einem gewiflen Maaße zahlungsfähig, und es ift für ihn 
in der Negel gleichgültig, ob die gefchehene Zahlung an den bereits vers 
fallenen Steuern oder an dem Vertragsfchulden, deren Zahlungstermin auf 
den Tag hin nie eingehalten wird, abgefchrieben wird; hierin entfcheidet 
daher die Willführ des Rechners, für den es aber in Abficht auf Beitreis 
tung feiner Ausgaben, namentlidy die Steuerlieferung,, ebenfo gleichgültig 
it, unter welchem Namen die Zahlung eingetragen wird, fo lange bie 
Gemeindeverwaltung mit der Steuerverwaltung vereinigt ift und fomit 
Alles in eine Kafle fließt und aus einer beftritten wird. — Allerdings 
aber ift es zu dem Zweck, die Natur jeber Korberung bei Streitfällen, 
Gantungen x. nachweifen zu Fönnen, nöthig, daß jede Zahlung auf 
eine beſtimmte Schuldigkeit bezogen und als an biefer gefches 
hen, eingetragen werbe. Dies fann aber ebenfo gut erreicht werben, wenn 
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entweder ber Nechner angewöhnt wird, jebe Zahlung im Abrechnungébuche, 
mit einem befiimmten Namen, als Steuer, Pachtgeld von x. aufzuführen, 
was das Beſte ift, weil aud) die Eontraftfchuldigfeiten wegen Bürgfchaften sc. 
verſchiedener Beſchaffenheit feyn Tönnen, ober wenn wenigftens biefem 
Buche eine Einrichtung gegeben wird, wobel Steuern und Bertragsichul- 
bigfeiten in Sell und Hat räumlich getrennt find, etwa durch einen Strich 
in der Mitte des Blattes, fo daß die Zahlungseinträge unter biefem auf 
bie Vertragsfchulbigfeiten, bie oberhalb auf Steuern kegogen werben, oder 
es fann für erſtere überhaupt ein befonderes Abrechnungobuch oder vielmehr 
Gefammteinzugsregifter geführt werben. — In keinem Falle iſt zu ver: 
hindern, daß nicht auch Gontraftfchuldigfeiten erft bei der Jahresabrech— 
nung berichtigt werben, und ebenfo wenig fann es gemeint jeyn, zu bins 
bern, daß dieſe Schuldigfeiten durch Abrechnung von Oegenforberungen 
berichtigt werben. Jener Art. 16. ift daher ohne praftifchen Gehalt, 

2) Eomm.D. VI. 9. $. 36. 37. Regulativ vom 13. Oct. 1801. B. 

3) Comm.O. V. 10. $. 4. 

4) Berw.Gpict $. 80. 81. 
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2) Das Tagebuch (Journal). 1) Jeder Rechner hat ein 
Tagbuch zu führen, in welches er nach der Zeitordnung alle ihm 
von Tag zu Tag vorfommenden Einnahmen und Musgaben mit ein- 
ziger Ausnahme der im Abrechnungsbuce oder in andern ſpeziellen 
Einzugsregijtern laufenden Boften, auf's Pünftlichfte einzutragen hat 
und welches in tabellarifcher Form die Rubrifen 

1) Blatt des Rechnungshandbuchs, 

2) Tag der Zahlung, 

3) Gegenftand der sun und Namen des Gebers oder Em— 

pfüngers, 

4) Einnahme, 

5) Ausgabe 
zu enthalten hat. Das Papier dazu ift jedes Jahr auf Koften der 
betreffenden Kaffe anzuſchaffen. 

Eine Ergänzung dieſes Tagbuches bilden ſofort die Zahlungs— 
verzeichniſſe, indem jedem Abrechnungsbuche und jedem andern 
Einzugsregiſter des Gemeindepflegers (und Steuereinbringers) ein 
nad der Zeitfolge geordnetes Verzeichniß der in demſelben enthals 
tenen einzelnen Zahlungen vorangeſchickt wird, welches in tabellaris 
fher Form die Rubrifen enthält: a) Tag der Zahlung, b) Blatt des 
Abrechnungsbuchs oder Einzugsregifterd, ec) Betrag der Zahlung, 
d) Summe der an einem Tag erhobenen Zahlungen. In diejes 
wird jede Zahlung, fowie fie in das Abrehnungsbuh oder Ein- 
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jugsregifter bei dem Namen des Schuldners unter Angabe des 
Datums eingetragen ift, fogleich bemerkt, und am Ende eines jeden 
Einzugstags wird in diefem Berzeihniß die Summe der an 
diefem Tage geleifteten Zahlungen berechnet und ausgeworfen, am 
Ende jeven Monats aber werden die im Laufe des Monats ein- 
gezogenen Beträge zufammengerehnet und in einer Summe in das 
Tagbuch übertragen, 2) worauf ſodann erft die monatliche Berech— 
nung ded Tagbuchs ($. 350.) folgt. 

Das Tagbuh wird auf jeder Eeite in Einnahme und Aus: 
gabe berechnet und die Summe jeder Seite auf die nächſtfolgende 
Eeite übertragen. 

Zahlungen, die nicht mit baarem Geld, ſondern durch Abrech⸗ 
nung einer Gegenforderung geleiſtet werden, ſind zwar auch in 
das Tagbuch aufzunehmen, jedoch nur unter die drei erſten Rubriken 
deſſelben einzutragen, unter Bemerkung des Betrags derſelben in der 
dritten Rubrif. Wird eine Zahlung theilweiſe baar und theilweiſe 
durch Abrechnung geleiftet, fo ift immer genau anzugeben, wie viel 
baar und wie viel durd Abrechnung berichtigt worden, und ift das 
Baare unter der vierten oder fünften Rubrif auszumerfen. 3) 


4) I. Ebict von 1818. $. 37. Min. Berf. von 5. Mai 1832. Pt. 4—6. 10. 
— Amtspfleg.Iuftr. von 1812. $. 23. Verw. Edict $. 81. Verfügung 
vom 30. Sept. 1824. B. 1., wornad in dem Amtspflegtagbuc die weis 
tere Unterfcheidung ift: A. für ben Staat, B. für die Amtscorporation. 

2) Bei Heinern Berwaltungen und ungeübten Rechnern ift es zwedmäßiger, 
wenn bie einzelnen Zahlungen fogleih ins Tagebuch übertragen wers 
ven, fo daß diefe Zahlungsverzeichnifie wegfallen. 

3) Berg. $. 373. 
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3) Das Rechnungshandbuch, Manual oter Rapiat, 1) in 
welches die Einnahmen und Ausgaben nad der Rubrifenordbnung 
der Rehnung, mit Zeit, Gegenſtand, Empfänger oder Geber und 
Betrag eingetragen werden, und welches im Tagbuch zu allegiren 
ift. — Für die Führung deffelben gelten im Allgemeinen diejenigen 
Vorſchriften, welde für die Rechnung felbft gegeben m. deren 
Entwurf das Rapiat bildet. 2) 


1) Amtspfleg.Inftr. $. 23. I. Ediet $. 38. Comm.O. X. $. 9. Pt. 7. 
Dafielbe ift ſchon im den letzten Monaten des alten Berwaltungsjahrs 
anzulegen, um es gleich mit dem Eintritt von Zahlungen auf's neue Jahr 
benügen zu Tönnen. 

2) Füglich kann daher bei geübten Rechnern, die ihre Rechnung ſelbſt fiellen, 
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das Rapiat zugleich die Rechnung bilden, ale Hamptbuck geführt werben, 
wie es in der Rechngs. Inſtr. $. IX. vorausgefeht wird. — Bei andern 
Rechnern ift dann aber die ganze Ginrichlung ungenügend und theilmeife 
undurchführbar, da bie gute Führung von fo vielen Büchern, neben den 
andern Nechnungsgefchäften, fehr häufig nicht zu erwarten und zu bewirken 
ift und da, bis der Mechnungsfteller, deſſen Gefchäft bei der gewöhnlichen 
jegigen Einrichtung von der Recdhnungsführung in der Zeit ganz getrenut 
it, an die Durhficht diejer Bücher zum Zwed der Rechnungsftelle fommt, 
viel Verwirrung und Unordnung entitanden feyn fann. Diefe Nachibeile 
fönnten vermieden, die Nechnungsgeihäfte befchleunigt und bie Verwal; 
tung ſelbſt könnte in ihrem Gange zwedmäßig controlirt und geleitet wer: 
den durch folgende Einrichtung: 1) Der Rechner hat bleß Einzugsregiſter 
und Tagbuch zu führen, in jenen könnte ber Gintrag bloß durch gewiſſe 
Beichen geichehen. 2) Er erhält dagegen ein auf mehrere Jahre 
(3— 6) eingerichtetes Rechnungshandbuch, aus welchem er bie ftänbigen 
Einnahmen (Gapitalzinfe x.) und Ausgaben (Beſoldungen x.) und deren 
Termine zu entnehmen hat und in welches bie geleiftete Zahlung bloß 
dur Anftreichen sc. notirt wird, 3) Im erften Halbjahre des Gtatsjahrs 
wird dagegen die Nechnung fogleich angelegt, und es werben nach Verfluf 
des erfien Halbjahre und fpäter jedes Vierteljahr die Einträge in Sell 
und Hat gemacht, wozu daher genügender Raum zu laflen if. Dies ges 
fchieht nach erfolgter Durhfiht und Prüfung der Ginzugsregifter und des 
Tagbuchs, welche erforderlichen Falls richtig zu fiellen find, fowie ber 
Delege, und es wird auf biefen Dofumenten auf geeignete Weife der 
gefchehene Eintrag in Rechnung vergemerlt. Dabei find etwa nöthige 
Nenderungen in den Giuträgen bes Rechnungshandkuchs vorzumehmen. 
Der Mechner if auf das Rüdftändige, Fehlende sc. im Ginzelmen auf 
merkſam zu machen; es ift bei ihm zugleich ber vierieljährige Kaflenftur 
vorzunchmen und ber Vollzug der Rezeſſe zu voriger Rechnung zu contre: 
liren. — Das endliche Nechuungsichiußgefchäft it fonah zur noch von 
geringer Bedeutung und durch die ganze Einrichtung wird das @efchäft bes 
Rechnungsftellers cher abgefürzt und erleichtert, als erweitert. 
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Ueber die Behandlung einzelner Einträge in diefe Bücher ift 

noch zu bemerken: 

1) Die Einträge von Zahlungen, die durh Abrehnung von 
Gegenforderungen berichtigt werden, fönnten dadurch fehr eins 
fach gefchehen, daß angenommen wird, Beides ſey mittel 
baarer Mittel gegen einander geſchehen, fo daß die Einnahme 
einfah und ganz ald baare Einnahme, die daran abges 
rechnete Gegenforderung ganz als bare Ausgabe eingetragen 
wird. Dies ift jedoch den beftehenden Vorſchriften entgegen, 
welche verlangen, daß die Berichtigung der Zahlungen jo ein 
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getragen werde, wie fie in Wirflichfeit erfolgt ift 1) (daher das 
Haupteinzugsregifter auh Abrechnungsbuch heißt), wodurch 
allerdings Irrthümer und PVerftöße cher vermieden oder doch 
entdedt werden und gegenüber von Dritten die Nachmweifung 
des Geſchehenen und Nichtgefchehenen erleichtert wird. 

2) Abfhlagszahlungen, worunter ftüdweife Zahlungen an 
bereitö verfallenen Einnahmepoften und vorläufige Zahlungen 
auf Ausgabepoften, die noch nicht in ihrer ganzen Größe 
befannt find, verftanden werden, find gleih andern Zah: 
ungen in das Tagebuch und Rapiat einzutragen, doch follte 
in Letzterem der Eintrag fo geihehen, daß die fpätern Zah— 
lungen an derfelben Stelle nadhgetragen werden fünnen. 

1) Comm. Ordg. XV. 1. 8. 2—4. Vorſchriſt vom 13. October 1801. C, 
Der Gintrag bei einem Ginnahmepoften wäre alfo 3. B.: 

Sculdigfeit 10 fl., bievon baar den — . .: 2 2 2. 6 fl. 
mit Abrechnung von Verdienſt durch Siraßenfleinfuhren .„. 4 fl. 


und in Nusgabe: für Straßenmaterialbeifuhr dem N. 
Soll 8 fe DemN. bezahlt rar 2 2 A hf. 
mit Abrechnung von Steuer 0. 2 2 2 2 2 nn 4 


Dergl. wegen des Gintrags im Tagbuch $. 371. 
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B. Die weitere Geihäftsaufgabe des Rechners ift 

1) denjenigen, die eine Zahlung an feine Verwaltung machen, 
dafür Befheinigung zu geben. Jeder Zähler fann eine 
Duittung verlangen. Leber die Beicheinigung von Steuers 
zahlungen ift auf $. 239 und 240 zu verweijen. 

2) Dagegen auch für die unbeftändigen Einnahme und Auss 
gabepoften feiner Verwaltung die nad den Vorſchriften für die 
Rehnungsfteller nöthigen Belege zu fammeln und aufzubes 
wahren. . 

Hiezu gehören bei den Einnahmen namentlich 1) die Pros 
tofolle über urfundlihe Aufnahme felbfterzeugter Vorräthe an Holz 


und Anderem; 1) 2) Die Protokolle über Berfäufe und Verleihungen 
und deren Genehmigung; Ablöfungsverträge. 3) Die Urkunden über 
Beihlüffe und Erfenntniffe, die eine Einnahme herbeiführen, z. B. 
Strafertrarte. 


In der Ausgabe 1) die Beichlüffe und Anmeifungen der 


Berwaltungsbehörde bei unbeflimmten Ausgaben. 2) Die Beweife 
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wirklicher Anſchaffung, Gefhäftsbeforgung, Verwendung. 3) Die 
Beweife geleifteter Zahlung, Duittungen. Auf Beibringung der 
legtern kann wohl bei ganz geringen 2) und Ausgaben folhen, 
die regelmäßig wiederfehren und wobei anzunehmen ift, daß der 
Berechtigte feine Zahlung verlangt habe, verzichtet werden. Im 
Mebrigen ift darauf zu fjehen, daß die Duittungen von dem wirklich 
berechtigten Empfünger ausgeftellt werben... Interimöbefcheinigungen 
Dritter und Poſtſcheine können nicht als vollgültige Belege dienen. 
Auch in den Belegen müffen, um Zweifel an ihrer Aechtheit zu ber 
feitigen, alle Radirungen, Eorrecturen ꝛc. möglichft vermieden werden. 
Bei größern Zahlungen follte der Betrag zugleich mit Zahlen und 
Buchſtaben bezeichnet feyn. Die Duittung kann auch am linken 
Rande des Rapiats (Marginalbefheinigung) beigefügt werden, doch 
wird für größere und wichtige Poften abgefonderte Beicheinigung 
verlangt. 9) 

1) Eomm.D. XIV, 2. $. 14. PH. 8. 

2) Daf. XIV. 1. $. 10. BE. 5. Bei Kleinigkeiten unter 15 fr. foll bie 


allgemeine Beurkundung ber zwei ältefien Gemeinderäthe genügen. 
3) Daf. XII. $. 5. 


$. 375. 

©. Endlich liegt dem Rechner ob, vor dem Abjchlufje der Red: 

nung zu prüfen, ob fämmtlide Einnahmen, die zu erheben waren, 
‚erhoben, fämmtlihe Ausgaben, die zu leiften waren, geleijtet find 
und zwilchen feiner Verwaltung und ihren Schuldnern und Gläus 
bigern die etwa noch erforderlihe Richtigftellung eintreten zu laſ— 
fen, indem Sculdigfeit und Zahlung zufammengerechnet, Activ und 
Paſſivreſte berechnet, Anftände und Zweifel unterſucht und berich— 
tigt werden, dad Rüdftändige baar oder durch Wusgleihung von 
Gegenforderungen (Abrechnung im engern Sinne) getilgt oder wenn 
Einnahmen nicht mehr beizutreiben wären, wenigftens der noch haf- 
tende Ausſtand vom Schuldner anerfannt, vwerurfundet wird. Dies 
heißt Abrehnung im weitern Sinn, jährlihe Abrechnung. 1) — 
Bei jährlihen Reihungen, deren Zahlungstermine nicht mit dem 
Rehnungsjahre gleihlaufen, muß dieſe Abrehnung auf die beftes 
henden befonderen Termine ftattfinden. 2) Voͤrtheilen fi Ausgaben 
für einen und denfelben Zwed, wie für ein Bauweſen, auf mehrere 
Sabre, fo muß die Endabrehnung auf das legte Jahr ausgejegt 
bleiben. — Kann oder will der Rechner das Geſchaͤft dieſer jähr— 
lichen Abrechnung nicht felbft vornehmen, jo kann ſolches unter den 
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allgemeinen in $. 45 erwähnten Beftimmungen dem Hülfsbeamten 
übertragen werden: 3) — Die Jahresabrehnung fol fpäteftend am 
Anfang deö neuen Rehnungsjahrs vorgenommen werden, ®) 


1) Eomm.D. XıV. 1. $. 2—5. Borfchrift vom 13. October 1801. C. — 
I. Ediet vom 31. Der. 1618. $. 33. Diefe jährliche Abrechnung hat aller: 
dings im Sinne diefer Gefegesvorfchriften wieder zunächſt ihre Bedeutung 
durch die Abrechnungen im engern Einne, mittel des Abrechnungsbuchs 
und ihrer Behandlung nad der in $. 373. Nr, 1. erwähnten Vorſchrift, 
begreift aber in ber That und nothwendig die allgemeine Berichtigung 
mit Allen, die mit der Kafle im Laufe des Jahres in Nechnung fanden 
und mit welden irgend noch Etwas zu bereinigen if. Die Borfchrift, 
daß alle Steuercontribuenten die Abrechnung zu unterzeichnen haben, hat 
indefien bloß in dem Falle praftifhen Werth, wenn unter den Zahlungen 
fih Poſten finden, die nicht baar, fondern durch Abrechnung im engern 
Sinne bezahlt wurden, und wenn Reſte bleiben. — In dieſer, nicht aber 
in der obigen weitern Rüdficht, fünnte die K. Verordnung vom 21. Juni 
1819. $. 21. die Jahresabrechnung für überflüffig erflären. Allerdings 
aber ift zu wünfchen, daß fo wenig als möglich auf bie Jahresabrechnung 
verfchoben, vielmehr durch den Rechner ſchon im Laufe des Jahrs beftändige 
Rüdfiht auf Abfertigung der Gläubiger und Echuldner genommen werde. 

2) Dies ift 3. B. bei den häufig noch auf Georgii verfallenen Bezügen von 
Geiftlihen und Lehrern ꝛc. ber Fall. Solche abweichende Termine follten 
aber möglichft vermieden und befeitigt werben, indem hiedurch leicht Irrun— 
gen entftichen und weil fo die Rechnung eines Gtatsjahrs nicht Alles bes 
greift, was in das gefegliche Gtatsjahr füllt, bezichungsweife mehr, als 
dies umfaßt, wie denn z. B. in dem vorhin angeführten Falle der Be: 
treff auf die Zeit vom 23. April bis 30. Juni nit mehr in Rechnung 
fommt, während folcher in die folgende Rechnung mit dem eigentlich allein 
dahin gehörigen Betreff vom 1. bis 23. Juli verrechnet wird. Allerdings 
muß, wenn diefer Termin auf den 1. Zuli verlegt werden will, in dem 
Gtat des betreffenden Jahres neben dem ordentlichen Jahresbetrag die weitere 
Rate vom 23. April bis 30. Juni vorgefehen werben, woburd fcheinbar 
eine Grhöhung der Ausgaben diefes Jahres entiteht. Dies ift aber in 
Wirklichkeit nicht der Fall, indem bei Fortvauer des alten Termins zwar 
unter die etatsmäßige Ausgaben nur der einfache Jahresbeitrag auf- 
genommen ift, das Quartal vom 23. April bis 23. Juli aber, weil vom 
1. bis 23. Zuli noch feine Ginnahmen des neuen Gtatsjahrs zu fallen 
pflegen, von den verfügbaren Reiten in Abzug gebracht oder das Betriebe: 
capital um diefen Betrag erhöht werden muß. 

3) 8. Brdg. vom 17. April 1826. $. 2. Pit. 10. Grlaß vom 24. Juni 
1826. $. 1— 3. Daſſelbe darf nicht durch Gehülſen beſorgt werben. 
Erlaß vom 21. März 1839. 

4) Erlaß der Org. Comm. vom 18. Febr. 1828. Diefe Beſtimmung it nicht 
ausführbar, wenn nicht eine Mafle von MAI TRDER in das neue Jahr 
übergehen fol, Vergl. $. 294. 

31 
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Im Falle eined Dienſtwechſels bei der Stelle eines Rechners 
ift für zeitige und pünftlihe Lebergabe der Acten und Gelver 
zu forgen, worüber im Einzelnen zu bemerken ift 1) für die Zeit, 
welche feit dem Abſchluſſe der lebten Rechnung verfloffen ift, muß 
sem alten Rechner eine Nachrehnung gezogen werden (wofern nicht 
eine förmlihe Stüdrehnung $. 368. geftellt wird), worin die von 
ihm feitvem bezogenen Einnahmen und feitdem geleifteten Zahlungen, 
beides mit Unterfcheidung deffen, was baar und was durch Abrech— 
nung getilgt wurde, aufzuführen find, und wozu die nöthigen Ber 
lege zu den Ausgaben beizubringen find.1) 2) Der abtretende Rech— 
ner (beziehungsweife deſſen Erben) hat die Verbindlichkeit, die in 
$. 375. erwähnte Nichtigftellung oder Abrehnung für feine Dienſt— 
zeit zu beforgen, dad baare Geld und die Vorräthe fofort vorzuzählen 
und feinem Nahfolger Alles, namentlih ſämmtliche Rehnungsacten, 
rihtig und vollftändig zu übergeben. 2) 3) Derfelbe ift ferner ſchul— 
dig, Ausjtände, welche mit der Einrede geleifteter Zahlung beftritten 
werben oder fonft durch Schuld des vorigen Rechners uneinbringlich 
find, fofort zu erfegen, alle andern Ausftände find Dem neuen Rechner 
zum Einzug zu übergeben, um nicht eine doppelte Rechnung zu 
veranlaffen. 3) Es verfteht fich indeffen, daß, wofern dem alten 
Rechner eine ſchuldhafte Verzögerung in Betreibung der Einnahmen 
zur Laft füllt, ibm ein entjprechender Abzug an feiner Befeldung zu 
Gunſten teffen zu machen ift, der diefe Eintreibung nunmehr übers 
nimmt. Die Berantwortung für Alles, was der Dienftseit des 
vorigen Rechners angehört, haftet der Mebergabe ungeachtet infoweit, 
als nicht der neue Redner jene übernimmt, auf dem vorigen bi® zur 
Richtigerflärung der legten Rechnung, die noch zum Theil deſſen 
Dienftzeit umfaßt. 4) Ueber den Webergabsact ift ein Protofoll 
aufzunehmen, welches von beiden Rechnern, besiehungsweije deren 
Stellvertretern, zu unterzeichnen und der nächſten Rechnung beizu— 
legen ift. #) 

1) Vergl. I. Edict $. 39. 
2) Gomm.D. XI. $. 11. 
3) Daf. XV. 4. $. 2—4. 
4) Daf. XIV. $. 15. 
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II. Die Nechnungsſtellung. 
8. 377. 


Jede Gemeinde⸗ oder Stiftungsrechnung iſt ſobald als mög— 
lich nad ihrem Verfalltermine, d. h. nach Ablauf des Rechnungs— 
jahres, jedenfalls aber ſo bald zu ſtellen, daß ſie noch vor dem 
Abſchluſſe des neuen Rechnungsjahrs geprüft und abgehört werden 
kann.) Jede Amtspflegrechnung ſoll in den erſten drei Monaten 
nad) dem Rechnungsabſchluſſe, ſpäteſtens bis zum Schluß des Ka— 
lenderjahres geſtellt ſeyn.2) — Im Falle dieſe Friſten nicht einge— 
halten würden, hat das Oberamt Zwangsmittel, namentlich Strafe 
und Uebertragung des Geſchäfts an einen Andern, anzuwenden.?) 
— Zu Stellung der Rechnung, zu Anlegung des Rapiats und an— 
dern damit zuſammenhangenden Geſchäften iſt zunächſt der Redner 
ſelbſt berufen, vorbehältlich des oberamtlichen Erkenntniſſes über feine 
Tuͤchtigkeit. Kann und will er dieſe Geſchäfte nicht ſelbſt beſorgen, 
ſo können ſolche unter den allgemeinen Beſtimmungen des 8. 45. 
dem Hilfsbeamten übertragen werden. 4) 

1) Verw. Ediet $. 36. 94. Vrdg. vom 10. Oct. 1781. $. 2. — Die Ober: 
ämter haten fih mit den Rechnungfiellern über angemeflene Termine, 
welche die zeitige Grlebigung des Nevifions: und Abhörgefchäfts möglich 
machen, alljährlich zu verfiändigen. Erlaß vom 18. Februar 1828. 

2) Verw. Ediet $. 82, Min.Erlaß vom 2. Decbr. 1820. Hienach foll die 
Verſäumniß jenes äußerſten Termins mit 6 fl. beitraft werben. 

3) Verw. Edict $. 94. 

4) Brbg. vom 17. April 1826. $. 2. Pt. 11. 12, Erlaß vom 24. Juni 
1826. $. 1—3. Dabei hat der Berwaltungsaltuar folgende Gefdäfte in 
Perfon und nicht durch Gehülfen zu beforgen a) Berechnung des Napiats 
beim Rechnungsabſchluß und Vergleichung feines Grgebniffes mit der Rech: 
‚nung und dem Tagbuh, Berichtigung der Anſtände. b) Uebernahme 
und Ordnung der Acten zur Rechnungsftelle. c) Abſchluß der Rechnung, 
Ziehung der Nachrechnung und Kaflenfturz. Min.Erl. vom 21. März 1839. 
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Mit der Rehnungsftelle tritt der Rehnungsfhluß für dad 
vergangene Verwaltungsjahr ein, d. h. die Rechnungsbücher dieſes 
Jahres find für gefchloffen erflärt, die Ausftände in der Einnahme 
und die Nüdjtände in der Ausgabe gehen mit dem Kaffenvorrath in 
das neue Verwaltungsjahr über und werden in die Bücher dieſes 
Jahrs (als Vorrath und Reſte vonsfrüher her) übertragen, ber 

31* 


an A 


Rehnungsfteller aber übernimmt fämmtliche dem vorigen Rechnung: 
jahre angehörigen Rechnungsbücher und Rehnungsurfunden, wofür 
er dem Rechner, zu deffen Sicherftellung auf Verlangen einen Ems 
pfangſchein auszuftellen hat, und wobei es feine Aufgabe ift, eine 
vorläufige Prüfung derfelben nad den hienach folgenden Beftim- 
‘ mungen vorzunehmen, um bei ten Rechnungsftellgeihäften durd 
feine Anftände gehindert zu feyn. 


$. 379. 


Damit die Rechnung ihrem Zwed völlig entiprede, muß fie 
1) eine vollftändige Darftellung des ganzen Ganges der Benwal- 
tung geben, jo daß nicht nur das wirklich Geleiftete (das Hat), jon- 
dern auch das, was nad Gefegen, Beichlüffen und andern Vorgän— 
gen zu leiften war (dad Soll) und in Vergleihung beider, was zu 
wenig oder zu viel geihehen, aus ihr zu entnehmen ijt. 2) Diele 
Darftellung muß in folder Drdnung und Ueberficht geichehen, 
daß Alles möglihft leicht aufzufinden, Zufammengehöriges nict 
unnöthig getrennt und Die gegenfeitige Bergleichung der mit einans 
der in Beziehung ftehenden Rechnungsgegenftände nicht fchwierig ift. 
3) muß mit der Rechnung der Beweis für die Nichtigkeit ihres 
Inhalts im Einzelnen verbunden feyn. 


$. 380. 


Jede Rechnung hat ald Titel und allgemeine Einleitung 
anzugeben 1) den Namen der betreffenten Berwaltung; 2) den Zeit: 
raum, welden fie umfaßt; 3) den Namen des Rechners mit Nach— 
weifung feiner vorfchriftmäßigen Wahl und Berpflidtung; 4) die 
von ihm geftellte Caution unter Beifügung der für tie Urkunde 
ertheilten Beſcheinigung; 1) 5) die Zahl der Beilagen. 

Sodann hat diejelbe theild ſchon im Eingange, theild zur Ein: 
leitung der einzelnen Abjchnitte der Rechnung diejenigen ber 
jondern örtlihen Verhältniſſe, ftehenden Beftimmungen und Tauern 
den Beichlüffe, welhe für das Vorfommen und den Umfang von 
Einnahmen und Ausgaben im Einzelnen maßgebend find und gleid- 
fam die Grundlage der Verwaltung bilden, namentlich aber den 
Beſitzſtand an bleibenden -VBermögenstheilen, Gütern, Capitalien ıc. 
im Einzelnen, foweit nicht, wie bei Fahrniß, ein beſonderes Invens 
tar bejteht, 2) vorauszufchiden Brämiffen). Wo diefe Pramiſſen 
zahlreih und weitläuf find, ift es, um ihre Wiederholung in jeder 
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Rechnung zu vermeiden, zweckmäßig, ſie in ein eigenes Prämiſſen— 
buch (Amtsgrundbuch) aufzunehmen, deſſen Richtigkeit genau zu 
prüfen und zu beurfunden ift, welches dann eine ftändige Beilage 


jeder Rechnung bildet und auf das bei jedem entjprechenden Ned: 
nungsabfchnitte zu verweifen ijt. 3) 


41) Min.Derf. vom 8. Juli 1828. $. 12. 
2) Rechngs. Inſtr. $. XVI. Comm.O. IV. 2. $. 6. 
3) Zum Bortrag in dem Amtsgrundtuch eignen ſich namentlich: 
a) die Verhaͤltniſſe zwifchen den verfchievdenen Verwaltungen der Ge: 
meinde, Hauptgemeinde, Theilgemeinden, Stiftungen. 
b) Die Befchreibung des gefammten Grundbeſitzthums der Corporation, 
mit Anführung ber entjvrechenden Etelle des Güterbuchs ($. 67.); 
ferner ber Gefälle, mit Anführung der Lagerbüdher und andern 
ältern Dofumente, wobei wenn biefe neue Beichreibung von den Ges 
fällpflihtigen anerkannt wird, fie als Beweisbofument zugleich dient. 
c) Das Ortsherfonmen, bezichungsweife die beftehenden Beſchlüſſe über 
ben Betrag von Bürgerannahmesgebühren, Bürgerfteuern, Schul 
geldern x. 
d) Die Hinfichtlih der Vertretung der Corporation in einzelnen Lei: 
ftungen burh Dritte verpflichtete, beftehenden Nechtsverhältnifie, 
3: B. in Bezug auf Baulaft an öffentlichen Gebäuden ; ebenfo vie 
für vorgenommene Arbeiten übernommenen Gewährfchaften; Nlles 
unter Hinweijung auf bie beweifenden Dofumente, beziehungsweife 
unter Beifügung berfelben. 
e) Die in Bezug auf flehende Ausgaben, 3. B. Befoldungen, bes 
fiehenden Befchlüffe mit dem Nachweis ihrer Genehmigung. 
f) Die befonderen ftehenden Berbinblichfeiten der Corporation in Bezug 
auf Baulaften x. Sodann eignet fi 
8) das Grundbuch zu einer fortlaufenden, belehrenden und nüßlichen 
Ueberficht über die wefentlichiten Momente bes Gorporationshäus: 
halts, namentlich des urfprünglichen Standes und ber fpütern Ber: 
änderungen bes Grundſtocks, die Umlagen, den Aufwand auf ein- 
zelne Berwaltungsgegenftände, wie anf beflimmte Baumwerfe, bie 
Ginfünfte aus andern 3. B. aus den Waldungen ıc. (Bilangenbud). 


$. 381. 


Jede Rechnung zerfällt zunächft in die Geldrehnung und 
in die Rechnung über erzeugte oder erfaufte und verwendete oder 
vorräthige Früchte, Waaren 2c. und Anderes, was zur Verwendung 
beftimmt it, Naturalien und Materialien. Sodann unter bei: 
den Hauptabtheilungen in die Abſchnitte: 1) Einnahmen, 2) Auss 
gaben, 3) Remanet, 4) Vermögen und Vorrath. 

In jeder dieſer Abtheilungen find die einzefnen Vorkommniſſe 
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und Ergebnijfe nach einer den allgemeinen Forderungen des $. 380. 
entiprecbenden Ordnung unter entjpredenden, möglichſt bejtimmten 
Titeln, die je eine Gattung von ©leichartigem umfaffen (Rubrifen) 
vorzutragen. Diefe Ordnung ijt dem Ermefjen der Nechnungabehör- 
"den überlaffen, da die in der Rechnungsinftruftion vorgefchriebene 
Rubrifenordnung an fih und für die Corporationsrechnungen ind: 
bejondere unbraudbar iſt. 9) 

Für Einnahmen und Ausaaben insbefonvere ergibt fih aus 
den Erörterungen des dritten Theild zweite Abtheilung die Noth— 
wendigfeit, Ddiejelben vornweg nad dem Gefichtspunft abzutheilen, 
ob fie aus der frühern Verwaltungsbehörde in diefe Rechnung über 
gegangen, ob fie Veränderungen und Verwendungen in und aus 
dem Grundjtode der Berwaltung feyen, oder endlih, ob fie ten 
ordentlihen Einnahmen und Ausgaben ded Verwaltungsjahrs, der 
laufenden Verwaltung angehören, alfo die Abtheilung 

1) Reſte. CAusftinde und Rüdftände.) 
2) Grunditod. 
3) Laufendes.?) 

Zur Verrechnung unter Grundftod eignen fih nur wirflide 
Einnahmen aus tem Grundftod, d. h. flüffig gewortene Grund» 
ſtockstheile ($. 304.) nicht Gelder, die aus laufenden Mitteln ftam: 
mend, erjt im Laufe des Rechnungsjahrs etwa neu zum Grundftod 
gefchlagen werden, 3) und nur wirklihe Verwendungen zum Grunt: 
jtof ($. 305.), alfo namentlih nicht Ausgaben für Zwede der lau— 
fenten Berwaltung, wenn fie auch etwa aus Grundſtocksgeldern 
beitritten wurden. Eind in einzelnen Einnahmen oder Ausgabepoften 
Gelder des Grundſtocks und der laufenden Verwaltung vermengt, 
wie namentlich bei Zeitrenten, durch welche Ablöjungsihuldigfeiten 
mit Kapital und Zins unter einer Summe abgetragen werben, fo 
find die hierunter begriffenen Zinfe — nad) dem Stande des urfprüng- 
lihen Ablöfungscapitald berehnet, auszuſcheiden und unter „Luus 
fendes“ — und nur der bevorbleibende Reft ift unter Grundftod zu 
verrechnen. — Boften, die bei Berweifung auf einen andern 
Schuldner ihre rehtlihe Befchaffenheit ändern, 4. B. anftatt einer 
einfachen Vertragsſchuld des alten Schuldners jegt ein verzinsliches, 
mit Pfand geficherted Capital vorftellen, find deshalb noch nict 
als Grundjtodstheile zu verrechnen, indem der laufenden Berwaltung 
vielmehr der ganze Betrag derjenigen zuzuweiſen ift, was urjprüng- 
lich nur Ertrag ded Vermögens oder überhaupt laufende Einnahme 
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war, indem es überhaupt auf den Urſpruug und die erſte Beſtim— 
mung einer Ginnahme ankommt. 

Unter die weitere Abtheilung „fremde Gelder“ eignet ſich die 
Verrebnung von Einnahmen und Ausgaben, die ein Rechner, ohne 
Zufammenhang mit feiner ordentlihen Berwaltung, nur gelegentlich 
mit diejer bejorgt. ) 

1) In dem als Anhang diefer Schrift beigefügten Schema hat der Berfafler 
theils feine Anficht über eine zwedmäßige Nechnungseintbeilung ausdrücken, 
theils aber eine jchematifche Ueberficht über den in Württemberg gewöhnlis 
chen Umfang und Inhalt des Gemeindehaushalts geben wollen. — Hiebei 
ift befonders dahin getrachtet worden, ftatt der altherfömmlichen allgemeinen 
und unbeflimmten Nubriten, worunter Ausgaben für bie mannigfaltigften 
Zwede vermengt find, 3. DB. für erfauften Haus und Vorrath, von ans, 
dern Verwaltungen, Taglöhne u. f. f. eine Gintheilung nach den verfchie- 
denen Hauptzweden der Corporation zu maden und ben Ginnahmes 
rubrifen bie correfpondirenden Ausgabegattungen überfichtlich gegenüber: 
zuftellen. 

2) Diefe Einthellung der Rechnung in ben drei Hauptjweige der Verwaltung 
ift in vielen Bezirken bereits durchgeführt und hat neben dem theoretischen 
das praftifche Intereffe, die Rechner und die Berwaltungsbehörde auf 
Bereinigung der immer ind Auge fallenden alten Reſte zu führen und ebenfo 
die Aufgabe, die Summen eingegangener Grundflodsgelder wieder ihrer 
Beſtimmung gemäß anzulegen, immer vorzubalten. Das Laufende bildet 
die Grundlage Fünftiger VBoranfchläge zum Wirthfchaftsplan. — Bei 
Rechnungen Kleiner Theilgemeinden iſt von der Forderung ber ftrengen 
Nechnungsform abzugehen, bamit die Nechner ihre Rechnung um fo cher 
ſelbſt ftellen fönnen. Verfügung vom 30. Octbr. 1848. Vi. 5. Es wird 
alfo bier nur im Allgemeinen eine georbnete Zufammenftellung der Gins 
nahmen und Ausgaben gefordert. 

3) Gin Holzerlös 3. B., aus weldem Gelder zu Gapital angelegt wurben, 
it noch feine Ginnahme vom Grundſtock, fondern vorerft aus der laufenden 
Berwaltung, während das mwiedereingegangene Gapital dagegen als Grunde 
ftodseinnahme und befien erfte und fernere Anlegung als Ausgabe zum 
Grundftod zu behandeln it. 

4) Die Staatsftenern gehören nicht hieher, nach dem Grundſatze, daß bie 
Gemeinde als Schuldnerin zu betrachten iſt. Nacd einem Minifterialerlaffe 
vom 10. Juli 1842 follen die Ginnahmen und Ausgaben des Schulfonds 
in der Regel in der Etiftungs: oder Ortspflegerechnung unter dieſem Titel 
verrechnet werben. Indeſſen ift es viel zweckmäßiger, daß über die Schul: 
fondsverwaltung eigene Rechnungen abgelegt werben, wie dies auch bie 
Verfügung vom 30. October 1848. VI. 4. vorausfegt. 


8. 382; 
Die Außere Form der Rechnung ift die, daß, wofern nicht 
eine e tabellarif: he Einrichtung vorgezogen wird, 1) das Blatt der Länge 
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nach in drei Theile gebrochen wird, wovon der mittlere Theil, der 
ſo breit iſt, als die zwei andern zuſammen, die einzelnen Rechnungs— 
gegenſtaͤnde ihrem Inhalte nach und unter ihrer Rubrik, mit der 
Zeit der Leiſtung, benennt, die linke Spalte die Nachweiſungen, die 
rechte Spalte aber die Zahlen in ſolcher Stellung enthält, daß Be— 
träge gleichen Werts (Gulden, Kreuzer, Scheffel, Simri u. f. f.) 
unter einander in diefelbe der Ränge nad gebildete Linie fommen, 2) 
wonach dann die zu einer Rubrif oder Unterabtheilung gehörigen 
Beträge berechnet, und wenn folde mehr als eine Eeite umfaffen, 
zunächſt jede Seite zufammengezählt wird. Die Beträge fümmtlicher 
Nubrifen je in Einnahme und Ausgabe werden zufammengeftellt 
‚und zu einer Hauptfumme berechnet.) Die Beilagen find der 
Rechnung nad der Ordnung des Eintrags in dieſer beijunummeriren. 
Die Nummer ift in der Rechnung geeigneten Orts beizufegen und 
umgefehrt auf der Beilage die Seite der Rechnung oder die ver- 
fhiedenen Seiten derfelben, auf welche der Inhalt der Beilage über: 
tragen ift, vorzumerfen. 4) 


1) Die tabellarifhe Form wäre z. B.: 








A * at. 
55 51 Einnahmen. ® 
= 3112| = | Sol Neit. 
2 * ⸗ * 
Ss 2|, C. Laufendes. ‚rd 
*21* 5 u laufen», 
—TT Tel — 77T Te TIeIe RT |. fr 
IV, Ertrag des Vermögens, 
2) Süterpadtzinfe. 
0 1151 — Johann Georg Abel 
Reſtv. aus 1 Morgen Ackers in 
2 120 — der Au 
ben 10. Jauuar 1851 . 151 —I— I—1 57 — 


2) Redhnungsinftruftion VI. 
3) Daf. im Anhang. 
4) Daf. $. IV. Gomm.Dd. XIV. 1. $. 13. 


$. 383. 


Die in Bezug auf die Ausdehnung der einzelnen Rechnungs: 
einträge gegebenen Borfchriften hatten zwar ihre Beranlaffung in 


| 
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dem Beftreben, den unter der frühern Einrichtung der Bezahlung des 
Schreibverdienfted nad dem Blattgchalte vorgefommenen Mißbräuden 
zu begegnen; jie find aber an ſich zwedmäßig und ter Sade ges 
nügend. Im Allgemeinen ift hierin einerjeitd jede unnüge Weit- 
(äufigfeit zu vermeiden, 1) andererſeits erfordert aber der Zwed der 
Rechnung, daß aud jedem intrage ohne befontere Mühe das 
Weientlihe, d. h. wenigftens fo viel erjehen werden fann, unter 
welhem Titel und für welchen Zwed, in welcher befondern Richtung, 
von wem oder an wen und wann eine Zahlung geleiftet wurde 
oder zu leiften gewefen wäre, fodann wo das Nähere zu entnehmen 
ift.2) Im Befonderen ijt vorgefcsrieben: 1) Ständige Gefälle, 
namentlich jährlihe Hellerzinfe und Aehnliches, follen nicht in jeder 
Rechnung, fondern nur alle 3— 6 Jahre fpezifizirt werden.) 2) Die 
in einer bejondern Theilrehnung fpeziell verrechneten Einnahmen 
und Ausgaben find in der Hauptrechnung nur ſummariſch aufzus 
führen. %) 3) Ueber die Verwaltung der Naturalvorräthe und 
Materialien fol die Rechnung feine fpeziellen Ginträge erhalten, 
fondern ed foll am Ende des Jahrs das Rapiat, in weldes jede 
Einnahme und Ausgabe mit den erforderlichen Beweifen einzutragen 
ift, in allen Rubriken ergänzt, abgeſchloſſen und der Hauptreknung 
jammt einer tabellarifchen Ueberſicht nad unten beigefügtem Formular 
beigelegt werden. 3) 

41) Gomm.D. XIV. 1. $. 11. 

2) Die VBerorbnung vom 10. Sept. 1817. IH. 7. ſchreibt vor: „Wenn fih 
bei Verrechnung der einzelnen Einnahme: und Ausgabepoften auf eine ber 
Rechnung beiliegende Urkunde bezogen wird, fo fell das Mefentlide 
der Sache nur mit wenigen Worten unter Verweifung auf die beiliegende 
Urkunde angezeigt und die Summe chne Spezification ihrer einzelnen Be: 
ftandtheile ausgefeßt, ver Inhalt der Urkunde aber durchaus nicht wörtlich 
oder auszugsweife im der Rechnung wiederholt werben.“ Bergl. aud 
Comm.D. daf. $. 10. PH. 1—3. und $. 9. Pt. 7., wonach über Eins 
nahmepoften von 3 fl. und mehr eine befondere Urfunde ausgefertigt werben 
foll. Diefe Vorfchriften find aber auch zu unbeflimmt und nicht aus— 
reihend. Nacd obiger allgemeinen Regel muß 3. B. verlangt werben, 
daß Anihaffungen, wofern ſolche einen Gegenftand fürs Inventar oder 
für die Materialienrechnung enthalten, fpeziel und nah Zahl und Maß 
benannt werten, jedoch ohne Angabe der nähern Beichaffenheit. Ferner 
wäre es ungenügend, die Rechnung eines Zimmermanns oder Maurers 
einfach mit defien Namen und dem Betrage aufzunehmen, fondern es muß 
wenigftens gefagt werben: für Neparationen an dem Dache des Rath: 
baufes, am Gemeinbebadofen u. vergl. — Bei Bauten, die verſchiedene 
Handwerfer befchäftigten und von größerem Umfange find, iſt es zweck⸗ 
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mäßig, ein befonberes Verzeichniß (Konfignation) ber Forderungen bes 
Ginzelnen in jedem Theile des Bauwefens unter Beinummerirung ber Meß— 
urfunden und fpeziellen Verbienftzettel aufzunehmen, wobei es dann genügt, 
bie Forderung jedes Einzelnen fummarifch in Nechnung zu bringen. 

3) Comm.Dd. VI. 1. $. 4. XIV. 1. $. 9. PH. 2. 

4) Daf. XII. $. 6. Die Rubrik „von andern Verwaltungen“ erfcheint aber 
unpaflend; vielmehr wäre 3. B. bie Hauptfumme der Einnahmen oder bes 
Einnahmenberfchuffes in der Wald: und Holzrechnung unter der Rubrik 
„Ertrag des Vermögens” aufzuführen. 

5) Verordnung vom 10. Sept. 1817, IH, a, Das Formular fiehe am Schluf 
bes Anhangs. 
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Der Rehnunzsfteller hat fi nicht bloß mit Copirung der Eins 
träge ded Rechners zu begnügen, fondern er hat die Verpflichtung, 
diefe zu prüfen?!) und darauf zu fehen, daß nichts übergangen 
werde, daß für Alles die nöthigen Nacweifungen vorliegen, daß die 
im Einzelnen beftehenten gefeglihen Vorſchriften beobachtet ſeyen 
und deren Beobachtung erforderliten Falles nachgeholt werde. Als 
Grundlage diefer Prüfung und des Nechnungseintrags in Soll 
hat er zu benügen und zu bezeichnen: 1) die vorhergehende Red: 
nung, und wo ein ſolches beiteht, Dad Amtsgrundbuch; 2) alle 
gemeine Gefege und Verordnungen; 3) bejondere Verfügungen, Ers 
fenntniffe und Bejchlüffe, worüber die Driginalurfunden oder bes 
glaubigte Abfchriften beizubringen find. 2) (Vergl. $. 374. 2.) 

Als Grundlage des Hat dient dem Rechnungsſteller: a) bei 
der Einnahme einerfeits die Aufzeichnung des Rechners oder defien 
nachträgliche Anerkennung eines fremden Eintrags, andererjeitd die 
Anerkennung des Schuldners für den Reſt oder Ausftand; b) bei 
ter Ausgabe der Eintrag des Rechners in Verbindung mit der 
Beiheinigung des Empfüngers, die er nah den in $. 374, enthaltes 
nen Grundfägen nöthigenfalls berichtigen und ergänzen laffen muß. 

Hieraus ergibt ih dann von felbit der Inhalt für die Rubrif 
Reſt. Die Reſte an Einnahme (Ausftäinde) find, foweit es nicht 
fhon bei der jährlichen Abrechnung geſchehen ($. 375.), von den 
Schuldnern anerfennen, verurfunden zu laffen, 3) was fih auch 
auf die noch ausftchenden Grundſtocksgelder, ald Gapitalien, Ab— 
löfungsfchillinge 2c., bezieht, wofern nicht für die Dienftzeit eines 
Rechners die jährliche Verurfundung diefer Poften von dem Ges 
meindes oder Stiftungsrath erlaffen ijt, was jevoch nur widerruflich 
geihehen Fann. 4) 
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1) Comm.O. XIV. 1. $. 12. Eingang. 

2) Die Beurfundung dur den Gemeinde⸗ oder Stiftungsrath, daß in einer 
Rubrik nicht weiter zu verrechnen fey, ift als überflüffig erklärt, weil die 
Rechnung im Ganzen und Ginzelnen von demfelben zu prüfen it. Min.Berf. 
vom 30. Det. 1848. VI. 8. 

3) Eomm.D. XV. 4. $. 1. 

4) Erlaf des Minifteriums des Innnern vom 27. April 1829. 
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Dem Berwaltungshülfsbeamten kann nad) feinem jegigen Dienft- 
verhältniffe eine Befugniß zu felbitftändigen Verfügungen gegen 
den Rechner, noch weniger gegen die Verwaltungsbehörde, nicht zus 
geftanden werden. Er hat zwar gegenüber dem Rechner infoweit 
jelbitftändig zu handeln, als er berechtigt und verpflichtet ift, Nach— 
weijungen über defien Angaben zu verlangen und darauf hinzus 
wirken, daß der Rechner für Alles, was nicht mit den Gejegen 
verträglich oder ohne genügende Nachweiſung ift, fofortigen Erjag 
an die Kaffe leiſte und auf defien Einbringung in die Rechnung 
verzichte, 3. B. bei ungerechifertigten Ausftänden, bei irrthümlichen 
Zuvielzahlungen in Alsgabe. Wenn aber der Rechner hiezu nicht 
zu bewegen ift, fo hat der Rechnungsiteller die Sache zunädjft der 
Berwaltungsbehörde zur Entſcheidung vorzulegen oder vorbehältlid, 
Diejer und der Berfügung von Auffihtswegen — unter der geeigneten 
Bemerkung in Rechnung zu bringen. Dagegen bat der Rechnungs 
fteller aldbaldige Anzeige zu machen, wenn Verdacht vorliegt, daß 
der Rechner Poften, die in Einnahme zu bringen gewefen wären, 
wegen Führung einer Nebenrehnung nicht in Einnahme gebracht 
habe. 1) inverftändniffe des NRechnungsitellerd mit dem Rechner 
zum Zwed falſcher und betrügliher Rechnungseinträge und abſicht— 
licher Auslaffungen 2) werden nad den allgemeinen Strafgefegen ald 
Beitehung, Faͤlſchung, Theilnahme an Unterfhlagungen u. A. beitraft. 

1) Hienach wäre Comm. O. XIV. 1. $. 12. mobifizirt. 
2) Bergl. daf. $. 16. 17. 


$. 386. 
Nach der ordentlihen Rechnungsmanier werden nur diejenigen 
Poſten, welche wirklih zum WVollzuge, zur Leitung gefommen find 
(das Hat), in die rechte Spalte der Rechnung mit Zahlen au 8- 


geworfen. Es gibt aber mehrere Gattungen von Rechnungsgegen⸗ 
ftänden, bei welchen eine Ausnahme hievon Statt zu finden pflegt: 
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1) Die Verrechnung der Ausſtände geihieht nah der alten 


2 


— 


Form!) fo, daß die ganze zur Einnahme angewieſene Summe 
(dad Soll) als wirflih vereinnahmt in Einnahme genommen, 
das von den verfciedenen Einnahmen im Ausftand Gebliebene 
aber unter Bezug auf ein beſonderes Verzeichniß der Ausſtände 
unter einer Summe in Ausgabe gejegt wird, jo daß der 
Rechner in der That nicht weiter in Einnahme fommt, als er 
wirflih eingenommen bat, indem durch die in Ausgabe ge— 
nommene Summe das über die wirftihe Einnahme in Ned: 
nungseinnahme Geſtellte ausgeglichen (compenfirt) wird. Zu 
größerer Verdeutlichung wird die wirklide Einnahme als baar, 
der dem Ausftande entiprechende Mehrbetrag aber als durch— 
laufend bezeichnet, womit eben audgedrüdt ijt, Daß derſelbe 
gleihmäßig durh Einnahme und Ausgabe lauft, um jo jene 
mit diejer auszugleichen. 

Bei diejer Behandlungsart ift es unnöthig, in ter Rech— 
nung jelbjt bei jeder Einnahmerubrif die angefallene Summe 
ald Soll und die einzelnen Ausftände ald Reit innerhalb 
Balz Cin der mittleren Columne) oder in befonderen Eolumnen 
aufzuführen, indem die ausgeworfene Summe das Soll bilder, 
an welcher der ald Ausftand in Ausgabe gejegte Betrag nur 
abgezogen zu werden braudt, um das Hat zu ermitteln, und 
da das Steuerempfangbud; verfbiedenartige Schuldigfeiten ent: 
hält, jo bedarf es feiner Bertheilung des dort im Ganzen 
verbliebenen Ausftandes auf die einzelnen Einnahmerubrifen. 
Allein diefe Behandlungsweife entipricht viel weniger dem wirf: 
lichen Sachverhalt, als wenn Soll und Reſt auf vorhin bes 
zeichnete Weife bei jeder Einnahmerubrif vorgetragen wird, und 
es ift in mancfacher Beziehung erwünscht, zu wiflen, wie viel 
unter jeder einzelnen Ginnahmerubrif, 3. B. in Steuern, aus: 
ftebt, und dies aus der Rechnung felbit Schnell erfehen zu 
fünnen. — Das Gleihe gilt dann in umgefchrtem Verhält— 
niffe von Reften in der Ausgabe, Zahlungsrüditäinden. 
Ginnahmepoften, die durch nachträglibe Richtigftellung irriger 
Summen, durch Verluft im Gante, durh Nachlaß oder ge- 
rihtlihes Erfenntniß wegfallen, Abgangspoften, fönnen 
entweder einfuh an der Schuldigfeit durchſtrichen oder auf 
obige Art compenfativ in Einnahme und Ausgabe geſtellt 
werden. Das legtere entjpricht den beftehenden Vorſchriften 
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und ift richtiger, weil nur hiedurd die Summe ded Abgangs 
deutlich hervorgehoben und erwiefen, Irrthum bei Berechnung 
der Schuldigfeit vermieden, endlich die Rechnungsprobe ($. 388.) 
erleichtert wird. 2) — Das Gleiche gilt umgekehrt von Boten 
in der Ausgabe, die auf diefelbe Art wegfallen. 

3) Eine dritte Gattung von Boften, bei welchen die durchlaufende 
Verrehnung Platz greift, bilden folche, die nur zu dem Zwed 
gebildet (fingirt) werden, um dad Ganze der Verwaltung mit 
den Zahlen der Rehnung darlegen zu fünnen, wohin naments 
lich gehören Bejoldungen in Naturalien, deren Werth zur Geld» 
befoldungsausgabe zugelegt wird, um den ganzen Geldbetrag 
derjelben in der Rechnung überfehen zu können, dagegen wieder 
in Einnahme gejtellt werden muß, wenn die Naturalbejoldung 
aus eigenen Vorräthen der Verwaltung abgegeben wurde; ?) 
ferner Abreihungen in Naturalien an befondere Anftalten der 
Gemeinde, 3. B. an die Armenpflege, deren Geldwerth als 
weiterer Aufwand für Armenunterhaltung verrechnet wird, um 
den ganzen Aufwand für diefe Rubrif in Summe zu haben, 
unter der vorigen Vorausfegung aber wieder in Einnahme zu 
ftellen ift, da hier durdy den Rechner feine wirkliche Veraus— 
gabung Statt fand. 


- 


1) Reduungsinftruftion $. X. 

2) In der Regel werben auf diefelbe Art auch Poſten behandelt, die durch 
Verweiſung auf andere Schuldner übergehen, indem die Schultigfeit 
des alten Schulpners als durch Verweifung bezahlt angenommen, die des 
neuen als bei dieſem neu angelegt behandelt, jene fomit in Ginnahme, 
diefe in Ausgabe gefeht wirt. Dies if jedoch überflüfig und es genügt 
eine bloße Namensänderung (3. B. jebt durch Verweiſung NN.), wenn 
die Schuld durch den Verweisſchuldner innerhalb der Redinungszeit noch 
abgetragen wird, oder überhaupt, wenn fie ganz biejelbe ift, wie beim 
vorigen Schuldner, wogegen fi jene Behandlung nicht umgehen laßt, 
wenn die Schuld fich ändert, z B. wenn die Zinsfchuldigfeiten des vorigen 
Schuldners mit dem Capital zufammen jegt eine neue verzinsliche Schuld 
bilden. 


3) Wurden die Naturalien erfauft, fo ift es fehr überflüffig, den Kaufpreis 
unter die übliche Rubrik „für erfaufte Vorrätbe* aufzunehmen und dann 
erſt noch jene Verrechnung in Ginnahme und Ausgabe zu machen; viels 
mehr ift hier einfach jener Kaufpreis unter Befoldung, Armenaufwand ıc, 
ansgäblich zu verrechnen, wodurch Allem Genüge gethan ift. 
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Das Geſammtergebniß der Rechnung gegenüber dem Redner 
drüdt fih in der Summe aus, um welche der Gefammtbetrag ſämmt⸗ 
licher Einnahmen verſchieden ift von dem Gefammtbetrag der Aus 
gaben, oder welche bei dem Abzug der Fleinern diefer Hauptſummen 
von der größern bevorbleibt, Remanet.!) Bei der Vergleichung diefer 
beiden Hauptjummen fann jene größer ſeyn, als diefe, dann ift der 
Rechner fchuidig, den Mehrbetrag der Einnahmen (Baffiv remanet) 
als Eigenthum der Verwaltung darzulegen, oder es fann Pie Haupt- 
fumme der Ausgabe größer feyn, dann hat der Redner ein Gut 
haben aus dem mit diefer Rechnung abgeihloffenen Berwaltungs- 
jahre an feine Kaffe (Activeremanet), worüber ebenfalls Nachweis 
zu geben iſt. Das eine oder andere Ergebniß muß übereinftimmen 
mit dem Ergebniß der von dem Rechnungsſteller zu beforgenden Be- 
rehnung des Rapiats und Tagebuchs. 

Da indeffen von der Zeit des Rechnungsihluffes bis zur 
Vollendung und Abſchluß der Rechnung eine längere oder fFürzere 
Zeit verfließt, während welcher die Verwaltung nicht ftille fteht, fon- 
dern theild Grundftodsgelver flüffig, theild Refte des vorigen Jahre 
getilgt werben, theild Einnahmen und Ausgaben des neubegonnenen 
Verwaltungsjahrs vorkommen können, fo fann der wahre und 
neuefte Stand des Rechners zu feiner Kaffe nur dann beurtheilt 
werden, wenn auch dieje feit dem Rechnungsſchluſſe vorgefommenen 
Einnahmen und Ausgaben berechnet werden. Dies geſchieht durd 
die Rahrehnung, die jedem Rechner nach vollendeter Rechnungs: 
ftellung zu ziehen ift.2) Cie begreift die Einnahmen, welche nad 
den Einträgen des Rechners in den Büchern des neuen Venvaltungs: 
jahre, die nöthigenfalld vom Rechnungsſteller berichtigen zu laffen 
find, in jener Zwifchenzeit gefallen find, und die Ausgaben, melde 
in gleicher Zeit vorfamen, und wie fie fich bei anzuftellender Ber 
gleihung der Belege als wirklich geleiftet zeigen, worüber eine von 
dem Rechnungsfteller und zwei Urfundsperfonen zu beglaubigende 
Urkunde aufzunehmen ift.d) — 

Durh die Zuzählung diefer neuen Ginnahmen zum Paſſiv— 
remanet und durch fofortigen Abzug des Detrags der neuen Aus— 
gaben und beziehungsweije des Activremanets wird ſich in der Negel 
ergeben, daß der Rechner einen Ueberſchuß an Einnahmen hat, 
den er nun nachzuweiſen fchuldig ift, indem er entweder den ent: 
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fprechenden Betrag ald Baarvorrath feiner Kaffe aufweist, 4) 
oder mit einzelnen Einnahme- und Ausgabepoften das Nichtvors 
handenfeyn des Geltes rechtfertigt — Liquidationspoften. Ald 
foldhe können vorfommen: a) Beträge, die dem Rechner in Ein- 
nahme geftellt wurden, während er fie in der Wirklichkeit nicht ein- 
genommen hat, fey es aus Berfehen des Rechnungsfteller8 oder in 
ter Form der Zureftlegung ($. 325.); b) Ausgaben, die dem Rechner 
als foldye nit in Rechnung genommen wurden, fey es aus Bers 
fehen, oder weil folche nicht pajfirlich erfunden worden find, oder 
endlich weil e8 für zweckmäßig erachtet wurde, Zahiungen, die nur 
einen Theil des Aufwandes für einen gewiffen Zwed begreifen, der 
im Zufammenhange in nädjter Rechnung verrechnet werben foll, 
oder bei welchen die Verbindlichfeit der betreffenden Corporation noch 
im Zweifel ijt, vorerft außer Rechnung zu laffen (in Riquidation 
nadhzuführen). — Alles died weicht von den Regeln einer ordent- 
tihen Verrechnung ab, kann aber, wenn die erwähnten Imftände 
vorwalten, nicht vermieden oder auf entfchieden beffere Weile bes 
handelt werben. 5) 

Alles das bezieht fih fowohl atıf Gelder, als Naturalien, und 
ift über die beim Sturz erfundenen Borräthe eine von zwei Urs 
fundsperfonen beglaubigte, die einzelnen Gattungen aufzählende, 
Urfunde aufjunehmen. 6) 

Kann der berechnete Mehrbetrag der Einnahme nicht oder nicht 
volljtändig auf die eine oder andere Art dargethan werden, fo liegt 
ein Kaflenreft vor, und es ift fofort nad $. 356. zu verfahren. 

Zeigt fi dagegen auh nad Einrehnung des Betrages der 
neuen Einnahme ein Mehrbetrag der Ausgabe, alfo ein Gut—⸗ 
haben des Rechners an die Kaffe, fo tft hierüber die in $. 341. 
Pkt. 2. geforderte Erklärung und Nahweifung zu geben. 

Am Schluſſe ift die ganze Rechnung vom Rechner anzuerkennen, 
womit die Can ſich überflüffige) Erklärung verbunden zu werden 
pflegt, daß er foldhe auf feine Verantwortung nehme. 

1) Die Berechnung defielben foll vom Rechnungsfteller nur projectirt und erft 
vom Revidenten vollzogen werben. Gomm.D. XIV. 2. $. 17. Gingang. 

2) Comm.O. XIV. 1. $. 15. 

3) Nechnungsinftruftion $. VHI, 

4) Wenn diefes Gefchäft zugleich den Charakter einer Kaffenunterfuchung haben 
foll, was in dem Gefege nicht vorgefchrieben ift, fo muß der Sturz vor: 
angehen, nach $. 351. 

6) Die wirkliche Berechnung der zuletzt genannten zwei Gattungen 'von Muss 
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gabepojten, wenigftens die letztere, ift noch nicht begründet und fann zn 
Irrthümern, als nochmaliger Berausgabung und Verrechnung xc., leiten, 
Dies wird zwar verhindert, wenn bieje Ausgaben dagegen ale Einnahme: 
reft fo lange aufgeführt werden, bis bie Anftände beſeltigt find, was dber 
eine Weitläufigfeit if. 

6) Rechnungsinftruftion Schluß. 
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Den Schluß der Rechnung bildet die Nahweijung des Grund- 
ſtocks und des Beitandes ter Reftverwaltung oder des aus beiten 
Theilen zufammengefegten Bermögens, joweit es zu Geld ges 
worden ift, wobei es nicht bloß darauf anfommt, den Unterſchied 
zwiſchen fernd und heuer zu bereihnen, jondern vielmehr zu beftimmen, 
wie fih das Vermögen hätte ftellen follen, wenn die Verwaltung 
vorfhriftmäßig geführt wurde. 

Bon materieller Wichtigfeit ift hiebei zunäcft das Erftere. Es 
muß nemlid unter Hinweilung auf die entiprehenden Rehnungs- 
einträge dargethan werten: 

1) welches der Betrag des in Geld wirflid angelegten Grund— 
ftodsvermögene am Schluffe voriger Rechnung war; 

2) was etwa demfelben im Laufe ded Rechnungsjahrs durd Ver: 
wandlung fonftiger Grunpdftodstheile in Geldforderungen (ſtatt 
Güter Kaufihillinge, ftatt Gefille Ablöſungsſchillinge) hinzu— 
gewachfen ift und was demjelben in Folge etwaiger Anord» 
nungen zur Wiederergänzung früherer Angriffe aus laufenden 
Mitteln hätte zumachen follen ; 

3) was der jegige Beſtand des feſt angelegten Geldgrundftodd ift. 
Iſt diefer Beitand fleiner, ald der Betrag von 1. und 2. zus 

fammen, fo wird ſich ergeben, daß die angeordnete Ergänzung nicht 
Statt gehabt, oder nod weiter, daß Grundſtocksgelder flüſſig ge 
worden (Kaufſchillinge, Eapitalien 2c. eingegangen) und nicht wieder 
feft zum Orundftod angelegt, oder aber, daß die entiprechenden 
Summen durch Verwandlung in andere Orunpftodstkeile (durch 
Kauf von Gütern, Ablöfung von Lajten 2c.) ihrer Bejtimmung 
gemäß verwendet find. 

Das Paſſivremanet des Rechners und die Ausjtände bilden 
zufammen und nad) Abzug der hierauf haftenden Zahlungsrüdjtände 
den Beftand der Reftverwaltung, wie er fih am Schluſſe der 
Rechnung ergibt. Auch gehört dahin der nad laufenden Preifen zu 
machende Anihlag der Vorräthe an Naturalien und Materialien, 
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der jedoch in der Regel weggelaſſen wird und werden kann, wenn 
dieſelben ſchon ihre Beſtimmung haben. Der Betrag dieſes Theils 
des Geldvermögens iſt natuͤrlicherweiſe ſtets veraͤnderlich und feine 
Abnahme gegen fernd inſoweit ohne praktiſche Bedeutung, als 
mindeſtens das erforderliche Betriebscapital in demſelben noch ent— 
halten und vorhanden ift. ?) 

"Dagegen dient der Geſammtbetrag beider Beftandtheile des 
Geldvermögens am Schluffe der Rehnung dazu, die Richtigkeit der 
Rechnung zu erproben. Wird nemlicd zu dem Geldvermögen, wie 
es am Schluffe voriger Rechnung fi herausftellte, hinzugeſchlagen: 
1) der Betrag neu hinzugefommener Geldgrundjtodstheile, 3. 2. 
Gütererlöje, 2) der Betrag der im Laufe diefer Rechnung neu ans 
gefallenen (theild eingegangenen, theild noch ausſtehenden) wirklichen 
Einnahmen (als Soll des Laufenden), wozu bei Gemeinden der 
Umlageüberfhuß an Staatöfteuern gehört, nicht. aber der Betrag 
aufgenommener Anlehen, weil folhe ald Schuld auf die folgende 
Rechnung übergehen, 3) die Erfagleiftungen für Ausgaben in der 
laufenden Verwaltung diefes Jahre, — und wird dagegen von der 
Summe diejer drei Poſten abgezogen: 1) der Betrag, welcher auf 
Grundftodstheile verwendet wurde, die nicht zu dem Geldvermögen 
geihlagen wurden, alfo auf Ablöfung von Grundlaften, Kauf von 
Gütern 2c., und der entweder bezahlt ift, oder nod) ald Geldſchuld 
auf der Verwaltung laftet, 2) der Betrag aller im Laufe des 
Rechnungsjahrs neu angefallenen, theild berichtigten, theild noch uns 
berichtigten, laufenden Ausgaben, 3) der Ausfall an Einnahmen 
durch Abgang und Nachlaß, fo muß die Differenz zwijchen der erften 
und der zweiten Summe gleich jeyn dem Unterſchiede zwiſchen dem 
Geldvermögen der vorigen und der jegigen Rechnung. 2) : 


1) Diefe Beränderlichkeit beruht theils auf dem Wechſel der Beträge ber 
Einnahmen und Ausgaben an und für fich, theils darauf, daß Ausgaben, 
die nach dem Gtat vorgefehen wurben, nicht gemacht, fondern verfchoben 
wurden. Durch lepteres fann in einem Jahre das Geldvermögen größer 
erfcheinen, während es bei Nachhelung der Ausgabe im nächſten Jahr 
wieder um fo mehr abnimmt. 


2) Diefe Berechnung kann noch verbunden werden mit einer Zufammenftellung 
der Nechnungsergebniffe mit den Gtatsfägen, indem flatt ber in Ned: 
nung genommenen ganzen Anfälle an Ginnahmen und Ausgaben dem 
Geldvermögen des vorigen Jahre zugelegt wird ber etatsmäßige Ueber: 
ſchuß oder die dem Gtat gemäß gemachte Umlage mit Zurechnung des in 
Wirklichkeit angewachfenen Mehrbetrags einzelner Ginnahmejäge und 
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bie gegen ben Etat gemachten Erfparnifie an Ausgaben, hievon aber wieder 
in Abzug kommt der gegenüber vom Etatsſatz entftandene Ausfall an ein: 
zelnen Ginnahmen und Mehrbetrag einzelner Ausgaben, wornach fich wieder 
der Unterföhleb ergeben muß zwifchen dem Gelbvermögen ber vorigen und 
der jegigen Rechnung. — Sind Schulden bezahlt worden, fo wird um 
das Bezahlte, weil die Schuld am Geldvermögen abgezogen wurde, das 
legtere fi vermehrt finden, wogegen, wenn ber vorgefchriebene Tilgungs⸗ 
plan nicht eingehalten wurde, der Rüdftand in der Wirkung einer Ver⸗ 
mögensabnahme gleih Fommt. — Im Ganzen aber wären die vors 
benannten Nachweifungen auf die Art zu geben, wie es am Schluſſe bes 
angehängten Rechnungsfchemas angebentet ift. 


$. 389. 


Dem Rehnungsfteller liegt endlich noch ob: 1) das Fahrniß— 
inventar in Anfehung des während der Rechnungszeit eingetretenen 
Zuwachſes und Abganged zu revidiren;!) 2) die Erledigung der 
Rezeffe zur vorigen Rechnung durch urfundlihe Beantwortung der⸗ 
felben im Rezeßbuche nachzuweiſen; ) 3) die Rechnung fammt den ' 
dazu gehörigen Belegen und mit ten Redhnungsbüdern der in 
$. 390. benannten Behörde zu übergeben. 


41) R. Verordnung vom 10. Sept. 1817. IM. b. 
2) Siche $. 399. 
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Um der hiemit abgejhlofienen Rechnung im Allgemeinen den 
Charakter der Glaubwürdigkeit zu verleihen und den fünmtlihen 
Drganen der Verwaltung Gelegenheit zur Berichtigung und Recht— 
fertigung zu geben, ift 

1) die Gemeinderehnung fofort in Abwefenheit des Rechners der 
verfammelten Gemeinde durch den Rathoſchreiber vorzulefen, 
fodann längftens binnen 8 Tagen durch den Gemeinderat mit 

Genauigfeit zu durchgehen, wobei die fidh ergebenden Anftände 

von Poſten zu Poſten zu verzeichnen find; hierauf wird Die 

Rechnung dem Bürgerausihuffe zur gleichmäßigen Durdficht 

zugeftellt, von diefem mit feinen Bemerkungen fpäteftens binnen 

4 Wochen zurüdgegeben, worauf diefe Bemerkungen durd den 

Gemeinderath in eigener Sigung geprüft und begutachtet wer: 

den follen; endlich wird die Rechnung mit den beiderfeitigen 

Bemerkungen dem Oberamt übergeben. 1) 

Um ten Rechner gegen die Zerftreuung und den Verfuft 
ter Rehnungsbelege fiher zu ftellen, find dieſelben bei 
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jeder der vorgenannten Webergaben von Ziffer zu Ziffer vorzus 
zählen und ift ein förmlicher Empfangfchein dafür auszuftellen. 
Sollte gleihwohl in der Folge eine Rechnungsurfunde ver: 
mißt werben, fo hat fi die Gemeinde an denjenigen zu 
halten, der fie zu verwahren gehabt hat; in Beziehung auf 
den Rechner aber ift der Eintrag in der Rechnung, welder 
ih auf das verlorene Dokument bezieht, als richtig anzu- 
nehmen. 2) 

2) Die Amtspflegrehnung nebit ihren Beilagen in der Amts— 
verfammlung dur deren Aktuar in Abweſenheit des Rechners 
zu verlejen, fofort einem von der Amtsverfammlung alljährlich 
einer neuen Wahl zu unterwerfenden Ausihuffe von 3 bie 
5 Mitgliedern zur nähern Durchſicht und Prüfung zuzuftellen, 
auch jedem einzelnen Mitglieve der Amtsverfammlung auf 
Verlangen die Einficht der Rechnung auf dem Rathhaufe (der 
DOberamtsftadt) zu geftatten. Diejer Ausſchuß hat die Rech— 
nung mit dem fummarijhen Auszuge derfelben zu vergleichen, 
den legtern nachzurechnen, dem Amtspfleger eine Nachrechnung 
zu ziehen und die Kaffe zu ſtürzen, fodann längftens nad 
14 Tagen die Rechnung mit der Nahrehnungs- und Kaffen- 
fturgurfunde und den fonftigen Bemerkungen des Auoſchuſſes 
dem Oberamt zu übergeben. 9) 

3) Die Stiftungsrehnung nebft ihren Beilagen durch den Raihe- 
fchreiber der Gemeinde vorzulefen, fodann dur den Stiftungs- 
rath in Abwefenheit ded Rechners zu prüfen und dem Bürgers 
ausfhuffe zu gleihmäßiger Durchficht mitzutheilen. Die Bemer⸗ 
fungen des Ausſchuſſes werden vom Stiftungsrath begutachtet, 
fofort aber mit der Rechnung und allen dazu gehörigen Alten 
den gemeinfchaftlihen Oberamt eingejhidt. %) 


1) Berw.@bict $. 36. zweiter Sag. Bergl. Comm.D. XIV. 1. $. 22. Daß 
diefes Borlefen, das auch auf die Beilagen, namentlich Holzverfaufs: 
regifter, ſich erftreden fol (Abſchied vom 30. Juni 1821. $. 23.), eine 
nuglofe und beſchwerliche Förmlichkeit if, wird außer Zweifel feyn. 

2) Verw. Edict $. 37. 

3) Daf. $. 83. 

4) Daf. $. 139. 
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III. Neduungsresifion und Abhör. 


$. 391. 


Jede Eorporationsrehnung mit Einfchluß der Theilrehnungen 1) 
wird einer ind Einzelne gehenden Brüfung — der Revifion — unter: 
worfen, die dem Dberamt ohne befondere Anrehnung gegen die 
Eorporationen obliegt ?2) und durch den Oberamtsaftuar oter mit 
Genehmigung der Kreisregierung durch einen befondern Gehülfen, 
der im Redinungsweien beim Departement ded Innern vter der 
Finanzen eine genügende Prüfung erftanten haben muß, bejorgt 
wird, 3) welcher Beauftragte zunäcit dem Oberamtmann, diefer aber 
der höhern Behörde verantwortlich ift, wobei der letztere gleihwohl 
verpflichtet ift, Die Nehnungen mit Aufmerffamfeit zu prüfen, die 
Mängel der Verwaltung zu rügen, die Bemerfungen des Gemeinde— 
rath8 und Bürgerausfchuffes mit der Rechnung zu vergleichen. *) 
Die Revifion muß bei jeder Rechnung noch vor Ablauf des neuen 
(folgenden) Rechnungsjahrs vorgenommen werden. 5) 


41) Wozu aud die Nechnungen über die unter Garantie der Corporation 
fiehenden Leib: und Sparkaſſen, Zehnt: und Gültpadhtungen gehören. 
Min.Erlaß vom 2. October 1837. Ferner die Schulfondrechnungen. 
Min.Erlaß vom 10. Juli 1842, e 

2) Verw. Edict $. 36. 69. d. e. $. 83. 94. 139. 142, dritter Cap. 

3) Die Uebertragung der Nevifionsgefchäfte an die Amtspfleger if durch einen 
Min.Erlaß vom 4. December 1837 hauptfüchlich wegen ber Verrechnung 
zwifchen den Amts: und Gemeindepflegern für unzuläſſig erflürt. — 
Statt der vormaligen Commun- und Stiftungsrechnungsreviforen hatte das 
U, Gdict vom 31. Dec. 1818. $. 22. eine Unterftügung des Oberamt- 
manns burch einen rechnungsverfländigen Aftuar in der Weiſe angeordnet, 
daß der Oberamtmann wieder, wie vormals, für die Recdhnungsrevifion 
perfönlich verantwortlich feyn und die Verpflichtung haben folle, jede 
Rechnung mit Aufmerkfamfeit und Genauigfeit zu prüfen. — Der An: 
trag in der Berathung der Landftände hierüber von 1821 auf Belafiung 
der Rechnungsreviforen wurde im Intereſſe ver Gejchäftsvereinfadhung, und 
um das Auffichtsrecht des Dberamts nicht zu beeinträchtigen, abgelchnt. 
Ueber einen fpätern Antrag hierauf vergl. Verb. von 1824. H. 9. 
©. 630., H. 14. ©. 1460. Wenn zwar bei jeder wichtigeren Verwaltung 
eine größere Grfahrung zur gründlichen Nevifion Neth thut, als ſolche 
in der Negel den Revifionsgehülfen zu Gebot flieht, fo fann und follte 
diefer Mangel durch den Oberamtmann erfegt werden, ber dagegen bei 
ſelbſtſtändigen Neviforen, wozu tüchtige Leute auch nicht fo häufig ſich finden 
und welche felbft mit der Zeit gleichgültig und zum Formaliomus und 
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Echlendrian geneigt werben dürften, das lebendige Interefie für die Sache 
verlieren wird. — Nach Anſicht des Berfaflers mwürbe eine Trennung 
befien, was bie Revifion bezwedt, in der Weiſe zu treffen ſeyn, daß bie 
formelle Revifion, namentlich die Recaleulation, durch einen von ber Ber: 
waltungsbehörde mit Zuftimmnng des Bürgerausfchuffes zu beftellenden 
Sachverfländigen vorgenommen, die Rechnung aber durch den Oberamt⸗ 
mann felbft in Bezug auf materielle Verwaltung und alle diejenigen Punkte, 
wobei das Staatsaufjichtsrecht einwirft, geprüft würde. 

4) Verw. Edict $. 72. 94. Daß der Oberamtmann überhaupt perfönlich vers 
antwortlich ift, foweit ihm eine Schuld beigemeffen werben fann, ergibt 
fh aus dem ganzen Dienftverhältniß, das denfelten allein als verants 
wortlichen Beamten des Oberamts erflärt. Aber man wirb ihm nie zus 
mutben fönnen, das Geihäft des Nevidenten nachzjurevidiren, fondern er 
muß fih darauf befchränfen, die Bemerkungen des Nevidenten zu prüfen, 
die Rechnung und bie Beilagen im Allgemeinen zu durchgehen und das: 
jenige auszuftellen, was ihm hiebei namentlich in materieller Beziehung 
auffällt. Dies fcheint auch aus ber Faflung des $. 94. im zweiten Satz 
hervorzugehen. 

5) Verw. Edict $. 94. erſter Sa. Comm.O. XIV. 2. $. 1. 


$. 392. 


Die Aufgabe der Reviſion ift, 1) mit Aufmerkfamfeit, Genauig- 
feit und Strenge zu unterfuchen, ob nach dem Inhalt der Rechnung 
fowohl die Verwaltungsorgane und der Nechner, als der Rechnungs: 
fteller den Verpflichtungen nachgefommen find, die ihnen nah dem 
Gejege und der Natur der Sache, wie nad gelegmäßigen Ber: 
fügungen und Beihlüffen (namentlih auch früheren Rezeffen) ob— 
lagen. Dieſe Unterſuchung betrifft: 

I. das Formelle, namentlich 

a) ob der Rechner die ihm obliegende Führung von Red: 
nungsbüdhern vorfhriftmäßig beforgt hat, 

b) ob die von der Verwaltungsbehörde und in ihrem Namen 
zu führenden Protokolle und fonftigen Aftenftüde gut 
und vorfhriftmäßig gemacht, die bezüglichen Verhand— 
lungen in der vorgeichriebenen Form vorgenommen find, 

c) ob die Rechnung den Erforderniffen der Reinlichkeit, Ord— 
nung, Puͤnklichkeit und formellen Bollftändigfeit genügt; 

MH. den Calcul. Ale Zahlen, Zahlenzufammenfegungen und 

Zahlenabzüge find zunäcft in den Beilagen, namentlidh auch 

in den Einzugsregiftern, 2) dann in der Reihnung felbft zu 

prüfen und nachzurechnen. 
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II. Die materielle Berwaltung, namentlich 

1) ob alle Einnahmepoften, welche nad) Geſetzen, örtlichen 
Verhältniffen und gefegmäßigen Anordnungen und Be: 
fhlüffen vorgefommen feyn mußten, volljogen und vers 
rechnet find, 3) 
ob die Einnahmen in dem Maße gemaht wurden, wie 
fie zum möglichften Bortheil der Eorporation gemadt 
werden konnten, ob namentlich Naturalien und Anderes, 
was zu Geld zu machen war, möglichft vortheilhaft vers 
werthet wurde, #) 
3) ob nichts doppelt verausgabt ift, 
4) ob in der Ausgabenverwaltung die Regeln vernünftiger 
Sparfamfeit beobachtet wurden, nichts gegen gefeglidhe 
Verbote verausgabt wurde,5) ‘ob namentlih die Ans 
rehnungen der Beamten und Diener der Gorporation 
den beftehenden Regulativen entiprechen, 9) 
ob die Eorporation ihren gefeglihen Verbindlichkeiten in 
öffentlichen Leiftungen nachgefommen: ift. 


2 


— 


5 


— 


1) Comm.O. XIV. 2. 8. 13 ff. Amteinftruftion für die Rechnungsreviforen 
vom 29, April 1811. Rgbl. ©. 225. Verw. Edict $. 64. 94. 140. 

2) Eomm.D. a. a. ©. $. 17. 18. 

3) Daf. $. 14. PH. 3— 12. 

4) Daf. 

5) Taf. Pt. 9. 10. 

6) Daf. vi. 3. $. 1. Min.Berf. vom 30. Oct. 1848. VI. 1. 
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Die Grundlage diefer Unterfuchung und der dabei zu erhebenden 
Anftände und zu ftellenden Anträge bilden für den Revidenten 1) die 
beftehenden Geſetze, Vorſchriften und früher jchon getroffenen Ber: 
fügungen ; 2) die gegenfeitige Bergleihung der Rechnungsaften ders 
felben Verwaltung, namentlih das Amtsgrundbuch, beziehungsweije 
die vorgehente Rechnung; in Anftandsfällen hat die Reviſionsbehörde 
andere Protofolle und Akten, namentlich die Gemeinderathöprotofolle, 
zur Vergleichung einzufordern; 1) 3) die Vergleihung der Rechnungs— 
einträge mit ven Rechnungen anderer Verwaltungen, die mit den vor» 
liegenden in Verbindung ftehen, 3. B. der Gemeindes und Stiftungs— 
rehnungen gegen einander, 2) 4) die Bemerfungen einzelner Bürger, 
des Gemeinderaths und Bürgerausfchuffes. 3) 
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1) Eomm.D. XIV. 2. $. 14. Bl. 1. 2. 

2) Ueber die den Armenkaflen zugewiejenen Antheile an Umgeldsfirafen und 
Hundeauflagen haben die Cameralaͤmter den Oberämtern Mitteilung zu 
machen. 

3) Verw. Edict $. 64. dritter Satz. 


$. 394. 


Die NReviftondbehörde hat 1) wenn fih aus der Rechnung der 
Verdacht eines Vergehens, 3. B. eined Gaffenrefts, einer Faͤlſchung 
u. dergl., ergibt, fofort die erforderlihe Unterfuchung einzu— 
leiten.) 2) Eie bildet in allen eigentlihen Rehnungsfragen, 
d. h. in Fragen, welche die Form und Einrihtung der Rechnung 
überhaupt und ingbejondere die Verrehnungsweife im Einzelnen be- 
treffen, eine dem Rechnungsſteller gegenüber verfügente Behörde, 
erkennt daher darüber, ob die Rechnung gehörig gejtellt ift, gibt die 
nöthigen Belehrungen und mit den beftehenden Vorſchriften verträg— 
lihen Weifungen und hat das Recht, im Falle völliger Unbraucbars 
feit einer Rechnung oder eines Theild derfelben eine Umarbeitung 
auf Koften des Rechnungsftellerd anzuordnen.?2) 3) Im Uebrigen 
wird bei der Revijion in allen Fällen, wo ein offenbarer Verſtoß 
des Rechnungsftellers vorliegt, die nöthige Berichtigung fofort vors 
genommen, in Fällen aber, wobei der wirflide Sachverhalt zweifel: 
haft, oter wo gegen den Rechner und die Verwaltungsbehörde, oder 
gegen einen Dritten eine Verfügung zu treffen ift,3) worüber bie 
Betreffenden erft zu hören, oder worüber nad den im erften Theile 
angeführten Beftimmungen die gefeglihen Organe der Verwaltung 
einer Corporation zunächſt felbft zu erfennen befugt, oder doch dar— 
über zu vernehmen find, der erhobene Zweifel, Anftand oder der 
etwa begründet erfundene Rathſchlag zu Protofoll genommen. 

1) Inſtr. von 1811. I. 9. Gomm.D. XIV. 2. $. 16. 
2) Eomm.D. a. a. O. $. 20. Inſtr. von 1811. II. 1. 


3) Im Sinne der jegigen Gemeindegefeßgebung muß bie Borfchrift ber 
Eomm.D. VII. 3. $. 1. modifiziert werden. 


$. 395. 


Wo eine Berichtigung der Rechnung wegen offenbaren Ver: 
ftoßes, namentlich wegen Rechnungsfehlers, begründet ift, kann folde 
durch Nichtigftellung der Zahlen fofort vollzogen werden; doc ift es 
in Fällen, die auf das Remanet des Rechners einwirken, gerathener, 
die Berichtigung dadurd einzuleiten, daß ein Zuvielbetrag der Ein⸗ 
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nahme oter ein Zumwenigbetrag der Ausgabe als eine dem Rechner 
zu leitende Vergütung, ein Zuwenig der Einnahme oder Zuviel 
der Ausgabe aber als ein von demfelben zu leijtender Erfa vor—⸗ 
gemerkt wird. 

Damit nöthige Verbefferungen in der Einrichtung der Rechnung 
oder aud daß Rechnungspoften, auf welhe man bei der Rechnungs— 
prüfung geführt wird, die aber der Zeit nach erft in Fünftiger Rech— 
nung vorfommen follen, in diefer um fo weniger unbeattet bleiben, 
fo ijt durch einen Beifag ded Revidenten an der betreffenden Stelle 
der Rechnung die Aufmerffamfeit des Rechnungsitellers hierauf zu 
lenfen. !) 

Im Uebrigen finden die Bemerfungen des NRevidenten ihren 
Plap in dem abgefonderten Defectprotofolf, worin ftetd auf 
die betreffenden Stellen der Rechnung und die Nummern der Bei— 
lagen zu verweifen ift. Diefe Bemerkungen, fowie die hierauf nach 
$. 396. zu ertheilenden Antworten follen in anftändiger Form und 
ohne beleidigende Ausfälle gehalten feyn. 2) 


1) Comm.O. XIV. 2. $. 15. 
2) Daf. $. 19. Inſtr. von 1811. IM, 2, 
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Das Defectprotofoll ift von dem Oberamt zu unterzeihnen und 
bei Etiftungsrehnungen dem Dekan zur Einfiht und zu etwaigen 
Bemerkungen mitzutheilen.?) Sofort wird daffelbe mit den Rechnungs— 
aften dem Rehnungsfteller und Rechner zugefertigt, damit diefe die 
nöthige Ausfunft ertheilen, die erfundenen Mängel und Anſtände 
ihrerfeitd wahrnehmen, anerfennen und, fo viel an ihnen ift, bes 
feitigen, auch hierüber durch entjprehente Beantwortung der 
Deferte Ausweis geben.) Bei Amtspflegrechnungen ijt diefes von 
dem Oberamt mit Beiziehung des Rechners felbft zu beforgen.3) . 

1) Verw.Edict $. 140. 
2) Comm.O. a. a. ©. $. 19. XIV. 3. $. 1. Inſtr. von 1811. $. 3. 

Verw.Edict $. 83. 94. 

3) Verw. Ediet $. 83. 


$. 397. 
Die wirflihe Erledigung der bei der Revifion erhobenen Defecte 
und ebendamit die endliche Berichtigung der Rechnung geſchieht durch 


die Abhör, eine Verhandlung, bei welcher die Verwaltungs und 
Auffihtöbehörde ſich theils von der bereits gefchehenen Erledigung 
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jener Defecte überzeugen, theild nach der zum Voraus erfolgten Vers 
nehmung ded Rechners und weitern Erörterung ter Sache die zur 
Erledigung derfelben dienlihen Beichlüffe faffen und bei deren Ans 
lafje eine Kaffenunterfubung bei dem Rechner (unter Einhaltung der 
wegen der Nebenfaffen ertheilten Vorfchriften in $. 351.) nach zuvor 
gezogener Nachrechnung von der Zeit des Rechnungsabſchluſſes bis 
zum Tage der Abhör vorgenommen wird. ?) 

1) Die Abhör der Gemeinderehnungen if, wenn cd fi 
nur um WAnftänte in Bezug auf die Art und Weife der Verrech— 
nung oder font um unwichtige Fragen handelt, unter Zuziehung 
des Rechners und allenfalld des Nechnungsftellerd von dem Oberamt 
am Amtsfige vorzunchmen und find. die ertheilten Rezeſſe dem Ges 
meinderath mitzutheilen. Dagegen hat der Oberamtmann die wich 
tigern Anftänte, die das Materielle der Verwaltung betreffen, an 
Drt und Stelle unter Vernehmung des Bürgerausfchuffes zu erörtern 
und unter feinem Borfige durch den Gemeinderath erledigen zu laffen, 
wobei der Verwaltungsaktuar als Rechnungsſteller zugezogen werden 
fann, dieſe Localabhör aber zu Erfparung der Koften ıc., wenn 
nicht dringende Gründe eine Ausnahme machen, mit dem Ruggerichte 
(fofern diefes in demfelben Rehnungsjahre vorgenommen wird) zu 
verbinden, jedesmal im Amtsfige gehörig vorzubereiten und auf dies 
jenigen Defecte, welche die Verrechnung allein betreffen, nur in dem 
einzigen Falle auszudehnen, wenn die Verhandlung in dem Cbers 
amtöfige die Gemeinde mehr beſchweren würde. 2) 

2) Die Abhör der Amtspflegrehnung geihieht durd das 
Dberamt mit Zuziehung des zur Rehnungsprüfung beftellten Aus— 
fhufjes oder nach Befinden der vollen Amtöverfammlung, welcher im 
erftern Falle jedenfalls über die Erledigung der Revifionsanftände 
bei nädfter Sigung ausführlicher Vortrag zu machen ift. 3) 

3) Die Abhör der Stiftungsrehnungen geichieht durch 
das gemeinfhaftlide Dberamt am Amtsfige unter Zuziehung des 
Rechners, worauf die ertheilten Rezeffe dem Stiftungsrath mitgetheilt 
werden; wenn aber Anftände vorliegen, die nicht wohl anders, als 
an Drt und Stelle unterfucht werden fünnen, oder wobei ed fih um 
die innere, materielle Verwaltung handelt, oder wenn nad pflicht- 
mäßigem Ermeffen des gemeinfchaftlichen Oberamts fonft ein triftiger 
Grund und das wohlerivogene Intereffe der Stiftung ed nöthig und 
räthlich macht, ſo kann die Abhör durch das Dberamt an Drt und 
Stelle aus Anlaß des Ruggerichts, der Gemeinderehnungsabhör oder 
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eines andern oberamtlihen Gefhäfts im Orte, ausnahmsweiſe auch 
ohne folde Verbindung mit einem andern Reifezwed vorgenommen 
werden, wobei der Stiftungsrath zuzuziehen, nöthigenfalls der Bürger: 
ausfhuß zu vernehmen ift und die betreffenden Rezeffe tem Defan 
zur Einſicht mitzutheilen find. 4) 


41) Siehe den auf die allgemeine Praris gegründeten Minifterialerlaf vem 
11. Nov. 1830, worin übrigens angeorbnet ift, daß die Nadrechnung, 
wenn fie längere Zeit erfordert, von dem Berwaltungsaktuar vor ber Athör 
vorbereitet und bei biefer nur abgefchloflen werben foll. 

2) Verw.Ebict $. 94. 95. Berorbnung vom 17. April 1826. $. 13. 

3) Daf. $. 83. 

4) Berw.Ebict. $. 141. Min. Erlaß vom 5. Der. 1840. 


$. 398. 


Ueber die rechtliche Etellung der verfiedenen bei ter Abhör 
thätigen Organe ift Folgendes zu bemerfen: 

1) Dem Bürgerausfhuß fteht zwar frei, die ihm gut dün— 
fenden Bemerfungen und Anträge zu machen, und er muß 
über die bei der Revifion der Rechnung erhobenen Anftände 
vernommen werden. Dagegen find aud die bei der Abhör zu 
faffenden Beihlüffe von feiner Zuftimmung nur in den in 
$. 35. bemerften Fällen abhängig. 

Ein felbfiftändiges Verfügungsredht („von Amtswegen“) fteht 
dem Dberamte zunähft ald Rechnungsauffichtsbehörde wegen 
bloßer Fragen der Verrehnung ($. 397.), fodann aber nur in 
denjenigen Fällen zu, wo wider Flare geiegliche Vorfchriften 
gehandelt ift, oder fonft im Sinne des $. 49. ein dringender 
Grund vorliegt, wobei jedenfalld die Verwaltungsbehörte um 
ihre Anficht zu hören if. In allen andern Fällen hat der 
Dberamtmann nur das Recht, die Anjtände durch Beſchluß der 
ordentlichen Verwaltungsbehörde unter feinem Borfig mit Eins 
haltung der in $. 49. II. 1. angeführten Beftimmungen er: 
ledigen zu laffen. j 
3) Bon ſelbſt verfteht fid) fodann, daß aud die bei der Abhör 
gefaßten Befchlüffe in den in $. 50 ff. genannten Fällen der 
jonjt erforderlichen Genehmigung der Kreisregierung bedürfen.?) 


1) Eomm.D. XV. 3, $. 7. 
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Die bei der Abhör getroffenen Verfügungen und gefaßten Be: 
fchlüffe werden formulirt (Rezeſſe) und fofort in ein fortlaufendes 
Rezeßbuch eingetragen, in welchem voranzuſchicken ift: 1) was 
der Rechner im Reft geblieben (PBaffivremanet), oder welches Gut⸗ 
haben ihm entftanden fey; 2) welde Poften, als bei der Revifion 
und Abhör unpafiirlich erfunden, vom Rechner oder einem Dritten 
zu erjegen feyen!) (Erfagpoften) ; 3) welche PBoften, als irrthümlich 
zu wenig bezahlt, auf Verlangen der Forderungsberechtigten nachzu⸗ 
zahlen ſeyen (Bergütungen). 

Rezeffe, welche ein künftiges Verhalten der Berwaltungöftellen 
im Intereffe der Corporation bezweden, find als Normalrezeffe zu 
bezeichnen 2) und ift über diefe vom Rechnungsſteller ein Sachregifter 
zu fertigen und forzuführen, die geichehene Beobachtung der Rezeffe 
aber bei naͤchſter Rehnungsftelle am Rande des Rejeßbuchs unter 
Hinweifung auf die entjprechende Stelle der neuen Rechnung nad: 
suweifen. 3) 

Endlich follen die Rehnungsabhörrezeffe der Bürgerfchaft felbit 
von dem Oberamt aus Anlaß des Ruggerichts befannt gemacht 
werden. 4) . 


1) Eomm.D. XIV. 3. $. 8. 

2) Daf. $. 7. 

3) Daf. XVI. 3, $. 24. 

4) Daf. $. 25. Verw.Edict $. 96. lepter Sa. 
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Ueber die rechtliche Bedeutung und Wirfung der Abhörrezeffe ift 
jchließlih zu bemerfen: 

1) Als definitiv erledigt fünnen damit alle Punkte angefehen 
werden, worüber beide Theile, die Corporation mittelft ihres 
ordentlihen Verwaltungsorgand und der Rechner oder betheis 
ligte Dritte, ausdrücklich oder ftilljichweigend übereinfommen, 
oder worüber unter dem Anerfenntniß der Betheiligten eine 
Verfügung getroffen ift. 

2) Handelt es fih um ftreitige Rechte und Verbindlichfeiten, fo 
ift der Ausfpruch der Abhörbehörde zunächſt nur als Erflärung 
der betheiligten Corporation aufzufaffen, wobei die Entſcheidung 
der zuftindigen Behörde vorbehalten bleibt. Sofern es fid 
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um einen Gegenſtand des öffentlihen Rechts handelt, kann 
aber auch von tem Oberamte in feiner Zuftändigfeit fofort 
entinieten werden, wobei das geſetzliche Beſchwerderecht, zu 
defien Geltendmachung ein Termin anzuberaumen ift, offen fteht. 
Gegenüber dem Rechner ift-eine förmliche Freifprehung 
(Abfolutorium, Decharge) bei jeder Rehnungsabhör nicht, jon= 
dern erft bei Abhör feiner legten Rechnung üblih. Die abs 
gehörte Rechnung bildet in jedem Fall aber für den Rechner 
und gegen ihn eine rechtlibe Bermuthung mit der Wirfung, 
daß eine Abänderung derfelben oder eine Leberrevifion nur bei 
erwiejenem Irrthum und ohnehin bei Betrug gefordert 
werden fann. 1) 


1) Comm.D. XIV. 4. $. 3. 4. Ee ſollte eine geſetzliche Friſt gegeben ſeyn, 


nach deren Ablauf jede weitere Anfechtung ber Rechnung unzuläſſig wäre. 


*8 


Anbang. 





Schema einer Gemeinderechnung. 


(Mit Zahlenbeifpielen, aber mit Weglaffung der Hinweifungen, 
vergleiche $. 382.) 






Einnahmen, 














Coll. A, Neſte und Vorräthe vom vorigen Hat. | Reit. 
Jahr. 

WERE, EEE 
fl. Ik. fl. fr. fl. IE 
500 | — 1) Nemanet des Rechners 5300 — — — 
500 — Betrag ad 1.)1 560 —— — |— 

2) Ausflände, 
Nach der Berechnung in voriger Rech: 
500 | — nung ©. % flanden im Ganzen aus 
Hievon find nach den Ein 
trägen im Rapiat im Ganz 
zen eingegangen: .: . . 340 fl. 
in Abgang kommen . . 5 fl. 
und find dem Rechner zu 
Meft gelegt worden . . >fl.J] 330 — J 150 
Reſte bei*) 
NN, Steuern pro 1848—50 10 fl. 
N. Pachtgeld pro 1849—50 20 fl. 
u. |. w. 
500 | — Betrag ad 2.| 350|— | 150| — 





*) Die Spezififation der Reſte hier oder in einem befonderen Reftverzeichnig, 
in welchem bie verfhiedenen Arten von Schuldigkeiten bei jevem 
Schuldner aufzuführen find, 
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Einnabmen. | 
Soll. |A. Vefle und Vorräthe vom vorigen Hat. | Weit. 
Jahr. 
fr. ii. Ir. I He te 


3) Vorſchüſſe aus laufenden 
Mitteln. *) 


Es ſchuldet nad Vorgängen 
N. Bruchtgeld von ber Theurung 


12| — pro 1847 
Zahlt bieran . .» — — 12] — 
N. zum Ankauf 44 Kuh — 
2— 1846 —— 
Zahlt am ...— — — 
37 — — — 51—24 32/— 
1037 — Summe ad A| 355 —4 1821 — 
B. Vom Grundſtock. 
1) Vonverkaufter Liegenſchaft. 
Aeltere Kaufſchillinge O. 
Im Laufe dieſes Rechnungsjahrs wurde 
verkauft: 
1 Viertel in der Au, laut Ver— 
fauföprotofoll vom ...., ges 
nebmigt den ...., woran zahl⸗ 
bar haar . ur DE 
150 | — auf Martini 1851 . SO. 
auf Martint 1852 . SOf. 
verzinslich zu 9 Prozent vom 
1, Oct. 1850 an, 
Hieran wurden bezahlt den ....| 507 — 100] — 
150 | — Betrag ad 1.]| 50 — 100 | — 


2) Bon abgelösten Gefällen. 


An dem noch nicht definitiv berech— 
neten Abldfungscapital für Die der 
Gemeindepflege nach voriger Rech— 
nung ©.  zugeftandenen, am .... 
zur Ablöjung angemeldeten Gülten 


) Die im Laufe m Rechnungsjahrs entftandenen Nücterfagpoften gehören in 
Ginnahme C, 


— — w .- — — a ua — 


— 511 — 
————— — — — —— — — —— — — 





Ei en. 
Soll. —— Hat. | Weit. 
B. Vom Grundfich, 
| Er. fl. tr. A Ir 
mutbmaglih]| kommt hier von der Zahlung am . 
100 | — mit. . ; 25-1 
nach Abzug dei murpmaplichen * *) 
betrags ein . — 


Vorſchüſſe aus Grund— 
ftofösmitteln. 


Nach ferndiger Rechnung flunden and 
| 2000 fl. 
und wurden nach unten 
21501 —|I ©. neu angelegt 150 fl. 
Hieran wurden heuer abgelöst: 
von N. den .... . 
Spezifikation ſiehe unten (beim Zins). 


—* — 
100 — Betrag a 2. = 
3) Eingegangene Anleben und 
100 2050 


— — ————— ee 


2150| — Betrag ad 3, 100 | — | 2050 | — 
2400 | — | Summe ad B.| 160 — 2235| — 
C. Jaufendes. 
1) Erfagpoften. *) 
Nah Rezeßbuch S.“ wurde zum Er- 
fa angerechnet: 
3 — bei N. 
Zahlte den .... . 
Nach unten S. bat an Zuvielbezahl- 
tem zu erjeßen: 
1|— NN, 
Eriegte noch Be 
41 — | Betrag ad 1. 


2) Aufgenommene Anleben. 


Zu Beflreitung der Schulbausrepa- 
rationskoften wurden mit Genehmi⸗ 


*) Ueber die Art der Verrechnung von Zeitrenten f. ben Nachtrag am Schluß. 

**) Erfagpoflen aus der vorigen Rechnung werden in der Megel nicht zu dem 
dort berechneten Actiovvermögen gefchlagen; wenn fie dies wären, müßten 
fie unter Refte geftellt werben. 
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Einnahmen. 
C. ſauſendes. 





gung der K. Kreißregierung vom .... 
300 | — aufgenommen den .... 
bi N. . 


300 | — Betrag ad 2. 


3) Beiträge anderer Kaffen 
zum Gemeindeaufmwant. 


Zur Befoldung des Schullehrers ift 
durch K. Entfchließung vom .. 
ein jährlicher Staatöbeitrag ver- 

50|— | willigt. 

Erboben wurden bei K. Cameralamt 
den 2... a er ——— 

Die Amticorporation gibt zur Be: 
Iohnung des Amtsboten einen jähr- 

101 — lichen Beitrag. 

Erbhoben wurden den ... . 

Berrag ad 3. 


| — 
4) Ertrag bes Gemeindever 
mögens. 
a) Gebäudemiethzinfe. 
Die Gemeinde befigt folgende Gebäude 
u. ſ. w. 
An Ertrag iſt einzubringen: 
Miethzins von Den entbehrlicen 
Zimmern im Eduldaus laut 


Vermietbungsprotofoll vom .... 


101 — bri N 
Zahlt den... F 
101 — Zu a. 


b) Güterpadhtzinfe, 
Die Gemeinde befigt folgende Beld- 
güter: 
1) 1 Morgen Aders im Dobel. 
IR im Genuffe des Schul— 
meiftere als deſſen Beſol— 
dungetheil. 





60 I — 


— N — —— 


— 513 — 





Einnabmen: 
C. faufendes. 





2) 4 Viertel Wiefen in der Au 
Nah oben BI. verfauft, 
Daber fünftig wegfallend: 

3) 15 Morgen in den Seewieſen. 
Sind. der Bürgerschaft in acht» 
zig Theilen zum Genuffe über: 
laſſen gegen einen Allmand- 
ing von 15 fr, für jeden 


20|— Theil. 
Hitran gingen ein... I5|— | — 
Meile bei NN. 

20 | — Zu b. 15| — 5 — 


c) Wald und Holzerirag. 


Die Gemeinde ift im Bejige folgender 
Waldımgen ıc. 

Nach dem im Jahr .... angefertigten 
Nupungeplane kommen bei seiner 
Umtriebezeit von 25; Jahren jähr- 
lih zum Hieb 6 Morgen, welche 
auch Laut Beilage (Materialienrech⸗ 
nung S. ).in dem Diftrikte .... 
zur Nugung kamen. 

An dem Kolzertrage von 10 Klafter 
buchen Scheiterholz, 500 Wellen 
wurden laut beiliegenden Verſteige⸗ 
rung&ptotofolle. am... verkauft: 

8 Klafter Holz zu 90 fl. 
100 | — 300 Wellen zu 10 fl: 

Hieran giengen ein . 2 oe . 70|—] 30 — 

Reſte bei NN, 

Der heurige Ertrag an Weiden: an dem 
Bachufern wurde am .... öffentlich 


101 — verkauft 
woran eingiengen . 2. u. 0. 10) — 
110 | — Zu ce. ul 30 — 


a) Obfiertrag. 


Don der Baumpflanzung auf dem 
Wafen wurde heuer ein Obftertrag 


33 
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Einnahmen. 
C. Saufendes, 





fl fr fl. IR Kir 
erzielt und folcher am .... Vers 
30 fteigert. 
Bezablt wurden . 2 2 2. 251 — 5l— 


Mefte bei. 
301 — Zu d. 251 — 5 — 


e) Bon der Schafweide, 


Das Recht der Schafweide auf biefiger 
Markung wird von der Gemeinde 
ausgeübt und ift die Sommerjchaf- 
weide, welche die Zeit von .... 
bis .... umfaßt, laut Vorgangs 
an N. unter folgenden mefentlichen 
Bedingungen verpachtet xc. 

400 | — | Bachtgeld pro 1851. — Zablbar auf 
Jakobi. 

Bezahlt a oo. 0 0 40, — .|— 

Die Winterweide, welche den weitern 
Theil des Jahrs einnimmt, war ben 
Schafhaltern gegen ein Weidgeld 
von 6 fr. per Stück eingeräumt; 
laut der Urkunde des Pförchmeiſters 

100 | — liefen 1000 Sıüde. 

Bezahlte wurden . . 80 "20 — 

Der Piörh während der "Some 
weide, welcher vertragsmäßig der 
Gemeinde zuftebt, wurde verfleigert, 
Die Zeit der Sommerweide umfaßt 
200 Nächte, woran 

verfauft wurden . . . 180 

für den Pfarrer ald Bes 
ſoldungstheil abzugeben 
waren —— 

wegen übler Witterung 
auöfilen 2.0. 2 


200 
Aus den verkauften Pförchnächten wur⸗ 
100 den erlöst und giengen ein . 80 4-—]..207- 


600 | — Zu e.|, 5605| 40] = 





11 — 


67 | 30 


al 


98] 30 
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Einnahmen. 
C. Saufendes. 







f) Von Gefällen. 
Die der Gemeindepflege zuſtehenden 
Gülten wurden nach oben ©, 
abgelöst und fommt von der auf 
Abrechnung an der Ablöfung er- 
folgten Zahlung der Zins sub g. 

ein, bier alfo . . 

Don verfchiedenen Gemeindeplägen,. die 
einzelnen Bürgern zur Benützung 
zu Hausgärtchen, Dunglegen ıc. ein= 
geräumt jind, werden Recognitiond- 
zinfe erboben, welche letztmals in 
voriger Rechnung ©. ſpezifizirt 
wurden, und im Ganzen hier ein— 
kemmen 

Aus 2 Simri Dintel, welche der Ber 
iger des Hofgartens jährlich abzu« 
liefern bat, wurde erlöst 


Zu f. 
8) Capitalzinfe. 
Es ſtehen folgende Eapitalien aus: 
aa) Bon Anlchen. 
NN. 500 fl. tro 4. April zu 
5 Prozent . . a 
N. 100 fl. tro 1. Mai, 
Ratum bis zum Tag der Ab— 
zablung den .... 2... 
N. 1500 fl. tro 4. Januar zu 
4°), Prozent 5 
bb) Bon Borfhüffen aus Grund: 
ftodsgeldern. 
N. als Farrenhalter 50 fl. Vor: 
ſchuß als unverzinslich. 
cc) Bon Kaufſchillingen. 


N. nad) oben ©. aus 50 fl. ab- 
bezahlt den .... Ratum . 


Seite zu g. 


17 | 30 






2|-ı 
sl 
33 * 
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Einnahmen. 
Soll. Hat. | Neil. 
C. Saufendes. 
fl fr. fl. Jeelfl. Sr. 
95 | 30 Uebertrag zu g.]| 81] —] 17] 30 
Aus 100 fl. Sn pro 1851 
I — zu 5 Prozent . . II — I— 
103 | 30 — 86121 177,30 
879 | 30 Betrag zu 4. 777) — 102 | 30 
5) Von verfauften Fahrniß— 
tüden und VBorrätben. 
Aus dem am .... verfauften entbehre 
3 — J fidren Kaften wurden erlöst”. 31 -] — I — 
Bei Reparation des Schulhauſes wur: 
den entbehrlich und verkauft 3 alte 
10 — Benfler ı.. . u — 51 - >| — 
13 — Betrag zu 5. 8 — 5i — 
6) Aus nugbaren öffentlichen 
Rechten. 
a) Pie dürgeraufnahmsgebühren 
find folgendermaßen regulirt 2c. 
Heuer wurde aufgenommen: 
20 | — BEP a Er GB u 20I|— I] — — 
Der neu ind Activbürgerrecht eine 
getretene Bürgersfobn N. an 
3i— Beitrag zu Feuerlöſchanſtalten ꝛc. 51 - I — 
Zu viel 2 fl, 
welche unten ©. vor Rech—⸗ 
nungsabſchluß erfegt wurden, 
23 — Zu a. 231-1 — I — 
b) Strafen, 
10) — Ja) Vom Forſtamt übergeben 
20) — Ib) Vom Gemeinderath zuerfannt 
51— 16) Bom Schultheißenant erfannt 
Eingiengen: 
baar . . . — — 
niit Abverdienen . 5 fl. 
durch Verwandlung in Aureſt 5 fl. 2090| — 51 — 
35| — Zu b. 20 . 5 — 
58 | — Betrag zu 6.| SIE U— 


_ — -_ — — 8 — —— 
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Einnahmen. 


Soll. Hat. | Reit. 
C. Saufendes. 





fr. ft. IfeI fl. I Er 
7) Für Benützung Öffentlicher 
Anstalten. 


a) Pflaflergeld 0. 
b) Arũchengeld. 


Die Gemeinde darf nach der Verfügung 
des K. Minifteriumd Des Innern 
vom .... für Befabren der Brücke 
über die Fils erbeben x. Dieſer 
Bezug it an N. auf 3 Jahre 
vom .... bis .... verpachtet und 
kommt bier Das Pachtgeld des zwei— 
ten Jahrgangs ein  . . 285 5—1 — |I— 


— — — I 


|» 
or 0 
| 


ec) Marktflandgeld. 


Solches iſt folgendermaßen regufirt sc. 

Laut anliegender Urkunden wurde ers 
boben: 

— am Martinimarft . . . . 5li—]| — 

— am Georgimarft , ? 


e) Steinfahgelv. 


Von jedem gefehten Stein ift der ge—⸗ 
jeglihe Betrag von 6 fr. zu er 
heben. 
Laut anliegender Urkunde des Unter: 
gangsgerichts filen . . . . II — 


6/— Zu e. Bit + 


f) Schulgeld, 

Es wird mit Genehmigung K. Kreit- 
regierung vom „... erboben ıc. 
Nach anliegenden — vom Schulmeifter 
übergebenen — Schülerverzeichniflen 
war zu erbeben im Sommer, Wins 


ill — Zu e. ı11I—I| — |— 
d) Fauergeld, Aeiſchbankgeld ıc. 0, 


a 7 
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Einnabmen, 


Soll. Hat. | Nett. 
C. £anfendes. 













fl. kr, 





ter ꝛc. nach Breilafinng der Rinder 

















4040| — unvermöglicher Eltern . . « 10 
40 — Zu f 3014] 10, — 9-1 RZ 
82 — Betrag zu 7. RI 101 — 
8) Steuern und Abgaben, 
a) Für den Staat, 
Nah dem anliegenden oberamtlichen 
Steuerausfchreiben traf es die Ge— 
meinde an 
Grunds und Gefällftener 400 fl. 
Gebäudefleur . . .  80fJl. 
510 — Sewerbefteur . . . 30 fl 
Nach der ſummariſchen Berechnung des 
Abrechnungsbuchs wurden — 
und eingezogen 460 —]| 531 — 
Ueberſchuß 
il 
An Capitalſtener war nach anliegen- 
20) — | dem Einzugeregifter einzuzichen 20) 5, 
il — Zu a 480 | — 801-1 Sl — 
b) für die Drandverſtcherungskaſſe 
751 — | war einzulegen und einzuziehen 755351 Ks 
Diefelbe bat aber an Umlage- umd 
2/30) Einzugskoſten vergütet 2130| — I— 
77| 30 Zu b Tea + I 
c) Für die Amtscorporation, | 
An Amtsſchaden und Amtsverglei— | 
chungsfoften traf e6 die Gemeinde 
5II— und wurden ungelegt und eingezogen | 48] 30 2130 
An Gapitalftener für Die —— 
11301 war zu erheben 1130] — 
52] 30| 3u et 50/1 Er 





J 
i — * — — — — — 





Einnahmen; 
C. Saufendes. 





300 | — 


Ueberſchuß 
I— 


4| — 


390 | — 
1051| — 


31 — 


2311 — 


d} Für die Gemeinde, 
aa) Directe Umlagen. 
Nach dem Wirthſchaftsplan mar an Ge— 


meindejchaden umzulegen und wurbe 
ungelegt . 


Der Betreff auf a. und Br 
toldungen ift . rer 


bb) Die Bürger, Beifig- und 
Wohnſteuer 

beträgt herkömmlich .... . und es wa— 

ren aufzurechnen für 60 Buͤrger, 

> Wittwen, 2 Beiſitzer, 3 Wohn— 

ſteuerpflichtige, 4 abweſeude Bürger 


ce) Als Sutrogatfüranfgehobene 
Frohndienſte 

bat jeder Bürger zur Gemeindekaſſe 
30 fr. zu erlegen, tbut 


Zu d. 
Betrag ad 8. 


9) Kriegs-⸗, DQuartier- und 
Vorſpannkoſten. 


Für die am .... dahier ſtattgehabte 
Einquartierung einer Abtheilung des 
3. Reiterregiments wurden von der 
Amtepflege vergütet 


Betrag zu 9, 


10) Aus Bachtungen und Ber 
mittlung von Ablöfungen. 


Die zum K. Cameralamt von biefigen 
Einwohnern zu entrichten gemefenen 
Gülten wurden in der Weife zur 


fl. II RR. Ptr 
230I1—| 211 — 
50 | — 44 — 
29 — 2 — 
363 —21 271—- 


— — — —e e —— 


970130] 8030 





Einnahmen. 
C. Saufendes; 


Ablöfung gebracht, daß bie Gr 
meinde das Ablöfungsceapifäl in zehn 
Jahreegielern entrichtet, Dafür aber 
die nach den Ablöfungäpreifen it 
Geld verwandelten Gülten fo Tange 
fortbeziebt, bis fie um ihre Vor— 
ſchüſſe nebſt Zinſen und Koften bes 
friedigt ift. 

Nach ferndiger Rechnung betrug bie 
Schuldigkeit der Gültpflichtigen bis 
Martini 1849 noch 2300 fl. 

Hiezu kommt Zing pro 1850 115 fl. 

Auslage an Einzugsfoften w. ISA. 


2480 fl. 
Der beurige Einzug beträgt wieder anf 
300 | — Mariini 1850 . .. 0... 3001-1 — |— 
Met der Schuldigfeit pro Martini 1850 
2130 fl. 
Da aber die Gemeinde an ibrer Schuld 
zum Gaimeralanıt beuer abgetragen 
bat 300 fl. und mitbin von fern« 
digen 2400 fl. nur noch fchulder 
2100 fi. 
io bat die Gemeinde einen aus fünf- 
tigen Einzügen zu erjegenden Vor— 
30 | — ihuß von ee zu — 1 301 — 
330 | — Berrag zu LO. 300 |] 30) — 


2508 | 30 Summe des Laufenden C..| 2566.]30] 241- 


6245| 301 Hauptfumme der Einnahmen 3586] 30] 26611 — 















1400 | — Betrag zu 2. 
“ 


15| — an N. Arbeitöverdienft 
bezahlt wurde den ıc. 
20) — an N. Eapitalzins 
bezahlt wurde den ıc. 
35| — Betrag zu 3. 
1435 | — Summe A. 


100) — Petrag zu 1. 


— 211 — 


Ausgaben. 
A. Wefle vom vorigen Jahr. 


1) Activremanet des Rechners O. 
2) Verzinsliche Schulden. 


a) Nach dem Vorgang S. waren 
auf 1. Juli 1850 an verzinslichen 
Schulden noch vorbanden von den 
im Jahr 1846 zum Bau der Brüde 
1100| — aufgenommenen ° . . 3000 fl. 
woran jabrlich nach dem von ber 
K. Kreisregierung am .... geueh⸗ 
migten Tilgungsplane 200 fl. ab» 
jutragen find, 
b) Hiezu kommen beuer new aufges 
nonmene zur Beitreitung der Schuls 
300 | — bausreparationsfoften 
welche nach dem am .... geneb- 
migten Tilgungeyplan in 3 Jahren 
abgetragen werden follen. 
Abgerragen wurde beuer 


3) Zahlungsrückſtände. 
Im Mücdftand blieb: 


B. Sum Grundflod. 
1) Anfaufvon Liegenſchaft. 


Zur Erweiterung des Sckulhauſes 
wurde am .... erfauft von '/, Mors 
gen 10 Ruthen xc. Die zur Webers 

100| — bauung gekommenen 25 Ruthen. 

Bezahlt wurde bieran noch 





Ausgaben. 
B. Dum: Grundſtoch. 






















2) Ablöfung von Laſten. 


Die aus dem Ader im Serwafen zu 
reichen gewejene Gült wurbe mit 
den übrigen Gülten der Gemeinde 
angebörigen auf Die oben ©. 
bezeichnete Urt zur. Ablöfung ges 
bracht umd ift das Ablöfungecapital 
zu beredmen geweſen auf 190. fl. 
Die jährliche Zablung bis zur ges 
ſchehenen Ablöfung aller Guülten iſt 
13 fl. Der Zins aber von obigem 
Ablöjungscapital it zu 4'/, Prozent 
8 fl. 33 kr. ſo daß der Reſt als 
Zahlung am Capital anzuſehen if 
und bier einfommt mit . 


Betrag zu 2. 


4|27 
4127 


3) Neu ausgeliehen. 


Im Laufe des Rechnungsjahrs wurden 
neu außgelichen: 


1501 — den . . . au N. ae 
150 | — Detrag-ad 3, 
254127 Summe B: 


C. Saufendes. 


I) Vergütungen und Rüd- 
zablungen. 


Nach oben S. hatte N. an Pürger: 
eintrittögeld zu viel bezahlt 
weldye den .... baar zurüdbezablt 
mwurben mit er a 
Laut Rezeßbuch ©. mar an zuviel 
erbobenem Zindratum zurückzuzahlen 
581— Betrag ad 1. 








SBOALFE — 


— — 
—B—1— — — 
—————— — — 
154 1 27 100) — 


ar BE — 







Ausgaben, 
C. faufendes. 


2) Baffivcapitalzinfe. 


Nach Vorgang ©. bat zu fordern: 
NN. tro .... 
erhielt bar . . ..47f|. 

mit Abrechnung der Ca⸗ 


491 — pitalſteuerſchuldigkeit 2 fl. 
N. aus 300 jl. tro als noch 

— Kan, unverfallen . 

49 | — Betrag zu 2. 


3) Beiträge zu andern Kaffen. 


Der Stiftungäpflege müflen bis zur 
MWiederergängung ihres Grundſtocks 
auf den frühern Betrag von 2500 fl. 

100) — jährlich zugefchoffen werden . 

Zu Dedung ihres ordentlichen Ab— 
mangels an den @innahmen wären 
nach dem GStiftungsetat 1849 auf 
50 erforderlich geweien . 75 fl, 
in Wirflichfeit war aber nur ein 
Zufchuß nöthig, der am .... ges 

25 leifter wurde mit . 


1251 — Betrag zu 3. 


4) Auf die Vermoͤgensver— 
waltung. 


a) Steuern und Abgaben aus dem 
Gemeindebefigthum. 


Die Gemeinde bat es laut Abredy- 
nungsbuch S. ſelbſt betroffen: 
Staatsſteuer. . Il. 
Amtsichaden,. . 30 £r. 
8130 Gemeindefhaden 3 fl. 
die in Einnahme geftellt wurden und 
daber bier wieder einfommen 


8| 30 Seite zu a. 


8/30) — — 
8130| — | — 
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Ausgaben. 
C. anfendes 





fl. fr, fl. Ir 
8130 Uebertrag zu a. 8130 
Brandichabensbeitrag aus Den Ge— 
meindegebäuden nach dem ee 
II — regifter ©. . 3:] — 
An grundberrlichen Abgaben war aus 
dem Ader im Seewafen eine Gült 
zu reichen, die mit den übrigen auf 
der Markung laftenden Gülten jur 
Ablöſung fam. Inter Bezug auf 
oben ©. (B. 2.) fommt bier der 
unter Der jährlichen Reichung an Die 
Gültablöſungskaſſe begriffene Zins 
8133 ein mit. . 8/33 
Bon dem zur Schulhauderweiterung 
erkauften Gartenplatz war am Aceiſe 
— 30 zu enttrichten.... —-2 19 


20| 33 Zu a. 201337 — — 
b) Buukoflen an Gebäuden. 
Im Laufe dieſes Nechnungsjabrs wurde 
eine nötbig befundene Erweiterung 
des Schulbaufes ausgeführt: Der 
bierüber gefertigte Reberſchlag wurbe 
von .... revidirt, Der Bauplan von 
der K. Oberfchulbebörde laut Erlaffes 
vom .... genehmigt und Die Ausfüh— 
rung des Baues am .... im öffent⸗ 
lichen Abftreiche veraccordirt. Nach 
der beiliegenden, mit Meßurkunden 
belegten, von dem Werkfmeilter N. 
geprüften und vom Gemeinderath Dex 
fretirten Zufammenftellung des Ban 
verdienſtes bafte zu fordern: 
320 | — Zimmermeifter N; — erbob 320.1 — 
300 | — Maurermeifter N. — erhob 275 — 
Demielben wurden 25 fl. bie 
zur Herflellung des bei der 
Uebernabme ſchadhaft erfun« 
denen Kamins ze. inbebulten. 
J 25] 


6201 — Seite zu b.| 595 | — 


— = — — —— — 


— 325 — 





Ausgaben. 
C. Faufendes; 


Soll. Sat. | Melt. 





fl. fl. Il ı. Br 
620 | — Uebertrag zu bi] 595 ,—| 251 — 
601 — Scyreinermeifter N; — «erhob 60 
Die Aecordanten haben für ibre Ar— 
beiten während folgeuder, von Dem 
Tag der Rebernahme .... an Tat 
fenden Friften Gewährſchaft zu 
leiften Je. 
Die laufende Unterhaltung der Gebäude 
verurſachte folgenden Aufwand: *) 
dem Kaminfeger ıc., dem Mau—⸗ 
rer ıc. für Weißnen der Schul; 
231 — und Rathszimmer ıc.. - II — 
N. erbielt zu viel 1 fl., welcher 
oben (Einnahmen C, 1.) zum 
Erſatz einkommt. 


705 | — Bu b. 681 — 25 — 








c) Erhaltung der Seldgũter 


Steinfagfoften ı., Koften der Ufer: 
befeſtigung, der, Wiederberfiellung, 
Abräumung, Auffüllung nah einz 
getretenem Ueberſchwemmungsſſcha⸗ 

15| — den u.idbergl. . « > 15 == 


1II— Sue I — 1- 


d) Aoſten der Waldwirthſchaft. 


Holzhauerlöhne, Koften der Bekannt⸗ 
macdung von Holzverkänfen,. Koften 
von Gulturen, Gräbenziehungen, Ans 
legung von Waldwegen at. 

baad ı... 9. ct1e +. Mae 
mit Abverdienen durch 


251 — Strafſchuldnre 8. 250 — I 
25 — Zu di 3 
765 | 33 Betrag zu 4,| 741133] 28 — 


*) Die gewöhnlichen Ausgaben werden won Hier an nur ſummariſch angebeutet, 


— 56 — 





Ausgaben. 
©. aufendes. 


Soll. 





5) Beſoldungen ber Gemeinde— 
beamten und allgemeine 
Verwaltungsfoften, 


a) Befoldungen des Ortsvorfle- 
berö, Rathsſchreibers, Gemeinde- 
pflegerd, Waldmeifters, Amtedies 
ners. 

b) Schreibverdienſt: Belohnung 
des Verwaltungsaktuars, Bevölke—⸗ 
rungsliſte, Steuerfaß- ‚und Güter⸗ 
buchs koſten. 

c) Diäten und Taggelder der 
Gemeindevorfteber sc. von Meifen 
und befondern Verrichtungen im 
Gemeindeverwaltungsfachen (fofern 
fie nicht in Rubrik b. gehören). 

d) Für Bücher, Buchbinder- und 
Regiſtraturkoſten, Koften öffentlis 
cher Bekanntmachungen ıc. 

e) Auf die Umtslocale: Ankauf 
und Peparation von Mobilien, Sets 
zung, Bergütung des Notars für 
das ihm eingurdumende Gelaß 1. 

fJ) Sporteln, Porto, Botenlöhne. 


280 — Betrag zu 5.] 2801|] — I- 
6) Für öjfentlihe Anftalten 


und Einrichtungen, 


a) Straßen und Wege, Brüden 
und Stege. Anlage und Erbal- 
tungskoſten, Anſchaffung von Dias 
terial hiezu, von Werkzeugen, als 
Steinſchlegel x., Befoldung des 
Frohnaufſehers x. 

b) Für Brunnen und Wafferleituns 
gen. 

c) Feuerlöſchanſtalten, Anfchaf« 
fung von Werkzeugen, VBergütuns 
gen bei auswärtigen Brandfällen, 
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Ausgaben. 
C. Saufendes, 


d) Für landbwirtbfhaftlidhe 
Zwecke: Farrenhaltung, Feldſchutz, 
Maulwurffaͤnger. 


e) Auf Märkte und Gewerbsauf⸗ 
fiht: Marktaufſicht, Brodſchau, 
Ziegelſchau ıc. 

f) Steinſatz und Flurkartenergän— 
zung. 

g) Auf öffentlihe Sefundheire: 
pflege: Wartgelder von. Aerzten, 
Hebammen, Impfkoſten. 

h) Allgemeine Polizeiko ſten: Be 
balte der Polizeivffizlanten, Macht: 
mwächter, Arreſtkoſten, Anbringges 
bühren, dur Verwandlung In Ars 
vet aus der Einnahme gefallene 
Geldftrafen. 


i) Für Urmenunterbaltung. 
(Drdentlihe Geldunterflügungen, 
Koftgelder, Lehrgelder, Mietbzinfe, 
Krankheitöfoften, außerordentliche 
Unterftüßungen, als Anleben [Bor- 
Ihüffe] aus Faufenden Mitteln.) 

k) Für die Schule: Befoldung ‚der 
Lehrer, Conferenz⸗, Prüfungsfoften, 
Schulzimmerheizung. 

) Fur die Kirch eGehaltstheile des 
Geiſtlichen, Viſitationsgebühren des 
Dekans ac. 

Betrag zu’ 6. 


7) Speuerlieferung 


a) Staats ſteuern, b) Amtsanlagen, 
c) Capitalſteuern, d) Brandver⸗ 
ſicherunge umlagen 


Betrag zu 7. 
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657,7) 0 — — 


657 1 30. 
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ee U — 
Ausgaben. 
C. auſendes 


Soll. 





8) Kriegs» und Quartierkoſtem 


Für die am .„... Statt gehabte Ein- 
quartierung war den Quartiergebern 
zu vergüten und wurde mittelſt Abs 

33 I—| rechnung an der ‚Steuer "verghtet 


I u - Betrag zu 8. a pr Tee 
9) Aus Bahtungen und Ber: 
mittlung von Ablöjungen. 
Unter Bezug auf den Eintrag oben (Eins 
nabmen C. 10.) iſt bier vorzutragem: 
R- 


| 


Dad K. Cameralamt bat an Gültab« 
löfungscapital noch zu fordern laut 
Vorgang ©. . . 2400 fl 

115 Hieran waren nebjt den Zinfen pro 
Martini 1850 aus dem Gülteinzug 
1705) — | yro 1850 abzuzahlen 
und da nach ferndiger Rechnung 
©. die Schuldigkeit der Gult⸗ 
pflichtigen nur noch 2300 fl. ber 
trug, mithin die Kaffe in der Abs 
zablung der Gültſchuld zurückblieb, 
100 — der Weiterbetrag der letztern 
Bezablt wurden den .... 
an Capital . 300 |. 
Binfen . » 200. 15h 45 
mithin am Gapital mehr 30 fi, 
welche oben ald Vorſchuß . für Die 
Gültpflichtigen in Einnahmereft ges 
bracht find. 

Die Capitalſchuldigkeit (die bier, als 
die Gemeindeverwaltung felbft nicht 
berübrend, innerhalb Falz lauft).bes 
trägt fomit noch tro .....2100 fl. 

Die den Gültpflichtigen in Aufrechnung 
gebrachten Grbühren des Gemeindes 
pflegers vom ar. der un 

151 — digfeiten 


400 | — Betrag zu 9, Re — 





— 
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YHusgaben. 
C. faufendes. 









10) Abgang und Nachlaß. 


Unter den in @innahme gebrachten 

Porten find begriffen: 
bei N. altes Pachtgeld, in deſſen 
Gante durchgefallen und Taut 


| — Beilage in Abgang defretirt 1 pe) gg oe: 
Se Betrag zu 10. 5I|—| — I— 
3066| 3 Summe zu C. 3072| 3| 25] — 














4755]30 | Hauptfumme der Ausgaben] 3261| 301 1525] — 


Kemanet. 


Hauptfunme der Einnabmen . 2 2 2 22. 3586 fl, 30 fr, 
ber Ausgaben 2 2 2 2 ren 3261 fl. 30 Er. 
Rechner bleibt fomit im Aft mt . 2... 325 fl. 
Dei dem heute am .... vorgenommenen Kaffenfturz 
fanden ſich in der Kaffe 75 fl. 
Nach der beiliegenden bis zum heutigen Tage gezoges 


nen Nachrechnung Fommen zu dem Remanet von 325 fl. 
neue Einnahmenn. rn 275 fl. 
600 fl. 


Davon geben neue Ausgaben > 2 2 2 29. 522 fl. 
Daher der Rechner in der Kaffe haben follte . . 78 fl. 
aljo mehr als den wirklichen Vorrath en — — 3 fl. 
welche mit noch nicht vollſtaͤndig eingegangenen, 
dem Rechner zu Meft gelegten Ginnabmepoften 
(alten Ausftänden) Tiquidirt werben, 
Zur Beurkundung ic. 


I. Geldvermögensfland. 


1) Remant . 2 2 202. u de 325 ft. 


2) Ausftände; . 
Uebertrag 325 fl. 
34 
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Uebertrag 325 fl. 
a) alte (Einnahmen A.) . 182 fl. 
b) neue (Einnahmen C.) . 244 fl. 





426 fl. 
3) Berzinsliche Gapitalien (Einnahmen B.): P 
a) KaufihillinG . 100 fl. 
b) —— F "ss fi. 
ec) Anlehen . . . 2050 fl. 
2235 fl. 





Summe activ 2986 fl. 
woran aber abgeben Paſſiva: 
1) Zahlungsrüdftände (Ausgaben =): eh 25 ft. 
2) Raufidilling (B. 1.) - - RE" 100 fi. 
3) Verzinslihe Schulden (A) . 0. 1400 fl. 
Summe pafilv 1525 fl. 
Neft actives Geldvermögen .  A46L fl 
Bernd betrug das reine Geldvermögen: - 
(Einnahmen Soll A. 1037 fl. 
B.1.3. 2300 fl. 


3337 fl. 
davon Ausgaben Soll A. 2. 1100 fl. 
A.3. 35 fl. 
1135 fl.) 
— 2202 fl. 
mithin erfcheint eine Abnahme von 741 fl. 


II. Nachweiſung der Geldvermögensabnahme. 
(Als Rechnungsprobe.) 


Zum vorigen Geldvermögen kommen: 
Erlds aus verkauften Gütern (Einnahmen B. 1.) 150 fl. 
Ablöfungsfcilling von Gefällen (B. 3.) nd 100 fl. 
neue laufende Einnahmen nach dem Soll 


2808 fl. 30 fr. 
nach Abzug der Anleihe von fremdem Geld a 300 fl. 2508 fl. 30 fr. 
Mehrbetrag des Hat über Boll 5. 5 2 fl. 


2760 fl. 30 fr. 


Davon geben: 
zum Anfauf von Liegenschaft 100 ft. 


zur Laftenablöfung . - « 4 fl. 27 fr. 
laufende — dem 
Soll.. 3066 fl. 3 fr. 


Hebertrag 3170 fl. 30 Er. 
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Uebertrag 3170 fl. 30 Er. 
Mehrbetrag des Ausgaben- 
Hat über Sol . . . 31 fl. 
endlich bie zu Beftreitung von 
Ausgaben aufgenommenen 
und als Schuld in das 
nächfte Jahr übergehenden 300 fl. 


Alfo Mebrabgang * en und nn wie 
oben .. — 


IH. Nachweiſung der Schuldentilgung. 


Nah oben (Ausgaben A. 1.) wären — abzu⸗ 


tragen geweſen 35 200 fl. 
Es find aber abgetragen worden. 5 0. 
alfo Rückſtand . . — * 200 fi. fl. 


deren Abzahlung aus den Reften (Remanet und 
Ausftände) im Betrage von 751 fl. nachgebolt 
werden Fann, mie Died auch mit dem Kaufichilling 
von 100 fl. für den zum Schulhaus angefauften 
arten gefchehen wird. 


IV. Nadweifung des Grundflocs, 


An Grundftodägeldern find wirklich eingegangen: 
Einnahmen B. 1. Kaufſchilling 50 fl. 
2. Ablöfungs- 
fhilling . 15 fl. 
3, Gapitalien . 100 fl. 
Ä 165 fl. 
Angelegt wurden bievon: 
Ausgaben B 2. .... 4 fl. 27 fr. 
J 6 


154 fl. 27 fr. 


Es wären daher zum Grundftod 
aus den Heften weiter anzulegen 10 fl. 33. r, 


3501 fl. 30 fr. 


741 fl. 


34 * 
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V. Summarifhe Ueberſicht über die Maturalien- und Materialien- 
verrechnungen. 







Vorrath 


nach 
dem Fur. 


Haturalien Summe 
und der Bemanet. 
Materialien. Cinnapmen.| Ausgaben. 


Ab- | Vor- | Bemer- 
gang. | fhuß. jkungen. 







Früchte. 


Roggen.. 
Dinkel .. 
Hader .. 
Ben... 

u. f. w. 
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RBRegifer. 


(Nah den $$.) 


Abgang an Forderungen 326, an Früchten und Borräthen 340. Berrehnunges 
weife ver Abgangspoften 386. 

Abhör ver Rechnungen, Geſchichtliches 10, Beftehenves 397, * 

Ablöfung der Gefälle 102, Vermittlung der Ablöfung durch die Gemeinden 181, 
Anlegung der Ablöfungsgelver 365. 

Abmangel der Einnahmen 301. 

Abrehnung von Gegenforverungen 328, 338, Berrehnung der Abrechnungs⸗ 
poften 373, jährliche Abrechnung 375. 

Abrechnungsbuch 370, 

Abrehnungstermin bei Beſoldungen ıc. 375. 

Abfhlagszaplungen, Berrehnung 373. 

Abſchreiben der Zahlung an verfhiedenen Schuldigkriten 329. 

Abfireich 333. 

Abfolutorium bed Rechners 400. 

Abtheilungsunterricht 143, 

Abverdienen von Strafen und andern — 328. 

Abzug von Erbſchaften 115. 

Accordsverhandlungen über Bauten, Lieferungen 330 ff. Accordobedingungen 336. 

Activremanet 387. 

Activrefte, deren Berwendung zu laufenden Ausgaben 299, 

Achsabgang 340, 

Adelige Güter, deren Beitragspflicht zum Gemeindefchaden 262, 

Advokaten, Beſteurung 250. 

Aerzte, Aufſtellung, Beſoldung 191, Beſteurung 250. 

Allmanden, Benützung, Eultivirung ꝛc. 68 ff., Beiträge zur Allmandbepflan⸗ 
jung 114. 

Allmanpdzinfe 9. 

Almofenfammlungen 170. 

Alterthümer, Bewahrung 193. 

Amtsboten 186. 

Amtsgrundbud 380. 

Amtstörperfhaft, geſchichtliche Entftehung 7, 13, Beſtand 27, wirthſchaftliche 
Aufgabe und Berhältniß zu den Gemeinden 281. 
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Amtspfleger, Gefcichtlihes 13, Dienfiverhältniffe im Allgemeinen 39, Ber 
folvung 121, 125. 

Amtsfhaden, Umlage und Concurrenz dazu 268, 

Amtsübergabe bei Rechnern 376, 

Amtsverwefer, Belohnung 117. 

Amtsvergleihung 283, Umlage derfelben 268, 

Amtsverfammlung, Gefhichtlihes 13, als verwaltense Behörde 38, Aut: 
fhuß derielben 38, 

Amtsverfammlungsaltuar, Gehalt 120. 

Amtswohnungen, Befteurung für die Gemeinde 263. 

Anatomie, Dabinlieferung der Peichname Armer 192, 

Anborgen der Ausftände 324, 

Anbringgebühren von Walpflrafen SL. 

Anlagen, f. Steuern. 

Unleben, f. Eapitalien, Schulen. 

Anweifungen der Staatsfaffe auf Steuern 243. 

Apotheken, Befteurung 228. 

Arbeitsfhaffung für Arme 164, 

Armenärzte 167, 191. 

Armenbapd 167. 

Armenfuhren 169. 

Armenbaus 165. 

Armenfaften, Entſtehung 9. 

Armenftiftungen, Armentaffen, 170, 290, 291, Zufchuß der Gemeinde 215. 

Armenwefen, Armenpflege im Allgemeinen, Gefhichtlihes 5, 9, 160, be 
fepende Grundſätze 161 ff., Verbinpligfeit der Amtscorporation 282, ver 
Gefammtgemeinde 284, 

Arreft, f. Gefängniß. 

Arzneitoften für Arıne 167. 

Aufnahme ver Borräthe 319. 

Aufſicht, f. Staatsauffict. 

Aufftreich, als Regel bei Berleipungen ıc. 320, 

Aufzeihnung der Einnabmen und Ausgaben vom Redner 369, 

Aufzugsfoften der Geiftlihen 134, der Präzeptoren 157, Theilnahme ber 
Diözefanorte und Filialien hieran 269, 

Ausgaben, Feſtſtellung, Defretur ꝛc. 331, Eintpeilung derfelben zum Wirth 
ſchaftsplan 302, 

Ausländer, Zuziehung zur Steuer 210. 

Ausmärkfer, Behandlung derfelben beim Steuerwefen 218. 

Ausrodung von Wald 77. 

Ausftände, deren Beitreibung 323 ff., Verzinfung 324, Verrechnung 386. 

Austheilung, f. Bertheilung. 

Auswanderung, Beihülfe dazu an Arme 165. 


Baarzahlung der Forderungen 328. 
Bäche, Anpflanzung der Ufer 68. 
Bäder, Aufnahme von Armen 167. 
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Bauaccorde und Bedingungen dabei 336, 

Baufonde 302% 

Bauführer 33% 

Baupolzabgaben 84, 

Baufoften, Befreitung aus Grundftodsmitteln 305, 307. 

Baumpflangungen ©. 

Bauvläße, Recognitionszinfe davon 69. 

Baufdbillinge 64. 

Bauverfländige, deren Gebühren 335, ihre Defretur 337 Note 6, 

Baumefen, Behandlung 335, 336, 

Begräbniß Armer 192, 

Begräbnißplatz, Baulaft, Gebühren 131. 

Beilagen zur Rednung 382. 

Beiſitzeraufnahms gebühr 112, 

Beſchäftigung der Armen 164, 

Befheinigung für Ausgaben 374, 

Befoldungen im Allgemeinen 117. 

Befolvungsfteuer für den Staat 249, für die Gemeinde 265. 

Befoldungsverbefferungsfond der Beiftlichen 139. 

Befteurung für Corporationszwede 313, ſ. im Uebrigen unter Steuern. 

Beftrittene Poften 326. 

Betriebscapital 300. 

Bevölferungslifte, Fertigungsgebühr 137. 

Bezirksamt, f. Oberamt. 

Bezirfsftiftungen 29, Verwaltungsrecht derſelben 42, 

Bierbrauerei, Befleurung 230. 

Bilaugen 297. 

Bifhöfliche Neifen, Aufwand dabei 47 Note 4. 

Bleichen, Befteurung 226, 

Blitzableiter auf Gebäuden 63. 

Borgfrifi für Ausflände 324, 

Botenwefen 186, Botendienfte ald Frohnen 275, 

Brandfhadensverfiherung, Aufnahme der Gemeindegebäude 63, Umlage 
und Einzug der Briträge 253. 

Brovfhau 18 

Brüdenbaulaf 178, Bauprotofoll 179. 

Brüdengeld 180. 

Brunnenerhaltung 175. 

Bücherfammlung, öffentlihe 193. 

Bürger, deren Theilnahme an ber Verwaltung 34 

Bürgeraufnapmsgebühpr 110 — 112, 

Bürgerausfhuß, Gefhichtlihes 11, 17, 21, allgemeine Stellung defielben 
in der Gemeindeveriyaltung 35, in Stiftungefagen 41, beim Etat 295, bei 
der Rechnungsabhör 398. 


Bürgernußungen, Begriff 56, Erhöhung und Berminderung 60, 302, 315. 
Bürgerfhafe 92. 
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Bürgerfteuer 16, 2358. 
Bürgerverfammlung 34. 


©. f. durchweg in 8, 


Defeftprotofolt 395. 

Defizit, Dedung bei Gemeinden 302 ff., bei Stiftungen 315. 

Dekane, Kirchenviſitationsdiäten 136. 

Dekretur der Ausgaben 331 ff. ’ 

Diäten der Gemeindebeamten 124, der Berwaltungsaltuare 126, der Bauver⸗ 
fläntigen 335. 

Diebftapl an Kaffen 358. 

Dienftboten, fremde, Unterſtützung bei Krankheiten 169, 

Dienftcautionen der Rechner 344 ff. 

Durchforſtungen im Wald 78, 

Durdlaufende Rechnungspoften 386. 


Eiche, f. Maß und Gewicht. 

Eihenrinde 86 und Nachtrag 8. 

Einflagen ver Ausflände 325, 327. 
Einfommensfteuer, f. Befoldungsfteuer. 
Einnahmen, ihre Feftftellung 317, Erhebung 323. 
Einquartirung 19% ff. 

Einfhäßung, f. Steuereinfhäßung. 

Einfteben in einen Kauf ıc. durch Gemeindebeamte 320. 
Einzugsgebühr des Gemeinvepflegers 125, und Amtspflegers 125. 
Einzug der Einfünfte 323. 

Einzugsregifter 370, 

Eifenbahn, Befleurung für die Gemeinden 262, 263. 
Emolumente, f. Nebenbezüge. 

Empfang und Abrednungsbud 370. 
Englifhes Hemd für Tolle 192, 

Epidemieen, Koften, Beihülfe des Staats 167. 
Epizootieen 192. 

Erndtewievden 80. 

Erſatzpflicht bei Berluften einer Kaffe 359 ff. 
Erfagpoften 354, 39. 

Etatsjahr 294. 

Etatswefen 203 ff. Etatsüberfihreitung 339, 
Etterunterhaltung 171, 

Erecution ver Forderungen 327, 


Fabrifen, Befteurung 228. 

Fahrnißſtücke 107, 

Samilienfiftungen, Beftand und Berwaltung 38, 
Bafelviehhaltung 182, 

Geldgüter, Benübung 66 ff., Verpachtung 70. 
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Feldmäuſe, Vorkehrungen dagegen 181. 

Feldſchützen 181. 

Benerlöfhanftaften 187, ©elobeiträge dazu 114, 

Geuerfhau 187 

Beuerfprißen 187. 

Feuerverfiherung, f. Brandverficherung. 

Silialien, Grunpfäge bei ihrer Trennung von der Mutterlirche 140, ihre 
Stiftungen 292, ihre Theilnahme an Kirchentoften 269. 

Silialfiftungen 40, 

Firmung, biſchöfliche, Koflen dabei 136 Note A. 

Fiſcherei &9. 

Slurfarten 88 

Freiſchafe der Geiftlihen ıc. 92, 9. 

Breifprehung des Rechners 400, 

Forfibeamte, Auffiht über —— Zi f., 8 

Sorfterzeffe, Strafen 81. 

Fremde Arme, deren Unterflüßung in Nothfällen 169. 

Fremde Gelder ald Rechnungsrubrik 381. 

Srohnen 271 fi. 

Frohnmeiſter 279. 

Srobnfurrogatgeld 273, 276. 

Früchte, Berwaltung, Einzug 340, Verkauf 315, Sturz des Borrathe 387, 

Fruchthandel, Befleurung 227. 

Fruchtmarkt 184. 

Fruchtvorrath ver Gemeinden 10, 166, 

Fruchtzehnten, deren Verwaltung 100, 


Gant, Eingabe ver Forderungen an Gantmaffen 326. 

Garantieleiftung bei Bauten ıc. 336. 

Garnpafpelpifitation 185. 

Gebäranfalt für arme Schwangere 167 und Nachtrag 10. 

Gebäude, Benügung, Erhaltung 62 ff., Obliegenpeiten ver Rußnicher 63, ihre 
Eigenfhaft ald Grunpftodstheil 305. 

Gebäupdefieuer 219 fi. . 

Gebühren ver Gemeindebeamten 117, 125. 

Gefälle, Rutzung 98 ff., Ablöfung 102, Spezififation in der Rechnung 382. 

Gefällfrüchte 340. 

Gefältfteuer 213, 216. 

Gefangene, Gefängniffe 190, ärztliche Beratpung Gefangener 191. 

Gehalte im Allgemeinen 117. 

Gehülfen der Berwaltungsaftuare 45. 

Geiſteskranke Arme 167. 

Geiftliche, deren Einfommen 132, Theilnapme an der Armenverwaltung 162. 

Geldeinnahme, Berwahrung 341. 

Geldſendungen zur Staatskaſſe, Borfchrift varüber 243. 

Geldcapitalien 103. 

Gelvftrafen, Bezug 170, 190. 
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Geld unterſtützungen für Arme 165. 

Geldverpadung 243 Note 2. 

Gemeinden, als wirthſchaftliche Einheit 25, Umfang ihres Berbandes 26. 

Gemeindebadöfen 187. 

Gemeinvdebürger, f. Bürger. 

Gemeindebeamte und Diener, Verbot ihrer Theilnahme an Verleihungen 320. 

Gemeindedeputirte 11, 17, 21, f. Bürgerausſchuß. 

Gemeindeförfter 8, 

Gemeindefrohnen 27 ff. 

Gemeinvegüter, f. Grunpftüde. 

Gemeindenußung, f. Bürgernußung. 

Gemeindeparzellen, f. Parzellargemeinven. 

Gemeindepfleger, Dienfiverhältniffe 37, Gehalt 121, 125. 

Gemeinderath als verwaltende Behörde 33. 

Gemeinderehnung, f. Rehnungsweien. 

Gemeinderegiftratur Li. 

Gemeindefhadendumlage, Concurrenz dabei 260, 262, Behandlung der 
felben 264, 267. 

Gemeindefteuern im Allgemeinen 255 ff. 

Gemeindeverbandstrennung und Aenderung wirthſchaftlicher Berhältnife 
dabei 286. 

Gemeindevermögen, f. Vermögen. 

Gemeindeverfammlung in Berwaltungsfachen 24. 

Gemeindewalpfhügen Bl. 

Genehmigungsrent des Staats 50, beim Etat insbefonvere 298. 

Gerberrinde 86 und Anhang 

Gefammtgemeinde und Parzellen, allgemeiner Beftand 25, Drgane 33, Ber 
bältniß zu einander 285, 286, namentlid im Steuerweien 261, 

Gewährfhaften für Accorde 336. 

Gewerbefteuer 224 ff. 

Gewicht, f. Maß. 

Gewitterſchaden, f. Hagelſchaden. 

Giftpflanzenbücher 192. 

Gottesdienf, Aufwand 137. 

Grundabgaben zur Gemeinvefaffe 56, 60, 69, 

Grunpfteuer 213. 

Grundftod, Begriff und VBerwaltungsregeln 303 ff., deſſen Behandlung bei 
dem Rechnungsweſen 381. 

Grundſtücke, f. Feldgüter, Waldungen; im Allgemeinen: Bertpeilung 58, Vers 
äußerung 59. Benützung 66 f., Nußnießerleiftungen 69. 

Bülten, f. Gefälle. 

Gültſtagat 104, 

Güter buch, Aufnahme der Gemeindegüter 67, Führung vefielben überhaupt 159, 
als Ortöfteuerrolle 16, 218. 

Güterbuchsprotokoll 237. 

Guthaben des Rechners 387, 
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Händler, Befteurung 227, 228. 

Häufer, f. Gebäude. 

Haftungspflicht bei Kaffenreften 357. 

Hagelſchaden, Berfiherung der Gemeindemarkung 181, Schäßung zum Behufe 
eined Steuernachlaffed 241, 

Haiſchbücher 9. 

Handlöhne 101. 

Handwerfer, Befteurung 226. 

Handwerfsgefellen, Unterſtützung 169. 

Hausgerechtigkeiten, Befleurung 220, 

Hebammen 191, 

Heilanftalten für Berfrümmungen 167, 

Heiligenpflege, f. Stiftungspflege. 

Heiligenvogtei 4 

Heimathloſe, zugetheilte, Unterſtühung 161. 

Holzaufnahme 319, 

Holzgerzeugung in Waldungen 77. 

Holzfällungen, außerorventlige 78, 302. 

Holy frevelftrafen Sl. 

Holzhaueraccorde 79. 

Holzhändler, Befteurung 228, 

Holzymagazine für Arme 165. 

Holztheile der Bürger SB. 

Holzunterffügungen 165. 

Holzverkauf 86, 321. 

Holyvorräthe, Verwaltung 82 fi. 

Hofpitäler, Stiftung 9, Verwaltung 165. Eofpitalpfründen 165. 

Hülfslehrer 147. 

Hütfsvollſtreckung gegen Schuloner 317. 

Hüttenarbeiter, Vefleurung 226. 

Hüttenwerfe, Befteurung für vie Gemeinden 263. 

Hundeabgabe für Armenfaffen 170. 


Jagdausübung und Partung 95, 96, 181. 
Sahrmärfte 184. 

Impfweſen 192. 

Indufriefhulen 133. 

Intercalarfond der fatholifhen Kirche 139. 
Inventarium 107, deſſen jährliche Rictigftellung 389. 
Invefitur der Geiftlihen 134. 

Irre, Unterbringung 167. 

Jugend, arme, Unterbringung 168. 


Kapitalaufnahme als Schulv 310. 

Kapitalien, Anlegung, Verwaltung 103, Berzinfung 105, Verwendung zu 
faufenden Ausgaben 302 ff. | 

KRapitalbriefverwahrung 349, 
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Kapitalſteuer für den Staat 245, für die Gemeinden 265. 

Kaffenberidhte 332. 

Kaſſendiebſtahl 358. 

Kaſſenreſte 353. . 

Kaffenfturz und Bifitationen 350 ff. 

Kaffenüberfhuß 341, 

Kaffenverwahrung 341, 

Kaftenabgang 340, 

Kafenordpnung als Quelle von Normen 46. 

Kataſter weſen 207 ff. 

Katharinenhofpital 167 und Nachtrag 10. 

Kauffhillinge 166, 321. 

Kaution der Rechner 344, Kautiondurfundenformulare 347. 

Keltern, Benüßung 97, Beftenrung 229. 

Kinder, Fürforge für arme 168, 

Kirchenbaufrohnen 272, 

Kirhenbaulaft 129. 

Kirhenbauten 129, Staatsbeiträge dazu 129, Beflreitung der Koften vom 
Grundſtock 308. 

Kirchenbücher 137. 

Kirhenconvent als verwaltende Behörde 40, namentlich in Armenfachen 162, 
in Filialien, Gebühren dabei 136. 

Kirhengemeinde als Corporation 30, ihre Organe 44, Grundfäße bei Tren» 
nung von Filialien 140, ihre Umlage und Befteurung 269, 

Kirhengeräthe 130. 

Kirhengut, allgemeines 139, teffen Steuerfreipriten 8, 262. 

Kirchenkoſten, Umlage 269, Dedung vderfelben bei Defizit der Stiftung 315. 

Kirhenopfer für Arme 170, 

Kirhenfiftungen 138. 

Kirdenftühle 130. 

Kirhenpifitatonsfoften 136. 

Kirhenwefen, Geſchichtliches 5, wirthſchaftliche Berhäftniffe 128 ff. 

Kirchhof, f. Begräbnißplag. 

Klinikum 167. 

Kollaboratorsgehalt 156. 

Kollecten für Arme 170. 

Kommunorpnung 17, 46. 

Kompenfationspoften 386. 

Konfeffionsverpältniß bei Stiftungen 289. 

Kontrolle der Rechner 349. 

Kornhaus 184, 

Korporationen, Begriff 3: 

Korporationdsdiener, Genehmigung von Beſchlüſſen, wo diefe betheiligt find 50. 

Koſtaccorde 165. 

Koftenzettel, Defretur 331 ff., indbefondere der Anrechnungen von Beamten 
und Technikern 337 Note 6. 
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Kranke Arme 167, namentlich fremde 169. 
Krankenhäuſer 167. 

Kranfenwärter 192 

Krantpeiten, größere, Bezahlung der Arznei : ıc. Koften 167, 192. 
Kreisregierung, Auffihtsredt 21, 49, 50, 51. 
Kriegskoſten und Schaden, Ausgleihung 202 ff. 
Kultivirung der Gemeindegüter 68, der Walvungen 77. 
Kultkoſten 137: 

Kulturaufwand, beim Steuercatafter abzuziehen 214. 
Kunft, Pflege 193. 

Künftler, Befteurung 250. 

Kurfoften für Arme 167. 

Kurswerth ver Münzen 341. 


Landesvergleihung 7, 198, 200, 208. 
Landrechnungsdeputation 12, 
Landwirthſchaftliche Anftalten 181. 

Laſten, f. Verbindlichkeiten. 

Lateiniſche Schulen 154 ff., Viſitationskoſten 159, 
Laubrechen 80, 

!audemien 101. 

Laufende Berwaltung, laufende Ausgaben 298, 306. 
Lebensmittelfhaffung bei Theurung 166, 

Lehen, Berleidung 9. 

Lehrgehülfen, Beftellung 143, Belohnung 144. 
tehrgelder für arme Jünglinge 168, 
Lehrmittelanfdaffung 150, 155, 159. 

Leichen, f. Begräbnif. 

Leichname, Ablieferung zur Anatomie 192. 
Leihkaſſen 163. 

Tiegende Güter, f. Feldgüter. 
Liquidationspoften 387. 

Literaten, Befleurung 250. 


Mahlzeiten, verbotene 47. 
Maitäfervertilgung 181. 

Martfieine 188. 

Märkte, Gebühren 6, 184. | 
Markung, Bildung 4, Beftand 109, Umfteinung, Umgang 110. 
Markungs- und Steuergrenze 211. 
Marktungsumgang 110. 

Map und Gewicht 183. 

Manual 372, 

Materialien, Anfhaffung 336, Berrehnung 383, 
Maulwurffänger 181. 

Maurergefellen, Befteurung 226. 
Medizinalvifitationstoften 192, 
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Mesftiftungen 138. 

Meßner, Beſoldung 135 

Meßnerfrucht, Brod 135. 

Meßnergehülfen, dem Schulmeiſter beizugeben 145. 

Metzger, deren Verpflichtung zu Poſtritten 275. 

Militärſachen, Aufwand dafür 7, 192 f., deſſen Bergleihung 283. 
Müplen, Befleurung 229. 

Mühlſchau 185. 

Müplwagen 183. 

Münzen, außer Kurs gefeßte 341. 


Nachlaß an Forderungen 326. 

Rahrehnung 387. 

Nachtwächter 187. 

Naturalienverwaltung 340, 

Raturalienrehnung 383. 

Nebenbezüge ver Pfarrer 132, der Schullehrer 145. 
Nebenktaffen Bil. 

Nebennugungen in Waldungen 80, 87. 
Rebenrehnung 36. 

Neufteuerbarfeit 262, 

Normalmaße 183. 

Notare, Amtszimmer 189, Befähigung zu Berwaltungsgefpäften 75 Note 5. 
Nummerfteine an Straßen 18 
Nutznießerleiſtungen an Gebäuden 63, an Gütern 69, 
Nupungsplan bei Waldungen 75. 


Dberamt, ald ausnapmeweife verwaltend 36, als beauffichtigend 49 — SL, 
gemeinſchaftliches 51, deflen Berantwortlicpkeit 362, ald Revifiones und Abs 
hörbehörde 391 ff. 

Oberamtsarzt 191. 

DOberamtscorporation, f. Amtscorporation. 

Dberamtsfteuercatafter im Allgemeinen 207, für Grundfleuer 213, für 
Gebäudeftener 219, Gewerbefleuer 224, Fortführung deffelben 233 f. 

Oberamtsthierärzte 191. 

Oberamtswundärzte 191. 

DOberfeuerfhau 187. 

Oberförfter, f. Forſtbeamte. 

Oberlandesötonomiecollegium 19. 

Obfbaumpflanzungen 68. 

Detrois 257. 

Oeſtreichiſche Durhmärfde 201. 

DOrgelbaurevidenten, ihre Gebühren 335. 

Dpferfiod für Arme 170. 

Orthopädiſche Anftalten 167. 

Drtsetter 171. 

Drtsfenerfhau 187. 
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Ortsfremde, arme, deren Unterſtützung 169, 

DOrtsfteuercatafter, von Gütern 217, Gebäuden 222, Gewerben 231. 
DOrtsftraßen 172 ff. 

Drtstafeln 171. 

Ortsporfteher, als Leitender des Gemeinderaths 33, Befoldung 119. 


Pacht, f. Verpachtung, Grundftüde u. f. w. 

Paritätiſche Stiftungen 289 

Partitularftiftungsratp 40. 

Parzellargemeinde 25, ihre Organe 33, 35, Berhältniß zur Gefammt- 
gemeinde 285. 

Daffivremanet 387, 

Penfionen, Befeurung 249, 265. 

Penfionsregulativ für Gemeinvediener 118. 

Perfonalabgaben 256. 

Perfonalfreiheit 277 

Pfandſcheine, Erforderniffe ihrer Gültigkeit 104, Verwahrung 349. 

Pfandweſen, Koften 189, 

Pfarrer, Befolvung 132. 

Pfarrgemeinde, f. Kirchengemeinde, 

Pfarrgemeinderath, Stellung zum Stiftungsrath 44. 

Pfarrhaus bauten 129. 

Pfarrverweſer, Belohnung 133. 

Pfechtanſtalt 183. 

Pflaſtergelder 174. 

Pförchmeiſter 37 Note 10, 4. 

Pförhnußung 94. 

Pfründner in Spitälern 165. 

Pia corpora, ® Stiftungen. 

Podeneinimpfung 192% 

Portofreipeit der Kirchenſachen 138, Schulfahen 152, Armenfachen 170, 

Poſtritte 275. 

Prämiffen 380. 

Präzeptoren, Befoldung 156, 

Präzeptoratsverwefer 157, 

Preffereinlegung 327. 

Primärcatafter 18. 

Protokolle von Berleihungen ıc. 322, 

Prozepfahen, Behandlung 326, 


Quartierwefen 196 ff., Vergütung durch Amtsvergleichung 283, 
QDuittungen für Ausgaben 373. 


Napiat 372. 

Rathhaus 116. 
Rathéſchreiber, Befolvung 120, 
Realgemeinderechte 36, 


Reallaften, Abzug am Stenercapital 214. 

Realleprer, Befolpung 156. 

Nealrehte, Beräußerung 59. 

Realfhulen 154 ff. 

Rechner, dienflihe Verhältniffe 37, Berantwortfichleit 360, 

Nehnungsbelege 374, 382, 390. 

Rehnungsbericht des Amtepflegers 352. 

Rehnungsfälfhung 355. 

Rehnungsinftruftion als Quelle 12, 46, 365. 

Rebhnungsjahr 367. 

Rehnungsprämiffen 380, 

Rehnungsprobe 388. 

Rehnungsprobatoren 17. 

Rebhnungsreviforen 19. 

Rehnungswefen, Gefhichtlihes 10, 11, 12, 15. Beſtehendes 303 fi 
namentlih Rehnungsführung 369 ff., Rechnungsftellung 377, Rechnungs 
durchfiht und Publikation 390, Revifion und Abhör 391. 

Rehnungsurfunden 374, 382, 390. 

Negierungsblatt, deflen Haltung 116. 

NRemanet 387. 

Neifeloften der Gemeindediener 124, 

Rekognitionszinſe von Gemeinvepläßen 69. 

Refrutirungsfoften 194. 

NRefolvirung zu Umlagen 238, 

Nefte, Beſtimmung über folge beim Etat 299, 

Reftlegung 325. 

Reſtverwaltung, Refivorbehalt 299, 

Rettungsanftalten für Kinder 168. 

Rettungsapparat für Verunglüdte 192, s 

 Revierförfter, f. Forfibeamte. 

Revifion der Rechnungen 391 ff. 

Revifionsgebühren von Bauüberfchlägen ıc. 335. 

Rezeffe, Rezeßbuch 399, 

Rinde, f. Gerberrinde. 

NRittergüter, f. adelige Güter, 


Salinen, Befleurung für die Gemeinden 263. 
Salinenarbeiter, Befteurung 226, 

Salzhandel ver Gemeinden 10. 
Schadenserfagpflicht ver Berwaltungsfiellen 359. 
Shauanftalten 18. 

Schafweide, Scäfereien 90 ff., Befteurung 214, 226 Note 4, 
Scheidemünzen, audländifche 341. 

Schlachthaus 184. 

Schläge in Waldungen, deren Schuß 77. 
Schneebahnen auf Straßen 178. 
Schreibverdienſte 126. 
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Schulamtsverweſer, Belopnung 144, 

Schulbibliotheken, f. Lehrmittel, 

Squldenaufnabme und Abzaplung 309 ff. 

Shuldentilgungsplan 313, 

Schuldverſchreibungen 104, deren Verwahrung 349, 

Schulen, Errigtung, Eintfeilung ıc. 142, 

Syulfond, Verwaltungsorgan 44, Beauffihtigung 51, Einnahmen und Aus— 
gaben 152, Rednungsftellung 381. 

Schulgeld von Volksſchulen 151, von höhern Schulen 159. 

Shulgemeinde, als Corporation 31, ihre Organe 44, Eintpeilung, Bil 
dung 142, Umlage 270, 

Shulpausbauten 149, Staatsbeiträge dazu 149. 

Schulpeizungstoften 149, 

Schulkoſtens umlage 270, 

Säulleprerconferenztoften 146, 

Schulmeiſter, Beftelung 143, Beſoldung 144, 145, Staatöbeiträge dazu 145, 
Penfionen 147. 

Schulſteuer 270. 

Schultheiß, f. Ortsvorfieher. 

Shulvifitationgtoften 148, 

Shugpodenimpfung 192, 

Selbfiverwaltung von Einnahmen 319, 

Selbfiverwaltungsredt der Gemeinden 32, 

Seuden 167, 192 

Sigerpeitsleiftung bei Accorden 336, ded Rechners 344, 

Sicherheitsſchranken 178, 

Sicherung, verfaffungsmäßige, des Corporationdyermögens 32, 

Siehenpäufer 163. 

Sonntagsſchule 141. 

Spannfrohnen 27, 277. 

Spartaffen 164 

Speifeanftalten, öffentliche 165, 

Spezifilation in ven Rechnungen 383, 

Spital, f. Hofpitat. 

Sporteln von Gemeindefachen 127. 

Staatsauffidht im Allgemeinen 49. 

Staatsbeiträge. f. Kirchen, Schulpausbauten ꝛc., Armenfaden. 

Staatsfrohnen 272 

Staatsgewerbe, Befleurung 229, 262. 

Staatsfleuern 204 ff. , 

Staatsftraßen, Berbindlichfeiten der Gemeinden. 178, Auszahlung der Koften 
mittelft der Amtspflegen 243, 

Stadt und Amt, f. Amtstörperfchaft. 

Stadtmauern 171. 

Steinbrüche, Benützung 89, in Baldungen 80, 

Steinfag 188, 
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Steuerbüder, f. Güterbüder. 

Steuerdefraudationen von Gapitalien und Einfommen 265. 

Steuereinbringer 37, 240. 

Steuereinfbäßung der Güter 214, der Gefälle 216, Gebäude 219 ff. 
Gewerbe 224 ff., Berfahren dabei beim Oberamtscatafter 234, beim Orts⸗ 
catafter 287. 

Steuereinzug 240, 323. 

Steuerempfang- und Abrechnungsbuch 370. 

Steuerfreiheit von Staatäfteuer 208, 209, Gemeinvefteuer 262. 

Steuergrenze und Marfungegrenze 211, 

Steuerlieferung 241 ff. 

Steuernadlaß 241. 

Steuerrapporte der Amtspfleger 243. 

Steuerrevifionen 34 

Steuerrüdftände der Gemeinden 241. 

Steuerfaß 2336 ff. 

Steuerumlage 212, insbefondere auf die Gemeinden 233, auf vie Einzel⸗ 
nen 236 ff., f. auch Gemeindeſchaden. 

Steuervermögengregifter 218, 37 

Steuerwefen im Allgemeinen, Gefbichtliches 16, beftehende Normen 204 fi. 

Steuerzettel 239, 

Stiftungen, Gelhichtlihes 5, 9, 14, 19, Behand derfelben 28, Bezirke 
ftiftungen 29, Verwaltungsrecht bei denfelben 42, Auslegung und Umänderung 
der Stiftungsurfunden 46, Berhältniß zur Gemeindeverwaltung 287 fi. 315 
Berwendung ihres Ertrags nah ftiftungemäßigen Beſtimmungen 288, nad 
Eonfeffionsverpältniffen 389, nach gefeglichen Befimmungen 290, zwiſchen 
mehreren betheiligten Orten 292, Dedung ihres Defizit 315. 

Stiftungspfleger, Dienfiverhältniß 43, Gehalt 121. 

Stiftungsrath als verwaltende Behörde 40. 

Stiftungsrechnungswefen 368 ff. 

Stiftungsurfunden, Auslegung 46. 

Stiftungsverbrüderung 14, 19, deren Organe 42, 

Strafen, Bezugsrecht der Armenkaſſen 170. 

Straßenbanlaft 176. 

Straßenreinigung 173, Anfegung und Unterhaltung ver Bizinalftraßen 176 fi. 
Accordsbedingungen an Unternehmer von Straßenbauten 336, Beifuhr von 
Material 179. 

Streiffoften 272. 

Stüdrehnung 368. 

Sturz der Borräthe 387. 

Summariſches Negifter über das Steueroermögen 218. 


Zagbuc der Redner 371. 

Taggelvder der Gemeindediener 117, 122. 
Taglohnslifte bei Gcmeindearbeiten 333. 
Techniker, f. Bauverfländige. 
Theilgemeinde 25, ihre Organe 33, 35. 
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Theilrehner 37. 

Theilrechnung 366. 

Theilungen, Berichtigung der Gemeindeſchuldigkeiten bei folgen 323. 
Theurung, Mafregeln bei ſolchen 166. 
Thierärzte, Aufftiellung 191, 

Thorfperrgelver 171. 

Zilgungsplan für Schulen 312, 

Todesfälle der Schufpner, Zahlung der Schulden 323, 
Trägerei bei Gefällen ıc. 99, . 
Truppendurchzüge 201 ff. 

Zurmanftalten fäl Note {, 


Uebergabe an neue Rechner 376. 

Uebernapme der Baumerfe ıc, 337, 

Ueberſchlag über Bauten 335. 

Ueberfhüffe, veren Verwendung, Vertheilung 308, 316, in ter Kaffe 341. 
leberfhwemmungsfdhaden 241. 

Uferbauten 181. 

Uferholgpflanzungen 68, 

Umgelds bezug der Gemeinden 6, 257. 

Umlagen der Gemeinden ꝛc. 313, Nachträgliche 339, 
Umzugskoſten ver Geiſtlicen 134, 

Uneheliche Kinder, Ernäprungspfliht 161. 

Unteramtleute 17. 

Unteramisarzt 191. 

Unterpfandsbücher, Koften 189, ‚ 
Unterftüßungen, unmittelbare, der Armen 165, 
Unterfiüßungstaffen, geifllihe 139. 

Unzudtfirafen 170. 

Urkunden, f. Rehnungsurfunden. 


VBeraccordirung von Bauten, Lieferungen ıc. 333 fi. 

Berantwortlichkeit der Berwaltungs- und Auffichtsbehörben 359, 

Verbindlichkeiten ver Corporationen 32, 54, 58, 108, Uebernahme neuer 
281, 290, 306. 

Berbraudsfteuer der Gemeinden 337, 

Verbrüderung der Stiftungen 14, 20. 

Berfalltermine bei Einnahmen 323. 

Verkäufe von Grundflüden und Realrechten 59, Behandlung im Allgemeinen 
320, 321. 

Verköſtigung Armer 165. 

Berleipungen im Alfgemeinen 320, 322, 333. 

Bermarfung der Güter 18, 

VBermögensverwaltung im Allgemeinen 52 ff., Beftandtpeile des Ber- 
mögens 51 — 54, Werth und Beveutung des Vermögens 55, 56, Verände⸗ 
rung der Beſtandtheile 57 ff., Berechnung des Beſtandes 388, 

Verpachtungen von Gütern 70, don Schafweiden 93, von Zehnten 100. 
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Berfleigerungen 320, 322, insbefondere Tpeilnahme der Gemeindebeamien 
dabei 320. 

Bertheilung von Gemeindegütern 58, von Bemeindegelvern 316. 

Verurkundung der Rechnung 384. 

Berwaltungsaftuare 21, dienfllihe Berhältniffe 45, Belohnung 126. 

Berwaltungsedict ald Quelle 21, 46. 

Berwaltungsjahr 294. 

VBerwaltungsnormen im Allgemeinen 46 — 48. 

Berwandte, Unterfüßungspfliht in Nothfällen 161. 

Bermweisfhulden 106, deren Berrehnungsweife 381, 386. 

Berzugszinfe aus Ausftänden 324, 

Vizinalwege, f. Straßen. 

Viebbandel, Befleurung 227. 

Viebleihkaſſen 1M. 

Viepfhau 185. 

Viehzuchtförderung IBL 

Boltsfhulmwefen 141 ff. 

Boranfhläge beim Etat 297. 

Vorbehalt zu Verwendung angelegter Capitalien 308, 

Borempfänge auf fünftige Einnahmen 302. 

Bormertungsbud 324 

Borrätbe, deren Aufnahme 319, Berwerthung 321, Einzug und Berwahrung 340. 

Borfhüffe als Anlehen 103, 163, aus Grundftodsmitteln zu laufenden Aus 
gaben 307. 

Borfpannleifltungen fürd Militär 199 ff. 

Vorzugsrechte der Forderungen im Gant 326, 


Wacgelder 2. 

Wahnſinnige, f. Geiftestranfe, 
Waiſenhaus aufnahme 168. 
Waldbewirtbfhaftung TI fl. 
Waldmeifterbeftellung 37. 
Waldſchutz Bi. 

Wandergeſellen, Unterflüßung 169, 
Wartgelver 117. 

Wafferbauten 181. 
Wafferbepälter 12. 
Wafferleitungen 173. 

Wege, f. Straßen. 

Weggelder 6, 180. 

Wegweiſer 178. 

Weide, f. Schafweire. 
Weinbergfhügen 18 
Weinhändler, Beſteurung 228. 
Weinkauf bei Verträgen 321. 
Weinzehnten, Verwaltung 100. 
Wildbad, Aufnahme von Armen 167. 
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Winnenthal, Heilanſtalt 167. 

Wirthbſchaft der Gemeinde ꝛc. im Allgemeinen 1— 3, allgemeine Wirthſchafts⸗ 
regeln 47. 

Wirtpfhaftsgemwerbebefleurung 230. 

Wirthſchaftsplan, allgemeiner 293 ff., insbefondere bei Waldungen 75, 76, 

Wittwenfaffe der Geiſtlichen 139, der Schullehrer 147. 

Wochenmärkte 184 

Wohlthätigkeitsvereine, ihre Theilnahme an der — 162, 

Wohnung für Arme 165. 

Wohnfteuer 18, 259, 

Bundärzte, Befellung 191, 


Zaplungsanweifung 337. 

Zahlungsfriften für Ausftände 324. 

Zahlungsverzeichniſſe von Steuern ıc. 37L. 

Zehen auf Gemeindefoften 47 Note 4. 

Zehnten, Einführung 5, Nußung 100, 340, Behandlung bei Steuereinfhähung 
der Güter 214, 

Zehntfreie Güter, Befteurung 214. 

Zehrung, f. Diäten. 

Zeitrenten bei Ablöfungen 101, deren Berrechnungsweife f. Nachtrag 15. 

Zeitfhriften, Befleurung 250. 

Ziegelfhau 18% | 

Zimmergefellen, Befteurung 226 Note 5. 

Zins aus Gapitalien 105. 

Zugetheilte Heimathlofe, Mnterftügung 161. 

Zureftllegen von Ausfländen 325. 

Zufammengefeßte Gemeinde 25, deren Organe 33, 

Z3wiefalten, Srrenanftalt 167. 
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Nachträge und Berichtigungen. 


1) S. 20. zu $. 19. Note 5. Zwar wurde fhon unter König Friedrich 
von den neuen Landestbeilen eine Ehulvenfumme von 9— 10 Millionen Gulden 
auf den Staat übernommen; dagegen wurbe gerade die Hebernahme der in ver 
Note bemerken Edulvfumme unter dem Vorgeben abgelehnt, daß folhe als ört- 
liche oder Bezirksſchulden anzuſehen feyen. 

2) ©. 38. in Note 1. zu $. 26. lied 1849 flatt 1829. 

3) ©. 30. in Note 2 zu $. 28. dritte Zeile fies „im Ange” flatt „ein Auge”, 

4) ©. 52. Note 9. zu $. 45. erfte Zeile oben lied Punkt 4 flatt Punkt 2 

5) ©. TI. Note 6. dritte Zeile fies 1. b. flatt 2. b. 

6) ©. 78. Zeile 16. von oben lied „Viehfraß“ ſtatt „Viehfaß“. 

7) ©. 88. Zeile 5. von oben lies „vie dann” flatt „ver dann’, 

8) ©. 94, $. 86. Note 4. Die bier erwähnte Finanzminiferialverfügung 
vom 2. Januar 1850 wurde unterm 4. April 1851 unter Aufhebung der Ber» 
ordnung dom 1. September 1812 dahin näher befimmt, „daß die Gemeinden 
und Stiftungen nicht gehindert werben follen, in ihren Waldungen mit der Fäl— 
lung des eichenen Holzes vor der Saftzeit zu beginnen, wenn fie zuvor im Winter 
einen Verſuch gemadt haben, die Rinte von dem eicenen Holz, das fie fällen 
wollen, im Aufftreih zu verkaufen, und der biebei erzielte Erlös aus der Rinde 
den Walpbefigern ungenügend erfheint. Eichenes Holz, welches zu Nutzbolz ber 
ſtimmt it, kann ohne vorgängigen Berfuh des Berfaufd der Rinde im Winter 
gefällt werden.” 

9) ©, 107. Der Sat 3, b. fängt an: „nach durchſchnittlichen“ ſtatt „auch 
durchſchnittlichen“. 

10) S. 194. Note 6. Hier iſt zu berichtigen, daß die Aufnahme von 
armen Schwangern in die Gebäranſtalt des Katharinenhoſpitals unentgeld- 
lid Statt finvet. 

11) ©. 197. $. 169. fechste Zeile fies „non Gemeindewegen” flatt „am”. 

12) ©. 240. Note 2. erfte Zeile lies „unferem Lande eigenthümlichen“. — 
©. 241. daſelbſt Zeile 10. von oben lied „eintreten würde”; Zeile 23. von 
oben lieg „verſchieden einwirft”, 

13) ©. 244. Zeile 4. von oben lied „aus befondern Gründen” flatt 
„Gründerath“. 
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ia) ©. 338. $. 263, Note 3. In Bezug auf die Cataftrirung der Amts» 
wohnungen für die Gemeindebefteurung find noch weitere Borfopriften zu erwarten. 
15) Zu 8. 281. 


Ueber die Verrechnung von Beitrenten, 


Wenn Gefälle einer Corporation auf vie jebt fo häufig vorfommende Art 
durch Zeitrenten abgelöst werden, in welchen Capital und Zins bis zur völligen 
Abtragung enthalten it, fo gehört ver Iaufenden Verwaltung zunädft der Zins 
aus dem urfprünglich berechneten Ablöfungscapital (alfo dem fechszehnfachen Bes 
trage der Jahresabgabe nach Abzug der Berwaltungsfoften), während der weitere 
Betrag der Zeitrente als Zahlung an dem Tilgungscapitale ſelbſt, mithin als 
Grundſtockstheil zu behandeln if. Weil aber bei Berechnung der Zeitrente ans 
genommen ift, daß die jährlich am Zilgungscapital bezahlte Summe ſogleich 
verzinslich angelegt und ver davon fallende Zins fofort zum Ca— 
pital gefhlagen und mit verzindt werde, fo ift der Grunpflod um feine 
Forderung erfi dann befrietigt, wenn neben feinem Antheile an der Jahresrente 
(defien fünfundzwanzigfacher Betrag dem urfprüngligen Capital noh nit 
gleichfommt) aus laufenden Mitteln fo viel zu Capital angelegt wird, als ver 
jährlich wachfenvde Zins aus jenem Jahresrententheil bis zum Schluffe der Renten» 
periode ausmacht, oder mit andern Worten, ald es zu Ergänzung des urfprüng- 
lien Ablöfungscapitale bevarf. 

Gefegt, dies betrage 300 fl. und fomit die fünfundzwanzigjährige Tilgunges 
rente 19 fl. 12 fr., fo würden hieran der laufenden Berwaltung ald Zins von 
jenem Capital 12 fl. zulommen, der Reſt mit 7 fl. 12 fr. aber als Capital⸗ 
tilgung anzufehen ſeyn; Ießtere Zahlung macht in 25 Jahren zufammen 180 fl. 
und würden fomit zum Ablöfungscapital 120 fl. fehlen. Diefe könnten in 
24 Jahren fo gewonnen werden, daß zu der jährlichen Zahlung von 7 fl. 12 fr, 
jevesmal der Zind aus ven vorangegangenen Zahlungen zugerechnet und (weil 
natürlich folche Heine Poften nicht fofort verzinslich angelegt werden können) in 
größeren Zwifchenräumen und Poften zu Capital angelegt würde, fo daß in dem 
gegebenen Falle ald anzulegenvder Grundfiodstheil anzufehen wäre: 

im erſten Jahreeer... 7fl. 12 kr. 

im zweiten Jahre weiter . 2 2... TA. 12. 





und Zins aus den erfien 7 fl. 12 fr. 17 kr. 
7.29 fr. 
14 fl. 41 ir. 
im dritten Jahre weiter . » 2... 7. 12 kr. 
und Zins aus den vorigen 14 fl. 41 fr. 35 fr. 
7 fl. 47 Mr. 
22 fl. 28 fr. 
Im vierten Jahre weiter . » 2: 2... TA. 12 kr. 
und Zins aus bisherigen 22 fl. 28 fr. 54 fr. 
Bf. Gr. 





Uebertrag 30 fl. 34 
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Uebertrag 30 fl. 34 fr 

im fünften Jahre weiter » . . 0.» TR. 12 I 
und Zind aus obigen 30 f. Ar. . 1f. 13 kr. 
— 8f.35. 


38 fl. 59 kr. 
u. f. w. 
worurd die nah 5 Jahren fhon auf 38 fl. 59 fr. angeftiegene Summe all 
mäplig den Betrag von 300 fl. erreicht. 

Weil aber in ver Berwaltung der Corporationen die in Zeitrenten zer 
fhlagenen Ablöfungsgelver felten fo viel betragen, das fie Teicht für fich oder in 
Berbindung mit andern Grundftodsgelvern fo angelegt werven könnten, mie cd 
jene umftändlihe Berechnung verlangt, fo ift ed viel einfacher und zweckmäßiger, 
wenn durch Beidhluß der Berwaltungsbehörde der Grundflod um feine ganıt 
Forderung (mithin im voraudgefegten Falle um 300 fl.) auf einmal over in 
angemeflenen und von der Rentenzahlung unabhängigen Zielern (z. B. in 6 Zie⸗ 
fern & 50 fl.) aus laufenden Mitteln befriedigt und dafür der laufenden 
Berwaltung die ganze JZahresrente überlaffen wird; oder auch fanz 
bei größern Ablöfungen das ganze Ablöfungscapital geradezu in fo viel gleide 
Theile zerlegt werden, als die Zahl der Jahresrenten beträgt, fo daß z. B. ki 
3000 fl., die in 25 Jahresrenten getilgt werven, jährlich zum Grundſtock 120 f. 
anzulegen wären. Bei diefem Berfahren wird die laufende Verwaltung für die 
dem Grundſtock gemachten Vorauszahlungen durd ven allmäplig anwach⸗ 
fenden Zins aus den fo angelegten Ablöfungsgelvern entſchädigt, der ihr fe 
fort zufällt. 
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